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Vorwort 

\X';Ulllll konnren einige Enrwicklungsländer fast an das OECD-0.'iveau anschließen, dIe mei

sten jedoch nur wenige bis gar keine Erfolge erzielen? \X'ie läßt sich diese Differenz erklären? 

(;ibt es in den stagnierenden Ländern "politische .)([ukturen", welche die Emwicklungspo

tenriale systematich blockieren? - \X'enn man Srudenren frage \X'arum brauchen moderne 

Gesellschaften einen )taat? so löst man zunächst einmal nur Erstaunen aus. Auf dIe Frage: 

Welche sind denn die wichtigsten Institutionen des modernen Staates? - bekommt man, nach 

einigem Zögern, das Gewaltenredungsschema zu hören. Ist unser Wissensstand seit 300 Jah

ren tatsächlich derselbe geblieben? Die hage' Weicht Subsysteme sind für das politische Sy

stem moderner Demokratien wesentlich und deshalb unenrbehrlich? - wird selbst in der 

Fachwelt so konrrovers diskutiert, daß man sie in der Lehre am besten gar nicht stellt \X'enn 

man aber dIesen Grundsatzfragen ausweicht, wie kann man dann ein Grundverständl1ls für 

die Funktionsweise unserer Demokratien vermirreln? 

Die "Texte dieses Buches sind sprachlich so verfaßt, daß sie für höhersemesrrige Srudenren 

verständlich selI1 sollten. Die Anmerkungsapparate blieben lückenhaft und selekm', wären 

also gegebenenfalls durch die Lehrenden zu ergänzen, tur ein eigenständiges \X'eiterarbeiten 

der Studenren miißten sie jedoch einen ersten Ausgangspunkt darstellen. 

Ein Buch wie dieses hat viele Väter und Mllrrer, denen zu danken wäre. An vorderster 

Stelle steht der Fonds zu/' FiJrdenmg der wlSSenschaftlrchen F(mchullg (\X'ien), dem Ich für die 

Finanzierung des Projekts (ProJekt-:'ir. PIII39-0EK) zutiefst zu Dank verpflichtet blI1 Als 

.. '-ichurzmanrelmadonna" des Projekts fungIerte Prof. Eva Krelsky (\X'ien), als elI1en der Pro

Jekt Gutachter des Fonds habe ich Prof Wolf-Dieter 0.'arr (rU Berlin) aus der Anonymität 

heramholen können - Eva danke ich herzlich für dIe Hilfestellungen bel der formellen Ab

wicklung des Projekts, \X'olf-Dleter für seine unermüdliche Gutachtertängkelt, ohne dIe das 

Projekt, und damit dIeses Buch, niemals zustandegekommen wäre. - Für den Inhalt bin 

natürlich nur ich selbst veranrwortlich. 

t\icht zulem aber habe ich meiner Frau Isabella zu danken, deren Geduld über dIe ;"'1aßen 

zu strapazieren ich wieder einmal nicht habe vermeiden konnen. 

\Vien, 1m September 2000 





Einleitung: 
Das politische System 
der Weltgesellschaft 

Weltgesellschaft 

Sind die Srädre Frankfurr und Singapur mireinander srarker verbunden als dIese mir Ihrem 

Jeweiligen Hinrerland'? Mehrere rausend Satelliren halren Kommunikanonskapunären in 

einem Ausmaß bereir, daß das Beispiel keineswegs aus der Luh gegriffen erscheinr, und was 

dIe \X'irrschafrsbeziehungen berriffr, enrhälr es sogar e1l1en gewissen Realirätsgehalr·. -

Crunds:itzlich sind aber in den modernen Kommunikanonsnerzen alle Teilnehmer porenriell 

direkr mir allen Teilnehmern verbunden, wie schon der Telephonbesitzer wußre, und das In

rerner machr noch einmal mir aller Wuchr unmißverständlich eines klar: Der a1lgeme1l1e evo

IU(lonäre Vorgang heißr Netzl·erdlchtung: "Nerze verdichren sich mir dem Wachsrum des An
reils porenriell anschlußfahiger Elemenre, die an ein nerzgebundenes Svsrem bereirs 

angeschlossen sind. Als ,Ncrzerschließung' ließe sich dann der Vorgang der Inregrarion aller 

anschlußfähiger Svsremelemenre Il1S jeweils sysrembildende Nerz charakrerisieren."; Nichr zu

letZ( hat das ebenfalls exponennelle4 - Wachstum der massen medIalen Kommunikanons

formen dazu geführr, dag es heure de facw keinen bewohnren Winkel der Erde mehr gIbt, 

der nicht erreicht worden ware. 

Schon diese wenigen Sachverhalte deuten daraufhin: "Wir leben längst in einer Weltgesell
schaft, und zwar in dem <"inne, daß die Vorsrellung geschlossener Räume fiktiv wird. Kein 

Land, keine Gruppe kann sich gegeneinander abschließen."< In dieselbe Richrung verweist 

der zum Teil geradezu in paradigmatlScher Weise gebrauchre - Begriff der Clobalzsierung' 

So dIe hage vonjan Aart 5cholte 199~: The Globallzanon of\X'orid Polincs. In: John Baylis/Steve 

Smlth (Hrsg.), The G1obalization of World Politics. An Introduetion [0 International Relations. 

Oxford u a.' Oxford Gniv. Press. S. 13-30. hier S 23. 

2 Kemchl Ohnwe 1996' Der neue \X'e1tmarkc. - Das Ende des Nationalstaates und der Aufstieg der 

regIOnalen Wirrschaftszonen. Hamburg: Hoffmann und Campe 

3 Hamann Lübbe9r \10dernislerung und Folgelasten - Trends kultureller und politischer I:.vo

lunon. Berhn u a. Spnnger, S. 6. 

4 Klaw,Werten 1994 Evolunon der Kommunikation. In: Klaus Merten/Siegfried J. SchmIdt/Sleg

tried Weischcnberg (Hrsg.), Die Wirklichkeit der Medien. Opladen Westdeutscher Verlag, S. 

141162, insbcs. die Kurve aufS. 142. 

5 U!nch Bnk 1998: \'{'as ISt Globalisierung? frankfurt am t-.hm <;uhrkamp, S. 27 (Hervorhebung 

im Origmal); ahnIich schon zuvor RudolfSllchweh [995: Zur fheone der \X'e1tgesellschaft In. So 

ziale '>ysteme. Heft 1/95 29-45. und !lflklas Luhmann 1997: Die Gesellschaft der Gesellschaft 
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Globalisierung bezeichnet all jene Prozesse, durch welche alle Völker der Erde in eine einzige 

Weltgesellschaft inkorporiert werden, so z. B. Holton6 und Malcolm Waters etwa formulIert: 

"In a globalized world there will be a single sociery and culture occuPYIng the planet.'" Der 

Begriff "Weltgesellschaft" meint natürlich keine Spezifizierung des Begriffs "Welt". wie das in 

mißverständlicher Weise Kurt fudyka behauptet', sondern bezeichnet das "umfassendste So

zialsystem" - mit der Konsequenz, "daß es für alle anschlußfähige Kommunikation nur eIn 

einZiges Cesellschaftssystem geben kann"". Es gibt heute keine sozialräumlich geschlossenen 

frankfurt am t-.lain: 'luhrkamp. S. 145-170 zum Thema,Weltgesellschaft"; eher durftig Peter 
hichs I99~: Das seltsame Problem der \X'eltgesellschaft. Opladen: Westdeutscher Verlag. 

6 Roben j. Holton 1998: Globallzatlon and the 0lation-State. London. MacMillan. S. Il. und siehe 

Chap. 2; "Emergence of the \'«orld as a Single PI ace" Der Altmeister der Globalisierungsrhcorie 

ist Roland Robertson 1992: Globalization. Social Theory and Global Culture London/Newburv 

Park/New Delhl: Sage Der Begriff "Globalisierung" war und Ist es teilweise noch überwie

gend negativ besetzt: Globalisierung unterminiere den Nationalstaat (Demokratie und Sozial

sf.1ddichkeit insbesondere). sei primär von der \X'eltwirrschaft der multinationalen Konzerne ge

prägt, zerstöre die Umwelt und autochthone Kulturen usw. Die meisten Kritikpunkte haben Sich 

als unrichtig herausgestellt, so treffend Ingo Pies 2000: Globalisierung und Demokratie: Chancen 

und Risiken aus ökonomischer Sicht In; Hauke Brunkhorst/Matthias Ke[[ner (Hrsg.), Globali

sierung und Demokratie. \X!irrschaft, Recht, Med[en. Frankfurt am Mam; Suhrkamp, S. 53-89. 

7 ,I,falcolm ~atm II99lJ: Globalization. London/New York: Roudcdge, S. 3- .,Globallslerung" Im

pliziere keine besonderen Anforderungen an die IntegratIOn der (,esellschaft, im Gegenteil, sie 

werde hochgradig differenziert, multlZentrisch und chaotisch sein. Es gibt keine zenrrale Regie

rung, keine generalisierte Präferenzen für grundlegende \X'erte - die integnerenden \X'ene müß

ten hochabsrrakt sein, lediglich ein Ausdruck für Toleranz Im H1I1blick auf Unterschiede und in

dividuelle Selektionen: "Importandy territorialin' will disappear as an organizing principle for 

SO(lal and culturallife. it will be a sociery withour borders and spatial boundaries. In a globalized 

world we will be unable to predict social practices and preferences on the basis of geographicallo

catlon. Equally we can expect relationships between people in disparate loeations to bc formed as 

easilyas relationships between people 111 proxlmate ones", so der Autor, ebenda. 

8 Kurt Tudyka 1989: "Weltgesellschaft" - Unbegriff und Phantom. In: Politische Vierteljahresschrift 

30: 503-508 und fast identisch Kurt 7iidyka 1994: Der Ausdruck Weltgesellschaft täuscht. In: Jörg 

Callies (Hrsg.), Auf dem 'X'eg zur Weltinnenpolluk. Vom Prinzip der nationalen Souveränität zur 

Notwendigkeit der Einmischung. Rehburg-Loccum: Evangel. Akademie Loccum, S. 33-40; eher 

kritisch auch Emanuel Richter 1990: WeltgeseIlschaft und \X'eltgemeinschaft. Begnffsverwlrrung 

und Klärungsversuche. In: Politische Viertelphresschrift 31: zn -279; ob man mit der Unter

scheidung von Gesellschaft und Gemeinschaft auf diesem Feld weiter kommt, würde ich bev. .... ei

fein, siehe jedoch Forschungsgruppe Weltgesellschaft 1996: Weltgesellschaft: Identifizierung eines 

,Phantoms". In: Politische Vierteljahresschrift 37: 526. 

9 So schon früh NlkLas luhmann I9.-S: Die \X'eltge~ellschaft. In: Ders., Soziologische Aufklärung 2. 

Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 51-71, das ZItat ist in NikLas Luhmann 1997: Die Gesellschaft 

der Gesellschaft. a. a. 0, S. [45. 
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Gesellschaften mehr, mir denen Kommunikarion nichr mögltch wäre - selbsr nomadisierende 

Jäger- und Sammlergruppen sind in 'Iourismusprogramme einbezogen und kommen so zu 

Bargeld. mn welchem man praknsche Dinge kaufen kann, so z. B. TransisrorradlOs oder 

Funkger;üe'°. 

Bereirs seir der Aufklärung wird in verschiedenen Variamen die Einheit der Gesellschaft re

flekriere, etwa im Begriff der ,)v1enschheir" bei Kam, der die "Kolonisierung" der Wilden für 

ein zu revidierendes Unrecht hälr - die "ungesellige Geselligkeit" des Menschen und die darnIr 

verbundene "Disposirion wm Kriege" haben wr Besiedelung der ganzen Erdoberfläche ge

führt, die Erde aber sei eme Kugel. die Oberfläche endlzch, deshalb müsse die ungesreuerre Dy

namik des Krieges beendet werden, und zwar durch die Enichrung ell1er "Weluepublik", wel

che die ,,\X'eltbürgerrechre" aller Menschen garamiere". \X'enige Jahre nach Kam (genauer~ 

im Jahre 1800) schrieb Friedrich Cenrz, die Revolurionäre der Französischen Revolu(Jon här

ten ,.alle Völker der Erde in ewern großen kosmopolirischen Bunde vereinigen" wollen, 

"schufen" dabei aber "den grausamsren \X'elrkneg, der die Gesellschaft ersch(merte und aus

einanderriß"Il. 

\Vährcnd l.neraren von ,,\X'eltlirerarur" sprachen, Philosophen und polirische Publizisren 

111 Kategonen von Krieg und Fneden zwischen Narionen dachren, verlagerren Karl Marx und 

Friedrich Engels den Alaem emschieden auf die Welrwirrschaft: Die dem Kapitalismus in

hireme Dynamik zur Expansion habe einen allumfassenden Weltmarkt emsrehen lassen, der 

nur zur Beseitigung von Hindernissen oder Srörungen auf Minel der physischen Gewalr an

gewiesen sei ll ; nichr Kanonen, sondern bllhge Preise werden die chll1eSlSche Mauer nieder

schießen Ganz anders bekanntlich die Theoreriker des "lmpenalismus" 4, die die gewaltsame 

10 haglieh daher auch die Beobachtung des Globalisierungsprozesses mir der ünrerscheidung ,,00-
minanzkultur" und "domtnlerte Kultur" durch Arnold Groh 1999: Globalisierung und kulturelle 

Informarion. In: Jürgen Mine/maß (Hrsg.), Die Zukunft des Wissens. XYliT. Deurscher Kon

grell rur Phtlosophle Konsranz 1999. Konsranz: UVK Ul11versirärsverlag, S. 1076-1084. Nichts för 

dert die f:rhalrung der partikularen Kulturen mehr als der we/m'eire Tounsmus. 

11 Vollu'r Gerhardt 199): Immanue/ Kanrs Enrwurf "zum eWigen Frieden". Eine Theone der Polt 

rik. Darmsradr; \Vissenschafrliche Buchgesellschafr, S 19 (Hervorhebungen Im Origtnal) Kanr 

reflek[1cre eine wahrhaft weltpolizisch zu nennende Lage I11chr zulerzr aufgrund der Knege, wo es 

nichr mehr um die Befriedung regionaler Konflikre gehe, sondern um Polirik Im globalen :V1aß

srah, so Gerhardr. Aber auch der Welthandel sei schon rur Kanr eine Tarsache. 

n Zi[1Cf[ nach V:'olfgang kerJIrng 199): "Die bürgerliche Verfassung in jedem Sraare soll republikal11seh 

sem'. In: Orfried Höffe (Hrsg.), Zum ewigen Frieden. Berlin: Akademie Verlag. ~. 8--108, hier S. 97 

13 )0 aueh die Rekomrruk[1on von Aflchael A!alln 1984- Caplrallsm and Milltaf15m In: :V1arrin Shaw 

,Hrsg.), \\'ar, )rare and Souery. London: ~facmillan, S. 25-46. Kapitalismus sei die ersre Gesell

schahsforma[1on, tn welcher ,,Ausbeutung" kerner Mine/ der phplschen Cewalr bedürfe. 

14 Der locus classicus isr narurlich V,7.1 Lmlll 191611976: Der Impeflalismus als höchsre; Sradium des 

Kapiralismm. In: Lentn - Ausgewählre Werke, Bd. 1. Berltn: Dlerz, S. 767-873; siehe auch die 
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Beserzung bzw. Aufreilung der Erde durch die westlichen Indusrnestaaten funktional auf das 

ankzgesuchende Kapital bezogen. So wie dIe Anarchie des kapitalistischen Marktes und die An
archie der Staaten im inrernationalen System zweI Selten derselben .\ledaille SInd', so müs

sen die mit modernsten \'Vaffenrechnologien gerüsteten Indusrnestaaten - samt den damit 

verbundenen Drohpotenrialen - auch heute noch den Staat der Enrwicklungsländer 

,schwach" halren \ um den auf dem \X'e1tmarkt konkurrierenden nationalen Kapitalen Vor

teile verschaffen zu können. - Diesen In der marxistischen Traditionslinie stehenden "polit

ökonomischen" Ansätzen zufolge ist dIe \X'eltgesellschafr politisch herrschaftlich organisiert 

und ökonomisch ausbeuterisch zugleich " d. h., wir hätten eine stratifizierte \X'eltgesellschafr 

vor uns und diese folglich mit enrsprechenden begrifflichen Mitteln zu analysieren. ~ach dem 

\Veltsystem-Ansarz von Immanuel \'VallersteinI8 und anderen l9 sähe die Primärdifferenzierung 

der \:<'e1tgesellschafr folgendermaßen aus2C
: 

Beiträge in Harn lflnch Wehler 19-0 (Hrsg), ImperialIsmus. KölnIBerIm Kiepenheuer & \X'it\ch: 

Nonnan Fthenngton 1984: Theories ofImperiaiism: \X'ar, ('.onquest and Capital. LondonrrotOwa: 

Croom Helm; Duzne E/son 1984: ImperiaIism. In: Gregor ?\1cLennan/David Held/Smart Hall 

(Hr~g.), rhe Idea of the .\lodern Sr.ue . .\1tIron Kernes, Philadelphia, S. 154-182; Karl HeldlTheo 

Ebe/ 198r Krieg und Fneden. - Poltnsche Ökonomie des \X'eltfriedens. FrankfuH am ;\1ain 

Suhrkamp. 

Ie; 5teve HobdenlRirhard U}n JOlle$ 1997" \X'orId-System Theory. In: John Baylis/Steve Smlth (Hrsg.). 

The Global;zanon of \X'orld Politics. Oxford u. a.: Oxford Umv. Press, S. 125-145, hier 5. n6 LU 

den zwei SeIten derselben .\1ed,lIlle 

16 Samir Amin 199-' Die Zukunft des \X'eltsystems. Herausforderungen der Globallslerung. Ham

burg: VSA-Verlag, '>. 4' f Zu den ".\tonopolen" der kapitalistischen Zentren als Folge der "Do

minanz de; unerbmlichen Akkumularionsgeserzes über das ganze ')oZlals)'Stem" 

17 So vor nicht allzulanger Zeit die l"hese der "Theorie des peripheren Kapitalismus", siehe Dleter 
Senghaas 1977' \X'e!twirrschaftsordnung und EnrwlCklungspolirik. Pladoyer fur DiSSOZIation. 

Frankfurt am Ma1l1: Suhrkarnp, mit der Empfehlung zur ..Abkoppelung Peripher-Ökonomien 

von den dom1l1anren S(rukruren des kapitalistischen \X'e!tmarktes bzw. !Ur autozentrterte Ent
wicklung (5 265); wie wir heute wissen, war dies exakt die falsche Strategie; ziemlich unbeell1-

druckt blieben auch Andre Gunder Frankl},/arta Fuentes-Frank 199" \X"iderstand Im \\'elrs}'Stem. 

\Xrlen: Promedia, hrsg. v. Hannes Hofbauer und Andrea Komios}'; Immerhin WIrd ell1 Ausbre

chen aus der Unrerenl'.'1icklung als "Befreiung durch ell1e sozialis(ische Revolution" nicht mehr 

!Ur sinnvoll gehalten (S. 107). 

IX Immanllel ~Fa!lerstel/l 1980: The :--lodern \Vorld-Svs(em. San Diego: Academic Press, 3 Bde. 

19 Termce K Hopkl/ls/Immalillel 'W'allemem 1996 fHrsg. J: The Age ofTransition. - 'Irajecrory of the 

\X'orld-Sys(em, 1945--2025. London/:--Jew Jersey: Zed Books. 

20 Stelle HobdenlRlch'lrd u,ynJones 1997; \X'orld-Sys(em Theon·. In: John Bavlis/Steve Smith (Hrsg.), 

The Globalization of\\'orld Politics. Oxford Cniv. Press, S. 125-145. 
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/;entrum: Westeuropa. CSA. Japan; modernste Produktionstechnologien, daher hohe 

Arheitsproduktivität, daher hohes Emkommens- und \X'ohlstandsntveau (einschließ

Iteh der Arheiterklasse); starker Staat, hohe politISche Stabiltrat. liberale Demokratie 

(eInschlleßltch Sozial- und WohlfahrtSstaat, der aber infolge der "Globallsierung" in 

die Krise geraten sei) ete. 

Snniperipherie: Schwellenländer wie Mexiko, Brastlien, Argentinien und Chile in La

tcinamerika; die "Tiger" -Staaten In Sudostasien sOWIe der gesamte Bereich des ehe

maltgen kommunistischen Ostblocks. Charakteristika: arbeitsintensive Niedriglohn

indusrnen; Ahhänglgkeit von Auslandsinvesmionen; hohe Staatsverschuldung; 

Modernisierungsdefizite Im Staatsapparat und Im (meist staatlICh gelenkten) Banken

wesen; repressiver Cmgang mit Interessenvertretern der Arbeiterklasse; gennge Lei

stungsfähigkeit des SozIalstaats usw. 

Peripherie: Afrika sudltch der Sahara; die meisten Länder Lateinamenkas und der Kan

blk sowie Süd- und Zentralasiens; die Länder sind geZ\\Ungen, ihre Grundstoffprodukte 

anl \X'c1tmarkt btlltg zu verkaufen, mussen andererseItS Industrieprodukte (zu) teuer ein

kaufen, d. h., die Periphene reproduziert sich durch ungleIchen J;lUsch als Basismecha

I1Ismus der Ungleichverteilung; multinationale Konzerne beuten Ressourcen der län

der aus, aber es gibt kaum Investitionen (z. B. in die Infrastruktur); schwacher Staat und 

"comprador-class" als herrschende Klasse im Dienste der Zentrum-Länder usw. 

Vertreter der Theone des "peripheren Kapitalismus", der \X'e1tsystem-Theone oder der De

pendencia-Theorie verorten also die Ursachen für fehlende Entwicklung primär im Welt
markt· jedenfalls in der \X'irtSchaft -, und deshalb werden sie als "ökonomlstisch" und "re

duktionistisch" kritisiert, zu Recht, wie im ersten Kapitel dieses Buches argumentiert wird. 

Zugespitzt und daher sehr vereinfachend lautet die Gegenthese: Die Restriktionen des \X'elt

marktes (z. B. Schwankungen der \X'eltmarktpreise, Terms ofTrade) mögen hart und tet!

weise auch ungerecht sein. rucksichtslose Ausheutungsmethoden von kapitalistischen Fir

men in Ländern der sog. Dritten \X'elt gibt es und sind nicht zu beschönigen, Kapitalabflüsse 

in Folge von Zinsen aus Staatsverschuldung kann man kritisieren ebenso gewisse Formen 

der ,,Arbeitstcilung""' im Weltlnaßstab usw., diese Faktoren sind jedoch nicht die primäre 

Ursache für die Wohlstandsdiskrepanzen in der Weltgesellschaft. Auch bei den ehemaligen 

Dcpcndenztheoretikern habe Sich, so ~uscheler, längst die EinSicht durchgesetzt, daß z. B. 

die Korruption parasltarer Staatsklassen ("Kleptokratien") "mehr zum wirtschaftlichen und 

politISchen Zerfall beigetragen hat als beispielsweise der Verfall der Rohstoffpreise, daß Struk

turreformen in Richtung von r,ood gouernance ebenso wichtig sind wie wirtSchaftliche Struk-

21 Folkn- FröbelJJurgen HemmhJ!Otto Krrye [986' Umbruch In der \X'e1t" .. irrschaft. Reinbek bei Harn

burg: Rowohlt. 
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turreformen, welche die Dynamik der Marktkrme, der Privatinitianve und des Eigennurzes 
freiserzen"a. 

Die ersten belden Kapitel dieses Buches verfolgen eine doppelte theoretische Absiche: 

Sie wollen erstem den enrwicklungstheoretischen Diskurs auf die m. E. enrscheidende 

hage lenken, nämlich: \Vie lassen Sich in den ~Enrv,icklungsländern" Srrukturen moderner 

5taadichkeit implemenrieren? Die dahinrer stehende These lautet - sehr uberspitzt formu

herr: Ohne moderne Staatlichkeu keine nachhaltige Entullcklung.' Diese Einsicht ist meiner 

DiskusslOns- und Literarurerfahrung nach keineswegs weit verbrenet und \\Urde auch in der 

sog. Good GOI'ernance-Debarte eher vage in den Raum gestelle. \Venn es zurriffr, daß moderne 

<)taadichkelt eine conditio sine qua non fur Enrwicklung darstellt, dann wird soforr klar, 

warum die traditionelle Emwicklungspolitik, die darin bestand, daß Regierungen der lndu

srrieländer jährlich bestimmte \fillionenberräge auf Komen der Regierungen der Enrwick

lungsländer uberwlesen, zum Scheitern verurreilr war. Sie läßt sich auch nicht länger legiti

mieren, denn es ist nicht einzusehen, warum man den Armen der reichen Länder etv;as 

wegnehmen soll, um es den Reichen der armen Länder zu geben. 

Zum zweIten will insbesondere das ,,~eopatrimonialismus"-Kapitel daraufhinweisen, daß 

die Evolunon der modernen Gesellschafr als \'V'eltgesellschafr nicht nur in die Richrung der 

funktionalen Differenzierung verläufe, Im Gegemeil, es sind rrorz aller Komingenzen selek

tive \fechanismen am \X'erk, die uber alle KomlI1enre h1l1weg mit frappierender Ähnlichken 

ein polinsches System emstehen lassen, das geeignet ist, den globalen Evolutionsprozeß gera

dezu zu blockIeren. Etwas blumig ausgedrückt: \X'ährend in Frankreich und anderswo lmel

lekruelle den Beginn der Postmoderne feiern, koexistierr 111 wenen Bereichen der \X'eltgesell

schafr die Prämoderne 'J mit der Moderne und weigerr sich hartnäckig, zu verschwinden. 

Angesichts der Heterogenität und Hyperkomplexität der 'X'eltgesellschafe erweist sich der 

Großteil des herkömmlichen Theorievorrats der Sozialwissenschaften als wenig brauchbar, 

von fraglichem \Xferr oder ist schlicht unangemessen. \X'enn man die Umerschiede zwischen 

"arm" und "reich", also die sozioökonomische Gngleichverreilung, als wichtigstes ~1erkmal 

definierr, muß man naturlich die 'X'eltgesellschafr als hierarchIsch-stratifizIerte begreifen, und 

die Konsequenz ist dann folgerichtig, die alten Schicht- und Klassemheorien wieder auszu-

22 Franz Nuscheler 1996. Im Süden I1Ichrs ~eues? In: Berthold :V1eyer (Red.), Eine \Velt oder Chaos? 

Frankfurt am Matn; 'luhrkamp, ~. 1-8-220, hier zn. S. l16. - \Varum hungert :\ordkorea. 

während Südkorea an das \'\'ohlstandsnlveau der OECD-Staaten anschließt> Siehe dazu Kapitel 

zweI. 

23 ULnch /l.1enzelI998: Globalisierung versus Fragmemierung. Frankfurt am Mam: Suhrkamp, S. 58, 

zur idealtvplschen Gegenüberstellung wesentlicher Aspekte von Prämoderne, :V1oderne und POSt

moderne. 
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packen und sie an die \Ve!tgesellschaft anwlegen. Das halte ich für nicht mehr plausibel, ob

wohl diese Unterschiede enorm sind und sogar noch zunehmen, und daran ändert auch der 

Befund des ersten Kapitels nichts, daß eS geradezu zur "Logik neopatrimonialer Systeme" 

gehört, stratifika[()rische Prozesse w verstärken. Aus der globalen Perspektive handelt es sich 

um ell1 partikulares Ph:i.nomen, eben eines der Koexistenz der Prämoderne 111 der Moderne, 

und bestimlnr daher dIe pmndre DIfferenzierungsform der Gesamtgesellschaft nichr. Seit der 

"Flug des Drachen" angeseut bl.w. silh die Formation der "fliegenden Gänse" 111 Südostasien 

gebildet hat, wird das "Ende der Drmen \Velt"24 als Ein/mt konstatiert und verloren Ansätze, 

die JozlOökonomisch defimerte Räume unterscheiden, an empirischer Evidenz. Der Versuch, 

kultursozlOloglJch bestimmte 71vilisatiomräume zu unterscheiden und daraus die Konflikt

muktur der \Veltgesellschaft des 21. Jahrhunderts abzulClten ,hat ebenfalls der Kritik nicht 

standgehJltent~. Die konzeptuellen Schwiengkelten der Sozialwissenschaften mit der \Velt

gesellschaft haben u. a. damit zu tun, daß die SozIOlogie ,.Cesellschaft" fast Immer als eine 

durch den Nationahtaat definierte Größe verstand, und es sei, so Habermas, "keine ganz trI

vIale hage, warum die Sozlalwissemchaften zögern, sich auf ell1e solche Perspektive ell1zulas-

sen"1 7. 

Unter dIesen Umständen erscheint es nicht völlig überflüssig, wenigstens stichwortartig 

auf einige evolutionäre Trends hll1zuweisen, die derzeit unter dem Titel "Globalisierung" dis

kutiert werden: 

(J) Kommunikatronsmedien Clobalisrenmg massen medialer Kommunikation: Schon der Buch

druck schlof\ innerhalb kürLester Zeit '\{'est- und Mitte!europa zu ell1em einzIgen Kommu

nikatiomraum zusammenz.8. lrorzdem blieben die Kommunikarionsnerze bis zur Mitte des 

24 Ulnch Jfenul 1992: Das Ende der Dritten \X'e1t und das Scheitern der großen Theorie. Frankfurt 

am 1\1alO Suhrkamp. 

25 Sanlltell' Hzmtington 199~: Der Kampf der Kulturen. The Clash ofCivdizations. Die Neugestal

tung der \X'e1tpolitik im 21. Jahrhundert. 1\1 ünchen/\X'ien: Europaverlag, 3. AuA. 

26 W'alter Rme-Schäfer 1998: Clash of Paradigms. Kulrurtheone oder Modernlsierungstheone als 

Dcurungsmuster politischer KonAiktlIl1Icn. In: Rlchard Saage/Gunnar Berg (Hrsg.l, Zwischen 

Tnumph und Krise. Opladen: Leske + Budnch, S. 151-166; Afathia.s Albert 1999: ferrirorium und 

Idcnti[,H. Kollektive Identi[ä[ und moderner Na[lOnalStaaL In; Österreichische ZeItSchrift für Po

Jt[lkwissenschaft 28: 255-268. 

27 }rirgm Habemlas 1998: Jenseib des Nationalstaats? Bemerkungen zu Folgeproblemen der WIrt

schaftitchen GloballslCfung. In: L1r1ch Beck (Hrsg.l, Politik der GlobaJisierung. Frankfurt am 

.\laIn: Suhrkamp, 'I. 6-·84, hier S. -9. Siehe auch Ulnch Beck 1998: Was ISt Globaitsierung? 

Frankfurt am \-1aIn Suhrkamp, S 49, zur C ontainer- Theorie der Cesellschaft, nach welcher Ge

sellschaften ab .. 'Itaatsgesellschaftcn verstanden werden, so wie man im Alltag von der "franzö

mchen", ,.amerikanlschen" oder "deutschen" Gesellschaft spreche, so auch In der \Vissenschaft. 

28 Siche den historischen Abschnl[[ Im 8. Kapitel. 
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19. Jahrhunderts weitgehend von den Verkehrsnetzen abhängig. Mit der Erfindung des Tele

graphen'" setzte aber ein evolutionärer Prozeß ein, den Hermann Lübbe treffend als "voll

ständige Ablösung der Kommunikationsnetu: von den Verkehrsnetzen" charakterisiert hat!('. 

- Die Informatlons- und Kommunikationsrevolutionen der letzten Jahrhunderte sind von so 

elementarer Wucht und fundamentaler Bedeutung, daß man geneigt ist, immer mehr 

Aspekte des Modernisierungsprozesses daraus zu erklären, je mehr man sich damit beschäf

tigt . Ich greife nur wenige Punkte heraus: Die Inklusionsbedingungen haben sich derart ver

einfacht, daß es fast nur noch auf die Aufmerksamkeit der Rezipienten/Teilnehmer anzu

kommen scheint. Zur Zeit der Printmedienpublika mußte man noch lesen können; auch 

diese Bedingung ist längst entfallen. Zweitens, Systeme, in denen alle Elemente potentiell mit

einander verbunden sind, können per definitionem kein Zentrum aufweisen, folglich auch 

keine PeripherIe. Drittens, die Informations- und Kommunikationstechnologien respektie

ren weder territoriale Grenzen, noch kennen sie zeitliche Limits" - dafür sorgen mehrere tau

send Satelliten! . Viertens, dIe MedIenevolution mündete in der Entstehung einer Weltäffint
lichkeit i4 , die ihrerseits konstitutiv ist für den Begriff der Weltgesellschafr. Schon aus diesem 

29 jonna Ahvenamen 1995- The Role ofTeIegraphs m the 19th Century Revolution of CommUniGI

tion. In: Michael North (Hrsg.), Kommunikationsrevolurionen. - Oll' neuen Medien des 16. und 

19. JahrhundertS. Käln/\{'eimarl\{'ien: Böhlau, S. 73-80 "The intercontlnental telegraph was 

even more significant in I[S consequences. Ir simplv provJded a merhod wirh whieh to rule rhe 

world, It made VC'eltpolztlk possible and was one of the elements of the age of imperialism" (5. "77)· 

"The introduction of rhe telegraph not onl)" accelerared the transfer of information bur, at the 

same time, homogenized world politics and world economy. All countries were able co react co 

political news nearly slmulraneously. Within the economy, it can be said that the telegraph ac

tually made a world economy possible" (S. 79) 

30 Hennann Lubbe 199 7 ' Modernislerung und folgelasten, a. a. 0., S. 6 ff. 
31 ~1an nehme nur das Kapitel 8 dieses Buches: \X'as da alles als Effekt massenmedIaler Kommuni

kation erklärt wird! 

32 Anthony Glddens 1990:The Consequences of.\lodernIty. Stanford, CaI.: Stanford Cniv. Press, ZUlU 

"disembedding of space and time'·. Siehe auch joshua Afeyrowitz 198f ~o Sense of Place. - The 

Impact of Electronic .\ledia on SOClal Behavior. New YorkJOxford: Oxford UnI\". Press; Malhias 

Bös/Chnman Stegbauer 1997: Das Internet als Globalisierungspcozeß: Zur Dialektik weltweiter 

Entgrenzung. In: Stefan Hradd (Hrsg.), DIfferenz und Integration. Oll' Zukunft moderner Ce

seilschaften. Frankfurt/New York: Campus. S. 650-662, sowie die Literatur zur "Mediene\"olu

tion" im Kapitel 8, insbesondere zum Aspekt der "Internationalisierung" als globalem Trend. 

33 Nicht die Satelliten, sondern die großen .\ledienkonzerne sClcn die "wahren" Globalisierer, so 01-
frled jarrenN'erner A. Meter 2000: Globalisierung der }'ledienlandschafr und ihre medienpoliti

sehe Bewaltigung: Ende der Medienpolitik oder neue Gestalrungsformen auf regionaler und na

tionaltr Ebene) In: Hauke Brunkhorst/Matthias Kenner (Hrsg.), Globalisierung und Demokratie. 

Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 347-368. 

34 james N. Rosenau 1990: "Iurbulence in World I'olitics. A Theory ofChange and Continuiry. Prince-
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Crunde können Ereignisse, die oft: nur eine rn"'lale lokale Ursache haben, nichtinrendierte 

Effekte gam anderswo in der Gesellschaft: auslösen .. ,Inrerconnectedness" wird zu Recht re

lan ... häufig als wichtigstes Kriterium ver.\'endet, um die Resultate von .,Globalisierung" als 

Prozeß zu definieren. 

(2) nie Einheit der Weltu'zrtschafil5 wird über dm W'eltmarkt hergestellt, wie Marx schon vlUßte, 

beginnend mit dem "Welthandel" - ein Moror der Enrdeckung und schließlich der Beset·, 

zung der Neuen \X'elr. Das Kolonialsystem im engeren Sinne dagegen enrsprang keiner 

Zwangslaufigken einer kapitalistischen Wimchaftslogik, sondern primär der "Logik der Le
viathane" des europäischen Staatensystems, also einer Machtlogik 16. Ökonomische Globali

sierung bedeutet 111 erster Linie e1l1en ,,[>rozeß der Über.\'indung von hisronsch entstandenen 

Cremen", so Elmar A]r'>aterll, wobei II1sbesondere der "Kasino-Kapitalismus" (Susan Strange) 

an den Devisenbörsen Anlaß zur Sorge gebe: Täglich werden an diesen 1.200 Mrd. lJS-Dollar 

gehandelt bei einem \X'elthandelsvolumen von rd. 4-000 .'vird, US-Dollar pro Jahr dienen 

nur 2 '5 % als Zirkulanonsmlt[el, alles andere zielt auf ku rzfns nge Spekulationsgewinne, und 

genau deshalb stellen die höchst instabilen globalen Finanzmärkte die ner.'ende Frage des 

ton, ~J: Pnncccon UI1IV. Press, .243 ff. Aufder Grundlage der \X'eltöffendichkeI( entstand ellle 

Unzahl von "Bewegungen", l\!'on·(;overnmental·Organlzations (01GOs), Bürgenntitiatlven 

"prollfcrating subgroups' nennt das Rosenau; sie alle openeren auf der Basis der modernen Kom

munibtionste~hnol()glcn, d. h., diese starken dezentrale Krafte, bIlden eme _,neue \X'e!(' gegenü

ber der alten wcstphälischen "Staatenwelt". - Kritisch dagegen Armin Schol/JSiegfrzed V;'eischenberg 
1998: JournaiJsmus in der Gesellschaft, Opladen/\X'iesbaden: Westdeutscher Verlag, S 201 ff. 

35 ,,\X'as die \X'elrwlftsch.1ft angeht, so ISt sie verflochten", so da.s Tucholsky· Bonmot aus den 1930er 

J.lhren, llt. n. Bernhard Läffler 1997: Zwischen internarionalem I:.ngagement und nationaler He

gemonie. Zu politischen Strategien deutscher Unternehmer Im 20. Jahrhundert. In: Peter Schl

many/\!anfred Löffier (Hrsg.), Globale Gesellschaft? Frankfurt am \1am: Peter Lang. S. IIl-I35. 

,6 Harald Kletmchrmdt 1998- Geschichte der internationalen Beziehungen. Em systemgeschIChdi

cher Abriß. Sruttgart: Reclam, S. 64 ff. 

17 Bmar Alzvilll'r 1998- Ort und Zen des Polnischen unter den Bedlllgungen ökonomischer Globa

lislerung. In: Dlrk I\.lessner (Hrsg.), Die Zukunft des Staates und der Polnik. MöglIChkeiten 

und C;rcnzcn politischer Steuerung in der \'V'e1tgesellscha.fr. Bonn: Dietz, S. '74-99; übertrieben 

sei die Schluflfolgerung, Giobalisierung bringe eine "Weltgesellschaft" hervor, habe one world zum 

Ergebnis, so der Autor; siehe auch !:.Imar AlwaterlBtrgit iHahnkopf 1999: Grenzen der Globalisle

rung. - Ökonomie, Ükologlc und Politik in der \Ve!tgesellscha.fr. Münster: \X'estphälIsches 

Dampfl)oot, ganze Nauonen und RegIOnen werden vom \X'e1tmarkt exkludiert: "Dies ISt ein be· 

sonders deutiJehes Indiz dall.ir, daß es zwar den \X'e1tma.rkt, aber kerne V:'elzgesellslhaji gibt" (S. 119; 

Hervorhebung im Original). Aber der Titel des Buches sowie zahlreiche Stellen des Textes spre

~hen eindeutig von einer ,,\X'dtgesellschaft", d. h., auch in der 4., völlig überarbeiteten Auflage 

konnten Sich die Autoren nicht einigen, ob es nun nur einen \X'e1tmarkt oder auch eine WeItge

sellschaft gibt. 
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Systemrisikos"l~. Kritiker der Globalisierungstheorie'9 weisen gerne daraufhin, daß erstens 

der Inregrationsgrad der Weltwirrschaft vor dem Ersten Weltkrieg dasselbe Niveau aufwies 

wie 10 den 1980er Jahren, zweitens über 80 % des Welrhandels und der Investitionen inner

halb des OECD-Raumes abgewickelt würden, und drirtens gebe es unrer den mulrinationa

len Unrernehmen kaum "staatenlose Firmen", wie die Hyperglobalisten (z. B. Ohmae) mei

nen, im Gegenreil, sie brechen ihre heimatlichen Zelte nur ungern ab, "weil sie in nationalen 

Märkten verankert sind"<". - Ich kenne die Forschung zur Weltwirtschaft zuwenig und 

möchte die Debarte lieber den Spezialisten überlassen; eines aber steht fest: Die Grenzen des 

Funktionssystems der "Wirtschaft der Gesellschaft"4' verlaufen anders als die politischen 

Grenzen der Terrirorialstaaten; weiterhin ist nicht zu bezweifeln, daß die Exklusion aus dem 

Wirtschaftssystem gravierende Folgen hat für die Inklusion in andere Funktionssysteme: 

"Funknonssysteme schließen, wenn sie rational operieren, Personen aus oder marginaliSieren 

sie so stark, daß dies Konsequenzen hat für den Zugang zu anderen Funktionssystemen. 

Keine Ausbildung, keine Arbeit, kem Einkommen, keine regulären Ehen, Kinder ohne regi

strierte Geburt, ohne Ausweis, ohne Zugang zu an sich vorgesehenen Anspruchsberechn

gungen, keine Beteiligung an Politik, kem Zugang zur Rechtsberatung, zur Polizei oder zu 

Gerichten - die Liste ließe sich verlängern, und sie betrifft, je nach Umständen, Marginall

sierungen bis hin zu gänzlichem Ausschluß."1 l Auf der anderen Seite hat die abscheuliche Ver

elendung von Menschen in vielen oder vielleicht sogar 10 den meisten Ländern der Weltge-

38 Die destabilisierenden Effekte der Finanzmärkte wurden zuletzt wieder wahrend der ,,A5ien-Krise" 

1997 f deutlich; sowohl der I'X'F als auch die 'X'TO sind hier herausgefordert, für entsprechende 

Regulierungen zu sorgen. Vgl.Jan Annaert 2000: Globallsation ofFinanclal Markers. In: Frans Bu

elens (Hrsg.), Globalisation and the Nation-State. Cheltenham, UKiNorthampton, l\.1A: Edward 

Flgar, S. p-68. 

39 A-fananne BeishmnlSabme DreheriGregor 'X'alteriBemhard ZangllA-flchael Züm 1999: Im Zeitalter 

der Globallsierung? These und Daten zur gesellschaftlichen und politischen Denationallslerung. 

Baden-Baden: Nomos; die Autoren weisen den Begriff der Globalisierung zurück und sprechen 

nur von "Denationallslerung". 

40 Paul HirstlGrahame Thompson 1998: Globalisierung? Internationale \X'irrschaftsbeziehungen, Na

tionalökonomien und die Formierung von Handdsblöcken. In: Ulrich Beck (Hrsg.), Politik der 

Globalisierung. Frankfurt am MalO: Suhrkamp, S. 85-133, hier S. 92; vgl. jetzt auch Paul 

HirstlGrahame Thompson 2000: The Tyranny of GlobalisatIon: Myrh or Reallry? In: Frans Buelens 

(Hrsg.), GlobalisatIon and the Nation-State, a. a. 0., S. 139-178, verstärkte "ReglOnalislerung", 

nicht Globallsierung sei die Tendenz in der Weltwirrschaft. 

41 Niklas Luhmann 1988. Die Wirrschaft der Gesellschaft. Frankfurt am MalO: Suhrkarnp. 

42 Niklas Luhmann 1996. Jenseits von Barbarei. In: Max MillerlHans-Georg Soeffner (Hrsg.), Mo

dernität und BarbareI. - Soziologische Zeitdiagnose am Ende des 20. Jahrhunderts. Frankfurt am 

Main: Suhrkamp, S. 219-230, hier Zit. S. 228. Wegen dieser "kumulativen Effekte" von ExklusIO

nen stellt auch die Arbeitslosigkeit ein enormes gesellschaftspolitisches Problem dar; eben weil 
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\cllschaft keIne primär ökonomischen Ursachen: Man denke an die IsolationistISchen Regime 

in i':ordkorea, Vlernam, Birma oder an die ::'e1bstruinierung der Wirrschaft In Kambodscha 

unter den Roten Khmer oder in China unrer der Diktatur Mao Zedongs. Auf den direkten 

Zusammenhang von politischer Stabilität, Rechtsstaadichkeit, funktionierender Infrastruk

tur. Achtung der Menschenrechte usw. und ausländischen DIrektInvestItIonen wird immer 

häufiger und deutlicher hIngeWiesen; das heißt aber auch, cheap labour ist selten der einzige 

und ausschlaggebende Faktor. an dem sich die viel gescholtenen Multinationalen Konzerne 

orIentieren H. 

(J) Die ökologISche Umwelt der Gesellschaft: Die Krisenszenarios des Club of Rome Anfang der 

1970er Jahre haben Sich nicht bewahrheitet. aber sie haben - wie dann wenig später die Um

weltbewegungen - die WeItöffentlIchkeit rur das Schicksal des "Ökosystems Erde" sensibili

siert. Aus ökologischer Sicht repräsenriert der Planet - abgesehen von der Sonneneinstrah

lung ein geschlossenes kybernetisches System, das zwar gewisse Schwankungen bei den 

Variablenwerren toleriert. aber aufgrund von Feedback-Mechanismen plötzlich "katastrophal" 

reagieren kann Zum "sensiblen" Bereich zählen offenbar die Spurengase in der Atmosphare 

(z. B. Kohlendioxyd, Methan, Ozon), die unser Klima regulieren und z. B. dafur sorgen, daß 

die Durchschnirrstemperatur bei plus 15 Grad und nicht el'\va bei minus 33 Grad liegt+'. Die 

Reaktionsweise des globalen Ökosystems ist nicht exakt prognostizierbar. folglich gehören die 

'lreibhausgas-Emissionen zum RiSiko der Weltgesellschaft4 ; also Umweltverschmutzung 

durch Reichtum in erster Linie durch falschen und übermäßigen Energieverbrauch -, zu 

welchem die Umweltverschmutzung durch Armut im "Süden" noch hinzukommt (Abhol

lllng der Regenwälder, Zunahme der Wüstungen, Verschmutzung der Gewässer etc.) - all 

sich die \X'ircschafr nichr darum "kümmen", kann es nur sozialstaat/Ich bearbeiret werden - Die 

Frage von "Inklusion" und "Exklusion" srellt sich jetz[ erneur im Hinblick auf die neuen Kom

mU111kanommedien, so Niets U'erber 1999: Die Zukunft der Welrgesellschafr. In: Rudolf Ma

resch/:\'Iels Werber (Hr~g.), Kommunikanon, Medien, Macht. Frankfun am Mam: Suhrkamp. 

S 414-444; "in or our" könnte 111 Zukunft die Fonn der ~1edlen bestimmen. 

4; R(Jbm J Ho/ton 1998: (,lobaJizArion and rhe Nauon-Stare, a. a. 0., S. 54 f: Globalisierung durch 

,,~lulrinarional Enterprises" (~lNEs) erfolgt über "marker-seekmg. resource-seeking, efficiency

seeking, and srrareglC asser-seekmg, cheap labor-seeking" sei zwar relevanr, aber kein beherrschen

des Thema. Siehe auch ). 63 zu den Bedingungen für das lnvestverhalren der MNE: "srable and 

seeure propen)' rights, Infrasrrucrural investments, including human and physical caplral com

mirmenrs", folglich die Kritik Holrons an der "vICtimology ofThird World dominatlon by \X'es

rem ~lNEs". S 9~ f ",\lNE.I need suong stares and stable socieries ... " (S. 101). 

44 Reznhard Louke 1994. UmweIrprobleme und Umweltpolitik. In: Jörg CailIeß (Hrsg.), Auf dem 

\X'eg zur \X'eltinnenpolirik. Vom Pnnzip der na[jonalen Souveränitär zur ~orwencligkClt der Ein

mischung. Rehburg-Loccum: hange!. Akademie, S. F-~o. 

45 Ulrich Reck 1986 Rislkogesellschafr. Frankfun am Mam: Suhrkamp, S. 300 ff. 
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das schmiedet die Weltgesellschaft zu einer einzigen Schicksalsgemeinschaft zusammen, aus 

der e~ kein Entrinnen gibt. Expertenmeinungen zufolge werden Umweltprobleme als Ursa

chen für Konflikte in der Weltgesellschafr an Bedeutung gewinnen, bis hin zu Kriegen: "Die 

absehbaren Klimaänderungen werden den Frieden auf längere Sicht voraussichtlich sogar 

noch stärker gefährden als alle bisherigen Konflikte. "4~ 

(4) Demographisches Wachstum: Als Malthus seinen Essay über das Weruennen zwischen Ver

brauch und Ressourcen verfaßte, erlebte Europa eine wahre "Bevölkerungsexplosion"'? - eine 

Verdoppelung der Bevölkerungszahlen alle 25 Jahre48 • Malthus' Prognose über die Unaus

weichlichkeit von Ressourcenverknappungen und Hungersnöten bewahrheitete sich nicht, 

weil Europa damals mehrere Wege ofFenstanden, dIe er nicht kannte oder unterschätzte: We

sentliche Produktionssteigerungen In der Landwirtschaft durch Innovationen in der Agrar

technik ("grüne Revolution"), die sog. "industrielle Revolution' harre erst begonnen und last, 

not least die Möglichkeit der Auswanderung, vor allem nach Amerika. In verschiedenen Re

gionen der Erde verläuft gegenwärtig eine ganz ähnliche "Bevölkerungsexplosion", allerdings 

ohne die Optionen, dIe Europa damals besaß - das gilt vor allem für Afrika sücllich der Sa

hara: Die Bevölkerung Afrikas wuchs in den letzten drei Jahrzehnten des zo. Jahrhunderts 

von rd. uo Millionen auf 647 Millionen und wird bis Z025 wahrscheinlich auf 1,58 Milliar

den weiter steIgen, und zwar olme entsprechende Ressourcenzuwächse und ohne die Option auf 

Entspannung durch Migration49 • Warum es in Afrika keine "grüne Revolution" gibt, wäre 

eine interessante Frage, im ersten Kapitel sind zumindest einige Hinweise zu finden, ebenso 

hängt das fehlende industrielle \X'achsrum m. E. primär mit dem Phänomen des Neopatri

monialismus zusammen; die OptIon ,,Auswanderung" steht nicht offen, weil die Industrie

länder ihre Grenzen schließen müssen, wenn sie ihren eigenen Sozialstaat aufrechterhalten 

wollen. Früher oder später wird dIe Europäische Union aus eigenen demographischen Grün

den die Grenzen zwar öffnen müssen - das "Ergrauen Europas" hat ja bereits eingesetzt-, 

46 Klaus MIchael Meyer-Ablch 1996 Klimakrieg und Klimafrieden - Öko-Kolonialismus oder glo

bale Umweltkooperanon. In: Berthold Meyer (Red.), Eine Welt oder Chaos) Frankfurt am Mall1: 

Suhrkarnp, S. 221-243, hIer Z1t. S. 221 

47 'X'zn}zed Baumgart 1999: Europäisches Konzert und nationale Bewegung. Internationale Bezie

hungen 1830-1878. Paderborn u. a. Schäningh, S 4 ff. 
48 Zur "Zeitbombe Mensch" siehe ThomtlS Mahrs 199-' Der "süße Traum" von der Weltgesellschaft. 

In: Peter Schimany/Manfred Seifert (Hrsg.), Globale Gesellschaft? Frankfurt am Main; Peter 

Lang, S. 85' lIO, hIer S. 92 f.; die Bevölkerungsentwicklung sei ell1 Problem der "Weltinnenpoli

tik", betreffe eben alle Staaten. 

49 Palll Kennedy 1993: In Vorbereitung auf das 21. Jahrhundert. Frankfurt am Main, S. 37 ff. und S. 

274 ff.; die Bevölkerung Nigerias könnte sich von 1I3 auf 301 Millionen, 'Jansanias von 27 auf84, 

Zaires von 36 auf 99 Millionen erhöhen, bei gleIchbleibender oder gar schrumpfender Ressour

cenbasis! 
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aber dann ~tellt sich noch immer die Frage, welchen Ländern/Kominemen die Grenzm geoff

net werden, welchen niell[, und die, wird vermudich nach eigenen Kriterien der Vertraglich

keIl von ,,:'lulrikulruralität" emschieden, nicht nach der Dringlichkeit von Problemlagen der 

Weltgesellschaft. Dasseihe gilt für Japan. - \X'ie dem auch sei, die Weltöffentlichkeit wird m 

Zukunft nut "humanitären Katastrophen" noch viel mehr beschafngt sem, als das heute 

schon der fall ist. 

Angesichts dieser und weitere, noch zu diskutierender Probleme stellt SICh die Frage, ob es 

uberhaupt so emas wie ein funktionssystem der Politik auf der Ebene der \X'eltgesellschaft 

giht, das auf duc- Losung der Problem lagen der \X'eltgesellschaft spezialisiert ware". Zur Be

antwortung dieser Frage muß man sich an die Theone der internationalen Politik wenden und 

wird dann sofort feststellen, daß es "die" Theorie nicht gibt, sondern daß die DiSZlplm - wie 

andere Zweige der .)ozialwissenschafren auch - an der Krankheit der "multiplen Paradigma

tase" (Luhmann) leidet, d. h., man kommt an den Paradigmen der Realistischen Schule, des 

:\'eoliberalen InstitutIonalismus, des Konstruktivismus, der \X'eltsystem-Theorie und anderer 

"Ansätze"< , nicht vorbei. Imeressamerweise fehlt das Paradigma der System theorie fast gänz

lichs', und auch ich habe nicht die Absicht, diese Lücke zu schließen. Die nachfolgenden Ka

pitel dieses Buches behandeln fast ausschließlich politische Systeme von Einzelstaaten, und 

50 Antho,~v C. Ml(,rew 1992.' Conceprualizing Global Pohncs. In: Anthony \lcGrew er al.: Global 

l'oliries. Globallzauon and ehe ~atlon State. Cambndge: Polit)· Press. S. 1-30. "sufficlent [Q make 

I( possih[e for us {Q speak of world poliuCdI system. has been the expansIOn of ehe I:.uropean states 

system all over the globe, and itl transformation into astates system of global dimension", S. ~; 

d.lmlt Ist leider übcr die FunktlOmfahigkeit des 5y,tcms im Sinne der .,funktlon der Politik" für 

die (;esellschaft, d. h. die Herstdlung verbindlicher Entscheidungen, noch nichts gesagt 

51 Siehe die lextsammlung von Unul4 Lehmkuhl1996: rheonen Internauonaler Politik. Einführung 

und ·lexte. München/\X'ien Oldenbourg; Volker Rittberger 1990 fHrsgJ Theorien Internationa

ler Beziehungen Opladen \X'e;tdeutscher Verlag (P\'S-Sonderheft 21); Robert L. RothJtem 199/ 
(lIrsg.}:The E\'Oluuon ofTheory In Internauonal Relauom. Lmv. ofSouth Carolina Press, Afark 

A. Neuftld /99): The Restructunng oflnternatlonal Relations Theory. Cambndge u. a. Cam

bndge eniv. Press; Scott BurrhtlUAndrew Lmkl4ter 1996: Theories of InternatIonal Relauons. ~ew 

Yark: .5t. \1artin's Press. 

52 "Systemische Theonen" SInd mcht unbedingt "SI·;remtheoreusche Theorien". siehe Gunter Hell
mann/Remhard V?'olf /991: Sptemlsche Theorien n.lch dem I:.nde des O,t-\X'est-Konfhkts: Bilanz 

und Perspekliven der ~corealismus-Institutionalismus-Debatte. In: Österreichische ZeltSchnft 

rur POliul .. "wlssemchaft 2.2: 153-167; lohn Gemrd Ruggre 1998: Construcnng the \X'orld PolIry. Es

says on Internationallnstitutlonalization. l.ondon/~ew lork: Routledge, S. 130 ff.: "The System 

of .5tatc," und hier .luch die Diskussion zu \Valtz, dlc Systemebene werde als Epiphänomen des 

Handdns von Finzelstaaten behandelt; Sicht man von der .älteren" Systemthene bei Kenneth 

\X'ahz. ab, hat dic Sysremtheone- auch der .Bielefclder Schule" - bis dato fast nichts an7.Ubieten. 
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zwar sowohl aus komparativer wie auch aus hisrorischer Perspekrive, die Signifikanz der Welr

gesellschaft im allgemeinen und des weltpolitischen Funktionssystems im besonderen blei

ben im Hintergrund, und deshalb expliziere ich hier nur den Komen bzw. die Prämis

senstrukrur für das Buch. 

Im Umerschied zu den anderen Funkrionssystemen der Gesellschaft ist das politische Sy

stem der \X'eltgesellschaft segmentär differenziert. Segmemäre Differenzierung bedeutet: Kom

plexitätssteigerung des Systems durch Bildung neuer, aber gleicher oder zumindest ähnlicher 

Einheiten. Als Einheit definieren wir "Staaten"lJ, die durch terriroriale Grenzen separiert und 

zugleich verbunden sind. Zu jedem Staat gehärt somit ein terrirorial definiertes HoheItSge

biet, womit wir bereits den wesentlichen Umerschied zwischen den einzelstaatlichen Syste

men und dem weltpolitischen System vor uns haben: Während die politischen Systeme der 

Einzelstaaten einen relativ starken Terrirorialbezug aufweisen, unterscheidet sich das politi

sche System der \X'eltgesellschafr von anderen Funktio!lSsystemen wie der \,{'i[[Schaft, \X'issen

schaft, Religion, Kunst, Gesundheit, Recht, FamilIen us\v. nur durch Sinngrenzenl4! 

53 Über die Definition der tin/ts des Svsrems gibr es eigenrllch wenig paradigmarischen Streir: X'ber 

.internationale Polirik' sprechen heißr vom Sraare sprechen", so Ekkehart Krippendorff 1986: In

rernatlonale Politik. Geschichte und Theone. Frankfurt am Mainl lew York: Campus; das Buch 

isr durch und durch "polirökonomisch" gehalren, obwohl der Auror 111 der Einleirung eine .,ana

lytISche Kehre" zur "im Milirär verdinglichren staarlichen Herrschafr" ankündigt, hier ZIt. S. 223. 

54 \X'ährend das polItISche Sysrem der \X'e1rgesellschafr primär terrItorial-segmentär differenZIert. d. 

h. die Entscheidungskomperenzen primär auf den einzelnen :-larionalsraar bezogen sind und ent

sprechende Komperenzen auf der internarionalen Ebene lange Zelr prekär blieben, operieren die 

anderen Funkrionssysreme auf Je eigenen Grundlagen und Sysremgrenzen, bei denen ein Ternro

rialbezug im Prinzip gar nichr vorkommr; so erwa 111 der \X'irrschafr - rrotz "Narionalökonomie" 

-, und eben daraus ergeben sich wachsende Diskrepanzen zwischen einer "grenzenlosen", auf dem 

\X'e1rmarkr basierenden \Xel[\virrschafrsprozeß und den einzelstaarlichen Fähigkelren, auf diesen 

effektiv gestaltend einwirken zu können. So auch Klaw Dteter '\!:'o/f1999. Die ""eue Staatsräson als 

Demokratieproblem 111 der Welrgesellschafr. In: Michael Th. Creven/Rainer 5chmalz-Bruns 

(Hrsg.), Politische Theorie heure. - Ansätze und Perspekriven. Baden-Baden: Nomos, S. 303-331; 

die ,,~eue Staatsräson" wäre dann zu versrehen als Suche der Einzelstaaren nach Cntersrurzung 

auf der internationalen Ebene rur dIe \X'iedergewinnllng Il1rerner HandlungsspielrJ.ume, die aber 

in der Regel über dIe Bildung von Verhandlungssysremen zur Regulierung sektoraler Probleme 

laufen, wie die zahlreichen Il1rernarionalen "Regime als sekrorale Teil-\X'e1rordnungen" demon

srrieren, so der Auror, S. 3I". Hier auch der Hin'weis auf Volker Rittberger 1993 (Hrsg.): Regime 

Theory and Internarional Relations. Oxford, und Andreas Hasenc/n'erlPeter lvJa)'erlVolker Rittber

ger 1997: Theories ofInternarionai Regimes. Cambndge; auf dJe "Regime-Theorie" kann ich leider 

zu wenig eingehen, hier liegen Jedoch die entscheidenden Ansatzpunkte für dIe Entwicklung von 

Entscheidungskomperenzen im welrpolitischen Sysrem. Zur Problemarik des Begriffs "Regieren" 
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"Segmenr;lf(~ Diflerenzi(rung" als Form der BinnendiJftrenzlenmg cUs politISchen ')ystems der 
Weltgesellschafi isr der fundamenralste Sachverhalt, dessen Konsequenzen gar nicht hoch genug 

eingeschärzt werden können. Zunächst haben wIr drei elemenrare Bezüge zu unrerscheiden: 

Hntens reflektiert sich jeder Staat zur gesamten weltpolimchen Umwelr durch etncn Bezug 

aufsieh selbst; 111 der Regel Wird dies national interest'f oder "Staatstnteresse"S6 genannt, tn wel

chem die "units" tnternational tn Erschetnung treren. 

7.u'eitms unrerhält jeder Sraar Beziehungen zu anderen Staaten - diplomarische Jedenfalls, 

denn ohne Diplomatie wäre etn Hobbesscher "Krieg aller gegen alle" geWIß unvermeidlich, 

wäre Kooperarion rrorz InreressenkonfliktenF noch unwahrscheinlicher als es ohnehin schon 

der billSt. 

Drittens, die Summe aller "Internationalen BezIehungen" ist nicht identisch mit dem polt

rischcn System der Weltgesellschaft; das weltpolitische System ist eme eigene Realität, und zwar 

sowohl gegenuber anderen Funktionssystemen als auch im Inneren gegenüber Einzelstaaren, 

die hier als Subsystcme des Makrosystems erscheinen, und dcren Beziehungen in erheblichem 

Maße durch das Makrosystem relarionicrt werden'. 

Im Verlaufe der "inrer-paradigm debare"'· seit der Mitte der 1980er Jahre konnte man Sich 

auf der Ebene des weltpolitischen 'lystems siehe Beate Kahler-Koch I993.' Die Welt regicren ohne 

\X'dtreglerung. 111' Carl Böhret/Gönrik Wewer (Hrsg.), Regieren im 21. Jahrhundert - zwischen 

Clobalislcrung und Reglonallslerung. f.S für Hans-Hermann Harrwich. Opladen: Leske + Bud

n~h, S. 109-142. 

55 II ans I Morgenthau I99J.' Politlcs Among Nations. Revised by Kenneth W Thompson. New York 

lI. a.: .\1cGraw-Htll, S 113 fr 

56 Oder schon sehr frlihStaatsräson", slche Herfried Afünkler 1987: Im Namen des Staates. Die Be

gründung der '>taatsräson 111 der Frühen Neuzeit. Frankfurt am Mall1: hscher; Staatsräson sei 

quasi die Befugnis zur Durchbrechung traditionellen wie poSItiven Rechts sowie zur Aufkundi

gung von Vertragen, In belden Fällen jedoch srnkt orientiert an den objektiven Interessen des 

Staates, so Münkler S. 269. 

57 (;emell1samkeit von Interessenlagen ist keine not\vendige Bedingung rur Kooperation, so Robert 

_he/rod I984: The Evolution ofCooperation. BaslCBooks; siehe zur "InstitutIonenbildung" den 

Beitrag von Robert Axe/rodlRobert 0. Keohane I986' Achievillg Cooperatlon under Anarchy: Strat

egies and Immutions. In: Kenneth A. Ove (Hrsg.), Cooperation under Anarchy. PnncclOn, NJ: 

PrincelOn Gntv. Press, '>. 226-260; das Problem des politischen Systems der \V'eltgöellschafr ist 

und bleibt jedoch ,.compliance", .the power 10 enforce rules; Siehe auch Helen Aftl/er 1992: In

ternational Theones of Cooperation among Nations. In: \X'orld Politlcs 44: 466--496. 

58 Äenlleth X \Faltz 1979: Theor\' of International Polltics. New York: Mt(,raw-Hdl; Siehe auch 

Adam \iiuJOIl 199,-: The Limits of I ndependence. - Relations bet\veen States in the Modern 

\\'orld. London/~ev,. Vork: Roudedge, S. 2: Jeder '>taat ISt ..Iocked 11110 a system "here each state is 

obltdged 10 take account of the others and the system itself'. 

59 Beginnend mit fohn Gertlrd Ruggze 1983: Continuity and Transformation 111 the \X'orld Pollty: To

\\ard a :-\eoreallst Synthesis. In: \X'orld Politics 35: 261-285; Robert 0. Keohane I986IHrsg.): :-\eo-
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wenigstens auf einen Sachverhalt einigen, namlich daß das welrpolitische System anarchisch 

struktuiert ist&>. Im Unterschied zum einzelstaatlichen politischen System gibt es im politi

schen System der \Velrgesellschaft keznen Staat und kann es per definltionem keinen geben, 

solange eben das System segmentär differenziert ist. Dies schließt selbstverständlich Ord

nungsbildungen nicht aus, d. h., Im System herrscht keineswegs Chaos; wenn dem so ist, 

stellt sich dIe Frage, wie der systemInterne Aufbau von Ordnung zu erklären ist. Zwei kriti

sche Anmerkungen müssen dazu - quasI in Paranrhese- eingeschoben werden: Erstens, die 

älrere Schule des "Realismus" (Morgenrhau) rekurrierte auf human nature-Annahmen, z. B. 

auf ein "Machtstreben des Menschen" oder auf ein Aggressionspotenrial (als anthropologi

sche Konstante): dies wird nicht mehr weitetverfolgt; überdies läßt sich bei ~1orgenthau und 

anderen Autoren nicht übersehen, daß "internationale Politik" lemlich doch über die Außen

politik von Einzelstaaten erklärt wird - internationale Politik ISt an sich ein mißverständli

cher Begriff -, weil er immer wieder den Versuch stimuliert, die Eigendynamik der Systeme

bene durch Beobachtungen zu "interagierenden Einheiten" zu eliminieren. Zweitens, der 

Vorv.urf, "reduktionistisch" zu verfahren, trifft auch den Ansatz des "Neoliberalen Institution

alismus", der ja zutiefst "individualistisch" und "choice-theoretic" angelegr ist, so die berech

tigre Kritik z. B. von Wendr". Nur der Vollstandigkeit halber merke ich hier noch einmal an, 

daß ich die These von der Dominanz des Weltmarktes oder der kapitalistischen Welt\virt

schaft für nicht plausibel halte und daher die Ordnungsbildungen zm politischen System der 

Weltgesellschaft nicht als "ökonomisch konditioniert" begreifen will. Statt dessen rücke ich 

an diesen theoretischen Ort das aus der Systemmeorie geläufige Prinzip der Selbstorganisa

(Ion, das besagt, daß die Ordnungsbildung eines jeden Systems eine Eigenleisrung des Sv

sterns darstellt und auch so erklarr werden muß. 

realism and Its enncs. :\'ew lork: Coillmbla Cniv. Press.joseph Nye [988: Neorealism and Neo

liberalism. In World PolltJS 40: 235-251. 

60 Barry Bllzan/Charles jones/Richard Little 1993: The Logic of Anarchy. - ~eorealism [Q Structural 

Rcallsm. ew York~ Coillmbia Univ. Press. 

61 Alexander V:'endtiRaymond Dllvall [989: InstitutJons and International Order. In: Ernst-Orro 

Czempiel/James N.Rosenau (Hrsg.), Global Changes and Theoretical ChaiIenges. l':ew York u. 

a.: Lexingron Books, S. 51-74, hier insbesondere S. 57: "The New Institutionalist' choice-theoretic 

approach redllce, the problem of order in an anarchlc system [Q the problem of achieving coope

ration be[Ween a1ready constituted state aC[Qrs", so treffend die Kritik. 
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Die Logik der Leviathane 

je mehr wir versuchen. die Prämtssensrrukrur der polinschen Theorie freizulegen. desro stär

ker sind wir aufVorarbeiren zur Gesellschaftsrheorie angewiesen: "Eine Theone der Polink 

Isr nur noch als Gesellschaftsrheorie möglich". fomulieren Zürn und Zangl kurz und bi.In

ditz. DIes gilr auch für die Sraarsrheorie. 

Jede Gesellschaft muß in irgendemer Weise Vorkehrungen rreffen für das in Ihr schlum

mernde Gewalrporenrial, dessen Ausmaß SIch daran ermessen läßt, daß Gewalr im Prinzip 

für jedermann eine potenrielle Handlungsressource darstellt und daher jeder zum Tärer oder 

auch zum Opfer von Gewalr werden kann. "Den Opferkaregorien sind keine Grenzen ge

serzt,"6\ Vielleichr har Thomas Hobbes genau das gememt, als er den Narurzusrand als einen 

"Krieg aller gegen alle" charakreristerre. Entsprechend hoch Ist der Bedarf an Sicherheit in der 

Gesellschaft ,Securir)' is, after all, rhe most basic ofbasic human needs. If someone kills you, 

you Immediatei) ha/!e no further needs."64 Physische Gewalr isr ein "symbiotischer .\lecha

nlsmus", formulIert Luhmann6
" denn sie zlelr auf die Verlerzlichkelr des Körpers des Men

schen und verbindet so eine soziale mir einer physisch-biologischen Real I rät. Gewalr kann so

mir in einem direkten Angriff auf die Inregritär emer Person besrehen (Gewalr gegen 

Personen). sIe kann aber auch auf indirekte Weise auftreten, etwa wenn eme Regierung es ver

;lbsäumr, eme vom Hungertod bedrohte Bevölkerung zu versorgen. Physische Gewalr kann 

.\ich gleichfllls auf die Beschädigung oder Zersrörung von Hab und Gur richten (Gewalt ge

gen Sachen), so z. B., wenn marodierende Banden ganze Dörfer l1lederbrennen oder Randa

lierer Schaufensrerscheiben einschlagen. - Die Verengung des Gewaltbegriffs auf elemenrare 

Formen physischer Gewalrsamkeir har den Vorteil, das Augenmerk auf das Wesenrliche zu 

richren und subrilere Formen von Gewalt, die es natürlich auch gIbt, zunächst einmal auszu

klammern; gleichzeitig soll damit vermieden werden, daß sich Gewalt in "Verhinderung von 

.\lögiIchkeiten" verflüchtigt, wie das im Begriff der "strukturellen Gewalr" (Galtung) gesche

hen isr66• 

62 .Hichael ZlIrnlBernhard Zang11999' Oenarionallsierung und die neue SlCherhempolmk In der 

OECO·\X'elr In: \1ichael Th GrevenlRamer Schmalz-Bruns (Hrsg. Polmsche Theorie heure. 

-Ansarze und Perspektiven Baden-Baden:, 'omos, S. 331-362, hIer S. 331 

63 Trotz l'O1l Trot/Ja 1995: Ordnungsformen der Cewalr oder Aussichren auf das Ende des sraarlIchen 

(;ewalrmonopoh. In Birgma :-':edelmann (Hrsg.), PolInsehe Insrirunonen Im ~'andel. Opladen: 

\Xbrdeurscher Verlag, ). 129 166, hier S. 131. 

64 'Iwan Smmge 1988: Srares and Markers. '\;ewYork. Blackwell S. 45. Hervorhebung Im OnglJ1a1. 

65 ,vlkldJ Lulnnann 1981: S,mblomche \lechamsmen. In Der;., SOZIOlogische Aufklärung 3. Opla

den. ~btdeur,cher Ver.ag, S 228-244. 

66 johan Galtung 1988: \'islonen cmer frIedlichen \X'elr. In: levIathan 16: HI-354;]ohan Galtung 1990: 

Culrural Violence. In: Journal of Peace Research 27: 291-305; johan Galtung 1991' Der Preis der 

.\lodernJSlerung. Srruktur und Kulrur Im We!rsv;rem. 'X'ien Promedia, JJ1sbes. S. 170 ff.,}ohan 
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Gesellschaftstheoretisch sind aus diesen Sachverhalten mehrere Schlußfolgerungen zu zie

hen: Erstens, Gewalt ist aus der Gesellschaft grundsätzlich nicht eliminierbar, d. h., es sind nur 

unterschiedliche Niveaus von Sicherheit möglich, die allerdings erheblich variieren - ein Un

terschied, der einen gewaltigen Unterschied macht67. Zweitens, jedes soziale System ist 

störungsanfällig, kann durch Gewaltakte gestört oder gar zerstört werden, und das gilt auch 

oder gerade für "einfachere" Sozialsysteme, etwa die Familie. Drittens, zu hohe Kontingenzen 

aus Gewalt blockieren die Generalisierung von "Erwartungssicherheit" . Erwartungssicherheit 

ist ein Grundbegriff der Soziologie und kommt immer dann ins Spiel, "wenn es um die Um

definition von (nicht handhabbarer) Kontingenz in (handhabbare) Komplexität geht"68, was 

wiederum eine elementare Bedingung für den gesamten Modernisierungsprozeß der Gesell

schaft darstellt. 

Bezogen auf die Staatstheorie heißt dies: Weil alle sozialen Systeme aus dem ungeheuren 

latenten Gewaltpotential der Gesellschaft störungsanfällig sind, muß es eine Institution ge

ben, die darauf spezialisiert ist, das tatsächliche Gewaltniveau möglichst niedrig zu halten, 

also einen Staat. Bereits Thomas Hobbes wußte, daß dafür mindestens zwei Dinge unum

gänglich sind. Zum einen muß der Staat ein "Leviathan" sein, also ein gewaltsames Unge

heuer, womit er meint, der Staat brauche, um effektiv sein zu können, Gewaltmittel in einem 

jeder Partikulargewalt gegenüber haushoch überlegenen Ausmaß, d. h., staatliche Gewalt 

muß unüberwindlich und unwiderstehlich sein. Zum andern, der blanke Einsatz überlege

ner Gewalt genügt nicht für die innere Pazifierung der Gesellschaft, vielmehr müsse die "in

nere Sicherheit" als Rechtsfriede garantiert werden, der Staat dürfe Gewalt gegen Bürger nur 

dann einsetzen, wenn es gilt, offenkundige Rechtsverletzungen zu sanktionieren, andernfalls 

würde der Staat selbst zur Quelle willkürlicher Gewalt und ein Rechtsbrecher, gegen den die 

Bürger ein Recht aufWiderstand/Selbsterhaltung hätten, wie im Naturzustand. 

für Hobbes, der unter dem Eindruck des englischen Bürgerkrieges schrieb, erscheint der 

Staat primär als "Friedensstifter". "Der Staat als Friedensstifter - diese Formel umschreibt eine 

der großen historischen Leistungen des Staates der frühen Neuzeit. Wer mittelalterliche Quel

len liest, wird rasch gewahr, in welchem Ausmaß die Drohung der Gewalt zum Alltag des 

Galtung 1998: Die andere GloballSlerung. - Perspektiven für eine zivilisierre Weltgesellschaft im 

21 Jahrhundcrr. Wien: Promedia, S. 96 ff.; zur Kritik an einem überzogenen Gewaltbegriff aus 

system theoretischer Sicht vgl. Dirk Baecker 1996: Gewalt im System. In: Soziale \'qe!t 47: 92-109 

6; Vgl Halmes Wimmer 2000. Macht, Recht und Gewalt in vormodernen Gesellschaften. Zur Pazi

fierung der Gesellschaft als evolutionärer Errungenschaft. In: Günter Dux/Frank We!z (Hrsg.), 

Moral und Recht im Diskurs der Moderne. Zur Legitimation gesellschaftlicher Ordnung. Opla

den: Leske + Budrich, S. 93- 129. 

68 Wolfiang Bonß 1997' Die gesellschaftliche Konstruktion von Sicherheit. In: Ekkehard 

Lippert/ Andreas Prüfen/Günther Wach der (Hrsg.), Sicherheit in der unsicheren Gesellschaft. 

Opladen Westdeutscher Verlag, S. 21-42, hIer S. 24, im Anschluß an NikLas Luhmann 1984: So

ziale Systeme. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 417 ( 
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Menschen gehörte."69 Über das durch den frühmodernen Staat akkumulierte Drohpotenrial 

(Androhung physischer Gewalt) läuft dann auch die Profliierung des Codes des politischen 

Systems, nämlich "Machtüberlegenheit/Machtunrerlegenheit"'O, der für alle weiteren Pro

zesse der Ausdiffirenzienmg des politischen Syrtems den enrscheidenden Anhaltspunkt bietet. 

()hne "Zivilisierung der Gewalt" wäre der Durchbruch zur :-'10derne nicht möglich gewesen, 

so auch Norbert Elias", dessen weithin in der gegenwärrigen Friedensforschung rezipierte 

These beinhaltet, der "Zivilisarionsprozeß" sei mit einer gehörigen Porrion ,,Affektkonuolle" 

verbunden gewesen - system theoretisch ließe sich argumenrieren, die Evolution der Gesell

~chaft habe in ihrer Umwelt, im psychischen Hall5halt der Subjekte. enrsprechende Anpas

sungen erforderlich gemacht; die Theorie der "Sozialdisziplinierung" schließt hier an. We

senrlich wichtiger erscheinr jedoch der Aufbau moderner, diszlplinierrer, stehender Armeen, 

denn erst mit diesen konnre das hohe Gev.·a1rniveau auch noch der frühneuzeirlichen Gesell

schaft ejjektizl gesenkt werden: So wird 149Z ein "ewiger Landfriede" beschworen, aber die 

"Fehden">l .... im Verständnis der Zeit "rechte Gewalt"" - gehen weIter, als ob nichts gesche

hen ware. Der Religionskonflikt goß im 16. Jahrhunderr zusätzlich Öl ins Feuer, ebenso die 

eme Propagandamaschine der Neuzeit: der Buchdruck74• 

Die Analysen zu den "Insticutionen des Staates" beginnen daher nicht zufällig im 4. Kapi

tel dieses Buches mit dem ,\1ilitär, denn die Enrstehung des modernen Staates ist unabdingbar 

verknüpft mit den komplexen Prozessen der sog. "militärischen Revolution", in deren Ver

lauf I. öflenrliche von privater Gewalt differenzierbar, letztere kriminalisierbar, wird (Verbot 

des \\/affenrragens), 2. Alternativen zur Staarlichkeit von Herrschaft aus dem Evolurionspro

leß ausscheiden (Stadtstaaten und Städtebünde, wie z. B. die Hanse), 3. der Traum von einer 

"Universalmonarchie" in Europa endgültig ausgeträumt wird - spätestens 1648 steht Ul1\'er

rückbar fest, daß der Staat in Europa nur in einem "Staatensystem" existieren kann. Darauf 

kommen wir zurück. Die Institutionalisierung moderner Politik beginnr mit einem Paradox. 

69 Pem GrafKu'Imanmegg 199F hieden durch Demokratie. In: Dleter Senghaas (Hrsg.), Den Frie-

den denken. Frankfurt am ~!am: 511hrkamp, S. 106 .... 123. hier S. 10'" zum Stl1l1t als Fnedenstifier. 
"0 Nik!tZJ Luhmann .1000: Die Politik der G~dbchaft. Frankfurt am ~!ain; Suhrkamp, S. 88. 

;1 Norbm Bias 19'6: Über den Prold~ der Zivilisation. Frankfurt am \!am: Suhrkamp. 2 Bande. 

"2 Klassisch bereits das \X'erk von Duo Brunner 197r Land und Herrschaft. Darmstadt: \\"iss. Buch-

geselhchaft. 

73 Karl-G~org Faba 1982 . .\lacht. Cewalt. In CeschichtlIche Gnmdbegnffe. Bd. ~: 83)-854: sleh~ 

auch Clmstoph H~iduklAlmut Holm/Cord Ulrzchs 199': Krieg und Verbrechen nach spatminelal· 

terlic.hen Chroniken. KolnI\X'eimarl\\ien: BöhIau; Thomas Lmdenberger/AlfLutge 1995 (Hrsg.J. 

Physische Cewah. Frankfurt am .\!ain: SlIhrkamp;}anet E ThornJon 1994 . .\!ercenaries. Pirates & 
'overelgns. State Building and Fxtraterritorial Violence in Earl)' :-!odern Europe. Princeton, 0:'}: 

Prim:eton Umv. Press. 

74 Siehe die Literatur im Kapitel 8. 
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nämlich daß Gewalt nur mit Gewalt aus der Gesellschaft ausgetrieben werden kann l . "Keine 

menschliche Gesellschaft kann letztlich dem Paradox encgehen, daß sie mit Gewaltanwen

dung gewaltlose Zustände herbeiführen möchte." 6 Vom einem Gewaftrnonopol des Staates 

läßt sich erst dann sprechen, wenn zwischen legitimer und illegitimer Gewalt uncerschieden 

werden kann, und dieser Uncerschied effektiv durchgesetzt wird. Im Falle eines .,Staatskol

laps" brechen diese Uncerscheidungen zusammen, unsteuerbare Eskalation der Gewalt ist die 

unausweichliche Folge. Da zählt elI1 Menschenleben nichts und die Forderung nach Respek

tierung der Menschenrechte wird absurd, wenn es überhaupt kein Recht mehr gibt". Der 

"Naturzustand" ist elI1 rechtloser Zustand, genau so wie ihn Hobbes beschrieben hat. Encge

gen den Erwartungen so mancher Modernisierungstheoretiker stellte sich nach der Enckolo

nialisierung (ab I945) nicht nur keine "Ent\vicklung" ein - abgesehen von den wenigen Fäl

len, welche das Kapitel 2 behandelt -, sondern Stillstand oder schleichender Staatszerfall. Die 

Ursachen sind wohl Fall fur Fall komplex, dennoch gibt es meines Erachtens dafür einen ge

neralisierbaren Zusammenhang, der Neopatrirnomalzsrnus heißt. Das Gefährliche an diesem 

Phänomen ist also: Die Dynamik neopatrimonialer Systeme kann sehr leicht in einem totalen 

Staatskollaps enden. Kapitel 3 enchält eine knappe Diskussion zum Phänomen des Staatskol

laps mit Fallbeispielen aus Ent\vicklungsländern, weshalb dieses Kapitel dem Teil I zugeordnet 

blieb. Die Ergebnisse dieses Kapitels sind schlicht desillusioI1lerend: I. Die Auswirkungen 

eines Staatskollaps stellen jede Naturkatastrophe 111 den Schatten, sowohl was die Zahl der 

Todesopfer betrifft als auch das Ausmaß an Zerstörung an sachlichen Werten. 2. Staatskol

laps trin CII1, wenn eine reguläre Armee in verfeindete Teile zerfällt, sich lokal reorganisen und 

imstande ist, sich eine wirtschaftliche Basis zu verschaffen. Der Prozeß mündet 111 einer ar

chaischen, jedenfalls votmodernen Herrschaft" skrupelloser \Varwrds'9, in welche lokale Be-

75 Mklas Lllhmann 1998- Der Staat des politischen Systems. In: Ulrich Beck (Hrsg.), Perspektiven 

der Weltgesellschaft. Frankfurt am l\!ain: Suhrkamp, S. 345-380. 

76 Pau! Hugger 1995: Elemente einer Kulturanthropologie der Gewalt. In Paul Hugger/Ulrich Stad

ler (Hrsg.), Gewalt. Kulturelle Formen in Geschichte und Gegenwart. Zünch: Unionsverlag, S. 

17-2.7, hier S. 2.2.. 

77 Axe! Honneth 1996' Universalismus als moralische Falle' BedIngungen und Gren2.en e1I1er Politik 

der Menschenrechte. In: Marrhias Lurz-Bachmann/James Bohmann (Hrsg.), Frieden durch 

Recht. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 272.-299, hier S. 289. 

78 "Landsknechtherrschaft" wie zur ZeIt des Dreißigjährigen Krieges nennt es Theodor Hanf 1990; 

Koexistenz im Krieg. Staatszerfall und Entstehen einer Nation im Libanon. Baden-Baden: No

mos; das "Gewaltmonopol des Staates" wird neuerdings auch von Auroren geschätzt und neu be

wertet, die ansonsten eher "kritisch" argumentierten, siehe nur Claus Offr 1996' Moderne "Bar

barei": Der Naturzustand im KJeinformat. In: Max MillerlHans-Georg Soeffner (Hrsg.), 

Modernität und Barbarei. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 258-289, hier S. 271 zur :-Jeubewer

tung. 

79 Siehe die Literatur im 3. Kapitel, insbes. Edward Riet' 1988: Wars of the Third Kind: Conflict in 



Einleitung: I hs poliüKhe '\\,stem der WeltgeseUsch.I1t 29 

völkerungen In elller Are Ceiselhaft gehalten. terrorisiere und ausgepliindere werden, wo die 

bewaffileten Banden relativ gut vom Knege leben und daher in der Regel nicht das geringste 

[nten:sse an einer Friedensläsung haben. zumal die \X'arlords und ihre Helfershelfer nach der 

\X'iederherstellung des Rec.htszustands schlicht als Schwerverbrecher verfolgt werden müß

ten. ,\u; Gründen theon:tisc.her Präzision schlägt das Kapitel 3 vor, das Phänomen des )taats

kollaps zu unterscheiden von Burgerkriegen, in denen es eine dem Staatsapparat zugehörige. 

reguläre Armee (noch) gibt - wenn auch oft als wenig diSZiplinierte "Bürgerknegspareei" -, 

denn llJ dieser Situation findet man doch wesentlich günstigere Bedingungen für die \X'ie

derhemdlung des innerstaatlichen Friedens80• Dies ist in den meisten bürgerknegsgeschüt

telren 1.lteinamerikanischen Ländern der Fall gewesen. im Unterschied zum Libanon, Afgha

nistan, Somalia, Liberia, Sierra Leone und einer Reihe weiterer afrikanIscher Länder, in denen 

ein Sta.H de facta aufgehört hat zu existieren (ein Fall für mehr oder weniger "schleichenden" 

Staatskollaps wäre Zaire/Rep. Kongo)8'. 3. Nach ziemlich einhelliger Meinung sind im Ver

laufe der 2. Hälfte des 20_ JahrhundertS die Z\vischenstaatlichen Gewaltakte einschließlich der 

militärISchen Aufrüsrungen rückläufig gewesen, während die Zahl der innerstaatlichen "mi

litärischen" Konflikte dramatisch anstiegS'. Als Ursachen werden genannt: "Schwacher Staat", 

,.quasi-states", Ethnonationalismus, religiöser Fundamentalismus, Ressourcenkonflikte usw. 

melllcr Einschätzung nach lassen sich die meisten Fälle ganz gut llJ ellJer Theorie des Neo-

l;nderdeveloped Counmes. Berkeley u. a.: Umv. of CaL Press, und Afartin van Creftld 1991' The 

'Ii-ansformation of\X'ar. New York: The Free Press und mit weitreichenden Schlußfolgerungen 

Martin ('an Creftld 1999' Auf5tieg und Untergang des Staates. t-.!ünchen: Gerling Akademie Verlag. 

80 DIese Unterscheidung fehlr bei Peter 'Xaldmann 1997' BürgerkIieg - Annäherung an einen schwer 

bßbaren Begnff In: Leviathan 25: 480-500; und Kwus SchlIL-hte 1998: Strukrur und Prozeß: Zur 

hklärung bewaffneter KonflIkte im nachkolonlaIen Afrika südlIch der Sahara. In: PVS 39: 

261 281. Siehe jedoch die BeIträge in f William Zartman 199) (Hrsg.): Collapsed States. The OIS

Integration and Restoration ofLegmmate Authonry. Boulder/London: Lynne RIenner. 

81 In vielen Ländern Afrikas südlICh der Sahara existiere der Staat nur noch als völkerrechtlIChe 

Hiilse, d. h., es gIbt Terrirorien und anerkannte Grenzen, aber kaum eIne effektive Zenrralgewalt, 

,0 Robm H. jackJonlCarl G, Rosmberg [986: \X'hy Afnca's Weak ')tate Persi,t: The Empiflcal and 

the juridicalm Statehood. In: AmI Kohll (Hrsg.), The State and Oevelopment in the Third 

\X'orld. I'rinceron, ~j: I'rinceron Umv. Press. S 259~282- Siehe auch die Literatur Im [ Kapitel 

dieses Buches. 

82 KaleviiHolm 1996: Thc Stare, War, and the Stare ofWar. Cambndge u. a.: Cambridge Univ. 

Press; H"bm U''zdfI994: Konflikte und Konfllktbe.lrbeltung. In: jörg CallIeß (Hrsg.), Auf dem 

\X'eg zur Welunnenpolirik. Vom Prinzip der nauonalen Souveränität zur NotwendIgkeit der Ein

mIschung_ Rehburg-Loccum: Evangel. Akad .. S. 85-91: "DIe melsren KIIege sind Bürgerkriege" 

(S 86), und: »\X'irrschaftlIche Fakroren sind m der Regel nicht mehr die L'rsache für kIiegerische 

Ausemanderscrzungen. Der Irak war möglIcherweise eme Ausnahme von dleser Regel" (S. 87)-
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pamffionialismus unrerbringen. \X'ie dem auch sei, Tatsache ist, daß weder das Völkerrecht 

noch die inrernationalen Organisationen (wie die U~O) darauf eingestellt sind l. 

Das Völkerrecht ist fast ausschließlich zw/Schemtaarhches Recht und sem somit die Exi

stenz des Einzelstaates als innerstaatlichem Friedensstifter voraus. Die Ui\O verfügt über 

keine eigenen militärischen Minel und ist auf den "guten \Xrtllen" der ~litgliedstaaten ange

wiesen auch dann, wenn es nur um "humanitäre Inrervenrionen" gehi4. ~lit Ausnahme des 

Falls Irak, wo der freie Zugang zu großen Ölreserven eine Rolle spielte, liegen die gewaltsa-

Rl Robert H jackson 1997 The Evolution of InternatIOnal SOClety. In: John Baylis/Steve Smith 

(Hrsg.J, The Globalization of\X'orid Politics. Oxford: Oxford Univ. Press, S. 33-48, luer S. 44: 

~International societ\' currend}' has no generall;- accepted procedures for dealing with the prob

lem of failed states." 

84 Ham-Ru·hard ReuteT 1996: .\Iilitärintervention aus humanitären Gründen? Friedensethik zwischen 

Gewaltverzicht und Rechtsdurchsetzung. In: Berthold .\Ieyer (Red.), Eine \X'dt oder Chaos? 

Frankfurt am .\bin: SuhrkanlP, S. 2,6--)00; der neue Interventionismus zielt auf den Einsatz von 

treitkräften zugunsten einer fremden Bevölkerung. "Humanztäre Intert'entlOn InZ engeren Sinn 

bedeuret, da!; em auswärtiger )taat oder eine ' taatengemeinschaft militärisch gegen einen anderen 

Staat vorgeht, um dessen eigene Bllrger vor schwerwiegendem Unrecht zu schürzen." Diese mi

litärischen Interventionen waren abhängig von der Qualifizierung eine; Falles als "Bedrohung des 

\X'e1tfriedens" durch den Sicherheitsrat der U;-':O. Das Problem entsteht aber mcht nur bei Ge

nOZid, .\Iassenmord an MinderheIten, .\Iassakern an der Bevölkerung durch den .,elgenen" Staat, 

sondern vor allem dann, wenn em Staat llberhaupt nicht mehr eXIstiert, oder nur mehr eine 

außere, völkerrechtliche Hülse: .Ein Staat, in dem die physische Existenz der Bevölkerung be

droht ist und der seine Bürger massenhaft entrechtet, ist moralisch - und gegebenenfalls auch fak

tISch - m den ~atutzustand zurückgefallen und hat jeden Anspruch auf Respektierung seiner ter

rirorialen und politischen Integrität verloren" (5. 294), so der Autor. Die hage 1St dann aber, 

welcher Staat entsendet Truppen in einem L'mfang. dag eine in chaotische Gangsterclans zerfäl

lene Bevolkerung gewaltsam entwaffnet werden kann, etwa in Sierra Lcone? Genau dies härte in 

Somalia geschehen müssen, weshalb die Intervention scheitertt:. Siehe auchjost Delbriick 199]: 

Die L'mversalisierung des .\lenschenrechtsschutzö: Aspekte der Begrllndung und Durchset1.bar

kelt. In: Albrecht Zunker (Hrsg.), \X'elrordnung oder Chaos? Beiträge zur internationalen Politik. 

Baden-Baden: 1 'omos, S. 551-566; Axel Honnl'tb 1996: UniversalIsmus als moralische hlle? Be

dIllgungen und Grenzen elller Politik der .\1enschenrechte. In: .\Iatrnlas Lutz-Bachmann/James 

Bohman (Hrsg.), Fneden durch Recht. - Kants Friedensidee und das Problem einer neuen \X'elt

ordnung. Frankfurt am .\Iam: Suhrkamp, S. 2-2-29'). Siehe jetzt auch Ha/lke Bronkhorst 1999: 

.\Ienschenrechte und Souveranlt.it - elll Dilemma? In: Hauke BrunkhorstI\X'olfgang Köhler/l\lat

thlas Lutz-Bachmann (Hrsg.), Recht auf .\lenschenrechte. Frankfurt am .\Iain: Suhrkamp, S. 

Ist-175, insbes. S. 174, I'-Ienschenrechte werden »Tllröffner zu geschlossenen Gesellschaften" 

(sollte man nicht aufhören, "Gesellschaften" im Plural zu denken?). Im Zweifelsfall gegen den 

Einsatz von (;ewalt ist nach WH." vor johan Galtllng 1998: Die andere Globalisierung. - Perspekti

ven fur eine zlvilLsierte \X'e1tgesdlschaft im 21. Jmrhundert. Münster: Agenda-Verlag. 
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mrn Konflikte außerhalb jeglichen .,nationalen Inreresses" der Großmächte, auf die es hier 

ankommt Die Balkan-Krise erregte zwar die Gemmer der Europäer, aber weder für die LSA 

Rußland oder China bestand ein "nationales Inreresse" an ell1er Inrervenrion Afghanistan, 

~omalia, Sierra teone, Zaire usw. liegen sogar ziemlich welt abseits der Aufmerksamken der 

Weltö/tentllchkeir. Generell läßt sich dazu er-vas ernüchternd anmerken: In Systemen mit 

einer segmenrären Differenzierungsform ist das Gesamtsystem relativ unempfindlich ge

genüber Störungen in el11zelnen Segmenren. weil sie nur "lose gekoppelt" sind; solange die 

gewalrsamen Konflikte die Grenzen anderer Staaten nur relanv geringfügig belasten, andern 

auch Flüchtlingsströme wenig an dlcserLnempfindlichkeit". 

Definlen man den Einzelstaat ah Segmenr oder )ubsystem des polinsehen Systems der 

\X'eltgesellschaft und bedenkt man, wie sehr seit dem Westphältschen rrteden (1648) über die 

Formel von der "Souveränität des Staates"B, die Autonomie der Subsysteme betont wurde, so 

leuchtet ohnehin unmittelbar ein, daß das Bauprinzip des (,esamtsystems nur auf "loser 

Kopplung" autonomer C;vsteme beruhen konnre. Als autonom werden Systeme bezeichnet, 

"deren Reaktion selbst bel gründhcher KenntniS der Beschaffenheit ihrer äußeren Gmgebung 

nicht voraussagbar (sind), die ferner über einen einheitlichen und stabilen Enrscheldungsap

parat im Inneren verfügen, und schließlich ... in ihrem Enrscheldungsverhalten äußeren, die 

Integrirät dieses Prozesses störenden Eingriffen nicht unterliegen"86. Zu den klasSISchen Merk

malen der Souveränität gehöne schon seit Bodin das Recht, "Krieg zu erklären oder Frieden 

zu schließen", d. h., die Androhung oder gar Anwendung von Gewalt (IUS ad bell um) galt als 

legltmm .\littel der Polirik Daran erkenne man die Doppelnatur des modernen Staates, 

schrieb Thomas Hobbes: Nach innen fungiert er als "Friedensstifter", als Garanr des bürger-

85 ~ouver:inH;i[ wurde Im 16. und 17 Jahrhundert hauptsächlich auf die Enrscheldungskompetenz 

Im ~taate bezogen. Siehe Helmut Quarmch 1986 Sauveräl1ltät Entstehung und Ent>V1cklung des 

Begritfs In hankrelch und Deutschlal1d vom 13. Jahrhundert bis 1806. Berlin: Duncker & Hum

blat; \\''erner Conu et al. 1990; 'itaat und <'ouveränität [n° Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 6: 

1154; /ms Bartelson 199;: A Genealog}' of ';overetgnry Cambridge u. a .. Cambndge Ul1Iv. Press; 

Albrt'cht Rtndelzhoftr 198.7 ' Staatsgewalt und Souveräl1ltät. In: Joseflsensee/Paul Kirchhof(Hrsg.), 

Handbuch des ~taatsrechts, Bd. I. Heidelberg: C. f .\1üller, S. 691-708; Souveränität wie auch 

der Bt'gnff der ~taatsr';ison selen. so luhmann treIfend, Formeln für die Selbstreferentialltat polt 

tischen Entscheidens gegenüber Anspruchen aus der Cmwelt (Kirche, Adel, Stände usw.), siehe 

Niklm I.lIhmann 1989. Staat lind Staatsräson im Übergang von traditioneller Herrschaft zu mo

derner Politik In: Ders., Cesellschaftsstruktur und '>emantik Bd. 3: 65-148. Siehe auch Nicholas 
G. Ollll! 1991; Sovereignry Oudme of a Conceptual Hisrory In Alternatives 16: 425' "4+6; "äußere 

Souveranität" gilt seit 1648 als rormel für die Anerkennung Im Staatensystem, seit dem Gewalt

verbot der Satzung der VereInten ~atlonen ,,,urde sie lll.Schends "zur ~chutzklausel des '>chwache· 

ren gegenüber dem Stärkeren". so &rmund .'>~/{lelmllnn I991. Souveranlt.J.t. In: \X'ichard \X'ovke 

(Hf\g.), Handwönerbuch [nternatlonale Politik. Opladen: IA'ske t Budnch, 5 AufL S 39R-403 

86 Fmnk R.Pfttsch 1994: Internationale Politik. Slllttgart/Berlm/Käln: Kohlhammer, S. 130. 
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lichen Rechtsfriedens, im Wechselverhältnis zu den anderen Staaten aber befindet er sich im 

Narurzustande, wo jeder Staat als potentieller Gewalttäter erscheint - aus irgendwelchen, 

plötzlich auftauchenden triftigen Gründen oder auch aus gar keinem "triftigen" Grunde kann 

ein Staat einem anderen Staate den Krieg erklären, um ihn zu zwingen. In einem solchen Sy

stem kann es prinzipiell keine Erwartungssicherhezt geben und folglich bleibt dem auf seine 

Autonomie bedachten Einzelstaat nichts anderes übrig, als selbst für seine Sicherheit zu sorgen 

(Prinzip der Selbsthilfe). 

Indem nun jeder Staat Militärpotentiale aufbaut, um sich zu schützen, und nach Mög

lichkeit Militärbündnisse mit anderen Staaten sucht und eingeht, entsteht im System ein 

"Gleichgewicht" der Kräfte (baumce ojpower), das geeignet ist, die hohe Kontingenz des Sy

stems einschließlich der Rolle des Zufalls, die darin enthalten ist, doch auf ein erträgliches 

Maß einzuschränken. Aus "realistischer" Sicht handelt es sich beim sog. "Sicherheitsdilemma" 

um ein Produkt des internationalen politischen Systems, auf das Einzelstaaten keinen Einfluß 

haben, so kooperativ sie auch sein mögen oder sein wollen. Trotz aller Bemühungen um eine 

friedliche Weltordnung bleibt ein Restrisiko, eine sztuation hobbesienne, gegen das sich die 

Staaten letztlich nur durch eigene "Sicherheitspolitik" im Sinne einer Kombination von Mi

litärpolitik und Bündnispolitik absichern können. Gibt es aber Militärpotentiale, dann kön

nen Staa~en einander schweren Schaden zufügen. Wegen der fehlenden Prognostizierbarkeit 

künftiger Zustände des Systems sollte sich die Sicherheitspolitik eines Staates nicht darauf ver

lassen, welche Intentionen ein Staat seiner Staatenumwelt signalisiert (etwa Kooperationsbe

reitschaft, Gewaltverzicht, Friedfertigkeit usw.); aufIntentionen kommt es nicht an, sondern 

nur auf capabzlities, also letztlich auf die militärische Schlagkraft einschließlich der dafür er

forderlichen Logistik. Dieser "realistischen" Sichtweise zufolge bleibt den Staaten gar keine 

"rationale" Alternative als der alten Maxime zu gehorchen: Si vis pacem, para bellum. Die ge

samte Geschichte des Staatensystems lasse sich, so die "Realisten", aus diesen fundamentalen 

Zusammenhängen erklärens-. 

Die Kritik am neo realistischen Paradigma setzt im wesentlichen an zwei Punkten an: Er
stens, die Neorealisten unterstellen, die Frage der Eigenart der units, der Einzelstaaten, sei für 

eine "Theorie der internationalen Politik" irrelevant. Damit werde aber der seit zwei Jahrhun-

87 Kenneth Waltz [979: Theory ofInternational Politics. New York u. a.: McGraw-Hill. Siehe die mo

difizierte Version von Barry BuzanlCharles JoneslRichard Little [993: The Logic of Anarchy. Neo

realism [Q Strucrural Realism. New York: Colurnbia Univ. Press; als Sekundärliteratur gäbe es sehr 

viel, siehe nur Scott BurchzlL [996: Realism and Neo-reallsm. In: Scorr Burchill/Andrew Linklater 

(Hrsg.), Theories of International Relations. New York: Sr. Martln's Press, S. 67-92; Alexander 

SiedschLag [997: Neorealismus, Neoliberalismus und posnnternationale Politik. Opladen: West

deutscher Verlag; Davld Sanders [998: International Relations: Neo-realism and Neo-liberalJsm. 

In: Roben E.GoodlO/Hans-Dieter Klingemann (Hrsg.), A New Handbook ofPolitical Science. 

Oxford u. a.: Oxford Univ. Press, S. 428-445; Timothy Dunne [997: Realism. In: John Baylis/Steve 

Smith (Hrsg.), The Globalization, a. a. 0., S. 109-12+ 
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denen laufende Demokransierungsprozeß einfach ausgeblendet Bereits Kant ging 1Il selller 

Schrift ,.zum ewigen Frieden" davon aus, daß in einem Repräsentanvsystem, wo die Gesetz

gebung beim Volke liege, die Mehrheit des Volkes wohl kaum einer so gewaltigen Selbstbela

swng zustimmen würde, wie das ein Kneg unvermeidlich ffin sich brächte. ZWlschenzeidich 

hat die Stanstik die Kantsche Vermutung oder Hoffnung weitgehend bestängt: Demokratien 

fuhren Kriege, aber sie führen keine Kriege gegeneinanderR8 Insofern besirzen die Demokrati

slcrungwellen fur das Problem der Pazifierung der Welrgesellschafi: höchste Relevanz, die sich 

u .• 1. daran ablesen läßt, d,lß "Kneg" Im Club der Ol:CD-Länder fast völlig verschwunden ist 

und weitgehend zu einem Phänomcn der sogen. Drmen Welt wurde - elller Welt, die eben 

von schwachen und überwiegend undemokratischen ~taaten bevölkert wird. Die Implikatio

nm liegen auf der Hand: Die Eliminierung des Krieges aus dem polmschen Svstem der Welr

gesellschaft hängt von der weiteren Verbreitung der demokratischen Staatsform ab. - Was die 

einschlägige Literatur zum Problem ,Demokratie' in Ländern der Dnrten Welt bernf/i:, so ist 

ihr der Vomurf des Illusionismus nicht zu ersparen: Zum einen übersieht ein gut Teil der Au

toren die 'Lusache, daß DemokratlSlerung Ihrerseits die lnstirunonalisierung moderner Staat

lichkeit vorausserzr - der "neoparrimoniale Staat" läßt sich nicht durch den Einbau einiger de

mokratischer Prozeduren (z. B. Wahlen) demokratisieren; er läßt sich überhaupt nicht 

demokratisieren' Zum andern impliZiert Demokramlerung den Aufbau mindestens zweier 

weiterer. scmiautonomer Subs)'stme im politischen System Dieser Prozeß Ist jedoch wesent

lich voraussetzungsvoller, als manche AutOren wahrhaben wollen. Wenn man will, kann man 

das vorliegende Buch auch zu diesem Fragenkomplex auswerten. 

/.weifens unterschätzen die Vertreter der neorealistischen Schule die enorm gesnegene Be

deutung Internationaler Organisanonen und anderer Formen von internatIOnal governance, 

Sicherheits- und Friedensregime fur das Konflikrmanagement im politischen System der Welt

gesellschaft89 • Insbesondere die "neoliberalen Instiru[ionahsten"9c betOnen die kooperanons

fördernde \Virkung solcher Einrichrungen, mit deren Hilfe das Niveau der Emartungsunsi

cherheit Im System entscheidend gesenkt werden konnte. Erstmals in der Geschichte des 

88 /vIldlllel ti'~ Doyle 1986. [ Iberallsm .md World Polmcs. [n Amencan Political Science Review 80: 

1152- 1163; Volkrr Rittbery,er 1987: Zur Fnedemf.ihigkeit von Demokratien, Betrachtungen zur po

litischen Theorie des Friedens. In: APuZ 441t987: 3-12; 7homas Nlelebock 199J' Frieden zwischen 

Demokratien: bn empirisches eesetz der Internationalen Beziehungen auf der SUlhe nach sci 

ner Erklärung. In: ÖsterreICh Ische Zeitschnft fur Politikwissenschaft 22: 179-193. 

S9 Rlchard Llltle 199J: Intcrnational Regimes, In; John BaylIs/Steve Smith (Hrsg.). The c.;[obali7-a

tion of\X'orld l'olitics. a. a. 0 .. S. 231-247; Oran R. Young 1986.' International Regimes: Toward a 

:\ew Thenry of [ns[([urions, In: \X'orld PolItics 39: 104 122. 

90 Siehe nur Robert 0. Keohane 1989: International [nstirutions and State Power. Essays in [nterna

tlonal Rclatiom Thcory. BoulderlSan Francisco/London: \\est'.lew Press. und farnes N. Ro 
smllulEmSI-Otto Cumflel1992 fHl1g.): (,overnance \\lthout Government: Order and Change in 

\\'orld Politics. Cambndge u, a.: Cambrigde Univ. Press. 
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Systems ist es in Ge~talt der C0:0 gelungen, MultilateralIsmus irreversibel ins System einzu

bauen und durch Organisationsbildung Probleme entscheidbar zu machen. Laut U0:-Chana 

verpflichten sich die ~1itgliedstaaten, auf Gewalt als ~littel der Politik zu verzichten - es bleibt 

ihnen nur ein quasi· naturrechtliches ~otwehrrecht und Im Falle einer ernsthaften Störung 

des \Veltfnedens den Sicherheitsrat anzurufen. Ob man allerdings aus diesem Gewal[ZJerbot~1 

bereits auf ein Gewaltmonopol schließen kann 9'. muß man doch sehr bezweifeln. Die C0:0 

Ist weder ellle \Velrregierung in statll nascendi noch ein mit überlegenen GewaltmItteln aus

gerüsteter »\Veltminimalstaat", der gegen rechtbrechende Staaten jederzeit weltpolizeiliche 

Sanktionen verhangen und durchzusetzen vermöchte9;. 

Die Idee ellles »\Veltminimalstaates"14. der ausschließlich die Kompetenz hätte, das Ge

walrmonopol der \Velrgesellschaft zu verwalten und alles andere den Einzelstaaten überließe, 

schelten an den waff'enstarrenden Potentialen der einzelstaatlichen Leviathane, die ihrerseits 

das nichtinrendierre Produkt der Gewalteskalationen von vergangenen Knegen darstellen. 

Damit enttallt eine wesentliche Bedingung des Kantischen »ewigen Friedens", nämlich »ste

hende Heere' härren .,aufzuhören", so Kant; Kant unterschätzte eben die Bedeutung des 

<)1 Jo;/ Delbntck [998: "Das Volkerrechl soll auf einen Föderalism (mer Staaten gegründel sein"

Kant und die Entwicklung Internationaler Orgams:Hlon. In: Klaus Dlcke/Klaus-.\1Ichael Kodalle 

(Hrsg), RepublIk und \X'ellbürgerrecht, a a. O. S. 197: "Dieses außerordentliche Verbot jeder 

(;ewaltanwendung ISt als kopernikanische \\'cnde III der GeschIChte des Völkerrechts und der in

ternationalen Beziehungen III bezeichnen." 

92- So aber Volka Rrttberga//I4artm A10gler/Banhard 7angl [997: Vereinte ~ationen und \Veltord

nung. Zivilisierung der internationalen Politik? Opladen: Leske + Budrich. S. 104 f. 

91 Shlomo Avmm 1996: Konflikdösung in der Demokrane. \om alten Versagen und neuen Chan

cen In: \X'erner \X'eidenfeld lHrsg.), Demokratie am \Vendepunkt Die demokrarische Frage als 

Projekt des 21 Jahrhunderrs. Berllll Siedler, S. 1-9-196, mir einer scharfen Kritik an den Vereinten 

Nationen. Sie habc seit 1949 In Israel versagt: sie half schon beim erSlen Angriff der arabischen 

Sta.lten nicht, sämtliche friedensverhandlungen im ~.lhen Osten wurden auflerhalb der V" ge

fühn, Sie spielte weder beim Abschluß noch bei der Durchsetzung von Verrrägen etne Rolle; .In 

diese Ereignisse werde erinnert, .,um darauf hinzuweisen, daß die U~O auf etne lange, konnnu

ierliche Geschichte des Scheiterns zurückblIckt", S. 182; die C~O-Soldaren der U"PROFOR 

waren hi!f1os den serbischen C;rausamkeiten ausgeliefert hiS zur (;clselnahme usw., auch dieses 

Beispiel zeige, "daß letzten Endes nur Gewalt der Gewalt Einhalt bieren kann" (S. 187). 

94 Otfzed Hö/fi 199). Völkerbund oder \X'e1trepublIk. In: Dm. (Hrsg.}, Zum ewigen frieden. BcrllO: 

Ak.ldemie Verlag, S. 109-132, hier S. IJI ml[ ctnem Plädoyer für etnen "ex [rem mtnimalen \X'e1t

staat", der zwar Staatscharakrer habe und Souveränitätwemchte fordere, aher: "Dle \"\'e1rrcpuhlik 

rrigl flir die Sicherheit und das Selbstbestimmungsrecht der Einzelsraaten Sorge und für nichts 

sonst. Allein hinsichtlich dieser Aufgabe, den zwischenstaatlichen, !licht innemaatlichcn Kon

flikren, gebührt Ihr SouveränIlär." 
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Sicherheitsdilemmas in der \X'estphalischen StaatenweIt9'. Die sich neuerdings aber abzeich

nende Konsolidierung des Multilateralismus eInerseits und der friedensStlhende Effekt der 

demokratISchen Staatsform andererseits würden wahrscheinlich doch stärkere Reduzierun

gen der '\1ilitärpotennale erlauben als das derzeit der Fall ist. Überdies fällt In den Bereich 

"Sicherheitspolink" wesentlich mehr als nur militärISche Abschreckungspolitik . hier wäre 

vor allem an den KSZE- Prozeß zu denken. der sich ebenfalls durch Orgamsationsbildung ver

selbständigt hat (ü'-lZEIQ6• 

Aus der Sicht der .. Globalisierung der Politik" haben die beiden katastrophalen Weltkriege 

des 20. JahrhundertS paradoxerweise posinve Wirkungen hinterlassen: Die raketengestützte 

~lIk1eartechnologie macht den gesamten Planeten Erde zu elllem einzigen potentiellen Kriegs

schauplatz - mit der Folge. daß ein mit diesen Waffen geführter Krieg nicht nur die zivilisa

torISchen Errungenschaften der Gesellschaft vernichten würde. sondern möglichweise die bio

logische SpeZies des Homo saplens selbst. :-"lit einigem Recht kann man behaupten. diese 

Atomtechnologie stelle in der Geschichte der Waffentechnik eine gewisse Zäsur dar, einen 

.. Quantensprung"9. der aber mit ziemlicher Sicherheit bewirkt. daß zumIndest die 

Großmächte kelllen Krieg gegeneinander führen können. Die apokalyptischen Visionen Im 

R.lhmen der "Philosophie der Bombe" sind spätestens seit dem Ende des OSt-\X'est-Konfhkts 

verschwunden. geblieben sind die Abschreckungspotentiale. die (forz der Verträge zur Redu

zierung der l..ahl der Sprengköpfe noch Immer viel zu hoch erscheinen, zumal wenn man be

denkt, daß die techl1lschen Systeme aufgrund Ihrer hohen EIgenkomplexität eine gewisse An
fälligkeit für ZlIfallsbedingte Fehlsteuerungen aufweisen müssen. Die internationale Politik wie 

auch die \Veltöffentlichkeit beunruhige dieses Problem derzeit relativ wenig. die Aufmerksam-

95 So schon die Kritik von Hege!, Siehe Ham-Clmstlan Lucas 1996: ,Es glebt kelllell Prätor zwischen 

Staaten '. In: Klaus :-'Itchad Kodalle (Hrsg.). Der Vernunftfrieden. - Kants Entwurf Im \\'ider

stretr. \X'urlburg: Königshausen und 0:eumann. 'i. 53-60; der Satz stammt aus HegeIs Rechts

pllliosophie. § 32')· 

<)6 Re/mund Seuielnuwn 1998: KJ.nrs "b\1ger !-rIede" und die :\euordnung des europäischen .'ltcher 

hemsyslel11s In: Klaus DKke/Klaus-~llChael Kodalle (Hrsg.). Republtk und \X'elrburgerrechl 

W'ien/Koln/\X'eimar Biihlau. S. J41 f Der" lange! an "harrer" Verrechdichung und durchset 

zungsfählger (;rcrnIcn SCI dlc wesentliche Schwache des KSZE-Prozesscs gewesen und ist auch 

noch der ()~ZI·. Anders dagegen Stefon Kyora 1996. Kilnts Argumente fur einen schwachen Vol

kerhund hellte. In: Volker Hlalas/Hans-Jürgen Häß[cr (Hrsg.l. 200 Jahre Kanrs Entwurf "Zum 

ewigen !-rIeden" - Idee eIner globalen rrIedensordnung. W'urzburg: Kontghauscn und ~eu· 

mann • .,. 96-10"': "Dieser \\'eg. der Ver5llc.h. den frieden ohne l\lilitär zu sichern, ist nicht nur 

der erfolgversprechendsIe. sondern auc.h dcr rechrsphtlosophlsc.h einzig J.kzeptabk" (5. 105), die 

OSZE ,CI dJ.her auf dem rIchligen \\'eg. 

'J; U"oljgang R. VOgl 1994. W'eltgcsellschaft und \X'dtinnenpolilik. Begriffsklarungen und ,\Iodell

bddllngen. In: Jorg Calließ (Hrsg.), Auf dem W'ege zur \X'elrinnenpolllik, 01. a. 0 .• ). 21 F. hier 
S. ~, 
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keit gilt vielmehr der Gefahr der Proliferation98: Massenvernichtungswaffen könnten in die 

Hände skrupelloser Regierungen oder gar von Terrorgruppen geraten ~ eine Gefahr, die in der 

Tat groß ist, weil sie nicht abschreckbar wäre. Angesich ts dieser Tendenzen zur Informalisierung 

der Gefahrenlage verwundert es nicht, wenn die "Ballisnc Defense Organization" (BMDO) 

des Pentagon an der Aufstellung einer "National Missile Defense" (NMD) und ähnlichen Pro

grammen arbeitet wie z. B. der "Theater Missile Defense" (TMD). Technisch sind diese kom

plexen Systemarchitekturen zwar noch nicht ausgereift, politisch aber scheinen die USA fest 

entschlossen zu sein, die auf neuen Techniken (Sensor- und Steuertechnik sowie Kommando

und Kommunikationsbereich) beruhenden Systeme für die Raketenabwehr zu nutzen99 . Die 

Rückwirkungen auf die formelle Ebene der Politik sind derzeit ebenfalls noch nicht wirklich 

absehbar: Fest steht zum einen, daß der ABM-Vertrag revidiert werden müßte, zum andern 

wird heftig über die Gefahr eines neuen 'lX'enfÜstens diskutiert. 

Auf einer ganz anderen Ebene wird vor allem im friedenspolitischen Diskurs ein Zusam

menhang hergestellt zwischen der gewaltigen sozioökonomischen Ungleichheit in der Welt

gesellschaft und einem "positiven", dauerhaften Frieden. Die Formel dafür lautet: "Friede 

durch Verreilungsgerechtigkeit"IC"'. \X'er in der Tradition von lustltza et pax denkt, ru.r den be

steht an der Gültigkeit der Formel wenig Zweifel. Das gleiche gilt ru.r alle diejenigen, die in 

irgendelIler modIfizierten Form an der Uropie des Sozialismus fesrhalten. Im weltweiten Ge

schäft der "Hilfsindustrie" sitzen denn auch die linken Gruppierungen des Tiers mondisme'°l 

friedlich neben den ansonsten eher konservativen kirchlichen Hilfsorganisationen. Aus sy

stern theoretischer Sicht entsteht extreme Armut aus kumulativ wirkenden Exklusionen, hin

ter denen aber m. E. eine zentrale Ursache steht, nämlich: Es fehlt an der Instirutionalisie

rung moderner Staatlichken. 

98 Otfrzed Ischebeck 1991" Proliferation als Gefuhrdung der Gesellschaft. In: Ekkehard Lippertf Andreas 

PrüfertfGümher WachtIer tHrsg.), Sicherheit in der unsicheren Gesellschaft. Opladen: Westdeut

scher Verlag, S. 91-1I4; was wäre geschehen, wenn die Terroristen bei ihrem Anschlag auf das \X'orld 

Trade Cemer Im Februar 1993 in New York einen atomaren Sprengsarz besessen hätren? 

99 Neue Zurcher Zeitung Nr. 128, 3./4. JUni 2000. 

100 V?olfiang Kmtmg 1998' Philosophische Friedenstheone und Imernationale Friedensordnung. In: 

Christi ne Chwa2Sz.afWolfgang Kersting (Hrsg.), PolItische Philosophie der imernationalen Be

ziehungen. Frankfurt am :-faIn Suhrkamp, S. 523-554, hier S. 543 f. 

101 Eine scharfe Kritik an der "Entwicklung;hilfe" speziell In Afrika formuliert die Afrikanerin Axelle 

!0J.bou I993. Weder arm noch ohnmächtig. Eine Streitschrift gegen schwarze Eliten und weisse 

Helfer. Basel: Lenos Verlag; man könme meinen, so die Autonn, es gebe ein srillschweigendes Ver

bot, die Situation Afrikas direkt mit dem Verhalten der Afrikaner in einen Zusammenhang zu 

bringen; das gilt sowohl für die "imernationale Literatur über die afrikanische Malaise" als auch 

für die Dritre-\'V'elr-Bewegung, was zum Fehlen von Eigenverantwortlichkeit in Afrika beitrage: 

"Die Afrikaner Sind die einzigen Menschen auf der Welt, die noch meinen, dass sich andere als 

sie selbst um ihre Entwicklung kümmern müssen", S. 94. 
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Sofern :V1enschen aufgrund des Mangels an Grundnahrungsmirreln existenrielJ gefährdet 

sllld und ihnen aus welchen Gründen auch immer keine Htlfe zuteil wird, handelt es sich 

nach unserer Definition um CIll Gewaltverhälrnis, das man deshalb durchaus als Störung des 

\X'eltfriedens charaktenslercn kann, Auf der anderen Seite gibt es keine Kriege zWischen ar

mm und reichen Ländern, in der Regel haben die Kriege bzw. Burgerkriege in Regionen der 

sog, Dnrten \X'elt auch selten ökonomische Ursachen ,<;0 gesehen geht vom Problem der 

VcrteilungsgcrechtigkClt kellle unmittelbare Gefährdung des Weltfriedens aus, wie Fnedens

theorien immer wieder gegen die empirische EVidenz behaupten . Zur Lösung der "sozia

len Frage" haben die Einzelstaaten im Zuge der Demokratisierung den "Sozialstaat" enr-

102 Ralner fhzlaffI998: Afflka Zwischen Demokratislerung und 5taatenzerfall. In: Dirk Messner 

(Hrsg.), Die Zukunft des 5ta,Hes und der Politik. - Möglichkeiten und Grenzen politischer '>teue

rung in der Welrgesellschaft Bonn: Dietz, 5. 195 '216; "Hier wird die These vertreten, daß die 

pOltkoloniale afrikanische Krise primär eine po!LtISche Knse ISt, die durch das (Fehl-)Verhalten ei

ner politischen Klasse ausgelöst wurde, die schwienge Entwicklungsaufgaben mit den unpassen

den Mitteln des Kommandostaates zu lösen versuchte" (Hervorhebung im Original); ein IndiZ 

für die MItSchuld der afrikanischen Staatsklasse und ihrer neopatrimonialen, d. h. auf persönli 

cher Macht und Klientelnerzen beruhenden Herrschaft an der Entwicklungsmisere sei das gewal

tige Ausmaß an Korruption und Kapitalflucht (Iet7tere wird, nur für das Jahrzehnt der 1980er 

Jahre, auf80 Mrd. U~-Dollar geschärzr). So nimmt es llIcht wunder; "Es ist eine traurige Tatsa

che, daß es den meisten Afrikanern heute materiell schlechter geht als zur Zelt der Unabhängig

keit" (5. 200). Zunehmend werde der Alltag In Afrika bestimmt vom Faustrecht, der 51lln des le

bens verlagere sich zur Selbsrverteidigung und Selbstbereicherung auf Kosten anderer, .. Kneg wird 

privatisiert", als Bandenkrieg oder Ausscheidungskampf zWischen warlords. "In zahlreIChen Kn

senreglOnen des Kontinents gibt es eine zunehmende Tendenz der Chaotl5lerung auf allen Ebe

nen" - Trifft dies zu, dann sind Mechanismen zu finden, die das Problem des Fnedens und der 

Gerechtigkeit 111 Afrika zunächst einmal als innerafrikanisches Problem zu reflektieren und zu be

handeln imstande sind, als 111 der Eigenveranrwortung der afrikanischen Länder liegend, erst se

kundär waren dann "Hilfen" für die Lösungsvorschläge anzubieten. 

IOJ 5>0 kommt im zll'ilISatorischen Hexagon der Friedenstheorie von Dleter Senghaas regelmaßlg die 

Verteilungsgerechtlgkelr in der \X'eltgesellschaft vor; .. Schutz vor Not und, damit verbunden, die 

Bemühungen um einem fairen ökonomischen Ausgleich gehören zu den elementaren Bedingun

gen des Ffledens·, so Diner und El'fI Senghaas 1996' '>I vis pacem, para pacem - Überlegungen zu 

einem zeitgemäßen Friedenskonzept In: Berthold Meyer (Hrsg.), Eine \X'elt oder Chaos? A. a. 

0, ). 245-275, hier S 258; siehe auch Diner ~enghaas 1993: Auswege aus der Barbarei. In: Max 

.\111IerIHans-Georg Soeffner (Hrsg.), Modernität und Barbarei. Frankfurt am Main: Suhrkamp, <.,. 

Jo6-JI7, hier insbes. 5. 310 zum Hexagon; Dleter Smghaas 1998: Die Welr III fnedenspolmscher 

Perspektive 'ltrukrurelle Gegebenheiten und praktISche Imphkationen. In: ChflStlne 

ChwazszalWolfgang Kerstlng (Hrsg.), Politische Philosophie, a. a. 0., S. 555 572, sowie die Sam

melbände DinerSerzghl1ilS 199- fHrsg.): Fneden machen. Frankfurt am Malll; 'luhrkanlp, und Dle

ter \erzgh,ulJ 199f (Hrsg.): Den Frieden denken. Si VIS pacem, para pacem. Frankfurt am Mall1; Suhr-
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wickelt, der Jedoch ein auf erweltener steuerlicher Grundlage beruhender, um sozialpoliti

sche Aufgaben angereichener "Verwaltungsstaat" gewesen ist (und Immer noch ist). Wegen 

des Fehlens eines ,,\X'e1tstaates" kann es natürlich im \X'eltmaßstab auch keinen Sozialstaat ge

ben, und das bedeuret, daß die Armen dieser Weh weiterhin auf das "Welternährungspro

gramm" der UNO sowie die private Hilfsindustrie angewiesen sein werden, und dies selbst 

dann, wenn die besorgniserregenden Prognosen über die Bevölkerungsemwicklung dieser 

Länder tatsächlich eimreten sollten. Optimisten gehen davon aus, daß die Weltgesellschafr 

mit den Problemen, die sie erzeugt, midernt und insbesondere die Weltöffendichkeit den 

Druck auf die neoparrimonialen Systeme sO\veit erhöht, bis der Weg frei wird für eine durch

greifende .\10dernisierung des I)taatsapparates. Die Im zwmen Kapitel diskurienen Beispiele 

geben eher Anlaß zur Zuversicht denn zur Resignation, weil sie beweisen, daß ein Emwick

lungsland innerhalb von nur einer Generation an das Wohlstandsniveau der OECD-Länder 

anschließen kann. Ob die "etatisrische" Deutung, die ich dem Kapitel umerlege - übrIgens 

mit vielen anderen Auroren -, auch nur annähernd so plausibel iSt, wie behauptet wird, muß 

die künfrige Forschung klären. 

Dekomposit ion der Weltgesellschaft in Nationen 

"Mit der .\10dernität der modernen Gesellschafr wachst über immer größere Raume hinweg 

die Menge der zivilisarorischen Lebensvoraussetzungen, die uns allen gemeinsam sind." °4 

Dieser ~achverhalt wird im Komext der "kulrurellen" Globalisierungsdebarre ofr recht plaka

tiv als "McDonaldisierung", ".\1cWorld"C< oder "Coca-Colonisierung" beschrieben und da

mir wieder einmal die Komplexirär der Welrgesellschafr auf einen Ausschnirr reduziere Daß 

die \X'elrwirrschaft den anderen Funkrionsbereichen der Gesellschafr immer einige Schmte 

vorauseilt, etwa gegenüber der Polirik, ist allerdings kaum besrreirbar, und insofern Ist auch 

die Klage über die "Misere der Politik" nicht unberechtigt,06 Als spekrakuläres Beispiel dafür 

kamp; Diner Senghaas 1994. '\I:'ohin driftet die '\I:'elt? frankfurt am .\1am; Suhrkamp, S. p ff.
"Vertdungsgerechngkeit" ist eine humanitäre Aufgabe ungeheuren Ausmaßes, soviel ist rIchtig, 

aber fnedenspolitisch derzeit eher irrelevant. 

104 Hennmlrl Lübbe 19r' .\fodernisicrung und rolgelasten. - Trends kultureller und politischer Evo

lutIon Berlin u. a.: Spnnger, S. 98. 

105 BeflJamm R. Barber 1996' Kann die Demokratie McWorid überleben? Der Mythos von der regula

tiven Kraft des .\1arktes. In: \Verner \X'eidenteld (Hrsg.), Demokratie am Wendepunkt. Die demo

kratische Frage als Projekt de" 21. Jahrhundem. Berlm: Siedler, S. 81-100, .\1c'\l:'orld fördert die .un 

blutige Profitökonomie", als Konsument gehört aber jeder zur McWorld, im Unterschied zu dem, 

was Barber "Djihad" nennt die blutige Politik der Identitätssuche und des Gemeinschaftsgefühls. 

106 V/7olfDteta Narr/Alexander Schubert 1994: '\I:'eltökonomie. Die Misere der Politik. Frankfurt am 

Main: Suhrkamp. 
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werden gerne die Devisenm:irkte angeführt, für die es der Politik bis dato nicht einmal ge

lungen ist, die schon seit geraumer Zelt geforderte Tobm Tax einzuführen" ,obwohl man 

ehenhilIs schon seit bngerer Zen weiß, welche destabilisierenden Effekte von diesen ausgehen 

können. 

Die Geschichte der Clobaltsierung der Politik reicht aber weit ins 18. Jahrhundert zurück, 

als sich der Machtkampf der europäischen Mächte auch militärisch in außereuropäische Re

gicmen verlagerte und es am lende des Jahrhunderts kaum noch Gebiete auf dem Globus gab, 

die dauerhaft jenseits des Interesses der Europäer gelegen wären. <ielbst der Ausbruch der 

Franzüsischen Revolution ist in diesem Zusammenhang zu sehen, wenn man bedenkt, daß 

hankreich aus Rivalität mit Croßbritannien den Unabhängigkeitskrieg der Amenkaner un

terstützt hatte und sich dabei so verschuldete, daß König Ludwig XVI. 1788 zum Zwecke der 

Sanierung des St<h1tShaushahs die Generalstände einberufen mußte. Als Abbe Sieyes den Dm

tC!1 Stand mit der Nation gleichserJ:te'°8 und die Konstituierende Nationalversammlung ll1 der 

Verfassung die Nation zum "Souverän" erklärte, waren die entscheidenden Schritte der Re

volution getan: Die bislang herrschenden Schichten des Adels und des Klerus werden nicht 

iIJ die NatioIJ integriert, weil sie als "Schmarotzer" nichts zum Wohlstand beitrügen - das bis

her als dumme Masse (plebs, Pöbel) verachtete "Volk" bildet nun die "Nation", die über die 

aus freien \X'ahlen hervorgegangenen Repräsentanten Gesetze erlaßt und so sich selbst regiert 
Der moderne Nanonsbegriff entsteht als revolunonäre Idee im Sinne des politisch handeln

den Volkes freier und gleicher Bürger, er ist ein Emanzipationsbegriff mit explizit antiständi

scher Stoßrichtung"09 , und er ist ein neuer legitimationsbegriff, indem er die Rechtmäßlg-

107 t.ficj"uI7ürn 1998: Cesellschaftliche Denationalisierung und Regieren ll1 der OEl D-\V'e1t. In: 

Beate Kohler-Koch (Hrsg.), Regieren ll1 entgrenzten Räumen. Opladen: \V'estdeutscher Verlag 

(PVS-Sonderheft 29), S. 91 120, hier S. 97 f.; dl{' grenzüberschreitenden Finanz- und Währungs

aktivit:iten scheinen deutlICh unterreguliert zu sein, so Zürn; abgesehen davon zieht der Autor Je· 

doch das Fazit, d.1ß im Hinblick auf das lCilziel, "effIzientes Wirrschaften zu ermöglichen", die 

Nachfrage nach internationalen Regulierungen "problemlos gedeckt" werde, so vor allem durch 

CXIT bzw. \\TT'Q; siehe dazu auch AlparrlAn Yena11997: Welthandelsordnung: Vom GATT zur 

\X'TO vor dem Hintergrund der Globaltslerung. In: Anqe Blöcker/lJlrich Heyder/Blrgit Man

gels-Voegt (Hrsg.), Die Reformf.'lhigkeit von Staat und Gesellschaft. Frankfun am Maln: Peter 

IA'lng, S. 285'~298; was im \Velthandelss)"stem erreicht worden ist, steht dem \V'eltwährungssystem 

noch bevor, so der Autor, S. 295. 

108 Fmm,muel joseph Sieyes [789/[988: \Vas ist der Dritte Stand' Essen: Reimar Hobbmg. 

109 Zur Semanrlk Siehe [llmh DimelHetnrich IWth 1984. "Jation, Nationalismus, Nauonallt.lt In: 

I liswrisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6. Sp. 4°6-414: Reinhart Kose/leck er aL 1992. Volk, 

Nation, :--:.ttionalismus, Masse. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. T 141-432; wegen der anti

ständischen StOßnchtung kann man den "modernen" 0btionsbegriff nicht bis ins Mittelalter 

zurückverfolgen. wohl aber die \X'ongeschichte; den histOrISchen Bruch vernachläsSigen manche 

Auwrcn. so z. B. Tibwtn "'fayer 1987
• Primip :--:ation. Opladen: Leske + Budrich: auch Herfrled 
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keit staadicher Herrschaft: auf sich selbst als qSouverän" beziehe Als Legitimationsbegriff läßt 

er zunächst einmal offen, wie ein so großes Kollektiv, das sich überdies aus freien und auto

nom I' handelnden Subjekten zusammensetzt, einen Rousseauschen "allgemeinen Willen" 

haben kann und dementsprechend imstande wäre, selbst zu "handeln" oder et>vas zu "wol

len". Die Projektion von Attributen der Einzelsubjekte auf soziale Großkollektive1ll kenn

zeichnet dIe politische Theorie der Neuzeit im allgemeinen und die Demokratietheorie im 

besonderen, 111 welcher ja der sog. "Wille des Volkes" Im Begriff der "Volkssouveränität"'" 

eine besondere Rolle spielt. 

Die "Nation" der Französischen Revolution versteht sich als "Staatsbürgernation", zu der 

ein jeder dazugehört, der sich zu ihr bekennt"l, So wollte der Württemberger Friedrich Rein

hard (r761-1837) Franwse sein und wurde als französischer 5taatsbLirger sogar Minister einer 

Afunkler 199j: DIe 0:'ation als \1odell politischer Ordnung. In~ Staamvlssenschafren und Staats

praxis 5: 367-,92: die Durchserzung der Nation als politische Ordnung,idee habe in Europa nicht 

erst mit der Französischen Revolution begonnen, sondern reiche weit zurück bis in das ausge

hende ,\Iittelalter, so S. 377 Siehe Jedoch Gerd Ro/lecke 1994: Herrschaft und "JatIon. - Zur Ent

stehung des ~ationalismus. In: Rechtsphilosophische Hefte, Bd. 3= 17' 32, insbesondere S. 20 zur 

f msicht, ,.daß man den modernen i'larionsbegriff nicht m das '\'littelalter projizieren darf'. Eben

falls lllr "großen i'äsur" ZWIschen vormoderner und moderner, ation durch 1789 siehe Bemd 

Este/1994-' Grundaspekte der ~.l!lon. In: Bernd Estelnilman \layer (Hrsg.), Das Pnnzip Nation 

in modernen Gesellschaften. Opladen; \('estdeutscher Verlag, S. 13 -82, hier S. 18. 

110 Die Autonomie des Subjekts ISt das Projekt der Moderne schlechthin, so Peter W't1gner 199): So

ZIOlogie der Moderne. Frankfurt am l\.1ain/New York: Campus. 

III }ürgen Habermas 1990: VolkssouveränitJ,t als Verfahren. Ein normativer Begriff der Öffentlichkeit. 

In: Das., Die '\'loderne - ein unvollendetes Projekt. Leipzig; Reclam. S. 180--212, hier S. 187 zu 

den \X'iderspruchen. die im Begriff der "VolkssouveränitJ,t" angelegt smd . .Das Volk, von dem 

alle staatlich organisierte Gewalt ausgehen soll. bildet kem Subjekt mit Willen und Bev.ußrsein. Es 
tntt nur im Plural auf, als Volk ist es im ganzen weder beschluß- noch handlungsfähig." Vgl. auch 

S. 2< '7: "Die vollends zerstreute Souveränität verkörpert sich mcht einmal In den Köpfen assozi

ierter l\.lltglieder, sondern - wenn von Verkörperung übnhaupt noch die Rede sein kann - m Je

nen subJekdosen KommunikatIonsformen, die den fluß der diskufSlven Meinungs- und \{'il

lensbildung so regulieren, daß. "Der theoretische Ort der VolkssouveränitJ,t bleibt leer! 

112 Die noch einer IJomlOdemen Imag1l1anon verhaftete Vorstellung eines einheitlichen, sou\'erJ,nen 

politischen Willens der Gesellschaft sei aulZugeben, so U/rich Röde/ 1994' Zivdgcsellschaft und 

Verfassung. In: Jürgen Gebhardt/Rainer Schmalz-Bruns (Hrsg.), Demokratie, Verfassung und ~a

rion. Baden-Baden: 0:'omos, S. 123-131, hier S. 132.. 

113 }ürgm Habermas 1996' Der europäische Nationalstaat - Zu Vergangenheit und Zukunft von SOll

veränit:ir und Staatsburgerschafi:. In~ Ders., Die EInbeziehung des Anderen. Studien zur politi

schen Theone. Frankfurt am Main; Suhrkamp, S. I2.8-153. insbesondere S. 135 zur "Nation selbst

bewußter Staatsbürger": .Die Leistung des Nationalstaats bestand also darin, daß er zwei 

Probleme in e1l1em gelöst hat: er machte auf der Grundlage eines neuen Legttunationsmodm e1l1e 
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französischen Regierung"4, Der '~ypll< der Staatsbürgernation enrsprach im 19. Jahrhundert -

und enrspricht heute noch - primär einem lrberalen Verständnis von Nation, denn die Na

tion beruht auf der freIen Entscheidung von Subjekten, zu einer Gemeinschaft dazugehören 

zu wollen oder auch nlcht- III den berühmt gewordenen Worten von Ernest Renan tst dIe 

NatIOn I1Ichts anderes als un plebisclt de tour les jours. ein tägliches Plebiszitll6
, 

Nac.h dem Ausbruch der KoalitIonskriege 1792 beschließt das französische Parlamenr die 

Elllführung der "allgemeInen \X'ehrpflicht" (levee en masse) und ruft damit den "Bürger in 

L'niform" auf den Plan, der es dem Ceneral Napoleon Bonaparte erlaubt, überlegene Trup

penstärken aufzubieten und erstmals in der GeschIchte der Neuzeit - rücksichtslos ".\1en

schenmatenat III dIe Schlachten zu werfen. \XJas Ludwlg XIV. elll Jahrhundert zuvor verwehrt 

geblieben war, erreicht nun apoleon mit der "Nanon als \X'affe" " nämhch: die Hegemome 
über Europa!l8, Frankreichs Truppen marschierten durch fast ganz Europa, transportierten dIe 

"Ideen von 1789" und beschleunigten so den ohnehin angelaufenen sozialen Wandel, der das 

Ancien n::glme 111 den Grundfesten erschürrerre, wenngleich die Gebäude nicht überall gleich

zeitig einstürzten. Das Selbstverständnis der .. deutschen Nation" als Einheit trotz staatltcher 

Zersplitterung konstituiert sich in dieser Zelt und WIrd bis 1848 durch folgende faktoren ge

prägtll9 : 

neue, abstraktere Form der lozialen Integration möglich ... Zu dieser politISchen :--'!obtlislerung 

hedurfte es einer Idee von geslnnunghtldender Kraft, dte stärker als Volkssouveränität und J\.!en

schenrechte an lien und Cemut appelliert. Diese l.ücke fullt die Nanon. Sie bnngr den Bewoh

nern eines staatlichen Ternronums die neue, rechtlich und politisch vermmelte rorm der Zu

sammengehörigkeit erst zu Beo,mßtseln. . Die ~arion oder der Volksgeist . dIe erste moderne 

Form kollektiver Identität überhaupt - versorgt dIe rechtlich konstruierte Staatsform mit einem 

kulturellen Substrat. Diese durchaus künstliche, auch von bürokratischen Bedürfnissen gesteu

ene Einschmelzung älterer Loyalttäten ins neue ~anonalhewußtseln beschreiben HistorIker als 

elllen längerfristigen Prozeß" (S. 135 f; Hervorhebungen Im OrIginal). 

Iq Hagen )chulu 1994: 'itaat und :\'ation in der europäischen Geschichte. J\.!ünchen. Beck, S, ;-1 
115 ,\{ lWiru:r f ~PSIUJ 1990: :\'atlon und Nationalismus III Deutschland. In: Ders., Interessen, Ideen 

lind Institutionen. Opladen: Westdeurscher Verlag, 'i. 2]2 246, mIt elller 'Iypologie; dIe wesent

lichen sind Jedoch der r:vpus der "Staatsbürgernanon und der Typus der "VolksnationU

, 

116 Fmrst Rentln 188211995-' \r,:'a> Ist eine Nation? Und andere politische Schriften \X~en/Bozen: FolIO 

Verlag, 5, 'i7. 

11';' Hagen Schulze 1996: Da> [uropa der Nationen. In: Helmut Berdlllg (Hrsg.}, Mythos und '\;anon, 

frankfurt am :-"!ain: 'iuhrkamp, S, 6583, hier 72 

ng G",dOlI A. CraiglAhander L. George 199).' Force and ')[atecrafr, New YorkJOxford: Oxford Unlv. 

Press, ~. 22 f 

119 Siehe dazu auch Dmer Lmgewrerd1e 1996: Kulturelle ~ationsb"dung im DcuL'Chland des 19, Jahr

hundem. In: J\.lanfred Detrllllg/Paul Nolre (Hrsg.), Nation und Gesellschaft III Deutschland. 

:-"!ünchen: Beck. S, 46-64; ~'erner Conu 1992: :\'ation und Gesellschaft. Zwei Grundbegriffe der 

revolutionaren E:po<:he. In Ders" Gesellschaft Staat :--:ation Gesammelte Aufsätze. Sturrgarr: 
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Erstens durch den vorherrschenden "Zeitgeist" der Romantik12
0, der in dieser Zeit erfaßt 

wird vom entstehenden ideologIschen Code "konservativ/progressiv" und mit der "konservati

ven" Seite identifiziert wird. Der Konservativlsmll5l>I ist nicht nur, aber auch eine Reakrions

bildung auf den raschen sozialen \X'andel, der Traditionsbestände entwerter und Kontinuirärs

erfahrungen erschwert, und schließlich dazu zwingr, Traditionen zu "schaffen" - jedenfalls 

dorr, wo ihre unreflektierten Selbstverständlichkel[en verlorengegangen sind. Romantische 

"VergangenheltSsehnsucht" habe. so Hagen Schulze, alle Lebensreiche überwuchert und sei 

zu versrehen als ein Reflex der Ratlosigkeir angesichts der fortschreitenden Zerstörung der al

ten gewohnren lebensmilieus sowie der Suche nach neuern, kollektiv geteiltem lebenssmn, 

der gleichwohl aus alten \X'urzeln genährt wurde122
• Cber die Zuwendung zu Märchen, 

Brauchtum, Mythen der Germanen usw. wird quasi das "kollektive Gedächtnis" so überar

beitetllJ, daß "Deutsches Volkstum" als Idenirätsangebot herall5kam - wie überhaupt die Ge

schichre des ~firrelalrers zur nationalen leidenschaft \\urde, und so kam es. schreibt Schulze, 

"daß der lang ersehnre deutsche ~ationalstaar von 1871 weirgehend aus dem Geist des ~fit

relalrerbildes enrworfen war' .. Das an die Romantik anschließende Verständnis von ,,~a

rion" kombiniert ~ferkmale wie ,>prache, gemeinsame Herkunft, Schlcksalsgemell1schafr, spe

zifische "Eigenschaften des Volkes und - Im Verlaufe des 19. JahrhundertS zunehmend 

srärker bewerter - die biologische Abstammungsgemeinschafr (daher die Bedeutung des "Blu

res"), womir jedes Individuum objektIV zur ~arion gehörr und es gerade nichr im Belieben 

des einzelnen liege, zu entscheiden, welcher Nation er angehören will. Dieser "kulturonrolo

gische" lj oder "subsranrialistische" Nationsbegriffbieter wesentlich festere Grundlagen für 

K1en·Corra (= Industrielle Welt, Bd. 52),) Ht-354;Jürgm Kocka 1995: Die Ambivalenz des 0:a

nonalstaats. Zur Zukunft eIner europäischen Staatsform. In: !I.!ariano Delgado/!l.1arrhias Lurz

Bachmann (Hrsg.), Herausforderung Europa. \\'ege zu eIner europ.iIschen Identität . .\hmchen: 

Beck, S 28-50; Dtto Dann 1996: l\'atlOn und 0:anonalbewußtseIn in Deutschland I7:-~I990. 

l\!ünchen: Beck. 

I20 Richard Herzinger 1997: ,.Der Sieg der Deurschhelt uber die Erde" - Die ,,0:anon" zwischen .\ly

thos und L'topie Im Denken der politischen Romantik, der Konservativen Revolution und der 

"'euen Rechten. In: \!ichael KesslerN;'olfgang GrafVirzrhum/JUrgen \X'ermeimer (Hrsg.), l\'eo

nationallsmU5, :\eokonservatismus. Tübingen: Stauffenburg Verlag, 5 25-44. 

I2I Siehe die Literatur im 8. KaPitel, auch zur Entwicklung der "politISchen Ideologien". 

122 Hagen Schulze 1994: 'taat und "'ation in der europäischen Geschichte. '\lunchen: Beck, S. If8. 

123 V:0!fi.ang Kaschllba 1993: Volk und Nation: Ethnozenensmus in Geschichte und Gegenwart. In: 

Heinrich August \X'inkler/Hartmur Kaelble (Hrsg.), l\'anonalismus - l\'anonalitäten - Supra

nanonalitar. SllIrrgarr: K1err-Corra (Industrielle \\'e1t, Bd. 531, s. 56-81. 

124 Schulze 1994- Staat und ~anon, a. a. 0., S. 186. 

125 Anton Lmt 1998: l\:anon und PatriotISmus In Zeiten der Globallsierung. In: Chri;rine Chwa.\z

cza!\X'olfgang Kersnng 'Hrsg. l . PolItische Philosophie der inrernationalen Beziehungen. Frank

furt am l\hin: Suhrkamp, S. 365 -408: ,,~ationen sind ~lanlfestationen einer homogenen Kultur, 
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V<'ertungen. ab es die Staatsbürgernation vermag, die deshalb nur einen relativ schwachen Na

tJOnalwtlus kenne 

7.weltem wird die Inkubanonszeit des deutschen ~ationalismus gepragt durch Z\vei Jahr

zehnte Krieg (1792-1815), die /Ur die meisten deutschen Lande verbunden waren mit demün

genden militärischen Niederlagen, Fremdherrschaft, Zerstörungen oder materiel1en Ein

bußen, fremden kulrurel1en Einflüssen usw, Nicht unverstandlich daher, daß die 

Se1b5tdeflnitlon der Nation über sc.harfe Feindmarkierungen lief !6: Intel1ektuelle - die Ge

burtShelfer der "Nation' sind Immer Intel1ektuel1e"° - wie Fichte, Kleist, Körner, Friednch 

Schlegel, "ja selbst der sanfte Clemens von Brentano" schuren in einem wahren propagandi

stischen 'Irommelfeuer Haß gegen Napoleon und Franwsen, z. T. "schauerlIChste Totschlags

lyrik"'U!, Die von 'Iurnvater Jahn 1811 gegründete "Berltner Turngesel1schaft" wie später die 

zahllosen 'lurnervereine vertraten eine ausgesprochen militant-nationale Ideologte, eine Mix

rur aus Körperertuchngung, Charakterschulung und nationalen Zielen, in denen es auch um 

ellle Vorbereitung der deutschen Jugend auf den nächsten Krieg ging. In ihrer Bedeutung 

kaum zu unterschätzen seien, 50 Schulze, die massenhafte Verbrenung sinnstiftender Lyrik, 

Parolen und volkstumlicher ~1USlk, etwa in den Gesangvereinen, aber auch in der Publtzisnk. 

Drittens standen die fünf Garantiernachte der achkriegsordnung des Wiener Kongresses 

(1815) allen Volksbewegungen äußerst feinclJich gegenüber, insbesondere die "Heilige Allianz" 

der ()stlichen .\1onarchien Preußens, Österreichs und Rußlands"9. Die repressive Politik des 

"Europaischen Konzerrs" bescherte Europa Z\var die langste Friedenspenode der bis dahin be

kannten Geschichte, verursachte jedoch andererseits einen "Politikstau", der sich zunächst 

und die individuellen Zivtlisatlonsleisrungen Einzelner verdanken sich der Zugehöngkeit zu die

ser Kulrur. Die kulrurontologlsche Position erklärt sowohl, warum Nationen nötig und möglich 

Sind, sowie auch, wi~ die Haltung der Einzelindividuen zu Ihnen beschaffen sein sollte, Nationen 

könnm sich bilden aulgrund der III ihnen zum Ausdruck kommenden kulturellen Homogenität, 

die in der Regel durch ellle gemeinsame Sprache und Religion, außerdem durch längerfristige 

Nachkommenschaft, gestiftet Isr Nationen müssen sich btlden, weil nur dadurch das bereits er

reichte .0.'iveau der kulrurellen Homogenität geSichert und vertieft werden kann, die Alternative 

wäre der Zerfall der Kulrur. Die Angehörigen der Nation sllld ihr gegenuber zu elller besonderen 

Loyalität "I'rpjltchtet. Legt man diese kulrurontologische Auffassung zugrunde, drückt ein Anri

nationalismus nichts anderes als weitgehenden Geschichts- und Kulrurverlust der in der Gegen

wart Lebenden aus" (Hervorhebungen Im angInaI), so der Autor S. p8; ähnltch auch Donate 

A7w:m-PJ'fa 1991: 0:atlon und Ethos. Die ~10ral de.; Patrimismus, FreiburglMünchen: Kar! A1ber. 

126 NKht gerade überzeugend Peter Fuchs 199I \'atcrland, Pamotismus und Moral Zur 'lemantik ge-

sellschaftlicher ElI1heir. In: Zeitschrift für SOZIOlogie 20: 89-1°3. 

127 Bernhard Gtl'SI'1l 199f Die Imellekruellen und die ~ation. Frankfurt am ~1a1l1 Suhrkamp. 

128 Hagm Scll/lLu 1994 Staat und ~ation, a. a, 0" S. 201. 

129 Harald A'kinsc/1lIlldt 1998' Ceschlchte der imernationalen Beziehungen S(U((garr: Reclam. S. 251 

Fr 
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1848 gewaltsam entlud, In der Folgezeit aber zunehmend außer Kontrolle gerät: Frankreich 

unter Napoleon III. unterstützt aus "revisionistischen" Gründen den Risorgimento-Nationa
LlSmus}O in Italien und fügt Österreich 1859 eine empfindliche militärische Niederlage zu. Der 

r848 von den Liberalen dominierte deursche Nationalismus der Paulskirche scheiterte nicht 

zuletzt an der Unentscheidbarkeit'11 der "nationalen Frage": großdeursche oder kleindeursche 

Lösung? Daß die deutsche Einheit über die,Eisen-und-Blut"-Polirik Bismarcks 1866 und 

1870 zustande kam quasi als "Revolurion von oben" (Bismarck) - und sich der neue Natio

nalstaat mit der Annexion von Elsaß-Lothringen sogleich mit Spannungen im europäischen 

Staatensystem belastete, gilt nach ziemlich einhelliger Meinung der Historiker als wesentli

cher Auslöser für den neuen, den zntegraLen NationaLismu.s in Deutschland und auch in Frank

reich"2. 

In Österreich war die Chance der Umgestaltung der Monarchie in einen dezentralisierten, 

föderalistischen Mulnnanonalitätenstaat 1848/49 vertan worden; dIe militärischen Niederla

gen der Folgezeit indiZIerten ganz unübersehbar eine "Schwäche des Staates", die ihrerseits 

nicht anders verstanden werden konnte als eine "Einladung" an die radikalen NationalIsten, 

aus dem "Gefängnis der Nationen" auszubrechen; paradoxerweise fachte gerade der ,,Aus

gleich" mit Ungarn 1867 den radikalen Nationalismus erst so richtig an IlJ . Obwohl die Mon

archie immer unregierbarer wurde, glaubte die Regierung in Wien - überwiegend aus Presti

gegründen, "Prestige" zählte in der internationalen Politik allerdings sehr viel-, die Verluste in 

!ralten am Balkan kompensieren zu müssen, wo der schleichende Staatskollaps des türkischen 

Reiches ein Machrvakuum harre entstehen lassen, in weIchem nun radikalisierte Führer 

hüchst partikularer, ethnonationalistischer Bewegungen das Feld beherrschten. Als hätte 

Österreich-Ungarn mit dem eIgenen "Nationalitäten hader" noch nicht genug gehabt, ließ 

sich die Politik der Monarchie immer riefer in die dortigen unlösbaren Konflikrsuukturen 

hineinziehen und mußte das Engagement am Balkan früher oder später zu einer direkten 

130 Peter After 198s: Nationalismus. Frankfurt am Mall1: Suhrkamp, zur Unterscheidung "Risorgi

memo-Nationalismus" einerseits und "lI1tegraier atlonalismus" anderersem. 

131 "Emscheidbarkeit" aller Konflikte gehäre 7ur Metaphysik der Konflikrheorle, so treffend Tho,-

sten Bonacker 1997" Die Idee der (Un-)Emscheldbarkeit. - Zum Paradigmenwechsel in der Kon

flikttheorie nach dem Ende des Ost-West-Konflikts. In: Wolfgang R. Vogt (Hrsg.), Gewalt und 

Konfliktbearbeitung. Baden-Baden: Nomos, S. 94-1°7; jede Beobachtung ell1cs Konflikts müsse 

die Umerscheidung des Emscheidbaren und Unenrscheidbaren mitführen. 

132 Hagen )·chu.1ze 1994: Staat und Nation, a. a. 0., S. 243 Ir Der imegralistische Nationalismus wurde 

zur Signatur des Zeitalters nach 18;1. 

133 Hans Mommsen 1993: Die habsburgische NatIonalitätenfrage und ihre Lösungsversuche im Licht 

der Ccgcnwan. In: Heinrich August WinkleriHartmur Kaelble (Hrsg.), Nationalismus, a. a. 0., 

S. 108-122; die Forschung seI sich einig, so Mommsen, daß Demokratislerung als Lösung der Na

tionalitätenproblematik vor 1866 hätte erfolgen mussen, nachher emfaltete sie eine .,systemspren

gende Wirkung". 
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Konfrontation mit Rußland fuhren. Im SchicksalsJahr 1914 spielte "Prestige" der beiden Staa

ren ÖSterreich-Ungarn und Rußland die wohl entscheidende Rolle belde Staaten konnten 

sich keinen weiteren Prestigeverlust mehr erlauben, ohne revolutionäre oder sezessIOnistische 

Bewegungen zu ermuntern, zur 'Tat zu schreiten, was diese 1918 dann Jedoch ohnehll1 taten, 

Warum war die europäische Staatenwelt nic.ht imstande, den Konflikt am Balkan zu lakali
Siam, anst.ln sich auf das unkalkulierbare Risiko eines gewaltigen Krieges e1l1zulassen? 

Diese wel1lgen Pinselstnche zur europäischen Geschichte sollen hier nur dazu dienen, die 

enorme Bedeutung des Nationalismus diskutieren zu können, So Ist es z. B. üblich gewor

den, von einem Drei-Phasen-~10dell des Nanonalismus in Europa auszugehen lH : In der er

sren Phase löst e1l1 revolutionärer Staatsbürgernationalismus die überkommene alt-europäi

sche Ständeordnung ab und stellt den Staat auf eine neue, egalitare, demokratische 

LegitimatIonsgrundlage. Nation und Demokratie, Demokratie und allgeme1l1e \Vehrpflicht 

wurden zwei Selten derselben Medaille, "der Nationalstaat erwies sich als zeitgemäßer Rah
men und Garant rur Demokratie und Pariamentarismus"J , Dieser Prozeß vollzog sich in ei

nem bestehenden Staate, wobei der moderne Staatsapparat berem Viele lokale Unterschiede 

eingeebnet bzw. über den Ambau von Infrastrukturen die Grundlage für eine landesweite 

Einheit geschaffen hatte. In der zwelCen Phase formiert sich e1l1 Nationalismus, der die exi

stierende politische ZersplItterung überw1I1den und emen Nationalstaat uberhaupt erst er

richten will, so der Risorgimento-Nationalismus in Italien und Deutschland. Dieser Vorgang 

veränderte die politische Landkarte Europas nachhaltig und Widersprach entschieden der Sta

tuS-quo-Politik des Europäischen Konzerts, die e1l1e zentrale Bedmgung fur die Erhaltung des 

Friedens gewesen war. - In der drinen Phase "wandert" der Nationalismus weiter nach Osten 

und trifft hier auf die Großreiche Österreich, Rußland und 111 Sudosteuropa auf das Osma

nische Reich, in denen Jahrhundertelang die Multikulturalität oder Multiethnizität kein Pro

blem dargestellt harrel\6. Plötzlich traten Intellektuelle auf, die wie Priester einer Er

weckungsbewegung an Geme1l1schafrsgefühle und Interessen appellierten, die durch den 

Cesamtstaat unterdruc.kt \~iirden. Solchen Inrellektuellen kommt - dann stimmt die Natio

nalismusforschung überein - in der rormierungsphase von Nationen überall die entschei

dende Bedeutung zu" , 

134 Tlleodor Sch/eda 1990: :-;'anonalismm und :-;'anonalstaar. Studien zum nationalen Problem im 

modernen Europa, Comngen: Vadenhoeck & Ruprecht, S. 69 ff 
1)5 Hagm Sdl/lw 1994: Staat und Nanon, a. a. 0 .. S. 212. 

116 Siehe ICtz[ die Beiträge in Hemer Timmennarlll 1998 (Hrsg. J. Entwicklungen der 0<anonalbewc

gungen ll1 Europa, 1850 1914. Berhn: Duncker & Humblor. 

117 r'ric j. Hobsbawm 1992. ~ations and :-.Janonallsm sll1ce 1780. 'lee. Ed., Cambridge u. a,: Cam

bridge L;nls. Press, 'I. 46 fI; Bt'rnl,ard Gmm 1993: DIe Imellektudlen und die :-;'anon. Frankfurt 

am .\hlll: 'lUhrkamp. 



Die Modernisierung politischer Systeme 

Mit Ernest Gellner'j8 könnre man vermuten, die West-Ost-Wanderung des Phänomens 

enrspreche im zeirlichen Verlauf ziemlich genau dem parallelen Prozeß der Indusrrialisierung 

bzw. etwas allgemeiner: der Modernisierung. Die "Nation" - und darauf bezogen: der Natio

nalismus als politischer Bewegung wäre somit ein Phänomen des Moderl11sierungsprozes

ses selbst, in welchem die unzähligen lokalen soziokulturellen Ideosynkrasien, die nur Kom

munikationsbarrieren größerer gesellschafrlicher Zusammenhänge darstellen, zuruckgedränge 

werden mussen zugunsten einer standardislerren Hochkulrur, die über die Prinrmedien ver

breitet und über das Pflichtschulwesen durchgeserzr wird. Dies würde zugleich die weit ver

breitete Angst vor der Moderne erklären, denn das Auftreffen der urbanen Hochkulrur auf 

die mehr oder weniger inrakte dörfliche Lebenswelr bedroht in der Tat die darin eingelasse

nen Idennrätsformen soziale und persönliche zugleich -, die Moderne wertet sie ab';9. 

Diese modell theoretischen Überlegungen besitzen bereits eine relativ hohe Plausibilität, 

trotzdem erscheinen sie ergänzungsbedürftig. Das achte Kapitel dieses Buches legt den Ak

zenr enrschieden auf die Enrstehung inklusiverer politischer Öffenrlichkeiten, die ihrerseits 

zusammenhänge mit Prozessen der Kommunikationsverdichtung durch expansive Tenden

zen am Sektor der Prinrmedien. "Nationen" können sich nur im Spiegel von Öffendichkelten 

idenrifizleren, und zwar durch Beobachtung von Differenzen, die als "idenritätsstiftend" oder 

"idenritätsbedrohend" politiSIert werden. Von den Kriegen oder auch nur Kriegsgefahren ging 

seit 1789 eine enorme Wirkung aus, wie wir sahen: Kriege stellen eine existenrielle Bedrohung 

par excellencc dar, und so nimmt es nicht wunder, wenn enrsprechende Nachrichten der Me

dien besonders hohe Aufmerksamkeit des Publikums erfahren. Daß dIe Inkubationszeit des 

europäischen Nationalismus in die Napoleonische Ära fällt, ist daher kein Zufall, die "Wan

derung" der ationalbewegungen von West nach Ost häne dann primär mit Faktoren zu run, 

welche die Konstirution der politischen Öffenrlichkeit betreffen, also Literalitätsniveaus, Im-

138 Ernest (,ellner 1983: Nations and Nationalism. lrhaca, NY: CorneJl Univ. Press; Ernest Gellner 1996: 

Conditions ofLiberry. Civt! Soclery and its Rivals. London: Penguin Books. 

139 Peler Lohauß 1995' Moderne Identität und Cesellschaft. Opladen: Leske + Budrich "Modernisie

rung" bedeutet die Umstellung von einem durch .,das Schicksal bestimmten Dasetn zu einer lan

gen Reihe von EntscheidungsmöglichkeIten", d. h. SteIgerung der .Vielfalt von Optionen auf so

zialer und geistiger Ebene", damit schrumpft der Bereich der "Selbstverständlichkeiten auf etnen 

relativ kleinen, schwer definlerbaren Kern zusammen" - genau das sei der Hintergrund für die 

modernen "Sinnkrisen": individuelle Orientierungsbedarfe können lebensweldich nicht mehr auf

gefangen werden, so Peter L.BergeriThomas Luckmann 1995: Modernität, Pluralismus und Sinn

krise. Die Orientierung des modernen Menschen. Gütcrsloh: Berrelsmann, hier S. 48 f, daher SCI 

die Suche nach relativ geschlossenen "Sinn- bzw. Gesinnungsgemeinschaften" typisch !Ur den ent

wurzelten modernen Menschen, zu den "alten" Institutionen der Sinnproduktion kommen neue, 

wie Sekten, Kulte und Kommunen mit deutlich umrISsenen Lebensstilen, als Reaktion auf die 

,,Ausbrettung subjektiver und intersubjektiver Stnnkrisen (S. 62), verständlich daher das Plädoyer 

der Autoren !Ur die Erhaltung der "kletnen Lebenswelten". 
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plementatton des Schulwesens, Erschließung des Landes durch Verkehrsinfrasrrukturen, 

Cmsetzbarkclt von Vorschriften der Pressezensur, ~10dernlslerung des Pressewesens usw. Der 

FrfiJlg des nationalen Unabhängigkeitskampfes der Griechen III den 1820er Jahren, der 

Md~erf()lg des polnischen andererseItS deuten überdlcs daraufhlll, daß es weniger auf "Indu

strialisierung" (Gellner) als auf Machtverhälrnisse ankommtl4o• 

Die Verfaßtheit der Gesellschaft III "Nationen" wurde in der I. Hälfte des 19. Jahrhunderrs 

zum beherrschenden Thema der expandierenden Publizistik, die Hauptanstrengung der Na

tionaltsmen "gilt der sofortigen und möglichst vorteilhaften Eingliederung in dic Weltgesell

scll.lft", formulIert treffend Pana)otis Kondylis, "jede Nation will die genannte Eingliederung 

in eigener Regie III die Wege lenen, also die Vertretung Ihrer Interessen selbst III die Hand 

nehmen, da sie meint, sie könne durch den direkten Kontakt mit den restlichen Mitgltedern 

der Wcltgesellschaft mehr für sich erreichen - und darüber hlllaus werde ihre wirrschaftliche 

Sdbstbestimmung, also die Beendigung der tatsächlichen oder vermeintlIchen Ausbeutung 

seitens einer fremden Nation, eine optimale Ausnutzung ihrer Ressourcen gestatten"; und so 

blicb es bis in unsere Gegenwart: "Die Nation gibt somit heute die kIeinstmögliche Interes

sengruppe Illnerhalb der Weltgesellschaft ab - unter der Bedingung freilich, daß sie sich als 

souveräner Staat konsti tuiert. "lU 

Die Differenzierung der Gesellschaft in "integrierte Großgruppen" stellt die Systemtheone 

vor eine unerwartete Herausforderung, weil die Theorie die Existenz von Großgruppen gar 

nicht vorsieht; die Theorie kennt Funktionssysteme, Organisations- und Interaktionssysteme 

- Kollektive, wie sie Nationen darstellen, dürfte es In der modernen Gesellschaft eigentlich 

nicht geben'l. Niklas Luhmann ordnet das Phänomen den "Selbstbeschreibungen" ZU 14" un

terschätzt damit aber mellles Erachtens die enorme Bedeurung, die dem Nationalismus In der 

140 Cdlner vcrnachlässigl' den .,Machtfaktor", "the role of power in explaimng wh ich cultures be

come natiOns", so Brendan 0 Leary 1998: Ernest Gcllner's Diagnosis of Nationalism: A (ntlcal 

Overview, 01', \X'hat Is LivlIlg and \X'hat Is Dead 111 Ernest Gellner's Philosophy ofNationalism' 

In: lohn A Hall (Hrsg.), The Srate of the Nation. Ernest Cellner and the Theory of NatIonalism. 

Cambndge u. a.: Cambridge Gnlv. Press, S. 46 ff. 

'41 Pall<l/otis Kond;'{1S 1992: Planetarische Politik nach dem Kalten Krieg. Berlin: Akad.-Verlag, S 63 f. 
142 Armm Nassehl 1990: lum hll1knonswandel von EthniZltät im Prozeß geseUschafrlicher Moderni

slerung. bn Beitrag zur Theorie der funktionalen Differenzierung. In: Soziale \X'elt 41: 26[-282; 

Dlrk Ru'hler 1996: ~atlon als Form. Opladen: WestdeutScher Verlag; Armm NasselJl 1997." Inklu

Sion, Exklusion Integration, Desllltegration. Die Theone funktlonaler Differenzierung und die 

DesllHegrationsthese. In: Wtlhelm Heitmeyer (Hrsg.), \X!as halt dIe Gesellschaft zusammen' 

Frankfurt an1 MalI1: Suhrkamp, S, 113-148; Rudol[Stlchweh 1994: Nation und Weltgesellschafr. In: 

Bernd Estdf'Tilman ~layer (Hrsg.), Da~ Pnnzip Natlon lI1 modernen Gesellschaften. Opladen: 

Westdeutscher Verlag, S. 83-96. 

143 ,VlktlS Luhmann 199" Die Ccsellschafr der Gescllschafr, a. a. 0., S. 1045-1055 zur "Gnrerschel

dung \'on Narionen". 



Die Modemisierung politischer Symme 

Evolution des politischen Systems der letzten beiden Jahrhundene tatsächlich zugekommen 

ist. Offen bliebe auch die Frage, warum es Nationalismen gab und gibt, die nur "bellen", also 
lautstark in der Öffentlichkeit auftreten, und Nationalismen, die "beißen", in aggressiver Auf
ladung höchst gewalttätig geworden sind (wie der deutsche Nationalismus nach 1933) bzw. 
immer noch werden können (wie der serbische). "Nation" und "Nationalismus" zählen of

fenbar zu den "sperrigen Gegenständen" der Sozialwissenschaften, so daß es sich lohnt, ver
schiedene Zugänge zu testen. 

Aus evolutionstheoretischer Perspektive1+! steuen die Formierbarkeit von "Nationen" die 

segmentäre Differenzierung des politischen Systems der WeItgeseIlschaft in Nationalstaa

ten '45. Im Verlaufe der Globalisierung reagien das anarchische System auf die erforderlichen 

Universalisierungen quasi in dialektischer Gegenbewegung mit Fragmenrierun~, worin die 

Nationen im Sinne Kondylis als "kleinstmögliche Interessengruppe innerhalb der WeItge

sellschaft" erscheinen, sofern es ihnen gelingt, als "souveräner Staat" anerkannt zu werden. 

"Souveränität" bedeutete trotz der Anarchie des Staatensystems nie die bloße Durchset

zungsfähigkeit auf der Basis von Waffengewalt, sondern fungiene seit Beginn der Moderne 

als Formel für die "Politik der Anerkennung", also der Akzeptanz eines Staates im Staaten

system über die ,,Anerkennung" durch andere Staaten. Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts 

haben die europäischen Staaten fast nur sich selbst (und einige lateinamerikanische Staaten 

sowie die USA) als "souverän" anerkannt, d. h., was immer es im Rest der Welt an Königen, 

Kaisern, Potentaten, Herrschaftsgebilden gegeben haben mag, aus europäischer Sicht be

saßen sie keine Souveränität und kamen daher nur als Objekt ihrer Politik in Betracht. Das 

gesamte Kolonialsystem beruhte auf diesem einfachen Sachverhalt. Als der amerikanische 

Präsident nach dem Ersten Weltkrieg das Prinzip des "Selbstbestimmungsrechts der Völker" 

(Nationen) verkündete, war damit nur die Neuordnung Europas durch die Schaffung von 

Nationalstaaten gemeint - ohne zu bedenken, daß mit der Vermehrung der Zahl der Staa

ten und Grenzen zugleich die Zahl der "ethnischen Minderheiten" erhöht werden mußte, 

für die es wiederum keinerlei "Gruppenrechte" gab; das Selbstbestimmungsrecht blieb aber 

144 Bernhard Giesen/Kay Junge 1998: Strukturelle Evolution. In: Gerhard Preyer (Hrsg.), Strukturelle 

Evolution und das Weltsystem. Frankfun am Main: Suhrkamp, S. 47-70. 

145 Spätestens nach 1918: "Nation wird zum konstitutiven Prinzip des modemen WeitstaatensystenlS", 

so Werner Conu 1992: Nation und Gesellschaft. Zwei Grundbegriffe der revolutionären Epoche. 
Stungan: Klen-Cotra, S. 351. Nation wurde durchweg zum Substrat der Staaten, so der Autor, zu

erst in Europa, dann in der ganzen übrigen Welt. 

146 U/rich Menu/ 1998: Globalisierung versus Fragmentierung. Frankfun am Main: Suhrkamp; Rü
diger Korff 1996: Globale Integration und lokale Fragmentierung. - Das Konßiktpotential von 

Globalisierungsprozessen. In: Lars C1ausen (Hrsg.), Gesellschaften im Umbruch. FrankfUrt am 

Main/New York: Campus, S. 309-323; fan C/ark 1997: Globalization and Fragmentation. Oxford 
u. a.: Oxford Univ. Press. Zur Konflikthafi:igkeit siehe Ted Robm GurriBarbara Hatff 1994." Ethnic 
Conflict in World Politics. BouiderlSan Francisco/Oxford: Westview Press. 
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auf Europa beschränkt, womit indirekt die Rechtmäßigkeit der Kolonialherrschafren aner

kannt wurde'47. 

Es bedurfte der Selbstzerstörung Europas im Zwel(en Weltkrieg, um den \X'eg freIzuma

chen fur die u'eftwelfe Anwendung des europäischen Modells des "souveränen Staates", der 

jerzt zugleich eine "Nanon" zu seIn harre. 'X'ährend es in Asien gewisse Anhaltspunkte für hi

swrisch gewachsene Grenzen gab, fehlten diese in AfrIka fast vollständig und mußten "will

kürlich" gezogen werden, wie Kritiker immer wieder betonen und damIt unterstellen, es ware 

anders möglich gewesen. Es waren aber nicht die ehemaligen Kolonialmächte"'S, welche die 

Staatsgrenzen für sakrosankt erklärten, '>ondern die Organization 01 Afrlcan Unity, die seit 

ihrem Bestehen keinen Zweifel darüber aufkommen lIeß, daß territoriale Änderungen nicht 

ll1 Frage kämen und mit einer einzigen Ausnahme (Eritrea) allen separatIStISchen Bestrebun

gen eine Absage erteilte. Das Natzon-Building scheiterte in Afrika weniger an der \'V'illkür

lichkeit der Grenzen als an der despotischen 'X'illkür der Regierungen. ~omalia z. B. härre 

aufgrund der für afrikanische Verhälmisse ungewöhnlIch hohen Homogenirät der Bevölke

rung gute Vorausserzungen besessen, ein "Nationalstaat" nach europäischem VorbIld zu wer

den. Heute ist das Land in Anarchie versunken, wird von lokalen Warlords beherrscht und 

ausgebeutet und dies I1lcht wegen der Starke des "TribalIsmus", sondern wegen des kata

strophalen .\lißmanagemenrs der Regierungen nach der Unabhängigkeit. Die Gefahr des 

"Ethnonationalismus"'49, in welchem eine Mehrheitsethnie Minderheiten systematisch be

nachteilIgt oder ihnen elemenrare Rechte vorenthält oder okonomisch marginalisiert, Ist 

allerdings keines>vegs auf Afrika beschränkt, nicht einmal nur ein Phänomen der Länder der 

Dritten \Velt1jo
• Besonders gefährlich wirkt der Ethnonationalismus natürlich dann, wenn die 

benachteiligte Minderheit eines Landes Im Nachbarstaat die Mehrheit stellt, denn In diesen 

I.t7 (,ottfri~d NI~dhtlrt 1989: Internationale Beziehungen 1917-1947. Paderborn. Schöningh. 

I4X Aus der Sicht der \X'e1tsptem-Theorie entspräche der ~anonalismus der Zentrum· Länder der an· 

ard1ischen Konkurrenzlogik des KapitalIsmus, der Rasslmus hmgegen der ,\fachdogik der Zen

trum-PerIpherie.Beziehungen, siehe dazu Etienne Btllibtlr/lmmtlnueL VltlLkmein 1990: Rasse, Klasse, 

:\'anon. Ambivalente Idenmäten. Berliw Argument-Verlag. 

149 Siehe die Literatur im 1. Kapitel. insbesondere WaLker Connor 1987: bhnonanonalism. In: Myron 

\'('emerlSamuei I~ Huntingron (Hrsg.), Lnderstandmg PoliticaJ Development. Prospect Heights, 

I11.: \X'a"dand Press. S. 196-220. 

1'i0 V/rieh Afmze! 1996: Jenseits des Ost-\X'est-Konflikts: Die Ethnislerung der Internanonalen Bezie

hungen. - Ein neues Paradigma zur Analyse "on Konfliktformationen. In: ws Clausen (Hrsg.), 

(,e~dlschaften Im Umbruch. FrankfUrt am ~bJI1/~ew lork: Campus, S. 294-308. Ausgezeichnet 

,\f(lrtin 0 Hdskr I991: Ethnicity and Erhnle Relanons in the -'lodern \X'esr. In: Joseph V. Mont

ville (H r~g.), Confllct and Peacemaklng 111 '\!ulriethmc SOClenes. 01ew York u. a.: Lexingron 

Books, S. 2I-'i2; Rogers Brubtlker 1996' :--Jationalism Reframed. Nanonhood and the National 

Quesnon in the :\'ew Furope. Cambridge u . .1.: Cambridge l!niv. Press. 
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Fällen können sich Aggressionspotentiale aufbauen, die mit den üblichen Methoden des 
friedlichen Konfliktmanagements kaum mehr zu behandeln sind. 

Wenden wir den Blick von der Weltgesellschaft zu den Binnenverhälmissen politischer Sy

steme der Einzelstaaten, so fungiene "Nation" seit der Französischen Revolution als Mecha

nismus der Neuverteilung von politischen Partizipationsrechten oder - systemtheoretisch -

als Formel für die Inklusion von jedennann in das politische System 111, werden Nation und 

Staatsvolk identifizien. Auch hier gilt bis heute: "Unter Volk versteht man immer nur dieje
nigen Menschen, die in Betracht kommen. "lI' Immer wieder findet man in der Literatur Ver

suche, möglichst exakt und umfassend zu definieren, über welche Kriterien sich Nationen 

konstituieren und dann in der Folge fesdegen, welche Teile des Volkes tatsächlich "in Betracht 

kommen", also Inklusionen und Exklusionen zugleich regeln. Dahinter steht meistens ein 

"objektivistisches" Verständnis von Nation, dem wir ein "konstruktivistisches" entgegenset

zen: Nationen konstituieren sich im Medium der politischen Öffendichkeit und erzeugen im 
Konstitutionsprozeß eben jene Kriterien, über welche sie sich selbst identifizieren und da
durch von anderen Nationen unterscheiden'll. Erst durch eine solche Definition gewinnt die 

vielzitiene Formulierung Benedict Andersons'l4, Nationen seien "imagined communities", 

eine präzisere Bedeutung. 

"Staatsbürgernationen " regeln die Zugehörigkeit zur Nation relativ flexibel über ihr Staats

angehörigkeitsrecht, so z. B. die USA, d. h., ein auf die Veränderung der Wenestruktur zie

lender Nationalismus, der die Nation zum höchsten Wen erheben möchte, ist zwar nicht völ

lig auszuschließen, aber unwahrscheinlichi!! - in der Regel genügt der "nationalen Identität" 

ISI RudolfStichweh 1994: Nation und Weltgesellschaft. In: Bernd EstelrnIman Mayer (Hrsg.), Das 
Prinzip Nation in modernen Gesellschaften. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 83-96, hier S. 83; 

"Inklusion" sei, so Stichweh, "der eigentliche Schlüssel fur die Entstehung der modernen Natio

nen." 

IS2 Lutz Hoffmann 1991: Das "Volk". Zur ideologischen Struktur eines unvermeidlichen Begriffs. In: 
Zeitschrift fur Soziologie 20: 191-208. 

1S3 Martin Greiffrnhagen 1997: Politische Legitimität in Deutschland. Gütersloh: 8enelsmann, S. 82.: 

"Das kulturelle Selbstbewußtsein einer Nation folgt also nicht einem präexistenten Nationenbe

griff. sondern entwickelt sich nach einer paradoxen Regel: Die Nation findet, wenn sie entsteht, 

selbst die Merkmale, die sie bestimmen. Sie sind deshalb auch nicht unabänderlich, und Verän
derungen der Kultur und ihrer Einschätzung können zu neuen Homogenitätsvorstdlungen 

fuhren." V gl. Emst-Wolfgang Böckenforde 1999: Die Nation - Identität in Differenz. In: Ders., 
Staat, Nation, Europa. Frankfun am Main: Suhrkamp, S. 41: ~ Nation, wenn sie nusteht, k
stimmt selbst die Merkmak, die sie bestimmen" (Hervorhebung im Original). 

154 Benrdia Andnson 1991: Imagined Communities. - Reflections on the Origin and Spread ofNa

tionalism. LondonINew York: Verso. 

155 Siehe jedoch Cl4us Leggewie 199J: Ammca Mt? Der Fall einer konservativen Revolution. Frank
fun am Main: Fischer. 
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die übliche Staatss)'mbolik. Der '!ypus des integralen NatIOnalismus, der in der zweiten Hälfte 

des [9, JahrhundertS als gcmeineuropäisches Phänomen entsteht und in einigen Ländern zur 

dominierenden politischen Strömung aufsteigt, ist wegen der Auswirkungen wesentlich be

deursamer, ,Iber theoretisch auch schwieriger zu fassen. Ich beschränke mich auf den Fall 

Deu tsc hland. 

Als "integraler Nationalismus" bezeichnet man die Ideologie der homogenen Volksge
meinschaft, womir bereits zwei wesentliche Komponenten benannt sind: Erstens ist dieser 

'l)pus'Icil der "gcmcinschafrsideologischen Transformationen "56, zu denen die Ideologie der 

SoiIdargememschaft der Arbeiterklasse ebenso gehört wie die Ideologie einer gefährdeten 

Glaubensgemeinschaft. Warum diese Gemeinschaftsideologien ab der zweiten Hälfte des 19. 

Jahrhunderts einen so starken Aufschwung erlebten, erscheint eine aufgrund der For

schungslage noch nicht gut beanrwortbare Frage zu sein. Fest steht, daß von Hegel (Aromi

sierung der bürgerlichen Cesellschaft) über Marx und Engels (Herrschaft abstrakter kapita

listischer Rationalität), uber Ferdinand Tönnies (Gemelllschaft nimmt ab, Gesellschaft 

nimmt m), über Emil Durkheim (Anomie) biS zu Ulrich Beck (Individualisierung) und den 

KommunItaristen immer wieder eine gewisse Unrerversorgung der modernen Gesellschaft 

mit verschiedenen Formen von "Gemeinschaft" konstatiert wird ". Gemeinsam ist ihnen 

auch der Bemg zu raschem sozialem Wandel", welcher problematische Konsequenzen fur 

die "s(lLiale Inregra[lon" habe'59 . In der deutschen Nationalismusforschung spielen diese Fak-

156 (,aetano Romano 1996. Vernunh und Charisma. In: K. ImhoOP Schulz (Hrsg.), Polmsches Rai

sonnement in der Informationsgesellschaf1. ZÜrIch: 'ieismo, 5. 107-146. 

157 Aflchael Kessler 1997: Nationaltsmus als ErsarzreilglOn) In: Michael Kessler/Wolfgang Graf 

Vitzthum/J urgen \X'erthelmer (Hrsg.), Neoll.1tionalismus, Neokonservatismus. TübIllgen: 'ltauf

fmburg Verlag, S. 77-110, Im Anschluß an Peter Wtzgller 1995- )ozlOlogie der Moderne. Frankfurt 

.tm MaIll/'\'ew York: Campus. S. 256 ff. und mit Bezugen zum Kommunitarismus. der sich eben

[,tl" aus dem Problem der "Unterversorgung der modernen Gesellschah mit GemeIllschafr"' er

klären I.me 'lIehe auch Hemer Keupp 199;: Die Suche nach Gemeinschaft zwischen Stammes

denken und kommunitärer IdentItät. In: \Vilhdm Heitmeyer (Hrsg.), \l('as hält die Gesellschaf1 

zusammen? Frankfurt .Im Mam: )uhrkamp, ). P9' 312. 

158 lfamjärg \'tegenthaler 1993- 5upranatIonalItär Nationalismus und regionale Autonomie. Erfah

rungen des schweizerischen Bundesstaates - Perspektiven der Europ:üschen GemelI1schaft. In: 

HeInrich August \X'inkler/Harrmut Kaclble (Hrsg.), :--:ationalismus .'\IatIonalItäten - Suprana

tIonalität. )turrgart: Kielt Corra, ). 309- 333: "Nationen entstehen im Kontext fundamentaler Un

sIcherheI[. )Ie bemächtigen Sich als mentale Konstrukte im Kontext der UnsicherheIt der Geister 

leIChter, ,lls sie es sonst tun. Cenauer: Im Kontext fundamentaler UnsicherheIt verfallen mehr 

~1cnschm als sonst dem Konstrukt der NatIon, wächst rue Zahl der Leute, fur die das Konstrukt 

ltun Bestandteil ihrer II1divlduelien kogI1ItIven Strukturen wird" (S. )11). 

159 Berhard Perm 1993 Die Integration moderner Cesellschaf1en. Frankfurt an1 MalI1: 5uhrkamp; sol

che IntegratIonstheonen sind nanirlich nur möglich, wenn man mit einer "ContaII1er"-Theorie 

der Ce.,ellschaf1 ansetzt, also mIt "natIonaistdarlichen" Gesellschaf1en operiert. 
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toren in der Tat eine zentrale Rolle: Die "Doppelrevolution" der 1860er und 1870ef Jahre
Durchbruch der industriellen Revolution einerseits. deutscher Einheitsstaat andererseits -

habe Deutschland von einer primär agrarisch geprägten in eine moderne. industrielle. ur

bane. hochmobile usw. Gesellschaft transformiert. und zwar innerhalb von nur einer Gene

rationl60! Dies würde gut in die Konzeption von Tom Nairn passen: "Ethnic nationalism is 
in essence a peasantry transmuted into a nation"'61. zentrale Elemente der Ideologie der 

"Volksgemeinschaft" seien zu verstehen aus dem Verlust "of rural-commune solidarity": 
Sehnsucht nach verlorener Geborgenheit in Gemeinschaft. die Abwehr des Fremden - man 

denke an die Figur der Nicolas Chauvin. der Idealfigur des fremdenfeindlichen Arbeiter-Sol

daten; er kam vom Land - Chauvinismus wäre dann zu interpretieren als Teil eines histori

schen "Kampfes" zwischen einer agrarisch-ländlichen Vergangenheit und einer industriell

urbanen Zukunft. so Nairn - ein Kampf, der besonders in den kleineren Städten hart erlebt 

werde - die Blut-und-Boden-Ideologie paßt ebenfalls gut hierher wie überhaupt die Tendenz 

zur "Biologisierung der Politik". und man müßte dann nur noch die Norben Eliassche These 

von der Affektregulierung hier einbauen. um das Bild zu vervollständigen: Das bäuerliche 

Landleben braucht weder besondere kognitive Kompetenzen zur Kontrolle von Gefühlen 

noch die Subtilitäten des urbanen Lebens. es ist naturwüchsiger und gewalnätiger. ein be

sonderer "ReflexionsaufWand" (Giddens "reflexive monitoring of action") sei in der ländli

chen Lebensführung nicht erforderlich (Marx und Engels sprachen von der "Ideotie des 

Landlebens") usw .• kurzum: Über die Land-Stadt-Migration "wandern" quasi diese Ele

mente mit. und damit kann erklärt werden. a) warum der integrale Nationalismus eine so 

weite Resonanz finden konnte. und b) warum dieser dazu neigt. ein "beißender" Nationa

lismus zu sein, also die Tendenz zur Gewaltl61. 

Der Ansatz von Tom Nairn klingt relativ plausibel. enthält aber gerade für den deutschen 

Fall nicht "die ganze Geschichte". Zunächst einmal handelt es sich beim integralen Nationa
lismus um einen Gemeinschaftsco&6l. der zur selben Zeit mit andnm Gemeinschaftscodes 

160 Hans-Ulrich ~hkr 1995: DeutsChe GeseUschaftsgeschichte. Bd. 3. München: Beck. 
161 Tom Naim 1998: The Curse of Rurality: Limits of Modernisation. In: John A. Hall (Hrsg.). The 

State of the Nation. Emest GeUner and the Theory ofNationalism. Cambridge u. a.: Cambridge 
Univ. Press. S. 108. 

162 Tom Naim 1998: The Curse of Rurality. a. a. 0 .• am Beispiel der Roten Khmer in Kambodscha 
während des Terrorregimes unter Pol Pot 1975-1979: Die Roten Khmer haben in dieser kurzen 
Zeit rd. 1.5 Millionen Menschen umgebracht. das waren mehr als 20 % der Bevölkerung. also ein 
kolossales Blutbad. ohne daß es verschiedene Ethnien gegeben hätte; Pol Pot zog zwar mit einer 

Klassenideologie ins Feld. verfolgte jedoch in Wahrheit eine extrem radikale Ideologie der reinen 
"wahren U Volksgemeinschaft. 

163 &rnhard GiesmllVzy Jung~ 1996: Der Mythos des Universalismus. In: Helmut Berding (Hrsg.). 
Mythos und Nation. - Studien zur Enrwicklung des kollektiven Bewußtseins in der Neuzeit 3. 
Frankfun am Main: Suhrkamp. S. 34-64. 
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konkurrierte.' Der "Kulrurkampf' der 1870er Jahre endete im süddeurschen Raum mit einer 

StabilisIerung des "politischen Katholizismus", der erstaunlich erfolgreICh den Code der Glau

bensgemeimLhafi: nUf7te, und zwar gerade In den überwiegend agranschen RegIOnen. Gleich

zeitig begann der Nationalismus in den protestantischen Regionen Norddeurschlands ersatz

religi()se Züge anzunehmen, was wiederum eine relativ weit fortgeschrittene Entkirchlichung 

der ReligiosItät voraussetzte Beide Aspekte verweisen auf eine noch nicht zum Abschluß ge

kommene DifFerelllierung zwischen den Funktionssystemen Religion und Politik 4. 

In geradezu erstaunlIcher Naivität blendet ein Gutteil der NatIonalismusforschung Jeden 

Bezug zum Ideologischen Code des politischen Systems aus, der Jedoch spätestens seit der fran

zösischen Revolution die DIskurse der politischen Öffentlichkeit beherrscht. Nach ziemlich 

einhelliger MeInung der deutschen HIstoriker stand dIe Idee der Nation zumindest bIS 1848 

eher auf der IUlken ':leIte des Code, war also vom Liberalismus "besetzt", sei es im schon er

wähnten Zusammenhang mIt den Demokratisierungsforderungen, sei es als Kritik am kon

servativen dynastischen Partlkularismus in Deutschland oder auch als Forderung nach einem 

einheitlichen großen \X'irrschafi:sraum (Friedrich List). Die Kriegsereignisse 1870 und die Fol

gen spalten die liberale Bewegung endgültig in einen "ausgesprochen" liberalen Flügel und 

lf1 einen nationalliberalen Flügel, aber ab den 1880er Jahren wird dIe "nationale Frage" von 

den Rechten vereinnahmt und verbleibt der Nationalismus bIS heute Teil einer rechten Pro

grammatik. Für den rechten deutschen NationalIsmus erscheint das europäische Staatensy

mm als eine \Velt von Feinden Deutschland In seiner "Mittellage" ohne natürliche Gren

zen, im Falle eines Zwelfrontenkneges extrem gefährdet -, es eXIstieren für ihn aber auch 

mnere Feinde: die "vaterlandslosen Gesellen" der Sozialisten, die "ultramontanen' Katholiken 

lind nicht ZLIletzt das Feindbild "Jude". Gegenüber diesen Gruppen bot die IdeologIe der 

Volksgemeinschaft einen entscheidenden, ÜberlegenheIt suggerierenden Vorteil: Sie kann mit 

der l:inheit der Nation operieren und alle anderen "Parteiungen" als ebendiese Einheit zerset

zende. deshalb das "deutsche Volk" schädigende Erscheinung diffamIeren. Präfaschistische 

Elemente des integralen, "völkischen" Nationalismus waren in Deutschland bereits vor 1914 

stark ausgeprägt' ,aber man darf aus den solchen Kontinuitätslil1len keine bklärung für den 

Aufstieg des Nationalsozialismus nach 1930 und die Machtergreifung HitIers 1933 konstru

ieren; das wäre zu einfach, so Geoff Eley'6o, und unterschätze Jedenfalls die katastrophalen 

Auswirkungen der Weltwimchafi:skrise, gleichfalls wäre der Holocaust ohne den "Faktor Hit-

164 ~Iehe dIe BeIträge in Helner BlelefildtlW'ilhelm Heiffnryer 1998 (Hrsg). PolItisierte ReligIon Ursa

chen und Erscheinungsformen des modernen FundamentalIsmus. Frankfurt am Mall1; Suhr

kamp, zu den hiswflSchen Bezllgen SIehe auch mell1 KapItel 8. 

165 Stefim Breuer 1996: Der Neue Nanonalismus In Weimar und seme \'qurzeln. In: Helmut Bcrding 

(Hr'g.) . .\lythü> und ~atIon 3. Frankfurt am l\1;un: "uhrkamp, S. 25~-274. 

166 (,eoff Flry 1991: \X'ilhclmil1lsmus, NationalIsmus, Faslhlsmus. Zur hlswrtSchen Kontinuität In 

[)eutschland . .\ll1l1Ster: \X'estphällschcs DampfbooL 



54 Die Modemisierung politischer Systeme 

ler" nicht zu erklären, also der Umschlag vom antisemitischen Verbalradikalismus zum Be
schluß der Judenvernichtung'67• 

Schlußendlich wird im 8. Kapitel dieses Buches ein Modell zw Erklärung der politischen 

"Lagerbildung" entwickelt, in welchem eine besondere Charakteristik der massenmedialen 

Kommunikation eine zentrale, wenn nicht die zentrale Rolle spielt. Die These lautet: Die "p0-

litischen Lager" beruhten auf einer hochentwickelten Printmedienkultw, die es ermöglichte, 

die ideologischen Strömungen sozialstruktureIl zu verankern, "sozialmoralische Milieus" in

formationeIl und sogar kommunikativ zu schließen, weil die massenmediale Kommunika

tion noch von der Zirkulation gegenständlicher Printprodukte abhängig war. Tageszeitungen, 

Monatshefte, Magazine, Broschüren, Bücher zirkulieren in der zweiten Hälfte des 19. Jahr

hunderts in gewaltigen Mengen und waren aufgrund von technischen Innovationen sehr ko

stengünstig zu haben. Trotzdem "klebte" gewissermaßen die Information, die "Botschafi:" am 

physischen Objekt, so daß auch sehr hohe Auflagenzahlen immer nw ein Segment der poli

tischen Öffentlichkeit erreichten: Die Sozialisten, die Katholiken, die Liberalen, die Natio

nalisten versorgten im wesentlichen sich selbst mit ihren Medienprodukten und erreichten die 

jeweils anderen Publika so gut wie gar nicht. Erst die Telekommunikationsmedien, zuem das 
Radio, vor allem aber das Fernsehen schufen große "nationale" Publika im strengen Sinn des 

Wortes, die dann auch die auf Fragmentierung von Printmedienpublika gegründeten 

Schließungen in "sozial moralische Milieus" ersatzlos auflösen. 

Das 8. Kapitel dieses Buches ist eher als eine Art "Arbeitsbericht" zu lesen denn als eine fix 
und fertige "Theorie der politischen Öffentlichkeit". Trotzdem sind die Theoriebauteile nicht 

einfach - mehr oder weniger unzusammenhängend - aneinandergereiht, sondern aus einem 

zentralen Bezugspunkt heraus entwickelt, nämlich erstens, daß die politische Offontlichkeit ein 
Subsystem einzelstaatlicher politischer Systeme darstellt, das bestimmte Funktionen erfüllt, be
stimmte Strukturen enthält, einer gewissen Eigendynamik folgt USW., deren Entwicklung 

zweitens aber in erheblichem Maße von der generellen Evolution massenmedialer Kommu

nikationsformen konditioniert ist. Wie plausibel dieser Ansatz ist, wie er mit anderen Theo

rientwicklungen zusammen paßt oder nicht - zum Beispiel mit der Theorie der Massenme

dien als Funktionssystem der Gesellschaft -, was der Ansatz zu leisten vermag, wird die 

künftige Forschung erweisen. Sicher erscheint mir jedenfalls, daß eine halbwegs ernstzuneh

mende Demokratietheorie auf solche Ergebnisse der Forschung nicht wird verzichten kön

nen; bisher scheint mir die Theorieentwicklung n9Ch eher am Anfang zu stehen. - Das ge
samte Kapitel 9 zu den politischen Parteien und Parteiensystemen baut jedenfalls darauf auf, 

womit implizit die Behauptung angedeutet ist, auch eine zureichende TheorU politischer Par
teien habe an Strukturen der politischen Öffentlichkeit anzuschließen. 

167 Hans Mommsm 1996.· Modernität und Barbarei. Anmerkungen aus zeitgenössi9cher Sicht. In: MaI 
MiIler/Hans-Gcorg Soeffuer (Hrsg.), Modernität und Barbarei. Frankfurt am Main: Suhrbmp, S. 

137-155. 
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Die Europäische Union auf dem Weg zur Staatl ichke it 

Aus kOl11parariver historis<-her Perspekrive Isr der Beginn der modernen Geschichre Europas 

einem ,,\Vunder" gleichgese(Z( worden'os. \X'ie war es möglich, daß Europa - geographisch 

der äußersre Ausläufer der asiarischen Landmasse'i«} - in Gesrah des modernen Sraares den ef

feknvHt:n und effizlelHesrt:n Hemchafrsapparar hervorbnngen konnre, den es Je in der We!r

geschlChre gegeben har, mH dessen Mirre!n die europäischen Sraaren ein giganrisches Herr

schafrssysrem über fasr die gesamre \X'elr schufen - jedenfalls wurden Ende des 19. 

Jahrhundens über 80 % des Globus direkc von den Europäern beherrschr; dessen Winschafr 

In Immer größerer Geschwindigkeir neue Reichrümer erzeugre; dessen Wissemchafr alle rra

dinondlen Welrbilder revolurionierre usw. Um so ersraunlicher daher die Tarsache, daß dieses 

wundersame und vld1etchr wunderbare Europa in der ersren Hälfre des 20. Jahrhundens eine 

dcrarr gewalnge Selbsrzersrörung tn Szene serzre, daß es 1945 der Hilfe von außen bedurfre, 

um nichr zu hungern. Beide \X'elrknege gingen von der Mine Europas ausp
,. Waren diese 

Karasrrophen erforderlich, damir SICh Europa fnedltch In das polmsche Sysrem der We!rge

sdlschafr einfügr, und isr der europäische [nregrarionsprozeß eine Bedingung dafür, daß das 

auch so bleibr? Wie erwähm, verlief die Komplexirärssreigerung des welrpolirischen Sysrems 

srrikt nach dem Prinzip der segmenrären Differenzierung, so auch nach dem Zusammen

bruch des SowJetimpenums oder nach der Auflösung des alten Sraares Jugoslawien; der Inre

grarionsprozeß zur Europäischen Union scheim ersrmals ein Beispiel dafür zu Itefern, daß die-

16S F L jones 1987: The European \llracie. Cambndge/New YorkJ.\Ie1burne· Cambndge Univ. Press; 

jolm A. Hall 1988' Srares and ')ocletles: The M iracle in Compararive Perspecrive. In: Europe and 

rhe Rlse of Capiralism, hrsg. v Jean BaechlerlJohn A. Hallll'-.llchael Mann Oxford: Basil Black

weil 5. 20-J8; j)aniel Clmot 198): The RIse of rhe West. In: American SOClological Review 50: 

18r 195 

r69 Herfrled Jflmkler 1994· Wo hegr Europa? Myrhos und polIrische Idee. In: Cerr-Joachlm Claeß

nerlKlaus 'iühl (Hrsg.), Auf dem \X!eg nach Europa. Europäische Perspekriven nach dem Ende 

des Kommul1lsmus. Opladen: \\'esrdeurscher Verlag, S. lI-JO, hier insbesondere S. 17 zum ,.An
hängsel der asiatischen Landmasse"; Europa sei kell1e geographische '[mache, "sondern eine Idee"; 

nachlUben auch Herfried Afünkler 199): Die polirische Idee Europas. In: Manano Delgado/Mar

rhias Lurz-Bachmann (Hrsg.), Herausforderung Europa. - \\'ege zu ell1er europäischen ldenrirär. 

.\lünchen: Beck, S 9-27; vgl. Hann-Hinnch Brandt 1996·l'-.läglichkeiren und Grenzen europäi

scher Inregranon aus hisrorischer Sichr In: Paul-Ludwig \X'einachr (Hrsg.), Condordia discors

[uropas prekäre Finrrachr Baden-Baden ~omos, ml[ welreren Nachweisen; mell1e Darsrellung 

verfolgr cll1en anderen Begnff; danach Isr Europa ell1 'lraarensysrem 

170 Aug/lSt Pradetto 1994: Europäisierung oder RenanonaliSlerung? Europa nach dem Ende des Osr

WesrKonflikrs, In: (,ertJoachim Glaeßner/Klaus Suhle (Hrsg.), Auf dem Weg nach Europa, a. a. 

O. '> ~5 -roo, hier). 94. 
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ser evolutionäre Prozeß umzudrehen'7', die segmentäre Differenzierung im Inneren zu über

winden wäre, wenn - ja wenn - die Union auch ein Staat werden wollte; wenn nicht, dann 

stellt sich die Frage: Wie kann sich Europa in geordneter Weise in das weltpolitische Staatm
system einfügen, wenn sie - die Union - kein Staat sein will? In der Politik wird immerhin 

zaghaft über eine europäische Föderation nachgedacht, in der Wissenschaft dagegen hält man 

dies für einen Mangel an Phantasie'7>; die Europäische Union sei weder bloßer "Zweckver

band", Staatenbund noch ein Bundesstaat, sondern ein "Staatenverbund"l73 oder ein politi

sches System sui generiJl74 , und das könne gar nicht anders sein, weil man aus hartgekochten 

Eiern - als welche die europäischen Nationen ja fürwahr anzusehen sind - eben kein Ome

lette machen könne'7!. Sind die Eigeninteressen der Nationen das eigentliche Haupthinder

nis für die Bildung der "Vereinigten Staaten von Europa", welche Schlüsse sind daraus zu zie

hen? Abschließend möchte ich die Frage anschneiden, ob die Demokratietheorie nicht auf 

einer Fiktion aufbaut, wenn sie das Prinzip der Volkssouveränität zugrundelegt bzw. ob die 

Demokratietheorie nicht von ganz anderen Prämissen auszugehen hätte. Erst im Anschluß 

daran läßt sich die Frage beanrworten, ob - und wenn ja wie - das sog. "Demokratiedefizit" 

der Union behoben werden könnte. 

171 In dieser Hinsicht ist der Integrationsprozeß einziganig, denn die übrigen Zusammenschlüsse von 

Staaten auf regionaler Basis sind wenig effektiv, so Hrinz Gärtnn' 1994-' Rahmen für eine Analyse 
von regionalen Regimen im "Süden". Kooperation, Konfliktbearbeitung, Streitschlichtung. In: 
Jörg Calließ (Hrsg.), Auf dem Weg zur Weltinnenpolitik, a. a. 0., S. 185-2.18. 

172 Oder "unserer Konzeptlosigkeit", so Beate Kohkr-Koch/Come/ia U/bm 1997: Internationalisierung, 
Globalisierung und Entstaatlichung. In: Rolf H. Hasse (Hrsg.), Nationalstaat im Spagat: Zwi
schen Suprastaatlichkeit und Sudsidiarität. Stungarr: Franz Steiner, S. 53-88, hier S. 75. 

173 So die Wortprägung des deutschen Bundesverfassungsgerichts im berühmt-berüchtigten "Maas
tricht-Urteil", siehe speziell Perer HommelhofflPaul Kirchhof1994 (Hrsg.): Der Staatenverbund der 
Europäischen Union. Heidelberg: C. H. Müller. 

174 Autoren wie Kohler-Koch oder Jachtenfuchs u. a. vertreten entschieden die System sui gmms
Theorie, siehe z. B. Beate Kohkr-Koch/Markus Jachtmfochs 1996: Regieren in der Europäischen 
Union - Fragestellungen für eine interdisziplinäre Europaforschung. In: Politische Viertdjahres

schrift 37: 537-556; zur Diskussion um die Frage der Euro-Polity vgl. den Überblick von IWnrr 
Schmalz-Bruns 1997: BürgergesellschaftJiche Politik - ein Modell der Demokratisierung der Eu
ropäischen Union? In: Klaus Dieter Wolf (Hrsg.), Projekt Europa im übergang? Baden-Baden: 

Nomos, S. 63-90. Einen Überblick bieter auch Marcel iVlufouznn 199T- Europäische Integration 
und Demokratieprinzip. Baden-Baden: Nomos, insbesondere S. 110 zu den "Paradigmen der In

tegrationstheorie" . 
175 So ein überlieferter Spruch von Charles de GaulJes, zit. n. Helmut Lechekr Im: Einheitsbildung 

und Subsidiarität. In: Martin NettesheimlPierangelo Schiera (Hrsg.), Der integrierte Staat. Bcrlin: 
Duncker & Humblot, S. 95-1040 hier zit. S. 104. 
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Afoderne Sttltltflchkett Im SttltltensYJtem. Die ersre moderne "Insrirunon"6 des Staares" isr 

das Militär .• .\fodern" heißr hier: neue Waffenrechniken, Profilierung des Typs .,formale Or

ganls<!non", Disziplin, srrareglsches Denken, neue Kampfformen erc., wie sie als Resulrar der 

"mditärischen Revolmion" herausgebilder werden'"": Das Sysrem organisierr sich selbsr, folgt 

ausschließltch der eigenen Logik und grenzr sich scharf von der gesellschaftlichen Umwelr ab. 

Alle Sraaten des sich im Verlaufe des 17. Jahrhunderrs herauskrisrallisierenden Sraarensystems 

werden gezwungen, moderne Milirärrechniken zu implemenrieren, und so Isr es die ganze 

Geschichre hindurch bis heure geblieben'··
8• Bei nüchrerner Berrachrung muß man fesrsrel

len, daß der Krieg zwar nicht der Varer aller, aber doch sehr vieler Dinge gewesen isr, zunächsr 

einmal der Vater des modernen Sraates selbst. In der Evolurion des Sraarensysrems scheiden 

mögliche Alternanven sehr schnell aus oder versinken in Bedeurungslosigkeir, wie z. B. die 

verschiedenen mirrelalrerlichen Herrschaftsformen, die unrer dem Dach des Helltgen Römi-

176 Die Problematik des Begriffs .,Insutution" ISI mir natürlich bewußr; man sollte ihn wegen man

gelnder PräZlsierharkelt eigentlich vermelden und Ihn durch Svsrembildung" ersetzen, gleich

wohl Wird er hier gerade deswegen verwender, weil er offenläßr. ob man dieses rheoretlSche Revi

remenr tatsächlich kon;fquenr durchhalren kann; so isr es beispIelweise nichr möglich, 

,,1n;rirU[ionen" nm formalen OrganisatIOnen gleichzusetzen, so aber Vlo/fiang Sei bel 19r' HISto

rische Analyse und polirikwisscnschaftlichc Insututionenforschung. In: Arrhur BenzfWolfgang 

Selbel (Hrsg.), Theoneenrwlcklung in der Polirikwissenschafr - eine Zwischenbilanz. Baden-Ba

den Nomos, S. 3\"7-376, hier 5. 363; siehe jedoch M. Razner LepSlus 1995; Insrirutionenanalyse und 

Instiw[lonenpollllk. In Blrgma \iedelmann (Hrsg.), Politische Insriwrionen im \X'andel. Opla

den: \Vesrdeurscher Verlag. S 392'4°3: "In;rirutlon Ist ein unbesrimmrer Begnff. den man am 

besren vermeiden sollte, wenn für das Cemelnre andere Begriffe zur Verfügung stehen" (5. 394). 

Im wesentlichen werden als "Insriwtlonen" Ordnungssrrukruren bezeichner, welche eine hohe 

Regdmafllgkeit des Handelns gewahrlelsren. Der Ansatz des ":--Jew [nsmurionahsm" Ist ratlO

f/al-choice-onemierr und daher für unseren Komext wellig brauchbar, siehe Jedoch farnes 

Afarch/jolm I' Ol,on 1984 I"he ~ew Insrirunonalism: Organizanonal Facrors in Pohrical Life. In: 

American l'ohncal 5C1ence ReView 78: 734 749; dies. 1989: Rediscovering Insmurions. The Orga

ni7.arioll.l1 Basis of Polnics. 'ew YorklToromo: The Frec Press; Paul j. D/Jo.1agglOlWalter IX; I'owell 

1991 (Hrsg J: The. ew Insmlltionalism in Organizatlonal AnalySIS. ChlCago: eniv. of C hlcago 

Press. Auf den "histOrischen Insriwnonallsmus" nehme ich im Buch immer wieder Bezug, IllS0-

fern realiSiert es das von Selbd vorgel>Lhlagene Forschungsprogramm. 

177 Siehe die l.ireratur Im 4. Kapirel. 

178 \,('ill/arll If. ,WeNei/l198z: The Pursuit ofl'ower. ChlClgo: Chlcago Uni,'. Press; Anthony Guldens 

1987: The 0:anon-Stare and \'iolence. Berkeley/l.os Angeles: Uni\". of Cal. Press; Charles Tilly 1992: 

Coercion. eaplr,,1 Jnd European Srares. AD 990-1992. Cambndge. Mass.lOxford: Blackwell; 

Rruce D. [>orter 1994' \X'ar and rhe Rlse of rhe Srare. Thc l\.lilirary Foundanons of \Iodern 

]>ollrics. :--Jew York: The hee Press; l'iJ/lzp K Lawrence 1997; ~Ioderniry and \X'ar. London: ,\1ac
millan. 
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schen Reiches Deutscher Nation fonvegetieren; das hat nur lokale Bedeutung und wird rela

tiv früh als Modernisierungsrückstand registriert'79. 

Im Vorgriff auf das Kapitel 4 soll hier nur auf wenige Punkte zur Koevolution von moder

ner Staatlichkeit, der Interaktionen zwischen den Staaten und der Emergenz des "internatio

nalen Systems" als Staatensystem aufmerksam gemacht werden. Die sog. g~opolitisch~ Konkur
renz läßt sich im evolutionstheoretischen Sinn ganz klar als Modernisierungskonkurrenr80 

deuten: Aus einem unübersichtlichen Pool von Innovationen werden die erfolgversprechen

den ausgewählt, die sich dann aber im Krieg bewähren müssen; dabei können natürlich Fehler 

passieren, z. B. als die Habsburger das Wallensteinsche Militärsystem in Böhmen liqudienen 

oder als die österreichischen Generäle vor 1866 am Hinterlader festhielten. Solche Fehler las
sen sich rasch korrigieren, und deshalb weist die Entwicklung der Staatsstrukturen eine ein

deutige Tendenz auf, nämlich die Tendenz zur Konvergenz. Diese Tendenz ist alles andere als 
ein Rätsel, denn käme es nur auf die Militärs an, würden sich die Militärapparate aller Staaten 

gleichen wie ein Ei dem anderen: Sie wären selbstverständlich alle auf dem neuesten Stand! 

Trotz dieser unverkennbaren Evolution zur Konvergenz der Institutionen des Staates zeigt 

der historische Ländervergleich dennoch einige Variationen, die in der Geschichte des Staa

tensystems eine bedeutende Rolle gespielt haben. "Variationen" entstehen aus dem einfachen 

Sachverhalt, daß die Militärapparate in unterschiedliche gesellschaftliche Kontexte einge

bunden sind, mit denen sie in Form von Feedback-Prozessen interagieren, d. h., gesellschaft
liche Kontexte beeinflussen die Entwicklung der Militärapparate, die daraus resultierenden 

Spezifika wirken verstärkend zurück auf die Kontextfaktoren, welche ihrerseits die Militärs 

auf dem eingeschlagenen Entwicklungspfad halten usw. Es gibt also Pjadtzbhängigkrite1t8J in 

den institutionellen Entwicklungen, die sich besonders gut im Vergleich Preußens mit Eng
land studieren lassen, wie das Kapitel 4 zu zeigen versucht. 

179 Hendrik Spruyt 1994: The Souvereign State and Its Competitors. - An Analysis of Systems 

Change. Princeton, NJ: Princtton Univ. Press. - "Monstro simile" hat bekanndich Sarnud Pu
fendorf das Reich charakterisiert, da könne man im Blick auf die Union gewisse Ähnlichkeiten 

entdecken, meint Thomas Oppermann 1994: Zur Eigenan der Europäischen Union. In: Peter 

Hommdhoff/Paui Kirchhof (Hrsg.), Der Staatenverbund der Europäischen Union. Heiddberg: 

C. H. Müller, S. 87-98; wie das alte Reich sei auch die Union eines mit Sicherheit nicht: nämlich 

ein Staat. nicht einmal "nur der Ansatz zu einem solchen" (S. 88). 

180 josefjanning 1999: Frieden in Europa. In: Werner Weidenfeld (Hrsg.), Europa-Handbuch. Gü

tersloh: Bertdsmann, S. 367-394, hier S. 368: "Der Machterfolg europäischer Staaten im globa
len Maßstab dürfte in diesem Sinne zwei Väter besitzen: die Modernisierungskonkurrenz des 
Krieges wie die des Friedens." 

181 Suphm D. Krasnn 1989: Sovereignty: An Institutional Perspecrive. In: James A. Caporaso (Hrsg.), 

The Elusive State. International and Comparative Perspecrives. Newbury ParkILondonlNew 

Ddhi: Sage, S. 69-96; ein wichtiger Aufsatz für unsere Studie, verfaßt aus einer "institutiooalist 
perspective", expliziert die These von der Pfadtzbhänrjgltritvon historischen Entwiddunp: "His-
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DIe Relevanz dieser Aspekte kann man gar nicht hoch genug einschätzen. ~1ilitärhistori

ker,82 haben m. E. uberzeugend nachgewiesen. daß moderne Militärapparate wegen ihrer ho

hen 'Iechnizitat im weit gefaßten Sinne - nicht mit vormodernen Gesellschafrsstrukturen 

kompatlbel sind: China wird in der Literatur gerne als klassisches BeispIel für dIe Cnter

drückung von InnovatIonen zitiert,sl: Hier wurde das SchIeßpulver erfunden, man experi

mentIerte mit Kanonen und Gewehren usw., aber die Burokratie war nicht sicher, die \'er

breitung der neuen 'lechnologien unter Kontrolle halten zu können. DIe ~10ngolen In IndIen 

kauften zwar Kanonen und Gewehre aus europäischer Produktion, aber sie paßten mcht zu 

ihrer Kampfesweise, und eben deswegen blieben die modernen Waffen auch in den Armeen 

des Onomanisch-turkischen Reiches ein Fremdkörper. Rußlands AuEtieg zur Großmacht 

verdankte sich zunächst der 'Technologie des SchIeßpulvers, blIeb dann aber 1m wesentlIChen 

ein gunpou!der empIre, konnte z. B. wegen der feudalen Strukturen im 19. Jahrhundert nicht 

dIe allgemeine Wehrpflicht einfuhren, konnte wegen der Ruckständigkeit die positiven Feed

backs zwischen Industrieller EntWIcklung und militärischer Modermsierung nicht nutzen usw. 

Im Falle Preußens finden WIr von Anfang an einen Zusammenhang zwischen dem Mi

litärapparat und den ostelbischen aristokratISchen Rittergutsbesitzern - ein Zusammenhang, 

der in der Debatte der HIstoriker über den angeblIchen "Sonder.veg" Deutschlands dIe zen-

lOrical dcvelopments are path dependent, onee tertain chOlces are made, they constrain future 

possibIlltle" Thc range of OP[Ions available to pohcy makers at any gIven point III [Ime IS a fUnc

[Ion ofinstltlJ[ional capabJlities that were put in place at some earlier period, possibly In response 

to very dIfferent environmental pressure" (S 70), - Zum eingeschränkten VariationsbcreJch von 

Instltuuonen, "Insmunons may also pefSlSt because they follow path-dependent panerns ur de

vdopment. l'ath ·dependent patterns are characterized by self-relllforcing positive feedback. In

Itlal "hOlces, ohm small and random. molY determine future hlstorical traJeClOfles. Once a partl

clilar path IS chosen, J[ precludes othcr paths even If alternatIves mlghc ll1 the lang run, have 

proven to be more eltlclent or adaptlve" (5. 86). \X'andel erfolgt aber aus ver~ehiedensten Quel

len, vor allem aus Konkurrenz, mit dem Resultat von instüutJolla{ isomorphi, change, also Kon

vergenz 1m "set of instltutiom" \X'as den souveranen Staat bernfft, so ISt er nun .tbe only Ulllver

sally recogmzed war of orgamzIng polincallife III the contemporary International system It IS 

now diffieulr even ro conceive of alternatives" (S. 87) Siehe auch V?offgang Zapf 1995: Die Mo

derlllsicrungstheone und umcrschiedliche Pfade der ge,ellschafdkhen Entwicklung, In: levia

than 24 6l-77 • 

1~2 1X71tUZffl H. tvfcArzf/ 1982. I he Pursult of Power. - rechnology, Armed Force, and Societ}' sinee 

AD 1000. Chllago: Univ. ur Chlcago Press; lohn Kugan 199j: A Hisrory of \X'arfare. London 

Hurchinson 

18~ So z. B. Ench 1Xtedr 1996: AsIen und der \X'esten, Aufstieg und. 'iedergang. In: Lars Clausen 

(Hr~g,), Ge,e1lslhaften im Umbruch. Verhandlungen des 27 Kongresses der Deutschen C;e~ell

schaft fur Soziologie. Frankfurt am ~hinJ:\'ew York: Campill, S. H5~H7; dIe Schlußfolgerungen 

\X'eedes fur die Gegenwart muß man mcht unbedingt tellen 
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trale Rolle spielt'84: Bis etwa zur Mitte des 19. Jahrhunderts kann man den AufStieg eines Staa

tes zur Großmacht bzw. umgekehrt den Abstieg zu einem Staat minderen Ranges, also die 

Veränderungen im europäischen Staatensystem, recht präzise an den Daten zu den Mann

stärken der Armeen bzw. der Zahl der Kriegsschiffe ablesen'8s: Spanien z. B. steigt vom Sta

tus einer europäischen Großmacht des 16. Jahrhunderts nach dem Dreißigjährigen Krieged6 
ab, die Generalstaaten werden 1648 souverän, sind eine wirtschaftliche Großmacht, werden 

aber von England in zwei Seekriegen zurückgesruftl87; Schweden verläßt 1648 die Friedens

verhandlungen als Großmacht, ruiniert sich aber in Ambitionen für ein schwedisches 

Großreich rund um die Ostsee und bleibt seit dem Ende des Nordischen Krieges eine Macht 

in Skandinavien, aber ohne besonderen Einfluß im übrigen Europa; Österreich entgeht 1683 

nur knapp einer Niederlage gegen die Armeen des Osmanischen Reiches, hat dann aber ei

nen Feldherrn vom Schlage des Prinzen Eugen (1663-1736), einen der besten der damaligen 

Zeit, der die türkischen Pläne endgültig zunichte macht. Im Frieden von Karlowitz (1699) 

zwischen dem Sultan, dem Kaiser, dem polnischen König und der Stadt Venedig wird erst
mals ein völkerrechtlich verbindlicher Venrag mit dem Sultan bzw. dem türkischen Reich ab
geschlossen: »Das türkische Reich wurde dadurch als europäischer Staat anerkannt. Die Ab
kommen setzten also voraus und hatten zur Folge, daß das türkische Reich als Faktor des 

184 Die These vom »Sonderweg" hat nur Sinn, wenn von der Vorstellung eines Normalweges ausge

gangen wird, ein derart uniformienes Muster habe es aber nicht gegeben, so G~offEky 1991: Wd
helm in ismus, Nationalismus, Faschismus. Zur historischen Kontinuität in Deutschland. Mün

ster: Verlag Westphälisches Damp/boot, S. 11 ff.; trotzdem durchzieht diese These die Kapitel vier 

bis sieben, allerdings in der Form von »Pfadabhängigkeiten". 

185 Paul Knz~dy 1989: The Rise and Fall of me Great Powers. London: FontanaPress, S. 12.8 f. Die Ta

bellen zu den Armeestärken, Bcvölkerungszahlen und Größen der Marine 168~1815, die Zahlen 

reflektieren in großen Zügen die Machtverschiebungen zwischen den Staaten. 

186 Der Dreißigjährige Krieg sei noch kein Staatenkrieg im engeren Sinn gewesen, sondern ein Staa

tenbildungskri~, so vorzüglich Johannn Burkhardt 1992: Der Dreißigjährige Krieg. Frankfurt am 

Main: Suhrkamp; siehe zur Entstehung des europäischen Staatmsystnns: ~k McKAylH. M Scott 
1980/1997: The Rise of me Great Powers, 1648-1815. LondonlNcw York: Longrnan; Paul Kmnedy 
1989: The Risc and Fall of me Great Powers. - Economic Change and Military Conflict &om 1500 

to 2000. London: FonatanaPress; Hrinz Duchardt 1990: Altes Reich und Europäische Staatmwdt 

1648-1806. München: Oldenbourg; J H. Shnznan 199f.· International Relations in Europc 

1689-1789. LondonlNcw York: Routledge; Harald Kkinschmidt 1998: Geschichte der intcrnarl~ 

nalen Beziehungen. - Ein systemgcschichtlicher Abriß. Srungan: Reclam; H0fur Gräfl998-' Das 
europäische Mächtcsystem. In: OlafMörkclMichael Nonh (Hrsg.), Die Entstehung des moder

nen Europa 16~1900. KölnlWeimarlWien: Böhlau, S. 11-24-

187 Holg" Th. Gräf 1996: Gestaltende Kräfte und gegenläufige Entwicklungen im Staatensystem des 
17. und 18. Jahrhunderts: Die Republik der Vereinigten Niederlande als Macht des übergangs. In: 
Perer Müller (Hrsg.), Das europäische Staatensystcm im Wandel. - Struktwdle Bedingungen und 
bewegende Kräfte seit der Frühen Neuzeit. München: Oldenbourg, S. 11-2.6. 
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europäischen GleichgewIChts zählte und in bündnispolitische Gleichgewichtskalkulationen 

einbezogen werden mußte."'u3 Frankreich steigt unter Ludwlg XIV zur fohrenden europäi

schen Großmacht auf und Wird zum Vorbild'89 für alle anderen Staaten (außer England), so z. 

B. in der Militärtechnik, Gendarmerie, Verwaltung, höfischer Kulrur, Diplomatle''JO uS\v. Der 

"Sonnenkönig' unterschätzt jedoch die bereits weit vorangeschmtene "Vernetzung Europas" 

und sieht sich Im Spanischen Erbfolgekrieg (r702-1713) einer übermächtigen Koalirion ge

genlJber, die sell1e auf eine europäische Hegemonie ausgerichteten Pläne vereiteln. Im Frie

den von Urrecht (1713) fand das Wort "Gleichgewicht" erstmals Eingang in ell1 völkerrecht

liches Dokument'·'. England war im 0, g. Krieg erstmals eine Land- und Seesrreitkrafr 

zugleich: \lViIheim 1Il. von Oranien (Köl11g von 1689-17°2) bildete das energische Zentrum 

einer "internationalen" Koalition gegen Frankreich. Wegen der insularen Lage kann es sich 

Fngland jedoch leisten, eine vergleichsweise klell1e Landsrreitmacht zu halten, denn aus der 

Sicht Großbritanniens hing die Sicherheit des Landes von zwei Faktoren ab: Zum einen 

mußte Frankreich auf dem Kontll1ent 111 Schach gehalten werden - für entsprechende Mi

litjrbundnisse zahlte man immer wieder hohe Geldberräge als "Subsldien"; zum andern wa

ren ell1e mögliche militänsche Invasion auf die Insel sowie eventuelle Bedrohungen für den 

Handel oder von Kolonien nur durch eine überlegene Marine zu verhindern. Der Aufstieg 

Englands zur führenden Seemacht der \'V'elt'92 verdankt sich diesen Sachverhalten, insbeson

dere dem Antagonismus mit Frankreich . 

Das 18. Jahrhundert'94 sieht den Aufstieg zweier Landmächte in Mmel- und Osteuropa: 

Preußens Militärmaschinene übersteht mit ell1igem GIlJck (und mit Hilfe des Zufalls) v.vei 

188 flarald Klemschmldt I998: (,eschichte der internationalen Beziehungen. EIIl systemgeschlchtltcher 

Abriß. <"tuttgart: Reclam, <.,. 159. Mit dem ElI1trI[t Rußlands als europaische Macht schließt SICh 

das Staatensvstem, unverkennbar nun die "zum Tragen kommende Tendenz zum Selbsrreferenti

ellen, so treffend KJeinschmldt, 5. 165. 

189 Harald Kleinschmldt I998: Geschichte der internationalen Beziehungen, a. a. 0., S 127. 

190 Br/an V:'lJlte I99- Diplomacy In: John Baylls,Steve Smlth (Hrsg.), The Globallutlon of\X'orid 

PolttlCS, a. a. 0., S. 2.49 262. 

191 Hans Femke I9 7 f. (,leichgewicht, Balance. In: Ceschlchthche Grundbegriffe, Bd. 2: 959-996. 

192 john Brewer I988: The SII1CWS of Power. Carnbndge, Mass.: Harvard Umv. Press. 

193 Zugleich der wichtigste Ansatzpunkt fur den Prozeß der Globalisierung, so MlchaelSmzth I992. 

Modermlatlon, C;lobaliution and the ~atlon-State. In: Anrhony G. McGrew et al.· Global Poli

ties, a. a. O. S. 253-268: Ent\\Jcklung der Waffentechnologie, wissenschaftlIch-technische Kul

tur und die zunehmende Beherrschung der Meere selen die entscheidenden FaktOren gewesen. 

194 ~eben der bereits erwähnten Literatur siehe auch Klaus lVfalettke I994: Frankreich, Deutschland 

und Europa im 17. und 18. Jahrhundert. Marburg: Hirzeroth;johannes Kunisch I996: Der Aufstieg 

neuer Croßmächte Im 18. Jahrhundert und die Auftedung der Machtsphären in Ostmmeleuropa. 

In: Peter Kruger (Hrsg.), Das Europiische Staatensystem lm Wandel. Mllnchen: Oldenbourg, S. 

89- 104. 
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Kriege und kann mit dem Zugewinn des österreichischen Schlesien das Staatsterritorium fast 
verdoppeln. Rußland war um 1700 im europäischen Staatensystem noch kaum präsent, 

schlägt aber 1721 Schweden, woraufhin Peter I. den Titel "Zar" annimmt, also sich selbst zum 

"Kaiser" erhebt und damit den Anspruch verbindet, als bedeutsamer Herrscher eines eu

ropäischen Staates anerkannt zu werden - zunächst mit wenig Erfolg. Spätestens aber seit 

Rußlands Armeen in der Koalition mit Österreich im Siebenjährigen Krieg beinahe Preußen 

vernichtet hätten, ist Rußlands Status als Großmacht des Staatensystems anerkanntl9S• 

Napoleon gelingt es erstmals in der Geschichte des internationalen Staatensystems, einen 
Staat zum Hegemon über fast ganz Europa zu machen, und zwar nicht durch waffentechni

sche Überlegenheit - technisch wurde 1814 auf ähnliche Weise gekämpft wie 1714 -, auch 

nicht durch militärisches "Genie", sondern durch eine Innovation, welche die Revolution vor

aussetzt, nämlich durch die allgemeine Wehrpf/ichf96 , also der "Nation als Waffe". Mit dem 

entsprechenden Gesetz vom 23. August 1793 gilt in Frankreich für alle Männer im Alter zwi
schen 18 und 25 Jahren die Wehrpflicht, womit eine Volksarmee von ungefahr einer Million 

Soldaten entstand. Zwei Jahrzehnte hindurch beherrschte Frankreich fast ganz Europa - für 
das Staatensystem eine "Katastrophe" und eine Ungeheuerlichkeit, zugleich das Ende der klas
sischen Periode des Gleichgewichtssystems'97• - Napoleon scheiterre an seinem Größenwahn 

und an zwei Fehleinschätzungen: Erstens unterschätzte er die Besteuerungsfahigkeit der bri

tischen Wirtschaft (Stichwort: Einkommenssteuer) und damit die Finanzkraft des britischen 

Staates - hinter beiden stand bereits die "industrielle Revolution"; die ftanzösische Marine er

leidet 1805 bei Trafalgar eine empfindliche Niederlage, die von Napoleon verhängte "Konti

nentalsperre" schadet eher der ftanzösischen Winschaft als der britischen, mit Hilfe britischer 

Gelder werden auf dem Kontinent große Armeen gegen Napoleon ins Feld gestellt usw. Zwei

tens kannte Napoleon offenbar die "russischen Verhältnisse" zu wenig, jedenfalls stellt die Ka
tastrophe des Rußlandfeldzuges einen Wendepunkt dar, der das Ende der Hegemonie Frank

reichs einleitete'98 • 

Das "Europäische Konzert"'99 begann am Wiener Kongreß zunächst als Quadrupelallianz 

der Großmächte Rußland, Österreich, Preußen und Großbritannien gegen Frankreich; später 

195 So z. B. bei der Aufteilung Polens; siehe zur Charakterisierung Polens als .,patrimonial constitu
tionalism" Thomas Ertman 1997: Birrh of me Leviaman. Carnbridge: Carnbridge Univ. Press, S. 

285ff. 
196 R. G. Fomter 1994 (Hrsg.): Die Wehrpflicht. Entstehung, Erscheinungsformen und politisch mi-

litärische Wirkung. München. 
197 Harald Kkinschmidt 1998: Geschichte der internationalen Beziehungen, a. a. 0., S. 251 ff. 
198 Pau/ Ken~dy 1989: The Rise and Fall of me Great Powers, a. a. 0., S. 168 ff. 
199 fan Clark 1991: The Hierarchy of States. Reform and Resisrancc in me International Order. Carn

bridge u. a.: Carnbridge Univ. Press; Winfried Baumgart 1999: Europäisches Konzert und natio
nale Bewegung. - Internationale Beziehungen 1830-1878. Paderborn u. a.: Schöningh (= Hand
buch der Geschichte der Internationalen Beziehungen, Bd. 6); E R. Bridgt/Roger BuJ/m 199J: Tbc 
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wurde I-rankreich wieder 1Il die Staatengcmeinschaft aufgenommen, und somit bestand das 

,,\X'iener System" (1815-1853) des "Konzerts" aus einer Pentarchiel<lO, deren Ziel es war, den 

Status qun des Staatensystems zu wahren, eventuelle Veränderungen durch Konsultationen 

und Konferenzen gememsam zu beraten und zu sanktionieren. Manche Autoren sprechen 

vorn ersten kollektJller/ SicherlJf1ts~ystem der Geschichte - sehen Im "Europäischen Konzert" 

einen Vorläufer zum Sicherheitsrat der Vereinten Nationen20l
, d. h., ein kleiner Ausschuß der 

Großm;ichte entscheidet, der .,Rest" (die klell1eren ')t;1Jtcn) hat sich 111 dIe hierarchische Rang

ordnung im Staatensystcm elllzuordnen "". 

Großbritannien befindet sich im 19. Jahrhundert am Höhepunkt der Machtentfaltung: Es 

ISt unbestrinene mariume Militärweltmacht die britische Manne ist stärker als die beiden 

nächstfolgenden zusammen, diese monopolanige Seeherrschaft ISt mit dem Begriff der "Pax 

Britannica" zutreffend bezeichnet worden'o, -, führende Industrie- und Handelsmacht 

(workshop of the world) und konkurrel1lloses FlI1anzzentrum der Welt. Wegen des repressI

ven Charakters de, "Konzerts" spielt London immer weniger mit und deswegen kommen 

Konferemen meist nur dann zustande, wenn britische Interessen auf dem Spiele standen, so z. 

B. im Falle der Expansion Rußlands auf Kosten des türkischen Reiches oder in Zenrralasien. 

Der Krimkrieg (18531856) Großbmanniens und Frankreichs gegen Rußland besiegelte mit 

dem Ausscheiden des Zaren aus dem Konzert das Ende der friedenswahrenden Status-quo

Politik und den Beginn gravierender Veränderungen im europäischen Staatensystem. 

ereat Powers and the European States System, 1815-19[4 London/"Iew York: Longman; Paul W 

,\chroerler 1996.·The Vienna System and Its ~)(abillty: The Problem ofStabilizl11g aState System 111 

'IransformatJon. In Petcr Kruger (Hrsg.), Das europäIsche Staatensystem im \Xandel, a, a. 0., S. 

[07· 122. 

200 Das Ottomanisch·türkische Reich sei der eJJlZIge Sta,l( gewesen, der Im Staatensystem des "Kon

zens" kel11en Platz hatte, SCI nie als europäischer Staat anerkannt worden usw., so F. R. Bridge/Ro

ger Bullen 1997 ; rhe Great Powers and the Furopean '->tates System, a. a. 0., S. 3; dIese These hätte 

wclttragende Bedeutung fur die Inklusion II1S Sraatensystem [uropas, Ist aber m. 1:.. näher zu un

tersuchen, denn die meisten der 26 Konferenzen des KonzertS beschäftigten sich mit der "orien

talischen Frage". 

201 jost [)elbrück 1998' "Das Völkerrecht soll auf eInen Föderalism freier Staaten gegründet sell1"

Kam und die Enrwicklung internationaler OrganisatJon In: Klaus DIcke/Klaus-Michael Kodalle 

(I Irsg.), Republik und \Veltbürgerrecht, a. a. 0 .. S. 18[2[3, hier S. 191; K j Holsti 1992. C;overn

ance \\Hhout Covcrnmem: Polyarchv in NineteenthCentury European Politics. In: James T. Ro

st:I1.1u/Ernst-O[(o Czemplcl (Hrsg.), Covernance wnhout Governmem: Order and Change 111 

\Vorld [>olmcs. Cambridgc u. a.: Cambridge Um\'. Press, S. 30-57. 

202 So \'or allem I(m Clark 1991: rhe Hierarchy of States. ( ambndgc u. a.: Cambndge UnI\'. Press. 

20, V:'mfried Baumgart 1999: EuropäIsches Konzert. a. a. 0., S ~) f., S. [67 ff., zum "two·power

standard" der Royal Nav\'. "England war Im 19. Jahrhundert eIgentlich dIe ell1zige Weltmacht." 

An dIrektem Kolonialerwerb schon seit langem nicht mehr II1tereSSlert. betrieb GB aber "Kano

nenboot-Dlplom,lUe" von Brasdien bIS nach China. 
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Wie erwähnt, trat im 19. Jahrhundert eine neue politische Kraft auf den Plan, die das Staa

tensystem zuvor nicht gekannt harte und seit der Mitte des Jahrhunderts schlechterdings nicht 

mehr aus der internationalen Politik wegzudenken ist, nämlich der Nationalismus 2.04; zugleich 

steigen die ökonomischen Produktionskapazitäten, intensivieren sich mit dem Ausbau der 

Verkehrsinfrasrukturen (Straßenbau, Eisenbahnen, Dampfschiffahrt) die Handelsbeziehun

gen und mit den neuen Kommunikationstechnologien (Innovationen bei der Drucktechnik, 

Telegraphen) beginnt der Prozeß der "Globalisierung" im Sinne der Relativierung tertitorialer 

Grenzen, kurzum: Das Niveau der Interdependenzen nimmt rasch zu, womit die Beziehun

gen zwischen den Staaten ihren Charakter der "losen Kopplung" zunehmend verlieren. - Mit 

Italien und Deutschland entstanden zwei große Flächenstaaten, die es zuvor auf der europäi

schen Landkarte nicht gegeben hatte. Frankreich war schon seit 1815 eine "revisionistische 

Macht" gewesen105 - so jedenfalls die einschlägige Literatur, weil es sich auf die vorrevolu

tionären Grenzen von 1792 harte zurückziehen müssen, wurde aber von der Quadrupelallianz 

- zumindest bis zum Krimkrieg - erfolgreich in Schach gehalten. Die katastrophale Nieder

lage des Militärs Frankreichs 1870, die Annexion Elsaß-lothringens, hohe Kriegsreparationen 

usw. versetzten dem Nationalstolz der "Grande Nation" einen unverwindbaren schweren 

Schlag, während auf der anderen Seite die glänzenden Siege der preußischen Armeen eine fa
tale Verbindung von Militarismus und Nationalismus herstellten, die zwar zunächst einmal 

von der charismatischen Autorität Bismarcks niedergehalten wird, nach dessen Ausscheiden 

aus dem Amt aber die deutsche öffentliche Meinung beherrschtw6• Die deutsch-französische 

"Erbfeindschaft""'7 stellt zwischen 1870 und 1945 das einzige stabile Element im europäischen 

Staatensystem dar: Bei fünf Großmächten sei es das beste, auf der Seite von dreien zu stehen, 

soll Bismarck gesagt haben. Da Großbritannien eine Politik der "freien Hand" betrieb - spä-

204 Winfoed Baumgart 1999: Europäisches Konzert und nationale Bewegung. - Internationale Bezie
hungen 1830-1878. Paderborn: Schöningh, S. 83 ff. 

205 F. R. Bridge/Roger Bu/Im 1997: The Great Powers and rhe European States System 1815-1914. Lon
don/New York: Longman, S. 32 und S. 80; Frankreich kämpft im Krimkrieg in erster Linie um 
neues Prestige als Großmacht, und führt zwischen 1854 und 1870 drei Kriege, die geeignet waren, 
das Friedenssystem von 1815 zu unterminieren; siehe auch WinftUd Baumgart 1999: Europäisches 
Konzert, a. a. 0., S. 202 ff., immer wieder Pläne für die Umgtstaltung dn K4ru Europas, eine lieb
lingsbeschäftigung vor allem Napoleons 111., der es auch versteht, mit der Karte des Nationalis

mus zu spielen. 
206 Hans-Ulrich Wehler 1995: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3. München: Beck. 
207 Klaus Makttke 1994: Frankreich, Deutschland und Europa im 17. und 18. Jahrhundert, a. a. 0., 

S. 12 f.; wie die neuere historische Forschung nachgewiesen hat, "gehört die These von der jahr
hundertealten ,Erbfeindschaft' in den Bereich der Legende. Sie entstand erst im 19. Jahrhundert. 

genauer im letzten Drittel ... Wie gesagt, kam es erst im Gefolge des Krieges von 1870/71 zur Aus
bildung der Legende von der zwischen beiden Völkern angeblich bestehenden ,Erbfeindschaft', 
und zwar sowohl in Deutschland als auch in Frankreich." 
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tcr als splmdld ISolatIOn bezeichnet ,kamen nur Österreich und Rußland in Frage Tatsäch

lich gelang es Bismarck, kUr7fristig dIe "Heilige Allianz" der dreI KaIser (Rußland, ÖsterreICh, 

Ikutschland) zu revitalIsieren, und angesichcs der "flUId slruation" wäre es in höchstem Maße 

Im Imeresse der drei Länder gelegen, Ihre delikaten dIplomatischen Beziehungen aufs Sorg

S.lmSte zu pflegen'oS, aber e, kam anders: Deutschland verhängte auf russIsche Importe hohe 

Schutzzölle und verweigerte Rußland dringend benötigte Kredite für die Modernisierung der 

\X'irrschaft (und für den EIsenbahnbau). Rußland wandte SIch an frankreich und eröffnete 

damit die Perspektive für eine franko-russische Allianz, die in den Kapfen der deutschen Mi

IIt;m emem u'Orst-case szenario gleichkam, nämlich der Möglichkeit eines Zwei-Fromen-Krie

ges. D.lran änderte das Verteidigungsbündnis mit Österreich-Ungarn (seit 1879), zu welchem 

1882 Italien hmzukam, eigentlich nichts. 

Rußland war im Verlaufe des 19. JahrhundertS durch ständige militärische Expansion bis 

an die Kuste des Pazifik zu einer europäischen und asiatischen Macht geworden. Während 

dIe Stammesgesellschaften und archaIschen fürstenturner Zentralasiens der russischen 

"Damphvalze" nichts Vergleichbares entgegenzusetzen hatten, spItzte sich der Konflikt um 

die Kontrolle der Meerengen sowie um die Territorien des kollabierenden türkischen Rei

ches in Südosteuropa und am Balkan zu. Auf dem Kongreß 1878 in Berlin wurden SerbIen, 

Montenegro und Rumänien als souverane Staaten anerkanm, Bosnien und die Herzegowma 

der Kontrolle ÖsterreIChs unterstellt, Bulganen wurde autonom, aber dem türkischen Reich 

tributpflichtiges Herrschaftsgebiet es wurde also eine gewisse "Ordnung" geschaffen, Ruß

land aber verstand sich gegenüber den orthodoxen Chnsten unter türkischer Herrschaft wei

ter als Schutzmacht, benveckte aber m \'V'ahrheit wohl die Ausdehnung seines Emflusses auf 

das östliche Mittelmeer, wo allerdings GroßbritannIen und frankreich ebenfalls um bn

fluEzonen konkurrterten. DIe ruSSISche Politik geriet außerdem immer starker in den Sog 

des "Panslawismus"'09, der den Gegensatz zu Österreich zunehmend verschärfte. Im Unter

schied zu Bismarck, der gemeint hatte, man müsse den "Schafsdieben" am Balkan k1arma

ehen, daß sich die Großmächte ihrer Anltegen wegen nIcht den Schädel emschlagen werden, 

unterschätzen ÖsterreIch und Rußland die "Chaos macht" der Balkanländer, aus deren Ver-

208 Gordon A Craig/A/ncander L. George 1995: rorce and )tatecraft Dlplomattc Problems of Our 

'lim~ Ne\\' YorkJOxford: Oxford Univ. Press (3rd. Ed), 'l. 39: "Thus, the European system was 

a decmmdlud, je/fregu/illmg systrm one 111 wh ICh power and responslbillty remal11ed in the 

hands of the constltuenr state actors. There was, 111 other words, no supranational political or gov

ernmental authority at the apex of the system [Q keep the major powers in Il11e, [Q regulate thelr 

quarreIs, to ensure that II1ternational polltics dld not become anarchie, [Q aet 111 order [Q enforce 

the rules of the system" n lervorhebung Im Original). 

209 Henry A. Kisjinger 1994. Die Vernunft der .Natlonen. Berlin: Siedler, S. 171 f.; die russische Außen

politik litt damals unter der fananschen Propaganda der PanslawIsten. die in Rußland ell1e wahre 

Macht geworden war, umsomehr als die ganze Armee zur NatIonalparteI gehörte - dies wurde 

schon 1879 festgestellt. 
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wicklungen die heiden Großmächte aus Gründen des internationalen Ansehens nicht mehr 
herauskamen. 

Im 19. Jahrhundert gab es in Europa Großmächte, deren Status und Entscheidungen das 
Geschehen im politischen System weitgehend beherrschten, einzig Großbritannien war nicht 

nur europäische Großmacht, sondern zugleich" Weltmacht"; d. h., keine Region des Erde lag 
gänzlich und dauerhaft außerhalb der Interessensphäre der britischen Regierung. Nach der 

Reichseinigung Deutschlands wurden die Stimmen der Nationalisten immer lauter, auch 

Deutschland müsse "Weltmacht" werden und brauche daher Kolonien"o• Am Berliner Kon

greß 1884185 einigten sich Deutschland, Frankreich und Großbritannien ohne größere Strei

tigkeiten über die Aufteilung Mrikas - Großbritannien suchte ernsthafte Konflikte zu ver

meiden -, als aber die deutschen Nationalisten glaubten, Deutschland benötige zur 

Absicherung seiner" Weltpolitik" eine starke Kriegsflotte und unter Admiral von lirpitz 

tatsächlich ein gewaltiges Rüsrungsprogramm aufgelegt wurde, ging es in London um ele

mentare Fragen der Sicherheit. Auf diesem Hintergrund ist es zu verstehen, daß Großbritan

nien die Politik der "freien Hand" aufgab und 1904 einen als entente cordiak bezeichneten 

Vertrag mit dem Erzrivalen Frankreich unterschrieb, zu welchem 1907 ein Abkommen mit 
Rußland hinzukam 111. Somi t waren in Europa zwei Militärbündnisse auf fester venraglicher 

Grundlage entstanden, welche die außenpolitischen Manövrierfähigkeiten der Regierungen 

drastisch einschränkten. 

Als am 28. Juni 1914 die Nachricht von der Ermordung des österreichischen Thronfolgers 
Franz Ferdinand und dessen Gemahlin in Sarajevo durch den serbischen Nationalisten Ga
vrilo Principe in Wien und dann in Berlin eintraf. ermunterte der deutsche Kaiser persönlich 

die Regierung in Wien zu einem harten Vorgehen. Auf die Mobilmachung Österreichs folgte 
die Mobilmachung Rußlands, folgte die Mobilmachung Frankreichs, folgte die Mobil

machung Deutschlands, das am I. August gleichzeitig Rußland und Frankreich den Krieg er

klärte, folgte am 3. August der Einmarsch deutscher Truppen in das neutrale Belgien, folgte 
am 4. August der Eintritt Großbritanniens in den Krieg usw.: "Die Mobilmachung nnn
Großmacht genügte, um die Katastrophe für alle in Gang zu setzen", so Kissinger, alles lag 

lIO Als man Bismarck eine Karte von Afrika zeigte, soU er gesagt haben: "Ihre Karte von Afrika ist ja 
sehr schön, aber meine Karte von Afrika liegt in Europa. Hier liegt Rußland und hier liegt Frank

reich, und wir sind in der Mine. Das ist meine Karte von Afrika", zit. n. Hmry A. IWsinger 199"': 

Die Vernunft der Nationen, a. a. 0., S. 153. 

m Ende des 19. Jahrhundens häne niemand gedacht, daß Frankreich und GB auf einer Seite stehen 
würden. ganz zu schweigen mit Rußland; 1898 hanen Frankreich und GB noch kurz vor einem 
Krieg um Ägypten gestanden. Rußland stand diplomatisch aUein auf weiter AUf. so Hmry A. JW
sing" 1994: Die Vernunft der Nationen, a. a. 0., S. 181 ff. Nichts häne GB wirJrunswoUer zu ei

nem unerbitdichen Feind werden lassen als die Bedrohung seiner Vorherrschaft zur See. Genau 
dies taten die Deutschen. anscheinend ohne Bewußtsein dafiir, daß sie einen Herausforderungs

kurs ohne Umkehrmöglichkeit einschlugen. 
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an den '\lohilmachung~plinen: "Den Großmächten war es gelungen, einen Konflikt von un

zweifelhaft minderem Rang, die Balkankrise, in einen \X'elrkneg zu verwandeln. Der Srreit 

um Bosnien und Serbien ruhrre zu einer Invasion in Belgien, am anderen Ende Europas."> , 

Cber die L;rsachen des Ersten \X'e1tkrieges ist viel geschrieben worden - dafür gibt es Spezia

lisren'l -, aus theoretischer Sicht scheint die dargestelIre "Logik des Systems" am plausibel

sten, al~o die Teilung des europäischen taatensystems in zwei potentiell feindliche militäri

sche Blöcke. 

Aus Gründen der Kürze .. nIl ich rur die "Zwischenkrieg~zeit", die ja 1m wahrsten Sinn des 

\X'orres ZlI emer Zeit zwischen Kriegen wurde, im Kanrschen Smn nur ein \X'affenstillstand, 

kein Friede, nur wenige Punkte anmerken .... : 

I. Die Pariser Vororreverrräge schufen aus der Konkursmasse des Habsburgerreiches 0:a

tionalstaaten entsprechend dem Prinzip des "Selbstbestimmungsrechts der Völker" - ausge

nommen Österreich, dem der Anschluß an Deurschland verweigert wurde, das nur am Rande 

-, was zweierlei zur Folge hatte: Zum einen verschwand eine Großmacht aus dem europäi

schen Staatensystem; an ihre Stelle rraten mehrere nationalistische Kleinstaaten>I<. Hmzu kam 
der Erfolg der kommunistischen Oktoberrevolution in Rußland, wodurch Rußland zu einem 

"Pariastaar" in Europa wurde, also diplomatisch nicht integrierbar. Zum andern hätten die 

Länder allesanH Demokratien sein oder werden sollen - das .\Iotto des amerikamschen Prä

sidenten \\Illson laueete ja: "Friede durch Demokratie". Dem hielr Lenin entgegen: "Friede 

durch Revolurion"116 - das heißt, es fehlre in .\Iirtel- und Ost-Europa nicht nur an einer - im 

positiven Sinne - ordnenden Großmacht, sondern es setzte überdies das "Zeitalter der Ex-

212 Hmry A. Kwmg" 1994: OIe \'ernunfi der. Tationen. Über das \\'esen der Außenpolmk. Berlln: 

SIedler, S. 2.18 (Hervorhebungen Im Ongmal) und S. 2,2. 

2.q Jost Dulff"I&rl Hol! 1986 (Hng./. Bereit zum Kneg. Gomngen: \'andenhoeck & Ruprecht 

214 Gott{ried Ntedhart 1989: Internationale Beziehungen 1917-194~. Paderborn u. a. F-erdmand Scho

ningh. 

2.15 Das Selbstbmtmmunpcht b ViJlk" Ist nalh gangiger Volkerrechtslehre nichts anderes als das in

ternationale Korrelat zum Pnnzip der \'olkssouverännät - Volkssouveramtät und nationale Selbst

~timmung .ind zwei ~elren der~e1ben ~leda.tlle, aber sie fuhren mcht unbedmgr zu einem Zuge

wmn liberaler Freiheiten und pollttscher Rechte: "Aber kaum auf der Tagesordnung, offenbart die 

sich vollziehende nationale Selb>t~timmung ihre blutige KehrseIte. Ihr :-:ame tst .e(hnL~che 'iau

berung·.~ So Hauke Bnmkhom J996:' PaIadigmenwechseilm Volkerrecht: ~hren aus Bosnien. In; 

1atthias I utz-Bac.hmannljames Bohmann (Hrsg.), Fneden durch Recht. Kam, f-riedensidee und 

das Problem ell1er neuen \X'e1tordnung. Frankfurt am Main: <'uhrkamp. S 251- 2-1, hier <,. 261, d. 

h., das elbstbestlmmungsre..:ht der Volk er ist "nur bedingr menschenrechmauglIch". 

216 Gott{ried Niedhan 199- 'ltaatenwelt und GeselischatTswelt: Zur Rolle des neuzeitlichen Terntori

alstaates m der internationalen Politik des 19. und 20. Jahrhunderts. In: Rolf H. Hasse (Hrsg." 

. 'atiorulstaat im Spagat: ZWIschen SuprasLlatllchkelt und Subsldiam.it. Stuttgart: hanz Stemer, S. 

W-SI, hier S. 46lU den "Formeln". 
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treme"'I? ein mit entsprechenden destabilisierenden Wirkungen auf die politischen Systeme 
der neuen Länder. 

2. Frankreich setzte alles daran, Deutschland möglichst schwach zu halten, weil es nicht 

zu Unrecht von Deutschland die wichtigste Bedrohung für seine Sicherheit ausgehen sah. 
Frankreich erreichte mit der Politik der Schwächung und Isolierung Deutschlands parad0-

xerweise das genaue Gegenteil. Die Sicherheit Frankreichs hätte durch Garantien der angel
sächsischen Mächte erhöht werden können, aber dazu waren diese nicht willens, und da fragt 
man sich: warum nicht? 

3. Die USA intervenierten erstmals direkt als militärische Großmacht in Europa und ge

stalteten die europäische Nachkriegsordnung entscheidend mit. Nach den Plänen von Präsi

dent Wilson hätte die Leage o[ Nations, der Völkerbund, als Institution ko/kktivo- Sicherheit 
die europäische Tradition der Hegemonie- oder Balance-of-Power-Politik ablösen sollen, aber 
ausgerechnet die USA selbst traten dem Völkerbund nicht bei, weil der Senat die Zustim

mung verweigerte. Schließlich zogen sich die USA auch machtpolitisch aus Europa zurück 

und überließen den Völkerbund seinem Schicksal. Auf den Schock der Weltwirtschaftskrise 

1929 reagierten alle Staaten mit protektionistischen Maßnahmen zum Schutz der eigenen 

Wirtschaft - an die Stelle einer internationalen Ordnung "trat nun der reine Naturzustand 
der internationalen Gesellschaft ein", schreibt Niedhart'-'8, internationale Anarchie durch völ

lige "Bilateralisierung" der Beziehungen im Staatensystem. Italien unter Mussolini begab sich 

sogar auf die Suche nach Kolonien und führte 1934 einen Eroberungskrieg gegen Abessinien, 

der Völkerbund verhängte Sanktionen, woraufhin Italien einfach austrat. Großbritannien litt 

noch immer unter den finanziellen Folgelasten aus dem Weltkrieg und setzte alles daran, neue 

Verwicklungen mit Ländern auf dem Kontinent möglichst zu vermeiden - bekanntlich wurde 

Großbritannien für die ,,Appeasement" -Politik gegenüber Hirler hart kritisiert; dabei wird 

übersehen, daß GB bereits eine absteigende Welt war und Zeit brauchte, um auf einen even

tuellen Krieg vorbereitet zu sein. Das Hirler-Regime dagegen setzte sich über alle internatio

nalen Vereinbarungen hinweg, z. B. über die Rüstungsbeschränkungen aus dem VersaiIler 

Vertrag: Die deutschen Militärausgaben erreichten zwischen 1935 und 1938 dasselbe Volumen 

wie dasjenige von Italien, Frankreich, Großbritannien und der USA zusammengenommen! 

Mit dem deutschen Angriff auf Polen am I. September 1939 beginnt der Zweite Wdtkricg 

- wie beim Überfall Japans auf China 1937 ohne formelle Kriegserklärung -, in dessen Ver
lauf es zum letzten Mal einem einzelnen Staat gelingt, eine gesamteuropäische Hegemonial

macht zu werden, wenngleich nur für wenige Jahre. Deutschland und Japan sind gute Bei

spiele für die These des "konstruktivistischen Ansatzes" der Theorie der internationalen 

217 Eric Hobsbawm 1995-· Das Zeitalter der Extreme. - Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts. Mün
chenlWien: Hanser. 

218 Gottfried Niedhart 1989: Internationale Beziehungen 1917-1947. Paderbom u. a.: Schöningh, S. 
87· 
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Politik llO, nämlich d.lß es für den Zustand des politischen Systems der Welrgesellschaft kei

neswegs gleichgültig ist, welche - aus der "kulturellen Idenmar" resulnerenden - Eigenschaf

ten und Figendynamiken einzelne Staaten enrfalren oder - systemtheoretisch praziser: das 

Gcsamts}"tem bleibt von Veranderungen der Subsysteme, aus denen es besteht, nicht un

berührr. Alle Subsysteme sind jedoch fahig, systeminrerne Beschreibungen über sich in ihrer 

Umwelr anzufenigen - wie angemessen oder unangemessen diese auch sein mögen ., und 

die eigenen Operationen an diesen Beschreibungen zu orienrieren. Aus diesem Grunde sind 

politISche Ideologien ein entscheidender Faktor nicht nur auf der emzelstaarlichen Ebene, 

sondern spätestens seit der Französischen Revolution auch auf der Ebene des Staaten systems -

nicht wletzt wegen der Emergenz einer ideologisch strukturienen WeltöffenrlIchkeit220
• 

Dte \'ifeltöffenrlichkeit war 1945 enrsetzt' über die im Namen der "deutschen Volksge

meinschaft" begangenen Verbrechen des Nazi-Regimes. Hit!er harre den "totalen Krieg" be

fohlen, und so mußte der Krieg mit einer "totalen NIederlage" enden, also mit dem Verlust 

an Eigenstaarlichkeit; Deutschland wurde von den Militärs der Siegermachte regierr. Dies ist 

im Vergleich zum Ende des Ersten Weltkrieges ein wichciger Unrerschied, weil erst jetzt die 

"Pfadabhängigkeit" der deutschen Enrwicklung endgülrig gebrochen wird. An das einst so 

machtige Preußen erinnen nur noch die "PreussAG"! Der Militärapparat des Deutschen Rei

ches höne auf zu existieren. Schon das Ausmaß des Holocaust härre genügt, um die Ideologie 

des extremen, "inregralen" Nationalismus vollständig zu diskreditieren. - Frankreich hatte 

1945 eine totale militärische Niederlage und mehrere Jahre deutscher Fremdherrschaft hinrer 

sich. Im Unrerschied zu 1919 kam es jetzt zu keinen Friedensverhandlungen, und auch für Re

parationszahlungen fehlre der Adressat, starr dessen beserzten französische Truppen das Ruhr-

219 Ronald L jepperson/Alexander Wendtlf'eter Katzemtem 1996: Norms, Idenmy, and Culture In Na

tional Secunry. In: Petcr J. KatzensteIn (Hrsg.), The Culrure of National Secunry: Norms and 

Identlry III World Politics. New York: Columbia Univ. Press, S. 3378, sowie Im sei ben Band der 

Beitrag von lhomas U Berger 1996. Norms, Identlry and NatIonal Secunry in Germany and Ja

pan, S. 317-356; SIehe auch Rodnty Bruce Hall 1999: National Collective Identlry. - Soclal Con

Structs and Il1[ernational Systems. New York: Columbia Unlv. Press, S. ["73 ff.; zur KIitik am An

sarzjeJfrey T Checkel I998' The Conmuctivist Turn In Il1[ernatlonal Relations Theory. In: \X!orld 

Politics 50: 324-}48. 

220 Zu den Theonen politischer IdeologIen siehe die knappe DIskussion im Kapitel acht; oft bleIbt 

schlicht ungeklärt, wo politische Ideologien im politischen System anzusiedeln sind, seit wann 

und u'arum es sie überhaupr glbr, und warum IdeologIen auch heute noch die politische Kom

munikation "codieren". 

UI Susan L. Camahers I99 7 : Jl1[ernational Hisrory 1900--[945. In: John BaylIs/Steve Smlth (Hrsg.), 

The Globalization ofWorid Polirics, a. a. 0., S. 49--69; dle Zeir sei "me mosr destruwve period In 

human hisrory" gewesen, so S. 50; die "key features" des Systems 1945 waren: "prominence ofUS 

,1Ild USSR" als die beiden Supermächte, und "collapse ofEurope", so die Aurorin. Hier auch die 

Deutung der britischen Appeasemenr-Polirik: "to buy time". 
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gebiet und damit das größte deutsche Kohlerevier. Frankreich war im Vergleich zu Deutsch
land oder gar Großbritannien immer noch ein industriell wenig entwickeltes Land, umso 

wichtiger wurde die deutsche Kohle für Frankreichs Stahlindustrie, und als sich 1950 eine 
Stahlkrise abzeichnete, mußte Frankreich auf die Erhaltung seiner neuen industriellen Struk
turen bedacht sein. 

Die Regierungen der 16 Länder, die 1947 in Paris die Beratungen über die Marshall-Hilfe 

aufnahmen, konnten sich über die von der Truman-Administration gefordene supranatio

nale Einrichtung zur Abwicklung der Kredite nicht einigen122
, d. h., selbst die katastrophale 

Kriegserfahrung und amerikanischer Druck reichten nicht für eine europäische Einigung, 

gleichzeitig konnte man am Fehlen der von der Roten Armee besetzten Länder wahrschein

lich schon die sich abzeichnende Konfrontation zwischen den Supermächten und die Spal

tung Europas ablesen. Als die Sowjetunion 1949 die erste Atombombe zündete und sich in 

den Verhandlungen zur Frage der deutschen Einheit die Fronten verhäneten, wurde der Ost
West-Gegensatz offensichtliche Realität"}, mit schwersten Folgen für Europa: Rußland hielt 

halb Europa besetzt, machte keine Anstalten abzuziehen und war nun aus der Sicht der West

mächte zu einer feindlichen Macht geworden. - Spätestens ab diesem Zeitpunkt mußte allen 

"Europäern" klar geworden sein, daß sich Westeuropa alleine nicht würde veneidigen kön

nen und auf die militärische Präsenz der Vereinigten Staaten von Amerika angewiesen war"4. 

- Vor diesem Hintergrund erfolgte die Gründung des Europarates und die Unterzeichnung 

des Nordatlantikpaktes (NATO), im selben Jahr geben die Westmächte den Weg frei für die 

nach dem "Grundgesetz" wiederzuerrichtende Eigenstaatlichkeit der Bundesrepublik 
Deutschland, und obwohl das Land geteilt war, stellte sich für die anderen, insbesondere für 
Frankreich, erneut die "deutsche Frage". Frankreich entschied sich für eine Strategie der Bän

digung durch Einbindung, zumal VersailIes und die Folgen gezeigt hatten, daß Sicherheit für 
Frankreich gegen Deutschland nicht zu haben war"!. 

112 Wi/fried Loth 1996: Der Weg nach Europa. - Geschichte der europäischen Integration 193~1957. 

Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 60 ff. 
223 Km Booth 1998 (Hrsg.): Statecraft and Security. The Cold War and Beyond. Cambridge u. a.: 

Cambridge Univ. Press; Anna Deighton 1996: The Cold War in Europe, 1945-1947: TItm: Appro

aches. In: Ngaire Woods (Hrsg.), Explaining International Relations since 1945. Oxford u. a.: 

Oxford Univ. Press. S. 81-97. 

224 Im Scott 1997: International Histoty 1945-1990. In: John BaylislSteve Smith (Hrsg.), The Globa

lization, a. a. 0., S. 71-87: Europa war als Weltmacht ausgeschieden; besonders betroffen waren 

Großbritannien und Frankreich, deren Machtverlust es nun endgültig unmöglich machte. ihren 

Status als Kolonialmacht aufrechtzuerhalten. 

225 "Der neuattige Gedanke hieß Integration an Stelle der traditionellen Politik der Achsen und 

Bündnisbildung gegen den Feind", so \%!lKang Kowa/sky 1997: Projekt Europa. Die Zukunft der 
europäischen Integration. Opladen: Leske + Budrich, S. 25, rum Schwnan-Plan (1950), den]e1llJ 

Monnet als Leiter des französischen Generalkommissariats ausgearbeitet harte. 
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Es war diescr komplexe zeitgeschichtliche Hintergrund, der im Jahre 1951 zur Unterzeich

nung des Vertrages über die "Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl" (ECKS) durch 

FrankreICh, Deutschland, Italien und die Benelux-Länder führte, in deren Rahmen die "Hohe 

Behörde" als erste mpranationale Insti[Ution zu errichten war. Wenn man auf die Erweiterung 

dcr Montanunion durch die römischen Verträge (in Kraft I. I. 1958) zur "Europäischen \X1irt

sch.lftsgemeinschaft" (EWG) sieht, könnte man vermuten, hinter dem europäischen Integra

tionsprozeß standen letztlich primär wirtschaftliche Motive, ein Europa der Kapitalisten -

wie Lenin vorausgesagt ha[[e,,6 -, aber der Eindruck täuscht"'. 

Die viclfälrigen Impulse, die am Zustandekommen dieser Innovation mitgewirkt haben, las

,en sich 10 der Summe auf vier Grundtendenzen zurückführen: Da gab es zun:ichst das Stre

ben nach Scluffung neuer Sicherheilsstrukruren in elller Welt, 111 der Nationalstaaten keinen 

Wirksamen Schutz vor fremder Aggression mehr boten und die Vernichrungsqualität des mo

dernen Krieges bislang ungeahnte Dimensionen angenommen hane. Damit eng verbunden 

w.lr die Suche nach einer Lösung der "deutschen Frage", elller Lösung, die größere StJ.billt.!t 

auf.. ... lcs .11s die gescheiterte Ordnung ... on Versailles, d. h. nach einem internationalen Svstem 

in Furopa, das die Kontrolle der ansonsten übermächtigen Deutschen garantierte, ohne zu

gleich durch einseitige Diskriminierung neuen Re ... anchlsmus und demzufolge neue gewalt

Utige AuseinJ.ndersctzungen zu provozieren. Daneben gab es, relativ unabhängig von sicher

heitspolitischen Fragen, zahlreiche Bestrebungen zur Schaffung größerer Wirtschaftsräume, die 

dem unterdessen erreichtC!1 Ent\vicklungsstand der Produktivkräfte gerecht wurden und der 

'Icndenz zur nationalstaadichen Abschottung der modernen Interventlons- und WohlfahrtS

staaten entgegenwirkten. Schließlich legte auch das Streben der Europäer nach Selbstbehaup-

nG U:' I {emn 191f Cber die l.osung der Vere1l1igtC!1 Sraaren von Europa. In: Ders., Ausgewählte 

\X'erke, Bd. I. Berlin: Dletz Verlag 19"'6, S. 758-762; die "l.osung", gegen welche Lenin polemi

Siert, stammre au.\ der ZeltSchnfr ,,'>ollal-Demokrar", Nr. 44, 25. Augusr '915; sie wäre e1l1e,reak-

1I0näre l.osung", so Lenin, "die ein zeit\vciliges Bündnis der Großmächte Europas zur besseren 

Unterdrückung der Kolomen und zum Kampf gegen die Sich schneller ent\vickclnden Länder Ja
pan und Amerika bedeuret". 

227 Der crste, der in den "Vereinigten Staaten von Furopa" die einZIge Chance sJ.h, Europa von der 

CelßcI de" Krieges zu befreien, war vermurhch ET1lest Rm,m 1870: Der Deutsch-Französische 

Krieg. In: Ders., \Vas ist eine Nation? Und andere Schriften. \Vien/Bozen: FolIO Verlag, S. 75: 

.,Eine clJ1Z1ge Kraft lJ1 der Welt wird in der Ltge sein, da.s Unhetl Wiedergutzumachen, das der feu 

Jale Stolz, der übertriebene I'alrimismus, das Übermaß an persönlicher Macht und die gennge 

Entwicklung der parlamemarischcn Herrschaft auf dem Kominem der Zivtlisation angetan ha

ben. Diese Kraft isr Europa", und S. 78 wörtlIch zu den ,,\'ercIJ1Igten Staaten von Europa", 'i. 82 

eine .. europäische Föderation, die über allen Nanonalstaaten steht", als Vorkehrung gegen den 

i':ationalismus, dessen Künpfc ZWischen den Völkern 111 "Rassenvernichrung" verkehrt werden 

könnten, so weitSichtig schon Renan! 
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tung gegenüber den neuen Weltmächten einen Zusammenschluß nahe, sei es zum Schutz vor 

einer amerikanischen Übermacht, sei es vor einer sowjetischen Expansion oder vor beiden zu

gleich!28 

Am Integrationsprozeß selbst sind von Beginn an zwei Tendenzen unübersehbar: Erstens, 

trotz des heftigen Werbens der Benelux-Länder, die eine Dominanz Frankreichs fürchteten, 

blieb Großbritannien in wohlwollender Abseitsstellung. Als die Briten 1963 endlich doch ei

nen Beitrittsantrag stellten, scheiterten die Verhandlungen am Veto Charles Je Gau/ks, der in 

den 1960er Jahren jeden Verhandlungserfolg mit den Briten zu blockieren verstand. Erst nach 

dessen Tode wird Großbritannien, zusammen mit Irland und Dänemark, Mitglied der EWG 

(Norwegens Beitritt wurde 1971 durch ein eigenes Referendum vereitelt). Auf der einen Seite 

versteht sich Großbritannien noch immer als Weltgroßmacht, Zentrum des Commonwealth 

mit "special relations" zu den USA, wird "European History" gleichgesetzt mit "Continental 

History"119 , ist das Land Atommacht mit ständigem Sitz im Sicherheitsrat der UNO und 

Mitglied des Clubs der G-7, ist das Land aufgrund relativ ungebrochener Traditionen nur be
schränkt integrationsbereit, auf der anderen Seite besteht die uralte Rivalität zwischen Frank

reich und Großbritannien immer noch fort und stellt aus integrationspolitischer Sicht eine 

beträchtliche Hürde dar. 
Zum zweiten ist das Projekt einer politischen Integration in Gestalt der "Europäischen Ver

teidigungsgemeinschaft" (EVG) schon 1954 an der ablehnenden Haltung der französischen 

Nationalversammlung gescheitert. Das Projekt kommt erst Mine der 1980er Jahre wieder in 

Gang und bildet nun seit dem Amsterdamer Vertrag die zweite Säule der Tempelkonstruk-

228 Wilfried Loth 1996: Der Weg nach Europa. - Geschichte der europäischen Integration 1939-1957. 

Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, 3. Aufl., S. 134; mit eigenen Erfahrungsberichten siehe 

Harn von der Groeben 1982: Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft. - Das Ringen um den 

Gemeinsamen Markt und die politische Union (1958-1966). Baden-Baden: Nomos; siehe jetzt 

auch Martin List 1999: Baustelle Europa. Einführung in die Analyse europäischer Kooperation 

und Integration. Opladen: Leske + Budrich, S. 24 ff. zur Geschichte, mit weiteren Nachweisen. 

Hermann Mosler 1995: Die europäische Integration aus der Sicht der Gründungsphase. In: Oie 

Due/Marcus Lutter/Jürgen Schwarze (Hrsg.), Festschrift für Ulrich Everling, Bd. 1I. Baden-Ba

den: Nomos, S. 911-924. Ähnlich wie Loch auch Hermann Lübbe 1998: Europa. Philosophische 

Aspekte. In: Reinhold Biskup (Hrsg.), Dimensionen Europas. Bern/SruttgartfWien: Verlag Paul 

Haupt, S. 81-100; nicht von gemeinsamer Kulrur, sondern von pragmatischen Zwecken wurde 

die Einigung geleitet, so Lübbe, und zwar: Erstms: Errichrung einer Friedensordnung, Zwtitms: 
Einbindung Deutschlands, Drittens: Reaktion auf den irreversiblen Verlust der WeltmachtsteI

lung, Vtmens: Wohlfahrtsgewinn durch einen Markt von kontinentaler Weite. 

229 CI~mens Wurm 1993: Die Integrations- und Europapolitik Frankreichs und Großbritanniens seit 
1945 im Vergleich. In: Heinrich August Winkier/Hartmut Kaelble (Hrsg.), Nationalismus - Na

tionalitäten - Supranationalität, a. a. 0., S. 334-357, hier S. 354-
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rion als "Gemeinsame Außen- und Sicherheitspohtik" (GASP), hat aber wie die drine Säule 

zur Zusammenarbeit 111 der Innen- und ]usrizpolitik nur intergouvernementalen Status und 

verlangr daher von den Mitgliedstaaren keinen Souveränitätsverzichr. 

Angesichts dieser Entwicklungen zur politischen Union wird - jedenfalls nach Maastricht 

- .lUch in der Wissenschaft mit zunehmender IntenSItät die Frage disklltiert, ob die EuropäJ

sche Ul1Ion im Begriffe sei, ein den Mitgliedstaaten llbergeordnerer "Superstaar" zu werden'lo 

und woran denn dIe <"taatlichkeit dieses Gebddes zu erkennen wäre. Da diese Debatte ohne 

Staatsbegriff nicht geführt werden kann, ZWlI1gt SIe gleichzeitig zu einer zumindest Implizit 

mItlaufenden staatstheoretischen ReAexlOn. Die meisren Staats- und VerfassungsrechtIer ge

hen von der DreI-Elemente-Lehre Georg Jellineks aus, wonach jeder Staat unabdingbar ein 

eigenes 'Ierritorium, ein nur diesem unterworfenes Staatsvolk sowie eine Lentralgewalt auf

zuweisen habe, wobei die Zentralgewalt im wesentlichen definiert 1St llber die doppelte Sou

veränität nach innen als Kompetenz-Kompetenz, nach außen als Völkerrechtsunminelbar

keit'l', - Nlk1as Luhmann hat m. E. treffend gegen dIesen Staatsbegnff polemisiert, daß da 

zuviel Heterogenes in einem einZlgen Begriff zusammengedacht werde, Territorien slI1d nicht 

einmal eine soziale Realltät'J'. Beim Territorium kommt es vielmehr auf dIe dieses um

schließenden Grenzen an, d, h., Territorien werden llber Grenzen konstiruiert'H, welche wie

derum nur dIe Reichweite der Jewedigen Rechtsordnung markieren. Das bedeutet nicht, daß 

(,renzen unwichtig wären: Für die polirischen Systeme sind sie sogar wesentlich, weil sie die 

Fonn der Differenzierung 1m Weltsysrem bestlmmen, 

230 .. DIe hage der Staatsquallt.l[ des IntegratIomprozesses nimmt emen hohen Stellenwert m Euro

paleitbddern em, so lX'olfiang Kowalsky 1997 ' Projekt Europa. Opladen Leske + Budrich, S 

79, S. 8r. S. 145 ff zu den WIchtigsten Leitbildern; siehe auch Heinrich Schneider 1992: Europal 

sehe Integration: die lcttbilder und die Poiltik. In: Michael KICIle (Hrsg.), Die IntegratIon Euro

pas. Opladen: Westdeutscher Verlag (PVS-Sonderband 23), S. 3-35. 

2}1 Pali! !6rchhof 1994: Europäische Emlgung und der Verfassungsstaat der Bundesrepublik Deutsch

land. In~ Josef lsemee (Hrsg.). [uropa als politische Idee und als rechtliche Form. Berlin: Duncker 

& f lumblor. ') 63102, hier S 8r .. Die Realität emes Staates, die m Staatsvolk, Staatsgebiet und 

Sr.l.ltsgewalt faßbar ist, .. Theodor Schilling 1996: Die Verfassung Europas. In StaatswIS5enschaf

ten und Staatspraxis T }87-418, hier S. 39r "Ein Staat Ist nach Völkerrecht wie nach allgememer 

St,l.ltslehn: in der aufe, Jellinek zurLJckgehenden Drei-Elemente-Lehre ein polmsch und rechtlich 

organiSierter Personenverbund, wenn eme - nach außen nur an das Völkerrechr gebundcne, nach 

mnen autonome - C;~'alr gegeben isr, die diesem Verbund und emem abgegrenzten Gebier zuge

ordnet ist. Sta.usgewalr, )taatsvolk, <;raatsgebier stellen drei unabdingbare Elemente des Staars dar." 

23 2 Niklas l.uhmann 1998: Der Sraat des politischen <'ystems. In: Ulnch Beck (Hrsg.), PerspektIven 

der Wcltge~e1bchafi:. Frankfurt am ,>"'h.lll: 5uhrkamp, S 145' }80, sowie Niklas Luhmaml 2000: Die 

PolItIk der Cesellschali:. Frankfurt am Mam: Suhrkamp, S 189 fr 
233 Frledru·IJ KraloclJU,rl 1986' Of Systems, Boundanes, and Ternronallty: An Inquiry mm rhe For

mation of the Statc Sysrem. In: \X'orld Polirics 39: 27-52. 
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Ist der moderne Staat als "Territorialstaat" durch seine Grenzen definiere, und legen die 

Grenzen die Reichweite der durch die Zentralgewalt gestalteten Rechtsordnungen fest, so 

bereitet das Element "Territorium" für die mögliche Staatlichkeit der Union keinerlei theo

retische Schwierigkeiten: Das Staatsgebiet der Union ist identisch mit dem Staatsgebiet der 

Mitgliedsländer, staatsrechtlich wie auch lebenspraktisch sind seit dem Schengener Abkom

men nur noch die Außengrenzen relevant, die alten Grenzmarkierungen im Binnenraum ha
ben eher landschaftsgestalterische Bedeutung und sind vergleichbar mit den Grenztafeln oder 

-steinen an den Straßenrändern in Österreich, Deutschland oder in den USA, die nur im lo

kalen Kontext eine gewisse Orientierung bieten. Zölle werden jedenfalls an diesen "Grenzen" 

keine mehr eingehoben, wie überhaupt der Einzelstaat die Kompetenz zur Regulierung der 

Außengrenzen an den Zentralstaat der EU abgegeben hat. - Einen Schönheitsfehler hat die 

Sache aber doch: Zum einen sind - zumindest formell - nicht die Grenzen verschwunden, 

sondern nur die Grenzkontro/len, zum andern sind nicht alle Migliedsländer dem Schenge

ner Abkommen beigetreten, so daß das Staatsgebiet der EU noch nicht zusammenflillt mit der 
Gesamtheit der Territorien aller Mitgliedsländer2

}4. 

Wesentlich größere Schwierigkeiten bereitet das Element "Staatsvolk", zunächst weil der 

Begriff "Volk" nicht präzise definierbar ist, und dann vor allem, weil an das "Staatsvolk" aus 

demokratietheoretischer Sicht angeblich besondere Anforderungen gestellt werden müssen. -

An mehreren Stellen dieses Buches habe ich mir erlaubt vorzuschlagen, die staatstheoretischen 

und demokratietheoretischen Perspektiven auseinanderzuhalten; das ist gerade in der Debatte 
um das Maastricht-Urteil des deutschen Verfassungsgerichtshofes kaum geschehen. Aus rein 

staatstheoretischer Sicht ist die Frage der Staatsform für die Bestimmung des "Staatsvolkes" 

ganz unerheblich, denn sonst käme man vielleicht zu der völlig unhaltbaren Behauptung. nur 

Demokratien hätten ein "Staatsvolk", und müßte man die Mehrzahl der Mitglieder der Ver

einten Nationen ausschließen, weil ihnen wegen des Fehlens eines "Staatsvolkes" die Staats

qualität abzusprechen wäre. In Wirklichkeit kommt zunächst nur das Staatsangehörigkeits

recht in Betracht, in zweiter Linie die Menschenrechte, die es verbieten, zwischen 

Staatsbürgern und bloßen Einwohnern zu unterscheiden, und drittens schließlich die politi

schen Panizipationsrechte, sofern ein Staat solche "gewähre". Das Erfordernis der Unterschei

dung von "Staatsvölkern " ist eine Konsequenz der Weltgesellschaft und der Präzision des mo

dernen Rechts, das jeder Person den Status eines Staatsbürgers zuerkennen will, weil man nur 

so weiß, welcher Rechtsordnung eine Person zuzuordnen ist23S• Beim Element "Staatsvolk" 

234 Christoph Thun-Hohmstein I997: Der Vertrag von Amsterdam. Die neue Verfassung der EU. 
Wien: Manz, insbesondere S. 51 f. zur Integration t.ks Schengmbesitzstandes in tim R4hmm tin EIr 
ropäischm Union, dem Fehlen Großbritanniens und Irlands im Schengen-Raum und den Son
derregc:lungen rur Dänemark. 

235 Wie man arn Status eines F1üchdings oder gar eines "Staatenlosen" leicht erkennen kann, handelt 
es sich beim Statusrecht um ein kostbares Gut, das man aus den verschiedensten Gründen auch 
verlieren kann. 
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geht es folglich um die auf Dauer berechnete, über Statusrechte definierte Zusammenfassung 

von Personen, üher deren sonstige Merkmale gar nichts gesagt ist, d. h., eIne aus irgendwel

chcn Cründen noch so heterogene Bevölkerung kann ein "Staarsvolk" bilden'l6. Für die frage 

eines "Staatsvolkes" der Europalschen UnIOn ist es daher unerheblich, wie viele Sprachen ge

sprochen werden, wieviele Nationen es gibt oder ob eine "Nation Europa" zu entstehen hätte. 

StaatsrechtlICh entscheidend ist nur, ob es ein )taatsangehörigkeitsrecht gibt, und da hat der 

Maastrichter Vertrag ganz klar die UnlOnsbürgerschafr eingeführt, durch welche alle Personen, 

die die Staatsbürgerschaft eines Mitgliedstaates beSl[zen, zugleich zum Staatsvolk der Union 

zusammengefaßt werdcnw . Ganz folgerichtig wurden Im Anschluß an diesen 5achverhalt bel 

den Grenzkontrollstcllen Warteschlangen nur für LC-Citizens aufgemacht. 

Die Luropäische UnIOn verfügt ein über die Außengrenzen der Mitgliedsländer klar defl

l1Iertes rernrorium ohne (]renzen im Binnenraum (Schengen-Länder) und ein uber die Uni

onsbürgerschafr definiertes "Staatsvolk"; somit sind zwei der drei "Elemente" des Staatsbe

griffs erfüllt, bleibt noch die hage der )taatsqualnät der "Zentralgewalt", für welche das 

Kriterium der lI1neren und äußeren Souveräl1ltät anzulegen 1St. Die innere Souveränität wird 

seit Bodll1 mit der Gesetzgebungskompetenz gleichgesetzt, welche die Union zweifellos be

sitzt; was der Union allerdll1gs fehlt und das ist für die Staats- und Verfassungsrechtslehrer 

und -richter entscheidend . ist die Kompetenz-Kompetenz bzw. die Nlzuständigkeit des Staa

tes tur alle Problemlagen seines Herrschaftsbereiches, und das sei "gewIß ein Wesensmerkmal 

echter )taadichkeit, welches die Gemeinschaften I1Icht für sich reklamieren können"'j8. "Die 

europäischen Einrichtungen aber existieren nur nach Maßgabe der Verträge. Die rechtliche 

EIgenständigkelt, dIe ihnen gegenüber Ihren Mitgliedern zukommt, enrspncht deren ver

traglicher Selbstbindung. Der Vorrang des GemeInschafrsrechts bedeutet nur Anwendungs

vorrang. Geltung und Anwendung des Europarechts hängen ab vom Rechtsanwendungsbe

fehl des 7ustJmmungsgesetzes. Die Mitgliedstaaten sll1d die Herren der Verträge 

geblieben."'" GleIchfalls haben die Mitgliedstaaten mIt der Übertragung von Hoheitsbefug-

236 7heodor .schillIng [996 Die Verfassung Europas. In: Staatswissenschaften und StaatspraxIs 7: 

387-418, hier S. 394: ellle noch so heterogene Bevölkerung kann sich rechtlICh durch den Akt der 

Vcrtassunggebung als Staarsvolk konstitUieren, stellt der Auror fest; dies impliZIert aber bereits ellle 

der Demokratietheorie zuzurechnende Forderung nach einer pOUVOiT comtltuant, die staatstheo

retisch nIcht generalisierbar 1St. 

237 Vgl. Helmul Dublel1998: Pnviieglerte Fremde? Überlegungen wr europäJschen Staarsbürgerschafr. 

In Richard Saage/Cunnar Berg (Hrsg.), ZWIschen Triumph und Krise. Opladen: Leske + Bud

nch, S 141-150. 

238 "'1aU/nilS Herdegen [995: VertraglIche bngnlfe In das "Verfassungssystem" der Europäischen 

Union. I n: Oie Due/Marcus Luner/] ürgen Schwarze (H rsg.), Festschrift für Uinch Evcrllllg, Bd. 

1. Baden Baden: omos, 5. 447-462, hIer Z1t. S. 451. 

239 jOJej !sensee [995: InregratIonsziei Europastaat? In: Oie Due/Marcus Lurrer/]ürgen Schwarze 

(Hrsg.), Festschrift für Ulrich Everling, Bd. I, a. a. 0., 'i. 56~-592, hier llt. S 574. 



Die Modcmisicrung politischer SystmlC 

nissen auf die Union ihre völkerrechtliche ("äußere") Souveränität nicht eingebüßt. sie ken
nen .. keine andere rechtliche Autorität über sich als die des internationalen Rechts". so Iscnscc 
im selben Text. Noch viel eindeutiger fällt das Uneil aus. wenn man die Legitimität des Staa

tes auf das Prinzip der Volkssouveränität gründet. denn mangels eines StaatsVolkcs könne es 

keine .. verfassunggebende Gewalt" geben. auf welche sich eine - die rechtliche Grundord

nung des Staates konstituierende - Verfassung gründen ließe. Deshalb sei man sich über den 
unstaatlichen Charakter der Union wie der Gemeinschaften "einig". 

Über Formaldefinitionen von Begriffen läßt sich trefflich streiten; wir ziehen es vor. von 

der juristisch-staatsrechtlichen Diskussion auf die politikwissenschaftliche umzustellen und 

verstehen unter "Staat" denjenigen Komplex von Apparaten. für den der Staat das Attribut 

"staatlich" reservien, d. h., der Staat definien sich selbst, er rechnet sich selbst organisati0-

nelle Einheiten und deren Akte zu oder rechnet sie auf anderes in seiner Uml«lt zu und zieht 

so Systemgrenzm zwischen sich als System und seiner Uml«lt. Der Staat erscheint in der hier 

anvisierten Theorie als Subsystem des politischen Systems von Einzelstaaten, dessen Funk

tion als Bereithalten der Kapazität zu kollektiv verbindlichem Entscheitlnf-4o bestimmt werden 

kann. Den Kapiteln 4 bis 7 liegt die Idee zugrunde, daß jeder Staatsapparat ein bestimmtes 

Muster der Binnendifferenzierung aufweisen muß, sofern er die an ihn gestellten Anforde

rungen/Aufgaben erfüllen bzw. dem Kriterium modnner Staatlichkeit entsprechen will. Die 

Apparatestrukrur des modernen Staates ist mittlerweile so komplex geworden. daß niemand 

mehr imstande ist, sie vollständig zu überblicken und zu beschreiben; das kann nicht einmal 
mehr die Verwalrungswissenschaft für die staatliche Bürokratie. Gelegentlich wird bchaUJ>" 
tet, der Staat habe seine scharfen Konturen gegenüber seiner Umwelt verloren und dies ginge 
schon so weit, daß der "Staat" heute ein lockeres Netzwerk privater und öfkntlicher Akteure 
sei. "Private Kollektivakteure sind heute Teil des Staates. "1.41 Die Inklusion von "autonomen 

gesellschaftlichen Organisationen" (was heißt hier: "gesellschaftlich"?) in staatliche Entschei
dungsprozesse steht Demokratien allemal gut zu Gesicht, aber deswegen sind diese Organi

sationen noch lange kein "Teil des Staates". Für die Geltung von Gesetzen spielt die Art und 
Weise des Zustandekommens letztlich gar keine RoUe'4l, wesentlich ist vielmehr die Positi

vierung durch verfassungsmäßig kompetente Instanzen. 

Es ist der Staat und nur der Staat, der über die Unterscheidung ..staatlichlnichtstaatlich" 

seine eigenen Grenzen zur Umwelt aufrechterhält, andernfalls stünde moderne Staadichkeit 

auf dem Spiel- so im Falle des "neopatrimonialen Staates", wie Kapitel I zeigt - mit gravie-

240 Niklas Luhmann 2000: Die Politik der Gesellschaft, a. a. 0., S. 84-
241 Gunther TnJmn 1999: Polykorporatismus: Der Staat als "Netzwerk" öffentlicher und priv.arer KoI

lektivakteure. In: Haukc BrunkhorstiPeter Niesen (Hrsg.), Das Recht der Republik. Frankfiut 
am Main: Suhrkamp, S. 346-373, hier S. }46 und so auch die Fonnulierung aufS. }61. 

242 Auch darüber ließe sich natürlich streiten, siehe nur Klaus Lütin-ssm 1996: Genesis und Geltung 
in der Jurisprudem. Frankfun am Main: Suhrkamp. 
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r~nden rechtspolitischen Konsequenzen (er\va im Bereich des Staatshaftungsrechts). Die Un

terscheidung komtitUlert die EInheu des Systems eines rur sich selbst inrransparent geworde

nen Apparatekomplexes, und daß dies so ist, beweisen paradoxerweise gerade diejenigen Fälle, 

wo die InstitutIonspolitIk des Staates die Unterscheidung und damit die eindeutige Zure

chenbarkeit auf System oder Cmwelt selbst problematISiert, er\va Im Falle der "PrivatISierung" 

der Gefangnisverwaltung in den USA. 

Im Smn~ der .,zuspitzung" will ich vorweg zur Staatsbegrifflichkeit einige Bewmmungen 

vornehmen, die aber elgentltch erst im Laufe der Cntersuchung enr\vickelt werden, einfach 

um mögliche :-1ißverständnisse zu vermelden: 

Auf der Ebene des politischen Systems der Weltgesellschaft gibt es keinen Staat; ein 

,,\X'e1tstaat" müßte die segmentäre Dtfferenzierungsform zerstören und durch cme hierarchi

sche ersetzen; em ,,\X'e1tstaat" wäre aber nicht regierbar und Ist daher auch I1lcht v"ünschbar. 

\X'enn dem \0 ist. muß die Problematik der "Zivilisierung der Gewalt" offenbleiben. Dies 

schließt "governance withour government" nicht aus, wie die dIversen "Regime" beweisen; 

der europäische Integrationsprozeß stellt Im politischen System der \Veltgesellschaft eine 

bemerkenswerte Ausnahme dar: der Regierungskomplex der UnIOn ist im Begnffe, die Sou

veränität der Segmente zu absorbieren und dIe Segmente in nachgeordnete Teilgliederungen 

eines europäischen Bundesstaates zu rranformleren. Da der Integratlonsprozeß erst am Be

gmn steht und trotzdem bereItS ein unumkehrbares 0:lveau erreicht hat, gibt es aufgrund der 

Eigendynamik dieses Proze\ses weI1lg Grund zu der Annahme, mit dem Maasrricht-Zustand 

sei auch schon der Endzustand erreicht und deshalb sei die UnJOn auf Dauer ein politisches 

System sui genem; 

der Staat ist ein Komplex von Apparaten im Zentrum des politischen Systems Jedes der 

Segmente der \X'eltgesellschaft (außer in den Fällen eines.Staatskollaps"). 

Als Prämissenstrukrur setzt diese Definition zweierlei voraus: Gesellschaftstheoretisch dIe 

von Luhmann en[\'.·ickelte Theorie funktional differenzierter Gesellschaften, pofitiktheoretlsch 
die Binnendifferenzierung des politISchen Systems der Emzelstaaten in bestimmte Subsy

steme. \Vährend lei I 1I des Buches die Binnendifferenzierung des Staatsapparates "nach 

Funktionen" diskutiert. konzentriert sich Teil III auf die Binnendifferenzierung des politi

schen Systems in Subsvsterne. wobei die dort definierten Subsysteme notwendig sind rur die 

Funktionswelse aller modernen Demokratien: 

implizit werden dadurch konkurrierende Staatsbegriffe zurückgewiesen, von denen ich 

hier nur die wichtigsten erwähne: So ist der Staat nicht identisch mit der geltenden Rechts

ordnung (\X'iener chule des Rechtspositivismus im Anschluß an Kelsen), vielmehr stellt das 

"Recht der Gesellschaft""'l ein eigenes Funktionssystem dar {einschließlich der Justiz}, das 

vom politischen System zu unterscheiden ist; deshalb behandelt das Buch zwar die Polizei als 

Teil des taatsapparates, nicht aber die Gerichte. - Der Staat ist auch nicht der Herrschafts-

243 Nlklm 1 Uhmiln71 199f Das Recht der Gc,cllschafi:. Frankfurt am ~lain: Suhrkamp. 
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apparat einer in Bourgeoisie und Proletariat gespaltenen Klassengesellschaft (diverse Marxis
men)'-+4. Der Staat ist nicht der Garant für das Funktionieren des "ungleichen Tausches" des 

kapitalistischen Zentrums mit Ländern der "Peripherie" (Weltsystem-Ansatz). Der Staat ist 

kein politischer Verband - sei es als größtmögliche politische Assoziation der Bürger (Plura

lismustheorie)2.45 oder sei es als einer vorpolitisch gedachten Nation; folglich kann der Staat 

auch nicht über das Element "Staatsvolk" definien werden. Wenn es im gesamten politischen 

System nur Subsysteme und deren Interaktionen gibt, können Großkollektive wie "Volk" 

oder "Nation" nur als Artefakte politischer Ideologien begriffen werden, d. h., sie sind wis
senschaftlich unbrauchbar. Die wohl gravierendste Konsequenz dieses systemtheoretischen An

satzes liegt nun darin, daß auch die Demokratietheorie auf den Begriff der" Volkssouverä

nität" verzichten muß. Daraus ergibt sich eine prekäre wissenschaftstheoretische Siruation: 

Das Verfassungsrecht Frankreichs, Deutschlands, Österreichs und anderer Länder sowie die 

darauf spezialisienen Rechtswissenschaften können auf diesen Begriff nicht verzichten, weil 

er den entsprechenden Verfassungskonstruktionen zugrunde liegt. Die Politikwissenschaft 

aber muß darauf hinweisen, daß der Begriff einer älteren Theorietradition entstammt, die mit 

Fiktionen operiene und außerdem als politisch-ideologischer KampfbegriffKarriere machte.
Abschließend möchte ich am Beispiel der Europäischen Union in Form einer knappen Skiz

ze demonstrieren, welche Konsequenzen sich aus dem hier vorgelegten Ansatz ergeben und 

daraus vielleicht einige Forschungsperspektiven andeuten. 

Der Staat muß zu allererst als "Friedensstifter" der Gesellschaft fungieren; eine Gesellschaft 

ohne Staat würde ein unenräglich hohes Niveau an physischer Gewalt aufweisen. Insofern dem 
Staat in seinem Hoheitsbereich die innere Pazifierung der Gesellschaft gelingt, kann man ihn 
durchaus als eine "evolutionäre Errungenschaft" ersten Ranges qualifizieren. So gesehen hatte 

Max Weber recht, wenn er das Monopol der legitimen physischen Gewaltsamkeit als für den 

Staat wesentlich erachtete. Die Unterscheidung von "legitimer/illegitimer" Gewalt wurde im 

Laufe der Modemisierungsgeschichte zunehmend der siruationsbezogenen Willkür von Staats

organen (Polizei) entzogen und an Kriterien des Rechts gebunden - nicht zuletzt deshalb, weil 
der Staat selbst nicht zum Urheber "illegitimer" Gewalt werden darf. Alle Formen der Selbst
bindung des Staates durch Recht sind letztlich auf das Problem des möglichen Macht

mißbrauchs bezogen (Verfassungen, Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung), weshalb aus uni

versalistischer Sicht der Menschenrechtsdebatte ein besonders hoher Stellenwert zukommt'4': 

244 Bob Jmop 1990: State Theory. - Purting me Capitalist State in its Place. University Park, Pennsyl
vania: The Pennsylvania State Univ. Press, für eine umfassende Diskussion der marxistisch orien
tierten Staatsmeorie. 

245 Zur Kritik an der PluraIismusmeorie siehe Th~dA Sltocpo11985." Bringing me State Back In: Saat
egies of Analysis in Current Research. In: Peter EvansiDietrich Rueschemeyermcda Skocpol 
(Hrsg.), Bringing me State Back In. Cambridge u. a.: Cambridge Univ. Press, S. 3-41-

246 Norbm Bri~skorn 1997: Menschenrechte. StuttgartlBerlinlKöln: Kohlhammer; HauM BrJId-
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In vielen I.andern der Wel tgesellschaft ist der Staat - nach westltehen Standards selbst etn 

übler Gewaln,uer; die "Zahmung des Leviathan gelang allerdings auch tn Europa L4 erst mit 

der erfolgreichen Konsolidierung der Demokratien nach 1945 bzw. nach 1989 (im Osten). 

Als institutionelles Korrelat des Gewaltmonopols fungierte ursprünglich das Militär. Als 

Folge der internen Dynamtk zur Professtonalisierung der Militärapparate sowte ihrer Spezta

Iisierung auf dIe Zerstörung von Militarapparaten anderer Staaten werden im Verlaufe des 19. 

Jahrhunderts dIe Milltars .,ungeeignet", im Inneren des Landes eingeseczt zu werden, weshalb 

überall der Aufbau von Pollleien erfolgt. Der oben dargestellte evolurionäre Prozeß zur Kon

vergenz bei den insmuttonellen Infrastrukturen des Staates schlägt nun sehr schnell durch, 

läßt aber auch im Falle der PolizeI SpIel räume für länderspezifische Variationen, wie man im 

4. Kapitel nachlesen kann. "Institutionalisierung moderner Staadichkeit" bedeuret in dIesem 

Bereich: IJ1stitutionelle DifferenzIerung zWIschen MditJ.r und PolizeI, SpeZIalisierung und Pro

fesslOnalisltfung die PolizeI bezogen auf das GewaIrmonopol, das :viilitJ.r auf die äußert Si

cherheit bzw. Souveränität des ~)(aates. 

Die Europaische UnIon besitzt seit dem Maastrlchrer Vertrag auch formell Kompetenzen 

auf dem Gebiet der tnneren Sicherheit, wenngleIch dIe dritte Säule24 ' zunächst nur "inter

gouvernemental" eingerichtet worden ist und das insmutionelle Korrelat in Gestalt von Eu
ropol nur investigative Aufgaben erhielt, also keine Zugriffsrechte' 4 . Die "Globalislerung der 

horst/W'olfiang R. Köhln/Matthll1s Lutz-Bachmann 1999 (HrsgJ Recht auf Menschenrechte. frank

furt am ,\-bin; • uhrkamp; U:'inf,ed Brugger 1998: Menschenrechte und Staatenwelr. In: Christi ne 

ChwJzsza/Wolfgang Kersting (Hrsg.), Politische PhilosophIe der internationalen BezIehungen. 

hankfurt am 1\1.1In (mhrkamp, S. 153 203 

247 Bemhflrd /Angl/.\.flchael /.üm J99~· Die Auswtrkungen der Globalislerung auf dIe SIcherheit in 

der OFCD-\X'elt. In; Ekkehart Llppert/Andreas Prüfert/Günther Wachrler (Hrsg.), SicherheIt in 

der umicheren Gesellschaft. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 157-188; noch nIe in der Ge

schichte der modernen Staatenwelt habe der Nationalstaat seme Verteidigungsfunktion, d. h. den 

<;chutl vor milirarischen Bedrohungen durch andere Staaten, effektiver erfüllt als heute: "Die 

OLC DStaaten vermitteln am Ende des 20. Jahrhunderts ein hIstorisch noch nie dagewesenes 

\1aß an SIcherheIt vor militärischen Bedrohungen durch andere Staaten" (S. 167). Auf emen Nen

ner gebracht: Staatsmduzierte Bedrohungen nehmen ab. während gesellschajtsmduzlerte Bedrohun

gm und RlSlkm zunehmen, so die Autoren ). 176. 

248 l'et/'r-C'hristlan ,Vüller-GrafI99S: Die EuropJ.J5che Zusammenarbeit in den Bereichen JUStIZ und 

Inneres OIZ). In; Oie Due/Marcus Luner/Jürgen Schwarze (Hrsg.), Festschrift für Ulrich her

Img. Bd. 1I Baden-Baden: ~omos, s. 925-944. 

249 Harnnllt Kaelble 199]. SupranationalItät m Europa seIt dem Zweiten Weltkneg. In: Heinrich August 

\X'inkJerlHartmut Kaelble (Hrsg.), Nattonaltsmus Nationalitäten <;upranationalität. a. a. 0., S. 

189 206; für die Staarlichkeit fehle der Union ell1e eigene Außen- lind Sicherheitspohttk, sie habe 

keine Institutionen dafür wie Außen- und Verteidtgungsministenen oder eme Armee; zweitens habe 

sie keine volle innere Souveränität, weil SIe über keme eigene Polizei verfüge und auch nicht über ein 

allgemeines \X'eisungsrecht gegenüber den Behörden der Mitgliedstaaten, so der Autor. 
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Kriminalität" einerseits, das Fehlen von Binnengrenzen im Schengener-Raum>so andererseits, 

werden die Europäisierung der Polizeien weiter vorantreiben, also die Ausrichtung der einzd
staatlichen Polizeien auf Europa, wobei der föderale Charakter der Polizei grundsätzlich er

halten bleiben wird - wie in der Bundesrepublik oder in den USA auch -, zum andem steht 

vermutlich der Ausbau von Europol zu einem europäischen FBI bevor>!'. 

Im Bereich der äußeren Souveränität geht es für den Nationalstaat ums Eingemachte'!>: 

Ein Staat verlien seine "Staatlichkeit", wenn er sein "nationales Interesse" im Weltsystem nicht 

mehr zur Geltung bringen und seine Beziehungen zu anderen Staaten nicht mehr autonom 

bestimmen kann. Die grundsätzlich anarchische Struktur des Staatensystems veranlaßt jeden 

Staat zu militärischen Vorkehrungen gegen mögliche gewaltsame Übergriffe oder auch nur 

Bedrohungen, die von anderen Staaten ausgehen können, deren Unberechenbarkeit zwar 

nicht unbedingt zu worst-case scenarios zwingt, aber doch zu militärisch-strategischen Über

legungen, einschließlich der Entscheidung über die Opponunität von Militärbündnissen. -

Mit dem Beginn des Kalten Krieges verwandelte sich die Sicherheitsproblernatik in Europa 
in geradezu dramatischer Weise: innerhalb der Blöcke bestand de facto zwischen den Staaten 

kein Sicherheitsdilemma mehr, gleichzeitig wäre Europa im Falle einer ..heißen" Konfronta

tion der Supermächte zu einem einzigen Kriegsschauplatz geworden und hätte mehr oder we
niger hilflos den eigenen vollständigen Untergang hinzunehmen gehabt. Mit anderen Wor

ten, kein Staat Europas hatte auch nur die geringste Chance, die eigene Sicherheit mit eigmm 

250 Astrid Epinry 1998: Die Übernahme des "Schengen-BesilZStandes" in die Europäische Union. In: 
Waldemar Hummer (Hrsg.), Die Europäische Union nach dem Vertrag von Amsterdam. Wien: 

Manz, S. 103-124. 

251 }örg Monar 1998: Ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts: Die Innen- und Justiz!»" 

litik nach Amsterdam. In: Mathias Jopp/Andreas Maurer/Ouo Schmuck (Hrsg.), Die Europäi
sche Union nach Amsterdam. Analysen und Stellungnahmen zum neuen EU-Vertrag. Bonn: Eu
ropa Union Verlag, S. 127-154: EUROPOL erhielt Aufgaben, die teilweise deutlich über 

Informationsbeschaffung hinausgehen, soll auch bei operativen Aktionen unterstützend tätig wer

den können und in speziellen Fällen selbst Ermittlungen aufnehmen, so der Autor, S. 131; proble

matisch sei aber die "F1exibilisierung", z. B. was den Schengener BesilZStand betrifft, so stehen 

Großbritannien und Irland außerhalb, können aber "jederzeit" die Integration beanuagcn. Trotz
dem: "Durch den Venrag von Amsterdam wird der einheitliche Binnenmarkt der EG durch ein 

effizienteres Rechtssystem der Innen- und Justizpolitik ßankien, das dazu beiträgt. daß der Raum 

ohne Binnengrenzen nicht zu einem Raum grenzenloser Kriminalität wird" (S. 153). 

252 Hanns W. Mau/J 199T- Sicherheitspolitik im Spannungsfeld zwischen Globalisierung und Anarchi
sierung der internationalen Politik. In: RoIfH. Hasse (Hrsg.), Nationalstaat im Spagat, a. a. 0., S. 

155-178; Sicherheitspolitik sei nicht nur die vornehmste, "sondern auch die äußerst exklusive 

Domäne nationalstaatlicher Gestalrung", so MauU S. 157 f. Maull differenziert allerdings nicht, wie 
ich im Text, zwischen der Sicherheitspolitik im Inneren eines Landes über das .Gcwaltmonopol" 

(Polizei), und der äußeren Sicherheit, für die institutionell nur das Militär in Frage kommt. 
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Mirreln gewährleisten zu können. und insofern war die Souveränität In SIcherheitsfragen 

längst fiknv geworden; die Sicherheit Westeuropas lag In den Händen der NATO, einer kol

lektiven und rransatlantlSchen Verreldigungsorganisatlon unter der unbes([lnenen Führung 

der USA, weshalb manche amenkanische Politiker nicht ohne ZYnIsmus anmerken, Europa 

sei eben ein "Protektorat der USA', 
Die friedliche Auflösung der "lowJetunlOn 1989/90 wäre vermutlich ohne den KSZE-Pro

zeß (ab der Mine der [970er Jahre) kaum so moglich gewesen, und auch gegenwärtig gibt es 

IlIr OSZP5' als Planform für den gesamten Raum zWischen Vancouver und Wladiwostok 

keine Alternative; im Gegenteil, die Sicherheitslage hat sich ja von Osteuropa bis nach Zen

tralasien ziemlich vfrJchfechtert, nicht zuletzt aufgrund des Aufschwungs diverser Nationalis

men"4, Der Zerfall Jugoslawiens sowie die daran anschließende Eskalation der Gewalt, die 

bis zur Intervention der NATO Im Zuge der Kosovo-Krise 1999 nicht beendet werden 

konnte, haben auch so manchem Pazifisten die Augen geöffnet für den seltener werdenden, 

aber Immer noch möglichen Fall, daß die Malevolenz'll der Regierung eines Staates ein Frie

densregime wie das der OSZE zur Ohnmacht verurretlen kann, und dIe Europaer - sehr zum 

,\1ißfallen der WeltöffentlIchkeit - den Fall so lange fehlbehandelten, bis in Rambouillet die 

Verhandlungwerrretcr JugoslaWiens mit verschmitztem Lächeln den Fernsehkameras das 

"lchtltern der Vermittlung bekanntgaben, obwohl die Drohung mit Gewalt für genau diese 

Situation im Raume stand. "Coercive diplomacy""6 braucht Glaubwürdigkeit, welche die Eu

ropäer aber zu diesem Zeitpunkt längst verspielt hanen. 

2S3 Nm P. li,dyka 1997: DIe Iosritutlonalisierung etner SICherhemgemeinschafr fiJr Europa Im hege

momalen 'X'andcl: Von der KSZF zur OSZE. In Thomas König/Elmar Rieger/Hermann 5chmm 

(11 rsg.), Furopälsche Iosrirutlonenpolttlk. frankfurt am Maln/New York: Campus, S, 3P ' 334: 

limIT/eh Schneider 199J: Gesamtcuropälsche Herausforderungen an eine Europaische Lmon In: 

Rudolf\X'ildenmann (Hf\g.), Staatswerdung [uropas? Optlonen rur eine Europaische Umon, Ba

den-Baden: Nomos, S 41-144. 

254 C;ert-joaehlm Glaeßner 1994, Der Weg nach Europa nach dem Ende des Kommunismus. In: (,ert

Joachim Claehner/Klaus Suhl (Hrsg.l, Auf dem \Veg nach [uropa, a. a. 0., S. 3[-S6, hIer S. 39: 

"Die Rückkehr der ehemalIgen sozialistischen Länder nach Europa vollzog sich Im Zeichen des 

Nationalismus," Siehe auch die kritISchen Beiträge tnjurgen Elsässer et al. 1994, Krisenherd Eu 

ropa. - Natlonalismus Regionalismus Krieg. Göningen: Verlag Die Werkstan. 

2SS Relml/nd .\ezdelmawl 1998: Kams "EWIger Friede" und dIe Neuordnung des europäischen 5icher

hmssystcms. In: Klaus DIcke/Klaus-Michael Kodalle (Hrsg.), Republik und Weltbürgerrechr. 

\Veimar/Köln/\X~en: Böhlau, 'I, 133-180, hIer S, 172, im Falle von "Malevolenz" verlieren völker

rechtlich verbindliche Regeln Ihre Wirksamkeit und Ist Gewalt wohl unvermeidlIch, so Im Falle 

Jugoslawiens nach 1991. 

2S6 (,ordon A, Crarg/Alexander L (,"eorge 199).' Force and Starecraft, a. a. 0., S 196 W, zum Begriff 

"coercive dlplom.!c)''', also etner Diplomatie der Cewaltandrohung. 
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Krieg zwischen den Staaten der Europäischen Union hält eigentlich niemand mehr fur 
möglichlS7• Umso erstaunlicher ist es, daß die Länder ihre militärische "Landesverteidigung" 

nach wie vor so organisieren, als ob sich seit der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts nichts 

geändert hätte. Im Hinblick auf die Sicherheitslage in Europa darf man wohl von armi.es with
out war sprechen>s8, deren Sinn längst nicht mehr in der "Landesverteidigung" zu suchen ist, 

sondern in der Pflege der Fiktion von der Souveränität des Nationalstaates>s9. Diese Art von 

Souveränitätspflege liegt aber ideologisch ganz auf der Linie des schon diskutierten "nationa

len Ressentiments", dessen Bestreben in der Erhaltung - etwas zynisch formuliert - und Be
wahrung alter Landkarten besteht, wo noch die Landesgtenzen eingezeichnet sind, die man 

im Kriegsfall zu verteidigen hätte:t60. Anders ist es nicht zu erklären, daß jedes Land darauf 
besteht, eigene Geschwader an Kampfflugzeugen, eigene Panzerbataillone, eigene Artillerie 

und Infanterie usw. haben zu müssen, während Europa außer den organisatorischen Ansatz
punkt der "Westeuropäischen Union" (WEU), den "Eurocorps">61 und Absichtserklärungen 

257 Dit'tt'r Smghaas 1994: Europa - ein friedenspolitischer Enrwurf. In: Gert Brüggemeier (Hrsg.), 

Verfassungen für ein ziviles Europa. Baden-Baden: Nomos, S. 5-22, allerdings mit einem "Nega

tivszenario " der Regression zu Zuständen der 1920er und 1930er Jahre; für ganz ausgeschlossen 

hält man dies also nicht. 

258 Wilftit'd von Bmiow 1994: Turbulente Welt-Ordnung. - Internationale Politik am Ende des 20. 

Jahrhunderts. Sturrgart/Berlin/Köln: Kohlhammer, S. 107 zu den "armed forces in a warless so

ciery"; siehe auch Ulrich Reck 1993: Der feindlose Staat. Militär und Demokratie nach dem Ende 

des Kalten Krieges. In: Siegfried Unseld (Hrsg.), Politik ohne Projekt? Frankfurt am Main: Suhr

kamp, S. 106-122. 

259 "The territorial state no longer wields exclusive authoriry within its borders. It is no longer souv
ereign .... The territorial state has lost its power to protect. Functional integration has tom it 

asunder. It is retrievable only within a broader framework than that of the territorial state", so 

Johan Jorgm Holst 1994: Ambiguiry and Promise. The Security Order in Europe in aPeriod of 
Transition: Patterns and Trends. In: Bernhard von Plate (Hrsg.), Europa auf dem Wege zur kol

lektiven Sicherheit? A. a. 0., S. 13-28, hier S. 26. 

260 Gm Nicolaysm 1995: Der Nationalstaat klassischer Prägung hat sich überlebt. In: Oie DuelMar

cus Lurrer/Jürgen Schwarze (Hrsg.), Festschrift für Ulrich Everling, Bd. 11, a. a. 0., S. 945-957: 

"Die Grenzen in der Union sind insofern heute eher vergleichbar mit den Landesgrenzen inner

halb der Bundesrepublik oder sogar mit den Grenzen von Städten und Gemeinden, als mit der 

klassischen Staatsgrenze, die mit Sicherungen, Befestigungen, Mauem versehen war, um die Kon

trollen zu ermöglichen, deren Sicherheit gegen ,Verletzungen' auch mit der Schußwaffe verteidigt 

wurde" (S. 948). Siehe auch im selben Band Danit'l Thürn- I99S: Demokratie in Europa: Staats

rechtliche und europarechdiche Aspekte, S. 1561-1573, insbes. S. 1565: Es sind "im Rahmen des 

Europäischm Gnnnnschaftsr«hts große Bereiche der traditionellen Außenpolitik in ~ In
nm politik überführt worden" (Hervorhebungen im Original), so der Autor unmißvaständlich. 

261 Manfod R. F. Gmm- I998: Keynote Speech: The Role of Multinational Forces. In: Wemer Kalte
fleiter/Ulrike Schumacher (Hrsg.), The Rise of a Mulripolar World. Frankfun am Main: Peter 
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Im Rahmen der GA'-lP nichts vorzuweisen hat,6,. Im Konrext der nationalstaadichen Souve

ranitätspflege spielen uberdies die sattsam bekannren Rivalitäten zwischen Großbritannien 

und Frankreich eine mcht unbedeutende Rolle: Großbritannien steht an der SpItZe der Lan

dergruppe der ,,Adanric firsters" (G8, Niederlande, Dänemark, Porrugal), die an einer Stär

kung der NATO inreresslerr ist26" FrankreJch führr die Länder der .,Europe firsters" an und 

wäre bereit, Sich als Atommacht 1U europäisieren, wenn - ja wenn die anderen Länder ein 

militärisch von Frankreich dominierres Europa gur fänden ,64 . Deutschland versucht mit der 

Position der "lwel Standbellle" zu vermitteln: Europa brauche über die NATO den atoma

ren Schutz der USA, müsse aber die Abhangigkeit von den USA durch den Aufbau eigener 

militärischer HandJungsfähigkeiten verringern. ,,Abhängigkeit von der NATO" bedeutete bis

lang Ja 111 der Tat, Europas Sicherheit III die Hände des amerikanischen Kongresses zu legen, 

von dem man weiß, daß die haktion der Republikaner amerikanische überseeische Engage

ments drastisch reduzieren möchte. Zwischenzeitlich begnügt sich die deursche - und auch 

Llflg, S. 918; man stehe erst am Begmn.European Armed forces, embedded into NATO, are 

hopdully the final result of thls process . (S. 18). 

262 Flfrrede Regelsberger/Mathras fopp [998: Die Stärkung der Handlungsfäh,gketr m der Gemeinsa

men Au~en- und )lCherheitspoiItik. In: Mathlas Jopp/Andreas Maurer/Ouo Schmuck (Hrsg.), 

Die Europal>che ln Ion nach Amsrerdam. Bonn: Europa Union Verlag, S. 155-170: Die Integra

tion der \X'FU in die Union scheiterte asn Widerstand GroßbritannIens und an den Vorbehalten 

der neutralen und nichtpaktgebundenen Linder. [n einer Entschließung des EP zum Vertrag un

te"trelCht es "insbewndere, daß die Perspektive der Entwicklung einer gemeinsamen Verteidi

gung, insbesondere die Solldantät unter den Mitgliedstaaten bel Bedrohungen oder Verletzung 

der Außengrenzen vemärkt werden muß, wobei die Aufnähme der sogenannten Petersberg-Auf

gaben in den Vertrag als einen wichtigen Schritt in Rlchrung einer gemeinsamen europäischen 

Sicherheitspolitik zu begrüßen ist, die über eine operative Kapazität verfügt, welche von der West

europäischen Union (~'EU) bereitgestellt wird", d. h., man sollte hier das EP arbeiten lassen. 

Siehe auch {'eter GilstbJ11998- InstIrutioneile und materielle Reformen im Bereich der Gemein

samen Außen- und '>,cherheitspolitik. In: \X'a1demar Hummer (Hrsg.), Die Europäische Ul1Ion 

nach dem Vertrag von Amsterdam. \'«ien: Manz, C;. 239-258. 

261 fauleS B. Stflr/berg [994: Overlapplng Institutions, Unll1sured SeCllnt}~ The Evolution of the Post

Cold War Securit}, Order. In: Bernhard von Plate (Hrsg.), Europa auf dem Weg zur kollektiven 

SicherheIt' Konzepruelle und organ,saroflSche EntwIcklungen der sIcherheitspolttischen Institu

tionen Europas. Baden-Baden: Nomos, S 4969, hier S. 60 zu den ,,Adannkern". 

264 Dies entspncht nicht mehr ganz dem neuesten 'ltand der DlI1ge, denn hankreich sucht über die 

\X'U'; sowohl ell1e Annäherung an die NATO, har die Unentbehrlichkeit der amenkantschen 

I'uhrung anerkannt - dies 7elgten die Einsärze In Bosnien und Im Kosovo zu eindeutig - und 

Sieht nun immer deut1tcher davon ab, europaische Parallelsrrukruren zur NATO zu fordern, d. 

h., hankreich akzeptiert eine "europäisierte :-';ATO", Siehe Ronald Timky 1998' France, CFSP, and 

NATO. In: Pierre-Henri Laurem/Marc Maresceau (Hrsg.), The State of the European Unton, 

Vol. 4: Deepenll1g and \Vtdenll1g. BoulderiLondon: Lynne Rienner, S I~-'-190. 
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österreichische - Militärpolitik, über "Reformen" zunächst einmal die alten nationalstaadi

chen Strukturen zu bewahrerf6!. 
Legen wir unsere Apparate-Definition des Staates an das Gebilde der Europäischen Union 

an, so ist wegen des Fortbestandes der segmentären Differenzierung (der nationalstaatlichen 

Militärapparate) der Mitgliedstaaten nur die Unstaatlichkeit der Union zu konstatieren. An 

Eigenstaaclichkeit würde die Union erst gewinnen, wenn es so etWaS wie ein europäisches Pen
tagon gäbe (d. h., die einzelstaaclichen Verteidigungsministerien härten zu verschwinden), die 

militärischen Kommandostrukruren müßten gegenüber den Mitgliedstaaten verselbständigt 

und die Infrastrukturen auf die gesamteuropäische Sicherheitslage ausgelegt wären, so z. 8. 
im Bereich der erforderlichen Waffensysteme usw. Zur Zeit ist noch nicht absehbar, wie lange 
man noch die antiquierten "Landesverteidigungspolitiken" der Länder in einem Europa ohne 

Binnengrenzen wird verteidigen können166 - die Kritik an diesen ineffektiven, aber teuren"7 

armies without war wird sich aber vermutlich intensivieren, denn in der Weltgesellschaft ist 

Europa: ökonomisch ein Gigant, militärisch aber ein Zwerg. Die Frage, ob diese Diskrepanz 

auch Risiken birgt, muß gestellt und diskutiert werden, und dann wird sich erweisen, ob na

tionalstaatliche Militärpolitiken oder ein militärischer Leviathan Europa die angemessene 

Antwort bieter>68. 

265 So ist die deutsche Bundeswehr nach wie vor auf eine mögliche Panzerschlacht rund um Berlin 
gegen die rote Armee ausgerichtet, ist das österreichische Bundesheer für eine Panzerschlacht im 
Marchfeld ausgerüstet worden, bekennen sich fiihrende Politiker zur Aufgabe des Bundeshceres 
im Sinne der nLandesverteidigung" usw., siehe nur Hnnz Fischer 1998: Österreichs Sicherheitspo
litik im Hinblick auf NATO und WEU. In: Österreichisches Jahrbuch für Politik '97: 117-130; 
da kann man nur fragen: Wie viele Panzer, Kampfgeschwader erc. braucht im Vergleich "linie 
Rock" (Arkansas, USA) für seine nLandesverteidigung"? 

266 Bezeichnenderweise sind die Verteidigungsminister die einzigen, für die es keinen "Rat" auf eu
ropäischer Ebene gibt; die Ansätze für eine auf Europa ausgerichtete "Institutionspolitik" sind 
dennoch unübersehbar, siehe JosqJh I. Coffiy 1998: WEU After the Second Maastricht. In: Pierre
Henri Laurant/Marc Mareseau (Hrsg.), The State of the European Union, Vol. 4, a. a. 0., S. 

113-132 . 

267 Schon in den 1980er Jahren wurde in Gutachten auf die Synergie-Effekre und Kostenvonei1e einer 
gesarnteuropäischen Verteidigung hingewiesen, so Diner Bühl 1991: Die EG-Finanzverfassung: 
Strukrur, Mängel und Reformfahigkeiten. In: RudolfWddenmann (Hrsg.), Staatswerdung Eu
ropas? A. a. 0., S. 378, zur Reduzierung von Ressourcenkosten. 

268 Vgl. Hnnrich Schnnder 1998.' Das OSZE-Seminar 1998. Verteidigungspolitik und Militärdoktri
nen. Ein Beitrag zur sicherheitspolitischen Bestandsaufnahme in Europa und ein Anstoß zum 
Nachdenken in Österreich. In: Erlch Reiter (Hrsg.), Österreich und die NATO. GrazlWJeII!Köln: 
Styria. S. 113-162, hier S. 118 f., zum "Wandel der europäischen Sicherheitslage" aus der Sicht der 
Militärs und S. 136 zu den Konsequenzen im Sinne einer weitgehenden "Ablösung der nationa
len Militärpolitik durch eine grundsätzlich staatenübergreifmde". - Dazu wäre anzumerken: Die 
Attraktivität der NATO besteht insbesondere für die "Nationalisten" unter den Emopkm darin, 
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f)~r modern~ Stadt ist weJentfich Steuersfildt"6<J. Die meisten Staatstheorien behandeln die

sen e1emenraren Sachverhalr enrweder überhaupt nICht oder nur am Rande. Auch in dIesem 

Punkt leistet die hIStOrIsch-komparative .\1ethode Vorzügliches: Vormoderne Ge>ellschanen 

waren "polincally embedded economies" in dem Sinne, daß es fur die politischen Herr

schaftsimtanzen mehr oder weniger "unbegrenzten" Zugriff auf die \X'irrschaft gab, sei es In 

"orm der Aneignung von matenellen Gütern oder sei es in Form von Geboten und Verbo

ten, wobei hlnrer beiden Arten der "Inrervenrion" in der Regel die ökonomischen Elgen

inreres,en der politISch herr.,chendell Klasse standen, dIe ihren Reichtum zumeist kaum "pro

duktiv" (als Investitionen) nutzte, sondern als Konsum verausgabte'~o. Variationen zu dle,em 

Thema enrhälr auch das erste Kapitel zum "neopammonialen Staat" so mancher En[,\\'lck

IUllgsländer der Cegenwart. 

"Thc European .\1iracle"!", der Durchbruch der .\10dernc in Europa und dessen Aufstieg 

zur führenden \VlrtSchansmacht der 'X'elt, wird In der LIteratur je nach Perspektive ganz un

terschiedlich erklart; Im Rahmen der Kapitalismustheone z. B, über Prozesse der "ursprüng-

daß die, 'ATO als eme inrergouvernemenrale Orgafllsauon kemen Souveranitjtsverzicht der ,\1lt

gliedsraaten erfordert, während die Strategie der Inregration von EU und \X'E1.: gerade dIe 

Schiene für eine supranationale Organisauon emer Im ,trengen Smn "europäJs<.hen Verteidigung" 

legen sollte. So wie es derzeH aUSSieht, ware du: \X'EL aber nur als eme "europalsierte ~ATO" 

durchsetzbar, weil die elf :-'lirgbedsraaren von E1.: und ~ATO kein Inreresse haben Parallel

;trukruren zur ~ATO aufzubauen. Darauf müssen SICh die "neutralen" oder "Ilichtpaktgebunde

nen" Lander Ö,rern:lCh, Irland, Schweden und Finnland rdatlv rasch ei!l5tellen, Siehe die Beiträge 

10 Gimthl7 Bächkr 1994 (Hrsg.). Bcmeren oder Tmrbretrfahren' Die Zukunft der '\;eurralHar tn 

Europa. Zunch \'erl.lg Rüegger. Pau! Luz/1999: Österreich. In: \X'erner \X'eldenfeld (Hrsg.), I:u

ropa-Handbuch. Gurersloh: Bertelsmann, S. 183 195; es sei weitgehend akzepuert, daß ~eurra

IHat als ~ich[[eJlnahme an milll.iflSchen Bündnisscn und als '\;lChr-Stationierung fremder Trup

pen lU verstehen ,CI und Österreic.h seinen ~eurralitärma[Us ell1seiug beenden könne (5. 193). 

Vg!. dagegen Allc/"u/ S(hw~lur 199f GASP und dauernde, 'eurralna,t Österreichs. In Oie 

Duc/J\.1arcus Luner/Jurgen )ch,,;arze (Hrsg.), FS Everling, Bd. 11, a. a. 0., S. 13-;~)-l391, insbes. 

S. 1380 zu den völkerrechtlIChen Implikationen des ~eurralltämtarus. Zum hl;wflSchen Hinrer

gnmd der (hterreichl~chen :\'eutralnät siehe Gl7ald "itourzh 1998: Um Emhelr und FreiheH. Staats

vertrag, '\;eutralität und das Endt: der O;t- \Xb,t- Besetzung Österreichs 1945-1955. 4., völlig über

.ub. Auflage. W'ien/Köln/C;raz Bohlau. 

269 A.Ü111J Vogrl 198-' Der Finanz- und Sreuerst.laL In: Josef [sensee/Paul KlfChhof (Hrsg.), Handbuch 

des Staatsre<.hts, Bd. IV, HeIdelberg: C F Müller, S. IISI-1l86. 

270 ,\fargam ILVI 1988: Of Rule and Rt .... enue. Berkek-y/Los Angeles/London: Um\'. Ca!. Press; lohn 

Haldon 199J: rhe Stare and the Tnburary .\1ode ofProduc(Jon. London/~ew lork: Verso; der 10-
cus clmicus ist natürlICh Kar!PoumYI 1978: The Grear Transformation. Frankfurt am .\hin: Suhr
karnp. 

271 Douglass c: NonhiPaul Thomas 19~~. The Rise of rhe \X'csrern \X'orld. - A ~ew Economlc Hlswry. 

CambndgeJ~ew York: Cambridge Cm\". Press. 
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lichen Akkumulation", der Ausbeutung von "Peripherien", technische Innovationen (ma

schinelle Produktion, Nutzung neuer Formen von Energie) usw. Ich habe mich im 5. Kapi

tel an die "Theorie der instirutioneUen Ökonomie" angelehnt, die besagt, es sei in erster Linie 

auf zwei Faktoren angekommen: I. Sicherung der Propmy Rights, und 2. Senkung der Trans

aktionskosten. Beide Faktoren sind aber in gewisser Weise abhängig von der Durchsetzung 

von Steuern als wichtigster Form der Staatsfinanzierung, also z. B. bei der Frage der "Propeny 

Rights": Unter vormodernen Verhältnissen gibt es keine Sicherheit des Privateigenrurns; in 

Europa mutiert jedoch die politische Herrschaft von einer Instanz der potentiellen Bedr0-
hung des Eigentums zu einem Garanten des Eigenrums, obwohl sich der konstiruierende 

Staat ebenfalls den Zugriff auf einen gewissen Teil des privaten Vermögenszuwachses der 

Wirtschaftssubjekte vorbehalten muß. Die Auflösung des Rätsels sind Steuern; mit anderen 

Worten: die funktionale Differenzierung zwischen Wirtschaftssystem und politischem System 

setzt den "Steuerstaat" und geordnete Staatsfinanzen voraus. 

Sowohl die Beschlußfassung über Steuern als auch über die Ein- und Ausgaben des Staates 

(Budget) liegt in England seit der Glorious Revolution fest in den Händen des Parlaments·7Z• 

Das Budgetrecht wird später auch in den Ländern auf dem Kontinent zum wichtigsten Hebel 

der Parlamentarisierung der Staatsleirung. Mit der Gründung der Bank 0/ EngiAnd (1695) er

hält England als erstes Land die modernste Form der Staatsfinanzierung über Kredite (6nan

cial revolution), während andere Länder noch relativ lange - insbesondere in Kriegszeiten

zu wirrschaftsstörenden Manipulationen greifen müssen, die kreditbasierte Kriegsfinanzie

rung stellt überhaupt eines der wichtigsten Kapitel der Modernisierungskonkurrenz im eu

ropäischen Staarssystem dar>7l; man denke an die Erfindung der "progressiven Einkommens

steuer" während der Napoleonischen Zeit durch die britische Regierung, oder an die fatalen 

Folgen der Kreditfinanzierung des Ersten Weltkrieges durch die deutsche Regierung usw. Ei

nige Details sind im 5. Kapitel zu finden. 

Gemessen am Kriterium "Steuerstaat" liegt die Unstaatlichkeit der Union gleichfalls auf 

der Hand274: Sie finanziere sich im wesentlichen über Beiträge der Mitgliedsländer und ver

fügt über keine eigene Steuerbasis. Dabei fallen die Parallen zu den USA und zum Deutschen 

Reich nach 1871 ins Auge: Die erste "federal rax" konnte in den USA nur mit größter Mühe 

und erst nach einer Verfassungsänderung zu Beginn des 20. Jahrhunderts endgültig durchge

setzt werden>75, das Deutsche Reich blieb ebenfalls eine Zeitlang "Kostgänger der Länder", 

272 lohn BrroJ" 1988: The Sinews of Power. - War, Money and the English State 1688-1783. Cam
bridge, Mass.: Harvard Univ. Press. 

273 MichtU/ Mann 1991: Geschichte der Macht. Frankfun arn MainlNew York: Campus, 8d. 2, S. 305. 
274 Siehe jedoch Sabin~ BohMt-]oschlto 1996: Leviathan Europa? Föderalistische und institutionelle 

Aspekte der StaatsWerdung Europas. Marburg: Mctropolis-Verlag. fast ausschließlich zu den 
Finanzen der EU. 

275 Svm Suinmo 1993: Taxation and Democracy. New HavenlLondon: Yale Univ. Press. insbesondeR 
Kap. 3 "The Emergence of Modem Taxation 18<»-1920", zu den USA S. 73 f[ 
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war aho ,wf die ,,:'1arnkularbem;ige" der Länder angewiesen und auf die Einnahmen aus 

Winschaftsberneben im Staatsbesm (Eisenbahnen)2'6. Daraus läßt sich schließen: Die feh

lende 5>teuerbasis zählt doch nur zu den Anfangsschwlcngkenen des Integrationsprozesses, 

und die bereits angelaufene Diskussion über eine "EU-Steuer" deutet daraufhin!~, daß dieses 

~1anko an Elgenstaatlichkeit' 8 der Gnion ohnehin bald beseitigt werden wird. Die Parla

mentarisierung des BudgetreLhts hat ebenso stangefunden wie die Kontrolle durch Parla

melltsausschuß und Rechnungshof. 

In der Regel erfolgt der Integrationsprozeß in nervenden kleinen Tnppelschnnen, die der 

Öffentlichkeit immer wieder als "Durchbruch", "großer Schrirt nach vorne" oder dergleichen 

verkauft werden müssen. Von dieser Regel gab es in der jüngsten Geschichte eine einzige, aber 

bemerkenswerte Ausnahme, nämlich die Vollendung der \X'irrschafts- und Wahrungsunion 

durch die Einführung des Euro. Ungeachtet der sonsngen Problematik der Politik der "nega

tiven Integration" zur Herstellung der vier Freiheiten des Binnenmarktes bedeutet der Euro 

erstmals - seit der Gründung der ~10ntanunion und der EWG - wieder einen entscheiden

den Souveräflltätsverzlcht der Mitgliedsländer auf einem traditionell wichtigen Gebiet: "Sou

verän Ist, wer Geld drucken darf' oder "Geldhoheit ist Staatshoheit" hießen alte Devisen 

Nun könnte man argumentieren, angesichts der Globallsierung der Finanzmärkte war der 

Souveränitätsverlust ohnehin bereits emgetreten bzw. hatten insbesondere die kleineren Lan-

P(, Herbat limm 1987: \X'andlungen der Besteuerung seIt dem vongen Jahrhundert. In: Karl Hauser 

(Hr~g.), \'X'andlungen der Besteuerung. Berlin: Duncker & Humblot, S lI-58; D. E. Schremmer 

1989: 'IaxatlOn and l'ublic hnance: Britain, France, and Germany. In Peter Mathlas. Sidney 

PolI.lnd (Hr~g.), The Cambndge Fconomlc HistOry of Europe, Vol. \111 Cambndge u. a.: C.am

bridge Uni\'. Press, <;. 315 494. 

277 Stamsww lillich 1998: Haushalt und Finanzen der curopäischen C'nion. In: Günter Rmsche/lngo 

friedrich (Hrsg.), \X'eichenstellung /Ur das 21. Jahrhundert - Erfordernisse und Perspektiven der 

europiüschen Integration. KölnfWeimar/\Vien: Böhlau. 5. 235-238; einer der ökonomisch akzep

tabelsten Vorschläge sei jener des ehemalIgen CDU-EutOpaabgeordneten Horst Langes, der sich 

/Ur eine J\lehrwertStcuer als Grundlage für eme Ul110nssteuer ausgesprochen habe, so der Abge

ordnete. 

278 ,,\\'enn die Cnion Steuerhoheit erhalt und das Recht, Euroanleihen aufzunehmen, wäre 1m Pro

zeß der 5taatswerdung der Rubikon überschritten", so U/olfgang Kowa/sky 1997: Projekt Europa, 

a. a. 0 .. S 212 

279 Ingolf Pemlce 1995-' Das Ende der wahrung;politischen .':>ou\'eranitat Deutschlands und das Maas

tricht Crteil des BVerfG. In Oie Due/Marcus l.utterIJürgen Schwarze (Hrsg.), Festschnft für 

Clrich herling, Bd. 1I, a. a. 0.5.1057-1070; siehe auch RolfKmeper I99f. Nationale .':>ouverä

nität. Versuch über Ende und Anfang emer \Velrordnung. Frankfurt am ~1ain: Fischer. S. 98 f. 
zum Geld al, "Herzstück nationaler)ouveraIlltät", allem schon die .':>vmbolik der Einpragung des 

Konterfeis der Herrscher auf die Münzen ver.veise auf die Münze als .,Zeichen der Souveränitat 

schlechthm", wahrend heute mit der Denatlonalislerung des Celdes und der Ccldpolltlk die Ver

bmdung von (;eld und Territorialstaat gebrochen sei (S. 100 f.). 
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der wie Österreich ihre Währung an die D-Mark gebunden, d. h., es war in Wirklichkeit 

nicht schwer, auf erwas zu verzichten, was man schon vor längerer Zeit verloren harre. Die

ser an sich "rationale" Standpunkt übersieht aber, daß es dem "narionalen Ressenrimenr" auf 

erwas anderes ankommt, was es nicht verlieren will, nämlich aufIdenrität'8' : Deutschland 

häne auf die D-Mark nicht verzichten müssen, im Gegenreil den DM-Patrionsmus nach der 

Wiedervereinigung sogar genießen können'81 - natürlich nur zu Lasten des übrigen Europa; 

Frankreich fürchtete wohl ein von der D-Mark dominienes Europa und drängre auf eine Po

litik zugunsten des ECU. Großbritanniens schmerzhafrer Abschied von einer langen, großen 

Tradition als Finanzzenuum der Welt steht noch bevor2l<'. Für die Wirrschafr aber ist der Euro 

enorm wichtig, denn hier kommt es ganz unsenrimenral auf erwas anderes an: auf die Sen

kung der Transaktionskosten im welrweiten Wettbewerb '81. 

Bürokratische Verwaltung als Kernstruktur des Staates. Die Bürokratie beherrscht das Er

scheinungsbild des modernen Staates in einem so hohen Maße, daß manche Auroren den 

Staat überhaupt gleichsetzen mit der Ärmersrruktur der Bürokratie. Das vorliegende Buch 

legr dagegen großen Wen auf die viel komplexere Binnendifferenzierung des Staates. Zum 

280 Wt-rner Wt-uienftld 1999: Europa - aber wo liegt es? In: Ders. (Hrsg.), Europa-Handbuch. Güters

loh: Benelsmann, S. 19-48, hier mit zuversichdicher Formulierung für den Euro der Europäer: 

.,Die Währung ist ebenso symbolische wie alltäglich-praktische Bindung, die künftig das AufeIn

andergewiesensein der Europäer sinnfällig erfahren lassen kann. Der Euro wird zur Münze der 

Identität." 

281 Die Skepsis der Deutschen gegenüber der Union hing mit der D-Mark zusammen, "war eines der 

wenIgen nationalen Symbole", so Dskar Niedermayer 1994. Maastricht und die Entwicklung der 

äffendichen Meinung In Europa. In: Gen-Joachim Glaeßner (Hrsg.), Auf dem Weg nach Europa, 

a. a. 0., 5. 57-73, hier S. 61. Siehe auch Dia! Hzllenbrand 1999: Europa als Winschafts- und 

Währungsunion. In: Werner Weiden feld (Hrsg.), Europa-Handbuch, a. a. 0., S. 498-521, hier S. 

509 f zu den "Dramatisierungen" In der deutschen Öffendlchkeit und S. 513 zur "Verschiebungs

debatte"; die Einführung des Euro "wie geplant" Ist Sicherlich eines der großen Verdienste des da

maligen Bundeskanzlers Helmut Kohl. 

282 Daniela EngelmannlHans-joachlm KnopjlKlaus RoscherlThomas Risse [99,~' Identität und Europäi

sche Union: Die Diskussion um den Euro In GroßbntannIen, Frankreich und Deutschland. In: 

Thomas KänigiElmar RiegeriHermann Schmitt (Hrsg.), Europäische Instirutionenpolirik. Frank

fun am Ma.lll: Campus, S 79-95. 

283 Hans- Wolfiang Platzer 199~: Vom gemeinsamen Markt zur Wirtschafts- und Währungsunion. In: 

Klaus Dieter Wolf (Hrsg.), Projekt Europa im Übergang? Baden-Baden: Nomos, S. 155-182, hier 

S. 158 zum "Wegfall der Transaktionskosten", siehe den Beitrag auch zu den oft unterschätzten 

VC'ohlstandseffikten der Union: Millionen neuer Arbeitsplätze, 1,5 % zusätzliches Wachstum pro 

Jahr, 3 % Kosteneinsparung, ein Drittel mehr Investitionen, Verbesserung der WettbewerbsfähIg

keit der EU-Unternehmen auf den Weltmärkten usw. Siehe auch RolfCaesarlHans-Eckart Schar

rer 1994 (Hrsg.): Maastricht: Känigsweg oder Irrweg zur 'IX'irtschafi:s- und Währungsunion. Bonn: 

Europa Union Verlag. 
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einen, weil die Apparate auf unrerschledliche Funkrionen bezogen sind, zum andern erlaubt 

der Ansatz, differentIelle Modernisierungsprozesse genauer unrer die Lupe zu nehmen. Wenn 

man so wilL Die "Logik der Modernisierung" für die Militär- und Polizei-Apparate, für das 

Steuer- und hnanzwesen, für das bürokratISche Enrschelden und deren Il1formationellen 

Grundlagen; schließlich für die Ebene der "Staatsleitung" - in jedem Bereich hatten Moder

nisierungsdeflzite oft unrerschledlic.he Ursachen und unrerschledliche Folgen für die Enr

wiLklung der politischen Systeme, und zwar sowohl im Hinblick auf Probleme Il1nerhalb der 

App.lratestruktur selbst als auch Im Hinblick auf die Leistungsfähigkeit des Staates für die 

übrige innergesellschafrliche Cmwelt. 

Im Rahmen des traditionellen Gcwaltenreilungsschemas, wonach der Staat gegliedert sei 

in LegislatIVe, ExekutIve und judikaove, wurde die Verwaltung gleichgesetzt mit der Exeku

tive und definiert als der gesamte Bereich, der nicht zur Legislative und Judikative gehärt. 

\XTie im Falle des Begriffs der Volkssouveränit.lt stehen wir auch hier vor dem Problem, daß 

die geltenden Verfassungen am Schema der Gewaltenrellung orienriert sind und das Recht of

fenb.lr mit diesem operIeren muß, während die Sozialwissenschaften mit ganz anderen Kate

gOrIen arbeiten. So wird z. B. die "Trennung von Juscizsachen und verwaltungssachen" als hi

storische Errungenschaft gefeiert, ohne welche moderne RechtsstaatlIchkeit undenkbar wäre. 

Das Problem ist aber, daß die Differenzierung von Verwaltung und Justiz nicht als Differen

zierung rnnerhalb des Staatsapparates verlaufen ist, sondern als Differenzierung von politi

schem System und Rechtssystem, also im Schema der fimktronalen Differenzierung zu sehen 

Ist so Jedenfalls die System theorIe: Die JUstiZ befindet sich im Zentrum des Rechts

s)'stemsL~4, der Staat Im Zenrrum des politischen Systems. Zugespitzt heißt dies: Die JUStIZ ist 

aus dem Staatsbegriffherauszunehmen und kommt deshalb 111 diesem Buche unrer den "In

stItutIonen des Staates" nicht vor. - Auf die "Legislative" komme ich gleich unrer dem lite! 

.. Sraatsleitung'" zurück. Bleibt die sogenannre Exekutive: der Begnff ist zu undifferenziert (das 

1\1dlt.ir und die Polizei wären als Vemaltung zu verstehen, wo wären die Steuern und Finan

zen zuwordnen1) und unterstellt ell1 falsches, nämlich ein strikt "instrumenralistlSches" Mo

dell von Verwaltung. 

Der historisc.he AbschnItt des Kapitels 6 setzt weniger beim Ver.valtu ngspersonal an, wie 

in der Verwaltungsgeschichte üblich, auch nicht herrschaftssozrologisch, sondern modernisie

rungstheoretisch, d. h., es geht nic.ht um die Frage, wie und warum bestimmte Bevölke

rungsschichten oder -klassen privilegiert, andere unrerdruckt wurden, sondern es interessiert 

- wie in den anderen Kapiteln auch - die Frage: welchen Anteil hatte die Modernislerung der 

staatlichen Verwaltung am "Wunder Europa", also Olm Durchbruch der Moderne (trotz 

mächtIger, entgegenwirkender Kräfte), und diskutiert diese Frage über den Zusammenhang 

von "Intorrnation und Entscheidung". 

284 ,vrHIS Lulmwlnr [993. Das Recht der Gesellschaft. Frankfurt am Maln Sllhrkamp, S. 297 ff., zur 

"Stellung der Gerichte im Rechcssystcm". 
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Sehr verkürzt und zugespitzt lassen sich die Etappen der Modernisierung der staatlichen 
Verwaltung folgendermaßen darstellen: Im 18. Jahrhundert heißt Modemisierung im we

sentlichen "Entpatrimonialisierung" - erwa plakativ formuliert: "Vom Fürstendiener zum 

Staatsdiener". Um die enorme Bedeutung dieses Schrirtes ermessen zu können, lohnt sich 

wiederum ein Blick auf den "neopatrimonialen Staat" des ersten Kapitels"s• In der Literatur 

wird die Leistungsfähigkeit der staatlichen Verwaltung des 18. Jahrhunderts häufig unter

schätzt - hauptsächlich wegen der niedrigen Zahlen von Beamten, der grassierenden Kor

ruption und Vetternwirtschaft usw.; der sog. "absolutistische Wohlfahrtsstaat" absorbierte je

doch fast die gesamte Intelligenz eines Landes, also den Großteil der Universitätsabsolventen, 

deren Sachverstand erheblich zur Verselbständigung der Verwaltung als eigenständiger Staats

funktion beitrug. - Im 19. Jahrhundert setzt sich in Gestalt von monokratisch geleiteten Mi
nisterien das Fachprinzip in der Organisation durch und verdrängt weitgehend das Regi.onal

prinzip (Gliederung nach Provinzen) sowie die ineffizienten und oft "veranrwonungslosen" 

Kollegialorgane; ebenso werden die letzten Reste feudaler Herrschaftsstrukturen auf dem 

Lande beseitigt und durch Lokalverwaltungen ersetzt. - Das 20. Jahrhundert ist das Jahr

hundert der quantitativen Expansion der Verwaltungsapparate im Zuge des Auf- und Aus
baus des Sozial- und Wohlfahrtsstaates. 

Die Verwaltung der Europäischen Union weicht in zweierlei Hinsicht von den einzeI

staatlichen Verwaltungen ab: Zum einen verfügt sie über fast keine Ämter /Ur die Herstellung 

von Einzelfallentscheidungen, also für den" Vollzug" im klassischen Sinne (Ausnahme: das 
Europäische Patentamt}186. Die Brüsseler Bürokratie entspricht dagegen in hohem Maße dem 

Typus des Steuerungs- oder Regulierungsstaates"7, der die regelungsbedürftigen Materien 

durch eine Kombination hochqualifizierten Spezialwissens plus flexibler juristischer Rege
lungstechnik in entscheidungsreife Form bringt. Zum anderen blieb die Bürokratie quanti

tativ vergleichsweise "schlank"; sie erreicht nicht einmal den Personalstand der Magistrate 

285 An dieser Stelle möchte ich nochmal unbescheiden auf den Vorzug dieses Buches hinweisen, der 
darin besteht, die historisch-komparative Forschung mit der "Comparative-Politics" -Forschung 
verknüpft zu haben. Studien dieser An lassen sich an einer Hand abzählen. Ausführlicher zur Ver
waltungsgeschichte als "Modemisierung des Verwaltungsapparats" des Staates siehe Kapitel 6. 

286 Reim" von BorTÜS 1995: Verwaltungskompetenzen der Europäischen Gemeinschaft. In: OIe 
Due/Marcus LurrerlJürgen Schwarze (Hrsg.), Festschrift für Ulrich Everling, Bd. 1., a. a. 0., S. 
127-148. 

287 Gunnar Folk~ Schuppm 1999: Privatisierung und Regulierung - Vorübcrlcgungen zu einer 'Thcorje 

der Regulierung im kooperativen Verwaltungsstaat. In: Martin NerresheimlPierangelo Schien 
(Hrsg.), Der integriene Staat. - Verfassungs- und europarechdiche Betrachtungen aus italieni
scher und deutscher Perspektive. Berlin: Duncker & Humblot, S. 41-76 zur 1bcse: .,Der moderne 
Verwalrungsstaat ist notwendig RegrJinungsstaat" oder ~t" (Hervorhcbuns im on. 
ginal). 
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größerer Städte wie Wien oder ßerllI1'88 Die ßrüsseler ßurokratie nurzt allerdings lI1 größe

rem Stile "ambulante" Beamte der Mitgliedstaaten einerseits und nlChtstaadi<-hes Sachver

ständigenpersonal au~ den verschiedensten Bereichen. für die zwene Hälfte der 1980er Jahre 

wurden bereits ungefähr 600 ~ach\'erständigengruppen gezählt, die sog. "Komltologie" im 

Sinne eines ausgesprochenen "Trabantensystems" rund um den engeren Kern der Büto

kratle Q. 

Die Schlankheit der Bürokratie beruht auf der anderen Seite auch darauf, daß die Eu

rop:iische Union kell1 WohlfahrtSstaat ist und daher kelI1e Sozialpolitik im engeren Sinne be

treibt. Die Sozialpolitik bildet zusammen mIt der Außen- und VerteidigungspolItik ell1e der 

letzten Bastionen nationaler Souveränität, und vermutlich wird dies auch 111 Zukunft so bleI

ben. Das "soziale Europa" solle sich auf sozialregulative Politik konzentrIeren und dIe redis

tributive Sozialpolitik der nationalen und sub nationalen Ebene überlassen, so treffend Gian

domenico Majone9o• 

288 Afaurizio Bltch 199], Vom Zweckverh.lI1d zum technokratischen Regime: Politische Legitim.ltion 

und InstItutionelle Verselbst:indlgung in der I:.uropälschen Gemell1schaft. In: Heinnch August 

\X'inkler/ilanmut Kaelble (Hr"g.), Nationalismus - Nanona!itäten - Suprananonalität, a. a. 0., 
S. 288 ,08: "Längst hat Sich auf europäischer Ehene ell1e In ihrer körperschaftlichen Ordnung 

wmgehend autonome, stJats.ihnliche Verbandsordnung mit eIgener Souveränität und Legitimität 

herausgebildet", so der Auror S. 289; Kern der LegitimatIOn Sei die "Effizienz" der 30.000 biS 

15.000 Beamten, die die Alltagsarbeit leisten, sowie der ca. 20.000 bis 25.000 "ambulanten" Funk

tIOI1Strager oder.Rclsebeamten" .. ,Dlese Gruppe bIldet im Kern die neue europäische Velwal

tungsellte", so Ba, h ). 307. 

289 Arthur Bmz 1998. Postparlamenrarische Demokrane' DemokIatische Legitimation im kooperati

ven Staat. In: Michael Th. (,reven (Hrsg.), Demokratie eIne Kultur des Westens? 20. Wissen

slhaftlicher Kongreß der Deutschen Vereinigung für Politische \X'issenschaft. Opladen: Leske + 

Budrich. S. 201-222, hier <,. 215 zum,.\10dcll der losen Arenenkopplung": Kooperation aufgrund 

von Verhandlungen und 111 PolIuknctzwerken dienr der Effiktil'ltät staatlicher Steuerung, parla

mentarische Arenen der Abhildung und Austragung gesellschaftltcher fnteressendiL'ergenzen in der 

ÖffillllIchkeit. Kooperauon Zielt auf Konsens, parlamentarische Verfahren auf Artikulation von 

Dlssens Z\\ ISchen Parteien )0 gesehen vermmelt die "halbierte" Demokratie in der Union Le

giunullon durch FffekmllJt und Effizienz auf der Output-Seite Siehe zur Problematik auch 

Roberl A. [)tlhI1994. A Democratic DIlemma: )ystem EHectiveness versus Citizen Partlclpation 

In: Politic.!l Scienct' Quarterly 101: 23-34; sowie den BCltrag von Alarkus}tlchtenfuchs 199:" Die 

hlfopaischc Union - Clll (;chIlde sur gcneris? In: Klaus Dieter \X'olf (Hrsg.), ProJckt Europa im 

Ühergang? Badtn-B.lden: ~omos, S. 15 .,6: "Die EU steht vor ell1cm DIlcmma ZWischen EffiZienz 

und Demokratic", w der AutOr S. 24- warum alierdlllgs hC5(lmmte Typen von Entscheidungen 

auf EU Ehcne prlllZJplell nicht demokratISch konrrollierbar sein sollen, ist mir nicht klar gewor

dcn, so aber Jachtenflichs S. 1" 

290 (,Itlndomemco ,\ftljone 1996. Redistrlburivc und sozlalrcgulau\'t.' PolItik. In; .\1arkus Jachten

fuchs/Be<1lc Kahler-Koch (Hrsg.), Europäische Integration. Opladen: Lcske + Budrich, 5 
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Trotzdem bilder die Brüsseler Bürokratie den Kernbereich der institutionellen Eigenstaat
lichkeit der Europäischen Union'91, zu dessen Charakterisierung der Vergleich mit der Preußi
schen Reformbürokratie zur Zeit Hardenbergs geeigner erschiene, aber das sei nur am Rande 
bemerkt. Die enorme Leistungsfähigkeit der Verwaltung der Union steht - gemessen am 

Output - außer Zweifel: Zwischen 10.000 und 15.000 Rechtsakte werden jährlich aufberei

tet und in Kraft gesetzt; auf dem Gebier des Wirtschaftsrechts stammt mittlerweile der Groß... 

teil aus Brüssel, andere Policy-Bereiche ziehen nach, z. B. der Arbeits-, Umwelt- und Ver

braucherschutz. Die Agrarpolitik gehöne von Anfang an zum Politikfeld der Gemeinschafi: 

- wenngleich mit nicht gerade rühmlichen Ergebnissen -, die "Strukturpolitik" als ausgeklü

geltes System von Ausgleichszahlungen der reicheren an die ärmeren Länder über den Struk

tur- und Kohäsionsfonds sowie andere Politikfelder kamen hinzu. Der fortlaufende Kompe

tenzzuwachs der Union - an welchem vermutlich das sog. Subsidiaritätsprinzip nichts ändern 
wird - als Folge der Eigendynamik des Integrationsprozesses sowie des Globalisierungspro

zesses selbst, läßt meines Erachtens den Schluß zu, daß sich die Waage der "gereilten Souver

änität" zwischen Nationalstaat und Union zugunsten der Union neigt, woraus allerdings mit 

einiger Sicherheit neue Spannungen im Gefüge resultieren werden, d. h., es sind heftige Ge
genreaktionen des "nationalistischen Ressentiments" zu erwarten. Diese sind aber nicht von 

der Bürokratie, sondern von der "Staatsleitung" zu bearbeiten. 

Die Staatskitung - Kompetmzm fein" Politikgestaltung. Der Begriff "Staatsleitung" stammt 

aus der deutschen Staatsrechtslehre und wurde don entwickelt, um den aus dem oben ange
sprochenen Gewaltenteilungsschema resultierenden unangemessenen Konsequenzen für die 

verfassungsrechtliche Stellung von Regietung und Parlament zu entgehen. Rein formal wäre die 
Regierung der Exekutive zuzurechnen, das Parlament identisch mit der Legislative. De facto ist 
die Regietung in parlamentarischen Regierungssystemen ein "Ausschuß" der Parlamentsmehr

heit, stehen nicht Regierung und Opposition gegenüber, sondern die die Regierung "tragende" 
und stützende Parlamentsmehrheit und die Minderheit der Opposition, kontrollien nicht "das" 
Parlament die Regietung, sondern urngekehn dominien die Regietungstätigkeit das par1amen
tarische Geschehen usw. Den obersten Organen des Staates, d. h. dem Bundeskanzler. den Mi
nistern, der Regietung als Kollektivorgan und dem Parlament, komme daher die Funktion der 
Staatsleitung "zur gesamten Hand" ZUl91, sie sind gewissermaßen gemeinsam verantwordich für 

225-247. So schon zuvor Bmu/ ScInJu 199J: Die Entwicklung der europäischen Sozialpolitik. In: 
Heinrich August Winkler/Harunut Kaelble (Hrsg.), Nationalismus - Nationalitäten - Supra
nationalität, a. a. 0., S. 261-287, insbes. S. 282. 

291 Maurizio Bach 1995-· Ist die europäische Einigung irreversibel? Integrationspolitik als lnstitutio
nenbildung in der Europäischen Union. In: Birgitta Neddmann (Hrsg.), Politische Institutioocn 

im Wandel. Opladen: Westdeutscher VerIag, S. 368-391: "Die europäische Einigung ist o1fen
sichtlich ein proztß der epochalen ,Staatswerdung'u, so der Autor S. 388 abschtieBend.. 

292 Siet;{rietJ Magimz 1979: Parlament und Staaaleitung in der Vetfassungsordnung des Grwodg ... 
Ze5. Berlin: Duncker & Humblot. Siehe die Darstellung im 7. Kapitel dieses Buches. Meines 
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deIllelllgen Bereich der Politikgestalrung. der nicht schon gesetzlich vorgegeben und geregelt 

ISt, soIldern \1e1mehr erst einer Regelung zuge!Uhrt werden soll 

Der BegrtfF der "Staats!etrung" reflektiert m. E. sehr gut das !Ur moderne Staatlichkeit un

abdingbare hfordernls der EbenendIfferenzierung zwischen programmierendem und pro

grammiertem Entscheiden, wie die Svstemtheorie formuliert, wom1t zugleICh dIe System

funk(!(lll der Politik angesprochen Ist, nämlich die Herstellung kollektiv verbllldlicher 

Ermcheldungen. Alle politische Kommunikation läuft lerzrhch auf den Staat zu. weshalb es 

auch gerechtfertigt erschelllt, den Staat als Zentmm des poluischen Systems zu bestimmen, ob

wohl er selbst auch "nur" elll ubsystem Im Funktionssystem der Politik selll kann. DIe 

·t:l.mlwung ist gewissermaßen spezialisiert auf die Abarbeirung derjenigen Regelungsbedarfe, 

dIe SIch als ,.lssues" im Agenda-setting-Prozeß der politischen Öffentlichkeit durchgeseczr ha

ben und im LIchte der ideologischen Programme der ~lehrheltSpartei(en) "positlv" bewertet 

- also nicht als "unwichtig" selektiert - worden sind. Narurgemäß bewerten dIe OppOSiti

onsparteIen aufgrund ihrer Programmatik anders - zumindest bei den aus ihrer SIcht "wich

ngen" Fragen ,weshalb die Staatsleirung keine kompakte Einhe1t selll kann, sondern Im 

.\1odw. .Yorsc.hlag" und "Kritik" operieren muß. \X'egen der ~lachtkonzentranon auf der 

Ebene der Staatsleirung bzw. wegen der hohen Relevanz der Enrscheidungen werden die Vor

gänge von der politischen Öffentlichkeit genau beobachtet, verdienen sie in der Tat hohe Auf

merksamkeit, und aus ebendiesem Grunde fällt es den Handelnden hIer sehr leicht, sich 

durch Äußerungen in die Kommunikanonssphäre der Öffentlichkeit "elllzuklinken". 

Diese Zusammenhänge bestehen aber nur III Demokratien. Unter nichrdemokratisc.hen 

oder vordemokratischen Verhältlllssen ist die Staatsleirung anders organISIert und openert un

ter ganz anderen Bedlllgungen. Charakteristisch für den "neopatrimonialen Staat" ist "perso

nal Rule" als form der Staatsleirung, und zwar so sehr, däß manche Autoren "personal Rule" 

und ,,:-':eoparrimolllabsmus" uberhaupt gleichsetzen als ein- und dasselbe Phänomen, was 

übertrieben erschelll!. .,Personal Rule" bezeichnet eine extrem hohe Personalisierung der 

Staatsleirung, so daß der Staat abhängig wird von persönlichen Eigenschaften bestimmter 

Amrsinhaber. G!etchraus wird dIe Leisrungsfähigkeit der Staarsleirung sehr stark eingeschrankt 

durch die ArbeItskapazitäten elller einzelnen Person. Personal nde kann ein Volk in geradezu 

schick!.alshafter \X;else IllS Verderbnis stürzen, oder die Form elller "Kleptokrane", Herrschaft 

ellles Familienclans I :\'epotismus). Klüngelwirrschaft usw. annehmen - Immer handelt es SICh 

um "irrarionale Elemente" III der Polink, wie Max \X'eber formulieren \>\ürde. und Z\var nicht 

irgendwo am Rande, sondern an den Schalthebeln des Staates; und immer geht es um Macht

mißbrauch, manchmal in schier unglaublichen Ausmäßen, wie Kapitel 3 zeigt, sowie um das 

Risiko von Fehlentscheidungen. 

Erachtens stellt der Begriff "Staarsleirung" eine der interessantesten Innovationen in der staars

theoretischen DIskUSSIon dar, allerdings von der Politik\>\,s\enschafi: noch nicht gebührend berück

sichtigt. 



94 Die Modcmisierung politischer Systeme 

"Personal Rule" spielte aber auch im Modernisierungsporzeß des Staatsapparates in der 

Geschichte Europas eine entscheidende Rolle. "Souveränität" wurde ja in den meisten Län

dern als Fürstensouveränität gedeutet, zuletzt im 19. Jahrhunden wieder in der Formel vom 

"monarchischen Prinzip"; hier allerdings stellte es schon den eigentlichen Engpaß der Mo

dernisierung des Staatsapparates dar, was sich am Beispiel der Habsburgermonarchie beson

ders gut studieren läßt, die in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts deswegen in einen ent

scheidenden Modernisierungsrückstand gerät, so jedenfalls die Argumentation im Kapitel 7. 

In Deutschland verursacht der Kaiser noch in den letzten Jahrzehnten vor dem Ersten Welt

krieg mit seinen Allüren und Ambitionen zu einem "persönlichen Regiment" beträchdiche 

Verwirrung und Schaden in der Außenpolitik. In Österreich hat der Kaiser den Anspruch, 

selbst zu regieren, überhaupt nie aufgegeben. In beiden Fällen bestand die Regierung aus 

primär dem Monarchen verantwonlichen, einzelnen Ministern, die keine Einheit als Kolle

gialorgan einer "Regierung" im engeren Sinne bildeten, somit gelang auch die Parlamentari

sierung der Regierung nicht, leisteten sich die Fraktionen der Parlamente "verantwortungs

lose" Radikalismen usw. - alles Indizien für Defizite in der Organisation der Staatsleitung. 

Anders die Entwicklung in England'9l: Bekanndich endet don der Machtkampf zwischen 

Krone und Parlament mit dem Sieg des Parlaments, zunächst im Bürgerkrieg der 164Qer Jahre 

und dann in der Glorious Revolution, als man mit der Formel vom King in Parliammtviel
leicht zum ersten Mal eine Staatsleirung "zur gesamten Hand" institutionalisien. Mit der Zu
nahme der Staatstätigkeit im Verlaufe des 18. Jahrhunderts setzt sich um die Jahrhunden

wende die Einsicht durch, daß gegen eine Parlamentsmehrheit nicht regien werden könne 

und die Regierung im Parlament veranken sein müsse, um sich auf dauerhaftere Mehrheiten 

verlassen zu können, kurzum: das Venrauen des Parlaments wurde wichtiger als das Vertrauen 

des Monarchen. An diese Reorganisation der Staatsleirung kann dann im 19. Jahrhunden der 
Demokratisierungsprozeß anschließen, der im 20. Jahrhunden weltweit kopien wird - aus

genommen jene Länder, die nach dem Vorbild der USA das Präsidialsystem übernehmen, 50 

vor allem die lateinamerikanischen Länder. Die Präsidialverfassung ist in letzter Zeit in be
sonders scharfer Form in die Schußlinie der Kritik geraten' 9-4, u. a. aus den schon bekannten 

Gründen: Tendenz zur Personalisierung der Politik, fehlende Parlamentarisierung der Regie

rung, mangelndes Verantwonungsbewußtsein der Parlamentarier, undiszipliniene und we

nig organisiene Paneien usw. 

293 Hans-Jürgm Puhle I999: Demokratisierungsprobleme in Europa und Amerika. In: Hauke Brunk
horstlPeter Niessen (Hrsg.), Das Recht der Republik. Frankfun am Main: Suhrkamp, S. 317-34S, 

mit der These: "Demokratisierung ist pfadabhängig" (Hervorhebung im Original). Dies bestärigt 
meinen generellen Eindruck: Pfadabhängigkeiten sorgen für Variationen in den politischen Sy
stemen, die Modernisierungskonkurrenz für Konvergenzen, so auch Puhle S. 319: Anf!inge be
stimmen unterschiedliche Typen, später gibt es Konvergenz, vor allem im 10. Jahrhundert: ,.Die 

Systeme werden immer ähnlicher." 

294 Literatur in Kapitel 2. 
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Parlamente können aus ~raatstheoretischer (Kapitel 7) oder aus demokratietheoretischer 

(Kapitel 10) Perspektive beleuchtet werden. Die Staatstheorie interessiert sich für Parlamente 

in erster Linie in ihrer Bedeutung für die Leistungsfähigkeit der Staatsleitung. In dieser Hin

sicht hat in der 2. Hälfte des 20. Jahrhunderts ein enormer Professionalisierungsschub bei der 

Parlamentsarbeit eingesetzt, der sowohl am Ausbau der parlamentarischen Hilfsdienste als 

auch an der (~ualitätssteigerung der Allsschllßarbeit ablesbar ist. Die Tendenz zum Berufspo

litiker sowie die gestiegene Zahl der Akademiker unter den Abgeordneten haben diesen Pro

zefl gestützt - beide Tendenzen sind aus staatstheoretischer Sicht positiv zu werten, weil sie 

die Autonomie des Staatsorgans und die "Rationalisierung" oder wenn man will "Technisie

rung" (im Sinne der Gesetzgebungstechnik) der .. normativen Programmierung" stärken, 

beide Tendenzen sind aus demokratietheoretischer Sicht eher problematisch. 

Die Regierungen können sich in groflem Stil auf die Zuarbeit der .\finisterialburokratie srut

zen (im Unterschied zur Opposition): diese Bürokratie repräsentiert im wahrsten Sinn des \\'or

tes das "Gedächtnis des Systems" und sorgt für eine gewisse Kontinuität des Entscheidens; sie 

pocht zweitens am eigener Erfahrung auf Adminisrrierbarkeit der Gesetze, woraus sich ver

mutlich häufig Diskrepanzen ergeben zwischen dem \X'ünschbaren in der Vorstellungswelt des 

(Panci-)Politikers und dem Realisierbaren aufgrund der Eigenlogik der nachgeordneten Appa

rate. [)rittens sind die Beamten Spezialisten und wissen: will man Systeme in der Umwelt 

beeinflussen hteuern), so muß man zunächst einmal Beschreibungen über sie anfertigen. In zu

nehmendem .\1aße sind viertens Experten/Repräsentanten aus den verschiedensten gesell

schaftlichen Bereichen in den Vorlauf eines Geserzgebungsprozesses eingebunden, in erster 

l.inie zum Zwecke der Steigerung der Legitimation (Akzeptanz) einer Regulierung. 

Legt man die einzelstaatlichen .\faßstäbe an die Europäische Union an, so finden wir in 

Cötalt der Kommission ein Organ, das einer Regierung ähnlich sieht, aber noch keine Re

gierung im Voll sinne ist, weil sie nur nach dem PrinZIp der begrenzten EinzelermiichtJgllng:q
, 

tätig werden darf, ihr also die Kompetenz fehlt, die Kompetenz selbst zu bestimmen (Kom

petenz-Kompetenz) . .\lit jedem Zuwachs an Kompetenzen rückt jedoch die Kommission zu 

einer echten lInionsregierung auf, während umgekehrt die einzelstaadichen Regierungen an 

Gestaltungsfreiheit überall dort cmbüßen'9b
, wo die Kommission - zusammen mit dem Rat-

295 Pnff-Chrotian ,Huller-Gmf! 1999: Die Kompetenzen in der Europalschen Uruon. In: \Verner \X'el
d ... nfeld (Ilrsg.), Europa-Handbuch. Cütersloh: Bertelsmann, 5. 797-801, hier S 7S2. 

296 Siehe Jedoch KwllS Dura V:olfI997' Intergouvernementale Kooperation und staatlIChe Aumno

mle. In: Thomas Konig/Elmar Rieger/Hermann Schnun (Hr>g.), Europäische Insn!Unonenpo

link. Frankfurt .Im \lain: Campus, S. 66-78; die besondere Struktur der Union stärkt eher denn 

schwächt die nationalen Regierungen, und nur weil das so Ist, Ist die Union für die nanonalen 

Regierungen abcptabd, so der Autor, S. 69 f. In der 'Jat ist dIe ~föghchkeJ[ der Berufung auf 

,.Brü,-,c-\" ellle Chance, di ... hismri"ch gewachsenen Formen von ZIl.'t1tzltloneller Sklerose durch Re

formen anzupacken; siehe ZUlll Begriff der "Sklerose" ,\fancur O/son 1982. The Rtse and Dec.line 
of~ations. ~ew Havcn/London: Yale Uni\'. Press. 
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regulierend eingreift: "Ist ein Regelungsfeld vom europäischen Recht erfaßt. so darfkein Mit
gliedstaat mehr eigenmächtig handeln. "197 

Seit den Maastrichter und Amsterdamer Venrägen ist die Kommission auch formal einer 

einzelstaatlichen Regierung angepaßt worden: Der Kommissionspräsident erhielt eine politi

sche Leitlinien-Kompetenz und ist nun stärker bei der Auswahl der Kommissare bctciligt. er 

verfügt über einen weiten Ermessensspielraum bei der Aufteilung und Zuweisung der Aufga
ben innerhalb des Kollegiums. d. h .• die Stellung entspricht den üblichen Merkmalen eines 

"Premiers" oder "Bundeskanzlers". Die Kommission entscheidet mit einfacher Mehrheir198. 

den einzelnen Kommissaren obliegt die Führung der "Generaldirektionen" genannten Ver

waltungseinheiten. die durchaus den nationalen Ressorts vergleichbar sind"99• Die Kommis

sion verfügt allerdings über keine eigene Durchsetzungsbürokratie. was zwar den traditionel

len Vorstellungen von einer durchgängigen hierarchischen Ordnung der Staatsverwalrung 

widerspricht. andererseits aber den kaum bestreitbaren Sachverhalt reflektien. daß Europa 

297 Christian Joerges 1996: Das Recht im Prozeß der europäischen Integration. - Ein Plädoyer für die 

Beachtung des Rechts durch die Politikwissenschaft und ihre Beteiligung an rechdichen Diskur

sen. In: Markus Jachtenfuchs/Beate Kohler-Koch (Hrsg.), Europäische Integration. a. a. 0 .• S. 

73-108, hier S. 79; hier auch S. 83 E, zu den Kompetenzen: Mit jeder Zuweisung von Kompeten

zen an europäische Enrscheidungstriiger erodiert die Handlungs/ähigkeit des Nationa.lstaats weiter, 
so der Autor. Besonders gut die Beitriige des Autors zum "Vorrang des Gemeinschaftsrechts" vor 

dem Recht der Mitgliedstaaten. Dies gilt vor allem für das Wirtschaftsrecht, siehe Ulrich Evming 
1993: Die Entwicklung des europäischen Wirtschaftsrechts. In: Heinrich August Winkler/Hart

mut Kaelble (Hrsg.), Nationalismus - Nationalitäten - Supranationalität. Stungarr: KIett-Cotta, 
S. 236-260; die Gemeinschaft setze duich eigene Organe Recht, das zu einem nheblichm Teil mit 
unmittelbarer Wirkung im gesamten Gebiet da Gemeinschaft gilt. so Everling S. 241. Rechtsfonn ist 
die" Verordnung", die materiell Gesetze sind. Sie sind für die Mitgliedstaaten und die Bürger Yc:r

bindlich, ohne daß es zusätzlicher Verfahren in den Mitgliedstaaten bedürfte. In nationales Recht 

umgesetzt werden müssen allerdings die "Richdinien" der Union. - Anders dagegen Martin SeüJeI 
1997: Die Rechtsordnung der Europäischen Gemeinschaft als supranationale Rechtsordnung

Ausrichtung und Struktur. In: Rolf H. Hasse (Hrsg.), Nationalstaat im Spagat, a. a. 0., S. 

179-196; dezidiert: "Die Europäische Union als solche hat keine eigene Rechtsordnung", unter

scheide sich nicht wesen dich vom Völkerrecht; die EU habe nur einen .. begrenzten Vorrang des 
Gemeinschaftsrechts", und dieser müsse auf "einen Anwendungsvorrang beschränkt bleiben"; auf 
der anderen Seite räumt der Autor ein: "Weite Bereiche der Rechtsordnung der Europäischen Ge
meinschaft entfalten demgegenüber in den Mitgliedstaaten unmittelbar rechtliche Wirkung." 

298 WolfKang W(SSelr 1999: Das politische System der EU. In: Wemer Weidenfeld (Hrsg.). Europa
Handbuch, a. a. 0., S. 333-352, hier S. 337. 

299 WolfKang W(SSelr 1999: Das politische System der EU. In: Wemer Weidenfeld (Hrsg.), Europa
Handbuch, a. a. 0., S. 333-352, hier S. 343 f.: Der Rat setzt sich je nach PoIitikbc:rach aus den ent

sprechenden Ressortministem zusammen - alle wichtigen Ressorts haben "ihn:n" Rat, bis auf die 
Verreidigungsministerien! 
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nicht hierarlhisch regierbar ist, jedenfalls nicht mn knappen .\1ehrhmen in Emscheidungs

yerl;lhren1'>D (Immer weniger Ja auch die Emzelstaaten), die Unionspolink autonomiescho

nend und gemeinslhaftsverträglich angelegt sein mußIOI, um den umerschledlichen Lernge

schwIndigkei[(:n nanonaler politischer Systeme gerecht zu werden. Zur . .Kunst des Regierens
cc 

gehärt vor allem die Auslowng von Cestaltungsspielräumen - eme Aufgabe, bel der die Kom

mi.ssion beim gegenwärtigen IntegratIOnsniveau Zurückhalwng üben und sie daher eher dem 

!:ilropiwrhen Rat überlassen sollte. 

L'mer den obersten Organen der Union fungiert der sich aus den fachministern der MIt

glIedsländer ZlIsammemetzende Rat als eigentliche Legislanve, ist dabei aber eInersem absolut 

.lufVorlagcn der Kommission angewiesen die Kommission verfugt derzen über ein Mono

pol beim Ceseuesinitiativrecht -, andererseits ISt das Europäische Parlament in den 1990er 

Jahren in die Rolle des .\1itgesetzgebers aufgerückt bzw. hat Sich diese Funktion selbst "er

bmpft
CC 

gam im SlI1ne der Selbstorganisation des politischen Systems. Der Rat erweckt 

vom äu(~erlichen Erscheinungsbild den Eindruck, als ware er eme aus nationalen Regierun

gen bunt zusammengewürfelte Versammlung von Regierungsvertretern, die m den Berawn

gen um nationale Vorteile feilschen. Der Eindruc.k täuscht in einem wichtigen Punkt: Die 

.\1inister verwandeln Sich 1m Zuge der Kommuierung des Rats von Repräsemanten nationa

ler Regierungen zu snmmberechngten Mitgliedern eines Emscheidungsorgans der Union! 

Ric.htig Ist alJerdlI1gs, daß einzig und allein die Kommission das "Gemeinwohl" der Union 

sucht und verfolgt, während der Rat primär nationale Imeressen verhandelt, sofern der Rat 

nicht über Vorlagen mit sog. "A-Punkten" (bei denen die KommiSSion bereits Einigkeit er

zielte) der Kommission entscheidet. Das Problem liegt nicht beim Rat als solchem, sondern 

beim Prinzip der Einstimmigkeit in allen intergouvernemental verbliebenen Angelegenhei-

~oo Beate KoMer-KoeJ,ljakob l:dler /1)98: Ideendiskurs und Vergemell1schafi:ung: Erschließung trans

natIonaler Räume durch europäisches Regieren. In Beate Kohler-Koch (Hrsg.), Regieren in ent

gremten Raumen. Opladen/\'\'iesbaden; \Vestdeutscher Verlag (- Polmsche ViertelJahresschrifi:, 

Sonderband 29), S. [69-206. II1sbes. S. 1;,8: "Es bcs[eht Konsens, daß die Cemell1schaft mebt nm 

knappen .\IebrbCIlen regiert werden kann." 

30[ Fntz U' 5,·harpf1994· Aumnomiescbonend und gemeillscbaftsverträglich. Zur Logik ell1er cu

rop;mchen }"1ebrebenenpolitik. In [)ers., Optionen des Föderalismus JI1 Dcutschland und I:u

ropJ. hankfurt am "!aini, 'ew l'ork: Campus. 51. q[[SS; Siebe nun auch Fntz U" Scharpfl999: 

RegIeren ll1 Furop.1. Effektiv und demokratisch? Frankfurt am Main/New York: Campus. Nicht 

mehr gal1l. auf dem neuesteIl Stand, troudemlesenswert Robert 0. KeohaneiStanley Hoffnann 1991 

(Hng.). 111e :'\ew Lurope-an Commul1Ity. Dccislonmalung and Immutional Change. BoulderlSan 

Franusw/Ox!ord: \\'estview I're,s; V:'illl,mz W,llw.-e 1991 (HrsgJ. rbe Dynamics of European In

tegra[ion. London/:'\ew York. Pil1lcr; Emd Joseph Kirchner [991: DeclslOn-maklng 111 the Euro

pean Communit)'. rhl" Council Presldency and l:uropl".ln Integration '\'lanchester/:--1ew York: 

Manchester L"niv. Press; Fmest V;'istnch 1991. After 1992. The LJnited "tates 01" Europe. Lon

don/:'\ew lork: Routledge. 
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ten. Die Reform der Union wird daher in irgendeiner Form diesen Engpaß der Entschei

dungskapazitäten beseitigen müssen, zumal die Erweiterung um die Mirtel- und Ost-Eu

ropäischen Länder (MOE-Länder) das Problem der Effektivität der Institutionen verschärfen 

wird. Als Reformperspektiven werden derzeit für den Rat zwei Optionen diskutiert: Eine 

Möglichkeit besteht darin, den Rat als Entscheidungsgremium in seiner derzeitigen Form bei

zubehalten und über das Verfahren der Stimmengewichtung qualifizierte Mehrheiten zuzu

lassen. Die zweite Option setzt die Bereitschaft zu einer umfassenderen Reform voraus, näm

lich: Anerkennung der Kommission als Unionsregierung, Zuständigkeit des Europäischen 

Parlaments für den gesamten Bereich der Gesetzgebung, Umwandlung des Rats in eine zweite 
Kammer, eine Länderkammer etwa nach dem Vorbild des deutschen BundesratslO'. 

Im Zusammenhang mit der unumgänglichen Institutionenreform werden der Europäi

sche Rat, die Kommission und das Europäische Parlament gemeinsam auch das vielzitierte 

Demokratiedejizit der Union angehen müssen, dessen Problematik ich hier nur andeutungs

weise aufgreifen kann. Ein bekanntes Bonmot lautet ja: Würde die Union bei sich selbst ei

nen Antrag auf Mitgliedschaft stellen, so müßte er wegen mangelhafter Demokratiequalität 

abgelehnt werdenjOj
• Bevor man über mögliche Reformschritte nachdenkt, ist die vorgelagerte 

Frage zu beantwonen, ob der Mangel überhaupt sanierbar ist. An mehreren Stellen dieses Bu

ches heißt es, Demokratisierung serze konsolidierte moderne Staatlichkeit voraus. Da der 

weitaus überwiegende Teil der einschlägigen Literatur die Staatlichkeit der Union bestreitet, 

erübrigt sich eigentlich die Diskussion: Was nicht existien, kann man auch nicht demokrati

sieren. Dasselbe Problem stellt sich übrigens auch für die Forderung nach einer Veifassungfor 
Europa. Seit Verfassungen in einem formellen Sinn (Verfassungsurkunden) geschrieben wer

den, enthalten sie einen eindeutigen Staatsbezug - sei es als Grundrechtskatalog, der staatli

ches Handeln rechtlich binden und begrenzen soll oder sei es als Organisationsstatut eines 

Staatesl04. Ist die Unstaatlichkeit der Union festgestellt, läuft die Forderung ins Leere; des

gleichen wäre zu fragen, warum ein Gebilde sui gennis nach Demokratie oder nach einer Ver

fassung verlangt. 

302 Gerhard Rambow 1995: Entwicklungsperspektiven der Europäischen Union. In: Oie DuelMarcus 

Lutter/Jürgen Schwarze (Hrsg.), Festschrift für Ulrich Everling, Bd. 11, a. a. 0., S. n6?-n86, hier 

S. 1179 f.; die Stimmenvetteilung im Rat würde an Schärfe verlieren, wenn die Kompetenzen des 

Europäischen Parlaments erweitett und die Kommission zunehmend die Funktion einer Unions

regierung wahrnehmen würde. Das Problem der nPolitikverflechtungsfalle" sründe dann al.ler

dings abermals auf der Tagesordnung. 

303 Claus Offi 1996: Bewährungsproben. Über einige Beweislasten bei der Veneidigung der liberalen 

Demokratie. In: Werner Weidenfeld (Hrsg.), Demokratie am Wendepunkt, a. a. 0., S. 141-157, 

hier zit. S. 145. 

304 Vgl. die Beiträge in U/rich [( Pmlß 1994 (Hrsg.): Zum Begriff der Verfassung. Die Ordnung des 
Politischen. Frankfun am Main: Fischer; Annin von Bogdandy 199J: Skizzen einerThcorie der Gc

meinschaftsverfassung. In: Thomas von Danwitz (Hrsg.), Auf dem Weg zu einer Europiischen 
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Mit äußerster Konsequenz hat z. B. der deursche Bundesverfassungsgerichtshof im 

berühmten Maastricht-Urred sowohl die Unstaacllchkeit der Union als auch deren grundsätz

liche Demokratieunfähigkeit behauptet. Demokrarie grunde Sich auf ein der Verfassung vor

gegebenes. sich selbst als "Volk" oder .. Natlon" begreifendes kollektives Subjekt. das sowohl 

dem Pnnzip der Volkssouveränität als auch der damit verknupften Idee von der verfassung

gebenden Gewalt wgrunde hege l". Das Volk der Volkssouveräl1ltät bedarf einer eigenen po

litischen Identität. damit es sich nach außen abgrenzen kann - in einer grenzenlosen Welt 

ware Demokratie als .. Selbstregierung des Volkes" nicht machbar -. es muß sich also als .. Na

tion" begreifen. und es muß im Inneren eine Kommunikationsgemeinschaft bIlden. welche 

politischen Diskurs ermöglicht und sinnvolle PartIZIpation an demokratischen Verfahren. In 

einem gewissen Smn mußte sich dieses Volk sogar als eine Solidargemeinschaft verstehen. weil 

anders die Herrschaft der Mehrheit fur die Minderheit von emer Fremdherrschaft nicht zu 

unterscheiden ware. Man könnte m diesem Zusammenhang an Zelten erinnern. als das .. Pro

letariat" die Herrschaft der Bourgeoisie wie eme Fremdherrschaft erlebte. von der es sich un

ter Umständen nur durch Waffengewalt befreien könne. Unter solchen Bedingungen wäre 

Demokratie nicht funktionsfähig. Demokratien erlauben Pluralismus und Interessenkon

flikte. müssen aber gerade deshalb höhere Anforderungen an die Homogenität des Volkes stei

len ... Ohne ein gewisses Maß an Homogenität kann kem Staat bestehen. Der Wille zur poli

tischen Einheit. der eine Menschengruppe zum Volk als Nation und damit zum möglichen 

~taathchkClt. Srungart u. a.: Boorberg Verlag. S. 930; vgl. Wolfi'tlm Hertel 1999: Supranationalität 

als Verfimungspnnzip. Nurmativltät und Legitimation als Elemente des Europäischen Ver

fa.ssungsrechts. Berlin' Duncker & Humblot. msbesondere S. 59 fE. zur Problematik der .. Gleich

setzung von .Verfassung' und .Staatwerfassung·." Der EuCH hat zwar relanv früh aus den 

.. vnfa.\Sungsrechtsähnhchen Gründungsakten der Gemeinschaft" auf den .. Vorrang des Gemem

schaftsrechts" geschlossen. genau dies wird aber spätestens seit dem Maasrncht-Urteil des deut

schen Verfassungsgerichts energisch bestrinen. \X'esentlich "gelassener" die Position österreichi

scher Verf.1SSungsrechtler, Siehe nur Theo Öhlmger 1995: Ein Verfassungsstaat an der Schwelle zur 

Europäischen Cnion. Zu den verfassungsrechtlichen Grundlagen der EU-l\1ttglledschafr Öster

reichs. In F~ Fverlmg, Bd. 11. a. a. (). S. Ir '17-1029; nach der Theorie der "Identität von .)taat 

und Rechtsordnung" (Kelscn), die In Österreich noch vIele Anhänger habe. wäre dIe EU schon 

hcllte bcgrif11lCh von einem Bundesstaat nicht mehr zu unterscheIden. der Vorrang des (,emeIn 

schaftsrcchts könnte In Zukunft die ÖsterreIch Ische Bundesverfassung 10 dIe Nähe eines "Ge

meindcstatllts" rücken (1020 0. 
105 I'eter Clmff(lf/manseyg 1996' Integration und Demokratie. In: Markus Jachtenfuchs/Beate Kohier

Koch (1Irsg.J, Eurup,iische Integration, a. a 0., ). 4~-71. hIer S. 5+ "Da.s jeder demokratISchen 

Verfas!.ung zugrundclicgende Axiom der VolkssouveränItät bnngt das klar zum Ausdruck. In ihm 

stehen begnH1tch und gcd.1I1kllCh die Prämisse. daß dIe Antwort auf die Frage. wer das Volk seI, 

von dem .alle (,ewalr ausgeht'. Immer schon gegeben ist, bevor Staatsgewalr demokratisch orga
nISIert werden kann." 
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Subjekt demokratischer Selbstbestimmung werden läßt, knüpft an objektive Vorgcgebenhei
ten an, etwa geopolitische Lage, winschaftliche Interessen, Geschichte, Sprache, zivilisatori
sche Standards, Ethos, Kultur, Religion. Die Merkmale lassen sich nicht abschließend auf
zählen. Sie sind nicht für jede Nation dieselben, und sie haben nicht für jede das gleiche 
Gewicht .... In einem autokratisch verfaßten Staat spielt der innere Zusammenhalt des Volkes 
keine Rolle, weil die Staatseinheit von der herrschenden Schicht garantiert wird. Die Demo
kratie ist jedoch nur lebensfähig, wenn das Volk als ihr Herrschaftsträger innere Konsistenz 
aufweist, der Wille zur politischen Einheit es zusammenhält und dieser Wille hinreichenden 
Homogenisierungsgrund findet. Nur unter dieser Bedingung ist die Mehrheitsherrschaft für 
die Minderheit erträglich. "j06 

Die Argumentation stütze sich keinesfalls auf überholte" Volksmetaphysik" , sondern auf 
die "Zusammengehörigkeitserfuhrung eines Volkes", und worauf sich diese näherhin gründe, 

sei irrelevant, so auch Hermann Lübbe, niemandem stehe ein Urteil zu, darüber zu befinden, 

"was hier für die Eigenschaft, ein Volk zu sein, wesentlich sei und was nicht"JO'l. "Eben des
wegen ist es blanker Unfug, den Volksbegriff nach Maßgabe eines deutschen intellektuellen 
Postnationalismus zu einem Atavismus zu erklären und die nationalen Orientierungen in der 
Politik zu einem historischen Relikt. "joS 

Warum gibt es keine belastbare kollektive Identität der Europäer als Europäer? Die Antwort 
lautet: Es sind Kommunikations-, Erfuhrungs- und Erinnerungsgemeinschaften, in denen kol
lektive Identität sich herausbildet, sich stabilisiert, tradiert wird. Europa, auch das engere West

europa, ist keine Kommunikationsgemeinschaft, kaum eine Erinnerungsgemeinschaft und nur 
sehr begrenzt eine Erfuhrungsgemeinschaft. - Europa ist keine Komrnunikationsgemeinschaft, 
weil Europa ein vielsprachiger Kontinent ist - das banalste Faktum ist zugleich das e1etnentar
ste. Die europäischen Völker leben in ihren Sprachen als je besondere Wahrnehmungs- und 

Verständigungsstrukruren, und sie werden weiter in ihnen leben, wenn Europa Europa bleibt . 
. .. Die überwiegende Mehrzahl der Europäer kann sich mit der überwiegenden Mehrzahl der 
Europäer nicht verständigen - daran wird sich allenfalls auf dem aIIerelemenrarsten Niveau in 
der voraussehbaren Zukunft etwas ändern. Das ist kein "technisches" Problem, weil es keine 

"technische" Lösung dafür gibt. Mit Übersetzungsdiensten kann man Regierungskonferenzen 
arbeitsfliltig machen, aber sie können keine Komrnunikationsgemeinschaft begründen."" 

306 Josif Ismsu 1994-' Nachwort. Europa - die politische Erfindung eines Erdteils. In: Dcrs. (Hrsg.), 

Europa als politische Idee und als rechtliche Form. Berlin: Duncker l5c Humblot, S. 10rr38. hier 
S.122. 

307 H~nn Lüb," 199~ Abschied vom Superstaat. - Vereinigte Staaten von Europa wird es nicht 
geben. Berlin: Siedler, S. 87. 

308 So H~nn Lüb," 199~ Abschied vom Superstaat, a. a. 0., S. 70. 

309 Pan Graff(glmtznggg 1996: Integration und Demokratie, a. a. 0 .• S. 55-
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Aus diesen Cründen gebe es kein europäisches Volk, "sondern nur die Völker der europäischen 

St.laten. Eben damH fehlt auch das Subjekt für eine mögliche europäische Demokratie: das 

t:uropälsche Volk. Es gibt keine Demokratie ohne Demos", resümiert Isensee kurz und bün

dig JlO, Die Konsequenzen, die nach Meinung deutscher Staats- und VerfassungsJunsten aus 

diesen Sachverhalten zu ziehen sind, serzen der UnIOn unübenvindliche Grenzen: 

1. bne [!monsverjässung ist mcht sinnvoll. Die Union beruht auch nach Maasrricht auf völ

kerrechtlichen Verträgen; Verträge SInd aber keine Verfassung im Vollsinn des Begnffs. "Lu 

einer Verfassung Im vollen Sinn des Begnffs gehört es dagegen, daß sie auf einen Akt zuruck

geht. den das Staatsvolk setzt oder der ihm zumindest zugerechnet wird und in dem dieses 

sich selbst polHislhe Handlungsfähigkeit beilegt. bne solche Quelle fehlt dem primären Ge

meinschaftsrecht, Es geht nicht auf ein europäisches Volk, sondern auf die einzelnen Mit

gliedstaaten zurück und bleibt auch nach seinem lnkrafmeten von diesen abhängig .... In

folgedessen kann sie auch nicht über ihre eigene Grundordnung verfügen. ,Herren der 

Verträge', wie es gern ausgedrückt wird, bleiben vielmehr die Mitgliedstaaten, die nicht in der 

L'nlOn aufgegangen SInd."JIl 

Solange es kein europäisches Staatsvolk gibt, wäre es auch wenig sinnvoll, eine eventuell 

vom Luropälschen Parlament ausgearbeitete Verfassung in den Mitgliedsländern Referenden 

zu unrenverfen die "Völker' der Ul1Ion sind eben nicht hinreichend "homogen", um eInen 

demokratischen \Villen bilden zu können; wahrscheinlich würde ein solches Verfahren nur 

Venvirrung stiften, so auch Dieter Grimm, der ansonsten zu den eher gemäßigteren Vertre

tern des "nationalen Standpunkts" zahlt Für einen Verfassunggebungsprozeß besteht wegen 

der fortbestehenden Unstaarlichkeit der Union auch gar kein Anlaß, außerdem käme sie ei

ner verfassungsrechrlichen "Revolution" nahe: "Die Staarlichkeit Deutschlands steht im Rah

men der europäischen Einigung nicht zur Disposition." I 

2. Das Litropäische Parlament repräsentiert kein Unionsvolk. Die Union ist eine "Union der 

Völker Europas", folglich besteht das Europäische Parlamenr aus Vertretern "der Völker der in 

der Gemeinschaft zusammengeschlossenen Staaten", ist es nur eine "europäische Versamm-

110 fose/fsemee 1994: Nachwort, a. a. 0., ). tJ3. - Was hier für Europa behauptet wird, ha.[[e dann al

lerdings für die meisten Länder der W'eltgesellschaft auch zu gelten, etwa für lndonesien: Weil es 

kcm "homogenes Volk" gibt, läßt Sich dieser Staat nIcht demokratisieren, oder) 

111 Duter (lnmm [995- Vertrag oder Verfassung. In' Staatswissenschafren und 'ltaatspraxis 6: 509 -532, 

hier 5. 516, 

312 Paul A"irchhofI994: Furop.i.ische EInIgung und der Verfassungsstaat der Bundesrepublik Deursch

I.md. In JosefIsensee (Hrsg.), Furopa als politische Idee und als rechtliche Form. Berlin: Duncker 

& Humblor. S 63 -ro2, hier 5 95 Offener dagegen Emst-W'olJiang Böckenforde 1994. Die verfas

sunggebende eewalt des Volkes Em Grenzbegriff des Verfassungsrechts. In: Ulrich K. Preuß 

(Ilrsg.), Zum Begriff der Verfassung. Die Ordnung des Politischen. Frankfurt am Main: Fischer, 

<=;- 58-81; als Träger der verfassunggebenden Cewalt komme 2War "nur das Volk" IIJ Betracht, die

ses . .volk" sei aber nicht identisch mit dem Volk im natürlichen oder ethnischen Sinne (S. 63). 
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lung", welcher lediglich "legitimationsstützende Funktion" zukomme}I}. Eine dnnokratische 
Legitimation finde die Union in den Staatsvölkem der Mitgliedstaaten, also im wesentlichen 

in den nationalen Parlamenten, die die Regierungsvenreter zur Union wählen und über die 

"Zustimmungsgesetze" dem Europarecht nationalstaadiche Verbindlichkeit verieihenJ14• "Im 
Staatenverbund der Europäischen Union erfolgt mithin die demokratische Legitimation not

wendig durch die Rückkoppelung des Handelns europäischer Organe an die Parlamente der 

Mitgliedstaaten. "JI\ Kurzum, selbst durch Aufwertung des Europäischen Parlaments nach dem 

3'3 Paul Kirchhof 1994: Das Maastricht-Urteil des Bundesverfassungsgerichts. In: Peter Hommel

hoff/Paul Kirchhof (Hrsg.), Der Staatenverbund der Europäischen Union. Berlin: Duncker & 

Humblor, S. 11-24. Siehe die treffende Polemik von Brun-OttQ Brytk 199+· Die bundesrepublika

nische Volksdemokratie als Irrweg der Demokratietheorie. In: StaatsWissenschaften und Staats

praxis 5: 305-330; und Si~tfri~d Magiera 1995: Das Europäische Parlament als Garant demokrati

scher Legitimation in der Europäischen Union. In: ale Due/Marcus Luner/Jürgen Schwarze 

(Hrsg.), Festschrift fiir Ulrich Everling. Bd. I. Baden-Baden: Nomos, S. 78')-802: "Die Qualifi
zierung der nationalen Parlamente als Volksvenretung beruht auf einem fonnalen Volksbegriffim 

Sinne des Staats- und Völkerrechts, der durch die Staatsangehörigkeit bestimmt wird, nicht je

doch von anderen - vorrechtlichen oder nationalen - Kriterien, etwa einer gemeinsamen Spra

che, Kultur oder Herkunft" (S. 796). 

3'4 Christoph Gusy 2000: Demokratiedefizite postnationaler Gemeinschaften unter Berücksichtigung 

der Europäischen Union. In: Hauke BrunkhorstlManhias Kenner (Hrsg.), Globalisierung und 

Demokratie, a. a. 0., S. '31-150, hier S. 140 f., zur "Minelbarkeitslehre", und dazu die Kritik: "Die 

hier dargestellte Variante der Souveränitätslehre begründet einen unauj/Qsüchm Zusammmhang 
zwischm Staat und Dmzokratie. Demokratisch kann danach notwendig nur der Staat sein. Volks

souveränität wird demzufolge durch den Staat ermöglicht und zugleich begrenzt. Dieser Ansatz 

verengt allerdings in unzulässiger Weise das Problem. Der Grund dafiir liegt in seiner Basisan

nahrne, nämlich der unauflöslichen Verknüpfung von Volkssouveränität und Staarssouveränität. 

Sie setzt das exklusive Nebeneinander politischer Einheiten voraus, in welchen die Souveränitäts

frage im dargestellten Sinne eindeutig beantwortet ist. Eine solche Basisannahme mag zu irgend

einem früheren Zeitpunkt realistisch gewesen sein. In der Gegenwart hat sie ihren Realitätsbezug 
jedenfalls eingebüßt." Staarssouveränität und Volkssouveränität seien analytisch scharf zu nen

nen: Im Begriff der Staarssouveränität gehe es um rechtlich relevante Eigenschaften der Staaten 

im Verhältnis untereinander; im Begriff der Volkssouveränität gehe es dagegen um das Verhältnis 

der Staatsorgane zueinander, ist also eine originär innerstaatsrechtliche Frage. - Das entspricht 

unserer Forderung nach analytischer Trennung von Staatsrheorie und Demokratierheone. 

315 Albrecht RsztuklzhoJer 199+· Zum behaupteten Demokratiedefizit der Europäischen Union. In: Pe
ter Hommelhoff/Paul Kirchhof (Hrsg.), Der Staatenverbund, a. a. 0., S. 39-55. hier S. 53. und 

mit schärfster Konsequenz: "Versteht man nämlich Demokratie als Herrschaft des Volkes. und 
davon geht das BVerfG aus. dann kann das Demokratiedefizit der Europäischen Gemeinschaft 
auch nicht durch Stärkung des Europäischen Parlaments überwunden werden, weil dieses kein 
Staarsvolk und ganz sicher nicht das deutsche Volk vertrin". 50 der Autor. S. 5+ 
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Vorbild IU[Jonaler Parlamente bliebe es eine "Volksverrrerung ohne Volk", solange es keinen 

"europäischen Demos" gebe, ein solcher wiederum wäre auf geradezu paradoxer Weise "un

europäisch", denn Europa war immer: kulrurelle Vielfalt, nationale Selbstbehauprungen und 

Konflikt. "Eincn europäischen Zentral- oder Uberstaat kann es und WIrd es nicht geben kön

nen: Europa ist nic Einhcit gewesen, sondern stets Vielfalt."l'6 Das in verschwommener 

5ta:manalogic ins L.eben gerufenc Europaische Parlament bleibe, so Lubbe, für vorerst unab

sehb.lre Zeit ein Parlament, dem die entsprechenden funktionen gar nicht zuwachsen kön

nen, folglich lasse sich Jas oft beklagte Demokratiedehzit uber "parlamentarische Vollkom

petenzen" nicht beheben l". 

J. Keine europazNit rntegrierte Öffentlichkeit. Parlamentarisierung alleine würde zur Besei

tigung dcs Demokratiedehlits nicht ausreichen, denn Parlamente sind auf "zivilgesellschaftli

che Infrastrukturen" angewiesen, "deren Kern die politische Öffendichkeit bildet, die es den 

Bürgern ermöglicht, zur gleichen Zeit zu gleichen Themen von gleicher Relevanz Stellung zu 

nehmen"u8. Wie die Wahlkämpfe zu den Wahlen Kir das Europäische Parlament immer wie

der zeigen, werden dIese primär von nanonalen Themen beherrscht, weil schon die Sprach

barrieren die Enrsrehung einer europaweit integrierten Öffendichkeit verhindern. Entspre

chend schwierig ges[al[e[ sich die Formierung eines auf europäische Arenen zugeschnittenen 

Paneiensys[em, die Integra[ion von Interessenverbänden, Burgerbewegungen usw. Wegen der 

Sprachcnvielfalt s[()ßen europawei[e Massenmedien auf schier unuberwindliche HindernIsse, 

weshalb es diese auch nur ansatzweise gibt. 

\'<)11 dcn genannten Punkten ist m. E. nur der letzte sozialwissenschafdich erns[zunehmen. 

Wer die Demokra[ie[heorie auf der Prämisse der Volkssouveränität aufbau[!'J, hat die Wei-

ll6 Memhard Hi/f1994 Die Europäische Union und die Eigenst.ladichken ihrer Mitgliedstaaten. In: 

Petcr Hommdhoff'/Paul Kirchhof (Hrsg.), Der StaJ.tcnverbund der Europäischcn Union, a. a. 0 .. 

S. 75-85. hier w. S 85. SIehe auch Hagen Schulze 1999: Nation und Nationalstaat im Wandel. In: 

\X'erner Weldenfcld (Hrsg.), Europa Handbuch, a. a. 0, S. 49-75, hier S. 49: .,nichts ist so eu

rop.lisch wie I:uropas Zersplitterung In Na[Jonen und l\ationalstaaten. Die Vielfalt m der Em

hm lelchnet Furopa JUS, Seit es ged,lCht worden ISt: die Plur.llltät der europäischen Staatenwelt. 

die Buntheit n.ltionaler Idenm.!ten und ihr dauernder Streit unterscheiden diesen Kontment seit 

jeher von den groflfbchigen Kulturen anderer Kontillente. .. Europa "~lr nie anders als politisch 

zerstuckelt zu denken. Ih: europäische C;eschichte war auch Immcc eine Geschichte der Knege 

ZWischen St;l.lten Furopas. aber gerade hlcnn zeigt sich ihr Paradox; \X'ährend die Staaten ASiens 

iiber j.lhrt.lUsende hillweg entweder schnell entstanden und vergingen oder aber zu grogen des

pouschen I legcmontalm;lChten aufstiegen, bal.U1cierten sich die \'leien Staaten Europas gegensei 
t1g aus." 

,17 H~mlillm riibbe 1994: Abschied vom Supersradt, a. ,l, 0., S. 150. 

llS /zirgm J/abemUlS J99~: Braucht [uropa cme Verf.lssung' Eine Bemerkung zu Dieter Gnmm In: 

D~"., Die Einbeziehung des Anderen. frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 185191 

)19 Siehe jedoch den Versuch VOll Heldnl11 Abroml'll 1999. Volkssouveränität in komplexen (;esell-
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ehen zum Ideengut des 18. und 19. Jahrhunderts schon gestellt, wie Denninger treffend for

muliert. "Die Analogie vom nationalen ,volk' zum ,Europavolk' ist verlängertes 19. Jahrhun

dert, mehr nicht."Fo Die Begriffe "Volk" und "Nation" sind, wie oben ausgeführt, auf soziale 

Großkollektive bezogen, deren nähere Bestimmung ohne eine gehörige ~rillensmetaphysik 

nicht auskommt, so immer wieder die Rede von "politischer Willensbildung", vom "Willen 

zur politischen Einheit", Rückführung der Verfassung auf den "Willen des Volkes", Nation 

als "vom Willen zu einem gemeinsamen Staat bestimmtes Staatsvolk", "die Nation wird kon

stituiert durch den politischen \X'illen zu dauerhafter staatlicher Existenz und zu unbeding

ter Solidarität", "alle Gemeinschaftsgewalt geht vom Willen der Völker der Mitgliedstaaten 

aus"l> usw. Wenn man dann den "Willen des Volkes" erkunden will, braucht man die Mei

nungsforschung oder den Stimmzettel. Woher aber beziehen die Bürgerinnen und Bürger 

ihre Informationen, um e1l1e sinnvolle Anm'ort geben zu können? Diese Frage verweist di

rekt auf die Sphäre der politischen Öffentlichkeit, weshalb der Teil III dieses Buches zu den 

,demokratischen Systemen" mit dem Kapitel zur politischen Öffentlichkeit beginnt. Die po

litische Öffentlichkeit ist kein irgendWIe gearteter "Willenszusammenhang", sondern ein 

hochgradig massenmedial vermittelter Kommul11kationszusammenhang, der seinerseits in die 

globalen Kommunikationsprozesse der Weltöffenrlichkeit eingebettet ist. Wie hoch oder nied

rig der Integrationsgrad der europäischen Massenmedien tatsächlich ist, wäre eine interessante 

schaFren . In Hauke Brunkhorst/Peter ~iessen (Hrsg.), Das Recht der Republik. Frankfurt am 

Main: Suhrkamp, S. 37-65; 111 komplexen Cesellschaften müsse man von der Vorstellung des eI

nen einheitlichen Demos Abschied nehmen, nicht der "e1l1heirliche \1C'ille", sondern Widerspruch 

sei der Kern, trotzdem werde die Idee der Volkssouveränität nicht obsolet. - Ich denke, da fehlt 

es an Konsequenz bel Ahromell. 

120 Frhard Denninger 1999. Menschenrechte und Staarsaufgaben - e1l1 "europäisches" rhema. In: 

Martln Nenesheim/Pierangeio Schiera (Hrsg.), Der integriene Staar. - Verfassungs- und europa

rechthche Betrachtungen aus italienischer und deurscher Perspektive. Berlin: Duncker & Hum

blot, S." 24, hier 5. 12. 

321 Die Formulierungen sind 'Iexten entnommen, die bereits öher zirien wurden, siehe zur Krink des 

Begriffs Peter Graf Kiefmansegg [97~: Volkssouveränität. bne Untersuchung der Bedingungen de

mokratischer Legitimität. S[Uugarr: KIen, insbesondere ~. 242: Es SCI offenkundig, daß die Volks

souverämlilSdoktrin der LegllimitJ.tsdokmn des monarchischen Absolutismus nachgebildet isr. 

,Dem alten Souverän wird e111 neuer Souverän entgegengestellt, so als könne es bei der I.egiti

mitätsfrage auf gar nichts anderes als auf die Suche nach dem einen rechtmäßigen Inhaber aller 

Herrschafrsgewalt hinauslaufen. Schon die Umstände der Geburt der Volkssouveränllät wecken 

Zweifel daran, daß die Figur des Souverän; in die demokratische IegitimarionsargtlmentJllon 

Wirklich hineingehört .. Der Begriff des Souveräns setze die .. Personalirjr desli-ägers von I Jerr

schahsgewalt voraus. Spricht man von einem Kollektiv als Souverän, vom Volbsouverän, so im

pliziert diese Redeweise deshalb unausweichlich organizistische Vomellungen vom \Vesen des Kol

leknvs. Man braucht nur e1l1 wenig genauer darauf zu achtm, wie vom Volkswdlen (oder auch 

vom \Villen der ,Massen'), bekanntlich einer der zentralen Kategorie des demokratischen ,Jar-
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hage, welche ~1edlenexpenen zu beanrworten härren. 'latsache ist, daß eine pnmär auf Eu

ropa und die UI1Ion speziallsiene Medienlandschaft erst in bescheidenen Ansarzen existienlH 

. - man denke an FuroNews - und die "babyloI1lsche Sprachven.virrung" zumindesr so lange 

ein Hindernis darstellt, bis Englisch als fint seeond language vom Großteil des" Unionsvolkes" 

behemclH wIrd. Daß Englisch als \X'elrsprache gerade keinen Ansarzpunkt für eine spezifisch 

europ/mehe identität bilden kann, mag Anhanger eines "Europa der Vaterlander" (der Volks

nationen) beruhigen, dIe ~urzer der neuen .\.1edlen inreresslen diese hage wohl kaum. ':lehr 

viel brennender erschell1r dIe hage, was der einsetzende Prozeß des Zerfalls der großen Pu

blika in unzähiJge fragmenriene Öffenrlichkeiten fur die Demokratie der Zukunft bedeutet)": 

Das "Ende der Demokratie"l"', also der uns venrauten Form der Demokratie, wird - wenn 

überhaupt - nicht so sehr durch den Bedeurungsverlust nationaler Crenzen herbeigeführt 

werden als durch das mögliche Verschwinden der großen "nationalen" .\.ledienpublikaJ'1 . 

Welche Konsequenzen wird es haben, wenn die üblichen allabendltchen ;-\achnchten-

gO!lS', geschneben und gesprochen "md, um Belege für diese These zu f1nden~, so der Auror Ge

gen dIe rouSSt'aUlstl.\che lraditlon seI zu fragen, "ob der '>chluß von der )ouverämGit auf den Sou

veran wirklich zwingend ist. Die Antwort lautet nelI1.·' "Die Figur de... Souverans ergIbt SICh nIcht 

zwingend dUS dem .)ouveränitatskonzept, Souveränität kann als Enrscheidungsmonopol aufge

fallt und organiSIert werden, braucht aber nicht so aufgefaßt und organisiert werden. Insbeson

dere die modernen Vcrfas,ungssraaten konnen ohne Gewalt,amkelt nur als differenzIerte Kom

pctenz.systeme verstanden werden, dIe zwar am Prinzip der Souveränltat festhalten, aber clI1en 

Souverän mcht kennen.~ 

122 SIehe Jurgm Gerhards 199~. \X'esteuropalsche Inregration und dIe Schwiengkelt der Enrstehung 

elI1er europäIschen ()ffentlllhkeit. In: Zeitschrift für Soziologie 22: 96--110; jetzr die Fall;rudie von 

Rrm~r Gnmdmanll/Dmms .\mrlhlSIlt' 1X'rrghr 2000. 0:ational Elltes and TransnatIonal Dlscour\es 

in the Balkan \X'ar. A Companson t>etwecn ehe hench, (,erman and BfltlSh E~tabltshment Press. 

In: European Journal of Communication 15: 299-320, hier auch Hinweise auf Beiträge in D. 

SmirhlS 'Ir'rigJ,t 1999 IHng.): \Vhose Furope? The Turn Towasds Democracy. Oxford: Bast! Black

weU. 

,23 1X'iIlOnd GrUner 199," IndividualIsierung lind Globalisierung. DIe Pflvatislerung der ÖffentlIch

keIt? In: "-.ul Rohe (Hrsg.), Polirik und Demokratie In dcr Intormatlonsgesellschafr. Baden·Ba

den: 0:omos. S. 2\--44, sowIe andere Beitrage In dIesem Band. 

124 /ra'I-,\!ilT!t' ('IIt'homo 1996: Das Ende der Demokratie. München: dr\'; der Autor verrrm die 

The,e, daß In unserer Epo~he weltweiter Verflechtung der \X'irrschafr und des Zusammenwach

sen, weit entfernter Regionen durch elektronische ~ledien und 'Ielekommunlkation dIe hlerar

ch,,~hcn ~1achtstrukruren des "institutionellen ZeItalters" überholt SInd und daß Begriffe wie 

Demokratie und :-\ation Ihre ursprungliche Bedeutung eIngebußt haben. 

125 KfltlSch vor allem Roherr D. Plltnam 1996: Symptome der KIise. - DIe LSA, Luropa und Japan 

im VergleIch. In: \,'erner \\'cldenfeld (Hrsg.). Demokratie am \X'endepunkr. a. a. 0., S . 52- 80; 

zwei .Hauptverdächtlge" gebe e... tUr dIe Kme der Demokratie: dIe ~1assenmedien. vor allem das 

Fermehen, und dIe ~leinungsbdi-agung. Ohne angemessene Zufuhr von "Sozialkapnal" - also 



lO6 Die I\\odernislerung politischer Systeme 

sendungen des Fernsehens mit dem Programmangebot von 500 weiteren Fernsehkanälen zu 

konkurneren haben? 

\Velchen Stellenwerr häne die AUh"errung des Europäischen Parlamenrs1•6 zu einem "Voll

parlamem Flir die Beswigung des sog. "Demokratiedefizits" det Union? Wie gesehen, hängt 

die Antwort davon ab, auf welchen Theorieprämissen das jeweilige GrundverständniS von 

Demokratie aufbaut. Aus der Perspektive dieses Buches setzt die Demokranemeorie eine Be

schreibung der Subsysteme der als Demokratien klassifizierbaren demokratischen Svsterne des 

Funktionssystems der Politik voraus. Es ist mir ell1 Rätsel, wie man die Funktionsweise von 

Demokratien erklären kann, ohne zu wissen, aus welchen Subsystemen demokratische Sy
steme bestehen, auf welchen Grundlagen die Binnendifferenzierung ll1 Subsysteme erfolgt, 

welche Funktionen die Subsysteme Im Gesamtsystem zu erfüllen haben, inwiefern Eigendy

namiken der 5ubsysteme Funktionsstörungen der demokratischen Prozesse verursachen kön

nen usw.· Leider hat auch die System theorie gerade hierzu noch nicht viel anzubleten l18. 

\"Vie dem auch sei: Ein EU-ParlamemJ19 als "Vollparlamem" ware nur durch ell1e vollständige 

Reorganisation der "StaatsleilUng" zu realisieren, d. h., es müßte die Kommission ins Parla

mem imegnert und der Rat in eine Linderkammer transformiert werden; als Machtzenuum 

könme es sehr viel mehr Medienll1teresse erzeugen, als das detzeit der Fall ist - an die Parla

memsöffendichkeit würde die Medienöffendichken direkt anschließen; in diesem Kontext 

würden die ideologischen Orientierungen stärker hervorrreten, an denen die Fraktionen des 

ohne bürgerI.ches Engagemem, gesunde Gemeinschafi:slnstltunonen und gegenseitiges Veruauen 

- konmen Demokrane und I\\arkt'.vinschafi: inS 'X'anken geraten, so Purnam; siehe Im selben 

Band den Beitrag von Charle .. Taylor Der Trend zur polinschen Fragmennerung - Bedeutungs

verlust demokratischer Emscheidungen, 5. 254-276 

326 Peter A1. Schrmdhuber 1995-' Föderalistische und demokratISche Crundlagen des Europäischen Cni

onsrechts. In: Oie Due/,\\arcus LunerlJ ürgen Schwarze (Hrsg.), Festschrifi: fur Clrich Everling, 

Bd. II , a. a. 0, S. 1265-1279: Das Europäische Parlament habe seinen ElI1fluß bedeutend ausge

weitet, Sich ell1c Vielzahl von Komperenzen erkämpfi: und sei längst kein "Paplemger" mehr, so 

der Autor. 5. 12-2, mit einer beeindruckenden Darstellung der Komperenzen des Er, siehe aber 

rue "DefiZite' aufS. 1275 f., z. B. kell1 Gescrzesll1ltlan\Techr, keine Mit'.virkungsrechte bei der Aus

gestaltung der l'ertrtlglzchen Gnmdlagen der Union, bei der 2. und 3. Säule nur marginal bereiligt. 

327 Eher dürftig die Ergebnisse der Theorieent'.vieklung im Sammelband von Arthllr BenzfW'oljiallg 

SeI bel I997 (Hrsg.)- Theorieent'.vicklung 111 der PoI.tikwissenschafi: - eine Zwisehenbilanz. Baden

Badm: Nomos, der Band emhalr, wie Anhur Benz In der Einleitung einräumt, keinen einzigen 

Beitrag zur Sysremtheorie \X'enn man sich allerdings fur .. New Instirutionalism" interessiert, soll re 

man den Band konsulrieren. Für unsere Fragestellungen bieter er l1Iehr viel. 

328 Niklas Lllhmalln 2000: Die Polink der Gesellschaft. Frankfurt am I\!ain: Suhrkamp, auch hier 

suchr man eine Theorie der Subsysreme demokrameher polirischer Systeme vergeblich. 

329 Vgl. auch FranClSJacobslRIchard Corbett/I'vfichael Shackleton I992:The European ParI.amenr. Har

low/Esse,,: Longman CX. 
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l'arLllJ1elHS und an diesen wiederum sich die europäische ParteienlandschaftHo zu profilieren 

halle mw. Die Demokratislerung Europas kann nur als Selbstdemokratisierung der Union 

voranschreiten, und zwar Im ~1l1ne der Überwindung der derzeit noch eXistierenden "seg

ment:iren Vergemeinschafrung' 

HO Thomtls famen 1992: Zur Emwicklung supranationaler europäischer Parteien. In: Oscar W. Ga

hriel et al. (Hrsg.), Der demokratische Verfassungsstaat. Munchen: R,Oldenbourg. S. 241258; 

(),kar Nitdemztlyer 1997: Parteien auf der europäischen Ebene, In: Oscar W. Gabnel/Oskar Nie

dermaycrlRJChard <"töss (Hrsg,), Parreiendemokratie in Deutschland. Opladen: Westdeutschet 

\erlag. <." 443-458; nomasfansen 1999: Europäische Parteien. In: Werner Weiden feld (Hrsg.). [u

ropa Handbuch, a. a, 0" ), 395-409, hier 'l. 397' Der Umstand, daß die Tätigkeit der europäi

schen Parteien nicht oder noch nIcht - in dem :--'1aße wirksam 1St wie die der nationalen Par

teien in den Mngliedstaaten, liege darin begrundet, so Jansen, daß die Quelle der Macht, die in 

der Union ausgeubt wird, nicht (oder noch nicht) im Europäischen Parlan1em liegt, sondern nach 

wie vor bei den nationalen Regierungen. die Ihrer~eltS von den nanonalen Parlamenten legitimiert 

werden. Aus historischer Perspektive interessant, deshalb sei hier ein Verweis auf das Kapitel 9 er

laubt, die Fonnulierung Jamens: "Die Europäischen Parteien waren also zunächst einmal Kinder 

der Fraktionen des Europäischen Parlaments", so S, 406. 

l31 So die Formulierung von M Rainer Lepsius 1991 Nationalstaat oder Nationalitätenstaat als Mo

dell für die Weiterentwicklung der Europäischen Cemeinschaft, In Rudolf\VIldenmann (Hrsg.), 

Stutswerdung I:uropas? A.a.O, S. 19 -40, Wie weit Europa von einer solchen Überwindung ent

fernt ist, 7elgt etwa d,e Deutung von Uc'ernn Link 1997: Die europäische Neuordnung und das 

-'hehtglelchgewicht In: Thomas Jäger/Melanle Piepenschneider (Hrsg,), Europa 2020. Szena

rien politischer Entwicklungen, Opladcn: Leske + Budrich, S, 932: "Die Überlegungen aus neo

realistlScher Sicht und die emplflschc Analyse der praktischen Polttlkansäf7e der derzeitigen Über

gangszeIt munden 111 d,e Schlußfolgerung, daß Machtgleichgewicht das organisarorische PrinzIP 

der europ.i1schen Neuordnung ist und wohl auch künftig sein wird; daß auch die diversen Insl1-

turinnen das variablc Machtgleichgewichr widerspiegeln und von ihnen bestimmt werden, 0 h 

es entstehtn derzeit in Europa und im eurasisch-arlannschen Raum sich uberlappende II1tegrative 

und kooperative Cleichgewichrssy:,teme. deren jeweiltge Ral10 es ISt. cLe Hegemonie einer Groß

rnacht tClls durch Integrarion, teils durch Kooperation zu verhindern; die Hauptmächte wechsel

,ettlg zu beschränken und miteinander zu verschränken. Im Falle einer neuen akuten hegemo

nIalen Bedrohung wäre d,e FntwlCklung eines neuen anragonlSllschen Clelchgewichtssystems 

wahrs~hcll1lich," 





I Politische Systeme in 
En twickI ungsländern 





KAPITEL I 

Neopatrimoniale Systeme 

[n der Comparative-Politics-I'orschung wird sen einigen Jahren von eIner Krise des Fachbe

reichs gesprochen. Genau genommen handelt es sICh Jedoch "nur" um eIne Theoflekrise und 

diese betrIfft wiederum in erster Linie die sog, EnrwickJungsländerforschung'; hier wurde das 

"Scheirern der großen Theorie" explizn konsta(lerr', und zwar nicht aus einer postmoderni

sIIschen Grundhal(Ung, sondern weil die gewohnten paradlgmanschen Oriennerungen 

sowohl wegen entscheidender Veränderungen Im c,egenstandsbereich, also aus enm'ICk

lungstheoretlSchen Gründen, als auch wegen des Scheiterns von Strategien der EntVJlck

lungspolltik', ;1150 aus entwickJungspolitischen Gründen, kaum mehr aufrechtzuerhalten sind. 

Vermutli.:h hat die Theoflcknse jedoch auch damn zu (Un, daß der Materialberg in den 

[erzten Jahrzehnten gerade auf diesem Gebiet gewaltig angestiegen ist: Es kann aus rein prag

matischen Gründen Illemand mehr beanspruchen, am Gipfelkreuz des Berges zu stehen, von 

dle<>em exzep[lonellen Standort aus einen Rundum-Blick genießen und berichten zu können, 

was man von dorr aus siehe Diese Zeiten smd endgültig vorbeI. So Ist es denn verständlich, 

wenn der Berg - um beim Bild zu bleiben - von verschiedenen 5enen angegangen Wird und 

man sich mit der Beschränktheit der Perspektiven abfindet (also mit Area-S(Udies) Diese Hal

tung ISt zwar zweifellos legitim, aber es stellt sich doch die Frage, ob es nicht Mirrel und Wege 

gibt, den Gesamrblick auf indirekte Weise zu erschließen? 

Seit [)cpendencia-/\Veltsystemrheoflen unter dem Druck falSifizierender empirischer Evi

denz und wahrscheInlich nicht zulerzr auch im Gefolge der Ereigmsse der Jahre 1989 und da

nach zusammengebrochen sind, gibt es auf der allgemeinsten Ebene nur noch em Theorie

angebot, nämlich die Modernisierungstheorie' , So ISt es nicht venvunderlIch, daß die 

Tony Snlll/' 198,: ReqUiem or ~ew Agenda for Third World Studies' In World Politlcs 37: 

532. 561; Rarbara {,edder 1991. Paradigms and Sand Castles in the Comparatlve Politics of Devel

opmg Art"as. In \X'illiam Crony (Hrsg.), Comparatlve Polirics, PolIcy, and International Rela

tions. fvansronlIll.: ~orthwesrern Unlv. Press, S. 45-~5. 

2 Ulnrh ,\fmuI1992. Das Ende der Dritten \X'elr und das Scheirern der großen Theorie. Frankfurt 
a. ,\1' Suhrkamp. 

Ulm}, Mmul 199J. 40 Jahre Entwicklungsstraregle = 40 Jahre \X'achsrumssrraregle In. Oieter 
~ohlen/Franl ~uscheler (Hrsg.l, Handbuch der Orinen \X'e!r, Bd. I, Bonn: Olea Verlag, S, 
1)1-155 

4 fohtlwlN Bn-y:er 1996: \\l:/a..\ hchaupret die Modermsierungsrheone Wirklich - und was Wird ihr bloß 
untersrellr? In: Leviathan 2.4 : ~. 45-62. 
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Modernisierungstheorie eine neue Renaissance erfährt). Dennoch bleibt für viele ein Unbe

hagen - zu Recht, wie ich meine, denn zumindest für drei zentrale Fragen gibt es keine ein

deutige AnwOrt6: 

Erstens, was heißt eigentlich "Entwicklung"? Was ist das "Moderne" an der modernen Ge

sellschaft? Abgesehen davon, daß man von den Modernisierungstheoretikern unterschied

liche Antworten erhält - was darauf hindeutet. daß die Modernisierungstheorie im Singular 

ohnehIn ein problematisches Konstrukt ist, bleibt die schon in den 1960er Jahren formulierte 

Kritik, das Entwicklungsziel sei an den westlichen Indusuielandern abgelesen und enthalte 

eine unausgesprochene normative Komponente, namlich die Entwicklungsländer sollten sich 

in dieselbe Richtung entwickeln; die Schlagwörter der Kritik und Polemik sind bekannt: Eth

nozentrismus, Kulturimperialismus, Neokolonialismus etc. einerseits und Kulturrelativismus 

andererseits. Die Frage bezieht sich auf die Entwicklungsrzchtzmg, verlangt nach einem ge

seIlschaftstheoretisch fundierten Entwicklungsbegriff, und einen solchen habe, so die Kritik, 

weder die Modernisierungstheorie im allgemeinen noch die politikwissenschaftliche Diskus

sion zu "political development" im besonderen - bislang jedenfalls - nicht anzubieten ver

mocht. 

Zweztens, warum sollen Faktoren wie: das Niveau der wirrschaftlichen Enm:icklung (ope

rationalisiert als GNP per capita oder als Energieverbrauch), Urbanisierungsgrad, Litera

litätsrate, Konsumniveau bel den Massenmedien und demokratische Form in der Politik die 

entscheidenden Variablen des Modernisierungsprozesses sein? Die Kritik an den Variablen der 

Modernlslerung kann hier nur 1m Telegrammstil wiedergegeben werden. 1. Es gibt Wirt

schaftswachstum ohne Entwicklung (growth without development); das Pro-Kopf-Einkom

men als Indikator verschleiere überdies die Verteilungsproblematik. 2. Der Urbanlsierungs

grad besage wenig über Modernisierung7 , denn dieser habe in den meisten EL mehr mit 

Bevölkerungswachstum und einer verfehlten Agrarpolitik zu tun. 3. Das Litera!ttätsniveau 

konnte In den meisten EL durch den Ausbau des Schulwesens kräftig gesteigert werden, aber 

Larry Dzamond 1992. Economlc Development and Democrac)' Reconsidered. In Amencan Be

havioral )C1entist 35: 450-499; Seymour M. LipsetlKyong-Ryung 5eongIJolm eh. Torres 1993- A Com

parative Analysis of the SOClal Requisites of Democracy. In: International SOClal SCience Journal 

136: 155-175; Seymour M Lzpset 1994 The SOClal Requisites of Democracy Revisited. In: Ameri

can Sociological Review 59: 1-22; Franw Fukuyama 1995." Confucianlsm and Democracy. In: Jour

nal of Democracy 6: 20-33. 

6 Vgl. Andreas Boeckh 1993-" Enrwicklungstheorien: Eme Rückschau. In: Dieter Nohlen/Franz Nu

scheler (Hrsg.), Handbuch der Drinen Welt, Bd. I, S. IIo-130. 

7 Eugene Linden 1996. The Explodmg Cities of the Developing World. In: Forelgn Affairs Oan

uarylFebruary) 75: 52-65; Dzrk Bronger [991: Dynamik der Metropolisierung als Problem der 

räumlichen Enrwicklung m Asien. In: Internationales Asienforum 22: 5-41; Axef Borsdoif 1991" 

Moloch Großstadt: Metropolis,erung in der Drinen \('elt. In: Jahrbuch Dritte Welt 1992. Mun

chen: Beck, ~. II3-I22. 
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es stellt vor ein schier unlösbares Modernisierungsdilemma: jährlich verlassen Hunderttau

sende gebildete Jugendliche die Schule, ohne im formellen Sektor eine Beschäftigung zu fin

den; in Verbll1dung mit 4. einem höheren Konsum bel den ,\1assenmedlen, führe dies zu ei

ner politisch explOSiven )ltuanon: chronische politische Instabtlität8 und/oder verfehlte 

polnische "Liisungen" der Regierungen, etwa Beschäftigung im öffentlichen )ekror; aufge

blähte Staatsapparate wen die folge. 5. Demokratische Politik sei, so die Kritik, kell1 not

wendiges politisches Korrelat einer ökonomischen .\1odernislerung; es gebe keine rein öko

nomische Begründung für Demokratie?; statistisch mögen die Zusammenhänge zwischen der 

Höhe des Pro-Kopf-Ell1kommens und einem Indikator für demokratische Polink hoch sein, 

sie sagen jedoch nichts aus über die kausalen VerhaltnisselO 
•. Kurzum: die Kritik zielt auf das 

Problem einer theoretischen Kontrolle der Variablenseleknon. Man wird seit Lipsets "SOClal 

Requisites"" den Eindruck nicht los, die Modernisierungstheorie sei um ell1e mehr oder we

niger zufhllig vorhandene Datenlage gestrickt worden, nicht umgekehrt. 

Drittens. die Krink der Modernlslerungstheoretiker an den Dependistas (bzw. allgemein 

an den neomarxistisc.hen Ansärzen), sie würden alles und jedes aus "ökonomischen Verhalt

nissen" heraus erklären wollen, treffe letztlich auch auf sie selbst zu. Die Neigung zum öko-

1H1lnischen Reduktionismus war in der 'EH weit verbreitet. Die oben angeschni([ene Diskus

sion uber die l:rklänmg des Demokratisierungsprozesses aus der wirtschaftlichen Entwicklung 

8 [)Ies wurdc von ell1lgen Modernisicrungstheoretlkern eigentlich schon früh gesehen, so von Sa

m/lef l' !funtmgton 1965: 1'0lHICai Development and Political Decay. In: World Politics 17: 

,S6-430; Siehe grundsätzlich dazu Georg Staudt 1989: Massenkultur, Geme1l1schaft und Entv'lCk

lung. In: I'eter \X'aldmann/(;eorg Elwert (Hrsg.), Ethnizität im Wandel. Saarbrücken/Fort Lau

dl·rdale. Breitenb.lch Verlag, S 223-236, msbes. lIIr Bedeurung von Kassettenrekordern in der Re

volurion gegen den Schah Im Iran . 

C) .)() auch I-ranm fllkllyama 1992. Das Ende der (,eschichte . .\1ünchen: Kindler. 

10 Anders die Auwren RoSJ E BurkhartiMichael S. LewH' Beck 1994. Comparatlve Democracy: The 

r.cunomK Development Thesis. In: Amencan Polmcal Science ReView 88: 903-910, hier IJ1sbes. 

~. 907: ., rhus, around the world, economlc developmcm works 10 foster democracy . Siehe da

gegen Hanf/es Vf'immer 1996: Evolution der PolitIk. Von der Stammesgesellschaft zur modernen 

Demokratie. WUV Gniversitätsverlag, Wien, Kap. 10, zur europäischen Entwicklung: Der Oe

mokratislerungsprozeß werde zwar von einer ganzen Reihe \'on FaklOren konditiol1lert, so z. B. 

von der [·nt'.vlcklung der Massenmedien Im Cefolge des Buchdrucks, der Entstehung von ,.for

malen Organisationen", der Durchmonerarislerung der Wirtschaft etc., stehe 1I1sgesamt mit der 

enorm gestiegenen Komplexität der funktional differenzierten Gesellscharr in Zusammenhang, 

,ei aher letltlich als ein rem mlt'mer Prozeß der Binnendifferenzierung des politischen Systems zu 

ver'tehen, also als eme hgenle/Slung der Politik. Siehe auch Teil III hier lJ1 diesem Buch. 

II The SoC/al RequiJiles for Democracy, wiederabgedruckt in Srymour /,.,fartm Lipset 1981: Polmcal 

.\!an. The Social Bases of Poli[ics. Baltimorc. Johns HopklJ1s Gl1Iv. Press, Expanded Ed ., S 

469476. 
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spricht ja schon für sich: politische Variablen sind die abhängigen, ökonomische die unab

hängigen! 

~1itdef\veile beginnt sich immer mehr die Einsicht durchzusetzen, daß der entscheidende 

entwIcklungspolirische Engpaß In vielen EL nicht im Bereich der \X'irrschafr, sondern in der 

Politik zu finden ist - ganz deudich nun vor allem bei den Afrikanisten. ~icht zulerzr wegen 

der Kritik seitens der afrikanischen Intellektuellen fand - lange vor dem \X'e1tbankberichr 

(1989) - ein Gmsch\\Ung srarr: die \',;chtigste und primäre Crsache für die katastrophale Ent

wicklung in Afrika südlich der Sah ara liege nicht in ausbeurerischen Strukruren der kapitali

stischen \X'eltwirrschafr (Stichworr: development of underdevelopment), sondern Im fatalen 

Versagen der Polirik; die Ursache der Krise sei primär eine politische, keine ökonomische". 

Bel den LareinamenkanIsten regte sich zwar die Kritik am "ökonomischen Redukrionis

mus" zwar ebenfalls schon vor geraumer Zeit'J , der "politökonomische" Argumentationsstil 

scheint jedoch noch nichr ganz übem'unden zu sein. Dennoch konnte man im Zuge der 

Auseinandersetzung um O'Donnells ~10dell des "burokransch-auroritären Sraares" die ein

setzende Reonentierung bereits erkennen'4 . Trotzdem, eine mit den Afrikanisren vergleich

bare StaJ.rsdiskussion fehlr hier bis heure. Ganz anders dagegen die Debarre um die "0:ewl)' 

Indusrrialized Counuies" in Asien: über die enorme Bedeurung der "Rolle des Sraares" be

stehr hier wenig Zweifel. Auch in China liegt der entwicklungspolitische Engpaß hingst nichr 

mehr in der \X'imchafr, sondern im politischen Sysrem. 0:och viel mehr gilr dies erwa für 

Birma (Mianmar), Laos, Viernam oder :\ordkorea. Auch die "Erfolge" des islamischen Fun

damentalismus lassen sich nicht aus den Strukruren des \X'elrmarkte5 oder der Positionierung 

der islamischen Republiken im \\'elrsysrem erklären. - \Venn dem so ist, dann müssen wir 

noch viel mehr als bisher mit gewohnten ,.kausalen Zurechnungen"I< brechen und erkennen, 

daß nicht die \X'irrschafr die Politik, sondern umgekehrt endogene politische Strukruren in 

viel höherem Maße die unterschiedlichen ökonomischen Perfonnanm der Länder erklären'6, 

als es auch die .\10dernisierungsrheorie vermuren ließe. 

I2 Vgl Feur AleynslFranz Nuscheler 1993- Srrukrur- und Enrwlcklungsprobleme von Subsahara

Afrika. In: Dieter 1\ohlen/Franz 0:uscheler ' Hr~g.), Handbuch der Drinen Welt. Bd. 4. S. 13-101; 

Franz XI/scheler 1996 1m Süden mchts 0:eue5' In: Berrhold \1eyer (Red), Eine \X'elr oder Chaos? 

Frankfurt am .\bin: Suhrbmp, S. 1~8-220. 

13 Z. B. bei Alfted Supan I9.~8: The '>tate and Souet)·. Pnnceron, 0:. J.: Princeron Cni\'. Press; oder 

siehe die DiskUS5ion um O'Donnells \10dell de> "bürokratisch-aurorita.ren Staate5" In Dal'id Col
/zer (Hrsg.) (1979): The :--:ew Aumoritarianism In Latin Amenca. Princeron. 0:. J.: Princeton Uni\'. 

Press, vor allem die Beiträge \'on Alben O. Hirschman, Jose Serra und Roben A. Kaufman. 

14 Ich komme im nächsten Kapitel darauf zuruck. 

15 Oder mit "Tabus" brechen. so Ulrich :\-Ienzel 1992. Das Ende der Dnnen \Velt, a. a. 0., S. 49 f{ 

und S. 214-224. 

16 \\'as jedoch nicht heißen soll, man könne weltökonomische Rahmenbedingugen völlig außer acht 

I=en: daß der systemische \ernerzungsgrad in der \X'eltwimchaft Viel höher ist als in der inter-
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\X'enn man diese geball[(~ Kri(Jk an der Modernislerungstheorie ernst nimmt. dann bleibt 

rucht lllehr viel von ihr übrig. Hinzu kommt, daß die Einheit dessen. was wir gememhl!l un

ter der »Drmen \Velt" verstanden haben. ebenfalls langst zerbrochen ISt: Sl!Igapur. Sudkorea. 

"laiwan oder Hongkong haben mit Japan. den USA oder mit Großbmannten mehr gemel!l

Solm als mit Burma. Afghalllstan, Zaire oder Ham. - Heißt das, daß wir überhaupt keine all
gemeine Enrwicklungstheorie mehr haben und wir uns I!I der Komparacisnk mit Länderver

gleIChen oder bestenfalls mit Area-Srudies bescheiden mussen? Bescheidenheit ist in der Tat 

am Pl.ltZe, aber wie begegnen wir dann Kritiken wie: willkürliche Länderselektion. Kreuzta

bdlJerungen und Variablen mechanik auf der Basis von Ad-hoc-Theorien. statische Klassifi

kuionen und 'I)pologlebildungen" • "üverquantification"'8. d. h. Anhäufung von Daten/Fak

tcn als formlose Erkennmismasse. ohne daß man wüßte. was uns diese Daten zu sagen haben 

cte. Verlieren wir bei dieser "Bescheidenhen" dann nicht den Sinn und Zweck der Compara

nve-Politics-Forschung aus den Augen, den Giovannl Smort treffend als "empirisch kontrol

lierte I"heoriebildung" angegeben hat(9? 

Angesichts dieser Lage muß man offenbar auf gewisse Ansprüche verzichten, aber dies ist 

kein Plädoyer für Resignation; mel!l Vorschlag läuft auf eine Doppelstrategie hinaus: 

Erstens, die .\10dernisierungstheone auf eine solide. gesellschaftstheoretisch fundierte 

(,rundlage zu stellen. Die Arbeit an der Gesellschaftstheorie ist jedoch primär Aufgabe der 

'1oziologie und - so welt ich sehen kann -. ist Luhmanns Theone der funkcional differen

zierten Gesellschaft das am weitesten vorangetriebene Projekt auf diesem Gebiet"': Enrspre-

nationalen Politik, Ist eine kaum 7U bestreitende Tatsache; siehe dazu WolfDIeter Narr/Alexander 

S'chllbm 1994: '\I:'e!tökonomle. Die Misere der Politik. Frankfurt a. M .. Suhrkamp; kein Entkom

men aus den Ge,ct7mäßigkeiten der \X'elrwlrtschaft sicht nach wie vor Andre Gunder Frank 1991" 

~o bcapc horn the UWS of\Vorid Economics. In: Review of African Polltlcal Economy 50: 

21-P; Andre Glinder Frankli'vfarta Flientes-Frank 1990: \X'iderstand Im \X'elrsystem. Wien: Prome

dl,l; Samlr Amm 199~: Die Zukunft des Weltsystems. Herausforderungen der Globalisierung. 

Hamburg: \·SA-Verlag. 

I~ Afnwn PolItIcaI Systems, urin American Polirical Sysrems ete.., Siehe den Sammelband von Anton 

Beblerljlm Seroka fHrsg.) (1990): Contemporary Pollrical Systems. - Classtfications and Typolo

gie,. Boulder/l.ondon: Lynne Rienner. - ~vpologlen Sind auf der Ebene von Area-Srudles unver

zichtbar als Orientierunprahmen, aber sie sagen in der Regell1lchts über EntWicklung; eIne ge

WISSt" Ausnahme bildet der Versuch von Dirk Berg-5"hIoJSeY 1984. Afncan Polirical Systems. -

'Iypology .lnd Performance. In: Comparanve Polincal Studles 1(" 121-151. 

,\fufW Dogan 1994. Use and ,\fisuse of 5[anstlcs In Comparative Research. Llmirs tO Quantifica

tion in Compara[ive Polttics: The Gap berween Subs[ance and Merhod. In: Mattel DoganlAli 

Kaz.anCigil (Hrsg.l. Comparing Nations Concepts, 5trategles. Substance. Oxford/Cambridge: 

Blackwell, 'i. 3571. 

19 GIol'annt S:mori 1994. Compare \X'hy and How: Comparing, :'1lscompanng and the Compara

tive Method. In: :'1attel DoganlAlI Kazacigil (Hrsg.). Comparing 0la[ions, a. a. 0 .. 5. 14"34. 

20 ~ikla; Luhmanns Cesdlschafmheorie beruht auf einer Kombinarion von Evolutionsrheone. 



II6 Politische Systeme In Entwicklungsländern 

chend dieser Theorie ist das "Moderne" an der modernen Gesellschaft nichts anderes als ihre 

Struktur oder ihre Differenzierungsform und eben dadurch unrerscheidet sie sich von seg

menrären sowie von uaditionalen, hierarchisch-suatifizierren Gesellschaften. Auf der allge

meinsten Ebene ließe sich dann "Modernisierung" oder "Enrwicklung" gleichsetzen mit 

"funktionaler Differenzierung" als langfristigem Prozeß des Suukrurwandels von Gesell

schaften. Im Rahmen dieses Projekts könnre man die ModernIsierungstheorie reformulieren 

und eben auf eine gesellschafts theoretische Grundlage stellen!'. 

Die zwette Suategie läuft daraufhinaus, unterhalb des Generalisierungsanspruchs der Ge

sellschafts- oder Modernisierungstheorie, aber oberhalb des Niveaus der Area-Studies, eine 

neue theoretische Ebene einzuziehen. Wie sehr die Forschung eine solche theoretische Ebene 

bräuchte, stellt man spätestens dann fest, wenn man alle 8 Bände des "Handbuchs der Driften 

Welt" (hrsg. von Nohlen/Nuscheler 1993/94) gelesen hat; Jedenfalls ist es denkbar, daß auf 

diesem Wege die relative Isolation bzw. Einschränkung der Perspektive bei den Area-Speziali

sten aufzubrechen wärell und sich daraus neue Lernchancen eröffneten. Wahrscheinlich müß

ten mehrere solcher "Theorien mittlerer Reichweite"!J erarbeitet werden, eine davon könnte 

"Neoparrimonialismus" sein'"". 

Kommuntkanonstheone und Systemtheorie; das weirverzweigte Werk Luhmanns kann aus 

Raumgrunden hier nICht Z/[lert werden, siehe jedoch Niklas Luhmann I997: Die Gesellschaft der 

Gesellschaft. Frankfurt a. M.: Suhrkarnp; eher kritisch dagegen die Position von Renate Mayntz 

199)," Zum 'lratus der Theone sozialer DIfferenZierung als Theorie sozialen \X'andels. In: Hans-Pe

ter Muller/Michael Schmid (Hrsg.). Sozialer Wandel. Frankfurt a. M.: Suhrkamp, S. 139-150, mit 

dem Ansatz eines "akteurzentrierten Institunonalismus" Für eine Verbindung von akteurtheore

tISchen und system theoretischen Ansätzen plädiert ebenfalls Uwe Schtmank I996: Theonen ge

sellschaftlicher DIfferenzierung. Opladen: Leske + Budrich. 

21 Ähnlich die Argumentation von Johannes Berger 1996: \X1as behauptet die Moderntsierungstheo

rie wirklich - und was wird ihr bloß unterstellt? In; Leviathan 24: 45-62, allerdings stärker Im An

schluß an Parsons; siehe auch den Beitrag von 'X'olfiang ZIpf 1996: Die Modernislerungstheone 

und unterschiedliche Pfade der gesellschaftlichen Ent\vickJung. In: Leviathan 24: 63-77; als 

Überblick zum "differenzierungstheoretischen Ansatz" allgemeIn Uwe Schimank [996: Theorien 

gesellschaftlicher Differenzierung. Opladen: Leske + Budrich. 

22 Auch In der Lehre stellt das Fehlen einer solchen Ebene ein DefiZH dar: der eine Kollege behan

delt die polimchen Systeme Lateinamerikas, ell1 anderer diejenigen Afnkas oder Asiens etc., die 

kognttive Verbindung bletbt letztlich den Studenten überlassen. Dies mag nICht uberall so sein, 

aber die Literaturlage legt diesen Verdacht nahe. 

23 So auch der Vorschlag von U/rich Menul 1992: Das Ende der Dritten \lC'elt, a. a. 0., S. 38; vgl. 

auch Uwe Schtmank 1996: Theorien gesellschaftlicher DifferenZierung, a. a. 0., S. 267 f., mit der 

Aufforderung, unterhalb der Ebene einer allgemeinen Theorie funktional differenZierter Gesell

schaften mit ",Grounded theones' der mittleren Reichweite" fortzusetzen. 

24 In meinem Beitrag Halmes Wnnmer I996. DIe Modernisierung des Staates als Ent\Vicklungspro

blem. In: franz KollandlErich Pilz/Andreas SchedlerlWalter Schlcho (Hrsg.), Staat und zivile Ge-
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1.1 Neopatrimonialismus 

Der Begriff schließt an .\1ax Webers Herrschaftssoziologie an, genauer an den Idealtypus der 

mullfionalen Herrrchafr5: BIS welt In die, 'euzelt hinein haben, so \Y/eber, Staaten wie etwa 

das zaristische Rußland oder das otromamsche Reich, in hohem .\laße Zuge patrimonialer 

Herrschaft bewahrr26• Patrimoniale Herrschaft beruht einerseItS auf Großgrundbesitz, ist hi

torisch göehen im wesentlichen Domänenver.valrung oder Herrschaft über einen Super-

Oikos'" , :lnderersem auf dem Besitz von Herrschansrechten über "Land und Leute" (Ono 

Brunner); erst diese Ausdehnung der Herrschaft aufOlken, die ursprünglich nicht der Herr

schansgewalt de.; I'ürsten unterlagen, machte das soziale Gebilde zu einer politischen, rue Herr

schaft des Herrn zu einer polnischen Herrschaft. Diese Herrschaftsrechte schließen im we

em!Jchen an mdnänsche Pflichten sowie an die Genchtsgewalt an: "Die bei den für umere 

Vorstellung spezifIsch polnischen Gewalten .\lJ!närhoheit und Genchtsgewalt, ubt der Herr 

in voller Sl.hrankenlosigkw. uber die ihm patrimonial Unterworfenen als Bestandteil der 

Hausgewalr."UI Daß man Herrschaftsrechte sOWIe daran anschließend ,,Amter", wie z. B. Ge

richte, besztzen kann ganz so wie anderes bewegliches oder unbewegliches Vermögen und so

mit .lIIch vcrerben, verpfänden oder verkaufen kann, ISt eine typisch vormoderne Vorstellung, 

hat Sich aber auch in I:uropa bis ans Ende des 18. Jahrhunderrs in verschiedenen Formen er

halten, in Gestalt der grundherrschaftlichen Parrimol11algerichtsbarkeit sogar bis 1848. 

seilschaft. hankfurt a. \1.: Apscl/Südwind. S. 17-38, habe ich versucht, dIeses Terram abzutasten 

die forschung zu den Mditärreglmen bzw. Coups d'Etat, zum "bürokransch-aulOritären Staat", 

zum sog. "Lntwlcklungmaa[' Ist bereItS auf dieser Ebene angesiedelt; "' 'eopauimoniallsmus" 

kjme nun hIlIzu. DIe theoretischen Bezüge untereInander sind alierdlllgs noch weithIn ungeklärt. 

25 Max Weba [922. \X'inschaft und Gesellschaft, a. a. 0.; SIehe dazu auch Sufon Brroer 1991 . .\Iax 

\X'cbers Herm.hafmozlOlogle. hankfurt a . .\1.: Campus. 

26 .Dle .\khrzahl aller großen KontInelllalreiche haben bis an die Schwelle der 'euzcn und auch 

noch m der, 'euzen ziemlich patrimonialen Charakter an sich getragen", so ,\1ax Ir'eber [922: 

\X'irtSl.haft und C;e~ellschaft, a. a. 0 , S 684. 

2"7 l~onlr.l1d Bouer/Herberl ,\lolis 1989: Ceburt der, 'euzcn . .\Iünchen: d(\'. fur die Entwicklung In 

I.urop.l. 

2 Afax \t~ber 1922. \X'irrschaft und Ge.dbchaft, a. a. 0, . 684: man muß also strikt unterscheiden 

ZWischen den HerrschaIrsrechten, welche der KOnlg kraft seiner Stellung als Großgrundbemzer 

ausübt (über seine Bediensteten am Hofe. auf den Burgen sowIe auf seinen l.änderelen) und 

Herr chaft~re hten, die er kraft seiner tradi[ional anerkannten Herr cherstellung uber .\1enschen 

außerhalb semer Domänen ausübt - kraft seiner Stellung als "König" über sein "Königreich" oder 

kran der Stellung als nFur;r" uber sein "Furs[entum", .Hen.ogrum" e(c, aber schon dIe Größe 

des Domänenbesnzes habe oft eine gewisse funkrionstedung bel der Ver.valtung erfordert, d. h. 

emersem eine Ver.\·alrung seines "Oikos" Im engeren Sinne, daruber hinaus Jedoch auch schon 

eme dl(~ser angegliederten .politlSche·' Verwaltung in bezug auf die exrrapammonlalen Herr

schaftsrechte; so entstehen "patnmoniale Amter" und bei weitgehender Konsoltdlerung dieses Ge-
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Der Herr, sei es ein König oder Fürst, rekrutiert einen ihm persönlich ergebenen Stab und 

tendiert dazu, diese wie seine Hausangestellten zu behandeln, die "politischen Barone" wie

derum dazu, sich möglichst zu verselbstandigen, etwa indem sie das Amt, auf dem sie sitzen, 

wie ihren persönlichen Besitz betrachten. Da die Amtsinhaber vom Herrscher nicht bezahlt 

werden, leben sie von Gebühren aus dem Amt und haben gewissermaßen das Recht, als Ge

genleistung für ihre Amtsführung sich persönlich zu bereichern. Da eine prazise Unterschei

dung zwischen öffentlich/privat nicht existiert, fehlt die Vorstellung von einer "Gemeinwohl

verpflichtung" des Staates ebenso wie verbindliche Regelungen darüber, was im "öffentlichen 

Interesse" gelegen sei und deshalb zu geschehen habe'9. Das Recht der Amtswalter auf Selbst

bereicherung ist enrweder legitimiert durch die "prabendale" Versorgung seitens des Herr

schers oder auch durch Ämterkauf - ebenfalls eine weirverbreitete Erscheinung im Europa 

des 17. und 18. JahrhundertS. \Xfir finden also an der Spitze des politischen Systems einen au

tokratischen Herrscher, dessen Befehle durch einen ihm persönlich ergebenen Stab umgesetzt 

werden (in diesem Sinne noch Max \Xfebers Begriff der "Herrschaft" ganz allgemein), wobei 

die politischen Pnvilegien der "Barone" ganzlich ab hangen von der Gunst des Herrschers, um 

die man sich standig bemühen muß, denn die Konkurrenz schlaft nicht. Diese allgemeine 

Verunsicherung wegen der Abhangigkeit vom "guten Willen" des Herrschers diszipliniert 

nicht nur den engeren Stab, sondern setzt sich nach unten fort, denn alle verdanken ihre ein

traglichen Pfründe und Privilegien letztlich dem Wohlwollen, der "Gnade" des Herrschers. 

Diese Situation eröffnet den informellen Machtspielen (Intrigen, Pauonagesuukturen, Aus

spionieren etc.) Tür und Tor und unterm iniert so die mögliche Solidaritat innerhalb der 

"herrschenden Klasse". Das übrige Volk im Lande ist entpolitisiert bzw. politisch rechtlos, 

setzt sich zusammen aus Untertanen, nicht aus Bürgern im modernen Sinne und wird von 

der herrschenden Schicht wesentlich als Objekt der Ausbeurung gesehen, d. h., eine irgendwie 

geartete Politik des "Gemeinwohls" oder der "sozialen Wohlfahrt" gibt es nicht, sofern sie 

nicht der Herrscher befiehlt, und selbst dann wird dessen \Xfillen vielfach gebrochen durch 

die Pfründewinschaft der nachgeordneten Verwaltung. Dennoch glaubt das Volk an die 

bildes ein "Parnmomalstaat". Max Weber schheßt mit seiner Theofle des "Patrimonialstaates" an 

eIne Diskussion des 19. JahrhundertS zur Frage des "deutschen Staates des Mittelalters" an; siehe 

die Darstellung dieser DiskUSSion bel Georg /'On Bel()u' 1925: Der deutsche Staat des Mittelalters. 

LeipZig: Verlag von Quelle und Meyer, 2. Auf!. des erstmals 1914 erschienenen Werkes (imbes. 

Kap. 1 zu C. Lv. Hallers Theofle des Pammomalstaates), welches Max --X'eber bewundert hat. 

Diese Diskussion ist eher von ideengeschichdtchem Interesse, wet! heute doch weitgehend aner

kannt ist, daß es einen "mittelalterlichen Staat"' in Europa nicht gegeben hat; Siehe meine Dar

stellung der Problematik in Hannes Wimmer I996: Evolution der Pohtik. - Von der Stammesge

sellschaft zur modernen Demoksane. Wien: WUV-UnlverSltätsverlag, Kap. 8 "Von der feudalen 

Anarchie zur Ständegescllschaft .. , S. 309 ff 
29 Siehe die histOrisch gehaltenen Beiträge in Anlold}. Heidenheimerl/vflchael}.ohnstonNictor T Le

Vine I989: Political Corruption. - A Handbook. New BrunswicklLondon: Transaction Publishers. 
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Redulll.ißigkelt der Herrschaft ... weil es Immer so gewesen ist". daß es Herrschend<. und Be

herrschle gibl, und folglich beruh I diese Herrschaft nicht bloß auf überlegener Gewalt. son

dern seUI ein gewisses Maß an "Emverständnlshandeln" der Untertanen voraus rassen wir 

ZUS.llnmen: 

,\lerkmale der patrimonialen Verwaltung bei Max Weber": 

Rekrutierung: Der Herr rekrutiert sem Verwaltungspersonal zunächst primär aus sei

nen HausuIllerworfenen. weil er sich deren Gehorsams SICher sein kann. Dies erzeugt 

U11ler den Freien mit der /elt ell1e MIßstimmung; ebenso wird ab einer gewissen 

Cröße des königlichen Olkos die ßeamtenstelle une eintragliche ElI1kommensquelle, 

Ulll dil Sich die Freien bemühen und im Laufe der Zelt auch beanspruchen: So wird 

die Verwaltung ubef\vlegend "extrapatrimonial", d. h. rekrunert aus den ökonomisch 

mächngslen "Häusern" des Landes. Diese streben nach "Stereot)psierung ihres Am

les" und erreichen eine gewisse Absicherung in Form von Zusagen oder dann auch m 

f'orm von ~tatuten für ihre Stellung: daraus ef\vachst dann die ständische Ab

schließung der königlichen Beamten vom übrigen Volk: .. Die )tereorypisierung und 

monopolistische Appropriation der Amtsgewalten durch Ihre Inhaber als Rechtsge

nossen schafft den ständischen Typus des Patrimonialismus"J2; 

• fehlende Trennung von "privater" und "amtlicher" Sphäre' Was ein Beamter tun darf, 

und was nicht; was er Sich aneignen darf, und was nicht etc. hängt einerseits von Re

striktionen aus alter Tradition des Amtes oder schlIcht von der Toleranz (sprich: Will

kür) des Herrschers ab. Eine strikte Unterscheidung von Staatseigentum und Privat

eigentum gibt es nicht, wie ganz allgemell1 der scharfe, rönllSch-rechdiche/moderne 

Eigentumsbegriff fehlt; 

• Fehlen fester Kompetenzen: Der Beamte hat zwar einen mehr oder weniger klar um

schriebenen sachlichen Auftrag, aber dieser ist gegenüber den anderen Beamten nur 

unscharf getrennt, so daß erst die Konkurrenz der Beamten unreremander eine ge-

jO Stefim Brftler 1998' Der 5ta.H. - l·.nmehung - 'Typen Organisanonsstadien. ReInbek bel Ham

burg: Rowohlr, Insbes. Kap. 3 und 4 zum ,traditlonalen )taat". bne erwas andere Akzentuierung 

im IkgriffJes "vormoderncn ')taales" habe ich entwickelt In Hannes 'X'immer 1998' Macht, Recht 

unJ (;ewall in vormodernen Gesellschaften. Paper zur Tagung Das historISch-generische Ver

st;mJnis Jer Normativitäl und Legitimität der gesellschaftlichen Ordnung", 17.20. Juni 1998 am 

ZiF (Bielcfdd), nun Im Erscheinen 111 GI/nter Dw:lFrank wetz 2000 Hrsg.). Moral und Rechl im 

Diskurs der t-.loderne. Zur legitimation gesellschaftlicher Ordnung. Opladen: Leske + Budnch. 

11 Siehe dazu Stefon Breuer 199J: Max \X'ebcrs HerrschafrssozIOlogie Frankfurt am Mal11/:---1ew York: 

Campus. Die folgende Darstellung konzcnrriert sich aur den Bnelch der .,Verwalrung" und klam

mert das ~lilItär vorläufig aus, siehe jedochjean-ClautU \,(,illame 19'2.' Patrimoniahsm and Polll

ieal Change In the Congo. 5tanford, Ca!. )tanford Umv. Press, insbes. Chap. 4 >,PrIvate Armies " 

12 i\fil-X \feber 1922: \X'irrschaft und (,esellschaft, a. a. 0., ) 695. 
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wisse Abgrenzung erzeugt. Regelmäßig sehen wir in den hisrorischen Pauimonial

staaten eine Flut von Amtern mit ganz wechselndem und unscharfem Sinn, so Max 

Weber, es hängt sehr viel von der ordnenden Herrschaftsfähigkeit des Herrn ab, ist das 

ganze System letztlich em "System rein subjektiver, auf die Verleihung und Gnade des 

Herrn zunickgehender Rechte und Privilegien von Personen. Es fehlt die objektive 

Ordnung und die auf unpersönliche Zwecke ausgerichtete Sachlichkeit des bürokra

tischen Staatslebens"Ji; 

dIe materIelfe Versorgung der Beamten erfolgt entweder über Amts-Pfründe, d. h. An
weisungen auf bestimmte Einkünfte, die der Beamte für seine Amtshandlungen zu er

warten hat, oder Land-Pfründe, Zuweisung von Amts- oder Diensrland zur eigenen 

Nutzung, welche dem "Lehen" des Mittelalters sehr nahe kommt; 

VerseLbständigung der Verwaltung und Anelgnung des Amtes durch die Beamten, was oft 

zur Erblichkeit und quasi Unabsetzbarkeit derselben geführt hat; hier geht es aus

schließlich um die Sicherung des ökonomischen Interesses des Verwaltungspersonals 

und dessen Bestreben zur ständischen Abschließung gegenüber "Einflüssen" von außen, 

auch gegenüber dem Herrn: der aus persönlichen Beziehungen bestehende Komplex 

der Verwaltung verselbständigt sich gegenüber der Spitze der politischen Führung: "Die 

als Interessentenkreis fest zusammenhaltende ämterbesitzende Honoratiorenschicht ist 

meist auf die Dauer übermächtig gegenüber dem Herrn." , Sehr viel hängt allerdings 

hIer von den persönLIchen Qualitäten des Herrschers ab: ,,Auf dem Boden dieser Ver

waltungssrruktur ist daher m emem spezifisch hohen Grade die rein persönliche Be

fähIgung des Herrn, seinen Willen zur Geltung zu bringen, absolut entscheidend für 

das stets labtle Maß von realem Gehalt seiner nominellen Machr."l\ Ebenso lIegen die 

Entscheidungen der Beamten ZWIschen Traditionsgebundenheit und rein persönlichem, 

wIllkürlichem Herrenrecht: Entscheiden nach objektiven Grundsätzen des Rechts "ohne 

Ansehen der Person" ist nicht gegeben - im Gegenteil: das persönliche Ansehen des An

tragstellers oder GerichtskJlenren enrscheldet auch hier über sehr viel. 

Gi.tnter Roth l6 hat dieses Modell des "patrimonialen Staates" Max ~'ebers wieder aufgegrif

fen, weil er in der Empine vieler Enrv"lckJungsländer (EL) frappierende Ähnlichkeiten fand 

- mit einer Ausnahme: den Regimen der EL fehle die Legitimationsgrundlage kraft Tradi

tion. Neopatrimoniale Systeme sind weitgehend enrrraditionalisierte Herrschaftssysteme, de-

33 Max '.t'fber 1922: \X'irrschaft und Gesellschaft, a. a. 0., S. 697 

34 Max Weber 1922: Wirtschaft und Gesellschaft, a. a. 0., s. 702 

35 Max Weber 1922: \X'irtSchaft und Gesellschaft, a. a. 0., S. 704. 

36 Cunther Roth 1968: Personal Rulershlp, Patrimonialtsm, and Empire-Building 111 the New States. 

In: World PolttlCS 20: 194-206; siehe auch Cunther Roth 198,7." Polt tISche Herrschaft und persönli

che Freiheit. Frankfurt a. M.: Suhrkamp. 
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ren StJatsstrukruren aher - mehr oder weniger stark ausgeprägt - Züge des Parrimonialismus 

Max Wehers aufweisen. "Neop,mimonialismus" bezeichner eine selektIVe Verknüpfong von tra

di//Onalen lind modernen Hemmten J7 und isr insofern eine für den Modernisierungsprozeß 

typisdle Ohergangserscheinung'8• 'eoparrimoniale Regime müssen sich anders leginmieren 

und gcnau hierin liegt hereirs eines ihrer Kernprohlemel9. - Ich werde im folgenden versu

chen, die wesentlichen Strukturmerkmale des Neopatrimonialismu<; mit Hilfe von möglichst 

wenigen [)ifferenzierungen40 herauszuarheiten, diskutiere dann einige "Svstembedingungen" 

(Sysrem·/Umwelr-Beziehungenl neoparrimonialer Regime und stelle abschließend nochmals 

die Frage nach den Vorzügen dieser Theorie. 

F So ,lUch dIe Ddinlllon von H C. F. AfamzlLl 1990: :\'eopatrimoniale Aspekte von Staat und Ce

seilschaft in l.atcinamerika. Machtelite lind Bllrokransmus 10 einer politischen Kullllr des Aut

ontammus. In: PV\ 31. Jg., S. n-53. 
38 \.1ctor L !.eVme 1980: African Patrimonial Regimes 10 Comparative l'erspective In: The Journal 

01 .\1odern Afncan Studles IX: 657-673; Jeanne ,HaddQx 7öungara 1990: The Apotheosis of (ote 

d'lvOIrc\ Nana Ilouphollet.Boigny. In: The Journal of Modern African SllIdies 28: 23-54: "Neo

patnmonialism " nOl a traditional phenomenon, It is not an anachronical, hlsrorical survlval. but 

a cOlllemporary phenomenon bound ((J modermLatlon. Neoparnmonial societles have feit the 

IInpact of modern stares and they have bcen incorporated In the modern international system: 

this is what ditlercntiJtes them most of all from patrimonial societles .... Clienrelism, patronage, 

nepotlsm, all hlrlns of corruption are m no way simple replicas of traditIonaI states", so die Au

IOnn mll Be7ug auf Rlcharrl Crook 1989: P,llnmoniallsm, AdminIstrative Effeetiveness and Eco

nomic Deve!opmell! in eote d'lvOire. In: African Affairs 88: 205-228 und Jean-FranrOlS Medard 
1982 The Cnderdcveloped State 10 Troplcal Africa: polincal clientclism or neoparnmomallsm? In: 

Chfl5lOpher Clapham (Hrsg.), Private l'arronage and Public Power: polltlcal c1lenrellsm 10 the 

modern ,tate. New York: 162· '92. 

19 l'atnmoniali,mus ist bei ~hx \Veber legitimIert als "Herrschaft kran Tradinon" Nun kann es 10 

einem Staat, 10 welchem 5 oder gar 72 (wie im Falle des Tschad) ull!erschiedliche Stammes-Tra

ditionen zusJmmengefaßt slOd, eben nicht dIe Tradition geben, auf die sich die Legitimation des 

St;wes beziehen könnte, ganz abgesehen davon, daß auch die Kolonialherrschan nicht spurlos an 

diesen Cescllsch.lnen vonlbcrgegangen ist. Darüber hinaus slOd 10 allen Ländern heute moderne 

Elemente zu linden. dIe in "tradlnonalen (Jesellschaficn" unmöghch vorhanden sem konnten' 

Die :--:lIlzung von EntwIcklungshilfe oder dIe Inanspruchnahme von KIediten auf den Interna

nonalen Kapitalmarkten. De\'isenbewirrschanung und \X'echselkurspolitik. die Praxis der Vergabe 

von I izenzen oder die berühmt-berilchtigten .,~1arketing-Boards"; oder man denke an pollllsche 

Parteien, moderne \X'affentechnlk, moderne Kommunikationsmillcl, Staatssicherheit aus inter

nationalen Schuubcsrimmungen ete. - Aus diesen Cründen halte ich den Direktzugriff auf ~lax 

\X'cber beim VerslKh zur FrkLirung von bötimmten Phänomenen der FI IUr problematISch. etwa 

beI Richard A. JO.f~ph 1987: Democracy and Prebcndal Pohrics 10 I igeria. Cambridge u. a.: Cam

bridge Unis'. Press. 

40 Kenllleichen einer "guten" Theorie ist es p. daß sIe mit wenigen DifferenZIerungen (PnnZip der 

Sparsamkeit) eine große ~1enge an empirischen Einzelinformanon verstehen hilft bz\\'. erklärt. 
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1.2 Strukturen neopatrimonialer Systeme 

In der Einlelrung haben wir behauprer, die nachkoloniale EntwICklung 111 Schwanafnka sei 

fasr ausschließlich in die Richtung der Entsrehung neoparrimonialer Sysreme verlauten. Auch 

wenn das Phänomen keineswegs auf den afrikanischen Kontinent beschränkt isr, werden wir 

uns hier überwiegend auf die Länder Afrikas südlich der Sahara konzentneren und versuchen, 

die oben genannte These zu untermauern - schließlich weichr diese These doch gravierend 

von anderen Typologien afrikanischer polirischer Sysreme ab. Berg- chlosser z. B. schlägt die 

folgenden vier Sr~remrypen für die afrikanischen Länder vor-. 

Polirische Sysreme Afrikas - ein Typologie von Berg-Schlosser: 

I rhe polyarchic 

2 (he socialis( 

3 (he civil-au(horirarian, and 

4 rhe praetorian. 

Crawford Young unterscheidet "afro-marxistische", "populisrisch-sozialistische" und "afro

kapitalistische" Systeme und versucht diese entlang von sechs Dimensionen zu evaluieren4'. 

Andere Autoren legten den Akzent auf das ParreiensystemH , um dann fesrzustellen: "Ein par-

41 D/rk Berg-Schlosser 1984: African Pohtical Systems.r:vpology and Performance. In: Comparanve 

Politica. Studie.'> 1-' 121 ISI 

42 Crauford Young 1982'ldeology and Developmem in Africa. 1"ev. Haven/London: Yale L·niv. I'ress, 

S. 12 ff; seme "DimenSIOnen der EvalUlerung" Sind: I Growth, 2. Equalirv of disrribulIon, 3. Au

ronomy and S If-rehance, 4. l're.servauon of human dignit}', 5. ParuClpanon, und 6. Expansion of 

soual capaclt)~ an SICh sind diese Dimensionen sehr wichrig und bören ein gure.'> Konzepr, würden 

Sich die o. g. afrikanischen 'ysreme ratsachlich wesentlich entlang dieser Dimensionen unter

scheiden; das ist aber kaum der Fall, wenngleich die "afro-marxlsnschen" SysIeme in der Regel et

was schlechter abschneiden als die "afro-kapiralistischen" \Veil aber die Performances der Länder 

nichl so unterschiedlich sind \'oie loung annimmt, erscheint es fraghch, ob man darauf eine ganze 

,1>'P0logIe" mfbauen kann; da.,-,elbe gilt auch tUr die 0'P0logie von Berg-Schlosser heiden mug 

'Pan aber zugure halten, daß sie Anfang der 19Roer Jahre schrieben und das ganze Ausmaß der 

:'taatskme In Afrika noch nicht LU sehen bekommen harren. 

43 (/llIICU E. V:'ekh 1990. African l'olitical Systems. In: Amon Bebler/Jim Seroka (Hrsg.), Conrem

porary Political Systems. - Classificltions and 'IYpologlcs. Boulder/London: l.ynne Rtenner. S 

281' i02; \X'elch bietet einen Cberblick, so z. B. zur Tendenz, l)')JOloglen nach dem jeweiligen Par

teinsystem zu enm1ckdn, \\;e das rur die westlichen Länder üblich ist, rur die afrikanischen Län

der sei dieser Ansatz jedoch eher irreführend, weil schon das Konzept der »politischen ParteI" 

nicht übertragbar 1St ~ach der ersten Generation der Forschung aus dem Bereich der Britischen 

SOZlalanrhropolog!e se! dies die zweite gewesen, nun eben stärker »politologisch" Orientiert, 
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telenherr (haft war das herv()r~techende Merkmal afrikanischer polnischer Systeme In der 

nachkolonialen PhoLse der Enn.\'icklung, die sich sen 1989 ihrem Ende zuneigr."« Die Frage 

Ist aher, ob damit die Kernprohlematik der afrtkanischen Länder erfaßt wird. Dasselbe gilt 

für Ansätze, welche den Alaenr auf "civil-mllttary relanons" legen, wenngleich die folgende 

Fe.mtellung wie auch diejenige oben zu den Einparrelensystemen - seine Richtigkeit har: 

"For bcnef or worse, the study of nanonal politics in Black Africa IS rapidly reduced ro the 

study of mt!nary inrcn.'cnrion and military rule.""'! Die genannren Aspekte sind wichtig, tref

fen aber nicht die Kernproblematik der afrtkanischen politischen Systeme, so jedenfalls die 

neuere einschlägige Literatur. 

während die dnne Ceneratlon sich vor allem mit "Mtlirärreglmen" beschäfugt habe. Aber schon 

Ende dn 1960er Jahre seI an den Begriffilchkmen ZweIfel aufgekommen, zumal die Staaten "a1-
mmt immuuonbs erschienen bei gleIchzeitiger IntenSIvierung von Konflikten und AnzeIchen 

von "dIsorder' "pätestens seit Anfang der 1980er Jahre wurde unübersehbar, daß dIe Militärs 

nllht imstande wären, die entscheidenden Bedingungen für polllisehe Stabzlztät herzustellen, son

dern Im CegentCIi zur "stabtllty of InstabtlI ty" beItrügen, Kunftige Typologien sollten den Akzent 

auf den "Staat" legen, so die Empfehlung von Welch, 'lIehe auch die Beiträge In Afark W. DeLan

ery (fing.) (1992): Handbook of Political SClence Research on ~ub-Saharan Africa. - Trends from 

thc 1960s to the 1990S. \X'estport, C:onn./1.ondon' Greenwood Press. 

44 Petl'/' ,I"feymlfrallz Nuscheler 199r Struktur~ und EntwIcklungsprobleme von Subsahara-Afrika. In: 

Dleter Nohlen! Iranz NuscheIer (Hrsg.), Handbuch der Dritten Welt, Bd-4: Westafrika und Zen

tr.liJfrika. Bonn: Dlcrz-Verlag, S. 13-101, hier S. 64; eine eigene Typologie wird von den Autoren 

llIeht herausgearbeItet, auch erscheint das. was wir hIer als .. Neopammolllalismus" idenufizieren, 

bei den Autoren unterbelichtet. -\uch waren die Einparteiensysteme Afrikas in den meisten Fäl

len eigentlich "no-party systems' (">artori). denn die politischen Parteien blieben oft nur Patrona

genellwerke der jewedigen "Herrscher' an der Macht oder gerieten zu Karnpfverbänden proml

nemer Führer mIt ihrem mehr oder weniger großen Anhang. "Ideologien" Im herkömmlichen 

~Innc \pielrcn fast nirgends eine Rolle. trotz der oft schrillen Töne (z. B. in der Rep. Kongo, Braz

z.tville) bzw. dienten den "marxIstischen Regimen" eher dazu. unter der Bedingung konkreter, 

kurzfnstlger materIeller Erwartungshaltungen der Bevölkerungen oder der engeren Klientelen, 

"langfrIStigen politischen Kredit" aufzunehmen. DIe meisten Putschisten hanen, bevor sie sich 

zum "wissenschaftlichen SOZIalismus" bekannten, gar keine Ahnung, was das eigentlich ist, so Z, B. 

die .\Iditärs. welche in Äthioplen putschten. 

4~ Thomas H. Johll5onlRobert 0. .'ilater/Pat ,~f[GoUlan 1984: Explall1ing African Mditary Coups 

DTtat. 1960 1982. In: Ameriean Pollrieal 'cience ReVIew 78: 622-64°. hier S. 622. Auf die Pro

hlenwik der "Erkbrung von Coups d'Etat" In Afnka können wIr hier nicht ell1gehen, es gilt a1-
IerdlIlh'S zu berllcksichtigen. dJ.ß ".Milltärs als RegIerung" 111 den Augen vieler afrikanischer Be

völkerungen weder als etwas Ungewöhnliches erschienen noch als von vornherein "illegitim". 

ohwohl sie es - junstisch gesehen - allesamt natürlich waren bzw. sind, siehe lohn (i? Harbeson 

1987
: .\Iilltary Rulers in Afncan Politlcs. In: Ders. (Hrsg.), The .\Iilttary 111 African Politlcs. New 

YorkJ\X'c,tportJ London: Praeger. S. 1-20. 
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Die Tatsache, daß es in den meisten afrikanischen Ländern nicht nur keine Entwicklung 

im positiven Sinne, sondern eher Verfall, Niedergang und Verarmung gab, daß der schwarz

afrikanische Kontinent Im Begriffe ist, von der Weltwirtschaft völlig abgekoppelt zu werden 46 

und auf absehbare Zeit das ,,Armenhaus der Welt" zu bleiben, läßt sich nicht erklären, wenn 

man auf "Neokolonialismus", Abhängigkeit von der "kapitalistischen Welt\-vimchaft", "Er

sarzkriege" Im Zuge des Ost-\{'est-Konflikts sowie daraus resultierende Zerstörungen, Bür

gerkrIege, Gewaltsamkeiten, Flüchtlingswellen, Hungerkatasrrophen, Fehlentwicklungen ete. 

rekurriert, sondern diese Erscheinungen sind - mit ganz wenigen Ausnahmen - die Folge des

sen, was man den "neopatrimonialen Staat" nennt: "The current African crisis is increasingly 

seen as rooted primarily in government incapaciry and mismanagemenr. ... A new awareness 

of the political causes of the African crisis is ente ring into our analysis of the problem ... "47 

Dennoch besteht hinsichtlich der Begrifflichkeit einige Verwirrung: Relativ viele Autoren 

schließen an Günther Roth an und verstehen unter "Neoparrimonialismus" primär "perso

nal Rulershlp" oder "personal Rule", so z. B. Victor T. LeVine4
'. Jackson und Rosberg wie

derum definieren "personal rule" als ein spezifisches politisches System, ohne sich auf den Be

griff "Neoparrimonialismus" zu beziehen. Richard A. Joseph rekurriert direkt auf Max Weber 

und spricht von "prebendalized politics" bzw. von einem "prebendalized state"49: Konkurrenz 

um Staatsämter bestimmt die Politik, deshalb braucht man einen unterstützenden Anhang, 

um den Kampf zu gewinnen und ist dann aber verpflichtet, fUr Ansprüche der "Klienten" of-

46 Thomos M. Callaghy 1995: Afnca: Falling off the .'v1ap? In: Currem Hisrory: 31-36: "Many Afncan 

officials fail ro realize juSt how unimponam Africa is becoming ro the world economy. Manyare 

stilllooking for a qUick fIx, while me last decade of world hisrory shows mat one does not exist. If 

Afncan coumnes are ro survive, changes must be made. If not, changes in me world poltrical eco

nomy will cominue ro pass Africa by, wlm serious long-term consequences for the people of the 

cominem" (S. 32). 

47 Robert H jackson/Carl G. Rosberg [986: Sovereignry and Underdevelopmem: Juridical Statehood in 

me Afncan CnSIS. In: The Journal of Modern Afncan Srudles 24: 1-31, hier S. 19; siehe auch Zaki 

Ergos 1987: ImroduCtlon. In: Ders. (Hrsg.), The Afncan State in Transition. New York: Sr. Mar

rin's Press, S. 1-22, hier S. 2 f: "in VIITually all African states ... state-sociery relations are pnmarl

Iy defIned by parrimonlalism"; die äußeren Rahmenbedingungen seien nicht günstig gewesen rur 

Afnka: die Preise rur die afrikamschen Produkte auf dem Weltmarkt schwankten erratisch. die 

Zinsen rur Kredne waren zu hoch, die Preise rur Fertlgprodukte der Industrieländer ebenfalls Viel 

zu hoch, multinationale Konzerne kümmerten Sich oft nicht um die Probleme der Länder, ver

heerende Dürrekatastrophen verschlimmerten die Nahrungsmirrelversorgung, der Kolonialismus 

harre ein auroritäres Erbe himerlassen ete. ,.All mls IS true. We will. however, endeavour ro show In 

this book [hat the 'African State' is ltSelf in large part responsible for the on-going cnsis." 

48 Victor T. LeVine 1980: African Patrimonial Regimes im Comparative Perspective, a. a. O. 

49 I?Jchard A. joseph 1987: Democracy and Prebendal Politics In Nigeria. Cambridge u. a.: Cambridge 

Univ. Press, am Beispiel Nigeria, insbes. S. 55 ff zum VerhältniS von "prebendaltsm and c1ieme

lism", welche sich belde wechselseitig stürzen und verstärken. 
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fen zu sein, d. h. da~ ,,Amt" nicht nur für sich selbst zu "nutzen', sondern auch zum Vorteil 

des Anhangs; daml[ werden die otfendichcn Ämter zu einem System der Vorteilsgewährung 

für alle dicjenigen, die es geschafft haben, solche Ämter zu "erobern"5c . Thomas M. Callaghy 

bevofLllgt d('n Begriff,.patrimonial admtnisrra{tve state", verzichtet also auf das" leo-" und 

definiert seinen Begriff folgendermaßen: 

Ihe major parnrnomal e1emems of thts S[3te are as folIows. First, broad and increasrng cemral

ized exccutive authoriry is pcrsonalized, most commonly around a presidennal monarch or mt

litary le'lLler who anempts [() colHrol me state, <;econd, the Leader's position is legitimated by 

cornplcx and shtfung blends or charismatic, parnmontal. and legal-rational doctrines and be

llefs, in .ln anempt [0 ,routinize' power. Thtrd, the personal ruler is supported, in var)'ing and 

ofi:en unccrtain wa)'s, b)' personal officlals and state admmistrative cadre whose positions rest m 

large part on poliriLallo)'alry [0 rhe ruler m partially imegrated and partial I)' fragmemed sets 

of patron-cltelH nctworks. F'ourth, these officials control the inherited colonial administrative 

appar,ltus and astate-party structure, where It eXlsrs, whtle appropnaung its offices. rhe srate IS 

the major avenue of upward mobiltry, status, power, and wealth, The result is oEren rhe forma

uon ofa new, but uneas~', polirical ruling dass." 

50 ",\Iy discusslon of prebendalism so far has been ba\cd on certain eruCial observanons regarding 

the tre,Hmcnt or st,HC power as a congenes of offices which can be competed for, appropriated and 

then admlnlstered for the bendlt or mdivldual oeeupants and thelr suPPOrt groups, One ean also 

distinguish here cliemelism from prebendalism, although for some scholars the term 'polirical cli

elHeilsm' will cover borh the n.1[Ure of social relarionships and the way in which rhe publte power 

1\ utilized [0 maimaln them. f'or many, the rwo nonons consmute complemenrary aspects of a 

general phenomenon. Clientclism defincs the nature ofindividual and group relationships wlthin 

the wider socio-politIcai sphere, while prebendalism is pnmarily a funetion of the competitIon 

for, ,lnd appropriation of, the offices of the state", so RlchardA. Joseph 1987: Demoeracy and rre

bendal PolitICS 111 Nigeria, a. a, 0., S. 63; Joseph unterscharzt m. L. sowohl das Problem der spe

zitisLhen Art da "Staatsleitung" 111 neopatrimol1lalen Systemen als auch die schltchte Tatsache der 

"Korruption", was envas anderes darstellt als bloß die .,Präbendalislcrung der <;taatsämter' 

,I Ihomas )v! Callagh,y 1987: Thc State as l.ame LevIathan: The Parnmol1lal Adm1l11stratIve State in 

Africa. In: Zalu Frgas (Hrsg.I, a, a, 0" S. 87-116, hier S 89: Callaghy gebraucht den Begnff als eme 

Zwischenkategorie zwischen e1l1em .persisting tradItIonal' und einen "truly modern" poltmchcn 

System, nicht aber Im Sinne emes entwlcklungstheoreuschen Konzepts - merb ... ürdlgerweise, denn 

Callagh)' sieht do(h vergleIChbare Zusammenhange in anderen RegIOnen: "This generalized pattern 

ofearly aurhonrarian parnmonial rule 111 Africa is simtlar in Important ways to the nse of the mo

dern state in earl)' modern Europe and to the earl)" post-colonial period in much of Latin America, 

and is not Itkely to disappear qUlckly" (\, 93), oder siehe die folgende Formulierung auf S. 109: ,,A5 

in earlr modern Furope and n1l1cteenth-century Latin Ameriea, the centralizmg patrimonial state 

111 AflX3 IS aleviaman, but a lame one .... The auchoritarian pammomal admimstratIve state IS the 
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\'V'ir schlagen vor, unrer "Neopatrimonialismus" ein politisches System zu verstehen, in wel

chem 1. "personal Rule" (hochpersonalisierte Form der Staatsleitung), 2. k1ienrelistische Po

litik und 3. endemisch gewordene Korruption kombInIert sind. Robert H. Jackson meinr, dar
über bestünde weitgehend Konsens, aber das erscheinr doch etwas überrrieben - wie auch die 

Einsicht zum Zusammenhang von Neopauimonialismus und der fehlenden Enrwicklung in 

Afrika noch keineswegs zum Allgemeingur der Wissenschaft gehärt: 

lf there is a consensus among political sciemlsts It is probably mat the state in Afnca is neo-patrI

monial in character. Those who occupy state offices, ClvIlian and mIlitary. high and low. are Inclin

ed ro treat them as possessions rather than poSItions: ro lIve off their rents - very luxuriously In 

some cases - and use them ro reward persons and cliques who help maIntain thelr power. Accord

Ing ro a candid analysis •• west Afncan governments represent In themselves the sIngle greatest 

threat ro thelr cltIzens. treat the rule oflaw wlm contempt, and multiply hasry schemes deslgned 

princlpally for their own private or colleCtIve enrichment' .• Development' in such circumstances IS 

empry rheroric: ,a world of words and numbers detached from material and SOClai realities',l 

Die Strukturen neopatrimonialer Systeme können m. E. am besten so analysiert werden, daß 

man dIe in der LIteratur oft getrennr als "wesentlich" erachteten Elemenre kombiniert und 

auf diese 'X'eise zu einer Theorie eines spezifischen System typus gelangt. 

1. Personal Rule 

\X' ie rur den Begriff "Leadership" gibt es auch rur "personal Rule"<l eigentlich keine deutsch

sprachige Enrsprechung; wichtig erscheinr der hochpersonalisierte, autokratische Charakter 

norm 111 Africa. and it is likely ro remain so." - Dann stellt sich aber die Frage, wie der "lahme le

viathan" in der europäischen Entwicklung und In Teilen Lateinamcnkas überwunden werden 

konnte und was in dieser HInsicht in Afrika zu geschehen hätte. Ganz richtig sieht aber Callaghy, 

daß sich in Afnka und anderswo an der Oberfldche des Svstems quasI-demokratische, popullstische 

oder auch sozialistische Formen etablieren können, dIe aber an der zugrundeiIegenden Struktur des 

"auroritären patrimonial-administrativen Staates" nichts ändern würden. 

52 Robert H. jackson 1987: Quasi-~tates, dual regimes, and neoclassical theor)': International JUns

prudence and the Third \X'orld . In: InternatIonal OrgafllZJ.tlOn 4r 519-549. hier S 5P f. 

53 Robert H jacksoniCari G. Rosberg 1982. Personal RuJe in Black Africa. Berkeleyi Los Angelesll.on

don: Univ. of Cal. Press; sowie Robert H. jacksonlCarl G. Rosberg 1984: Personal Rule: Theory and 

Practice 111 Afnca. In: Comparative Politics 16: 421-442; auch Günther Roth verstand unter Patri

monialISmus ursprünglich "personal rulership" ... "In me sense of detraditionalized. personalized 

patrimonialism" Im Unterschied zu 1\lax Webers Typus; SIehe auch die DiskUSSIon bei Robin 

Theobald 1982: Patrimonialism. In: World Politics 34: 548-559. 
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der Staatsführungl4• In der Regel fehlt den Präsidemen oder "Parrei- und Staatsratsvorsirzen

den" die persönlichkcHScharismatische Qualität. die sie beanspruchen daher der on Jeder 

Intelligenz spottende Persänlichkeitskult . Hier gibt es Ausnahmen, Mao Zedong z. B. ver

mochte es, mit seinen Aufrufen zu den "Kampagnen" große Menschenmassen zu bewegen 

und 1lI begeistern. An Maos Beispiel kann man Jedoch schon die Gefahren von "personal 

Rule" erkennen: der Herrscher berät sich nicht, seine Entscheidungen sind einsame Em

scheidungen, die Entscheidungen sll1d seine persönlichen Ideen oder Einfälle, aber sie bean

spruchen Wahrheit und Richtigkeit<6. Maos Idee zur Kampagne der "Kulturrevolution" hob 

dann allerdings den gesamten Staats- und Parteiapparat aus den Angeln und diskreditierte 

beide nachhaltig". Er führte das Land hart an die Grenze von Chaos und Anarchie bzw. ll1 

den wirtschaftlichen RUIl1; die Rote Armee war die einzige, noch halbwegs intakte staatliche 

Inswution geblieben. mit ihrer Hilfe konme der Staatsapparat wieder aufgebaut werden\8. 

W<.'nlge Jahre später wurden Maos Anhänger ebenfalls an den Pranger gestellt. - Jeder Partei

und Staatsfunktionär mußte aus diesen Wirrnissen wenigstens eine Lehre ziehen: traue den 

S4 Viaor f. Lel/ine 198o: Afncan Pammonial Regimes in Comparauve PerspeClive, a. a. 0., ). 666: 

"All African ·neo-patrimom.J regimes tend tO be personalisr - as Rorh defines the term - tO some 

dc'gree. and all contain some elements derived from the rraditional pammonial order." Einige der 

"per\olullst rulcrs" hätten so etwas wie em "free-f1oatlng charISma" besessen, z. B. Leopold Sengor 

von Senegal, Kamulu Banda von Malavi, Felix Houphouet-Boigny von der Elfenbemküste, Ju

lius ~ycrere von T1I1unia, Kenncth Kaunda von Zambla und Jomo Kenvarra von Keynla; bei 

JJlkson und Ro~berg 1982, Personal Rule m Black Afnca, a. a, 0., smd das die ,.Fürsten" m der 

modernen C;eschtchte Afrikas. 

55 \iehe als relatlv "harmloses" Beispiel den Persönlichkeitskult des früheren Staatschefs der Elfen

bcinküste, Jna Houphouet-BOIgny, in jeanne At. '!oungara 1990: The ApotheoSIS of Cote 

j)'lvoire's Nana Ilouphouet-Boigny. In: The Journal ofModern African Studies 28: 23-54. Auf 

die weniger harmlosen kommen wir im übernächsten Kapitel zurück. 

56 Kar! Grobe-Hagel 1990: Die [lite der P,misanen - f>,.11t den Mitteln von 1935 ins dnrte Jahrtau

send. In: l'lnch Mel1lcl (Hrsg.l, Nachdenken über China. Frankfurt a. M.: Suhrkamp, S. 2}--47, 

hier insbe~. 'l. 28 f. zum "lIlstitution.1lislerten VoluntarISmus" auf der Grundlage der Jntultlon 

von ruh rerpersön hchkei ten". 

5" Gunther ROI" 198-' Politische Herrschaft und persönliche Freiheit. Frankfurt a. M.: Suhrkamp, S. 

H71T. zu "Charisma und Patrimonialismus in der Volksrepublik Chma"; Oskar WeKR'el I996' Das 

nalhrl'\'olutlonäre China. Il.lmburg, imbes. S. ;!53 zum "Personalismus" in China. 

,8 Flmhard S.lfzdsclmeickr 1990. Die J\1acht der (;ewehrläufe. In~ Clrich f>,.lell7e1 (Hrsg.l, Nachden

ken über China. hankfurt a. M.: Suhrkamp, S. 80-91, hier S. 83 zur VBA: "In den 'X'irren der 

,Kulturrevolution' !x'Wahrrc sie als eillzig verbliebene Immution, die noch funktionsfähig war, 

das Land vor dem kompletten Zus,lmmenbruch und die ParteI vor dem Verlust ihrer politISchen 

\lacht. Lnd mehr ,11s einmal erwies sie sich als verläßlicher Stabilisierungsfakror in politischen 

Krisel17eitcn, indem die Armee insge"lmr oder in maßgeblichen Teilen aktiV 111 die jeweJiigen Aus

cin.1ndcrset7ungen eillgritf" 
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Anweisungen der Führung nicht, was heure richtig erscheint, kann morgen als Fehler bestraft: 

werden. - Julius Nyerere wäre ein Beispiel für eine weitere Ausnahme, diesmal aus Afrika: 

Nyerere gilr als eine der wenigen charismatischen, persönlich imegren großen Staatspersön

lichkeiten Afrikas; und dennoch ist es eine Wahrheit, daß sein Traum vom Ujamaa-Sozialis

mus nicht bloß an widrigen äußeren Umsränden gescheiten ist, sondern daß er in Wirklich

keit 1ill1sania mit seinem Traum in diejenige verzweifeIre Lage gefühn hat, 111 der es sich 

derzei t befl ndet\9. 

"Personal Rule" tendierr dahin, die bestehenden staatlichen Institutionen zu umerminieren 

bzw. den Aufbau von solchen zu behindern. "Politik" wird personalisien, wird Sache des 

großen Vorsirzenden oder des Präsidcmen und wird in der weneren Folge abhängig von ei

nem undurchsichtigen Nerzwerk informeller, rein persönlicher Beziehungen'"' \'\'0 formale 

59 lvfwe<zga Baregu 1994: The Rise and !-all of the One-Pany State in Tanzania. In: Jennifer A. \o:Tid

ner (Hr'g.), Economic Change and Political Llberallzation in Sub-Saharan Africa. Baltimore/Lon

don The Johns Hopkins Press, S. 158-181; nach der berühmt-berüchngtcn ,Arusha Declaration" 

(1967) erklärte Nyerere und die TANU (die Staatspanei) den Weg "on socialism and self-rcliance", 

es erfolgten VerstaatlIChungen, der Aufbau von zahlreichen Staatsbetrieben und vor allem ent

sprechend der Konzepnon vom uJamaaumd, einer An sozialistischer Utopie, die Zwangsumsied

lung der Bevölkerung auf dem Lande, "coerClon became the order of the day". Ab Mitte der 

1 97Qer Jahre wurden die Anzeichen fur eine Krise unübersehbar, der Staat aber war unfähig, et

was dagegen zu run: .. C orruption had bccome widespread" (5. (66), Korrupnon. Diebstahl, Un

ter;chlagungen. Machtmißbrauch gehörten nun zum Alltag. Recht und Gerechtigkeit waren zu 

käuflrchen "Objekten" geworden etL D.15 Land hatte ZWischen 1970 und 1985 rd. 9,5 Milliarden 

US-Dollar an Ent\vicklungshilfe erhalten, insbes. von den skänd1l1avischen Ländern, 199[ erklärte 

;\Iorwcgen. es werde die Ennvicklungshilfe von der Menschenrechts- und Demokratieennvick

lung abhängig machen. N:'erere sah nun endgültig die Fehlennvicklung ein, aber der Apparat in 

Staat und Panei wollte von Reformen nichts wissen; zwischen 1985 und 1990 waren 130 MilL US

Dollar an Krediten fur die ländlichen Zwangskollektlve "verschwunden": .,The party-state was 

popularly perceived as kleptocraL'y." Siehe auch Rolf Hofneier 199~. Tanzania. In: Dieter :--Ioh

len/hanz NuscheIer (Hrsg,l, Handbuch der Drmen \X'e1t, Bd.5: Ostafrikä und Südafnkä. a. a. 

0., 'I. [78-200: "Dem selbstgc;teckten Ziel Nyereres. der se[frelzl1llu, ISt T in den drei Jahrzehnten 

,cit dcr Cnabhängigkelt keinen Schntt näher gekommen. Die Abhängigkert von Ennvicklungs

hilfe und damit auch von bnAußnahmen der Geberländer ist eher grör-er als kleiner geworden. 

Dabei lassen Ressourcenausstatrung, Größe und VIelfalt des Landes keinen Zweifel an der selbst

ändigen Lebensfähigkeit" (S. (98). Die korrupte Panei- und Staatsbürokratie wehrt sich narurlich 

gegen Reformen - sie hatte sich schon gegenüber der Führung unter Nyerere längst verselbstän

digt. 

60 Vietor T LeVine 1975. Political Corruptlon. The Ghana Case. Stanford, Cal.: Stanford Unlv. Pres,<,: 

"Political and social relations in Ghana tend tO be personalized in the extreme, and when Ghanl

ans think of transactions within or wlth the formal pollt)'. the)' do so 111 terms of relations with 

individuals or discrete groups of individuals rather than wim insmutlons. lrust IS given tO specific 



Nrop-.mimoniale S~teme 129 

IOS(l[utionen existiert haben, degenerieren sie umer "personal Rule" zur bloßen Fassade. 

jad..,on und Rosberg wollen hier sogar einen eigenen -r:vpus eines polirischen Systems erken

nen (ms(I[utionless politics). Dies erscheim doch etwas überzogen bZ\\.". zu sehr aus der Per

rektive von AfrikanISten ge~('hen. Wir bleiben bei Gümher Roths Vorschlag, "personal Rule
u 

als ein Strukrurmerkmal neopammonlaler Systeme zu verstehen. 

\:<'ie zu Zeiten des europäischen Absolunsmus6
! kennen oder respektieren die Herrscher 

neopatrimonialer Regime keinerleI Einschränkungen ihrer Machtbefugnlsse"2 Heute haben 

zwar praktisch alle EI. Verfassungen, aber diese stehen mehr oder weniger nur auf dem PapIer 

oder werden je nach Bedarf manipuliert. Das Staatsoberhaupt kann Im PrinzIp alle Enrschel-

p<:r.om or group; ",th ramibar. non-threatcnlng attribute.<.. Insmunom rank lowe.<.t on the seale of 

trUSt and identificanon because their impef'onal nature makes them in the Ghaman situation 

bath unpredictable and arbltfary" (5.48) Diese L'nterminierung der formalen Staarsrrukturen 

wurde in hohem \laße gefördert von .personal Rule" des ersten Präsidenten Ghanas Kwame 

:--:krumah, so I.c\'llle insbcs. S. 74 f. 
61 \\'ir kommen auf das Phanomen des "persönlichen ReglmentsU der Monarchen zur Zelt des eu

ropaischen Absolutismus zurück. Siehe das Kapitel 7 "Staarsleitung" zu den Institunonen des Staa

tes. Die Parallelen Sind in der 'EH so auffallIg, daß deren entwlCklungsmeoretische Relevanz nicht 

W llbe"ehen Ist. Flner der wemgen Auwren, der einen Vergleich versucht, ist joshua B. Formt 

1994-' Wt-ak States In Post-colomal Africa and .\.lediaeval r.urope. In; .\.!artei Dogan/Ali Kazancigil 

(I frsg.), Companng :\'ations. Oxford/Cambridge: Blackwell. S. 260-296; der Vergleich mit dem 

.\lirtelalter ist allerdings mcht gut gewahit; gerade ".;ure unter der Herrschaft .\.loburus eignet sich 

wemg zu einem VergleICh mit dem europäischen Absolutismus. siehe jedoch genau zu einem ml

lhen Versuch 7homa$ /'vf. Ca/log/I] 198}' Ab50lumm, Bonaparrism. and the rormanon of Ruhng 

Clas...es: Zaire In Comparative Per;peClive. In: Irvlng Leonard MarkovltZ (Hrsg.), Studie.<. in Power 

and Cla'>S In AfnL1. :\'ew lork/Oxford Oxford L'mv. Press, S. 951I7. 

62 Naoml ChaZtlf/IRobert i\1ortzmer/john Rill'enhrlUDorlald Rothchild 1992: Politlcs and SOClery in 

Conremporarv Afric.a. Bouldcr/Col.: Lynne Rienner, schreiben: "Almost wlthout exception the 

new Ie-.Iders opted tU conccnrrate power in thelr own hands (S. 46). "The personalization of de

cisionmakmg was a concomltanr of the overall trend roward cenrralizanon. Leadership became a 

substllute r<>r regulanzed channels of policymakmg" (5. 53). Oder siehe Naonll ChaZtlrl 1988: 

Chana; Problems of (;ovemance and the Emergence ofCivil Socien·. In: La.rry DlamondJ]uan]. 

l.lIIz1Seymour .\1. Ilpset (Hrsg.), Democrac)' in Developlng Counmes, Vol. 2: Ahica. Boul

der/l ondon: Lynne Rlcnner. S. 93-139, imbes. S. 129 f.: "Ghana has, unforrunately, had more 

thJ.n 1lS fair share ofinept leaders . .\.lan~· of its rulers havc not had the requisite skills needed for 

engaging in sweuaft, and those who have did not always put them ro good use .. \lany of Ghana's 

leader; have dlsplayed an Intolerance of criticlsm and a dista5te for [TUe consultation and com

pronme. Although some heach of state - Busia and Liman - have been personally commmed to 

de1l10G.Hlc pnnciples, me.se beliefs have not been put Into amon once the)' assumed office, largely 

becauS<.· ther have not been able to leam from the mistakes of their predecessors. Moreover. most 

of Chana's leaders have been corrupt, furmer erodmg the legitimacy of each regime." 
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dungen an sich ziehen, eine An fest umschriebene Kompetenzverteilung zwischen "Staatsor

ganen" gibt es nicht. Weil die Staatsfuhrung ständig in die nachgeordnete Bürokratie, in die 

Bereiche des Militärs und in die Justiz interveniert, ist eine Dauerpolitisierung dieser Bereiche 

die unausbleibliche Folge. Die professionellen Spezifika dieser Institutionen gehen schrimveise 

verloren, sofern sie überhaupt ausgebildet worden waren. Wegen des niedrigen Niveaus der 

Instirutionalisierung kann auch der schlimmste Fall eintreten, nämlich daß ein Herrscher mit 

schweren psychischen Defekten ein ganzes Land terrorisierr6l und schließlich vielleicht in den 

vollständigen Staatskollaps64 hineintreibt: Macias Nguema (Äquarorialguinea), Bokassa (Zen

rralafrikanische Republik), Obote und Amin (Uganda), Samuel Doe (Liberia), Siyad Barre 

(Somalia), Moburu (Zaire) sind traurige Beispiele aus Afrika; Pol Pom (Kambodscha) und Fer

dinand Marcos (Philippinen) neben dem schon erwähnten Mao Zedong (China) Beispiele aus 

Asien; die Duvaliers (Haiti), Somozas (Nicaragua) und General Srroessner (Paraguay) solche 

aus Lateinamerika65 . Damit sind jedoch nur diejenigen Fälle genannt, in denen "personal 

Rule" katastrophale Folgen für das jeweilige Land zeirigre66
; die Liste von Ländern mit neo pa

trimonialen Regimen und daher mit dem Problem von "personal Rule" an der Staarsspirze und 

deshalb allen damit verbundenen Gefahren, ließe sich unschwer verlängern. 

63 Samltel Decaw 1989: Psychoses ofPower. - African Personal Dicrararships. Bouider/London: Wesr
Vlew Press; Samuei DecaW' 1985: African Personal DlCrararships. In: The Journal ofModern African 

tudles 23: 209-237; Daniel Chlrot 1994: Modern Tyrams. - The Power and Prevalence of Evil in 
Our Age. New York u. a.: The Free Press, zu Afnka S. 373 ff. - Merkwürdigerweise gehr Kößler 
auf diese Problematik kaum ein, siehe nur Remhart Käßler 199J: Despotie in der Moderne. Frank
fu([ a. M. New York: Campus oder Reinhart Käßler 1994; Posrkoloniale Staaten. - Elemente ei
nes Bezugsrahmens. Hamburg: Schrifren des Deutschen Übersee-Insmuts. Manches, was wir hier 
unter "Neopatrimonialismus" diskutieren, klingt bei Kößler an, ist aber zu keiner "Theorie" aus
gearbeitet, so jedenfalls mein Eindruck. 

64 Siehe die Beiträge In V(fjlliam I. Zartman (Hrsg.) (1995): Collapsed States. Bouider/London: Lynne 
Rienner. 

65 Für Lateinamerika siehe Dleter Nohlen/Bernhard TlJlbaut 1992: Struktur- und Enrwicklungspro
bleme Lateinamerikas. In: Nohlen/Nuscheier (Hrsg.), Handbuch der Dritten Welt, Bd. 2: Süd
amerika, S. 13-90; die Typologie der polmschen Systeme der Auraren umfaßt u. a. einen "patri
monialen Typ" und einen "Caudillo-Typ", die ich hier zu einem einzigen des "neopatrimonialen 
Systems" zusammenfassen würde; siehe auch den ÜberblIcksaufsatz von Petra Bendel/Dieter Noh
len 1992: Struktur- und Enrwicklungsprobleme Zentralamerikas. In: Nohlen/Nuscheier (Hrsg.), 
Handbuch der Dritten Welt, Bd. 3: Mittelamerika und Karibik, S. 14-49, insbes. S. 41: "Die au
raritären Regime in Nicaragua, Guatemala und EI Salvador entsprachen am ehesten dem Typus 
der traditionellen paUimomalen Diktaturen ausschließenden Charakters". Näheres dazu im näch

sten Kapitel. 
66 Siehe dazu den umfassenden Überblick bel Daniel Chirot 1994: Modern Tyrants. - The Power and 

Prevalence of Evil in Our Age. New YorklToronro: The Free Press, allerdings mit einem anderen 
,,Ansatz"; dennoch Ist die von Chirot entwickelte "Typologie" auch für unseren Konrext inreressant. 
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2. Politischer Klienrelismus 

\X'ie bereits erwahnt, rekrutiert sICh der Präsident seinen Stab nach dem Kriterium persönli

<-her Loyalitätserwartung. Bei der Besetzung von Ministerposten erscheint dies als nichts Un

gewöhnliches; anders dagegen liegt dJe Sachlage, wenn es um die Besetzung von Führungs

poSItionen Im Militär, der Justiz, der Banken oder anderer Staatsbetriebe geht; daß es auch 

hier nicht auf Qualifikation, sondern primär auf Loyalität bzw. "gute Beziehungen" zum Prä

sidenten ankommen soll, ist schon schwerwiegend genug. Hinzu kommt jedoch, daß sich 

diese Patronagestrukruren nach unten fortsetzen. Verwandtschaftliche Beziehungen zum Prä

~identen oder zu hohen StaatsfunktJonären erhöhen die Startchancen für eine Karriere ge

\dtJg; Herkunft aus derselben Region (oder Erhnie), gemeinsame Schulbildung oder einfach 

"ahe Freundschaftsbeziehungen" zwischen angesehenen Familien spielen in allen neopatri

monialen Regimen eine große Rolle. Ohne Patronage kommt man als Außenstehender kaum 

in den Staatsdienst, ohne Patronage wird man nichts, wenn man einmal drin isr>'; d. h., Qua-

67 Camarillas In den lateinamerikanischen Ländern sind weit verbreitet, siehe Flir Mexiko Petl7 H. 

Smah 1977: [)oes Mexico Have a Power Elite' In. Jose LUls ReynaJ Richard S. Weinert (Hrsg.), 

Authorltarlanlsm in Mexico. Philadelphia: Institute for the Study ofHuman Issues, S. 129-154, 

hier insbes. S. 139 f zur Macht des Präsidenten nach seiner Wahl in der Personalpolink; dies ver

küf2C dIe Zeltperspeknve der politleos auf sechs Jahre und fördere so die gewalnge Korruption im 

'wstem; Susan Kaufman PureeIL 1981: Mexico: Clientelism, Corporansm and Political Stability. In: 

). N. EisenstaddRene Lemarchand (Hrsg.), Political Cllentelism, Patronage and Development. 

Beverly Hills/London: SAGE: 191-216; sowie /Qtkne A. Camp 1990: Carnarillas In Mexican Poli

tics. The Case of'la!lnas Cablnet. In: Mexican Studies 6: 85-1°7; Hanspetl7 StammlChnstian Su

Ur 1996· WirtSchaftlIche Strukturanpassung und politische Transformation in Mexiko. In: Stefan 

Karlen/Andrea5 Wimmer (Hrsg.), .,Integration und Transformation": Ethnische Gemeinschaften, 

Staat und WelrwirtSchaft In lateIn amerika seIt ca. 1850. Stuttgart: Akademischer Verlag der Reihe 

HISTOR.Al\1ERICANA: Bd.2, S. 2°5-239, hier insbes. dIe Abbildung I: "Schematische Darsrel

lung wichnger HerrschaftsmechanIsmen im postrevolunonären politischen System der Nach

kriegszeIt" auf S 210; dIe AutOren unterscheiden den KlIenteIismus der eamanllas auf der Ebene 

der Staatsfuhrung, d. h. die enormen Rotanonen des Führungspersonals nach jeder Wahl, sodann 

den bürokratischen KL,enteIlSmus In Verwaltung, Partei, Gewerkschaften und in den Staatsbetrie

ben, und schlIeßlich den traditiolU1len Klienulismus der Beziehung zwischen lokalen Notabien (ea

C/qlW) und der Bevölkerung. Überall sind "stark personalIstisch gefärbte BezIehungsformen" vor

handen, die .glelChzeHig inStltunoneli wenIg abgesIchert" sind (Im SInne einer staatlichen 

Penetration der Gesellschaft). Für Kolumbien siehe .flirgen Wolf 1984. BürokratISche PolItik: Der 

Fall KolumbIen. Berlm: Duncker & Humblot, msbes. S. 34" ff: Das ständIg wechselnde Perso

nal ist eines der HaupthIndernisse rur eIne höhere Professionalität der Verwaltung. JugendlIche 

Absolventen höherer Schulen werden ilber Patronage In die öffendiche Verwaltung gedrängt, wo 

sie - wegen der schlechten Bezahlung - nur so lange bleIben, bIS sie Im Privatsektor einen Job fin

den. Diese JugendlIchen sitzen eine ZeItlang in der Verwaltung auf wichtigen Jobs, wo sie in [n-
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lifikation und Verdienst bleiben auf der Strecke, danach wird oft nicht einmal gefragt:. Klien

telistischer Polnik liegt das Prinzip zugrunde, daß Loyalität des" chürzlings" wichtiger ist als 
Qualifikation des Bewerbers für ein Amr68. 

Der Präsident kennt und beherrscht die Patronagepolitik, er weiß daher auch um die 

jeweils eigene "Hausmachtpolitik" seiner Minister und Staatssekretäre und auf diese Weise 

entstehen mehrere "leadership centered informal power groups"69, die keineswegs darauf pro

grammiert sind, zu koopeneren, im Gegenteil: heftige Faktionskärnpfe auf den Hinter

grundbühnen gehören zum Alltag neoparrimonialer Regime und verursachen große Rei

bungsverluste. Um den Gefahren zu großer Hausmacht einzelner Minister zuvorzukommen 

bzw. um die Reibungsverluste aus Faktionskämpfen abzumildern, greift der Präsident zum 

Mittel der Begrenzung der Amtszeiten. Die Amtszeiten der Minister in neopatrimonialen Sy

stemen sind in der Regel kurz und auch dies hat in mehrfacher Hinsicht negative Folgen: 

dustrieländern erst nach vielen Jahren und daher mit viel Erfahrung hinkämen: "Die Staatsver

waltung dient als erstklEJSSlge Patronage-Insfltution. Diese Funktion ist fur die Aufrechterhalrung 

des gegenwärtigen politischen Systems lebenswichtig" (S. 356). "Das Gegenstück des Pauona

gesystems stellt die Schwäche des Berufibeamtentums dar" (S. 357, Hervorhebungen im Original). 

68 In den sozialistischen Ländern kam bzw. kommt der Aspekt des "Gesinn~ns" noch hinzu, 

dies ändert jedoch am PrinzIp nichts, Siehe Günther Roth 1987, Politische Herrschaft und persön

liche freiheit, a. a. O. Eine Tradition des Denkens in gesellschaftlichen Hiaarchun kommt dem 

natürlich entgegen, so vor allem In Lateinamerika und in vielen asiatischen Ländern, so 7.. B. in 

ChIna, Siehe Oskar Wtgg'el I996: Das nachrevolutionäre China. Hamburg: "Im traditionellen 

China herrschte, wie nahezu im gesamten übrigen Asien, das vertikale Organisationsmuster vor" 

(s. 40); das sozialistische Kommandosystem konnte an diese Tradition fast bruchlos anschließen, 

siehe Thomas Heberer I990: Chinesischer Sozialismus = Sozialistischer Konfuzianismus? Der Wi
derstreit zwischen TradItIon und Moderne. In: Ulrich Menzel (Hrsg.), Nachdenken über China, 

a. a. 0, S. U7 ( Die Schrift von Heberer wie auch das Buch von Weggel sind ganz vorzügliche 

Studien zum Phänomen des "Neopammonialismus" im definierten Sinne der ~kJmvm Verlmüp
fUng von traditionakn und modernen Ekmenten der Gesellschaft im politischen System. 

69 fames 5. Scott 1972: Patron-Client Polnics and Political Change in Sourheasr Asia. In: American 

PolltIcai SClence Review 66: 9I-II3. Solche "k1ientelisrischen Netzwerke" sind natürlich auch etWas 

anderes als "strategische Gruppen", siehe Hans-Dleter EversiTilman Schul 1988: Strategische Grup

pen. BerIIn: Reimer Verlag. Auch der Begriff der strategischen Gruppen scheint mir zuviel Ein

hell, Solidarität und eben "kollektives Handeln" zu suggerieren als es tatsächlich gibt; denn die 

Regel ISt, so hier die These, daß Macht über Patronagestrukruren aufgebaut wird und diese k1i

entelistischen Netzwerke sich grundsätzlich in Konflikt befinden l Noch viel weniger angemessen 

wäre hier allerdings ein Begriff der "Klasse für Sich", insofern haben die Autoren der strategischen 

Gruppen recht. Siehe auch den Beitrag von Mano Ctu:tagll 1987: Klienrelismus. In: Pipers Wör

terbuch zur Politik, Bd. 6: Dritte Welt, hrsg. v. Dieter Nohlen und Peter Waldmann. Mün

chen/Zürich: Piper, S. 277-28]: "Die Beziehungen Pa[ron-Klienr sind von Lateinamerika-, Mit

telmeeraum-, Schwarzafrika- und Südostasienforschern wieder in den Vordergrund gerückt 
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Entem verursacht es in der Bürokratie allgemeIne Verunsicherung--; die Schlmlinge sind 

'tändig auf der )uche nach Pauonen und nacurlich kosten diese Aktivitäten Zeit und Ener

gie. 7weitem entsteht ein Dauerdefrzit Im Hinblick auf eine effektive und effiZiente Führung 

der Ministerien: kaum ist ein MlJ11ster In seIn Ressort eingearbeltet, Wird er schon Wieder ab

ge~erLt. Dnttem ist dies eine der Ursachen für den wachsenden Personalbestand des Staatsap

parates7J , denn Jeder neue Minister bringt seine Klientel mit". Da das bestehende Personal 

durch die klientelistischen Machtnetzwerke irgendwie geschützt erscheint und sich der neue 

~1inister mcht gleich Feinde schaffen will, bleibt nichts anderes, als neues Personal eInzustel

len. Auf diese WelSe wächst und wächst der Personalbestand, ohne daß dies in irgendeinem 

Zusammenhang stünde mit neuen Aufgabenstellungen des Staates. Die überdimenSIOnierte 

Größe der ~)[aatsapparate neopauimonialer Regime läßt sich in hohem Maße aus der Eigen-

worden, dIe die Klassen- oder Inreressengruppenmodelle zur Erklärung jener polinschen Systeme 

nICht verwenden konnten. Man wird heute kaum eine Monographie oder ein Handbuch über 

dIe Orme Welt finden, in dem nIcht der K. erwahnt Ist" (5. 278). 

70 Vwor T Lt'Vint' 1975: Political Corruptlon. The Ghana Case, a. a. 0., S. 94: "In sum, a situation 

was created that maxlmized officlal insecurmy, and in chIS ambiance more ohen than not offiClals 

in boch the party and che publlc services feit drIven to illiCl[ and informal m easu res, If only to pro

tect chemselves and their Job." DIe Folge ISt u. a. "structural fragmenration" und bürokranscher 

.jungle" in den unzähligen, unkoordinlerten ,,Ämtern", " ... a conrext whose principal elements 

are tho~e outlined above: an unstable, hlghly fragmenred adminIstrative structure; a burgeonmg 

but msecure officialdom; and increasing polincal resoUIces made accessible to a regIme whose pro

gram and goals were inconsistenr and ohen conrradictory" (5. 91). 

71 Für Latemamerika allgemein siehe L. A. Hammagrm 198}. Developmenr and the Polmes of 

Administrative Reform. Lessons from Latln America. Boulder, Co!.: Wesrview Press, insbes. S. 15! 

Fr; ich komme darauf zurück. 

72 In den lateinamerIkanIschen Ländern ISt es der Präsidenr selbst, der uber klienre!istische Perso

nalpolitik für den ständIg wachsenden Personal bestand der Staatsapparate sorgt; dIes hat wesenr

lich mit dem dortigen System des PräsIdentlallsmus zu tun; auf dIese DIskussion komme ich, 

wenn auch nur sehr knapp, Im nächsten Kapitel zunick; SIehe als BeispIel Brasilien - aus histori

scher Perspektive Rlchard Graham 1990: Patronage and Pollties in Ninreenrh-Cenrury Brazd. 

tanford. CaJ.· Stanford Univ. Press, sowIe Rlorcum Rom [992. Brazi!. Polities in a Patrimonial 50-

clery. Westpoint, Conn./London: Praeger. Allgemein zu Lateinamerika Manfred Mols 1985: De

mokratie m Lateinamenka. Stungart u. a .. Kohlhammer: "DIe lateinamerikanische Polttlk ist, 

gleIchgültig, ob zivdlsnsch oder mdltänsch besetzt, prätorianisch oder autoritativ organisIert, ein 

riesiges Patronage-System, bel dem LoyalItäten, Leistungen und Pfrunde nach genau austarierten 

Gewichtungen vergeben werden. Das Denken m hierarchischen Ordnungen läßt in den unteren 

Rängen der latemamerikanischen Politik wenig Verantwortung aufkommen und uberanrv.:ortet 

das meIste emem Im ,Senor Presidenre' kulmmierenden ZentralIsmus, der seinerseits zunächst 

einmal em System ineinander geschalteter Konrrollen bedeutet. Und cLeses Denken fördert nicht 

zuletzt auch ,nach oben' gerichtete Erwanungshaltungen" (5. Il8). 
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dynamik klienrelisrischer Politiksuukturen erklären. Diese Dynamik stößt narurlich irgend

wann an budgetäre Grenzen, aber dann gibt es die inrernationalen Kapiralmärkte, wo man 

sich KredJ(e besorgen kann, bIs auch diese Möglichkeit erschöpfe ist und die Sraarsschulden

problematik zu "Strukturanpassungsprogrammen" zwingt. 

Bislang haben wir den politischen Klientelismus als binnenstrukrureUen Faktor des Sraats

apparates betrachtet; noch viel wichtiger ist er in der Beziehung des Staates zu seiner inner

gesellschafrlichen Umwelt, also zu den Bürgern7J : Patronagestrukruren beherrschen praktisch 

den gesamten BereIch der InteressenanikuJation bzw. allgemeiner, den Bereich der politischen 

Partizipation. Wo es Wahlen gibt, treten klientelistische Patronageapparate gegeneinander an; 

diese haben sich irgendwann einen Parreinamen gegeben, aber in der Regel handelt es sich 

nicht um ideologisch profilierte Parteien mit einer mehr oder weniger großen Massenbasis in 

Form von Mitgliedschafeen, sondern um opportunistische Gruppen von Klienten, die sich 

um mächtige Patrone geschart haben. In den meisten lateinamerikanischen Ländern ist dies 

der Fall, weil der politische Klientelismus hier eine lange Tradition hat und auch heute noch 

kontmentweit eine bedeutende Rolle spielt74 • In Afrika und Asien gab es bis vor kurzem kaum 

Mehrparteiensysteme, aber wo es sie gab bzw. gibt, liegt die Sachlage nicht viel anders: Par

teien und Wahlen haben die traditionalen Patronagestrukturen nur verändert, nicht aufge

löst"'. Am besten gedeiht der politische Klientelismus in Einpaneiensystemen: hier fungiert 

die Einheitspanei geradezu als Patronageapparat und sie kann dies schon deshalb, weil die 

Trennungslinien nvischen Partei und Staatsorganisation"6 dünn und diffus sind - die Subsy-

73 Dieser Aspekt steht In der Regel im Vordergrund der Untersuchungen, siehe Rme Lnnarchand 
19~2: Poli[ical Clientelism and Ethmciry in Troplcal Afnca: Competing Solidarities in Nation

Buildlng. In: Amencan Poll[lcal Science Review 66: 68-90: Victor T. lLVine 1980: African Patri

monIal RegImes in Compara[lve Perspectlve. In: The Journal of Modern African Srudies 18: 

657-673; Rene LemarchandiKelth Legg 1972: Poli[ical Clientelism and Development. In: Compa

ra[ive Poli[lcs 4: 149-178; sowie die Bei[räge In EisenstadtlLemarchand (Hrsg.) (1981); siehe auch 

die generalisierende Formulterung von Dleter NohlenlBemhard Thlbaut 1992: Struktur- und Ent

wicklungsprobleme Lateinamerikas, a. a. 0., S. 64: "Es entstand das rur Lateinamerika so typi

sche Phänomen des Klienteltsmus." 

74 Siehe dIe BeIträge in Scott MainwannglTimothy SculLy (Hrsg.) (1995): Building Democratic Insu

[urions. Parry Systems in Larin America. S[anford, Cal.: 5[andford Univ. Press. zu den Parteien 

La[einamerikas; sowie Petra Benckl 1996. Parreiensys[eme in Zentralamerika. Typologien und Er

klärungsfakroren. Opladen: Leske + Budrich. 

75 Trotz der Rherorik spielten politische Ideologien auch in Afrika kaum eine Rolle; wo orrhodoxer 

MarxIsmus-leninismus durchgesetzt wurde, waren die negativen Folgen allerdings deutlich dra

s[ischer; siehe allgemein CrawJord Young 1982: Ideology and Development in Africa. New Ha

ven/London: Yale Univ. Press. 

76 Lam Tao-chmlHon S. Chan 1996: Reforming Chinas Cadre Management System. In: Asian Sur

vey, Vol. XXXVI, S. 772-786, die Trennung von Parrei- und Staatsapparat sei, so die Auroren, das 
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~ternbildung innerhalb des politischen Systems ist eben noch nicht sehr weit fortgeschrirten~ 

und effektive Alternativen fehlen: die Staatsparteien besitzen quasi ein Monopol für Patrona

gepolitiken aller Art. Die Interessenartikulation über Patronagestrukturen hat ebenfalls 

~chwen.viegende Konsequenzen: 

ErJtl'nI wertet sie die Geserzgebung ab (sofern eine solche in neopatrimonialen Reglmen 

111 einem formellen Smne überhaupt existiere, denn die Regel ist doch das Regieren per De

kret bzw. das Reglsmerenlassen derselben durch handverlesene "Parlamentaner"); auch das 

ist kein Zufall: die Patrone und noch mehr deren Klienteie haben ja kaum das "Gemeinwohl" 

de~ Landes oder ein allgemeines öffenr/iches Interesse im Blick, sondern partikularistische An

liegen; für solche ergibt ell1e Gesetzgebung aber keinen Sinn". KlientelistIsche Politik sem 

nICht wie man früher systemtheoretisch sagte - an der Input-Seite des politischen Systems 

an, sondern an der Output-Selte'9, also bei der Administration" . 

Hauptproblem des politischen Systems in Chma, insbes. für den Aufbau emer lelsrungsfählgen 

Verwalrung; SIehe auch Q,kar U;egg'~l 1996' Das nachrevolunonäre Ch1l1a. - Mit konhlZlanischen 

SpIelregeln ins 21. Jahrhundert? Mmeilungen des lnsmurs für Asienkunde 267, Hamburg, insbes. 

S. 2JI Fr 
n Zu den Subsystembildungen moderner demokratischer Svsreme SIehe GLOvanm 5arton 19,,6' Par

tie, and Party Systems. Cambridge u. a.: Cambridge Unlv. Press, insbes. Chapters 7 und 8; politi

sche Ideologien gedeihen I11chr aufjedem gesellschaftlichen "Boden", so Sarton, und es sei weirhin 

verfehlt, wenn man das westliche Konzepr von politischen Parteien einfach auf EL übertrage; bei 

den "Einparteiensystemen" handelt es sich eigentlich um kein "Parteiensystem" im strikten Sinne, 

da dIe we.<.emlichen Voraussetzungen dafür, nämlich mehrere Parteien sowie eine relanv hohe Au

tonomie des Parreiensysrems gegenüber dem Staat, weitgehend fehlen. 

78 In China ist es der ständige Imen.·emionismus der Partei, welcher dIe rechtlichen Grundlagen der 

Sraarsverwalrung umerminiert: "Today, ehe Commul1lsr Party, not the law or the CO!1Srirution, 

srands as the ulnmare source of aurhoriry in China' , so Hzlton Root 1996' Corrupnon 111 China. 

In: Asian Survey, Vol. XXXVI, S. 741-757, hier inbes. S. 755, mir schwerwiegenden Konsequen-

7,en für dIe Rechrssicherheir, vor allem 111 der WIrtschaft; Ch1l1.l sei jedoch im Begriffe, genau diese 

Problemank in den Gnff zu bekommen, I11chr zuletzt als Folge der wirtschaftlichen Reformen, so 

5l1iJhmg Zhao 1998: Three ScenarIos. In : Journal of Democracy 9: 54-59: "In a similar way, efforts 

to build a stronger judiciary are proceed1l1g by small bur sysremaric steps. The economic boom 

has necc;sirared ehe developmem of a viable legal infrasrrucrure compris1l1g sound laws and courts 

run by well-rramcd judges. The promulgation 01' new laws by the \lPC has highlighred the need 

to address ehe deficiencies in China's weak judicial sysrem. Efforrs to recruir and professionalize 

la"'ycrs, tram judgcs, and increase public awareness abour the law and Irs applicarions are a11 in

diurions thar rhe rule oflaw may one da)' become a reallty in China", 'i. 57 

~9 ,\,I,mftd ,',fob 198s: Demokratie in Lareinamerika, a. a. O. S 128. 

80 Robm R. Kaufinan 1977. Corporarism, C1ientelism, and PartIsan Conflicr: A Srudy of Seven Latin 

AmericJ.n Counme,. In: James \1. \1alloy lH rsg.), Aurhorirarianism and Corporarism in Larin 

Amencl. Uni\". of Pirrsburgh Pre;s, 5. 109-148; ,,Almosr ever)'where 111 Latin America, c1iques and 
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ZWeltens, der enorme Panikularismus überlastet das System mit Einzelfallproblemen, also 

mit kurzfristigen und kurzsichtigen Problemen und deshalb nimmt es auch nicht wunder, 

wenn eine weitsichtige, koordinierte Entwicklungspolitik für das ganze Land auf der Srrecke 

bleibt. Daß eine nationale Entwicklungspolitik, die diesen amen auch verdient, von den 

meisten afrikanischen Regierungen überhaupt nicht, von vielen lateinamerikanischen und 

asiatischen Regierungen eher halbherzig oder nur als legitimarorisches Aushängeschild be

trieben wurde, ist eine immer deudicher zmage tretende Tatsache und hat auch noch mit an

deren Strukturen des Neoparrimonialismus zu tun, auf die wir gleich zu sprechen kommen. 

Drittens, klientelistische Politik steht häufig in direktem Zusammenhang mit der sozio

kulturellen Heterogenität vieler EL: wo sich Strukturen segmentärer Gesellschaften erhalten 

haben oder die Bevölkerung aus sonstigen sprachlichen, religiösen oder regionalistischen 

Gründen fragmentiert ist, sei - so die Argumentation - Parronagepolitik eine durchaus ad

äquate Form der .. nationalen Integration", also durchaus rational im Sinne des "Nation-build

ing", zumal sich moderne Formen der politischen Organisation - lObes. Paneien und Wahlen 

als weitgehend disfunktional erwiesen haben. "Politisierte Ethnizität" ist ein hochexplosi

vet SprengsrofP1
• Die Informalität der Pauonagepolitik entschärft: diesen wenigstens zum Teil, 

indem sie den Konflikt in die Latenz abdrängt. Andererseits hält sie das Phänomen zugleich 

auch am Leben, wenn die Patrone ihre Machtbasis auf "politisiener Ethnizität" aufbauen und 

die unausweichlich hohe Selektivität in der Inreressenberücksichtigung seitens des Staates 

da7U ausnurzen. In Afrika ist genau dies weithin der Fall. 

following!>, cabides. panefinhas. and carrumflas form major action unirs in ehe political process, cut

[Ing through the facade of centralized legal power. Publlc office is utilized as a resource for build

ing personal machines; formal auehomy relationships are undercut; and ehe bureaucracy irselfbc

comes a sprawllllg, decentralized, faction-ridden arena, impossible to conttol ftom a single point", 

,power brokers" leiten dIe Politik ab in administrative Kanale, wo partikularistische Anliegen leich

ter durchzusetzen sind (S. 113 0; SIehe auch John F. H PurcefLlSusan Kauftnan Purcefl J977: Mexi

can Business and Public Policy, S. [91-226; sowie Fve/yn P Stevens 1977' Mexico's PRl: The Insti

rutionalization of Corporatism?, S. 227-258, beide in: James M. Malloy (Hrsg.), Auehorirarianism 

and Corporatism in utin Amenca, a. a. O. 

8[ Ramer TetzlaJf1991: Politisierte Ethnizität - eine unterschätzte Realit.l.t im nachkolonialen Afrika. 

In. Afrika Jahrbuch 1990: 5-28. Zu diesem Thema gibt es mittlerweile sehr viel Literarur, siehe 

Clzfford Geertz 1963: The lntegrative Revolution. Primordial Sentiments and Civil Polities in the 

New States. In: C1ifford Geenz (Hrsg.), Old Societies and New States. New YorkiLondon: The 

Free Press, 'l. 105-157; DonaLd L Horowlfz 19.~2. Three Dimensions of Ethl11c Pohties. In: World 

Polities 24: 232-244;Joseph [(Montn·ille (Hrsg.) (1991): Confllct and Peacemaking in Mulrierhnic 

Socieries. New York u. a.: Lexingron Books; DonaLd RothchildlAlexander J Groth 198s: Pathologi

cal Dimensions of Domesric and International Erhniciry. In: Political Science Quarterly 1l0: 

69-82; DonaLd L. Horowltz 1985: Eehnlc Groups in Confllct. Berkeley u. a.: UllIV. of Cal. Press; 

Peter 'XIaLdmann/Georg Elwert (Hrsg.)(1989), Erhnizität im Wandel. Saarbrücken/Fort uuderdale: 

Breirenbach Verlag; Sauf Newman J99J: Does Modernization Breed Ethnic Political Conflict? In: 
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Viertens, die Macht der .. politischen Barone" unrerminiere die Regelbindung des Enr

scheidens in der Verwaltung, die in den meisten EL ohnehin nicht sehr ausgeprägt isr8'. Die 

volle Tragweite dieses Sachverhalts wird jedoch erst sichtbar, wenn wir uns das drine Struk

turmerkmal des Neopatrimonialismus angesehen haben. 

3. Endemische Korruption 

Der Begriff .. Korruption" stellt nororisch vor schwierige definirorische Probleme - besonders 

dann, wenn man ihn in eine komparative Perspekrive rückt. Auch in der Geschichte der eu

ropäischen Länder werden erst zu Beginn des 19. Jahrhunderts bestimmte Handlungsweisen 

als ~korrupt" disqualifiziere und schließlich kriminalisiere, die noch wenige Jahrzehnre zuvor 

durchaus als üblich und legitim galten8l : z. B. in England die Bestechung von Parlamenta

riern zum Zwecke der Mehrheitsfindung - dafur gab es sogar ein eigenes Budget -, oder man 

denke an die verschiedensten Formen von Wahlmanipulationen, die von offener Androhung 

World Politics 43' 451-487;Judah D. Toland (Hrrg) (1993). Ethniciry and the State. New Bruns

wickiLondon: Transaction Publishers (Political and Legal Anthropology VoL 9); john Breuzlly 1993-" 

Nationalism and the State. Manchester: Manchester Univ. Press, Sec. Ed.; Carola Lenz 199): .. Tri

balismus" und Ethnizität in Afrika - ein Forschungsüberblick. In: Leviathan 23: 115-145. Diese Li

teratur laßt darauf schließen, daß die .. primordiale" Interpretation von Ethnlzltät rückläufig ist 

und die .. konstruktivistlSche·' überwiegt; die neuen Formen von politISierter Ethnizität wären 

ohne den Einfluß etwa von modernen Massenmedien gar nicht möglich; vgL Benedict Anderron 
1991: Imagined C:ommunities. Reflections on the Origin and Spread of Nationalism 

London/New York: Verso, RevlsedEdition (deutsch: Die Erfindung der Nation. Campus 1996); 

Ulrich Menul 1998: Globalislerung versus Fragmentierung. Frankfurt am Maln: Suhrkamp. 

82 Hans E 1Ily/Eugen Kaiserljürgen Rüland 1987' Verwaltung. In: Pipers Wörterbuch zur Politik, Bd, 

6: Dritte Welt, hrsg, v. Dieter Nohlen und Peter Waldmann. MünchenlZünch: Piper, S, 632 647; 

L/oyd I. Rudolph und Susanne H Rudolph 19Y Authoriry and Power in Bureaucratic and Patri

monial AdminiStration: A Revisionist Interpretation ofWeber on Bureaucracy In: World Politics 

31: 195-227, argumentieren, eine unpersönliche Bürokratie Max Weberschen Typs ergäbe unter 

den soziokulturellen Kontextbedingungen der meisten EL gar keinen Sinn, würde nicht verstan

den und fande kaum Akzeptanz. Klientelistische Patronagepolitik und ein gewisses Niveau an 

Korruption seien durchaus .rational" und als .,Schmiermittel" einer ansonsten unbeweglichen 

Bürokratie funktional. Dies mag für eine gewisse Zeit so richtig gewesen sein, nur hätte es wohl 

nicht dabei bleiben dürfen, denn was sonst sollte political development auf diesem Gebiet bedeu

ten, - Dennoch räumen wir ein, daß "Sozialdisziplinierung" auch in der europäischen EntWick

lung ein Aspekt des langfristigen, gesell~chaftsweiten Modernisierungsprozesses gewesen ist und 

keineswegs auf die Bürokratie beschränkt war. 

81 jacob van Klal'eren [95,-: Die historische Erscheinung der Korruption, in ihrem Zusammenhang 

mit der Staats- und Gesellschafustrukrur betrachter. In: Vierteljahresschrifr für Sozial- und Wirr-
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von Gewalr bzw. von massiven mareriellen Nachreilen (erwa sei rens der Großgrundbesirzer 

gegenüber ihren srimmberechtigten Pächrern), der Verreilung von Mllnzen und/oder Frei

bier in großen Mengen für die "richrige" Srimmabgabe reich ren. Auf die weirverbreirere Pra

xis von Pauonage, Neporismus und der Vergabe von Sinekuren wurde bereirs hingewiesen'4. 

Weil im Selbsrversrändnis dieser Zeir die enrsprechenden moralischen und rechtlichen Sran

dards für unsere moderne Auffassung von korrekrem bn .... korruprem Verhalren noch weir

gehend fehlren, könne man höchsrens von "proro-corruprion" sprechen, so James Scorr'l. 

"Korruprion" sei em Phänomen des modemen arionalsraares des beginnenden 19. Jahrhun

dem, d. h., selbsr im hisrorischen Vergleich eznes Landes müssen die unrerschiedlichen poli

rischen Sysrembedmgungen sowie moralisch-rechtlichen ormen berllcksichrigt werden. 

Dasselbe Problem srelle sich, so die Argumenrarion, wenn man die Maßsräbe unserer wesrli

chen lndusuiegesellschafren an die völlig anders gearreren Verhälmisse der EL anlege - so in

bes. die Schlußfolgerungen aus dem "culrural approach". Aber, so fragen wir mir Bayley86, be
srehr dann nichr die Gefahr, daß man bei ebenso vielen Definirionen von Korruprion ender, 

wie man unrerschiedliche "Kulruren" identifizieren zu können glaubr? 

Ganz wird man dieses Spannungsfeld unrerschiedlicher soziokulrureller Rahmenbedin

gungen oder auch siruarionsspezifischerS' Konrexre nichr aus dem Weg räumen können. Den

noch isr es nichr so, daß die Politiker und Beamren der Enrwicklungsländer keine Ahnung 

hätten von den westlichen Srandards für korrektes/korrupres Verhalten; in den meisren län

dern stehen sie sogar in den Geserzen; auch die immer wiederkehrenden Korruprionsvorwürfe 

schafugeschichte 64: 289-324, wir kommen Im Kapitel 6 darauf zurück. Wichtig ist hier der Hin

weis bel van K1averen, daß es polimche Systeme m der Geschichte gegeben hat, in denen Kor

rupnon in die jeweilige "Verfassung" emgebaut gewesen sei, so msbes. Im Spanien des ,Ancien re

gime" - mit verheerenden Folgen für die spanischen Kolonien (Lateinamerika) -, "d. h. daß es 

keine Mmel gibt, diese Mißbräuche auf dem Rechrswege zu besetrigen, so daß das Publikum sich 

damit abfinden muß, der Beamtenschaft emen größeren Teil am Volkseinkommen zu lassen, als 

ihr nach ethischen Gesichtspunkten zukommt (S. 293). 

84 Antoni Maczak (Hrsg.) (1988): K1lenrelsysteme Im Europa der Frühen Neuzeir. Mtinchen: R 01-

denbourg Verlag sowie die Beiträge in Amoldj. HeidenhmnerlMlchaelJohnstonIVictor T LeVine 

(Hrsg.) (1989). Political Corruption. - A Handbook. New BrunswickiLondon: Transaction Pub

lishers, insbes. von Linda Le1/Y Peck: Corruprion and PolItIcaI Developmenr in Early Modern Bri

tam, S. 2I9-2J2;}ohn P. King: Socioeconomic Developmenr and Corrupt Campaign Practices in 

England, S. 233-250. 

85 Jarnes C. 5cott 1989; Corruption, Machine Poltncs and Political Change. In: Heidenheimer/John

sron/LeVine (Hrsg.), S. 275-286. 

86 Davui HBay/ey 1989: The EH"ecrs of Corruption in a Developmg Nation. In: HeidenheimerlJohn

sronlLeVine (Hrsg.), S. 935-952. 

87 Wer sich während der NazIzeit über Bestechung aus dem Konzentranonslager befreIen konnte, 

den wird man schwer verurteilen können. 
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in den Ländern selbsr lassen darauf schließen, daß das Problem nichr auf der Ebene des 

Relhßbewußrseins anzusiedeln isr88. Bleibr die Frage, was wir unrer "Korruprion" versrehen 

~()lIen? Die SrandarddefiniCion begreifr uneer Korruprion jeglichen Machrmißbrauch zu pri

varem Vorteil, gleichgül(Jg ob dabei ein Regelversroß vorliegr oder nichr, meisrens isr dies je

doch ohnehin der Fall. - Diese Definlrion isr eine sog. "Public-office-cenrered definiClon" 

(HeidenheimeriJohnsron/LeVine), isr erwas weirer als die "legalisrischen" Definirionen, die 

nur auf einen Rechrsversroß absrellen, aber enger als dIe sog. "Public-Inreresr-cenrered defi

niClons", die umer Korruprion die Verlerzung eines öffendichen Imeresses versrehen, wobei 

dann aber das Problem aufrauchr, eine solche Verlerzung nachweisen zu müssen89 . Wir räu

men auch ein, daß es Fälle glbr, wo dIe Korrup(Jon nichr zu privatem VorteIl gereichr, sondern 

Drine begiJnsrigr, erwa polirische Parreien - wIe man wohl überhaupr zugeben muß, daß es 

neben einer halblegalen Grauzone auch so erwas wIe eine "weiße Korruprion" gibr, d. h. die 

Ausnurzung besrimmrer rechdicher Regelungen zu privarem Vorreil, ohne einen Regelver

sroß zu begehen; die Diskussionen um dIe verschiedenen Formen von "Renrseeking" haben 

dies gezeigr. 

Wie immer das Problem der Abgrenzung von den verschiedenen Rechrsordnungen ange

gangen oder von der "öffenclichen Meinung" beurrei!r wird, fesr srehr doch, daß in den wesr

lichen Ländern korrupres Verhalren eInzelnen Personm und nichr dem poltrischen System zu

gerechner wird. Genau dIese Sysrem-, Umwelr-Zurechnung brichr In neoparrimonialen 

ysremen zusammen, wenn zugleich das System korrumpiere und Korruprion mdemisch ge

worden ist. In zahlreIchen afrikanischen Sraaren wurden die Ämrer wie in alren Zeiren regel

rechr "präbendalisiere""", d. h. vergeben mir der lizenz, die Armsführung zugleIch zum Mir-

88 Victor T. uVine 1989: Suppornve Values of rhe Culmre ofCorruprion In Ghana. In: Heidenhei

merlJohnsron/LeVlne (Hrsg.), S. 363-374, zeigr an1 Beispiel Ghana, daß korrupre Politiker und 

Sraars!Unkrionare durchaus um Ihr FehlverhaIren WlSJm, sie aber nichr einsehen woUen, wenn sie 

deswegen aus dem Arm enefernr "'lirden, daß es nur sIe rreffen soll, während sich andere weirer 

bereIChern. Wenn in einem ~)ysrem Korrupnon mdemzsch geworden Isr, dann U1ffr der Vorwurf 

nur die VerlIerer eines Machrkampfes. 50 Isr es eben In neoparrimonialen 5ysremen. Victor T 
uVtn~ I9.~S: Political Corruprion, a. a. 0., S. 1°9, sprichr zusan1ffienfassend von einer "culmre of 

poltrical corrupoon". 

89 Z. B. könneen korrupre Praknken von BauRrmen durchaus im "öffendichen Interesse" liegen, 

auch wenn als Moriv eindeutig der privare Vorretl im Vordergrund srand; oder es könnten in vIe

len Landern dIe .\-1aila-Bosse zum argumentariven Gegenangriff übergehen und darzulegen ver

suchen, wie sehr ihre Unternehmungen Im öffendlChen Interesse liegen erc. 

9" Fur Zaire siehe Jran-Cwuk 'X'iLwme W72: Parrimonialism and Political Change in rhe Congo. 

Sranford Univ. Press; Crl1wford Young/Thomas Turner I98s: The RIse and Deeline of rhe Zainan 

Srare. Madison: Univ. ofWlsconsin Press; Ghzswtn C Kobwit I9~9: Zatre: me Roors of me Con

nnulng CnsIS. In: The Journal of 'iodern African Srudles 17: 381-40-'; Herbrrt 'X~lSS 1995: Zaire: 

Collapsed Sociery, 5ufVIvlng Srare, Furure Poltry In: I. \X'illiam Zarrman (Hrsg.), Collapsed 
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tel der Selbstbereicherung nutzen zu dürfen. "Self-enrichmenr regimes", "predatory rule"91 

oder "Kleptokratien"9\ sind für Afrikanisten mittlerweile allgemein geläufige Begriffe. Die 

States. Boulder/London: Lynne Rienner, S. 157-17°; Peter Körner I993: Zaire. In: Nohlenl 

Nuscheler (Hrsg.), Handbuch der Dritten Welr, Bd. 4: Westafrika und Zemralafrika, S. 503-522. 

FUr Nigeria William N Brownsberger I98]. Developmem and Governmemal Corruprion. - Ma

terialism and Polirical Fragmemation in Nigeria. In: The Journal of Modern African Srudies 21: 

215-233, sowie die vorzUgliche Studie von Richard A. Joseph I987: Democracy and Prebendai Po

litics in Nigeria. Cambridge u. a.: Cambridge Univ. Press und Pita 0. Agbese [988: Defense Ex

penditures and Private Capital Accumulation In Nigeria. In: Journal of Asian and African Srudies 

XXIII: 270-286 mit anschaulichen Beispielen, wie Korruption in Nigeria funktIonIert; Filr Bentn 

siehe die vorzUgliche Studie von Richard Westebbe I994: Strucrural Adjuscmem, Rem Seeking, and 

LiberalizatIon In BenIn. In: Jennifer A. Widner (Hrsg.), Economlc Change and Political Libera

lizatIon In Subsaharan Afnca. Bairimore/London: Johns Hopkrns Untv. Press, S. 80-100; Filr Ka

merun Nicol.as van de Walle I994: Neopatrimonialism and Democracy in Africa, wtth an Illustra

tion from Cameroon. In: Jennifer A. Widner (Hrsg.), Economic Change and PolitIcai 

Liberallzarion in Sub-Saharan Africa. BaitImore/London: Johns Hopkms Unlv. Press, S. 129-157; 

sowie den. [995: Crisis and Opportunity In Africa. In: Journal ofDemocracy 6: 128-141; Filr Sierra 

Leone V:rilliam Reno [995." Corruption and State Polirics in Sierra Leone. Cambridge, UK: Cam

bridge Univ. Press und A. B. Zack- Willzams I990: Sierra Leone: Crisis and Despair. In: Review of 

African Political Economy 49: 22-33, Fred M. Hayward I989: Sierra Leone: State Consolidation, 

Fragmemation and Decay. In: Donal B. Cruise O'Brien/John Dunn/Richard Rathbone (Hrsg.), 

Comemporary West African Stares. Cambridge u. a.: Cambridge Univ. Press, S. 165-180; Victor 
T LeVine I975. Political CorruptIon. The Ghana Case. Stanford, CaI.: Hoover InstitutIon Press. 

und RichardJeffnes [989: Ghana: The Political Economy ofPersonai Rule. In: O'Brien/Dunnl 

Rathbone (Hrsg.), a. a. 0., S. 75--98;John R. Hezlbrunn [999: Corruption, Democracy, and Re

form In Benin. In: Andreas SchedlerlLarry DiamondlMarc F. Platmer (Hrsg.), The Self-Restrain

ing State. - Power and Accoumability in New Democracies. Boulder/London. Lynne Rienner, S. 

227-226, insbes. S. 229 f. ,A Culture ofCorruprion", die Liste wäre lang. 

91 Robert Fatton I992: Predarory Rule. State and Civil Society in Africa. Boulder/London: Lynne 

RJenner. 

92 Peter Körner I993: Zaire: Von der Kleprokrarie zur Demokratie? In: Jahrbuch Dritte Welt 1994, 

hrsg. v. Joachim Betz und Stefan BrUne. München: Beck, S. 114-128, hier insbes. S. 123 zu "Parri

monialismus": "Der aufMobutu zugeschnIttene Kliemelismus enthielt wesentliche Elememe des 

,Patrimonialismus': ,Patrimonialismus' bezeichnet ein Herrschaftssystem, in dem der Staat und 

seine verschiedenen Bestandteile, namentlich SchlusseIbereiche wie Finanzen und Repressionsap

parat, der privaten VerFilgungsgewait des (Allein-)Herrschers umerliegen. Zwischen öffentlichem 

und privatem Nutzen wird dann kein Unterschied gemacht. Ermöglichte dieses System die um

fangreiche private Aneignung öffentlicher Ressourcen durch eine kleine Schicht hochrangiger 

Staatsdiener im Umfeld Mobutus und in der Folge die Selbstprivilegierung der sich formieren

den Staatsklasse, so bewirkte es andererseits die Auszehrung der nationalen Ressourcen, den wirt-
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drei nTyrannen"9l der nachkolonialen Geschichte Afrikas behandelten ihre Länder wie große 

Pfründe. Ghana galt zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit als Musterkolonie Großbritanniens 

mit guter Infrastruktur, überdurchschnittlich hohem Bildungsniveau und relativ günstigen 

ökonomischen Srarrbedingungen. Bereirs umer dem legendären StaarschefKwame Nkrumah 

schlich sich Korruption in großem Stile ein; die politischen Instabilitäten nach dem Coup 

d'Etat 1966 verkürzten offenbar den Zeimorizont dermaßen, daß der Extremfall van K1ave

rens eimrat: die Ämter wurden zu "profit maximizing units"94. 

Für Nigeria gilt dasselbe - nur mit dem Unterschied, daß hier das Geschäft: mit dem Erd

öl das Ausmaß der Korruption in schwindelnde Höhen uieb: Milliarden US-Dollar wurden 

seit 1973 alljährlich aus öffentlichen Kassen "privatisiert", so daß hier eine beachtliche Schicht 

von Dollarmillionären enrstanden sein muß. Nigeria wird denn auch von vielen AutOren als 

npräbendaler" oder "pauimonialer" Staat beschrieben91 . Kamerun erlebte 1989 einen Kollaps 

schaftlichen Ruin des Landes und eine s07iale Kata;trophe bei der Bevölkerungsmehrheir." Der 

Autor berücksichtigt begrifflich nicht, daß der .,Patrimonialismus" k1a;sischer Prägung seit länge

rem nur mehr in "modernem Gewande" auftreten kann, d.h. mit modernen Elemenren kombi

niert ist, so z. B. im Falle Zaire/Mobutu mit den lnstiturionen der Kapitalmärkte (Kreditinstitu

tionen), der Entwicklungshilfegelder, der Exporrchancen, der modernen Waffen- und 

Kommunikationsrechnologien erc.; daher wäre "Neopatrimomalismus" der angemessenere Be

griff. so unsere ·These. Siehe Jedoch denselben AutOr Peter Körner 198~: Verschuldung und "Klep

tOkralie". In: Elmar AltvaterlKurr Hubner/Jochen L.orenrzen/Raul Rojas (Hrsg.), Die Armur der 

Nationen. Berlin: Rotbuch Verlag, S. 270-275; Kenya habe unrer dem Präsidenren Daniel arap 

Moi ein Jahrzehnr "k1eptocratic dictatOrship" hinrer Sich, so JoeL D. BarkanlNjuguna Ng'ethe 1998-

Kenya Tries Again. In: Journal of Democracy 9: }2'-48, hier S. }2. 

93 Macias Nguema, Bedel Bokassa und Idi Amin sind hiermit gemeinr, siehe DecaJo 1989, Psychoses 

ofPower, a. a. O. 

94 Jacob van Klaveren 1957: Die histOrische Erscheinung der Korruption, a. a. 0., S. 292;}akob van 

Klavarn 1989: The Concept of Corruprion. In: HeidenhelmerlJohnston/LeVine (Hrsg.), a. a. 0., 

S. 25-28; siehe zu Ghana die vOf7ügliche Studie von Werlin im Vergleich zu Südkorea: beide län

der hatten zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit fast dieselben Startbedingungen; Südkorea konnre 

in den drei Jahrzehnren danach fast an das Niveau der OECD-Länder anschließen, Ghana ver

sank Anfang der 1980er Jahre in Chaos und hat sich seitdem noch kaum erholt; der Unrerschied 

hat sehr viel mit "leadership" zu tun. Herben H WerLm 1994: Ghana and Soum Korea. Explaming 

Devclopmenr Disparities. In: Journal of Asian and African Studies XXIX: 204-225; siehe allge

mein zu Afrikas Leadership-Problematik Chazan/Morrimer/Ravenhill/Rothchild (1992), Chazan 

(1988) zu Ghana und Larry Diamond 1988' Inrroduction: Roots of Failure, Seeds of Hope. In: 

Larry DiamondlJuan J. L.imJScymour M. Lipset (Hrsg.), Democracy in Developing Counrries, 

Vol. II: Africa. Boulder/London: Lynne Rienner: S. 1-}2. 

95 Siehe Joseph 1987, a. a. 0.; Harald Voss 1989: Nigeria: Integration des Staatswesens durch das 

Militär und verspielte Chancen des wirtSchaftlichen Aufschwungs. In: Reiner Steinweg (Red.), 

Militärregime und Entwicklungspolitik. Frankfurt a. M.: Suhrkamp, S. 258-283; HemrICh Berg-
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der Staatsfinanzen, weil fast die gesamten ZoUeinnahmen wegen Korruption und Indisziplin 

"verloren" gingen96 ; allein aus dem Schmuggel mit Reis konnten schätzungsweise IO Mio. 

US-Dollar lukriert werden, der Schmuggel mit Benzin dürfte noch viel größere Ausmaße er

reicht haben. Aus dem staatlichen Bankensektor waren aus "politisch motivierten Kreditver

gaben" rd. 120 Milliarden CFA-Francs unwiederbringlich verschwunden. Wenige Jahre zuvor 

harte der Staatschef von Benin, Mathieu Kerekou, den Zusammenbruch der Staatsfinanzen 

und des gesamten Bankensektors des Landes eingestehen müssen; die Ursachen waren un

schwer zu eruieren: beträchcliche Unterschlagungen in der Steuer- und Zollverwaltung, po

litisch motivierte Transfers oder Kreditvergaben, Mißwirtschaft und Veruntreuungen in 

großem Stile in der verstaatlichen Wirtschaft - alle diese Bereiche waren zur "primary source 

of official rentseeking" geworden9c • In Sierra Leone kann man seit dem Ende der 1980er 

Jahre nur noch theoretisch von Staatsfinanzen sprechen: de facto lebt der Staat von Zuwen

dungen von Geberländern, denn die Staatseinnahmen wurden eben zur Gänze "privatisiert", 

insbesondere der ehemals staatliche Abbau und Handel mit Diamanten98 Ein geradezu klas

sischer Fall der Patrimonialisierung des Staates war bzw. ist Zaire: Nach den ersten turbu

lenten Jahren nach der Unabhängigkeit harre es den Anschein, als würde es dem Diktator 

Moburu gelingen, Strukturen moderner Staarlichkeit konsolidieren zu können; die Wirt

schaft bot Anzeichen eines Aufschwunges; aber bereits nach wenigen Jahren der Diktatur 

harre das Ausmaß der Korruption "spectacular scale" erreicht, wie ein Zairianer feststelIre 

(1967); für 1971 \.vurde ge chätzt, daß rd. 60 Prozent der Staatseinnahmen "privatisiert" wor-

stresser 1993-" Nigeria. In: Dieter Nohlen/Franz NuscheIer (Hrsg.), Handbuch, Bd. 4, S. 344-363; 

Larry DIamond 1988- Nigeria: Pluralism, Statism, and ehe Struggle for Democracy. In: Dia

mondiLinziLipset (Hrsg.), S. 33-91; Shehu Othman 1989: Nigeria: power for profit - dass, corpo

rarism, and facnonallsm in the military. In: O'Brien/Dunn/Rathbone (Hrsg.), Contemporary 

We.st African State.s, a. a. 0., S. 113-144; der Vergleich zum rentlSmo petrolero in Venezuela liegt 

auf der Hand, siehe Andreas Boeckh/Manon Hörmann 1992: Venezuela. In: Nohlen/Nuscheier 

(Hrsg.), Handbuch der Drirren Welt, Bd. 2, S. 510-536, hier S. 520 zur "hemmungslosen Pfrün

dewirtschaft"; die Kapitalflucht reichgewordener Venezulaner betrug Ende der 1970erlAnfang der 

1980er Jahre rd. 34 Mrd. US-Dollar und entsprach Ziemlich genau der Neuverschuldung des Lan

de.s in die.ser Zelt, nämlich 30 Mrd. US-Dollar; siehe zum Zusammenhang auch Andreas Boeckh 

1988- Die Schuldenkrise und die Krise des bürokratischen Enrwicklungsstaates in Venezuela. In: 

PVS 29: 636-655. 
96 Nicolas van de Walle 1994: Neopatrimonialism and Democracy in Afnca, a. a. 0., S. 137· 

97 Rlchard Westerebbe 1994· Strucrural Adjustment, Rent Seeking, and Liberalization in Benin. In: 

Jennifer Widner (Hrsg.), Economic Change, a. a. 0., S. 80-100, hier insbes. S. 87· 

98 Die Geschäftemacher mit den Diamanten müssen zwischenzeitlich enorm reich geworden sein, 

wahrend die "Regierung" de.s Landes zum Berrler bei der "international communiry" herabsank, 

siehe William Reno 1995' Corruption and State Politics in Sierra Leone. Cambridge/UK: Cam

bridge Univ. Press. 
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den waren. Der aufsrrebenden Clique um Moburu war dies jedoch nicht genug: Moburu 

verfllgte 1973/74 in mehreren Dekreten die "Zamanisierung" der Wirrschaft, d. h., das ge

samte Vermögen - insbesondere die Firmen wurde im Stile klientelistischer Poliuk an Ein

heimische verteilt. Eine Klasse von ,,Acquereurs" entstand, also eine uber den Zugang zur 

Sraatsmacht reich gewordene Schicht, doch diese Schicht betätigte sich kaum als unterneh

merische Bourgeoisie, sondern lenkte das erwas unverhofft erworbene Vermögen in lang

ersehnten Konsum: Moburu stellte Ende 1974 In aller Öffentlichkeit fest, daß Zaire zum 

fuhrenden Importeur von Mercedes Benz geworden war. Moburu selbst harre das Arm des 

Pr;isidenten längst präbendalisiert, d. h. zum Objekt der Selbstbereicherung (und der klien

telistischen Vorredsgewährung an seine ,,Anhänger") gemache: ein Vermögen wurde Ende 

der 1970er Jahre auf 5 Milliarden US-Dollar geschärzr, der Großteil davon inS Ausland uans

feriert und so In "Sicherheit" gebracht. Mobutu galt als einer der reichsten Männer der Welr. 

Die Liste afrikanischer Länder mit grassierender, endemischer Korrupnon ließe sich un

schwer verlängern""'. 

Das Phänomen ist jedoch keineswegs auf den Kontinent beschränke: In Asien gelten In

donesien und China als die korruptesten Länder der Region. Das von Indonesiens früherem 

Präsidenten Suharro angehäufte Privarvermögen soll sich auf 20 bis 30 Milliarden US-Dollar 

belaufen haben. Genaueres wird man, wie in Diktaturen lIblich, erst nach dem Abueten des 

gesamten Regimes erfahren. Die Lizenz zur Selbstbereicherung ist Jedoch auf alle ranghöheren 

Offiziere und koopnerre Zivdpolitiker generalisiert; man könnte sagen, Korruption sei 

schlicht so welt "normalisiere" worden, daß sich niemand vor Sanktionen zu furchten 

brauchr'°'. Wohl deshalb blieb ein Großteil des akkumulierten Kapitals im Lande, wurde reln

vcStlert häufig In Kooperation mit den politisch entrechteten, aber geschäftstllchtigen Chi

nesen, ähnlich wie in Malaysia und Thailand - und bietet somit einen Fall, wo die korrupte 

Elite eines neopatrimonialen Regimes die Wirrschaft des Landes wenigstens nicht strangu

liert hat. Anders dagegen die geradezu katastrophalen Folgen der Parrimonialisierung von 

99 Zu ',.ure glbr es viel Lirerarur, siehe als umfassende Srudle Crawford Yozmg/Thomas Turner 1985: 

The Rise and Deeline of rhe Zatrian Srare. Madison: Univ. ofWisconslO Press. 

[00 Der Gesamrberrag, der von den korrupren Ellren Afnkas auf ausländischen Bankkonren "ge

parkr" wurde, deckr SIch ziemltch genau mir der Gesamrverschuldung der schwarzafnkanischen 

Länder, so K I Holstz 1996: The srare, war, and rhe srare of war. Cambridge u. a.: Cambndge 

Umv. Press: "The roral amounr of srolen money mar Afncan elires have parked in forelgn banks 

'may concelvably be e10se ro the debr burden 111 rhe subcontlnenr', mar IS, abour US-DoUar 150 

billIOn" (S. 1I4). 

[O[ Harold CrolKh 1r9. Patrimonialism and Millrary RuJe 10 Indonesla. In: Wor/d Politics 31: 571-587; 

U:mer Kraus 1989: Indonesien: Milirär als Wirrschafrsmachr - Verarmung der Massen und paui

moniale HarmonIe der Eltren. In: Reiner SrelOweg (Red.), MiJlrärreglme und Entwlcklungspoli

rik. Frankfitrr: Suhrkamp, S. [2[-135. 
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Staat und WirtSchaft: unter dem Marcos-Regime auf den Philippinen'o,. Dieses Land wird 

noch relativ viel Zeit brauchen, bis es sich von der "Politik der patrimonialen Ausplünderung" 

wird erholt haben. 

Die Parteifuhrung der KPCh m China hat seit dem Tode Maos in mehreren "Kampagnen" 

vergeblich versucht, das Problem der Korruption in den Griff zu bekommen. Solange Par

teiburokratie und Staatsbürokratie nicht strikt getrennt sind und der Staat in der Wirtschaft: 

eine dominante Rolle spielt, kann sich daran auch nicht viel ändern. Seit Maos Diskreditie

rung seiner eigenen Partei durch "personal Rule" und der beginnenden Liberalisierung der 

Wirtschaft: Anfang der 1980er Jahre wächst der ZYnismus im Volk gegenüber der Partei, wen

det sich das Volk von der Politik ab und Strategien der Selbstbereicherung zu. Der entwick

lungspolitische Engpaß liegr in China längst nicht mehr in der Wirtschaft, sondern in der Po

litik! Endemische Korruption als Strukrurdefekt des neopatrimonialen Systems ist die logische 

Folge der Tatsache, daß die Chancen des Aufbaus von persönlichem Reichtum in China nach 

wie vor primär vom Zugang zu Machtposnionen in Partei und Staat abhängen. Die Risse im 

System sind allerdmgs deutlich erkennbar: die einen Parteifunktionäre wurden zu erfolgrei

chen Unternehmern, andere hielten am alten Stile fest und sind verarmtlOl . Auf Dauer gese

hen Wirkt also die marktwirrschaftliche Liberalisierung "subversiv"104 auf das bestehende po

litische System zuruck und wird der Prozeß der funktionalen Differenzierung zwischen 

Wirtschaft: und Politik kaum mehr rückgängig gemacht werden können. 

Manche Länder der arabischen Halbinsel entsprechen noch weitgehend dem eingangs 

skizzierten Modell des klassischen Parnmonialismus"", was großteils aus ihrem Charakter als 

102. Paul D. Hutehcroft 199[: Oligarchs and Cronles In me Philippine State. - The Policics ofParrimo

nial Plunder. In: World Polltics 43: 414- 450; Gretehen Casper 1995." Fragile Democracies. The 

LegaCies of Authoritarian Rule. Pittsburgh/London: Univ. of PirtSburgh Press. 

103 Zu China siehe Alm P L. Lzu 1989: The Pofitics of Corrupnon In me People's Republic ofChina. 

In: Heidenheimer/Johnsron/LeVine (Hrsg.), a. a. 0., S. 489-512.; Htlton Root [996' Corruprion in 

China. - Has [t Become Systemlc? In: Asian Survey, Vol. XXXVI, S. 741 '757; Shu-Yun Ma 1993: 

Continued Clientelism In Chinese Intellecrual Polltics. In: Journal of Contemporary Asta 2.3: 

465 '483 sowie Frank N Pteke 199>- Bureaucracy, Fnends, and Money: The Growth of Capital So
cialism in China. In: Comparatlve Studles in Society and HistOry 37= 494-518; polirischer Klien

telismus ist derzeit die wichtigste Verbindung zwischen traditioneller Partei- und StaatSburokra

tie, den Einheiten der alten Staarswirrschaft und den aufstrebenden Privatunternehmen. Wie in 

Sudkorea wird sich allerdings die PrivatwirtSchaft suk2esslve vom politischen Klientelismus be
freien, siehe dazu Chang-Hee Nam 1995: Soum Korea's Big Business Clientelism and Democratic 

Reform. In: Aslan Survey XXXV: 357-366. Siehe auch das nächste Kapitel. 

104 Emh Pilz 1996' Zur Subversivität geschäftlicher Interessen: Staat, ZivilgeseIlschaft und Entwick

lung im revolutionären China. In: Franz Kolland et a1. (Hrsg.), Staat und zivi fe Gesellschaft, a. a. 

0., S. 149-166. 

105 Rolf Hamseh 1988- Politische Systeme und politische Entwicklung im Nahen Osten. In: Jahrbuch 
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.,RCIHler- ~taaten "106 erklärt werden kann. Aber auch hier gibt es Anzeichen, daß die tradltlO

nahStl~chen Legitimationsgrundlagen zunehmend erodieren und sICh die politischen Systeme 

demjenigen des Neopatrimonialismus annähern. Für die nordafrikanischen Länder hat Wa

terburyl07 l.U Marokko eine vorzügliche Srudie vorgelegt: Während der König weiter auf der 

Klavi3rur tradinonaliStJscher Leginmationssymbole zu spielen versucht, sind "personal Rule" 

an dcr Staatsführung. weirverzweigte Nerzwerke von Patron-Klienten-Beziehungen als Form 

des politischen Prozesses und endemisch gewordene Korruption unverkennbare Merkmale 

ell1es neopatrimonialen RegimesloS. Korruption wird sogar offiziell in die staatlichen Planun

gen einbezogen. 

Dic Berichte über enorme Ausmaße von Kotruption in den lateinamerikanischen Ländern 

sind alt und wollen nicht abreißen'09: Präsident Aleman (Mexiko) soll sich zwischen 500 und 

800 MIO. US-Dollar angeeignet haben, PräSident TruJillo (Dominikanische Republik) eben-

[)nnc \X'e1t 1989 Munchen: Beck, S. 171-186; UIHer den 15 Staaten des Nahen Ostens finden Sich 

Immer noch 7 Staaten "mlt tradltlonallegitimienen polnischen Reglmen". Es handelt Sich dabei 

um dic belden Königreiche Saudi-Arabien und Jordanien, um das Sultanat Oman, die Emirate 

Bah re 111 , Katar, Kuwait, die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) sowie - als Sonder- und 

Cre nzralI die Islamische Republik Iran; abgesehen vom Iran, liegt die polimche Mac.ht in der 

Hand alteingesessener Familiendynasnen, bei den oft "vieltausendköpfigen herrschenden Dyna

stien" und deren Familienräten ete. 

106 K j. flolstt 1996: The state. war, and the state of war. Cambndge u. a.: Cambndge Unlv. Press. S. 

10J: In Kuwait bezieht der Staat ungefähr 94 % aller seiner ElI1kommen aus dem Ölgeschäft, der 

Crofiteil der "arbeitenden Bevölkerung 111 den Renner-Staaten sll1d Arbeltsmigranten, z. B. In 

den VereInigten Arabischen Emiraten biS zu 90 %. "It 15 difficult tO speak of the gove rn an ce or a 

,community· in these states" .... RentIer states have also been called 'allocation states' .. . because 

they distribute wealth but thelr workers do not typlcall)' produce n", Siehe auch die Hinweise von 

IlolSt! auf Ght1Ssan Salame (198") (Hrsg.). The Foundanons of the Arab State. London: Croom 

Ileim sowie (,Iacomo Luciani (1990) (Hrsg.): The Arab State. London: Roudedge 

107 John 'X{lterbury 1973: Endemie and Planned Corruption In a Monarchlcal Regime. In: World PolItics 

25: 533-555; siehe auch John 'X'aterbury 1976: Corrupnon, Polit/cal StabIilty and Developmenr: Com

parative EVldence from Egypt and Morocco. In: Government and Opposition II: 426-445. 

108 Jurgen H. V;'oIfII993: Marokko. In: Nohlen/Nuscheier (Hrsg.), Handbuch der Dntten Welt, Bd. 

6. 5. 238-260; der König beruft SIch auf ehe . .Abstammung vom Propheten In der 35. Generation": 

17 alawitischer Herrscher seit der Gründung der Monarchie im 8. Jahrhundert und Machtüber

tragung durch Gon; aber, so \X'olff skeptisch: .Es ISt schwierig abzuschätzen, wie weit diese tra

ditionell-religiöse 'Tradition heute noch trägt. Jedenfalls spielt der König In Zeremoniell, Er

klärungen, Festen, symbolischen Akten usw. meISterhaft auf dieser KlaViatur" (5. 255 f.). 
109 "Korruption in MeXiko i,t kein moralIsches Phänomen, sondern strukturell verwurzelt: Sie regelt 

die BeZIehungen ZWischen Staat und ,bürgerlicher Gesellschaft' und wird als ein Informelles Ver

teilungssystem welt akuptiert. [n den Jahren des Erdölbooms erreIchte sie Jedoch eine Dllnen

Slon, die ehe Hinnahmebereitschaft der Bevolkerungsmehrheit überforderte - zumal diese nun In 
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falls mindestens 500 Mio., Präsident Batista (Kuba) zwischen 500 und 700 Mio., Präsident 

Perez Jimenez (Venezuela) über 250 Mio. - im Zeitraum von 1952 bis 1961 insgesamt etwa 2 

Milliarden U5-Dollar, welche überwiegend auf ausländischen Bankkonten landeten. Die 50-

mozas besaßen bereits 1972 ein Vermögen von rd. 200 Mio. U5-Dollar bei einem geschätz

ten GNP Nicaraguas von 800 Mio."O
; General 5troessner (Paraguay) ließ wäre nd seiner drei 

Jahrzehnte währenden Diktatur die Unterscheidung von öffentlich/privat de facro völlig zu

sammenbrechen'". Die Duvaliers haben das Land Haiti in einem Ausmaß korrumpiert und 

ausgeplündert, daß es zu Beginn der 1990er Jahre in einen völligen 5taarskollaps hineinschlit

terteH
". - Die Phänomene des Neopatrimonialismus sind auch in Lateinamerika wesentlich 

bedeutender als es manche Lateinamerikanisten wahrhaben wollen"l. 

der Krise die Informelle Selbstbereicherung der regierenden Klasse ein zweites Mal finanzieren 

muß", so MichaeL Ehrke 1986: MeXJko 1986: Das politische System unter dem Druck der Wirt

schaftskrise. In: Jahrbuch Dritte Welt 1987. München: Beck, S. 153-164, hier S. 161; dies hat Tra

dition, siehe Laurence Whttehead 1989: On Presidential Grafi:: The Latin American Evidence. In: 

HeidenheImerlJohnston/LeVine (Hrsg.), a. a. 0., S. 781-800. 

110 Michat·L Krennench 1992: Nicaragua. In: ohlen/Nuscheler (Hrsg.), Handbuch der Dritten Welt, 

Bd. 3, S. 203-236, insbes. 207 f.; Nicaragua wurde nach der Machtübernahme durch Anastasla 

Somoza Garcia 1936 zu einer "Bereicherungsdiktatur mit kriminellen Mitteln", nicht zuletzt, um 

das weirverzweigre Khentel- und Patronagesystem aufrechtzuerhalten: "Nicaragua wurde In den 

folgenden 42 Jahren nahezu wie ein somozistisches ,Familien unternehmen' regiert." 

JlI Ennque A. BaLoyra-Herp 1983: Reactionary Despotism in Central America. In: Journal of Latin 

Amencan Studies 15: 295-319; PauL C. SondroL 1991: Totalitarian and Aumoritarian DictatOrs: A 

Comparison of Fidel Castro and AJfred Stroessner. In: Journal of Latin American Studles 23: 

599-620; von Ansatz her dagegen anders Olmdo. Bamro/Harald BarroLS 1992: Paraguay. In: Noh

len/Nuscheler (Hrsg.), Handbuch der Drinen Welt, Bd. 2, S. 417-436, insbes. S. 426 zum Kon

zept eines "patrimonialen Staates" in Paraguay; und überdies: Edelmetall- und Drogenschmug

gel, Waffenhandel etc. wurden nicht nur staaclich toleriert, sondern zum Teil gefördert; siehe zum 

Vermächtnis Susanna SottoLt 1996. Paraguay nach Stroessner: Forrschrine und Probleme des De

mokratisierungsprozesses. In: Joachim BetzlStefan Brüne (Hrsg.), Jahrbuch Drine Welt 1997. Da

ten - Übersichten - Analysen. München: Beck, S. 215-234; die Frage zu diesem Artikel wäre al

lerdings, ob es sich in Paraguay um ein "autoritäres" oder doch um ein "neopatrimoniales" System 

handelte. 

112 ULrich FLetschmann 1986. Haiti: Politik und Armut. In: Jahrbuch Drine Welt 1987. München: 

Beck, S. 165-176. 

113 Siehe jedoch Manfred Mols 1985." Demokratie in Lateinamerika, a. a. 0., S. 58, wo der Autor von 

"srruktureller Korruption" spricht. Oder siehe MichaeL Krempin 1989: Keine Zukunfi: fur Bolivien? 

Saarbrücken/Fort LauderdaJe: Verlag Breitenbach, S. 85, wo der Autor von der "Entwicklung zum 

Pfründestaat" spricht, "d. h. die Privatisierung öffenclicher Funktionen und Leistungen in Form 

der Pfründe". Die zentralmerikanischen Länder kannten - mit Ausnahme von Costa Rica - bis 

vor kurzem überhauprs nichrs anderes als "personal rule", Nerzwerke klientelistischer Politik und 
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1.3 Systembedingungen des Neopatrimonialismus 

l 'lehr jede Form hochpersonallslener Staatsfuhrung fällt unter den Begriff "personal Rule"; 

die meisten großen Diktatoren unseres Jahrhunderts, von Atarurk bis Pinochet"4, gehören 

nichr hierher. Ihre Machtposinon erschließt sich erst aus einer anderen Theorie, nämlich der 

Theorie des bürokratisch-autonrären Staates. "Personal Rule" liege - so unser Vorschlag - nur 

dann vor, wenn das Phänomen als Strukrurmerkmal eines neopauimonialen Systems auftrirt, 

d. h mit k1ienteliStlscher Politik und endemischer Korruption verknüpft ist. eoparrimo

niale polinsehe Systeme sind sowohl mit "Militärs als Regierung"") (Militärregime) als auch 

mit quasi-demokratischen Formen komparibel"6; neoparnmoniale Militärregime neigen dazu, 

.i:ntwicklungsdiktaturen ohne Entwicklung" zu sein 17. 

endemisch gewordene Korruption; wir kommen im nächsten Kapitel darauf zurück; siehe die 

LInderbenchte in ohlen/Nuscheler (Hrsg.) (1993): Handbuch der Drmen Welt, Bd.}: Mittel

.lmenka und Karibik; Flir den DemokratJslerungsprozeß ergeben sich daher spezielle Probleme, 

siehe generell dazu Rtchard nyder 1992. ExplaJnlOg TranSItions from eopatrimonial DictatOr

shlps. In:omparatJve Polities, S. 379-399 sowie WiLhefm HofmeISter 1994 Die Entwicklung der 

Demokratie in LatelOamenka. In: APuZ, B 4-5, S. 11-18. - Rezeme Formen der Korruption als 

Folge .neopopuJistlscher" Polltlk 10 LatelOamenka behandelt Kurt Weywnd 1998: The Polities of 

Corruption in Latin America. In: Journal of Democracy 9: 108-121. 

"4 Anders dagegen Karen L. Remmtr 1989." eopatrimonialism: The Polities of Military Rule In 

Chile, 1973-1987. In: Comparative Pohnes 21: 149-'70; der AutOr bezieht den Begnff des eopa

trimonlalismus zu sehr auf das Phänomen von .,personal rule" und berücksichtigt die anderen 

Strukturmerkmale kaum; das halten wir hier nicht Flir sinnvoll, weil damit gtavierende Abgren

zun~probleme entstehen, erwa zum Modell des "bürokratisch-autOritären Staates" bzw. in unse

rerTerminologie, zu auton'tarm Systemen. Siehe als umfassendsten Überblick Danief Chirot 1994-· 

Modern lyrants, ew York u. a.: The Free Press, mlt einem Kapitel zur "Typologie". 

115 So auch ThomLIS M. Calwghy 1987."The State as Lame leviathan: The Patrimonial Administrative 

State In Africa. In: Zaki Ergas (Hrsg.), The African State in Transition. New York: Sr. Marnn's 

Press, S. 87- u6, hier insbes. S. 87: "Believing that a broader histOncal and analytlc perspective is 

meful, this chapter will presem and delineate the notIOn o[the patnmonial admimstratIVe state as 

Ihe underlyrngform o[ Mmtnation in Afoca toMy. aboL'1' which ./Wats a host o[ varyrng and changmg 
'regrme types:" (Hervorhebung durch HW); diese Erkenntnis ISt enorm Wichtig. Siehe auch Er

liest Harsch 1993-" Accumulators and Democrats: Challenging State Corruption in Afnca. In: The 

Journal ofModern African '>tucLes 31: 31-48; Victor T. LeVint! 1980. African Patrimonial Reg1mes In 

'omparative PerspectJve. In: The Journal ofModern African Studles 18: 657-673. 

116 Lurs RomgerlAySt! Gtmt!s-Ayata (1994) (Hrsg.). Democracy, Clientehsm, and Civd Society. Boul

der/London Lynne Rienner; der Sammelband leidet allerdings darunter, daß zwischen den ver

schiedenen Systemtypen, in welchen Klientelismus eine Rolle spielt, nicht klar unterschieden wird. 

117 }urgm Rüwnd/Ntkowus lX&-z 1985-" Von der EnrwicklungscLktatur zu den Dlktaruren ohne Ent

wicklung Staat und Herrschaft in der polltlkwissenschafdichen Drine-Welt-Forschung. In: 
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Weil der Neopauimonialismus relariv flexibel isr für Variarionen in der Arr der Organisa

rion der Sraarsleirung (Regime), soll re man eigenrlich nichr von neopauimonialen Regnnen, 

sondern von neopauimonialen Systemen sprechen. "Neoparrimonialismus" gehön somir 

eigenclich in die Theorie polirischer Sysreme, nichr in die Regimelehre, aber weil sich der Aus

druck "neoparrimoniale Regime" mirclerweile eingeburgen har, wollen wir diese Usance aus 

Bequemlichkeir zei(\vetSe beibehaIren, wenngleich dJes der geborenen Klarheir nichr gerade 

förderlich sein wird. 

Die Frage, warum sich der Neopauimonialismus in so vielen Ländern ausbilden und bis 

in unsere Gegenwan har halren können, läßr sich beim gegenwänigen Forschungssrand noch 

nichr gur beanGvorren. Sangmpam' 18 har die Afrikanisren zu Rechr darauf aufmerksam ge

machr, daß die Phänomene des "so fe srare" oder "weak srare" keineswegs auf die Länder des 

afrikanischen Konrinenrs beschränkr sind - der Begriff "so fe srare" 'Wurde von Gunnar Myrdal 

ja für die asiarischen Länder geprägr"3. \Vie verhaIr sich diese mirderweile weiG'efZ\veigre Dis

kUSSIOn um den "schwachen Sraar" zur Theorie des "Neoparrimonialismus"? .\1eines Erach

rens handelr es sich um denselben Gegensrand'" , nur daß die Begriffsbildung "schwacher 

Sraar" - kanrianisch gesprochen - eher an die Einbildungskrafr appelliere als an den Versrand. 

Erschwerend kommr weirers hInzu, daß fasr die gesamre anglo-amerikanische Lneraruc an 

der Unrerscheidung von "srare" und "sociery" fesmalr, als ob der Sraar keine gesellschafrliche 

Realirär ware. Ersr auf diesem Hinrergrund gewinnen Unrerscheidungen wie "sociery-cenrer-

Franz Nuscheler (Hrsg.), Dnrte-Welt-Forschung - Enrwicklungstheorie und Enrwicklungspolt 

tik. Opladen' Westdeutscher Verlag (PVS-Sonderheft), S. 211-2-32. Einschlägig einige Beiträge In 

Remer Stemweg (&d.; (I989): Milirärreglme und Enrwicklungspolicik. Frankfurt a. M.: Suhrkamp. 

Für die Militärregime in LateInamerika gilt dIes nur zum Teil, wie wir noch sehen werden, SIehe 

jedoch für das Banzer-Regime in Boltvien nach 1971 Catherine M. Conaghan [990: Retreat to De

mocracy: Business and Political Transinon In Bolivia and Ecuador. In: Diane Ethler I Hrsg.), Oe

mocranc Transition and Consolidanon In Sourhern Europe, Latln America and Southeast Asia. 

Hampshire/London: The Macmillan Press, S. 73-9°, insbes. S. 78: "the essence of the Banzer ad

ministration was its neopatrimonialism", mIt weIteren Hinweise auf andere Autoren, sov.ie DIl'ter 
NoMen/Rene Antomo _~fayorga [992: BolIVIen. In: Dleter Nohlen/Franz ~uscheler (Hrsg.), Hand

buch, Bd. 2, a. a. 0, S. 180-2[8, insbes. S. 211 zum Fortbestand "weIthIn bestehender pammoni

alistJScher AJ([ionsformen". 

[[8 s.:v Sangmpam [993: Nelther Soft nor Dead: The African State Is A1ive and \X'ell. In: Afncan 

Srudles Review 36: '73-94; ansonsten aber - wie der Titel des Aufsatzes schon andeutet - unter

schäm der Autor das Ausmaß der Staatskrise in Afrika gewaltig. 

119 Gunnar Myrdal I989: CorruptJon: Its Causes and Effects. In : Heidenheimer/Johnston/LeVine 

(Hrsg.), S. 953-962, ursprünglich erschienen in ,,Aslan Drama". - Im UnterschIed zu Mvrdal ha

ben manche Autoren heute offenbar wenig Ahnung, was "konsolidierte moderne Staatltchkeir" 

ist und was eine solche für gesellschaftliche .,Enrwicklung" bedeutet. 

120 Adnan Leftwich [993' States of Underdevelopment. - The Third World State in Theoretical Per

spective. In: Journal ofTheoretical Politics 6: 55-74. 
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cd ver.\us state-cenrered approaches" in der dorrigen Staatsmeorie' oder Formulierungen wte 

,,5trong societies - weak states" an Plausibilität fU
• Man weiß zwar, was gemeinr ist, aber meo

rell~h kommt man auf dtese Weise ntcht sehr weit. 

:--:a h meinem ErkenntnIsstand handelt es sich beIm Neopauimonialismus um ein politi

sches Sptem, das durch welt gehend selbst erzeugte Blockierungen an der weiteren Entwicklung In 

Richtung emer modernen Staatlichkelt behindert wird, wobei diese vom System erzeugten 

Blocbden durch Wec.belwirkungen mit bestimmren Faktoren der gesellschaftlichen Umwelt 

getragen oder gar verstärkt werden können. Der Ausdruck "Wechselwirkungen" oder Feed

back ist hier wichtig, weil es in der Tat nicht um ell1seitige Kausalbeziehungen geht, sondern 

lJIn mkuläre, kybernensche Prozesse wechselsetttger Verstärkungen. Wie erwähnr, läßt der 

gegenwärtige Forschungsstand Generalisterungen auf diesem Gebiet eigenclich noch nicht zu; 

bel den im folgenden angeführten Wechselwirkungsprozessen als Systembedingungen für 

'ieopatrimonialismus kann es sich däher nur um einen ersten Versuch handeln, das vorhan

dene empirische Matenal zu systematisieren: 

I. Probume mit dem Gewaltmonopol des Staates -Angst vor physischer Gewaltsamkeit: I2J Jegli

che. taadichkett ist zunächst und pnmär auf die Funktionserfüllung der Politik als solcher 

bl'zogen, d. h. auf dIe Herstellung und Umsetzung kollektiv verbindlicher Enrscheidungen. 

Die,e Funktionserfüllung ist gebunden an die innere Pazifierung der Gesellschaft, und des

halb muß der Staat das Monopol der legitimen physischen Gewalrsamkeit beanspruchen, wie 

wir seit Thomas Hobbes und Max Weber wissen l2.4. Zwischen "beanspruchen" und "durch-

121 7;lI/ollry MltchelL 1991' The LimitS of rhe Srare: Beyond Statist Approaches and Thw Critics. In: 

American l'olincal )clence Review 85: 7"7-96. 

122 jorlS ArigeUzl1988- ')(fong SOCleries and Weak )rares. Princeton, N. J.: Pnnceton Ul1Iv. Press;joel 

S AfigeUz11994: The state III sociery: An approach to struggles for domInanon. In: Joel S. Mig

dal/Arul Kohltf\ivlenne )hue (Hrsg.), )tate power and SOClai forces. Cambndge u. a .. Cambridge 

Unlv. Press, S 7' 34; elllen umfassenderen Überblick versucht joel S. MtgeUz11997' Srudying the 

~tdte In Mark Irvlllg Lichbach/Alan S. 7uckerman (Hrsg.), Comparanve Politics. - Rarionallry, 

Culture, and Strucrure. Cambridge: Cambndge Unlv. Press, S. 208-235. 

(2) Der erste hktor benennt Jeweils elll System problem, der zweire eine korrelative Kommunikari

onsbedlllgung III der Umwelt des Systems. Für Svstemmeoreriker isr klar, daß es lerzrllch um das 

Problem der ProfiIierung von Svsremgrenren geht, d. h. um elll Problem, das rypischerweise Im 

Zuge: der begll1nenden funktionalen Differenzierung aufrnrr. In diesen Zusammenhang gehärt 

denn auch die Di~kussion um die sog. ,.Auronomie des Sraares", siehe die Auroren in "Bnnging 

the Srate Back In", oder siehe auch Erze A. Nordlinger 1987' T aking rhe Srate Senously. J n: Myron 

'\I;ell1erl'>amuel P Hunrll1gron (Hrsg.), Understandlng Po!tncal Developmenr. Prospecr HeightS, 

III.: \X'aveland Press, S. 353-390; ordJlllgers Sraarsbegnff als Gesamrheit des ~raarspmorulls bleibt 

Im wesentlichen dem alten Paradigma des Pluralismus verpflichter. 

'2.4 Ich komme darauf Im Kapirel 3 zurück; Siehe nur Andreas Anter 1995-' Das Herz des Sraares. Zur 

Anaromle des Gewaltlnonopols. In: Sraarswissenschaft und SraatSprax.Js 6: 449-457. 
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setzen" besteht jedoch ein Unterschied, und diese Diskrepanz"! ist in vielen Entwicklungs
ländern relativ groß: der Staat hat die ländlichen Regionen kaum "penetriert"·26, und die 
ungesteuene Migration vom Land in die Städte stellt auch in diesen vor neue HerausfOrde

rungen"7• Wo immer die Staatsrnacht nicht präsent ist oder mit ihrem Drohpotcntial nicht 

ernst genommen wird, entstehen alternative Machtgebilde - die Mafia wäre dafür ein tref
fendes BeispielizlI. In vielen EL haben "indirect Rule" und die Anerkennung der Chiefs als 
"native administration" solche informellen Machtstrukruren auf lokaler Ebene konserviert, 

so daß der Großteil der Bevölkerungen zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit kaum Erfahrun
gen mit Staatlichkeit besaß, d. h., selbst der nachher "indigenisiene Staat" blieb ihnen fmnd 

125 Dies war ein typisches Problem auch des "vormodernen Staates", insbes. der Imperien; siehe zur 
Begriffiichkeit Hannes Wimmer 1996, Evolution der Politik, a. a. 0., Kap. 7: "Die Entstehung 
des vormodernen Staates", S. 217-308; eher im Anschluß an Max Weber St4itn Brtwr 1998: Der 
Staat. - Entstehung, Typen Organisationsformen. Reinbek b. H.: Rowohlt. 

126 Grundsätzlich dazu der ausgezeichnete Beitrag von MichM/ Mann 1989: The Autonomous Power 
of the State: Its Origins, Mechanisms and Results. In: John A. Hall (Hrsg.), Stares in History. 0:1:
ford, UK: Basil BlackweU, S. 109-136; siehe als jüngste DarsteUung für die fehlende "Penetration" 
des Staates Hdko Mdnhardt 199T MaIawi - Demokratischer Aufbruch nach 30 Jahren Diktatur. 
In: Joachim Betz/Stefan Brüne (Hrsg.), Jahrbuch Dritte Welt 1997, a. a. 0., S. 108-12.4. insbcs. S. 
117: "Gegenwärtig ist das staatliche Gewaltmonopl nicht garantien; in ländlichen Gegenden häu
fen sich die Fälle von Lynchjustiz. Das Vertrauen in die Sicherheitskräfte ist in der Bevölkaung 
gering"; am Lande leben in MaIawi derzeit 87 % der Bevölkerung! MaIawi wurde vom Staatschef 
Hastings KamUlU Banda 30 Jahre ..autokratisch-patrimonial regiert". so Meinhardt und dcshaIb 
verwunden es auch nicht. wenn MaIawi heute zu den ännsten Ländern der Welt gehört. 

127 Iftikhar H.Maük 1996.. The State and Civil Society in Pakistan. In: Asian Survey. Vol. XXXVI, S. 
673--69Q, insbes. S. 685. Karachi wurde in den letzten Jahren durch unkontrollicrte Zuwanderung 
zu einer unregierbaren Stadt mit eskalierender Gewalt: allein im ersten Halbjahr 1995 gab es I.WO 

Tote. - Sicherlich" versorgten" die Turbulenzen in der Region krimineUe oder politisch manipu
lierte Elemente ausreichend mit modernstem Waffengerät, die tatsächliche Ursache liegt jedoch 
im "Staatsversagen ". d. h.: "Pakistan's problem of governance owe much to a fracrlous culrure, 
rent-seeking politicians. a vetoing army. and a monopolistic civiI burcaucracy", insbcs. dan fort
bestand "feudaler" Herrschaft von Großgrundbesitzern. rein opportunistischer Cliquen an der 
Spitze sog. "Parteien". hochselektiven Patronageneawerken. wdche systematisch bcsbmmte Re
gionenlEthnien zurücksetzen etc. 

128 Rrinhard Stocltmann 1988: Kolumbien im Griff der Gewalt. In: Jahrbuch Dritte Welt 1,&9. Mün
chen: Beck, S. 22.8-247. Drogenmafia, Guerilla und TodcsschWlldrone "legen das stvdiche Ge
waIunonopollahrn". insbcs. S. 239 f. zur Drogenmafia, welche im Kokaingcscbift MiIJWden 
DoUar verdiente; so konnten die 40 prominenten Mafia-Bosse der R.:gierung unter 8canc:ura
bieren. für die 12.5 Mrd. US-DoUar Auslandsschulden Kolumbiens aufzukommen und ihre ins

ges. 60 Mrd. DoUar auf Auslandskonten ins Land zu trar.ofaieten, wam der Scut sie '.g 1Ia, 
"arbeiten" ließe; der Vorschlag WURle vom Parlament ernsthaft diskutietd 



:-;'top.mimoOlalc.- Sy~teme 

und In einem diffuscn Sinne bedrohlich. Die Bauern in den Dörfern suchten In doppelter 

Hinsicht Schurz129: Schutz vor Übergriffen aus lokalen Konflikten und Schutz vor der be

drohlIChen Staatsge>valt'lO. Dic Pervernerung der Staarsmacht von einem Garanten von Recht 

und Ordnung zu elller die Integrität der Person bedrohenden Instanz hat hier Ihre Wurzeln 

und wurde in Afrika südlich der Sahara von der Ausnahme zur Regel. Für die asiatischen län

der spricht l.ucian Pye'l' von der Angst vor "primitive power", also vor der Eskalation physi

scher Gcwaltsamkeit aus lokalen Konflikten (immer elll Zeichen von fehlender Präsenz der 

Staadichkcn), die jedoch zugleIch verstärkt wird durch eine diffuse Angst vor der unbere

chenbaren Macht des fernen Staates'll. 

Latelllamerika versinkt bekanntltch nach dem Zusammenbruch der spanischen Herr

schaftsstrukturen für fast elll halbes Jahrhundert 111 Chaos und Anarchle'lJ; in dieser Zeit ent

stellt und verfestigt sich die HerrschahsstelJung der btifundistas und Caudillos' '. Wo dann 

129 "The pe:tsant umpia is ehe free village, untrammeled by tax collecm[S, labor recruiters, large land

owners. officials. Ruled over, but never rullOg, they also lack acquaintance with the operanon of 

the state as a complex machinery, experiencing it only as a 'cold monster'. Agai05t this hostile 

force, thcy had learned, even their tradnional power holders provided but a weak shleld, even 

though they wen: on occasion wIlllOg m defend them if n proved m their own interest. Thus, for 

the peasant, the state is a negative quanmy, an evil. m be replaced in shon shrift by their own 

,homemade' social order. That order, they belteve, can run wnhout [he state; hence, peasants In 

rebellIOn are natural anarchlsrs", so treffend die Formulierung von Eric H. V:'olfI969: Peasanr \X'ars 

of the 'I"enneth Century. ~l'W York/London: Harper and Row, S. 294 f. 
130 Klaus Afädmg 1990: Das Schenern der polt tISchen Erzieher. In: Clrich Menzel (Hrsg.), Nachden

ken über ChlOa. Frankfun a. M .: 5uhrkamp, S. 141-155 zu ChlOa. wo "herkömmlicherweise Au

mrItät ambivalent erlebt wird. Sie erzeugt sowohl 5icherheitsgefühle als auch Angst" (5. (50): seit 

der Zeit der "suenenden Reiche" prägen Gewalterfahrungen die chinesische Kultur nachhalng. 

zugespitzt formuliert könnte man Vielleicht sogar behaupten, daß die Abwendung von physischer 

Cewalt, von Chaos und Anarchie, die KerOlntention des KonMlanismus darstellt; siehe dazu die 

ausgezeichnete Studie von Oskar W'eggeI1996' Das nach revolutionäre China. Hamburg,'Fort Lau

derdale; zu den unfaßbaren Cewalterfahrungen der chinesischen Volkes sen dem Zusammen

bruch des Ancien regimes 1911 siehe IWmald Slmon [990: Verblichene Blutspuren. Die Opfer der 

chinesischen Revolution. In: Ulnch Menzel (Hrsg.), ~achdenken über China, a. a. O. 5. 

254-268. 

ljl l.uC/an \t~ Fye [98s: Asian Power and Politics. Cambrrdge, MasslLondon: The Belknap Press of 

Harvard Lnlv. Press. 

132 fames S Scott 1972; Patron-Cltent Polities and Pollncal Change in 50urheast Asia. In: American 

Polttical SClence Review 66: 91-1l3. 

IU ,\lit Ausnahme von BrasIlien; siehe die Beiträge in der Cambndge History ofLatin Amenca, Vols. 

IV und V., hrsg. v. Leslie Bethell. 

134 Diese setzen die li-adition der patrimonialen Herrschafi: der früheren spantschen Kolonialmacht 

(Ort, daher müsse man - so Richard .\lorse - die "koloniale Periode" biS etwa 1920 fortschreiben; 
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in der 2. Hälfte des 19. JahrhundertS rudimentäre Staatsstrukturen aufgebaut werden, sind die 

Caudillos an der Macht und bilden personalistische Koalitionen - in der Regel zwar mit ideo

logischen Aushärrgeschildern, aber politische Ideologien im modernen Sinne existieren noch 

kaum, d. h., es handelte sich im wesentlichen um die Bildung von Kampffronten. Die Ge

walterfahrungen in Lateinamerika reißen während des 20. Jahrhunderts nicht ab: in Mexiko 

kollabieren die unter dem Pomriat aufgebauten StaatsStrukturen während der "mexikanischen 

Revolution" vollstärrdig, das Land ruiniert sich selbst in Chaos und Anarchie'J5, lokale "War

lords'" ;6 organisieren die Mittel der physischen Gewalt, zerstören fast die gesamte "moderne" 

Infrastruktur und nehmen den Bauern und Handwerkern das wenige, das sie noch haben. 

Kolumbien und Costa Rica schlitterten nach dem Zweiten Weltkrieg in Bürgerkriege und es-

siehe Richard M Morse 1964: The Hemage ofLatin America. In: loUIS Harn (Hrsg.), The Found

ing ofNew Societies. San Diego u. a.: A HarvestlHBJ Book, S. 123-177, hier insbes. S. 165; siehe 

auch ClaudlO Veliz 1980. The Cemrallst Tradition of Latin America. Princeton, N. J.: Princeton 

Unlv. Press, insbes. S. 218 ff. zum vormodernen Charakter der urbanen Kultur; zusammenfassend 

auch H. C. F Manszlla 1991: Bleibende Aspekte der iberisch-katholischen Erbschaft im heutigen 

Lateinamerika. In: ZfP. 38: 64-86; Manfted Mols 198s: Demokratie in Lateinamerika, a. a. 0., S. 

92 f. zur Hacienda, welche immer mehr gewesen sei als eine bloße ProduktionseinheIt: "Sie war 

in erster Linie eine feudale Lebensform, in der sich die politische, ökonomische, manchmal sogar 

militärische, immer aber soziale Macht des Haciendado trafen mit einer ihm umergebenen Welt 

verbreiteter Dispositionen der Aheptanz seines Verhaltens, das ,gleichzeitig schützend und re

pressiv, das heißt autoritär und väterlich war'. Und sozial so benachteiligend, daß die lateiname

rikanische Gesellschaft eine ,vertikale Spaltung' erfuhr, die so tief geht, ,daß der Einwohner der 

Stadt de facto zu einem anderen Land zu gehören schelm als der, der auf dem Lande lebt. ,So em

stand eine duale Gesellschaft mit Klassen, die wirklich durch einen Abgrund voneinander getrenm 

waren, nicht nur hinsichtlich des Geldes, sondern auch kulturell: durch die Gewohnheiten, die 

Sitten und Gebräuche, die Gesprächsthemen, die Sprache und natürlich auch durch die Formen, 

in denen Patron und AIbeiter miteinander umgingen.''' 

135 Siehe zur GeschIChte Mexikos die Beiträge von Frtednch /{atz 1986. Mexico: Restored Rcpublic 

and Pomriato, 1867-1910, S. 5-78, sowiejolm Womack 1986. The Mexican Revolution, 1910-1920, 

S. 79-153, beide in: Leslie Bethell (Hrsg.), The lndependence ofLatin America. Cambridge u. a.: 

Cambridge Univ. Press; Enc R. Wolf1969: Peasant Wars of the Twemieth Cemury, a. a. 0., Kap. I, 

sowie Volker G. Lehr 1981: Der mexikanische Automarlsmus. München: Wilhelm Fink Verlag. 

136 "Warlordism" oder zu deutsch "Herrschaft von Kriegsherrn " ist wichtig rur das Verständnis der 

Situation nach einem "Staatskollaps". Siehe}. A. G. Roberts 1989. Warlordism in China. In: Re

view of African Political Economy 45/46: 26-33 zur Herkunft des Begriffs "Warlordlsm": Er be

zieht sich auf die Zeit nach dem Zusammenbruch des Kaiserreiches in China 1911, wo bis erwa 

1927 lokale Warlords das zersplirrerte Land beherrschten; die beste Literatur dazu ist m. E. C. 
Martm Wilbur 1968: Military Separatism and the Process of Reunification under the Nationalist 

Regime, 1922-1937. In: Ping-ti HolTang Tsou (Hrsg.), China's Heritage and the Communist Pol

irical System. Chicago: Univ. ofChicago Press, S. 203-276;jt!rome Chen 1968: Defining Chinese 
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kalierende CewaitsamkClC; dann entstehen in fast allen Ländern Lateinamerikas die Guerilla

Bewegungen'l7 sowie die parastaadichen Gewaltaknonen der berüchtigten Todesschwa

drone'J8. Landreformen wurden kaum irgendwo energisch in Angnff genommen und deshalb 

exiStlen:n Immer noch die alten Formen von Caudillismo auf dem Lande etc. Das Fehlen von 

Staatsmacht auf lokaler Fbene sowie korrelativ dazu die Existenz von informellen Machtge

hiiden und das Geruhl der Schurzbedürftigken des einfachen Volkes sind der wichtigste Nahr

boden für den politischen KlIentelismus . In der Regel wird dann auch die Staatsmacht 

Warlords and Their bctions. J n Bulletin of the School of Onental and African Srudles, Univ. of 

London, Vol. XXXI, Part 3 S 563-600, sOWie die Bemäge IOjohn K Fatrbank 198]" The Cam

bndge Hisrory of ChlOa. Vol 12: RepubiIcan China 1912-1949, Part I. Cambndge u. a.: Cam

bndge Unlv. Press, S. 256-321 hir den Libanon wäre 7heodor Hanf1990: Koexistenz Im Kneg. 

Staatszerfall und J·.ntstehen einer Nation im Libanon. Baden-Baden: Nomos, die wichtigste Stu

die. (,.107 ähnlIch du: Situation in MeXiko während der RevolutIonszelr. Siehe zur Herrschaft von 

Warlords das übern.lchste Kapitel. 

137 Iimotlry!' Wickham Crowly 1990: Terror and Guenlla Warfare 10 Latin America, 1956-1970. In: 

C:omparatIve Srudles 10 SOClery and Hismry 32: 201 ·2F 

138 Hans If'erner Tbbler/Peter If'aldmann (Hrsg) (1991) ~taatliche und parastaatilChe Gewalt 10 La

telOamerika. Frankfurt a. M.: Vervuert. Extrem hoch das Gewaltnlveau z. B. in Kolumblcn, hier 

kam es während der "langJährigen Konflikte zwischen der Liberalen und Konservativen Parrel zu 

einem blutigen Bürgerkrieg, der zWlscben 1948 und 1957 schärzungsweise 200.000 Menschenle

ben forderte" (Amnesry InrernatIonal), in den Jähren nach 1986 eskalIert elOe neue "ViolenCla", 

welche innerhalb weniger Jahre über 20.000 Tote forderte, siehe Reinhard Stockmann 1988: Ko

lumbien Im Cnff der Gewalr. In: Jährbuch Drine Welt 1989. München: Beck, S. 228-247; H. C 

f: Mamt/Ia 199],' C'rsachen und Folgen politischer Gewalt in Kolumbien und Peru. Frankfurt, so

wie Amnesty InternatIOnal [994: Politische Gewalt in Kolumbien. Mythos und Wirklichkeir. 

Bonn; bel den Cewaltakten muß man aber unrerschelden 1. solche diverser Guerilla-Bewegun

gen. 2. Übergnffe rechrsextremer Terrorgruppen und Todesschwadronen, 3. die organisierte kri

minelle Cewalt der Drogen mafia und 4. die ,.profane" alltägliche krlmlOelle Gewalt, 50 die vier 

·TYpen der .. neuen Violencia" bei Hemnch- W. KntmwiedelReinhard Stockmann 1992: Kolumbien. 

[no Nohlen'~uschcler (Hrsg.), Bd. 2, S. 380-416, hier insbes. S. 407 f.; zum Zusammenhang von 

Klienrellsmus und Gewalt Cmtma Ecobar 1994: ClienteiIsm and 50cial Protest: Peasant PoiIncs 

in Norrhern Colombia. In LUls RonigerlAyse Günes-Ayata (Hr'g.), Democracy, C1ienteiIsm, and 

CivIi ~()uety. a. a. 0, 5 65· ·86; siehe auch !'ett'r Waldmann 1995.' Gesellschaften im Bürgerkrieg. 

Zur Figendynamlk entfesselter Gewalt. In: ZeltSchrift für Politik 42: 343-368, wo es auf S. 346 

heißt; "ln keinem Land Südamerikas hat der 'mat em effektives Monopol für die Ausübung phy

sischer Cewalr durchset2Cn können." Besonders hoch war bzw. ist das Gewalmiveau jedenfalls in 

den meisten zentralamerikaOlschen Ländern, Siehe z. B. Helmut Fren:dNorbert Greinacher/{frsula 

junk/Bemd Päschke [982: EI ~alvador - Massaker im 'anlen der Freiheit. Rembek b. H.: Rowohlr, 

wo neben den unl..lhligen Todesopfern 14 % der Bewohner auf der Flucht waren bzw sind. 

139 Dies der generelle 'lenor der mittlerweIle klasSischen Studien von 5co[[ 1972; Lemarchand und 

Legg 1972; Lemarchand 197z; bsenstadt und Lemarchand 1981. 
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selbst als bedrohlich erlebt und trägt so zur Kultivierung dieses Bodens bei'4' . Solche Wech

selwirkungen blockieren dann die Entwicklung zur Konsolidierung moderner Staatlichkeit'4'. 

z. Stratijikatorzsche Prozesse - Verständnis von Politik als Nullsummenspief: Das vorkoloniale 

Afrika bestand fast ausschließlich aus segmentären Gesellschaften; auch die sog. Königreiche 

waren in Wirklichkeit Chiefdoms'4 •. Die erste, streng hierarchische Schichtung brachten also 

die Europaer und an ihrem Beispiel wurde offenbar gelernt, daß zwischen politischer Macht 

und ökonomischem Reichtum ein enger Zusammenhang besteht. Selbstverständlich lernten 

die "paramount Chiefs' am schnellsten und leichtesten. Nach dem Abzug der Europaer er

folgte eine rasche Indigenisierung des Staatsapparates, und es nimmt auch nicht wunder, daß 

140 Eine der Hauptschwierigkeiten ist wohl die Tatsache, daß 111 neoptrimonialen Regimen das Mi

litär als Institution miterfaßt Wird, d. h. beherrscht wird von "personal tule' (Dauerintervention 

durch Polt(iker, die z. Teine srarkere Professionalisierung des Militars explizit zu verhindern trach

ten, so z. B Mobutu in Zaire); Klientelismus beherrscht die Beserzung von Offizierssrelien und 

obersten Kommandopositionen, also Beförderungen und massive Involviertheit des Mtlirars in 

Korruption, siehe z. B. für Nigeria Agbese (1988); Othman (1989); generell zum Eigenll1teresse 

der MilItärs als Hintergrund für Coups d'Etat in Afrika SIehe SamueL Decalo 1990. Coups and 

Army Rule in Africa. New Haven/London: Yale Unlv. Press, Sec. Ed. Vollständiger Staatskollaps 

hat Immer mt( dem Zerfall der inneren Einheit der Armeen zu tun, die Folge Ist dann die Herr

schaft von \'lfarlords, d. h. Terror gegen die Zivilbevölkerung, welche völlig rechclos und deshalb 

extrem ausgebeutet wird, sofern sie überlebt; so die Situation in Uganda unter Amin, in Somalia 

nach dem Sturz von Barre, in Liberia nach Doe sowie der Fall Ruanda 1994 mIt den bekannten 

Massakern; zu erwähnen wäre auch Afghanistan seit 1992, siehe Shah M Tarzl 1993: Afghanistan 

in 1992: A Hobbesian State ofNature. In: Asian Survey, Vol. XXXIII, S. 165-174. - Wichtig ist 

hier fesrzuhalten, daß die Armeen neopatrimonialer Systeme mt( den hochprofessionalisierten Ar

meen auroritarer Systeme oder der Länder der westlichen Demokratien nicht zu vergleichen slI1d. 

141 K j. HoLsti 1996: The state, war, and me state of war. Carnbridge: Carnbndge Univ. Press, sieht im 

"schwachen Staat" die wichtigste Ursache für ehe Kriege seit 1945: "Regions of me world populated 

by weak and fading states are zones of war. Regions populated by strong and strengthening states 

are zones of peace. This is the logical inference from an analysis wh ich locates the sources of wars 

of the third kind primarily in the domestic structures of states" ... "Ninery-nine percent of the 

war casualties in mat penod have occured 111 me Thlrd Wor/d, the Balkans, and in me former So

vlet republlcs - all sites of weak states" (S. 141). Zwei Aspekte der Analysen von Holsti sind für 

unseren Zusammenhang besonders hervorzuheben: Erstens, die kausalen Fakroren für EskalatIo

nen der physischen Gewalt liegen in der Regel im Inneren der Länder. ZweitenS, dIe Form der 

"Kriege" hat sich dadurch dramatisch veränden; Holstl spricht von "wars of the third kind", enr

institutionalisierte Kriege, welche mit den herkömmlichen Kriegen zwischen Staaten wenig ge

mein haben. \Vir kommen im übernächsten Kapitel darauf zurück. 

142 Hannes Wimmer 1996: Evolution der Po!ttik, a. a. 0., zu "Chiefdoms" als relativ zentralisierte 

Form der politischen Organisation in segmentären Gesellschaften. 
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die in die Machtpo~ltionen der Weißen einruckenden Sch""arzafrikaner dieselben Einkom

men beliehen wollten wie zuvor die Weißen. Dies war Jedoch eine Enrwicklung, die dazu 

fuhne. daß die Einkommen der Politiker und Staatsbediensteten um ein Vielfaches höher la

gen als d.ls durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen der Länder" . In den Folgejahrzehnren 

wurde dann der Staatsapparat kräftig ausgebaut, d. h., auch die Zahl der 5taarsbedlensteten 

stieg um ein Vielfaches, nICht zuletzt auch deshalb, weil das an sich begrüßenswerte Projekt 

der "Bildung für alle" - also des Ausbaus des Schulwesens - Jahr für Jahr steigende Zahlen 

von mehr oder weniger gebddeten 5chulabgängern produzieree, die nun einen Job suchten. 

"Jobs for the boys" wurde zu einem wichtigen Inhalt der PolitikI44. Die Verstaaclichungen von 

Betrieben. Banken, Versicherungen etc Ende der J960er/zu Beginn der 1970er Jahre, die wie 

eine \X'e1le fast alle afrikanischen Lander erfaßte, harten weniger mit "Sozialismus" zu run als 

mit dem erwähnren Ddemma der "jobs for the boys"·4!. 

Ende der 1970er Jahre führte diese an sich verständliche Enrv,lckJung fast unvermeidlich In 

die Krise und die ersten Afrikanisten begannen, von der Existenz einer "StaatskJasse" zu spre

chen, mir der damals noch provokanren These -, die Klassenstrukrurierung in Afrika sei 

nicht bedingt durch die .,Stellung im Produktionsprozeß", wie dies orthodoxe Marxisten 

sahen, sondern durch die .. Srellung Im Staatsapparat"; heute gehört diese These zum wissen

schaftlichen Gemeingut In der Afrikanistik ;' . Die einsetzende Knse verschärfte schließlich den 

Seit Beginn der UI1.lbhängigkelt geführten Kampf um cLe Verteilung des "nationalen Ku-

14J Larry DIamond 1987; Class Forma[lon 10 the Swollen Afncan State. In: The Journal of Modern 

Afncan )tudles 25: 576-596, imbes S. F5: die DurchschnittselOkommen der hohen Staatsbeam

ten lagen um ein Vielfaches über dem Pro-Kopf-Einkommen der Länder: 10 Malawi 73 : I, in 

Kcnya 82 : 1,10 'Tansania IIR : I, 10 Uganda 130: I; zum Vergleich: 10 den USA 8 : I, Hinzu kam 
dann noch pofilicaf corruptlon as a dass actIon, also Korruption als eine An Klassenhandeln der 

neu entstandenen ~)(aatsklassen in Afrika, so Diamond und "me primary mechanism of domi

nant·dass formation" (578 f.). Genau dasselbe ließe sich von [ndoneslen, den PhillpplOen unrer 

~1arcos, und auch von Malavsla behaupten. 

144 Der Staatsapparat der unmittelbaren nachkoloJ1lalen Geschichte wurde von unerfahrenen Ju

gendltchen 10 großer Zahl bevölkert, dies darf man nicht vergessen, wenn man die Fehlenrwick

lungen der Politik in den afrikanischen Lindern verstehen wIiI. Demographische Faktoren spie

len hier - wie In anderen EL auch - elOe große Rolle: Die Hälfte der Bevölkerung ist mClStenS 

Jünger als 25 Jahre! 

145 )0 schon elO fruher Beobachter des Kwame Nkrumah in Ghana Davld E. Apter 1955; The Gold 

COJ5t in Transition. Princeton/:-Jew Jersey: Princeton Unlv. Press. Siehe die " Forrsetzung der Ge

schlchre" Ghanas bei Viaor T. LeVine 1975: Poltnca1 Corruprion, a. a. 0., Korruption ist nur die 

eine Seite der !l.fcdatlle, Inkompetenz und ~lißwlrtSchaft in großem Snle die andere. 

146 Rlchdrd I. Sklar 1979: The Nature of Class Domination in Africa. [n The Journal of Modern Af

rican ">tudies 17: 511-552; Larry DIamond 1987: Class Formation tn the Swollen African State. In: 

The Journal 01' ~todern African Studies 25: 576-596; Nelson Kasfir 1987; Class, Politica1 Domtna

tion and the Afncan Stare. In l..alu Ergas (Hrsg.), The African State in Transition. New York: Sr. 
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chens", der in den 1980er Jahren nicht nur nicht mehr wuchs, sondern sogar schrumpfte. "Po

litik" wurde in überwiegend agrarischen Gesellschaften immer schon personalistisch verstan

den, d. h. als eine Angelegenheit von und zwischen Personen oder sozialen Gruppen, nicht 

von Instirutionen, fur welche bestimmtes Personal rekrutiert wird; ebenso ist in diesen Gesell

schaften das "Image oflimited good"J47 weit verbreitet, d. h., alles, was man schätzt, wird in 

seiner Menge als begrenzt und nicht vermehrbar gedacht, so daß man um deren Verteilung 

kämpfen muß, und hier kann es nur Sieger und Verlierer geben; kurzum: Politik degenierte 

zu einem Tullsummenspiel des Kampfes um bZ\.,.. der Verteidigung von Pfründen mit zuneh

mender Tendenz der privilegierten Staatsklasse zur "sozialen chließung" nach unten J48• 

Inwieweit die Theorie der Staatsklasse auch für Länder anderer RegIOnen Gültigkeit be

sitzt, wollen wir hier offenlassen; vielleicht wäre eine Theorie "strategischer Gruppen" ange

messener49, sofern überhaupt ein Denken in "sozialen Gruppen" weiterführt. Ganz allgemein 

besteht doch wohl überall eine enge \X'echselwirkung zwischen neopatrimonialen Poli

tikstrukruren und gesamtgesellschaftlichen suati11karorischen Prozessen: "Personal Rule" wird 

gestUtzt von einer personalistisch und als ullsummenspiel begriffenen Politik, wo der mäch

tigste Mann zugleich der reichste zu sein hat, will er nicht zu den "Verlierern" zählen. Klien

telistische Politik ist überhaupt nur denkbar auf der Grundlage asymmetrischer Sozialbezie

hungen und kann sich auf Dauer nur in stratiftkarorischen Kontexten halten. Endemische 

Korruption kann man ohne den Suatiftkationsprozeß, der nicht über die \Vtrrschaft, sondern 

uber die Machtverteilung im Staatsapparat verläuft, ohnehin nicht verstehen, aber hier 

kommt noch ein weiterer Fakror hinzu. 

Mamn's Press, S. 45-60; Rohm Fatton 1992. Predatory Rule. - State and Ciyt! Sociery 10 Afnca. 

BoulderfLondon: Lynne R..tenner; Cathmne Boone 1994- States and Ruling Classes m Postcolonial 

Africa: The Enduring ContradictIOns of Power. In: Joel S. Mlgdal/Atul KohliNivlenne Shue 

(Hrsg. , State Power and Social Forces. Domination and Transformation in the Third World. 

Cambridge u. a.: Cambndge Uniy. Press, S. 108-140; relativ früh entwickelte auch Elsenhans eme 

Theorie der "Staarsklasse", siehe Hartmut ELsenhans 1981: AbhängIger Kapitalismus oder bürokra

tische Emwicklungsgesellschaft. Versuch über den Staat in der Dritten \X'elr. FrankfurtJ]\;ew Yorlc 

Campus Verlag. 

147 George M. Foster 196). Peasant Sociery and the Image of Llmited Good. In: American Anthropol

ogist 67: 293-315; siehe auch F G BaiUy 1969: Strategems and Spoils. Oxford: Basil Blackwell, ins

bes. S. 98 f 
148 Frank Parkin 1982. Social Structure and Cl ass Formation. In: Anthony Giddens/DaYid Held 

(Hrsg.), Classes, Power and Conflict. Berkeley/Los Angeles: UniY. of Cal. Press, S. 1"75-186, im 

Anschluß an Max Weber zum Begriff der "sozialen Schließung". Siehe auch die Bemäge in lrvmg 

Leonard Markowttz (198;) (Hrsg.. Srudies in Power and Class m Afnca. New YorklOxford: Ox

ford Uniy. Press. 

149 Hans-Diet" Evers/Tilrrum Schul 1988- Strategische Gruppen. - Vergleichende Srudien zu Staat, 

Bürokratie und Klassenbildung in der Dntten Welt. Berhn: Reimer, insbes. zu Südostasien. 
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~ . • \tMtJU·lrtichaft - Rentseekmg:" taatswlrtSchaft" kann bedeuten, daß der Staat direkt als 

l'lgelllumer von Unternehmen aufum, wie in den kommunistischen Ländern in extremer 

Welse, oder indirekt über parastaatlIche Einrichtungen, z. B. in Gestalt der sog. ,,:-"1arkenng 

Boards" mit monopolistischer Stellung'j·" oder wirtschaftliches Handeln Wird abhängig ge

macht von ,enehmigungen/Lizenzen, z. B. im Handel, oder wenn der Staat schlicht als Kon

(rakrorl:-'::Ichfrager nach Gütern und Diensrleisrungen auftrite. Alle diese Bereiche eröffnen 

Im Prinzip Chancen für Rentseekmg'51 , d. h. für die Ausnutzung staatlIcher Regulierungen 

zum Zwecke der 'elbstberelCherung. VolkswmschaftllCher Schaden entsteht immer, wo es 

Renrseckmg gibt, aber das Ausmaß kann doch ganz beuächclich vaflleren: Im Extremfall ge

neten ganze Volkswirtschafi:en in den \'{'ürgegriff einer habgierIgen Selbstbereicherungselite'<1. 

Im :-':ormaHJll geht es schlicht um Pfründewinschafi:, so z. B. in den meisten lateinamenka

nischen Ländern 'lJ, und deshalb gibt es auf den Gebieten der Privatisierung und Deregulie-

ISO I~t ~hon "klassisch" die Studie von Robt'Tt H. Bam 1981. :-'farkets and Stares m Tropical Afnca. 

Berkeicy/Lm Angeles/London Univ. Cal. Press. 

151 Annt' O. Krul'f,t'T 1974' The Polincal Economy of me Renr-Seelung SOClery. In' Amencan Econo

mie Review 64. 291 303 rur eme "neokJassische Formulierung" und mit empirischen Bezügen zur 

Turkei und zu Indien. 

152 Siehe als gutes Beispiel die Studie von Rlchard fX'estebbe 1994. Structural Adjusrmem, Rem Seek

mg, and Liberahzation m Benm. In: Jennifer A. WIdner (Hrsg.I, Economic Change and Political 

l.iberaJ.7.anon in Sub-Sahara Africa, a. a. 0., S. 8!rloo: "Rem seeking was a major reason for pol

itical change. Politicians discoumed the fmure and extracted rems in such volume and in such 

manner as 10 produce economlC crisis, includmg me de;truction of such major economic mstitu-

110m as the banking system and pubhc emerprises, whith, after the governmem, were me major 

employer of schoolleavers. The diversion of me naDon's financial savings and rhe corruption and 

inefficiency of rhe major revenue collecring services made regular paymem of salaries impossible, 

leadmg 10 a closmg of me school system and 10 public seclOr suikes .... In shorr, pervasive rem 

seeking was incomparjble wlth sustamed economic gro .... ,h, as ir dlverred scarce re,ources 10 non

economlc uses and even forced the formal private seclOr inlO compliciry wim rem seekers, thus 

funher reducing legitimate economic acrivities and drivmg business mro me informal secror' (S 

97). Für Afrika südlich der Sahara ISt es üblich geworden, der Einfachheit halber dleJemgen län
der aufZuzählen, wo dieser Sachverhalt nicht zutrifft; abgesehen von Südafrika wären dies z. B. 

7.Jmbahwe, Bmswana, ~1aUfl(IUS, und mit Vorbehalten Senegal; Botswana darf man jetzt mit 

Sicherheit herausnehmen. siehe schon Kmnl'th Good 1994. Corrupnon and Mismanagement m 

BOlSwana: a Best·Case Example? In: The Journal of :-'fodern Afncan Studles 32: 499-521, und rur 

Z,mbabwe John Makumb~ 1994: Bureaucratic Corruption in Zimbabwe: Causes and Magnitude 

01 the Problem. In: Africa Developmem Vol. XIX, No. 3: 45-60 mit einer guten Zusammenfas

sung der Staatsdiskussion zu Afrika, ganz Im hier dargestellten Smne. 

15] ,Hanfrd .'vfols 198s: Demokratie In Lateinamenka, a. a. 0., S. 150, der Staatsapparat sei "eine 

pfrunde geblIeben fur die JeweIls dommanten Gruppen" sOWIe zur .unter Effektlvicäl5kriterien 

smnlo..en Aufblähung des Staatsapparates". 
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rung trotz anders lautender öffenclicher Bekenntnisse oft wenig reale Fortschritte. Extensive 

Staatswirtschaft und neopatrimoniale Politikstrukturen verstärken sich wechselseitig. 

4· Einparteienregime - sozIOkultureller Pluralismus, partikularistische Orientierungen: Fast alle 

afrikanischen Staaten sind bereits wenige Jahre nach der Unabhängigkeit von ihren demo

kratischen Verfassungen abgegangen und haben Einparteienregime etabliert'l4. Gerechtfer

tigt wurde dies mit Erfordernissen des "Nation-building". Wo man den Marxismus-Leni

nismus als offizielle Staats ideologie durchsetzte - in der Regel mit Gewalt -. entstanden 

logischerweise Einparteienregime. Auch die meisten Militärregime haben .,ihre" Staatspar

teien geschaffen. - Hohe soziokulrurelle Heterogenität ist zweifellos ein begünstigender Kon

textfaktor rur Einparteienregime. aber keine conditio sine qua non. denn in Wirklichkeit geht 

es überall um die Absenkung des Niveaus der Politisierung der Bevölkerung: Politische Par

tizipation wird in enge. vorgeschriebene Bahnen gezwängr. die politische Opposition emi

griert. wird repressiv behandelt oder kooptiert (gekauft). Mit wenigen Ausnahmen (Peru z. 

B.) '55 harten die Militärs nach den Coup d'Etats'56 geradezu das primäre Ziel. einen Zustand 

der weitestgehenden Entpolitisierung der Bevölkerung herzustellen - die existierenden Par

teien und Verbände werden ja in der Regel verboten. die Parlamente aufgelöst. die Presse zen

siert. Politische Partizipation wird dann in die Informalität abgedrängr und hier können sich 

dann partikularistische Interessen durchserzen. Am besten funktioniert der Neopatrimonia

lismus jedenfalls in Einpaneienregimen (welcher An auch immer). denn hier kann die Ein

heitspartei als Patronagemaschinerie voll zur Wirkung gelangen. kann es weder effektive 

Kontrollorgane geben. noch wird ernsthaft Verantwortlichkeit hergestellt - auch dann nicht. 

wenn es in regelmäßigen Abständen Wahlen geben sollte. wie in Indonesien unter GOL

KAR als Staatspartei oder in Mexiko unter der Herrschaft der PRI'F. Die Presse befindet sich 

fest in der Hand der Staatspartei und kann daher nicht die Kontrollfunktion ausrullen. die 

154 Peter Meyns/Franz Nuscheler 1993: Strukrur- und Emwicklungsprobleme von Subsahara-Afrika. In: 

Dieter NohleniFranz NuscheIer (Hrsg.). Handbuch. Bd. 4. a. a. 0., S. 64· 

155 Siehe dazu die Fallstudie von Aifred Stepan 1978: The State and Society. Peru in Comparative Per

spective. Princeton , N. J.: Princeton Unlv. Press, allerdings war das Experimem einer autoritär 

verordneten "Partizipation" und Vergenossenschafdichung der Produktion seitens der "fort

schrittlichen" Militärs in Peru ein gewaltiger Fehlschlag. 

156 Instruktiv die zahlreichen Beispiele schon bei S. E. Finer 1962: Man on the Horseback. The Role 

of me Military in Politics. London: Pall Mall Press. 

157 Quasi-demokratische Strukturen djenen in neopatrimonialen Regimen im wesentlichen der Zir

kulation von Eliten, so in Mexiko, siehe Michael Ehrke 1986. Mexiko 1986: Das politische System 

umer dem Druck der WirtSchaftskrise. In: Jahrbuch Drine Welt 1987. München: Beck, S. 

153-164; Raul ROjas 1987: Mexiko: Fünf Jahre Verschuldungskrise. In: Elmar Altvater/Kurr Hüb

ner/Jochen LorenrzeniRaul Rojas (Hrsg.), Die Armut der Nationen. Berlin: Rotbuch, S. 204-219, 

beide verweisen - wie viele andere Autoren auch - auf das Problem der Elitenzirkularion nach 
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Ihr unter modernen demokratischen ystemen zusammen mit einer kritischen Öffentlich

keil zukomm tl\8. 

Zu den genannten FaktOren müßten wohl noch weitere als "Systembedingungen des eopa

trimonlalismus" hillzugerugr werden, etwa das niedrige iveau der Insmutionalisierung des 

ReLhtsl19: Warum hatten Verfassungen in den meisten Entwicklungsländern keine Chance? 

Warum ließ sich die Justiz. in so vielen EL politisch beherrschen und instrumentalisieren? 

Rechtmaadichkeit ist auch, aber nicht nur, eine Frage der Einhaltung von Menschenrechten, 

wenn es überhaupt um die Frage der Herstellung von Rechrssicherheit geht (u. a. rur die Wirr

chafr). FIne welrere Frage: Wie kann man das Problem der fehlenden Regelbindung beim 

Personal des ~taatsapparates in den Gnffbekommen) Zweifellos werden neopatrimoniale Po

linksrrukruren durc.h solche Probleme auf dem Gebiet des Rechts gesruczr bzw. umgekehrt, 

unterminiert der Neopatrimonialismus die Profilierung des Rechts. Wie dieser Zusammen

hang aufzubrechen wäre, könnte Gegenstand künftiger Forschungsprojekte sein. 

"Wahlen" als Hindernis für eine weitsichtige Politik; vgl. Todd A. Eismstadt 1999: Off me Streets 

and inco me Courcrooms: Resolving Poste1ecroral Conflicrs In Mexico. In: Andreas Schedler/Larry 

DiamondlMarc E Plartner (Hrsg.), The Se1f-Resrrallllng Stare, a. a. 0., S. 83-104; ähnlICh In vie

len anderen Ländern, Siehe Ernst Htl~brand 1993: Demokratisierung als Ehren-Recycling: Das Bei

spiel Gabuns. In: Afnka Specrrum 28: 73-92; Peter}. Schraeder 1994. Elires as Faciliracors or Im

pediments ro Political Devdopmenr) Some Lessons from me "Third Wave" ofDemocratization 111 

Africa. In: The Journal of Devdoplllg Areas 29: 69" ·89; dies ist auch eines der Probleme nach den 

"Transirionen ". 

158 lArry DIamond (Hrsg.) 1992, The Democratic Revolution. - Struggles for Freedom and Plural

Ism 111 the Devcloplllg World BostOn/London: Freedom House, Perspecnves on Freedom, No. 

I~, mit Beitragen zur Pressefrelheir und Ihrer Bedeurung für den Demokrarisierungsprozeß; siehe 

auch Georg Sörensm 1993 Democracy and DemocratlZation. Processes and Prospecrs in a Chang

lIlg World . BoulderlSan Francisco/Oxford: Westview Press; Robert Pmkney 1994. Democracy In 

(he Third W'orld. Boulder: Lynne RJenner Publishers, sowie rue Belrräge in Larry Diamond/fl,1arc 
F Plattner (flrsg.) (1993): The Global Resurgence of Democracy. Balrimore/London: The Johns 

llopkllls Unlv. Press. 

159 In l..areinamerika besrehr das merlrurürruge Paradox eines hohen "LegalIsmus" und gleichzeitig die 

·Iendenz. das gelrende Recht zu umgehen, zu verbiegen oder schlicht zu ignorieren, siehe Man
fod Mols 198r: Demokratie m Lateinamerika, a. a. 0, S. 54 f.; H. C. F. Manstlla /991 Bleibende 

A.o.pekte der iberisch. katholischen Frbschali: im heutIgen Lateinamenka. In: ZfP 38. Jg., S. 77 zur 

Herkunft des Ph.lnomens aus der Kolonialzeir und "biS heure wirksam gebliebenen Vermengung 

von übertriebenem Legalismus und rechtloser Praxis"; vgl. PIlar Domingo I999: Judicial Indepen

denee and Judiela! Reform in Lann Amenca. In: Andreas Sched1erfLarrv DiamondlMarc F Plart

ncr (H"g.), The Sdf-Resrrainmg )tare BoulderlLondon Lynne Rienner, S. 151-1;,6, em wichriges 

Hindernis fUr dIe Verselbsrandlgung der Justiz liege Im Problem der KorruptIon (S. 158); zur feh

lenden TraditIon einer Orientierung an formalen Rechtsstrukruren Siehe fiH Chma die ausge-
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Die bisherige Forschung zum Gegenstand "Neoparrimonialismus" bietet - so hoffe ich -

doch berem so viele Anhaltspunkte, um daraus (wenigstens in den Grundzügen) eine Theo

rte des politischen Systems zu entwickeln. Diese Theorie ist vom Anspruch her "bescheide

ner" als die Modernisierungstheorie, aber anspruchsvoller als die Typologien von "political 

systems" der Area-srudies. Sie Ist überdies imstande, direkte Parallelen zur europäischen Ent

wicklung herzustellen, ohne In den Fehler eines "theoretical overkill" zu verfallen. Last, nor 

least, die Theorie nimmt das, was man "political development" genannt hat, tatsächlich 

ernse6t·, indem sie einige wichtige, endogen erzeugte Ent\vicklungsprobleme benennt. Diese 

Probleme sind von außen, et\va durch Enn.vicklungshilfe, gar nicht lösbar. Good governance 

kann man nicht imponieren/exponieren wie Trakroren, die Probleme des lnstirutio

nentransfers sind aus den jüngsten Erfahrungen der Transformationsgesellschaften zur 

Genüge bekannt. Good GOl'ernance' 61 ist letztlich nur als Eigenleistung des jeweiligen politi-

zeIChnete Studie von Oskar W'eggeI1996: Das nachrevolutionäre Chll1a. Hamburg, insbes. 173 ff; 
die "Iegalisnsche Tradition" wurde schon vor zweitausend Jahren unterbrochen bzw. konfuzia

nisch von innen heraus moraltsierr; siehe auch Thomas Heberer 1990. Chinesischer Sozialismus = 

Sozialistischer Konfuzlal1lsmus' In : Ulrich Menzel (Hrsg.), Nachdenken über China. Frankfurr 

a. M .: Suhrkamp, S. 126-140: "Von daher stellte sich auch nie der Frage nach der Verreilung von 

Macht und Recht durch (;esetze. Ein Recht im westlichen SlI1ne hat 111 China nie existierr. Sit

ten, Bräuche und Ethik blieben auch Im Recht bestimmend. Das Recht Einzelner, die rechtliche 

Institutlonalisierung der persönlichen Freiheit wurde juristisch weder diskutierr noch praktizierr" 

(S. 129) 

16o Gabrul A. Almond 198~; The Developmem of Political Development. In: Myron 'J<:'ell1erISamuei 

P. Humingron (Hrsg.), Undemandll1g Po!itical Developmem. Prospecr Heighrs, 111.: Waveland, S. 

437- 490 . 

IGI World Bank 1989: Sub-Saharan Africa: From Crisis to Sustall1able Growrh. A Long 1erm Perspec

tive Study. Washll1gron, D. C. The World Bank, insbes. S. 60 t.; siehe auch die BeIträge in: Goran 

HydenlJ1zchaei Bratton (Hrsg.) (1992). Governance and Polmcs 111 Africa. Boulder/London: Lynne 

RJenner;John W Harbeson 1994 Economic Reform and Responsible Government 111 Afnca. In: 

John W. Harbeson/Raymond F. Hopkins/Davld G. Smith (Hrsg.), Responslble Governance. The 

Global Challenge, Lanham/New YorklLondon Unlv. of Amenca Press, S. 177- 192. Merilee S. 
Grindle (1997) (Hrsg.}; Gerring Good Governmenr. - Capacit}' BuJiding 111 rhe Public Secrors of 

Developing Counrnes. Cambridge, Mass.: Harvard lnsnrure for International Deveiopment/Har

yard Cniv. Press, auch mIt Beiträgen zu afnkanischen Ländern, was zeigr, daß Reformen möglich 

sll1d, wenngleich sehr schwierig wegen der unzähligen Imeressen, welche am neopatrimonialen 

System hängen, siehe z. B. den Beitrag von Stephen B Petmon 199.~· Hierarchy versus Nerworks: 

Alternative Strategles for Building Orgal1lZdtlOnai Capaciry 111 Public BureaucraCles in Afnca. In: 

Grindle (Hrsg.), S. 15~-176, am Beispiel Kenyas; die Verstärkung der formalen Strukturen der 

Verwalrungen, etwa HIerarchIen, ergibr wenig Sinn, wenn der Großteil der Verwalrungseinhei

ren eIgentlich überflüssig wäre; neue "moderne" Nerzwerke sind möglich, bedürfen aber der po

litischen Unterstützung der höchsren polItischen Ebene; hier liegr denn auch das Hauptproblem. 
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sehen Sy~tems herstellbar'62 . Damit verändert die Theorie auch die Zurechnungsprob!ema
uk tUr kausale Analysen: Neopatrimoniale Politikstrukcuren sind nicht vom . .imernationa

len Kapital" oder vom "NeokolonialJsmus" verursacht (kritisch ebenfalls Menzel)'6 j
, son

dern haben sich umer bestimmten Koncextbedingungen III den Landern selbst eingestellt 

und sind damH änderbar; die NIes Südostasiens haben es vorexerzlertl64
. Der Hauprwi

dastand gegen politische Rcformen kommt von den etablterten "Staatsklassen" oder Eliten 

der Linder selbst, gegen welche sich die Proteste der manipulierten und geschröpften Be

völkerungen ja auch primär richtet'~<. 

162 In diesem SlI1ne verstehe Ich auch Berger (1996) genereJJ fur Prozesse geseJJschaftltcher Modernl

slcrung. 

16, <;ogar für Brasilten in diesem \lI1ne ManJYed Wöhlcke 1994: BrasIlIen. SozlO-ökonomlsche und 

.1llßenpolttlSche Perspektiven vor dem Hintergrund eines blockJerren Entwlcklungspotennals. In: 

,\Pu/. B -t-5/94, :'. 28-'7, fur die hier angesprochene Problematik vor aJJem S. 33 f Wir kom

men im nächsten Kapitel darauf zurück. 

164 leaden/J/p .'>pieJt hier eille entscheidende RolJe: SIehe Adrian l.eftwlch 1995: Bringll1g POlttlC5 Back 

In: Tow.lfds a Model of the Developmental State. In: The Journal of Development Studles 31. 

.j OO--t 2;', für die ~ICs und \X'erlin (1994) zum Vergletch ZWIschen Ghana und Südkorea; Dia

mond (1988) genereJJ für Afrtka, Chazan (1988) für Ghana; Chazan steJJt bedauernd fest, Ghana 

hätte schicksalshaft viele unfähige PolItiker in der nachkolonialen CeschlChte gehabt, aber so 

tragen wir· für wie viele andere afrikanischen J .ander gIlt dIes nicht auch' Siehe auch jenniftr 

V7idner 1994-' rwo Leadership Styles of Politlcal Liberalizatlon. In. African Studies Review 37: 

151- 17-t, sowIe Crauford Young 1994' Democratization in Mrtca. The ContradlCtions of a Politica1 

Imperative In: Jennlfer A. Widner (Hrsg.), EconomlC Change and Politica1 Llberalization 111 \ub

:'aharan Afnca. Baltimore/London: Johns Hopkins Unlv. Press, S. 230-250. 

16, Die HauptschwlengkelC für den schwarzafrikanischen Kontinent sehe Ich dann , daß es einen 

~iaat Im üblIChen Sinne kaum mehr gIbt; dIes wurde schon öfter als "StaatskoJJaps" angesprochen, 

d h" d,e Insmutlonen des Staates smd soweit zerfallen oder lahmgelegt, daß praktisch nur mehr 

rudimentäre 'mukturen eXIstieren; manche sehen den Staat 111 Mrika nur mehr als äußere, völ

kerrechtlIch geschützte f hilse, SIehe vor allem Robert H jacklOn/Carl G. Rosberg 1986: \"'hy Mncas 

\X'eak '>tates Persisr: Ihe l:mplrical and the Juridical Statchood. In: Atul Kohli (Hrsg.), The )tat<; 

and Development m the Third \X'orld. Pnnceron, N. J.: Pnnceron Umv. Press; Robert H jock,on 

1987' Quasi-,tates, dual regIme" and neoc!asslc.11 theol}': International Junsprudence and the 

Third World. In: International Orgam7.anon 41 519-549, sowIe Robert H jackson/Carl G. Rosberg 
1994: The Political honomy of Afncan Personal Rule. In Davld E. Apter/earl G. Rosberg 

(Hrsg.), Polltlca1 DeveJopment and the New Realism in Sub-Saharan Mrica. CharlottesvtllelI.on

don: UllIV. Press of \'irginla, 5. 29' -324; Schwart.afnka läuft daher Gefahr, sowohl wirtSchaftlICh 

als .1lllh in der internationalen Politik Jede Relevanz zu verlieren, Siehe Thomas M. Callaghy 1995. 

Afnca: Falltng off the Map? In: eurrent HIstory: 31 36, oder siehe gar Samuel P Hunflllgton [996: 

Dn Kampf der Kulturen. ,\1ünchen/\X'ien: l:uropaverlag, zur Irrelevanz von Afnka m der \X'e1t

polItik des 21 JahrhundertS. 
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Die politische Reformopposition'6h könnre sicherlich eine gewisse Unrerstützung von 

außen brauchen, aber eine solche muß sich zuvor erst einmal formien haben, und dies ist 

bei den Verlockungen, welche neoparrimoniale Systeme den Eliten anzubieten haben, kei
neswegs selbstverständlich. 

166 <;olange "konsolidierte Staatlichkeit" in Afrika fehlt, haben Demokratislerungsprozesse wenig 

Chancen, siehe Richard Joseph 1998: Afnca, 1990-1997: From Abertura to C1osure. In : Journal of 

Democracy 9: 3 ·17; Joseph spricht von "virtual democracy" in Afrika und meint damlt "the illu

sory nature of ItS democratic institutions and praCtlces ... deliberately contrived to satisfY prevail

ing international norms of ,presentability'" (S. 3 f). Diese nach außen inszenierten Demokrati

sierungsprozcsse haben letztlich das C;ewaltnl\·eau 10 viden afrikanischen Ländern erhöht und 

natürlich auch die soziale Basis der Korruption enveitert; es sei gar nichts anderes zu ef\Varten, so

lange eben die Kluft ZWischen der rein Juristischen, völkerrechtlich geschürzten Hülse des Staates 

und der realen Macht der Zentralgewalt des Staates weit auseinanderklafTe, "the passage from 

,quasi-statchood' to ,empincal statehood'"' nicht erfolgt sei (S. 11). 



KAPITEL 2 

Autoritäre Systeme 

BIS mr :--litte der 1980cr Jahre, als die sog. "Third Wave"l der Demokransierung einserzre, gab 

CI nur wenige konsolldlene und funkrionierende Demokratien in der politischen Landschaft 

der Weltgesellschaft Von den 20 Landern Lateinamerikas wurde in den 1970er Jahren nur 

das kleine Costa Rica kontinuierlich demokratisch regien - bei Venezuela muß man bereits 

hmsIChtlich der Demokratiequalität Abstriche machen. Alle anderen Länder wurden weitge

hend .autorita.r
O

• regiert - großteils auf relan" hohem Iveau staatlicher Repression. In Asien 

konnee man eigentlich nur Indien ' als halbwegs funktionierende Demokratie identifizieren 

und dies auch nur dann, wenn man beide Augen vor der menschenverachtenden Politik die

\CS bndes gegenuber der extremen Armut ell1es GutteJ!s der Bevölkerung verschloß. Die 

nachkoloniale Geschichte Schwarzafnkas verlief - so unsere These - fast ausschließlich in die 

Richtung des "Neopatrimol11allsmus" (Zimbabwe wäre hier als mögliche Ausnahme anzu

sprechen). In einigen Ländern Afrikas gab es zwar demokratische Experimente (Ghana, 

Nigeria oder in Kel11a), aber diese lassen sich leider nicht positiv bewerten, denn sie bedeute

ten nicht viel mehr als eine breitere Partizipation an den existierenden Formen der Selbst be

reicherung der politischen Klasse, also de facto eine Steigerung von Ausbeutung, Mißwirt

schaft und Korruption. 

BIS vor kurzem wurde also der Großteil der EL autoritär regiert. Die Frage Ist aber, welche 

Länder nicht nur "autoritär regien" wurden, sondern auch autoritäre Systeme hatten'? Wenn 

J Samlul P. Huntmgton 1991: The Thlrd \"/ave. Democranzarion In rhe Lare Twenrierh Ceneur)'. 

:--lorman/London: Ü niv. of Oklahoma Press. 

2 Aus der großen "-lenge an Lirerarur zu Indien wäre zu empfehlen Atu! Kohli 1980: Democracv, 

Economic Growrh, and InequalIry m Indias Developmenr. In World Polirics 32: 623-636; Atul 

Kohli (flrsg.) (1988): Indi:is Demouacy. An AnalYSIS ofChangmg Srare-Soc ery Relanons. Pnnce

(On, • '. J : l'rinceron Umv. Press; jyollnndra Das Gupta 1989: Indla Democrarie Becoming and 

Combll1ed Developmenr. In: Larry Diamond/Juan J. Lll1z.'5eymour Marrin Llpser (Hrsg.), De

mocrac)" in Dl"vdopmg Counrries, Vol. 3, a. a. 0., S. 53 ·104;}oachlm Betz 199;: Indische Demo

krane. In: Ituner lerzlaff (Hrsg.), Perspekriven der Demokrarisierung 111 Entwicklungsländern, 

J. a. 0., S. 55-70;Atul A ,Mi :994· Cenrralizauon and Powerlessness: India's democracy in a com

pararive perspecrive. In: Jod 5. :-"llgdallArul Kohli/Vivienne 5hue (Hrsg.l Stare power and social 

f<Hces, J. a. 0 , S. 89107 

l uonardo .\Iorl/llo 1991: AlJ[honrananl~m. In: Anron Bebler/Jim Seroka (Hrsg.), Comemporary 

Polirical Sy~rems. BoulderiLondon Lynne Rienner, S. 91-I16: "Of rhe approxlmare!y 175 Il1de-
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man nach dieser Unterscheidung fragt, ist dies dieselbe Frage wie die nach der Unterschei

dung von Regimen und Sy:temen4? Die Sache wird noch komplizierter, wenn man dieser 

Unterscheidung noch diejenige von Regime und Staat hinzufügt. Folgt man überdies dem 

wissenschaftlichen Trend der Lateinamerikanisten , welche nun zwischen einem "ein

schließenden" bzw. "ausschließenden" lyp von authoritanan systems unterscheiden, dann wird 

die Sachlage schon ziemlich verworren, denn autoritäre Systeme, in welchen das Volk zu 

Zwecken der Legitimationsbeschaffung zeirweise oder auch regelmäßig mobilisierr wird und 

die Grenzen zwischen einer öffentlich-politischen und einer Privatsphäre niedergerissen wer

den, hat man - Jedenfalls bislang - eher als "totalitäre" Systeme bezeichnet; wird der Begriff 

des "Totalitarismus" überflüssig? Es sieht so aus, zumal nach dem Zusammenbruch von 

Faschismus, Nationalsozialismus und Kommunismus die Klasse der "totalitären Systeme" leer 

zu werden beginnt. Giovannl Sartori wendet sich strikt gegen diese Tendenz: Auch wenn die 

Klasse leer wäre, als Typus sei "Totalitarismus" unverzichtbar, und zwar sowohl aus histori

schen wie auch aus systematischen Gründen Sartori verwendet als Oberbegriff "Diktatur" 

und unterscheidet simple, authorztarian and totalztarian dictatorshipf. 

Es gibt in den Area-Studies vor allem zu Lateinamerika eine relativ breite Diskussion zu 

authoritarianism bzvv'. zu authoritanan polltical systems. Als Beispiel sehen wir uns die Typolo

gie von Carlos Huneeus genauer an, dem auch andere Autoren wie Dieter Nohlen und Bern

hard Thibaut weitgehend gefolgt sind7
• Während die tabellarische Übersicht von politlcal 

systems ausgeht, spricht der Autor im Text fast durchgehend von Regimen: tradztional military 

regimes bzw. new military regimes usw. Man sieht auf den ersten Blick, daß hier ein theoreti

scher Klärungsbedarf besteht. 

pendent countries mat exist in the world today, me governments of more than 130 can be consid

ered nondemocratic. Therefore, me first difficulry in defining authoritarianlsm and other non

democratIc regimes arises from the fact that the emplrical referent to be included is very broad" 

(S. 91); siehe auch Dleter Nahten 1987 Autoritäre Systeme. In: Pipers Wörterbuch zur Polink, Bd. 

6: Dritte Welt, hrsg. v. Dieter Nohlen und Peter Waldmann. München/ZürIch: Piper, S. 64-85, 

zur Schwierigkeit der Abgrenzung zu anderen Typen von politischen Systemen, Insbes. wenn man 

innerhalb des Typus weitere "Subrypen" enrwickelt. 

4 Jürgen Hartmann 1987' Vergleichende Regierungslehre und vergleichende politische Systemfor

schung. In: Dlrk Berg-Schlosser/Ferdinand MUHer-Rommel (Hrsg.), Vergleichende Politikwis

sensehaft. Opladen: Leske + Budrich, S. Z5-44, hier insbes. S. 30 ff., unter Bezugnahme auf David 

Easton und Gabriel A1mond fur die "SystemmodeHe der Politik". 

5 SieheJuanJ Lmz 1991. Autoritäre Regime. In: Dleter Nohlen (Hrsg.), Wörterbuch Staat und Po

litik München/Zürich: Piper, S. 35-38. 

6 Giovannz Sartorz 1993: Totalirarianism, Model Mania and Learning from Error. In: Journal of 

Theoretical Politics 5: 5-22, siehe insbes. die Übersicht auf S. 15. 

7 Dlf!ter NohlenlBernhard Thibaut 1992: StfUkrur- und Enrwicklungsprobleme Lateinamerikas. In: 

Nohlen/Nuscheler (Hrsg.), Handbuch der Dritten Welt, Bd. 2, S. 13--90, die Typologie aufS. 66 ff. 
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Unter eInem "tradltionalen Mihtärregime" versteht Huneeus eine Diktatur, in welcher die 

politische Macht an der Staatsspitze von einem Militär ausgeubt wird und in welchem der 

Staat im wesentlIChen nur ordnungspolitische bzw. repressive Funktionen erfullt. Politische 

.\1aeht an dcr Staatsspitze wird sehr stark personalisIert, was zu Tendenzen politIScher Instabi

ht;it führt und häufig In .,Palastrevolten" oder in anderen Formen von Machtkämpfen inner

halb der höheren mditärischen Ränge zum Ausdruck kommt. Als Beispiele führt Huneeus 

die Länder Zentralamenkas bis zum Ende der 1970er Jahre (mit Ausnahme von Costa Rica) 

sowie ArgentInien der 1930er Jahre an; auch die Diktatur von General Stroessner in Paraguay 

ü.hlr hierher. Wie die Beispiele zeigen, schließt dieser Typ von autoritärer Diktatur die Exi

stenz von politischen Parteien, Parlamenten und Wahlen nicht aus, im Gegented, diese Struk

turen würden, so Huneeus, zu Legitimationszwecken Instrumentalisiert, Insbesondere da ja 

hier nur die oberste Schicht (einschließltch der Familie des Diktators) von der Fortdauer des 

"Regimes" profitiert: "In these regimes, the military is a praetorian guardian of the dictator, 

whose principal function IS to assure the continUlry of his politicaJ power through repressive 

m<:a5ures."8 Diese Charakterisierung entspricht ziemlich genau dem "pammoIllalen Typ" so

wie dem "Caudillo-Typ" einer Diktatur bei Nohlen/Thibaur. und man fragt sich, ob es 

tatsächlich den Auhvand lohnt, diese beiden Typen überhaupt zu unterscheiden. 

Allein schon diese Hinweise lassen es zweifelhaft erscheinen, ob man die politischen Struk

turen der Länder Zentralamerikas mit den "echten" autoritären Systemen Südamerikas (As

gcntiniens, Brasiliens und Chiles) sinnvoll unter einem theoretischen "Dach" zusammenfas

sen kann. Dieser Eindruck verstärkt sich, wenn man sich mit den Verhältnissen In 

Zenrralamerika erwas näher befaßt, was wir hier nur sehr kursorisch tun können. 

8 CarIos Huneeus 1990: Latin American Political Systems. In: Anton Bebler/Jim Seroka (Hrsg.), a. a. 

0, S. 343. Fraglich Ist auch dIe gesonderte Darstellung von "PopuiIst"-Systems; wie wIr versuchen 

werden zu zeIgen, ISt z. B. dIe Ara des estado novo unter Vargas In Brasilien ein gutes BeIspiel für 

ein aUlorltäres System. Weiters ist fraglich, ob man die drei Typen der ,,Auchoritarian"-Systems so 

wie bei Huneeus zusammenfassen soll oder ob nicht eben eIn gesonderter "neopatrimoI1laler Typ" 

zu unterscheIden wäre; ebenso 1St problematisch, daß Huneeus als ,,Auchoritarian (in a strict sense)" 

nur .\1exiko nach 1930 anfuhrt; dazu weiter im Text. Siehe auch Dleter Nohten 1987' Autoritäre Sy

steme. In: Pipers Wörterbuch zur PoiJtlk, Bd. 6, a. a. 0., S. 76 ff zu den "Milmuregimen In La

teinamenka, wo von eIner Unterscheidung zwischen "traditionellen und neuen Militärreglmen" 

ausgegangen wird; entsprechend unserem Vorschlag wären die "traditionellen" den neopatrimo

nialen Systemen zuzurechnen, einige der "neuen" zu den autoritären Systemen. DIe Umstellung in 

der Theorie beruht auf der oben enrwickelten These, daß neopammonlale Systeme mit ganz un

terschiedlichen Formen von Regzmen kompatibel sind; für autoritäre Systeme gilt dIes jedoch nicht, 

wenngleich eine gewisse "Schwebelage" In den Verfassungszuständen durchaus typIsch ist; ent

scheidend ist jedoch - so unsere These - bei der Abgrenzung von neopatrimoI1lalen zu autontären 

Sntemen das dem jeweilIgen System zugrundeliegende "Projekt" Daß es hier ebenfalls Mischfor

men und Übergänge gibt, welche eIne exakte Zuordnung von Landern erheblIch erschweren, räu

men wir natürlich ein; dies gilt z. B. für MeXIko und ArgenuI1Ien In besonderer WClSe. 
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2.1. Zentralamerika: Autoritär oder neopatrimonial? 

Nach dem Zusammenbruch der spanischen Herrschaft und dem Scheitern eIner zentralame

rikanischen Föderation mit Mexiko entstehen nach endlosen Kämpfen und Zerstörungen um 

et\va 1870 die Konturen der heutigen fünf Republiken auf dem Isthmus9, die Jedoch kaum 

noch Merkmale von Staarlichkeit aufWeisen. Es handelt sich eher um 'ltadtstaaten"lC, die ihre 

Je eigenen Verkehrswege zu den Küstenhäfen besaßen, d. h. untereinander kaum verbunden 

waren; deshalb gab es auch kaum einen Handel zWischen Ihnen. Das Neue in der sog. "Iibe

ralen Ara" (1870-193°) war Im wesentlichen die Entstehung einer extensiven, exportorien

tierten PlantagenwIrtschaft für Kaffee und Bananen; zwei US-amerikanische Firmen be

herrschten den Handel und organisierten zunehmend auch die ProduktIon: diese Fruit 
Companzes errichteten ihre Infrastrukturen, wie sie diese gerade brauchen konnten, also Hä

fen, Eisenbahnen, Straßen, und diese besaßen auch die wenige Industrie dieser Länder, etwa 

die Zuckerindusrne. In Honduras bildete die Bananenproduktion bald den Kern der Volks

wirtschaft, und wie in diesem Land diktierten die US-Flrmen auch in den anderen Ländern 

ihre "Bedingungen", z. B. was sie an Steuern oder Zöllen zu zahlen bereit waren - immer wie

der ließen sie sich Ausnahmegenehmigungen ausstellen: "The exemptions - above all those 

of cusroms duties - generated weak states, wirh poor financial resources", so Ciro Cardoso, 

aber das sei nur der Ausdruck einer allgemeineren Grundhalrung gewesen: ,,A different aspect 

of thls quesrion is rhe foreign companies' absolute lack of respecr for rhe sovereignry of the 

Central American countries, the sometimes open pressure on loeal governments, and rhe in

tervention in national affairs."11 In Guatemala wurde die "United Fruit Company" praktisch 

zu eInem Staat Im Staate, der keIne Steuern und Zölle bezahlte. Politisch wird Guatemala von 

verschiedenen Caudillos beherrscht, zuletzt 1931-1944 von Jorge Ubico y Castanedas, der zwar 

im Juli 1944 gestürzt wird, aber damit einen offenen Bürgerkrieg auslöst. Die anschließenden 

zehn Jahre (bis 1954) gelten als "Jahre des Frühlings im Land der ewigen Tyrannei"12 - Jahre, 

die mit dem Putsch konservativer Generäle 1954 abrupt zu Ende gingen; danach beherrsch

ten die Militärs fast ununterbrochen das Land, wenngleich politische Parteien weiterbestan

den und auch immer wieder \X'ahlen abgehalten wurden. Ein Hauptmerkmal der Zeit zwi-

9 Leslte Bethell (Hrsg) (199l/. Central America smce Independencc Cambndge u. a.: Cambridge 

Univ. Press. 

10 /l-fark B. Rosmberg I987' Polltlcal Obstacles to Democracy in Central America. In' James.\1. .\lal-

10y/l\IIlchell A. SeI.gson (Hrsg.), Authoritarians and Democrats. - RegIme Transition in Latin 

America. Pittsburgh, Pa. L.:niv. of Pi ttsburgh Press, S. 193-215; daran habe sIch, so Rosenberg, bIS 

heute nicht VIel geändert; sIehe insbes. S. 196 f. 
11 nro F ~. GITdmo I991. The liberal cra c. 18"'0-1930. In: Leslie BctheU (Hrsg.), a. a. 0., S. 37-68, 

hier ). 55. 

12 Petm Bmde11992. Guatemala. Ine :-':ohlenl uschder (Hrsg.), Handbuch der Dritten \I;'elt, Bd. 2, 

a. a. 0 5. 1I'7-145, hier S. 122. 
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sehen 1963 und 1982 wurde die Politik der CounterinsurgenC)' (umersrürzr von den USA), weI
che sich zunächst If1tern gegen die Reformoffiziere in der Armee richtete, dann aber gegen die 

entstehenden, jedoch zersplmenen Guerilla-Gruppen'!. Immer wieder kam es zu massiven 

(,ewaltaktionen gegen dIe Zivilbeyölkerung - Amnesry Imernational sprach von "politischen 

.\forden als Regierungsprogramm"'4, zu ,\1assenyertreibungen und Massakern an der india

ßlschen Bevölkerung. Nach über 20 Jahren wurde 1986 mit Arevaw wieder ein ziviler Präsi

dem gewählt, aber die Akrivitäten der (para-)staadlchen, also paramilttärischen Todesschwa

dronen gingen weirer, ebenso gab es und gibt es die "Zivil patrouillen" der Larifundlenbesirzer. 

Guatemala hat heute noch eine der extremsten Ungleichheiten in der Landveneilung auf 

der ganzen Welt: Studien zufolge kontrollIeren 2 % der Bevölkerung 74 % des Landes, 

während 76 % der "agriculrural units" den Zugang zu nur 9 % an Grund und Boden haben'!. 

Reformen werden zwar dann und wann lf1 Aussicht gestellt, sind aber angesichts der Macht

verteilung des Landes kaum durchsetzbar. Schon das Wort ,,Agrarreform" steht derzeit umer 

elf1em strikten labu und wird wegen der .,Selbsrzensur der Medien"'~ auch nicht venvendet. 

Po\ttische Parteien gibt es zwar, aber sie haben kaum eine sozialstrukrurelle Verankerung und 

Ihre (zivilen) Politiker (noch) keine Erfahrung. Die meisten Poliriker sind wie zuvor die Ge

neräle ohnehin durch massive Korruptionsyorwürfe diskreditiert. - Was ist das fur elf1 po

litisches System in Guatemala und vor allem, um welchen Staat handelt es sich hier? 

\\'as wir sehen, ist doch folgendes: Erstens, eine undlszipllf1lerte Armee auf niedrIgem 

:\'Iveau der ProfessionaliSierung und einer - über die Ämter der Staatsleirung - korrumpierten 

f'uhrung"; Polizei gibt es offenbar nur lf1 den Städten, auf dem Lande herrscht nach wie vor 

[3 Die Gruppen Sind beschrieben in Dleter Soris/Peter HiedliVeronika Steglzn 1983: Guatemala. In 

Dleter Bom/Renate Ramch (Hrsg.), Zentralamenka. Köln: Pahl-Rugenstelf1 S ~o-127, hIer If1S

bes. S. 108 ff 

[4 Siehe d'17u die Beiträge von 5i1bine Kurtenbach 199J: Gewalt und Menschenrechte in Zentralame

rik.1. S. 8<)-t04, sowIe von Michael Krennertch 199f. Krieg und Frieden in ~ikaragua, EI 5alvador 

und Gll.ltemala, S 105-139, belde in: Petra Bendel (Hrsg.), Zentralamenka: Frieden - Demokra· 

tie - Entwicklung? hankfi.m a. M.: Vervuert Verlag; Sabzne f(zlrtenbat·h 1992: Krieg und Repres

sIon tn (,uatemala. In: Jahrbuch Drine Welt 1993 . .\htnchen: Beck, S 271-286: "Die Folgen von 

Kneg und Repression sind jedoch auch tn Guatem.aJa verheerend . In den vergangenen 30 Jahren 

sind über 100.000 Menschen mel~t als Opfer der \taarlichen Gnrerdrückung ums Leben gekom

men, 40.000 ;\fenschen verschwanden, 40.000 Frauen wurden zu \X'irwen, 150.000 Kinder zu 

\X'alsen. Frv.'a 250.000 .\fenschen flohen über dIe CreJl7.e nach Mexiko, fa.'>t eine MilJion C,uate

malteken 511ld Flüchrllllge im eIgenen bnd" (S. 271). 

15 Jamts Dunkerley 1991' (,u.!temala slllce 1930. In: Leslie BethelJ (Hrsg.). a. a. 0., S. ll') 158, hIer S. 

[34; SIehe auch die Zahlen bei Sabznl' Kurtenbach 1992: Krieg und Repression in Guatemala. In . 

Jahrbuch Dritte \X'elt 199~. a. a. 0., S. 27). 

16 Perm Bmd.e11996: Parreiensysteme in Zenrralamerika. OpJaden: l.eske + Budrich. S. 295 

1~ Die fatsache, daß seit der \fine der 1950er Jahre hlr ununterbrochen Milirärs an der polinslohen 
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"Selb~thilfe" und Eigenrnacht der Großgrundbesitzer sowie die Willkür von "Todesschwa

dronen". Zweitens, der '>taat ist auch heute noch kaum imstande. Steuern einzuheben: 1963 

versuchte Präsident Ydlgoras ernsthaft, eine Einkommenssteuer einzuruhren .. in order ro ex

pand the capaciry of the state"'8 - vergeblich! Der Staat hat daher keine solide finanzielle 

Grundlage und verfügt folglich nur über emen gerIngen Spielraum bei der Umsetzung von 

irgendwelchen politischen Programmen. (Der Staat finanZiert im wesentlichen nur sich selb;t, 

also seme eigene Selbsterhaltung, und auch dies nicht ohne ausländische Hilfe). Drittens, was 

tut die Staatsver.valrung' Darüber ist wenig bekannt; wahrscheinlich sie ist nicht viel mehr 

als ein Selbstbedienungsladen der Elite - rur Versorgungsposten, Patronage, Korruption oder 

sonst Irgendwie "nützliche" Dienste etc.'9 - Viertens, die Staatsleirung steht im Dienste einer 

agrarischen Oligarchie von haCiendadoJ, welche im 19. Jahrhundert während der langen Zeit 

der Anarchie entstanden ISt und nun die Modernisierung des Landes blockiert. "Verantwort

lichkeit" wurde praktisch nie hergestellt - außer von putschenden Offizieren, welche die Kor

ruptionsvorwurfe dazu benutzten, sich selbst an die Pfründe der Macht zu setzen. 

Die politischen Parteien sind wie auch anderswo - personalistisch aufgebaute Klüngel und 

Cliquen, d. h., sie befinden sich auf einem niedrigen Niveau der "lnstltutionalisierung"20, was 

angesichts des Klimas der Gewalt kaum ver.vunderlich ist. Die Bevölkerung ist ethnisch stark 

fragmennert, das ist wahr es gibt etwa 22 verschiedene indianische Sprachen und Dialekte, 

der Anteil der fndigenas an der Gesamtbevölkerung Wird offiziell mit 45 % angegeben, liegt 

\1acht waren, har die milIrjnsche rllhrung völlig korrumpiert, es entstand eine neue, wohlha

bende <'chicht In der (;esellschafi:, nämlich die grundbesiezenden OffiZiere: "Heuee ist es schwH:

ng, einen hohen Offizier des Heeres zu finden, der kein GroßgrundbcSI!zer IS(', so Dieter Bo
ns/Peler HledllVeromka Sieglin [983: Guatemala, a. a. 0., S. IOI: folglich wird versejndlich, daß die 

\1ilirars wenig Erfolge auhviesen, als sie gegen die Guerilla kämpftn sollten; siehe Sabme Kurten
bach 1992: Krieg und Repression in Guaeemala. In: Jahrbuch Drine Welt 1993, a. a. 0., S. 2~6: 

"Das ~1"irär selbse wurde Im bufe der :t~J( zum Beseandteil der Oligarchie. Es gibt heute kaum 

einen hohen Offizier, der niche gleichzeieig Großgrundbesiaer ist, die Armee hae ihre eigene Bank 

und !Sc an ca. 40 halbseaadichen Unternchmen beteilIgt." 

18 Dllnker!ey 1991, a. a. 0, S. 139. 

19 A1ark B. Rosenberg 198~, a. a. 0, meint, die, lIeße sich fur /~ntralamerika verallgcmell1crn: "There 

is no tradieion of public mlerest ehat can be deflned beyond ehe narrow interest of ehe groups in 

power The necessiey of meeeing speClflc c!H:ntS' needs, and ehe intensiey of chose clients' expecta

eions and demands, means ehat ehere are few overall pres~ures 111 Cemral Arneflca for re~ponsi\'e 

governmem. \X'hat mJ.((er~ IS keeping the panicular cliemele lI1eerem dependem on one's access to 

power and largesse. 'JC'hlle thi~ cliemeliscic model is similar !O ,machine' pohncs and politica.l ,bos

sism' in oeher coumfles, scarut}' and polieica.l and cconomic instabilie}" Impose paniculariseic im

peraeives on public officeholders thae work against obeying any larger notion of ehe pubhc good. 

There are fe\\' incemives !O perform one's official duties wich probiry" (S. 197)· 

20 Petra Bmde! [996. a. a. 0., S. 291. 
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jedoch nach anderen Schäaungen wesendich höher, vielleicht bel 60 %; die Indigenas betrei

ben überwiegend Subsistenzwirrschafr und sind Kleinbauern, die auf unzureichendem Land 

sitzen und "naturIIch" keine technischen oder finanziellen Hilfen von der Regierung erwar

ten können; erwa 80 % haben keine Schulbildung! Man Sieht, daß der Staat In Guatemala 

mtu'lcklungspolaisch wenig geleistet hat und dazu unrer den gegebenen Bedingungen auch 

gar mcht imstande ISr. 

Die .)Iruanon in Honduras unrerscheldet Sich zumindest was das politische System be

triffe nur unwesen dich von Guatemala, iSt doch Honduras das Land, für welches der Aus

druck .. Bananenrepublik" sprichwördich geworden ist: "Lange Jahre uberstiegen die Gewinne 

aus der Bananenproduktion den Staatshaushalr."lI Von 1933 bis 1949 harre Honduras eine 

"personallsmche Dlktarur" unrer Tibumo Cartas Andino, seither wechselten reformeflSche 

und repressive Regime einander ab, d. h., politische Instabilität war und ist bis heute eines der 

wesendichen Probleme dieses Landes. Auch derzeit stellen die Militärs" den wohl wichtig

sten Machtfakror dar l , wenngleich sICh die Menschenrechtssiruation verbessert har. Die Par

teien der blauen (cacgureco) und roten (coLorado) "Fahnen" sind aus Kampfformationen der 

Bürgerkriege hervorgegangen und haben mit ideologisch-progranlmarischen Unrerscheidun

gen wenig zu tun. Sie entsprechen, so Bendel '4 , am ehesten Max Webers Typus einer Patro

nageparrei und daher ISt es auch kein Zufall, daß uber Wahlen "außergewöhnlich" (BendeI) 

viele staadiche Amter besetZ( werden. 

Nicaragua \-vurde, wie bereits erwähnr, vom Klan der Somozas (1936-1979) wie ein "Fami

licnunrernehmen" regiert. Nach Michael Krennerich ruhte die Macht der Somozas im we

senrlichen auf fünf pfedern: 

I. Der völligen Kontrolle der arionalgarde. Diese was gewissermaßen Armee, PolIzei und Ge

heimdienst in clI1em und verfügte InnenpolItIsch uber ein ungemell1 großes RepressIOnspo

tenm!. Rckrutierung, Umfang, Ausbildung und Organisationsstruktur der 111 der Bev. verhaß

ten (;arde sowie ein ausgeklügeltes Korruptionssystem, in das deren Mitglieder ell1gebunden 

waren, sicherten Ihre Loyalität. 2. Ocr Kontrolle des mit der Zelt völlig korrupten polltisch-

21 Pmll Bmde11992: Honduras. In: Nohlen/Nuscheler (Hrsg.), Bd. 3, S. 146-148, hier S. 149. 
22 jOllchun Rüppel 198j.· Honduras. In: Dieter Bons/Renate Rausch (Hrsg.), Zentralamenka, a. a. 0., 

S. 1942r, hier lI1sbes. S. 233: Im salvadorianischen Ksieg 1970/71 wurde deutlich, "daß die ml
litänsche Führung ineffizient, korrupt und rückständig war". Danach kam es zwar zu Säuberun
gen an der '>Plrze, aber die "Bereicherungsmäglichkeiren" haben für die neue Führung deshalb 
nicht abgenommen, im Gegenteil, die stark gestIegene "Militärhilfe" der USA seit Beginn der 
1980er Jahre bot dafür neue Chancen - und dies in ell1em Land mit dem nledngsten Pro-Kopf
Einkommen der ReglOn l 

21 Und die Militärhilfe der USA, Siehe Lmm Ammca Bureau 1985: Honduras. '>tate for 'laie. Lon
don: Russell Press. 

24 Pma Bmtkl 1996. a. a. 0., 'i. 302. 
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adminimauven Apparates, einschließlich der Regimepartei Partido Liberal NacLOnalista (PLl\''). 

3. Den wirrschaftlichen Machtmirreln, die sich die "Bereicherungsdiktarur" oft mit knmInellen 

Machenschaften aneignete und die benötIgt wurden, um das welrverzwelgte Klientel- und 

Patronagesystem aufrechtzuerhalten. 4. Der langjährigen Duldung durch die tradmonelle Oli

garchie. Der Somoza-C1an sowie die altell1gesessenen Oligarchiefamilien, aus denen sich in den 

,oer J.lhren ll1sgesamt drei große Kapitalgruppen herausbIldeten, profitierten bis in die 70er 

Jahre allesamt von der Politik der Exportforderung sowie von der vorangetriebenen Moderni

sierung und DivefSlfiZierung der Wirtschaftsstrukturen. 5 Dem Rückhalt aus den USA. 

Der langjährige Revolutionskampf, der 1979 mir dem Sieg der Frerzte SandmlSta de Lzberaezon 

Nacional (FSLN) endete, hat die WirtSchaftskrise des Landes zwangsläufig verschärft: "Der 

RevolutIonskampf verschärfte die WirtSchaftskrise in erheblichem Maß. Unmittelbar vor dem 

Sieg der Revolution verzeichneten sowohl die Industrie als auch die LandwirtSchaft enorme 

Produktionsrückgänge .... i':ach der RevolutIon lag die Wirtschaft völlig darnieder. Der Krieg 

hatte in erheblichem Maße die Infrastruktur und die Produktionsanlagen zerstört. Hinzu kam 

eine massive Kapitalflucht während der Kriegswirren. Die Staatskassen waren leer, und die 

Auslandsschulden beliefen sich auf 1,53 Mrd. US-DoIlar; davon entfielen etwa I,27 Mrd. auf 

die öffentliche Hand. Darüber hll1aus hll1terließ SomoZll eine WirtSchaftsstruktur, die ge

genüber den Preisschwankungen auf dem Weltmarkt äußerst anfällig war. "16 

2, Muhael Krennench 1992: Nicaragua. In: Nohlen/Nuscheler (Hrsg.), Bd. 3,5.203-236, hier 5.20"'; 

Siehe auch DIner Bons 198]: Nicaragua. In: Dieter Boris/Renate Rausch (Hrsg.), Zentralamerika. 

a. a. 0., S. 249 34,: ,Die Heraufkunft und Konsolidierung einer harten Militärdiktarur als Ant

wort auf die tiefe KIise von 1929 und den rolgenden Jahren und die damit verbundenen sozialen 

Bewegungen fügen sich in die Ereigniskerre auch der anderen Länder Zentralamerikas zwar ein, 

zeigen aber für Nicaragua insofern besondere Momente, als mit '1omoza und seinem Clan eine 

Figur der herrschenden Klasse allein zum polnisch und ökonomisch mächtigsten Mann Nicara

guas aufstieg. Sowohl für die Nationalgarde wie für die Somozas. die immer stärker in eine un

auflösliche Symbiose hineinwuchsen, galt, daß sie öffentlich-politISche Gewalt zur umfassenden 

privaten Bereicherung nutzten (staatliche Infrastruktur, Zollwesen, Außenhandel, Lizenzwesen 

etc.). Auf diese \X'eise bauten die Somozas ihr gewaltiges \X'irrschaftsimpenum auf, das praktisch 

Unternehmen aus allen Wirrschaftssekroren umfaßte und gegen Ende der Somoza-Diktarur in 

seinem \Vert auf ca. 2 Mrd. Dollar geschätzt wurde (5.254 f.). 
26 Ivfzchael Kmznmch 1992: Nicaragua, a. a. 0., S. 2Il; man muß allerdings bedenken, daß der sog. 

"Staatsapparat" ohnehin kaum etwas geleistet hatte - abgesehen als Infrastrukrur für die Selbst

bereicherung der "Militärbourgeoisie"; selbst beim Erdbeben 1973/74 hat sich dieselbe an der in

ternationalen Hilfe in erheblichem Ausmaß selbst bedient lind damit die KIise weiter vertieft; es 

gab ein "Umsichgreifen der para\ltären Gruppierungen", "immer sich barer werdende Ineffizienz 

und Korruption des gesamten Staarsapparates" etc., so Dleter Bons 1983: Nicaragua, a. a. 0., S. 

278 f. 
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Die WirtSchaftspolitik der Sandinisten hat die Talfahrt der nicaraguanischen WirtSchaft

ZUS.lmmen mit externen J.aktoren - weiter beschleunigt: "Die Ursachen der Wirtschaftsmi

sere waren vielschichtig: Intern trugen fehlende Produktionsanreize, gravierende Mängel im 

zentralisierten staatlichen Vertedungssystem sowie Investitionsboykon und Kapitalflucht sel

tem nationaler C'nternehmer erheblich zur Krise bei. Extern lag sie im Verfall der internatio

nalen Rohstoffpreise sowie in der wirtSchaftlichen Blockadepoliok der USA begründet.">' 

l':lcaragua der Somoza-Zelt ist u. E. geradezu ein Schulbeispiel für ein neopatrzmomales 

System, welches Sich vom autoritären Charakter des RegImes her mcht verstehen läßt. Der Fall 

7~lgt auch erneut, wie die ungebremste Dynamik eines solchen Systems unweigerlich in die 

Krise schlittern muß und wie hoch dann an einem "critical Juncture"2lI, also an emem Wen

depunkt, die Gefahr einer weiteren Fehlentwicklung ist. 

Ei Sall'ador Wird seit emem Jahrhundert von einem kleinen "patrimonialen Kreis"'? be

herrscht: Zwischen 1913 und 1927 stellte ausschließltch die Familie der Melendez-Quznonez die 

Präsidenten, danach geriet das Land in eine typische prätorianische Situation ': Staatsstreiche 

1948, 1960, 1961, 1979 aus rem innermilitärischen Querelen, seit 1981 offener Ausbruch des 

Bürgerkrieges, der erst 1992 offiziell für beendet erkJa.n wurde und rd. 75.000 Tote gefordert 

hatte". Berühmt-berüchtigt waren die salvadorianischen Todesschwadronen, denen Dutzende 

Ret(,rmpolitiker zum Opfer fielen. Seit der Mitte der 1980er Jahre lebt der "Staat" weitgehend 

27 Kremzerzch 1992, S. 212; Krennench unterschätzt vielleicht den Faktor politIsche Instabtfitat, denn 
dieser hat neben den unmittelbaren, kurzfnstigen Folgen auch langfristige, nämlich das Fehlen 
von Invcwnonsbcremchafi:. Es dauerr namhch relativ lange, biS das Vertrauen der Wirrschafi: in 
die I.eistun&fahlgkelt des politischen Systems wieder hergestellt ist. Deshalb genügte äußere Ruhe 
bzw. du: formale Befriedung des Landes noch nicht; siehe dazu die vorzüghche Studie von 511l'1o 
BomerlAymo BrunetttiBeatrzce Weder 1995: rohcy Reform and lnstitunonal Uncerrall1ty: The c.ase 
ofNicaraguJ. In: Kyklos 48; 43-64. 

28 (lerm·do L. Munck 199J: Between Theory and History and Beyond Tradltional Area Studles: A 

~ew Compararive PerspcCtlve on Latin Amenca. In; Comparam'e Polttics 25: 475-498, allerdings 
an anderen Beispielen Südamenkas. 

29 ~o die Formulierung von MIchael KrennenchlFmnz Nuscheler 1992. EI Salvador In: :-Johlen/~u
scheIer (Hr'g.), Bd. 3, 5 85-116, hier S. 88. 

jO Zum BegnfF Siehe \amuel P Hunttngton 1968: Polttical Order 111 Chang1l1g SOCleties. New Ha
ven/London Yale Uni\". Press, S. 78 ff.; Fnedemann Büttner 1989: Milltärreg1l11t 111 der Dritten 
\X'elr. In: R~iner )te1l1weg (Red.), Militärregime und Entwicklungspolttik, Friedensanalysen 22, 

Frankfurt a. \.1. 5uhrkamp, ..,. 58-84, hier 1I1SbeS. zu Prätorianismus 5 65: fur Zentralamerika und 
die Regimefragen Siehe Hans W'emer Tobler I991: "Depresslonsdlkraturen" In Zentralamenka? 
E1I11ge Bemerkungen zu einem historischen BegriFf. In: Hans \X'erner Tobler/Peter Waldmann 
(Hr'g.). StaatlIChe und parastaatliche Gewalt in Late1l1amerika. Frankfurt a. M. Vervuert Verlag, 
S. 21:"' 226. 

)1 Helmut Frenz/I\'orbert (lmnl1cher/Ursula junk/Bemd Päschke 1982. EI Salvador - Massaker im Na
men der freiheit. Re1l1bek b. H.: Rowohlt, mit aktuellen Hintergrundbenchten für die damalige 
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von der US-W'lrtschafts- und Milirärhilfe, d, h., der "Sraar" isr weder finanziell auronom, noch 

kann er die Minimalfunknon eines Jeden Sraares, nämlich dIe Sicherung und Durchserzung 

des Monopols der legirimen physischen Gewalrsamkeir, gewährleisren (in den Srädren gibr es 

die benichrigre Guardia Nacionaf, auf dem Lande die Privararmeen der PofiC/a cU Hacienda so

wie die 'Ierrororganisarion ORDEN mir einem engmaschigen Spirzelnerz). Die rechrsexueme 

ARENA-Parrei, die derzeir das Land beherrschr, dürfte wohl nichr viel mehr sein als eine Ver

bindungs- und Koordinanonssrelle für die alre Kaffee-Oligarchie mir den Milirärs l ', 

\X'enn die Grundzüge der polirischen Sysreme Guaremalas, Honduras, Nicaraguas (bis 

1979) und EI Salvadors halbwegs korrekr dargestelIr ".urden, dann srellr sich schon die Frage, 

ob diese Länder nichr mehr Gemeinsamkeiten mit den skizzIerren neopammonialen Sysre

men Afrikas und Asiens aufWeisen als mir den "echten" auromaren Sysremen der "Soumern 

Cone"-Länder Lateinamerikas. Dasselbe gilt, wie bereirs ef',\,ähnt, zumindest auch für Hairi 

unter den DuvaliersB und für Paraguay unter Srroessner. Auch diese Länder haben mir Bra-

Situation siehe auch Hemrich \Kr KrumwzetU 1992: Die Beendigung des Bürgerkrieges in EI Sal

vador. In: Jahrbuch Dritte \X'e1t 1993. München: Beck, S. 120-136: "Mit dem Friedensabkommen 

(FA) fand eIn Bürgerkrieg sein Ende, der. wenn man seinen Beginn auf den ,\'olksaufstand' des 

F~1LN Im Januar 1981 datiert, elf Jahre dauerte. schätzungsweIse 70 bis 80.000 'Todesopfer for

derte, ca. 1,5 :-'110. Salvadorianer zur Emigration InS Ausland trieb und !Ur ca. eIne halbe Million 

Inlandsmigranonen veranTWortlich war (die Gesamtbevölkerung EI Salvadors betrug 1990 S,3 .\110. 

Finwohner)" (S. 120) 

'l2 "Fin Charakteristikum salvadorianischer Herrschafrspraxis ISt die seit 1931 zur Tradition gewor

dene Präsenz des Militärs im RegIerungsapparat. Die Herrschaft der Oligarchie vermittelte sich 

durch das ~111Irar. DIe Präsenz der ~1t1irars beschränkte SIch dabeI nIcht nur auf das Präsident

schafrsamt, sondern umfaßte auch die WIChtigsten Funktionen des bürokratischen Apparates .. ,. 

DIe ~1ilitärdlktarur "urde institunonalislert AuseInandersetzungen innerhalb der herrschenden 

Klasse wurden in Form von ~1ilitärpU(schs ausgetragen." So Veromka 5zeglm 1983: EI Salvador, In: 

Dieter Bons/Renate Rausch (Hrsg.), Zentralamerika, a. a. 0., S. 129-192, hier S. 161. 

H Ulrzch rtmchmann 1986: Haiti: Politik und Armut. In: Jahrbuch Dritte Welt 198;,. ~1ünchen: 

Beck, S. 165-176; unter der Herrschaft des "Duvalierismus" waren mindestens 30.000 Menschen 

der "politischen Gewalt zum Opfer gefallen In den 60er Jahren "urden oft ganze Familien von 

politisch Mißliebigen oder auch Dörfer, die Aufständische unterstützt hatten. ausgerottet, und 

wer es wagte, In der Öffentlichkeit den ~amen dieser Opfer zu erwähnen, riskierte sein Leben"; 

"Papa Doc ' (also der ältere Duvaller, 1958-I971 an der Macht) organisierte eInen ihm persönlich 

ergebenen Gewaltapparat als Gegengewicht zur traditionell unberechenbaren Armee, und zwar 

aus den Reihen des städtischen Proletanats - die Folgen !Ur das ohnehin arme Land waren kata

strophal~ "In 'X'irklichkei( haben beide Duvaliers nICht das gerinpte rur die Masse der schwarzen 

Kleinbauern getan - im Gegenteil: sie "ußten auch aus der Kenntnis haitianischer Geschichte, 

daß die Infrastrukrurell kaum erschlossenen Landgd)le(e nicht von der Haupmadt und vom Zen

trum der Macht aus mobilisien werden konnten, daß die Bauern jedoch, durch ihr Elend jederzeit 

verfugbar und erpreßbar, einen Unruheherd darstellen konnten. und daß man diese Gefahren nur 
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sillen, Argenrinien und Chile nicht viel mehr gemein als die Zugehörigkeit zur "hispano-ame

rikallischen Kulrur"J4; dies wird sich, so hoffe ich, Im nächsten Abschnirr erweisen. 

2.2 Autoritäre Systeme in Lateinamerika 

Guillermo O'Donnell 1s hat wohl als erster darauf aufmerksam gemacht, daß mit den ~11-

litarregimen in BrasilIen seit 1964, m Argenrinien zWischen 1966 und 1973 und dann schließ

lich in Chile nach 1973 ein neuerTvpus des auroritaren Staates entstanden ist, der sich sowohl 

von semen Erscheinungsformen her als auch in semen sozlOökonomlschen Funktionen vom 

altenl}'p der oligarchischen, aber auch vom neueren der populistischen PerIode grundsätz

lich unrerscheidet. O'Donnell bringt "three types of political systems" in eine histOrISche 

Abfolge: 

I. Das oligarchISche System, in welchem eine relativ kleine, homogene Elite im wesenr

lichen dieselben Inreressen verfolgt und es aus diesem Grunde innerhalb dieser Elite 

wenig Konflikt und Konkurrenz gibt. Die Wirtschafrsstrukrur besteht einerseits aus 

':>ubsistenzproduktlon der Kleinbauern, andererseits aus dem Exporrsekror, aber die

ser Expomekror Ist beschränkt auf "Primärprodukte" (agrarIsche Produkte oder ~1i

neralien aus dem Bergbau). 

durch eine ngorose Einschränkung der Bewegung~frelheit und Terror begegnen konnte. Pap Doe 

setzte seIne Immer spärlicher werdenden Mittel ganz zur Befriedigung seiner eigendichen An

h.lllger, des st.ldnschen Proletanats. eIn Aus Ihm rckrunerte er seIne Milizen. ein Gegengewicht 

zur unberechenbarcn traditionellen Armee. Hier fand er seinen SP1Uel, andere gewann er da

durch, daß er ihnen \X'affen und vage definierte \.1achrvollkommenhelten zuteilte. Dies waren die 

Anfange der ,~1akoutislerung , d. h. eInes undurchschauberen ~etzes von PrIvIlegien und Vasal

lenbeziehungen. durch das Jcde RechtssICherheit aufgehoben wurde. Die rolge war die BrutalI

sierung und Korruption der gesamten Verwaltung und die Lähmung aller \\1rtschaftlichen A.kn

mäten). po I}. Siehe auch den Abschnitt des Autors zu "Polink und Armut"! 

14 lorg~ I Dommgun 1987" Politica! Change' Cenrral America. South America and the Carnbean. 

In .\fyron \\'eInerl')amue! I' Hunringron (Hrsg.), Understanding Polinca! Developmenr. Pros

peer Heigths, Il!.: \\'aveland. S. 6599; m. I~. difrerenZlert Dominguez zu wenig zWischen den 

Landern mit ganz unter\chledlichen Sntemen, nimmt das "ne",· in den new authontanan SYSlems 

meht ernst genug. Jedenfalls nicht als Kriterium für eIne sy~[emansche DifferenZierung. 

35 Guz/ler1>l0 OVonllrll /r~. \Iodermunon and Bureaucratic-Authoritarianlsm. - Srudles in South 

Amem:an Po11llc5. Berkeley: Cniv of Ca!. Press; GltIllermo O'Don/Jell 197 Corporansm and the 

Quesnon of the S[ate. In James.\!. \falloy (Hrsg.), Authoritananlsm and Corporansm III LHin 

America PimburghlLondon: Lnlv. ofPimburgh Press. S. 47-8-; Gui!lermo O'Don/lell 1979: Tensions 

III the Bur~ucrau( Authomarian State and the Que~tion of Demm.raC). In David Collier (Hrsg.), 

The ~ew Authoritanani,m in Latm Amenca. Princeron,:\. J.: Princeron lmv Pres;. S. 2.85-)[8. 
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2. Das populistische Sysrem: Die 'X'elrwinschaftskrise 1929'30 machre, so O'Donnell, den 

Eliren in Argeminien und Brasilien unmißversrändlich klar, wie sehr sie von den 

Schwankungen des Welrmarktes sowie von Imporren aus den emwickelreren Indu

srneländern abhängig waren. Über sraarliche Invesririonen wird nun - flankien von 

proreknoOlsrischen Maßnahmen - eine Induserialisierung in die Wege geleirer, wel

che pnmar die fehlenden Imporre Im Konsumbereich erserzen sollre, also Imporr-Sub

srirurions-IndusrriallSlerung (IS1). Auf diesem Wege emsrehr Jedoch unvermeidli

cherweise eine Arbeirerschlchr. welche neue Imeressen anmelder und damir die 

polinsche Konflikrsrrukrur der Länder grundlegend veränderr: der Sraar förden in die

ser Periode den Aufbau von Imeressenvenrerungen, auch von Gewerkschaften, kon

erollien sie aber zugletch, srellr sie umer sraadiche Aufsiche So enmand in den ge

nanmen Lindern der rypische, aurorirare Korporarismus. Im Konflikt mir den alren 

oligarchischen Eliren widersem sich die neue Sraarselire den Forderungen nach Libe

ralisierung des Außenhandels und gehr in dieser Siruarion eine Koalmon mn dem 

neuen, "popular secror" (so der Ausdruck von O'Donnell) der modernen Industrie 

ein, wird dabei umersrum von den urbanen .\lirrelschichren und kann auf diese \X'eise 

die alren AgrareInen weirgehend emmachren. Das \X'achsrum des modernen indusui

ellen ekrors gehr einher mir einem sreigenden Bedarf an "rechnocraric occuparional 

roles 10 public and privare bureaucracies"16, und diese tecnicos sind es, die zur ronan

gebenden Schichr avancieren. Diese Koallrion von Sraar, Umernehmern und privile

gienen Arbeirern 10 den Fabnken zusammen mir den tecmcos der .\lirrelschichren 

harre jedoch einen Preis: der Sraar muß den Lohn- und Gehalrsforderungen der ge

werkschaftlich organisienen Arbeirer und Angesrellren immer wieder nachgeben, aber 

die Sraarselire rU[ dies im Be'\\Ußrsein, daß dies andererseirs auch der Ausweirung der 

Inlandsnachfrage zugure kommr, und deshalb sroßen diese Forderungen (noch nichr) 

auf den \X'idersrand der Umernehmen. - Die prominemesren Beispiele sind in Bra

silien die Regime umer GetullO Vargas (1937-1945 und 1950-54) sowie von Peron 

(1946-1955) in Argennnien. Die Regime sind zwar aurorirär, aber wegen der Koalirion, 

auf der sie beruhen, "einschließender" Narur, eben populisrisch. 

3. Bürokratzsch-autontäre Sysreme: Ende der 50er/Anfang der 60er Jahre srößr dieses Mo

dell der ISI-.\lodernislerung an seine Grenzen und das populisrlsche Sysrem der Poli

rik gerär 10 eme schwere Krise, so O'Donnell": Die Inlandsmärkre sind gesänigr, die 

Absärze srocken, die Lohn- und GehaIrsforderungen sind nichr mehr zu bezahlen. Ga

loppierende Inflarion isr die Folge. \X'egen der "Erschöpfung des Wachs rums modells" 

36 Gurllrnno o Donne!! 1979: lenslOns, a. a. 0., S. 25· 

P Siehe auch die Darsrellung und Diskussion von Dallld Co!li" 1979: Overview of me Bureaucraric

Aumoritarian Model. In: Ders. (Hrsg.), The i':ew Aumorirarianism In brin America, a. a. 0., S. 

26 f. 
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der ISI-Polirik brauchen die Länder eine neue \X'inschafrspolink, nämlich eIne Um

stellung auf die Produkrion von intermediären Gürern bzw. Kapiralgürern (im we

sentlichen .\.1aschInen). Die Vorausserzungen für eIne solche Umstellung, nämlich 

höhere ~iveaus an Technologlcn, des Managements und vor allem große .\.1engen an 

Invesrkapltal, sind in den Ländern jedoc.h nichr vorhanden; darüber verfügen nur 

große, mulrinationale Konzerne. Die NotwendigkeIt eInes "deepenIng" und einer 

"vertical integration" der \Vimchafr erfordere, so O'Oonnell, die Herstellung von ar

traknveren Bedingungen für das AuslandskapItal, d. h. eIne "orthodoxe \I:'inschafts 

polink", langfristIge Stabilirär und die Kooperation mir den großen internarionalen 

Banken. Die demokratISchen Regierungen waren dazu außerstande: Sie vermoch

ten es nichr, die .. premature demands", also verfrühten und überzogenen Forderun

gen der Arbeiter und Angestellten abzuwehren, populIsrische und orthodoxe .\1etho

den der \X'irrschaftspolirik folgten rasch und abrupt aufeinander, Streiks und 

Demonsrranonen verscharften die Knse bei gleichzeitiger Entscheidungsunfähigkelt 

auf der Ebene des Parteiens)'stems etc. - In dieser Siruarion intervenierten die Militars, 

weil nur sie die .\.hcht und vor allem die Gewaltmirrel besaßen, den gewerkschaftlich 

organisierten, öffentlichen Sektor (popular sector) aus der polltlschen Arena auszu

schließen und "Ruhe und Ordnung" wiederherzustellen. 

Diese .. ökonomische" Erklärung des BA-Staates wurde heftig kritisiert und laßt SICh wahr

scheInlich weder theoretisch noch empirisch halten; darauf darauf kommen wir zurück!8. 

Ganz anders steht es dagegen mit O'Oonnells Feststellungen zu den neuen Merkmalen des 

burokratisch-autoritaren Staates; 

l8 <;Iehe die Beitrage von Albert O. Hmchman, Jose Serra und Robert R. Kaufman 111 Dat·ui Collier 

(Hrsg.) (19 79J The ~ew Authoritananism 111 Lann Amenea, a. a. 0; siehe auch Ben;amm A. /'40st 

1980: Aurhomarianlsm and the Growrh of rhe )rare 111 Latin Ameriea. In: Compararive Polirical 

'ltudles 13: 173' '203, und vor allem Yousse[Cohen 1988: Democracy trom Above: The Polineal On

gllls of ,\lIlitary Dicrarorship in Brall!. In: \X'orld Polirics 40: 30-54. insbe.-. S. 35: "The dlScusslon 

of rhese problems will reveal [he inherem weakness of economic explanarions and provide rhe ba

sis for [he formulauon of an a1rernative, polmeal explanarion of Ihe emergence of (he milirary re

gIme." Fur Brasilien bor schon früher eine primär polirische ErklarungAlfred Stepan 1978, Political 

l.eadership and Regime Breakdown: BraZl!. In: Juan J. Lll1z/Alfred Srepan I Hrsg.l, The Break

down of Demo<.ra[Jc Regimes: Larin Ameriea. ~la1rimore/London: The John HopkIns Pre.s, S. 

1l0-q7; Eilt ChIle Henry A. LandsbergerlTim ,\-1cDamel 1997: HypermobIlizauon 111 Chde, 

19;0-1973. In \\'orld Polirics 28: 502-541; Arturo Valenzuela 19;8: The Breakdown of Democra

eic Regimes: Chile. BaI[Jmore/London: The Johns Hopkins Cniv. Press; Arturo Valmzuela 1989: 

ChIle: Origll1s, Consohdanon, and Breakdown of a Dernocratic Regime. In: Larry DiamondlJuan 

J Linzl. eymour .'1artin Lipser (Hrsg.), Democrac}" 1ll Developing Counmes, Vol. 4: Larin Ame

[Jea. Boulder, Col.lLondon: Lynne Rienner, S. 159-206. 
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The second process I will call the "expansion" of a new type of state, the burcaucratic-autho

ritarian. This state IS morc (I) comprehensive, in the range of activities Ir conrrols or directly 

manages; (2) dynamic, in ItS rates of growrh compared with those of society as a whole; (3) pen

etrating, through irs subordination of various "private" areas of civil society; (4) bureaucratic, 

in the formalization and differentiation of irs own strucrures; and (5) teehnocratic, in the grow

ing wcight of teams of tecnicos expert in the application of "efficientist" technlques of formal 

rationality. Furthermore, rhe bun:aueratic-authoritarian state is closely linked to international 

capital , although this relationship is subject to tensions that will be examined later. '9 

Diese Merkmale würden weitgehend auch den historischen Fällen von Deutschland, Italien 

und Japan entsprechen, so O'DonneU (gemeint ist wohl die Zeit der einsetzenden Indusuia

lisierung in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderrs), allerdings mit dem Unterschied, daß in La

teinamerika der "popular sector" zu früh eine zu gtoße Rolle spielte und der lateinamerika

nische Kapitalismus in hohem Maße auf das internationale Kapital angewiesen war, jedenfalls 

viel stärker als in den genannten historischen Fällen. Wie wir später sehen werden, ist die Pro

minenz des "internationalen Kapitals" in Lateinamerika auch ein nicht unwesentlicher Un

terschied zu den NICs in ~üdostasien. 

Die meisten Autoren gehen heute davon aus, daß die ökonomischen Krisenerscheinungen 

in Brasilien, Argentlnlen und Chile die harschen, repressiven und z. T. außerordentlich ge

waltsamen Militärregime4" nicht erforderlich gemacht hätten; es haben sich vielmehr in die

sen Ländern politische und ökonomische Krisenphänomene wechselseitig verstärkt. Wenn man 

dies so sieht, dann stellt sich sofort die Frage: Worin bestand eigentlich die politische Krise und 

warum mündete diese in eine Entwicklung zu einem autoritären System? - Mehrere Faktoren 

werden in der einschlägigen Literatur genannt, wenngleich z. T. unterschiedlich gewichtet: 

I. PolitISch-ideologische Polarisierung, also politische Extremismen als Massenbewegung, 

welche die Länder de facto unregierbar gemacht haben: Argentinien wurde nach der 

peronistischen Ära eine "unregierbare Gesellschaft", so Carlos Waisman4 ', Chile wurde 

19 Guillermo O'DonnelL 1977: Corporarism and the Question of the Stare. In: James M. Mallo)' 

(Hrsg.), a. a. 0., S. 54. 

40 'liehe vor allem zu Argentinien Maria Jose Moyano 199I: The "Dirty War" In Argentina: Was it a 

war and how dirty was ir? In: Hans \Verner Tobler/Peter 'X'aldmann (Hrsg.), Sraatliche und pa

rastaatliehe Gewalt in Lateinamenka. Frankfurt a. M.: Vervuert Verlag, S. 45-73, insbes. die Ta

belle 3 auf S. 53: in der Zelt zwischen 1976 und 1983 wurden mIndestens 7.840 Personen gekid

napped, ~.122 mir größter Sicherheit getötet, d. h., es wurden insges. 14.962 Personen Opfer des 

Gewaltregimes; dies übemifft die Opferbtlanz von Chile bel weirem, Siehe den Beitrag von Derlei 

Nohe 199I Staatsterrorismus In Chtle. In: ToblerlWaidmann (Hrsg.), ':l. "75-103. 

41 Carlos H. WOlSman 1989: Argentina: Autarkie lndustriallzation and Illeglrimacy. In: Larry Dia

mond/Juan J. LinziSeymour Marnn Lipset (Hrsg.), Democracy in Developing Countries, Vol. 4: 
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von Ciovannl Sarrori schon sehr früh als Fallbeispiel fur ein poll[Isches System des 

"polariLcd plurahsm" verstanden llbngens ganz ähnlich der Situation in Deutsch

land während der letzten Jahre der Weimarer Republik, wo es 1m politischen System 

ebenfalls große ideological dirtance und elll Überhandnehmen von centrifogal dnves ge

gcben habe4'. 

2. I.eadership- versagen: Die führenden Politiker haben in Ihren Entscheidungen die o. g. 

Radikalismen nicht entschärft:, sondern l'erschärft:. 50 wird z. B. heute auch die fatale 

Rolle des damals (1973) Idealisierten Präsidenten von Chile, Salvador Allende, gese

hen, der mit einer viel zu gerlllgen Legl[Imatlonsbasls über Massenmoblhsierungen 

eine radikale lransformatjon der Wirrschaftsordnung anstrebte und damit den ent

\ch1edenen \'V'iderstand seiner politISchen Gegner provozierr ha,\>; das Fehlverhalten 

von Präsident Goulart IO Jahre zuvor in Brasilien wird ähnlich beurreilt44. Das Versa-

LHin Amenca, a. a. 0., S 59 ,109, hier Insbes. ). 72. "How Argentina Beeame an Ungovernable 

~ouet)'''; Aldo C Vtzcs 1987' Aurhoriranan Breakdown and Redemocratization in Argenuna. In: 

Jame; M. Malloy/Mltchell A. Seligson (Hrsg.), Aumomanans and Democrats. Regime Transitions 

in !.mn Ameriea. Pittsburgh, Pa. Unlv. ofPimburgh Press, S. 15-42 zum Konflikt zwischen den 

I'cronisten und Radikalen. 

42 Gtonvannz 'Iarton 1976: Parties and Party Systems. Cambndge u. a.: Cambndge Univ. Press, S. [35 

f, die Hervorhebungen Im Text finden SICh auch Im Original; siehe auch S. 350: politische Sy

stcmc konnen 111 eine Dynamik hineingeraten, wo die Parreien Wahlen nur gewinnen können, 

indcm sie sich Ideologisch radikaliSieren; ell1e solche Siruanon kann nicht lange anhalten: Entwe

der die Wähler bevorzugen wieder gemäßigte I'oSJtionen in der ideologischen Mirre oder das Sy

stcm Wird unregierbar und bricht zusammen . 

43 Dreter NohlenlDetlifNolte 1992: Chile. In: Nohlen/Nuscheler (Hrsg.), Bd. 2, S. 277-337, hier ins

bcs. S 186 f zum Versuch eines .. gewaltsamen Weges zum SOZialismus' durch die Linke 111 Chile 

und die fatalen Folgen; Siehe auch Valenzuela [989, S. [86 f., sowie Larry DtamondlJuan j. Lznz 

1989' Introduction: Poliucs, SOClety, and Democracy In Lann Amenea. In: Dlamond/Linz/Upset 

(Hrsg.), Vol. 4, Insbesondere die kritISchen Bemerkungen zu AJlende auf S. [8; die Geschichte, 

die [973 wm Staatsstreich führte, ist um so tragischer, da Chile wahrscheinlich als das einzige 

Land Latc1I1amenkas angesehen werden konnte, das ein den europäischen Demokratien ver

glclchbares Parrelensystcm besaß; siehe Seoft fl,faznwartnglTimothy R Seully 1995.' I ntroduction . 

Parrv Systcms in Lann Amenca. In: Dies. (Hrsg.), Budding Democranc Institutions. - Party 

)ystems 111 Latin Amenca. Stanford, Cal.: Stanford Univ. Press. 5. [ 34 

44 Bolivar Lamounzer 1989. BrazlL Incquality Against Democracy. In: Dlamond/Linz/Lipset (Hrsg.), 

Vol. 4, S. 1II-[57, hier 1I1sbcs. S. 140: "Few analysrs would dispute that Goularr's eqUlvocal be ha

\'Jor was a cruclal precipita[Jng tacror in the democraric breakdown. Siehe vor allem Youssef 
( ohm 1988. Democracy from Above: The Polltical Ong1l1s of Military DJCrarorship 111 Brazil, a. 

a. 0., ~. 36: Präsident Quadros war 1961 zurllckgetreten mit der Begrllndung, Brasilien sei unre

gierbar geworden: damit folgte Jedoch der Vizepräsidenr Goulart nach, der die Situation weiter 
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gen der peronistischen Regierung unrer Isabel Peron (1973-1976) in Argentinien ist zu 

bekannt, als daß man darauf näher eingehen müßte45• 

3. Die uerfassungsrechtlichen Rahmenbedmgzmgen der präsidentieflen Systeme Lateinamerz
kas: Die Länder Lateinamerikas haben ja alle in mehr oder weniger modifIzierter Form 

die Verfassung der Vereinigten Staaten kopiert und damit den Präsidentialismus über

nommen, welcher nun seit einigen Jahren stark ins Schußfeld der Kritik geraten ist46 : 

a) Die DIrektwahl des Präsidenten für eine fixe Amtszeit; Präsident und Parlament 

werden unabhängig und in der Regel direkt für eine bestimmte Amtszeit gewählt, d. 

h., der Präsident kann weder das Parlament auflösen, noch kann umgekehrt das Par

lament den Präsidenren vorzeitig abwählen, wie das in parlamentarischen Systemen 

mit den Bundeskanzlern der Fall ist, welche ja - samt Regierung - von der Mehrheit 

des Parlaments abhängig sind. Präsident Allende z. B. härre für seine Politik im chile

nischen Parlament nie eine Mehrheit gefunden und ware wohl samt seiner Regierung 

gescheitert. Seine Regierung härre unter parlamentarischen Bedingungen nicht über

lebt, wohl aber wahrscheinlich die Demokratie4'. b) Der Präsidentialismus begünstige 

den Fortbestand eines undisziplil11erten Parteiensystems, weil der Zwang zur Bildung 

polarisierte _. nicht zulem durch persönliche Ambitionen - und damit die ökonomische Krise 

erst so richtig verschärfte: "lt triggered bitter wage suuggles which polarized the politlcal situation 

even further. Bur it would be misleading to view thls political cnsis, as economic explanations do, 

as the result of the decline in growth and me ensuing inflanon. The economic crisis was itself orig

inally triggered by me political crisis genera ted by Quadros's resignation, and it merely aggravated 

the politlcal situation." Als die Militärs 1964 durch einen Staatsstreich die Macht übernahmen, 

füllten sie ein bereits exIStierendes Machtvakuum, aber - so Cohen - aus Gründen der StabiliSie

rung der \Virtschafi: oder anderen Markterfordernissen allein ware die Intervention der Militärs 

nicht notwendig gewesen (5. 37). Frances Hagoplan 1994' Tradinonal politlC5 agall1st state trans

formation In Brazi!. In: Jod S. ~1igdal/Atul KohlllVivienne 'ihue 'Hrsg.}, State power and social 

forces. Cambridge u. a.: Cambridge lJniv. Press S. P-64, hier S. 49: "ln BrazIl, not only was the 

breakdown of the ,democratic experiment' not inevitable, but I[ has been aruibuted to rwo high

Iy avoldable phenomena: the foolish actions of an inept presidenr, and the excessive fragmenra

tion of the parry svstem." - Ähnlich hatte schon zuvor argumennert Alfred Stepan 1978: Political 

Leadership and Regime Breakdown: Brazi!. In: LlI1z/Stepan (Hrsg.), S. 123 ff 
45 CarIos W't1isman 1989, a. a. 0., S. 82: "The Peronist admil11strations of 1973-1976 were spectacular 

failures "; siehe auch Peter W'aldmann 1992: Argenrinien. In: Nohlen/Nuscheler (Hrsg.), Bd. 2, 

5. 144-179, hier insbes. S. 150 ff 
46 juanj. Lmz 1994: Presldenrial or Parliamenrary Democracy: Does It Make a Difference? In: Juan 

J. Linz/Arturo Valenzuda (Hrsg.), The Failure ofPresidenrial Democracy. Vo!. I: Comparative 

Perspectives. Baltimore/London: The Johns Hopkins Press, S. 3-8~; Siehe nun auch Bernhard Thi

baut 1996: Präsidenrialismus und Demokratie in Lateinamerika. Opladen: Leske + Budrich. 

47 So die These von Juan J. LlI1z, aber auch von Arturo VaLenzuela 1989. Chile: Origins, Consolida

tion, and Breakdown of a Democratic Regime. In: Diamond/LinziLipset (Hrsg.), Vo!. 4, a. a. 0., 
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kompakter, parlamentarischer MehrheIten fehle48. Anders als In den USA haben die 

meisten lateinamerikanischen Länder ein Proporrionalwahlrecht, was bekanntlich die 

'Iendenzen zur Parreienzerspli[(erung ebenfalls fördert. Die politISche Knse In den la

teinamerikanischen Ländern ist nicht unwesenclich eine Folge des Fehlens eines kon

solidierten Parreiensystems und damit Indirekt eine Folge des präsidentiellen Systems. 

c) Die hohe Machtkonzentration im Amt des Präsidenten verleite zu irrationalen Pro

jektionen (des Volkes) in die politischen Handlungspotentiale der PräsIdenten. DIes 

konserviere die samam bekannte Tradition des personafismo in Lateinamenka, welche 

nun durch "Videopolitics" verstarkt werde (in VIelen lateinamerikanischen Städten 

sind mehr Haushalte mit Fernsehgeräten versorge als mit fließendem \X'asser). Tatsach

lieh aber sind dIe meisten Präsidenten "lahme Enten", weil sie über keine Mehrheiten 

im Parlament verfügen. Dies wiederum verleite zur Rückkehr zu altbewährten Me

thoden der Pauonagepolitik, der Klungelwinschafr und korrupter Praktiken. - DIese 

Diskussion zum Zusammenhang von Präsidentialismus und dem Zusammenbruch 

S. 187: "Had Chile had a parliamentary regime In the early 1970s, Allende's government mlght 

have fallen, but democracy would have sUfVIved." Siehe auch Arturo Valmzuela I994: Party Politics 

and the Crisis of Presidentialism in Chile: A Proposal for a Paritamentary Form of Governmenr. 

In: Juan J. Llnz/Arturo Valenzuela (Hrsg.), The Failure ofPresldennal Democracy, Vol. 2: The 

eale of Latin Amenca. Baltimore/London The Johns Hopkins Unlv. Press. S. 91 -150. 

4 GlOvamu .\artorr 1994: :--:either Presldennalism nor Parltamentarism. In Juan J. Linzl Arturo Va

Icnzuela (Hrsg.), The Failure of Presldential Democracy, a. a. 0., S. 106-u8, bezweifelt diese 

'Ihese von Linz, Valenzuela u. a.; Siehe auch G/Ovanm Sartori I994 Comparative Constltutional 

Engeneenng. :\'C\\' lork: ~C\\'lork UnlV. Press. Insbes. S. 94: "The quesnon ehus IS: ifLHln Ame

nean countnes adopted a parllamentary system, would their parliamentary performance be any 

belter than the assemblear one of much of connnental Europe all ehe way up [Q the twennes and 

thimes? [ very much doubt It, for it is c1early the case that the bulk of Latln America dors not 

have, and is still far from acquinng, parliamentary fit parties. Brazil eminently speaks [Q the 

point." Der Punkt ist also, daß parlamentarische Demokratien nur funknonlcren können bel 

Vorhandensein von par/iamentary fit part/eJ, "dlscipllned partles are a necessary condztion for the 

working of parllamentary systems", und ein solches Parteiensystem hat es auch In Europa 

während der Zwischenkriegszeit unter parlamentamchm Bedingungen kaum irgendwo gegeben, 

weil man eben nicht davon ausgehen könne, daß Parteien so schnell zu lernen bereit Sind. als es 

fllr das Funknonieren der Demokratie geboten wäre, Insofern sei das Argument, präsidennelle 

Systeme gewährlcisteten wenigstens eine stabIle Regierung auch dann, wenn das Parlament ent

scheidungsunfahlg ISt, nicht glattweg von der Hand zu weisen, Die beste Lösung sei Jedoch die 

franZÖSische Verfaswng der V. Republik: Diese Verfassung sieht em präsidentielies System vor fur 

den Fall, daß die Partei des amtierenden Präsidenten auch die ,\1ehrheit m der ~ationalver

~ammlung stellt und schaltet gewissermaßen auf em parlamentarisches System um, wenn das 

nicht der Falilsr. 
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der Demokratien und damit dem Fortbestand des Auroritarismus in Lateinamerika 

bedürfte weiterer Ausführungen, für welche hier jedoch kein Raum isr''I. 

Für unseren 7usammenhang Ist ein anderer Aspekt, auf den O'Donnell oben bereits hinge

wiesen hat, wichtiger, nämlich die Frage der Stärkung und Modernisierung des Staates in au

rorirären Systemen. In Brasilien zielte das Projekt des Estado Nova (1937-1945) unter Getulio 

Vargas Ja primär auf eine Stärkung des Zentral staates ab, und dies mit guten Gründen: Brasi

lien stand in den Jahren 1930-1932 ständig am Rande eines Bürgerkrieges; die Verfassung von 

1891 hatte die reale Macht zu den Gouverneuren der Provinzen verlagert und dem Präsidenten 

bzw. dem Kongreß des Zentralstaates kaum Kompetenzen überlassen<o. Auf dem Lande 

herrschten als lokale Bosse die Großgrundbesitzer, welche zugleich die Kommandeure der 

"Nationalgarde" waren {corone/ismo}. Noch als konstitutioneller Präsident ließ Vargas eine 

neue Verfassung ausasbelten (1934), stärkte die Berufsarmee (tenentes) und verstand es sehr ge

schickt (Leadership!), die radikalen Tendenzen im Land (proro-faschlstische auf der rechten, 

kommunistische auf der linken SClte) von seiner Regierung fernzuhalten und sie schließlich 

uberhaupt auszuschalten. Dennoch, die Lage blieb gespannt, zumal auch die regionalistischen 

Kräfte der Alten Republik noch sehr mächtig waren; 1938 sollten Wahlen stattfinden, weshalb 

es hinter der offiziellen Bühne heftige Machrkämpfe der rivalisierenden Kandidaten und Fak

tionen gab Vargas und die Führung der Armee berClteten dem unwürdigen Spiel 1937 durch 

einen unblutigen Staatsstreich ein vorzeitiges Ende: Pasteien wurden verboten und Vasgas er

hielt diktarorische Vollmachten<' 

Bis zu diesem Zeitpunkt war es ein offenes Geheimnis, daß die Staatsämter primär eine 

"Beute" partikularistischer Interessen darstellten und die Verwaltung so erwas wie ein "öf-

49 Vgl. Jedoch Fred W: RIggs 1997' Presidentiahsm versus Pasllamentarism: Implicatlons for Repre

sentativeness and Legitimacy. In: International Political SCience ReView 18: 253-278. 

50 Bons Fausto 1986' Brazil: the social and political strucrure of rhe First Republic, 1889-193°. In: w
IJe Bethell (Hrsg.), The Cambridge Hlsrory of utin America. Cambndge u. a.: Cambridge Umv. 

Press. Val. 5: U8~o-I930, S. 7"9-830; Rlchard (;raham 1990: Patronage and Politics In ~Inteenrh

Century Brml. Stanford, Cal.: Stanford Uni,'. Press.} G. Merquior 1986' Patterns of State-Build

ing In Brazil and Argentina. In: John A. Hall (H rsg.) , States in Hisrotv. Oxford: Basd Blackwell, S. 

264 '288; Ronald M. Schneider 1991' "Order and Progress". - A Political Hisrory of BraziL Boul

der/San hancisco/Oxford: Wesrview Press, Kir die Vargas-Ära insbes. Kap. 4, S. 106-154. 

51 Schnezder J99I, S 137 f.; Siehe auch Robert A. Hayes 1989: The Armed Nation: The Brazdian Cor

po rate Mystique. Tempe, Arizona: Arizona State Univermy, S. 167= Der Estado Novo sei "a mili

tary regime In irs essence" and ,,[he constructlon of the regime and the Instirutionallzarion of rhe 

ar my were one and the same undertaking"; Ausbau und Modermsierung der Armee waren we

sentliche Ziele des "Projekts", siehe die Tabelle auf S. 168: Die Stärke der Armee stieg von rd. 

48 000 im Jahre 1930 auf 171.000 19+4! Gleichzeitig wurde die Polizei unter die Kontrolle der Ar

mee gebracht. 
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femliches Imeresse" gar nicht kannte;'. Vargas war der erste Politiker Brasiliens, der eine echte 

"LnC'.vicklungspolitik" vor Augen hatte und erkanme, daß eine solche mit den gegebenen 

)taatsstrukruren nicht zu realisieren war. Selll Projekt bestand daher zunächst im Aufbau eines 

l'<euen Staates (Estado Novo), und das hIeß in erster Linie - Verwaltungsreform! Er errich

tete das Departamento Admmlstrativo de Servlco Pub/lco (DASP) und stattete es mit großen 

Vollmachten aus. DASP hatte die schwierige Aufgabe, dIe QualIfikation des Personals dra

stisch anzuheben. und zwar einerseits über standardisierte Anforderungen bei der Rekrutie

rung, andererseits uber Tralllings- und AusbIldungsprogramme. Dies bedeutete lllchts weni

ger, als mit der langen Tradition der Patronagepolitik zu brechen und dIe Strukturen des 

Staatsapparates von den partikularistischen Interessen in der gesellschaftlichen Umwelt zu zn

sulieren lJ . Vargas gelang mit Hilfe von DASP ellle beachtliche Kompetenzsteigerung der Ver

waltung\4 und er schuf damit das, was man später den "starken Staat" nannte. 

Mit Hilfe des EsraM Novo brachte der Diktator BrasilIen erstmals auf den Emwicklungs

kurs zu einer modernen Industriegesellschaft: Er verstaatlichte den Bergbau, die Energiever-

52 Barbara (Tedde; [990: Buildlng "State" Autonomy in BraZlI, 1930-1964. In; Comparative Polmcs 22: 

217-235, S 219: .,virtually everyone who came inro contact wlth the Brazilian bureaucracy at mat 

urne comidered it incompetent. The government was, for example, unable ro determIne how much 

mone)' lt owed ro foreign lenders because officlals could not find copies of more than half of the 

loan agreements that had been signed. The purchase of supplies for the government was handled 

through friends, relam'es, and cronies, as was recruitment ro bureaucratlC jobs. The bureaucracy's 

main function was not me proviSion of public service. but me provision of pnvate services. It pro

vided Jobs and profit opportunlties far IndivIduals wlth the right poliucal contacrs, and It defended 

the only well-organized special interest that existed at the time the coffee growers. It was basically 

a distriburor oflargesse ro the politically well-connceted. By 1935, after five years of trylng to system

atlZe bUY1I1g supplies and Impose pnce as the emerion for chooslng supplier;, the Vargas govern

ment had suceeeded In routinlzing the purehase of office supplle;, pnmarily paper and printed 

forms for government use, but noming else. Those who had found seeure and modesdy profitable 

nests for themselves In the bureauerac)' naturally feit no attraCt10n for reform' Siche auch Bar

bara Gedde; [996: PolltiClan's Dilemma. - Building State CapacIty in Latln Amenca. Berkeley/Los 

Angelcs/London: Umv. of Cal. Press, allenngs nun mit einem Rational-ChOlce-Ansatz 

53 Siche zum Begnff der imulation als Bedingung für den Aufbau von bureaucratlc capaC/ty Barbara 

C,eddes 1990, a. a. 0, S. 219 f. 

S4 Bolwar IAmoumer 1989: Brazil: Inequality Agalllst Demoeracy, a. a. 0, S. 121 ff: "Hobbes III: Ge

rulio Vargas"; Siehe zu DASP auch Robert A. Haye; 1989: The Armed Nation, a. a. 0., S. 173 f.: 
"Recognizable in the creatlon of DASP and thc goals of the Estado \1ovo was the Ideal of chang

ing the bureaueracy from a support system for partisan leaders to a performance cadre dedicated 

ro InStllling rational, technical proeesses of government. The strateg)' Involved seems ro have been 

ro gradually expand (he permanent bureaucracy by rccrUitment through examination wlth the 

goal of eventual I)' replaeing the unprofesslOnal, temporary bureauerats who entered governmem 

sefVIee on the basis of patronage (i. e., polideal appointment)". 
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sorgung, die Grundstoffindustrien (soweit vorhanden), die Versicherungsgesellschaften etc. 

und trieb die Investitionen in die Infrastrukturen des Landes weit voran. In seiner zweiten 

Amtszeit (1951-1954) schuf er die großen Staatskonzerne, die z. T. heute noch existieren, ne

ben den Eisen- und Stahlkonzernen auch Petrobras und Eletrobras, 1952 wurde die "Nationale 

Entwicklungsbank" gegründet - eine der effizientesten Institutionen Brasiliens, sofern man 

ihre Autonomie nicht unterminierte, was leider immer wieder geschah55 . Der entscheidende 

Durchbruch Brasiliens zur modernen Industriegesellschaft gelang zwar erst unter der Präsi

dentschaft von Juscelino Kubztschek (1956-1960), aber dieser Durchbruch wäre ohne die Vor

aussetzungen des Estado Novo niemals möglich gewesen56 . 

In den Jahren der Demokratie harte Brasilien das Glück, in der Person von Kubitschek ei

nen fähigen Präsidenten gehabt zu haben - "Leadership marters" (Diamond/Linz 1989)! Den

noch stieg in den 50er Jahren ständig der Druck seitens der Parteien für "patronage appoint

ments" und tatsächlich erfolgren sie nun Jahr für Jahr zu TausendenP, was selbsrverständlich 

die Arben von DASP mehr und mehr frustrieren mußte"'. Kubitscheks Nachfolger im Amt, 

Janio Quadros, trat nach nur sieben Monaten (1961) zurück mit der Begründung, Brasilien 

sei untegierbar geworden. Ihm folgre Joao Goulart als Vizepräsident im Amt nach, von dem 

wir bereits wissen, daß seine schwachen Leadership-Qualitäten mit dazu beitrugen, die ideo

logische Polarisierung weiter anzuheizen und das - ohnehin nach geltendem Verfassungsrecht 

als "Hüter der Verfassung" - politisierte Militär auf den Plan zu rufen5'. 

Zweifellos leitete der Pursch der Militärs 1964 eine repressive Phase ein, innerhalb welcher 

- 111 den folgenden 20 Jahren - erwa 500.000 Menschen im Zusammenhang mit dem Gesetz 

über die "nationale Sicherheit" verhaftet worden sind und manche von ihnen auch zu Tode 

55 Eliza} Willts 199f' Explaining Bureaucraric Independence In Brazil: The Experience of rhe Na

tlonal Economic Development Bank. In: Journal of Latin American Srudies 27: 625-661. 

56 Rüdiger Zoller 1994.' Staat und Wirtschafi:sentwicklung in Brasilien. In: Detlev Schelsky/Rüdlger 

Zoller (Hrsg.), BrasilIen - Die Unordnung des Fortschritts. Frankfurr a. M.: Vervuerr Verlag, S 

359-386, insbes. S. 368 f.: Kubitscheks Programm war es, ,,50 Jahre Entwicklung In 5 Jahren auf

zuholen", und In derTar gab es außerordentlich hohe Wachsrumsraten im industriellen Bereich, 

16,8 % allein im Jahre 1958. 

57 Barbara Geddes 1990: BuIlding "Srate" Auronomy in Brazil, a. a. 0., S. 223 f. 
58 Zur wechselvollen Geschichte von DASP siehe Gilbert B. Siegel 19.7 3. Brazil: Diffusion and Cen

tralization ofPower. In: Clarence E. ThurberlLawrence S. Graham (Hrsg.), Development Admin

istration in Latin Amenca. Durham: Duke Univ. Press, S. 362-381, insbes. S. 368 f., bereits Ku

birschek "made ehousands of spOlls appoinrrnenrs and resrrained DASP from holding competitive 

examinations" (S. 369). 
59 Alfred Stepan 1971: The Military in Politics. Changing Patterns in Brazil. Princeron, N. J.: Prince

ron Univ. Press, sowie das Nachfolgebuch Alfred Stepan 1988, Rethinking Military Polltics. - Bra

zil and ehe Somhern Cone. Princeron, N. J.: Princeron Univ. Press. 
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kamen~ '. Dennoch blieb das auroritäre System Brasiliens weit weniger gewaltsam als In Chile 

oder Argentinien, wo das .,Verschwindenlassen" auf der Tagesordnung stand. Die exzessive 

Anwendung von Mirreln der phYSischen c,ewaltsamkeit ISt an sich kein generelles Merkmal 

auroritärer ~ysteme. Entscheidend ist vielmehr der "ausschließende" Charakter des Systems, 

d. h. die drastische Einschränkung in den Freiheiten der politischen Partizipation, deren For

men eben falb nicht frei bestimmt werden dürfen, sondern von der Staatsleitung diktiert wer

den. Wie sich die Staatsleirungper.wnellzusammenserzr, ob das "Milttär als Insmution" (Ste

pan 1971; 1988) regiert oder ob eine hybride Form der Kooperation von Militärs und zl,tlen 

It:chnokraten regiert wie Im I'a1le von Chile unter Pinochet, ISt ebenfalls nICht entscheidend. 

In Brasilien gab es sogar e1l1e nicht ganz irrelevante demokratische Fassade (ein Parlament, in 

restringierter Form ein Parteiensystem) und zeirn:eise für die Legitinution des Regimes nicht 

unbedeutende Wahlen. Selbst Plllochet veranstaltete Volbabstimmungen uber .,se1l1e" Ver

fassungsvorlagen, was ihm schließlich auch zum "Verhängnis" wurde. Auroritäre Systeme sind 

nicht derart .,ausschließend", daß es gar keine Formen der polt tISchen Partizipation gäbe. Au

toritäre Systeme sind dadurch charakterisiert, daß in ihnen die '>pielregeln für die Entschei

dungsprozesse von der StaatsleItung diktiert werden und Widerspruch in dIeser Hinsicht 

durch Androhung oder Anwendung von phYSischer Gewalt sanktioniert wird. In der Regel 

sind dafür die Gehelmdienste61 wichtiger als die .\1ilitars Im engeren Sinne. Für die außen

stehende politische Öffentlichkeit bleibt - auch das ist typisch für auroritäre Systeme - un

durchsichtig und unklar, wie die Männer an der ~taatsleitung eigentlich zu ihren Entschei

dungen über die "Spielregeln" kommen. Regelmäßig halten die auroritären Systeme die 

Verfassungslage in Schwebe61, wie es den Militärs in Brasllten während der über 10 Jahre dau

ernden Phase der abertura 111 besonderer Welse gelang' . Dennoch war eine öffentlIche Ver

fassungsdebatte verboten. - Der bürokratisch-auroritäre Staat ist das genaue Gegenteil des-

60 Bemhard ,\foltmann 1989: BrasIlien: Zwanzig Jahre Milirarherrschafr Lange Schatten eines ehr

geizigen Entwicklungsmodells. In: Reiner Stell1wcg !.Red.l, Militärregime und EnrwlCklungspoli

tik. Frankfurt a. M.: Suhrkamp, S. 85-103, hier insbes. S 99 f. 
61 Chmtlano (,erman 1991: BrasilIen: Milirarhcrrschaft und Nachnchtendienste (1964-1985). In: 

Hans Werner lobler/Peter Waldmann (Hrsg.), Staatliche und parastaatliche Gewalt, a. a. 0., 

'. 105-130; für ChIle Siehe /'vfanuel Antomo Garreton 1986: The PolItIcal EvolutIon of the Chllean 

.\fIlitary Regime and Problems in the TransitIon to Democracv. In O ' Donnell '>chmitterl 

Whltehead (Hrsg.), Transition from Authoritarian Rule. Latin Amenca, a. a. 0., '>. 95· 122, hier 

zum chilenischen DINA S. 105 f. 
62 Leonardl) Morlzno 1990: Authomarianism. In: Bebler/Seroka (Hrsg.), Contemporary PolitIcal Sys

tems, a . .1. 0., S. 98 f 
63 Silz.io R Dlmmn Barettaljohn ,~farkoffI98T Brazd's Abertura: A Transition from \X'hat to \X'hat? In: 

James ~1. ,\Ia1loy/~IItchell A. Seligson (Hrsg.), Authoritanans and Democracts, a, a. 0, S 43-66; 

Luciano Aftlrtins 1986·The J iberalization" of Authoritarian Rule 111 Brm!. In: O ' Oonnell/)chmit

ter/\X'hitehead (Hrsg.), Transitions from Authomarian RuIe, a. a. 0., S. 72-94. 
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sen, was Douglas A. Chalmers den "politisierten Staat" nannte64, wo also bei jedem wichti

gen, zur Entsl.heidung anstehenden Issue zugleich die Entscheidungsregeln mitpolitisiert wer

den. 

Weil der BA-Staat freie politische Partizipation nicht zuläßt, schafft er sich ein strukturelles 

Legitimationsproblem. Eine gewisse "autoritäre Kultur" oder "Mentalität" O. J. Linz) kann 

das Problem vielleicht abschwächen, aber keinesfalls lösen65 . Ebenso wenig genügte in den la

teinamerikanischen Ländern das Projekt der "Nationalen Sicherheit" bzw. wurde es nach we

nigen Jahren unzureichend oder überhaupt unglaubwürdig. Der BA-Staat ist im Gegenteil in 

hohem Maße auf Erfolge In der Wirtschaftspolitik angewiesen, und nach anfänglichen 

Schwlengkeiten hatten die Militärs in Brasilien sowie ihre zivilen Technokraten tatsächlich 

große Erfolge vorzuweisen: Die Wirtschaft wuchs zwischen 1968 und 1973 um ca. 10 % p. a., 

die Zuwächse in der Indusrrieproduknon lagen sogar deutlich darüber. Man sprach von ei

nem milagre brasdeiro, und plötzlich wurde Brasilien zu einem Modell auch in der enrwick

lungstheoretischen Diskussion66• Der staatliche Industriesektor bildete die Basis dieses "bra

silianischen \X'irtschaftswunders": 1964 gab es 24 Staatsunternehmen, 1964-1973 kamen 

weitere 60 hinzu, zwischen 1974 und 1986 wurden nochmals 58 Staatskonzerne gegründet, 

also zu einer Zeit, als man andernorts bereits zu Privatisierungen übergegangen war. Finan

ziert wurden die Investitionen im wesentlichen über Auslandskredite, was allerdings ab der 

Mitte der 1970er Jahre die Inflation anheizte und 1982 definitiv in eine schwere Verschul

dungsimse führte6'. Die Politik der abertura, der Öffnung in Richrung Demokratisierung, 

hatte mit einiger WahrscheinlichkeIt auch mit diesen Problemen auf dem Gebiet der wirt

schaftspolitischen Performance zu run. Dennoch werden die wirtschaftspolitischen LeIsrun

gen des brasilianischen BA-Staates heute überwiegend positiv bewerter68; 

Brasilien war 1946 noch ein wirkliches Enrwicklungsland: Es hatte weniger als 48 Millio

nen Einwohner, wovon nur 36 % urbanisiert waren und das Land besaß noch wenig In

dustrie, wie wir bereits sahen. Um 1990 war BrasilIen ein Land geworden mit einer Ein

wohnerzahl von über 150 MillIOnen, davon aber 75 % urbanisiert, mit einer technologisch 

hochtenrwickelten Lufrfahn-, Computer-, Waffen- und petrochemischen Industrie. Zwischen 

64 Douglas A. Chalmm 1977: The Politicized State In utin America. In: James M. Malloy (Hrsg.), 

Authoritarianism and Corporatism In unn Amenca, a. a. 0., S. 23-45. 

65 john D. Martz 1994. Problems of Concepruallzanon and Comparabiliry 111 utin America. In: 

Martel Dogan/Ali Kazancigil (Hrsg.), Companng Nations. Oxford/Cambridge: Blackwell, S. 

239-259, ein Plädoyer für einen "cultural approach" in den Area-Studies; auf die Schriften von 

AIansilla wurde bereits mehrfach hingewiesen. 

66 RUdiger Zollt'T 1994, Staat und Wirrschaftsenrwlcklung in Brasilien, a. a. 0., S. 370 f. 
67 Siehe dazu Elmar Altvater 1987: Brasilien: Die 'lchulden des Giganten. In: Elmar Altvater/Kurt 

Hübner/Jochen Lorentzen/Raul Rojas (Hrsg.), Die Armut der Nationen. Berlin: Rotbuch Ver

lag, S. 167-181. 

68 Ronald M. Schneuur 1991.' Order and Progress, a. a. 0., insbes. das Einleitungskapitel. 
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1976 und 1988 ruckre Brasilien von der 15. auf die 7. Stelle der Weltprodukrion von Stahl auf 

(uberholte 1980 Großbritannien und 1986 Frankreich), ruckre von der 14. Stelle auf die 5. 

Stelle bei der Weltprodukrion von Gold, auf die 5. Stelle bei Aluminium, auf die 3. Stelle bei 

Zinn und wurde statt von einem Importeur von Kupfer zu einem wichtigen Produzenten, 

verfugt uber die 5 weltgrößten Vorkommen an Uranium und ist im Begnffe, eine Atom

macht (im weiteren Sinne) zu werden, wurde aus dem Nichts zu einem der größten Märkte 

fur Computer, produziert Jährlich erwa 1,4 Millionen Autos und exportiert davon rd. 

400.000, auch auf dem Agrarmarkt ist Brasilien zu einem der größten Exporteure der Welt 

avanciert etc. Brasilien erwirtSchaftet seit 1984 jährlich einen gtoßen Handelsuberschuß und 

steht hier an 3. Stelle hinter Japan und Deutschland. - "Brasilien ist also ein Wirtschaftlich er

folgreiches Land. "69 Die enrwicklungspolnischen Engpässe liegen - trotz der beschriebenen 

Modernisierungserfolge - weiterhin im politischen System: 

f:rstens, Brasilien braucht dringend ein konsolidiertes Parteiensystem "'. Da die Volksab

stimmung über die Einführung eines parlamentarischen Systems an einer knappen Mehrheit 

dagegen gescheitert ist", bedarf es anderer Strategien, um die Lerngeschwindigkeit mancher 

brasilianischer Politiker an die Erfordernisse eines entscheidungsfähigen und veranrwortli

chen Parlaments anzupassen; Änderungen im Wahlrecht könnten behilflich sein, wurden 

wohl aber all eine nicht genugen. 

ZweItens, wirtSchaftspolitisch mußte vor allem der Privatisierungs- und Deregulierungs

prozeß beschleunigt werden, ansonsten werden sich die vorhandenen Tendenzen zu einer 

"korruptionsintensiven Genehmigungsburokratie""> sowie zu klientelistischer Patronagepo-

69 Rüdlger ZoOller 1994. Staat und Wirr.schafr in Brasilien, a. a. 0., S. 381. 

70 Scott Mamwanng 1995' BrazIl: Weak Parues, Feckless Democracy. In: Scon Mall1wanng/Timothy 

R. Scully (Hrsg.), Buildll1g Democratic Instltuuons, a. a. 0., S 354-398; GiLberto Calcagnotto 

1993-" Der Übergang zur Demokratie in BrasIlien: Legitimationsgrundlage, Schwächen des ParteI

ensystems und Kllenrelverhalten. In: Rall1er Terzlaff (Hrsg.), Perspekriven der Demokratislerung 

in Enrwicklungsländern. Hamburg: Schrifren des Deurschen Übersee-Instiruts, S. 157-178;jose 

Alvaro Mo/Ses 1993-" EleC(Ions, Pohtical Panies and Polirical Culrure in BrazIl: Changes and Conu

nUlucs. In: Journal ofLatin American Studles 25: 575-6II; wenig überzeugend die Asgumenrauon 

von limothy I Power 1997: Parties, Puppets and Paradoxes. Changing Anitudes Toward Parry In

smutionalilauon 111 Post-authonrarian Brazil. In: Party Polmcs, Vol. 3, No. 2: 189-219. Siehe da

gegen Da~'id I Samuels 2000: The Gubcrnarorial Coanails Effect: FederalIsm and Congresslonal 

EleC(Ions In Brazil. In: Journal of Poliucs, Vol 62: 24<r-253; solange die Abgeordneten von den 

Klienrelsystemen der Bundesstaaten abhängen. wird sich auf "nationaler"' Ebene wenig ändern, 

so Samuels. 

71 Bolivar LamOl/nier 1994. Brazil: Toward ParlIamentarism? In: Juan J 1 inzlAsturo Valenzuela 

(Hrsg.), The Failure ofPresldenrial Democracy, Vol. 2, a. a. 0., S. 179-219. 

72 Rudlger Zoller 1994, a. a. 0., S. 380: ,,Autonomie und Kompetenz des Staates blieben lerztlich ge

ring. Der StaatsmterventlOnismus fuhrre zu einer chaotISchen Überregulierung und zu einer ,kor-



186 Politische Systeme In Ent\vicklungsländern 

litik gerade unrer den Bedingungen der Demokratie - nicht einschränken, weitere Kompe

tem5teigerungen Im Staatsapparat nicht erreichen lassen. Erst eine stärkere fonktlonale Dif
ferenzierung zwischen Staat und Wirtschaft oder genauer, zwischen politischem System und 

Wirtschaftssystem, bietet Chancen für eine weitere Leistungssteigerung in beiden Bereichen 

der C;esellschaft. 

Drittens. Brasilien hat eine der schlimmsten sozio-ökonomischen Ungleichverteilungen auf 

der Welt'l und muß daher endlich daran gehen, einen geordneten und leistungsfähigen So

zial- und Wohlfahrtsstaat aufzubauen. Andernfalls würde wohl das Systemvertrauen in die 

Demokratie langsam, aber doch, erodieren. 

Viertens, Brasilien muß den ungebremsten Raubbau an den natürlichen Ressourcen been

den und einen vernünftigen Kompromiß zwischen Wimchaftswachstum und Umweltschutz 

finden . Die westlichen Indusuieländer könnren und sollten auf diesem Gebiete "behilflicher" 

sein, als sie es bislang waren. 

Funftens sollte Brasilien das Problem der zivilen Führung über das Militär endlich in den 

Griff bekommen'4; wahrscheinlich hat Brasilien bis heute noch kein Verteidigungsministe

rium und sitzen die Generäle nach wie vor in der Regierung's. Unrer diesen Umständen kann 

es auch keine efFektive Konrrolle durch das Parlamenr geben. 

ruptionslI1tenslven Genehmigungsburokratie' Das Kernproblem der \X'irtschaft war nicht der 

quantitative Ausbau des IndustriesektOrs. sondern die zu geringe Produktlvität im internationa

len Vergleich, die letztlich zu einer enormen Ressourcenvergeudung fuhrte. Die Krise fuhrte zv.'ar 

zur Destruktion alter \X'irtSchaftsstrukturen, lIeß jedoch die Macht- und Vermägensstrukturen 

voll intakt. ... Die Neue RepublIk erbte so das bestehende bUrokransche System und den Klien

telismus - nur ohne die Kontrollmöglichkeiten des autOritären Systems der Militärs. Das etatisti

sche Ent\vicklungsmodell uberlebt noch in der Praxis des Protektionismus, der Absprachen und 

korporativen Strukturen, nicht durch die Kraft der Argumente oder seiner Funktionalität. ... Auf

grund der Interessen von politischer Elite und Staatsburokratle begegnete die Privatisienmgspolz

tlk In Brasilien von Anfang an st.lrken \X'iderständen." 

73 lvfan}t'd V:'öhlcke [994: Brasilien: Sozio-ökonomische und außenpolitische Perspektiven vor dem 

HUHergrund eines blockierten Fnt\vicklungspotentials. In: APuZ B 4-5'94: 28-37; Brasilien steht 

nach dem "Human Development Index" auf Rang Go! Siehe auch die kritische Bewertung von 

Gilberto ralcagnotto 1993 Basilien: Dauerkrise vor dem Ende' In: Jahrbuch Dritte Welt 1994· 

München' Beck, S. 221-232 

74 Jorge /..t1l'erucha [993 The Degree ofMilitary Political Auronomy During the 'ipalllSh, Argentine 

and Brazilian Transitions. In Journal ofI.atin Arnerican Studies 25: 283-299; Argentinien ist dies 

selbst im Vergleich zu Spanien relativ gut gelungen. Brasilien nicht, und auch in Chile schwelte 

das Problem weiter, bis es geb.ng, Pinochet die Sonderrechte zu entziehen; siehe allgemein zum 

rhema Günther /vfaihold [990: Demokratie mit erhobenen Händen? Militär und demokratischer 

\X'andelll1 Lateinamerika. In: APuZ B -B'90: 17-29. 

75 HInZU kommt ein riesiger "industriell-militärischer Komplex", durch welchen Brasilien zu einem 

der größten \X'affenproduzenten und -exporteure der Welt geworden ist und noch weitgehend 
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Fllr diese Probleme muß Brasilien selbst eine Amwon finden, und dies hangt in hohem 

Maße von der Kririkfähigkeit der "politischen Öffendichkeit" und der Lernfähigkeit der bra

silianischen Elite ab76. Wie der erfolgreiche Durchbruch zur Indusrriegesellschafr beruhr nun 

der weitere Modernislerungsprozeß der Gesellschaft auf sehr viel mehr Fakroren als auf der 

\'('irrschaftspolirik allem, wie Ulrich Menzel ueffend formulierr har: 

DIe Antwort hat sehr viel mit Bildung, technischer Qualifikation, sozialer Durchlässigken, 

Rechtssicherheit, innovanonsfördernder Konkurrenz, Lösung der Agrarfrage, administrativer 

Kompetenz, Entfalrung von Eigeninitiative, intelligenter handelspolitischer Absicherung zu 

tun. Mit anderen Worten, der Aufbau von geeigneten internen gesellschaftlichen Strukturen 

war und Ist die entscheidende DimenslOn zur erfolgreichen Bearbeirung der Entwicklungs

problematik. 7 ' 

DIese Feststellung wird durch das Beispiel der NICs Slldostasiens in allen Punkten bestätigt' 8. 

von Militärs beherrscht wird, siehe Manfred Wöhlcke [987: BrasJiien als Produzent und Exporteur 

von Rüsrungsgütern. Baden-Baden: Nomos. Dennoch war auch dIeser Sektor fur den Moderni

slerungserfolg nicht unwesentlich. 

76 Manfred Wöhlcke [994, S. 33 mit dem folgenden harten Urteil über den Zustand des brasiliani

schen, politischen Systems: " Das politische System sowie die politische Kultur stellen weitere interne 

EnrwJddungshemmOlsse dar. Der Staat mn weniger als Garant von Stabilität, Ordnung, Rechts

sicherheit und Regelung gegenüber den heterogenen und tendenziell ,chaotischen' gesellschaftli

chen Interessen und Kräften auf, sondern ist selbst eine Quelle von Instabilität, Unordnung, op

portunlStischer RechtsInterpretation und Chaos. Die Gewaltenteilung funktioniert nicht 

befriedigend. Es mangelt erheblich an ,good governance' und politischer Moral. Die Verwalrung 

ISt in vielen BereIchen schwerfällig, inkompetent und korrupt. Die Parteien sind mit wenigen 

Ausnahmen oPPOrtuOlstlSche Machtkartelle, die den Staat tendenziell als Beute betrachten, und 

die politische Kulrur steht in mehrfacher Hinsicht mit den Erfordernissen einer modernen Ge

sellschaft im Konflikt." 

-7 Ulrtch Menu11992: Das Ende der Drinen Welt und das Scheitern der großen Theorie. Frankfurt 

a. M.: Suhrkamp, S. 219 f. 
78 Ganz ähnhch übngens jetzt auch Dleter Senghaas [994: Wohin driftet die Welt? Über die Zukunft 

fnedhcher Koexistenz. Frankfurt a. M.: Suhrkamp: "Ohne Zweifel können aus den erfolgreichen 

europäischen (und manchen außereuropäischen) Enrwicklungswegen die richtigen, auch heute 

noch slOnvollen ent"\vicklungspolitischen Lehren gezogen werden (das muß heure besonders be

tont werden, weil in der Ent"\vicklungsdiskussion von fast allen Seiten das Gegenteil behauptet 

wird): beispIelsweise dIe grundlegende Erkenntnis, daß ohne eine vorgängige und die Industriali

sierung begleitende Ptoduktivkraftentfaltung im landwirtschaftlichen Sektor eine gedeihliche Ent

wicklung nicht zu erwarten steht; daß Industrialisierung landwirtschafrsnah zu geschehen hat, ehe 

der Schntt 10 die große Industrie getan wird; daß es auf die Erschließung von Massenmärkten, 
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2.3 Autoritäre Systeme in Südostasien 

Auch wenn die Börsen und Finanzmärkte In dieser Region zeitweise gewisse Turbulenzen er

leben, so besteht doch wenig Zweifel, daß es sICh zumindest bei den vier "Tigern" oder "Dra

chen (Südkorea, Talwan, Hongkong und Singapur) um leistungsfähige, hochmoderne In

dustriegesellschafren handelt. Sie stehen heute den OECD-Ländern näher als den EL, sind 

eher mt[ Spanien vergleichbar als mit anderen asiatischen Ländern wie Vietnam, Laos, 

BurmaJMlanmar etc. Südkorea war 1945 noch eine japanische Kolonie, hatte 1950 ein Pro

Kopf-Einkommen von nur 146 US-Dollar und lag damit weit hinter Brasilien (373), Mexiko 

(562) odet Argentinien (907); aber schon 1980 schrieb der Londoner Economist: 130 Millio

nen Brasilianer exponieren gerade so viel wie die 18 Millionen Taiwanesen, die 75 Millionen 

Mexikaner gerade ein Viertel der Taiwanesen, obwohl die Mexikaner an der Eingangstür zu 

den USA sitzen (also dem größten Exponmarkt der Taiwanesen)'9. 

Die südostasiatischen Länder sind aus verschiedenen Grunden, nicht zuletzt auch "aus ent

wicklungspolitischen Grunden außerordentlich interessant, da es [gemeint ist: Südkoreal sich 

in keines der traditionellen entwicklungstheoretischen Raster einfugr. Aus dependenzrheore

rischer und damit grundsätzlich weltmarktkririscher Sicht hätte die exponorientiene success 

story gar nicht stattfinden dürfen. In der entsprechenden Literatur wurde daher bis weit in die 

80er Jahre hineIn das bevorstehende Scheitern des südkoreanischen Wachstumsmodells an-

die sich zunächst durch eInfache Güter auszeichnen, ankommt; daß eine maßige Ungleichheit In 

der Vertetlung von Grund und Boden und bel den Einkommen einen entwicklungssuategischen 

Stellenwert besirzt, um Binnenmärkte zu erschließen; daß die Mobilisierung von Kompetenzen 

durch ein diversifiZiertes Erziehungssystem geeignet ist, fehlende natürliche Ressourcen zu kom

pensieren und die Grundlage rur Innovationen zu legen; daß es darauf ankommt, angemessene 

Technologlen zu schaffen und fremde Technologlen an eigene Bedürfnisse anzupassen; daß eIn 

solcher Entwicklungsweg der außenwirrschaftlichen Absicherung bedarf, um ihn zu fördern und 

gegen nachtetlige Einflüsse abzuschirmen; daß zu Viel Schurz innovauonshemmend wirkt und zu 

wenig Schurz im Hinblick auf Elgenansuengungen entmutigt: daß es insbesondere auf die Selek

tivität von Förderungs- und Schutzmaßnahmen ankomme. Schließlich gehört zu den grundle

genden Lehren aus der Entwicklungsgeschichte, daß eine SOZial mobtl werdende Gesellschaft er

wenerter Möglichkenen der politischen Pawzlpauon bedarf Demokramierung ist also kein 

Luxus, den man sich nach Belieben leisten kann. Ohne demokratisches Fundament sind eine mo

derne Gesellschaft und eine leistungsfähige Ökonomie nicht lebensfähig", S. 149 f. Wesentlich 

kritischer Jedoch Wo/fDzeter Narr/Alexander Schubert I994. Weltökonomie. - Die Misere der Po

litik. Frankfurt a. M.: Suhrkamp. 

79 Chalmers Johnson I98?: Political Insmuuons and Econom lc Performance: The Governmenr

Business Relationship in Japan, Soum Korea and Ta..twan. In: Frederic C. Deyo (Hrsg.), The Poli

ucal Economy of me New Asian Industrialism. ImacalLondon: Cornell Univ. Press, S. 136-164, 

hier S. 136. 
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gekündigt [ ... ]. Neoliberale Ökonomen versuchten demgegenüber, die Enrwicklungsmategie 

als neoliberales MusterbeISpiel zu interpretieren [ ... ]. Sie übersahen geflissentlich die bedeu

tende Rolle des Staates im Enrwicklungsprozeß, die wetr über die Gestalrung der allgemeinen 

Rahmenbedingungen hlnausgehr."80 - In unserem Zusammenhang geht es jedoch nicht nur 

allgemein um die "Rolle des Staates", sondern konkreter um die Rolle des autoritären Staates 

und damit um die Frage: Wie hängt der Autoritarismus dieser Länder mit ihren erstaunlichen 

Modernisierungserfolgen kausal zusammen? - Ich werde mich im folgenden in erster Linie 

auf Südkorea konzentrieren und andere Länder der Region eher zu Vergleichszwecken her

anziehen. 
Südkorea war bereits ab 1910 eine japanische Kolonie und sollte - entsprechend der 

Großreichkonzeption der Japaner - zu einer "Kornkammer" des Reiches werden. Sie betrie

ben daher eine Politik der ,,Agrarmodernisierung" und stützten sich dabei auf die koreani

schen Land/ords, um deren Kooperation zu sichern. Ähnlich gingen die Japaner in Taiwan 

vor, wo sie ebenfalls betrachtliche Ertragssteigerungen erreichten!'. Mit dem Herannahen des 

Zweiten Weltkrieges und den steigenden Rüsrungsanstrengungen der Japaner wurden die 

reichhaltigen Eisenerzvorkommen im Norden Koreas interessant, wo dann auch einige In

dusrrien aufgebaut wurden. Für die spätere Enrwicklung ist aus unserer Sicht wichtig, daß 

die Koreaner schon während dieser Zeit einen autoritären, aber modernisierenden Staat ken

nengelernt hatten. 

Zu Kriegsende 1945 wurde Korea von der amerikanischen Armee befreir. Bereits kurz da

nach bildete sich Im Norden - unter der Führung des wegen Guerilla-Aktionen gegen die Ja

paner berühmt gewordenen Kim Ilsong- ein "Volkskomitee", das von der Sowjetunion als 

Übergangsregierung anerkannt wurde, der UNO dagegen die geplanten gemeinsamen Wahlen 

verweigerte und statt dessen eine unabhängige "Volksrepublik" ausriefll'. Die Sowjets zogen 

zwar ab, rüsteten aber das Land auf und schon 1949 besetzten nordkoreanische Truppen fast 

den gesamten Süden. Die UNO entsandte internationale Truppenverbände - mehrheitlich 

US-Verbände, die bis zum 38. Breitengrad vorrückten; hier entstand eine militärische De

markationslinie, die später zur Grenze des nunmehr geteilten Korea wurde. 

Wir finden hier - nach dem "autoritären Erbe aus der Kolonialzeit" - einen zweiten Faktor, 

der mehr oder weniger für alle NIes nach dem Krieg charakteristisch war, nämlich: "Surviv-

80 Dlrk Messner I994. RepublIk Südkorea (Südkorea). In: Nohlen/Nuscheler (Hrsg.), Handbuch, 

Bd. 8, S. 168-211, hIer S. 168. 

8! Alice Amsclm I985: The Stare and TaJwan's Economic Developmenr. In: Peter EvanslDierrich Rue

schemeyerlTheda Scocpol (Hrsg.), Bnnging the State Back In. Cambridge u. a.: Cambridge Univ. 

Press, S. 78-106. 

82 Manfred Pahl I994: Koreanische Volksdemokransche Republik (Nordkorea). In: NohlenlNusche

ler (Hrsg.), Handbuch, Bd. 8, S. 139-167. 
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al came first'" '. Singapur war noch 1965 em Nichts84 , ein vom kollabierenden Kolonialempire 

(GB) zurückgelassener und dann auch verlassener Außenhandelsposten, bedroht von Indo

nesien, ausgeschlossen von der Föderanon Malaysias (1963-1965 gehörte Singapur zu Malay

sia), zerrissen von ethnischen Konflikten zwischen einer chinesischen Mehrheit und malay

isch-muslimischen bzw. hindu-tamilischen Minderheiten etc. Smgapur hätte durchaus ein 

zweites Sn Lanka werden können, schließlich gab es bereits kommunistische Guerilla-Grup

pen, die von China unterstürzr wurden. - Ähnlich die Situation in Taiwan nach dem Kriege

Taiwan gab es eigentlich noch gar nicht, denn der proklamierte Kuomintang-Staat (KMT

'ltaat) mußte seme Lebensfähigkeit erst elllmal unter Beweis stellen. 

Die EnC\vicklung in Südkorea wurde stark beeinflußt von der geopoLitlSchen Lage und dem 

eiI!serzenden Kalten Krieg. Die Amerikaner berrachteten Südkorea als "Schurzschild" gegen 

den vordringenden Kommunismus und hatten aus miLztänschen Gründen ein Interesse an der 

Lebensfähigkeit dieses Landes, welche in der Tat prekär war, zumal der Norden ja die "bessere" 

Hälfte "geerbt" hatte, nämlich die industrialisierten Zonen samt den EisenerzvorkommenBj . 

Südkorea profitierte enorm von der gewaltigen EnC\vicklungs- und Militärhilfe der USA - das

selbe gilt für TaIwan und lerztlich auch für Japan, denn auch diesen Ländern zahlte eigentlich 

der amerikanische Steuerzahler die Kosten für die Landesverteidigung. -- Erstaunlicherweise 

wird aber in der Literatur fast einhellig bezweifelt, daß die US-Hilfen und der US-Einfluß den 

Grundstein für die späteren \XTirtSchaftserfolge gelegt hätten: In Südkorea z. B. hatte sich in 

den 1950er Jahren ein korruptes Selbstbereicherungsregime etabliert, In dessen Taschen die 

Gelder der US-Hilfe verschwanden. BIS zum Staatssrreich 1961 war von einem wirtSchaftlichen 

Aufschwung nicht viel zu sehen - trorz günstiger weltwirrschaftlicher Rahmenbedingungen! 

Die geopolitische Lage und die Wahrnehmung einer akuten Bedrohungssituation spielten 

dagegen weiterhin eine wichtige Rolle, und damit gewinnt ein drztter Fakror aI1 Relevanz, 

nämlich das Militär. Die koreanische Armee zählte nach dem Krieg 100.000 Mann, 1961 je

doch 600.000 Mann! Sie war eine der besttrainierten Armeen der Welt (mit Kriegserfahrung!) 

geworden, mit emem hohen Grad an Professionalisierung und damit einem Niveau an Mo

dernität, welches den anderen gesellschaftlichen Bereichen weit vorauslagB'. Diese Armee bil

dete den Kern des Staates. Aus der europäischen Geschichte wissen wir aber, welch hohe Be-

83 ManIleI ({lStells I992 Four Aslan Tigers \Vlth a Dragon Head: A ComparatJve Analysis of the 

State, Economy, and SOClery In the PaClfic Rlm. In: Rlchard P. Appdbaum/Jdfrey Henderson 

(Hrsg.), States and Development In the Aslan Pacific Rlm. Newbury ParkiLondon/New Delhi: 

Sage Pub!., S. 33-70, hier S. 58. 

84 Band Reddles [994: Singapur. In: Nohlen/Nuscheier (Hrsg.), Handbuch, Bd . ." S 50 5-527. 

85 Österreicher sind erinnert an die Diskussion llber die Lebensfähigkeit "Deutsch-Österreichs" nach 

dem Ersten \Xfelrkrieg, wo die wichtigsten industriellen Regionen ebenfalls außerhalb gelegen hat

ten, nämlich In Böhmen. 

86 Siehe da2U wieder Castells 1992. S. 60 und Nigel Harns 1992: States, Economic Development, and 

the Pacific Rlm. In: Appelbaum/Henderson (Hrsg.), a. a. 0., S. 71-84, hier insbes. S. 76 f 2Ur 
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deurung den Armeen für den Aspekt der "Sozialdisziplinierung" zukommt. Ähnlich wie für 

Preußen~7 könnte man sagen, es gab eher eine Armee, die sich einen Staat leistete als umge

kehrt, und in ganz vergleichbarer Weise könnte man von einem relativ starken Militarismus 

sprechen, also der Durchdringung zahlreicher Gesellschaftsbereiche durch militärische Ver

haltensweisen, Kommunikationsstile (der berühmte Befehlston z. B. in den Schulen und hier 

auch die militärische Form des Morgenappells vor der Fahne, das Marschieren in Reih und 

Glied etc.), Werten und Denkweisen. Dasselbe gilt vielleicht in noch höherem Maße für den 

KMT-Staat in Taiwan. Dem Militärkomplex hinzuzurechnen ist vor allem 1Il Südkorea ein 

großer Organisationskomplex des Geheimdienstes, welchen die Militärs nach 1961 (mit Hilfe 

des amerikanischen CIA) aufbauten: der KCLA harre zunächst nur rd. 3.000 Mann, aber 

schon wenige Jahre später erwa 37°.000 Mitarbeiter, war eine außerordentlich effiziente Or

ganisation und wurde bald zum starken, repressiven Arm des autoritären Regimes88 . 

Ein Vierter Faktor zieht sich ebenfalls wie ein roter Faden durch die Literatur, nämlich die 

Landreform89• In Taiwan enteignete der KMT-Staat die Landaristokratie und tat sich hierbei 

relativ leich t, weil die vom Festland geflüchteten Militärs zu dieser Schicht keinerlei Bezie

hung gehabt hatten. Der Grund und Boden wurde in einem "Land-to-the-Tiller Act" an die 

bewirtSchaftenden Bauern verteilt90 . So wurde Taiwan praktisch über Nacht (die Landreform 

nahm natürlich einige Jahre in Anspruch, 1949-53) von einer mächtigen, traditionalen Elite 

befreit und diese einstmals beherrschende Schicht verschwand im völligen politischen Ab-

These, daß der Einfluß der geopotitisehen Spannungen für SIllgapur, Taiwan und Südkorea sehr 

viel größer war als für Länder in Afrika oder Latelllamerika; damit hat er nicht unrecht. 

87 Wir kommen im Kapitel 4 darauf ausführlich zurück. 

88 Chong-Sook !vmg 1989: Südkorea: Militärregime und weltmarktorientierte IndustrIalisierung im 

Schutz US-amerikanischer Interessen. In: Reiner Steinweg (Red.), Militärregime und Enrwick

lungspolitik. frankfurt a. M.: Suhrkamp, S. I04-[ZO. 

89 Hagen Koo/Eun Mee Kim 1992: The Developmental State and Capital Accumulation III South 

Korea. In: Appelbaum/Hendersen (Hrsg.), S. 121-[49; Castells 1992, S. 53; Peter Evam 1987: Class, 

State, and Development in East Asla: Lessons for Latin Americanists. In: Frederic C. Deyo 

(Hrsg.), The Political Economy of the New Asian Industrialism. IrhacaiLondon: Cornell Univ. 

Press, S. Z03-226, räumr ein, daß die Lateinamerikanisren wegen ihrer Fixierung auf die Trippel

Allianz von Sraar, internationalem Kapaal und nationaler Bourgeoisie "have rended to neglecr 

rural elites" .. Overall, the absence of rural elites from the formation of state policy ullltes the East 

Aslan cases and separares rhem from those of Latin America" (S. 2[5). Zum VergleICh von auto

ritären Systemen in Lateinamenka und SudostasIen am FallbeispIel Korea siehe auch Hyug Beag 

1m [988: The Rise ofBureaucraric Aurhoritasianlsm III South Korea. In: World Politics 39: 231-257, 

und fames Cotton 1992: Understanding rhe State in Sourh Korea. Bureaucratic-Authoritarian or 

Srare Autonomy Theory? In: Comparative Political Srudles 24: 512-531. 

90 Alree Amsden 1985; The State and Taiwan's Economic Development, a. a. 0., S. 84; siehe auch 

Rohert V:'ade 1990: Governing the Market. - Economic Theory and the Role of Government in 

Easr Aslan Industrialtzation. Princeton, Nj; Princeton Univ. Press. 
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seits. Die landwirtSchaft wurde nun getragen von grundbesitzenden Kleinbauern, und des

halb gab es in der Folge keine größeren Einkommensdifferenzen auf dem Land"' bzv •. gab es 

einen gleichmäßIgen ElOkommenszuwachs entsprechend dem Produktivitätsfomchritt: Die 

jährlichen Wachstumsraten in der LandwirtSchaft zwischen 1953 und 1968 sind schlicht be

eindruckend eine "grüne Revolution" im wahrsten Sinn des Wortes (genau dies ermöglichte 

~spill-over effecrs on industry", so Amsden), aber dIese "Revolution" beruhte nicht (bloß) auf 

,\1arktkräften, sondern war staatlich verordnet: 

Der Staat versorgte die Bauern mit Krediten und schaltete damit dIe früheren "Geldver

leiher"' aus, er besaß ein Monopol beim Kunstdünger, welchen die Bauern zu kaufen und ein

zusetzen hatten allerdings zu einem überhöhten Preis, also eine An Besteuerung - wie über

haupt die Bauern nun nicht mehr Abgaben an die Großgrundbesitzer, sondern Steuern und 

Gebühren an den ')taat zahlten. Die Macht des Staates erreichte jeden Bauern in jedem Dorf. 

so Amsden. Aus der SIcht des Kl\.1T-Staates glOg es eben ums eberleben und tatsächlich 

wurde Talwan nicht nur zu ClOem Selbstversorger, sondern konnte sogar Überschüsse für den 

Export erwirtSchaften (und damit kostbare Devisen). Die relativ wohlhabenden Bauern konn

ten sich ein hohes BildungsnIveau leIsten, wurden zu einem wichtigen Absatzmarkt für die 

heimische Industrie und bilden z. T. noch heute einen Rückhalt für die vielen Kleinunter

nehmer des l.andes. 

Fast diesseibe Erfolgsstory WIrd von Südkorea berichter: Mit dem Landreformgesetz von 

1950 WIrd die alte aristokratische Großgrundbesirzerschicht enteignet und damit die "Macht

frage" vieler anderer EL zugunsten einer "entstehenden Industriebourgeoisie" gelöst92 . 

Während der autoritären Ära mußten die Bauern auf eine produktivere Reissorte umstellen, 

ob er nun "schmeckte" oder nicht91, und bel Strafe hoher finanzieller Verluste taten sIe es 

auch, d. h., der Staat forderte die Anwendung "wissenschaftlicher Methoden" und bot als Ge

genleistung dafür Einkommenschancen. Südkorea wurde ebenfalls zu einem Selbstversorger 

an Grundnahrungsmitteln, konnte ebenfalls exportieren, die Bauern zahlten direkt an den 

Staat Steuern und Gebühren etc., der Staat wiederum versorgte die l.andwirtSchaft mit guter 

91 Dwight Y Kmg 1981: Regime lype and Performance. Aurhoritanan Rule, Semi-Capitalist Devel

opmenr, and Rural Inequall(Y In Asla. In: C:omparanve Political Srudles Ir 4:"7-504, allgemein 

zur RegIOn und zum Ausnahmefall Slldkorea. 

92 Dlrk Mesmer 1994. S [:"6; im Norden wurden die Bauern ebenfalls enreignet, 1958 waren sämrli· 

che Pnvatbetriebe verschwunden bzw. In ,800 Kooperativen und 180 Staarsbetriebe einverleibt, 

aber nach kleInen Anfangserfolgen soll es schon bald zu Hungersnöten gekommen sein, siehe 

.'v1anfed Pohl I994, S 155; wie wir wissen, hat SICh daran bis heure filchts geändert. 

93 Slldkorea harre an einem l!1ternatlonalen forschungsprojekt teilgenommen, welches plötzlIch eine 

wesenrlich produktivere Reissorte "enrdeckte", die aber den Bauern angeblich nicht schmeckte 

und deshalb ablehnren; es half aber nichts, siehe Herbat H. V:'erlin 1994: Ghana and Soum Korea. 

Explalning Developmenr Disparities. In: Journal of Aslan and African Srudies XX1XJ3-4: 

204-225; der Beitrag von \X'erlin zählt zu den besten Vergleichssrudien. 
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[nfrasrrukrur nicht zulet7[ mit Schulen, was auch hier das hohe Bildungsniveau auf dem 

Lande erklärt~i. 

Der fonfte Faktor ist rur unseren Zusammenhang einer der WIchtigsten, nämlich der Auf

bau eines effizienten Verwa1rungsapparates . Nach der Machtübernahme durch General Park 

in Südkorea erfolgte ell1e gründliche Säuberung der Bürokratie - hunderte vrurden wegen 

Korruption und/oder Inkompetel17 entlassen. Für den Bereich der WirtSchaftspolitik wurde 

ein Economic Plannmg Board (EPB) eingerichtet - vergleichbar dem MIT! in Japan und mit 

ganz ähnlichen Funktionen9 : das EPB sammelte Informationen über ausländische Märkte, 

neue technologische Entwicklungen, Investkapital, Betriebssrrukturen, Managementmetho

den ete. und besaß darur hochqualifiziertes Personal Im EPB erfolgte die entscheIdende Wel

ehensteIlung für die Exportorientterung)8 der Wirtschaft und wohl auch rur die Errichrung 

94 In )lI1gapur wurde der Crund und Boden weitgehend versta.ltlKht, zumal der 'ltadtstaat nach 

1965 vom agrarischen HlI1teriand Malaysiens abgeschnirren war; seither kann es kell1e Crund 

stücksspekulationen mehr geben - ein großer Unterschied zu den Immobilienspekulationen, wei

che derzeit etwa in [ndoneslen und 111 Ma[aysien grassieren und die \X'irtschaft destabilisieren ; 

siehe die kritISchen Beitrage zu .\fahyslen von ratlmah Ha/im 1990: The Iransformation of the 

l\.hbysian State [n Journal of Contemporary Asla, Vol 20, No. I, S. 64 ·88. und Pali/ M LI/beck 
1992' Malay,>ian [ndustrJali,.ation, EthnIC Divisions, and the NIC Model: The Llmm tO Replica

tion. In: Appeibaum/Henderson (Hrsg.), S. 176-198, und Zakarta HtlJi Ahmad 1989: MalaYSia . 

Qmsi Democracy 111 a Dlvided SOClety. In: Larry Dlamond/juan j.l.imJSeymour M.min Llpsct 

(Hrsg.), Demotracy 111 Developll1g CountrJes, Vol 3: Asia. Boulder, Col.Il.ondon: l.ynne Rien

ner, S. 347 -381. Auf den Phtlippinen Ist die l.andreform auch nach dem ~turz des DiktatOrs 

M.lrcOS nicht Wirklich vorangekommen, wetl die politischen E-.ltten hier eigene Interessen zu ver

teidIgen hatten, ell1schlleßltch Corazon Aquino: das proklamierte Landreformgesetz enthielt so 

viele Schlupflöcher, daß man es gleich gar nICht hätte beschließen brauchen; Siehe die kritischen 

AUlfUhrungen in W'orld Bank 1993: The East Aslan Mlracle, a. a. 0., S. ,69. 

95 V':'orld Bank 1993: The [ast Aslan Mlracle, a. a. 0., S. '74 f.: "Buildll1g a Reputable Clvil Service"! 

96 Chll/mers Johnson 1982: MIT! and the japanese Miracle. - The Growth of Industrlai Policy, 

'925'9""5. 'Hanford, Cal.: Stanford Cnlv. Press. 

97 [),ill Sudkorc.1 weItgehend das japanische "Erfolgsmodell" kopiert hat, Ist die These von Mllnfted 

l'ohll99f. Entwlcklungmrategien, WIrtSchaftlich-technologischer rortschntt und politische Im

pltkatJonen: Das Beispiel Südkorea. In: \X'erner Draguhn (Hrsg.), Asiens 5chwellenländer' Dritte 

W'eltwIrtschafrsregion? Hamburg: Mitteilungen der Instituts für Asienkunde 195, S. 33-60, Ins

bes. S. 40 f. zu den gemeinsamen Kenl1l.cichcn der ersten Enrwlcklungsphasen. 

98 Wohl die wilhugste ökononllSche GrundsatzentScheidung uberhaupt, Siehe W'orld Bank 1993-' The 

I:.ast Asian ~llr;lCle, a. a. 0, insbes. die Zusammenfassung Im lemen KaPItel; darüber hll1aus ISt es 

den \X'irtschafl'>technokraten der l.änder ungewöhnlICh gut gelungen, die makroäkonomischen 

filt/damentals in den CrifF zu bekommen, d. h. Inflationskonrrolle über eine diszipltnierte l'iskal

und Budgetpolitik, was wiederum die Sparquote erheblich gefördert hat; kompetItive realistische 

\X'.ihrungs- ozw. \X'echseikurspolitJk; ell1 effekm'cs und sicheres Bankenwesen; geringe Abwel-
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von chaebo/s, also großen Unternehmenskonglomeraten, welche ebenfalls auffällige Ähnlich

keiten mit den Fpanischen zaibatsu aufweisen99 • Die zazbatsu sind das Produkt der japani

schen \Vtrrschaftslenkung, nicht des "freien Marktes", sollten Lokomotiven für die ganze 

Wirrschaft sein, halfen Risiken zu minimieren (nicht zuletzt durch die Unterstützung des 

Staates), ermutigten Investitionen, bauten Größenordnungen bei Unternehmen auf, welche 

international konkurrenzfähig waren etc."'O Es gibt offenbar so et\vas wie einen Trade-off zwi

schen diesen Leistungen und den Nachteilen von Oligopolen, welche die Konkurrenz im In

land weitgehend aufheben, so Chalmers, der auch meint, Japan sei unter dem Deckmantel 

demokratischer Strukturen ein "soft-aumoritarian state" geblieben, während Taiwan und Süd

korea Fälle clI1es "harten Autoritarismus" seien'o,. Die gesamte staadiche Verwaltung wurde 

von der Staatsführung unter Erfolgsdruck gesetzt; hier ging es anfangs ebenfalls ums Überle

ben, zumal die Amerikaner Anfang der 60er Jahre beschlossen, die finanziellen Mittel der US

AID drastisch zu kürzen. \Vie wir schon öfter festgestellt haben, ist die Existenz von develop
mental elaes an der Staatsieitung lO1 in solchen Situationen ein nicht zu unterschätzender 

Faktor - fast schicksalshafr, könnte man meinen. 

Wie in 'Iaiwan regierte 111 Südkorea zunächst das "Militär als Institution" (Stepan); die Ge

neräle besaßen zweifellos gewisse Management-fahigkeiten, und General Park zählt zu den 

chungen bei der Preisgestalrung von den realen Marktpreisen etc. Daniber hinaus eben auch die 

gezielte förderung von Importierter moderner Produkrionstechnologle und nicht zuletzr "limiring 

ehe bias agaimt agriculrure", Im Gegenteil. förderung der landwirtschaftlichen Produkrivirät und 

der bäuerlichen Einkommen durch eine geringe steuerliche Belasrung (5. 351 f.), \X'enlg erfolg

reich waren die Regierungen dann, wenn sie bestimmte Industriesektoren oder einzelne Betriebe 

darin direkt Jörderten" ( .. promoring specIflc Indusrries generally did not work"). sofern diese 

nicht ohnehll1 über den \Ve!tmarkt gestÜtzt wurden, aber auch auf diesem Gebiet el'\\'iesen sich 

die \X'imchafrstechnokraten als sehr "lernfähig", so die \X'eltbank. 

99 Chalmmjolmson 1987, Political Instirutiom and Economic Performance, a. a. 0., S. 160 f. 
100 Chalmers johnson 1982: MITI and ehe Japanese Miracle, a. a, 0., eigentlich waren die wibatsu von 

den AmerIkanern wegen ihrer kriegswirrschafrlichen Bedeutung aufgelöst, dann aher vom MITI 

aus Anlässen der Reduzierung von remporären Überkapa2itäten Wieder induziert worden; siehe 

auch Anthom P D'Costa 1994: State, 5teel and Strengrh: Strucrural Competinveness and Devel

opment in )outh Korea, In: The Journal of Developmem 31: 44-81, 

101 Siehe auch Haruhzro Fukui 1992: The Japanese Srare and EconomJC Development: A Profile of a 

Nationalist-Paternalist Capitalist Stare. In: Appelbaum/Henderson (Hrsg.), S. 199-226, sowie die 

MonographH: von jllrgm Hartmann 1992: Politik in Japan. Das Innenleben einer \X'irrschafts

weltmacht. frankfurt/New 'fork: Campus. 

102 Chalmers jolmson 198,-, S. 140 f.; siehe auch Adnan LeftWICh 1995: Bringll1g Politics Back In: To

wards a Model of the Developmenral State. In: The Journal of Development Studies 31: 400--427, 

insbes. S. 405 f. zum Faktor del'elopmental elite. 
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ganz wenigen Fällen, wo sich ein Militär zugleich auch als ein guter Politiker erWles lO1 : Als 
Militär sorgre er für hohe Disziplin und Leistung In der Verwalrung, als Politiker aber mußte 

er lernen zu vemehen, daß er von vielen Dingen nichrs versteht und sich in diesen Bereichen 

auf das Kommunikationsmanagemenr beschränken bzw. die sachlichen r.nrscheidungen an

deren überlassen muß. Je mehr fachliche Kompetenzen in der Verwalrung akkumuliere wer

den, desro weniger kann dann auroritär regien werden - gegen das profunde Gutachten ei

nes Expereen sieht ein Befehl allemal schlecht aus. Eine solche Verwalrung muß aber erst 

einmal existieren" 4! 

SIngapur harre in der Person von Lee Kuan Yew (1963-199°) ebenfalls einen ungewöhnli

chen Ministerpräsldenren an der Staatsspme. Unrer seiner Regierung stieg das Pro-Kopf-Ein

kommen von 1330 US-Dollar (1960) auf 23-350 (1995) und rangiere damit in Asien auf Plarz 

zwei, dlrekr hinter Hongkong. Allerdings harre Singapur den Voreeil einer gewissen Tradition 

des British ClVll Service: . .von Beginn an konnre sich die Regierung auf einen von den Bri

ten gUt ausgebildeten Sramm von Beamten und Verwalrungsfachleuren abstürzen. Ein nichr 

korrupter und höchsr effiZlenrer Beamtenapparat wurde zum inrernational anerkannren Gu

tezeichen Singapurs und trug wesen dich zur Vererauensbildung bei aU5ländischen Invesroren 

b . "10 el. 

103 General de Caulle In Frankreich wäre ein vergleichbarer Fall; wahrscheinlich wäre auch General 

Park als ganz großer Politiker in die Geschichte seines Landes eingegangen, hätte er Sich 1979 aus 

der Polnik zurückgezogen, so Chalmers Johnson 1987, S. 144; über die Rolle von Marschall Chl

ang Kal-shck als Staatschef von Talwan ist wenig bekannt, aber es scheint, daß auch seine "cha

rismatische" Figur de faclD .,bürokratisch eingefangen" wurde, d. h., die wesentlichen Entschei

dungen in bürokratischen GremIen fielen; Siehe Robm Wade 1990: GovernIng the Market, a. a. 0., 
S. 196 ff. zu den beiden wichtigsten Wirtschaftsbürokratien Taiwans, dem "Counsil for Econo

mic Planning and Development" sowie dem "Industrial Development Bureau" - Wie wir Im Ka
pltcl 7 noch sehen werden, besteht hier eine auffällige Parallele zum "bllrokratischen Absolutis

mus" In Europa, Insbesondere in Preußen zur Zelt der Stein-Hardenbergschen Reformen sowie 

Lllm "autoritären Verwaltungsstaat" in der I. Hälfte des 19 Jahrhunderts; auch hier mußte das 

,.persönliche Regiment" des Königs "burokratISch" eingehegt werden, um einen Engpaß in der 

l.mtungstlihigkeit der "Staatsleitung" zu beseitigen, welchen, personal Rule" ja darstellt 

104 Die enorme Bedeutung einer effiZienten und sauberen Staatsverwaltung für die ökonormsche Ent

WICklung wird nun auch von der \X'cltbank anerkannt, Siehe World Bank 1993: The East Asian 

Miracle. Oxtord u. a.: Oxford C'niv. Press, insbes. S 167 ff., "Insulating the economlC techno

cracy', ein CharakterIStikum, das allen "High-PerformIng ASlan Economies" (HPAEs) gemein 

sam seI. 

105 Band Reddiej 1994, Stngapur. In: :\ohlen/Nuscheier (Hrsg.), S. 516; siehe auch zum ungewohnlt

ehen Erfolg der KorruptIonsbekämpfungJon S. 7. Quah 1989. Stngaporcs Fxpenence in Curbtng 

Corruption. In: Arnold HCldenheimeriMichaei JohnstOnNictor T LeVine (Hrsg.), PolltIcal Cor

ruption. A Handbook. New BrunswiekfLondon: Transaction Publlshers, S. 841-854; Siehe auch 

Hans ChriJtoph Rleger 1991: Die wlmLhafdiche Frfolgsstrategle Singapurs. Erfolge und poltnsche 
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Der sechste Faktor beuiffr die spezifische Koordination einer adminisrrativen \\'"'irtschafts

steuerung und masktwirtschafrlichen Prozessen. Chalmers Johnson hat wohl recht, wenn er 

meint, daß die MasktmechOismen, von denen liberale Ökonomen gerne reden, in Enrwick

lungsländern schlicht nicht existieren und auch nicht ohne weiteres von selbst entstehen. " ... 

one of the most common characteristlcs of underdeveloped countries is underdevelopment 

of the market system. "106 Aufgabe des Staates sei es, über "masket-conforming merhods of in

ten'ention in the economy" die privarwirrschafrliche Masktdynamik überhaupt erst in Gang 

zu bnngen. Genau dies taten alle Bureaucratlc-Authoritanan Industn'alizmg RegImes (BAlRs), 

wie sie Bruce Cumings nennt''"', und genau dadurch würden sich die Tiger-Staaten Südost

asiens" 8 von den BA-Staaten Lateinamerikas unterscheiden. Für Brasilien können wir das 

nicht so gelten lassen, aber in eznem Punkt hat Cumings wohl recht: Brasilien hat zu sehr über 

Staarsbetriebe indusuialisiert, während z. B. Korea in Gestalt der chaebols privatwirrschafclich 

geführte Konzerne für wirrschaftspolitische Zwecke benutzte. Der Staat besorgte auf den in

ternationalen Kapitalmäskten die Kredite, welche die chaebols für ihre Investitionen brauch

ten das EPB definierte die Ziele, die Regierung setzte sie alle unter Erfolgsdruck etc., aber 

der ~taat wirrschafrete selbst (im Vergleich) relativ wenig. Dies ist eIn nicht unwesenrlicher 

Lnterschied erwa zu Brasilien, denn die privarrechrliche Unternehmensform ermöglichte es 

den koreanische Cnternehmen, sich ab dem Beginn der 1980er Jahre zunehmend von den 

Fesseln staatlicher Bevormundung zu befreien und sich völlig eigenständig auf den \X'elr

märkten zu bewegen, deren Eigenheiten die Unrernehmensleitungen dann wohl auch schon 

besser kannten und einzuschätzen wußten als die Büroksaten des EPB. 

Die genannten Faktoren wirkten wie ein Kausalnetzwerk zusammen und können die 

Nachkriegsennvicklung einiger südostasiatischer Staaten in Richtung auf BAIRs relativ gut 

erklären. Die BAlRs wasen repressiv, aber keinesfalls so gewaltsam wie die BA-Staaten La-

ImpiIlwtionen. In: '\('erner Draguhn (Hrsg.), Asiens Schwellenländer: Dritte '\('e1rwirrschafure

glon' Hamburg, a. a. 0.: ,Der Stad maat ist modern. sauber, grün und Sicher. Am auffällIgsren 

ist dabei die Effizienz, mit der insbesondere in der Verwaltung geasbenet Wird und die öffentlI

Lhen Güter bereitgestellt werden. Korruption bzw. die private Bereicherung am öffentlichen Ei

gentum. wenn auch nicht vollkommen ausgeschlossen, wird unerbittlich geahnder" (S. 21.1. 

106 Chalmmjohnson I987" Political Institutions and Economic Performance, a. a. 0., S. 141. 

107 Bmct' Cumings I987: The Ongins and Development of rhe :\"orrheasr Asian Politlcal Economy: 

Industrial Secrors, Producr Cycles, and Political Consequences. In: Fredenc C. Deyo (Hrsg. I, The 

Polnical Economy of rhe New Asian Industrialism, IrhacaJLondon: CorneU UnlV, Press, S. 44-83. 

108 Eine gewisse Ausnahme stellte Hongkong dar, wo der Staar im wesentlIchen nur günstige ma

kroökonomische Rahmenbedingungen schuf, aber ansonsten kaum In die '\('irrschafr interve

nierte. siehe Jochen Röpkt' I99I: Hongkong, In: \X'erner Draguhn (Hrsg,). Asiens Schwellenländer: 

Dritte \X'elt>\"irrschafrsregion? a, a, 0" S 82-115; Hongkong hatte allerdings relariv gute Aus

gangsbedingungen, weil vor 1949 gerade die BIldungs- und Wirrschafrselire Chinas dorrhin ge

flohen war. 
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teinamerikas. Vertreter des "culrural approach" \\ürden hier wahrscheinlich zusarzlich auf nbe

lief systems", "values" und "norms" etc. verweisen, erwa auf die Tradition des Konfuzianis

mm und diese soziokulrurelle Dimension als weiteren Fakror zu den o. g. hinzufügen wol

len''''!, Oskar Weggel hat den ,,\fetakonfuzianIsmus" der Region, also den Konfuzianismus 

des kleinen \1annes, vorzüglICh herausgearbeitet<!', 

Die wesendichen Elemente des "Metakonfuziamsmus" nach \X'eggel: 

I. GemeinschaJtsbezogenheit: Im Vordergrund steht hier nicht das Ich, sondern das Wir 

(u. a. In der Familie, der sozialen Grundeinheit). \fan fragt nicht zuerst nach den 

Rechren, sondern nach den Pflichten, man vermeidet Konflikte und sucht starr des

sen nach gemeinsamer \X'illensbildung. Die 5I-Prozent-Demokrarie wird zugunsten 

einer Zustimmung aller \fitglieder in überschaubaren Gruppen verdrängr. Von über

ragender Bedeutung sind ferner persönliche Beziehungen. 

2. Erziehung lind Lernen: Gemeinschafrsbezogenheit ISt nichr angeboren, sondern muß 

durch einen mühsamen Lernprozeß verinnerlicht werden. Es gab in der Geschichte 

der \1enschheir wenige Kulturen, in denen die Tradition des Lernens so ausgeprägr 

war wie in Vietnam. Im Idealfall vollzog und vollzieht sich das Lernen nicht so sehr 

durch das Srudium von Büchern, sondern wie erwähnt durch Nachahmen persönli

cher Vorbilder. Fasr überflüssig zu bemnen, daß hier auch ideale Vorausserzungen für 

das Erlernen und die Übernahme moderner \X'issenschan und Technologie gegeben 

sind. 

3· Hierarchie: Der homo hlerarchlcus ist in Vietnam zu Hause: Alter steht vor Jugend und 

- parriarchalisch, wie die Gesellschaft nun einmal ausgenehret isr - der Mann vor der 

Frau. Auch heute noch gibr es zwei Dutzend Sprossen der Bürokrarieleiter und ein 

Mehr-Srufen-Lohnsysrem bei den staatlichen Arbeitern. Vor allem unter den Kadern 

herrscht eine rigorose Absrufung. Auf Reihenfolge, Rang und Rlrual wird mInuriös 

geachrer. 

109 {uC/an IX' Pye 1985: Aslan Power and Politics. - The Culrural Dimensions of Aurh0 nrv. Cam

bridge, :-'1ass.lLondon: The Belknap Press of Harvard L"niv. Press; aus hisrorischer Sicht Martina 

Deuchla 1992. The Confuclan Transformation of Korea. Cambridge, .'I.1ass.lLondon: Harvard 

IJniv. Press; kritisch dagegen Francls Fuku)'amil 1995: Confucianlsm and Democracy. In: Journal 
of Democracy 6: 20-33. 

110 Oskar Wt'ggt'11994. Vietnam. In l'-:ohlen ;\IuscheIer (Hrsg.), Handbuch, Bd. 7, S. 565-588, hier S 

572 f., die Aufzahlung im Text folgt fast worrwärclich \XTeggel; Siehe auch Oskar Weggel1990 Der 
Konfli2ianismus des kleinen ,'v1annes oder die Rückkehr zur Normalität. In: Ulrich Menzel 

(Hr~g.), ~achdenken uber China. a. a. 0., S. 160 Fr. zu den \X'errebestandteilen des "Metakonfu

ziamsmus"; es handelt sich allerdmgs weniger um einen Meta- denn um einen ,Subkonnlzlanls
mus" des Alltags. 
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4· Ordnung: Nichts ist der metakonfuzianischen Welt verhaßter als Unordnung. 

Während der durchschnittliche Deutsche vor allem auf präzise Regeln Wert legt, ist 

für den Vietnamesen die Welt in Ordnung, sobald das "Gesicht" berucksichtigt wird: 

Der einzelne gilt nicht als Individuum, sondern als Gruppenmitglied mit einem be

stimmten gemeinschaftsbezogenen Imago, das permanent bestätigt sein will, und ei

nem Verhaltenskodex, der genau auf Situationen und Hierarchieebenen abgestimmt 
Ise 

5· DualIsmus ZWischen Gemelmchaft und Gesellschaft: Schon in alter Zeit besaßen die Bau

erndörfer gegenüber dem mandarinären Staat ein hohes Maß an Eigenständigkeir: So

bald sie ihre Steuern bezahlt und ihre Dienstleistungen (für Straßen- und Mauerbau) 

erbracht harren, blieben sie sich selbst überlassen. Dieses Denken hat sich auf das mo

derne Viernam weitervererbr: Innerhalb der eigenen Grundeinheit herrscht ein aus

geprägtes Wir-Gefühl und ein verhältnismäßig hohes Maß an Demokratie, jenseits 

der Grundeinheit dagegen ist wenig davon zu spüren. Das Contrat-soclal-Denken, das 

den westlichen "Bürgersinn" hervorgebracht hat, ist in Vietnam unbekannt. Dort 

fühlt man sich nur mit BlutsVerwandten, mit Einheitsangehörigen oder aber mit Seil

schaften verbunden. 

6. Bürokratie: Die mandarinär-bürokratische Praxis blickt auf eine 2000jährige Tradition 

zurück und ist mit dem Ende des klassischen Konfuzianismus keineswegs ins Grab ge

sunken, sondern hat sich bis in die SRV hinübergererret, ja sich dort sogar noch ver

stärke Kein Wunder, daß die alten Gewohnheiten erhalten geblieben sind, sei es nun 

das Ein-Partei-Konzept, die dogmatische Monopolisierung der "öffentlichen Mei

nung" durch die Bürokratie, das wache Mißtrauen des Beamtenturns gegenüber 

außerbürokratischen Kräften (seien es nun Unternehmer, Wissenschaftler, Intellektu

elle oder andere Neurerer mit einer Neigung zur "geistigen Verschmurzung"), ferner 

das Abteilungs- und Abschottungsverhalten, das ewige Berichteschreiben, der Perso

nalismus, die notorische Fraktionsbildnerei und die panische Verantwortungsscheu. 

7. Wirtschaftstugenden: Warum sind die metakonfuzianischen Gesellschaften (wenn sie 

sich nicht gerade durch Dogmen, wie beispielsweise den Stalinismus, fesseln lassen) 

so erfolgreich? Generell kann man behaupten, daß es in der gesamten Dritten Welt 

nur einen einzigen Kulturkreis gegeben hat, der auf die europäische Herausforderung 

überzeugende Antworten verschiedenster Art zu geben vermochte - man denke an Ja

pan und an die "Vier Kleinen Drachen" (Südkorea, Hongkong, Taiwan und Sin

gapur). Neben der Risikobereitschaft, die manchmal bis zum Fatalismus geht, sind es 

vor allem vier Elemente, die den wirrschaftlichen Erfolg dort begründet haben, näm

lich Anerkennung von Leistung, unermüdlicher Fleiß, Sparsamkeit und Korporati

vitäe Seit vielen Jahrhunderten wird Vietnam nicht von Blut-, sondern von einem 

Pfründeadel regiert - Ausdruck einer Anerkennung von "Leistung". Auch Arbeit gilt 

in der metakonfuzianischen Gesellschaft nicht als Last, sondern, wenn nicht schon als 
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Lust, so doch als selbsrverständliche Bestimmung des ~1enschen. Das Gleichnis von 

der Verrreibung aus dem Paradies ist dem konfuzianischen Kulrurkreis fremd IIl 

Welche Relevanz diesen "konfuzianischen Tugenden" tatsächlich zukommt, ist in der Litera

tur umstfl[tCll und bedarf weiterer Forschung. Dasselbe gIlt )a auch fUr Lateinamerika'l1• :-"1ei

ne, l:rachtens ist der cultural approach schon deshalb wichtig, weil er darauf verv,eist, daß be

stimmte ökononllSche Fakroren (z. B. Friktionen auf ~1ärkten der EL, welr'>virrschafrliche 

Rahmenbedingungen, Abhängigkeit von transnanonalem Kapital/multinationalen Konzer

nen etc.)"J oder sozialsrrukturellen Determinanren (Landlords, nanonale Bourgeoislen oder 

III In den metakunlllZlamschen Ländern bestehe au.s kulturellen Gründen eine lendenz zur Herr

schaft nnn- Panel, so (J,kar W't-ggel 1994, S. 586. die zwar von kleineren Gruppletungen Immer wIe

der m hage gestellt, aber kaum auf Dauer verdrängt werden könne man denke etwa an dIe Ent 

WICklungen tn Stngapur, Talwan und nIcht zuletzt auch an Japan, wo dIe LDP 1993 zwar nach 38 

Jahren abgelost werden konnte, vermlllltch aber nur für kurze Zell - Die polnischen Umstände 

der letzten Jahrzehnte selen für VIetnam etne Katastrophe gewesen "Hanol hat dreI Knege ge

wonnen. doch mehrere Jahrzehnte an wirrschaftlicher Entv.icklung verloren' und damit bewirkt. 

daß das von seinen Bodenschätzen und von der Tüchtigkeit seiner Bevölkerung so reich gesegnete 

Land heute zu den ärmsten der \X'elr gehöre . .\lit der Aufhebung der KollektiVIerung auf dem 

Lande bzw. dem Cbergang zu familieneigenen Betrieben v .. urde Vietnam mn etnem Schlag zum 

drmgrößten Reisexportcur der \X'e!t (1989). nach dem es noch 1988 harre hungern und 20 Jahre 

lang permanent Reis eingeführt werden müssen. - Vietnam erweist sich somit ebenfalls als ein 

Land, wo nicht wins,-hafiliche Rahmenbedingungen, sondern selbst erzeugte. polzt/sche Blockaden 

"Entwicklung" verhindert haben; dIese Blockaden werden durch die Reformen. welche auf eIne 

st.irkere Differenzierung zv.lschen \X'irrschaft und Polttik hinau.slaufen. derzeit langsam. aber si

~her beselllgt. Es gebe. so Wegge!, einen wachsenden "Hunger" nach west!tchem \Vtssen. nach mo

derner \X'lltschaftsv.else • .\1anagement. "TechnologIetransfer" und ".\1arktwirrschaft" Begriffe. 

dIe spontan m Jeder DIskussion auftauchen und es gebe niemanden mehr. der mcht erkannt härre. 

daß sich .Revolution mcht essen läßt" und daß sich der .\lafXIsmus tn \'ietnam als Fehlschlag er

wiesen habe (". 587); SIehe zum Thema n.\1etakonhl1lamsmus" auch Oskar W't-gg-eI1990; Der Kon 

fuziamsmus des kleinen .\1annes oder die Rückkehr zur :-':ormalltät. In: Ulnch .\lenze! (Hrsg.), 

0.'.lChdenken über China. Frankfurt a. \1.: Suhrkamp. S. 156-166. für China. wo seit den Refor· 

men nach 1978 insbes. in der I andwtrlschaft ein rasches \X'irrschaftswachsrum einseme; wie in 

\'ietnam würden auch dIe Bauern in China eine enorme Produktivität entfalten - elll Volk mit 

solch günstigen wimchaftsethLSchen '\;ormen -. wenn man es nur gewähren lteßc' 

112 Jolm lJ A1arrz [994 Problems of Conceprualtzation and Comparabillt)' III Latin America In: 

.\lattel Dogan/Alt Kazancigtl (Hrsg.). Comparing :-':ations. OxfordiCambridge: BlacJ..:well. S. 

21~-25l); auf die Arbeiten von .\lanstlla. Linz, \X'iarda u. a. habe ich bereits \'Cf\O;lcsen. 

111 Typisch für solche Ansätze der Sammelband von RolfHanischl&iner TetzfDfJ (1981) (HT'5g). Sraat 

und Fnn\{lcklung. SllIdien zum VerhältniS von Herrschaft und Gesellschalt in EntwICklungslan

dem. hankfurr/0.'ew York; Clmpus, nut überwiegend neonurxlSmch oncntlerren Beitragen zum 

,kapitalistisch-l'enpheren )taat". 
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Mirtelschichten, bürokratische Staatsklassen, besitzloses Landproletariat/urbanes Indusrrie

proletariat ete.)' 4 auch in Ihrer je spezifischen Kombinarion und Ausprägung zwar notwen

dige, aber niemals hinreichende Bedingungen sein können, um länderspezifische Variationen 

in den Regionen zu erklären. Wir plädieren allerdings dafur, die kulturellen Fakroren in ei

nen breiteren, historischen Ansatz zu II1tegrieren" l . 

Die BAIR,Staaten Südosrasiens kannren nicht einmal die quasi-demokratischen Experi

menre vieler latell1amerikanischer Länder der sog. "liberalen Ära", Das auroritäre Erbe aus der 

ppanischen Kolonial- und Besarzungszen ist für die Nachkriegsenrwicklung ebenso wichtig 

wie die Restriktionen aus der geopolitischen Situation und der daraus resultierenden großen 

Bedeutung des Militärs Im Staatsapparat. Militarismus und repressives Staatshandeln beru

hen also auf ell1em Zusammenspiel von institutionellen und soziokulturellen Fakroren, Die 

BAIR-Staaten behandelten die Arbeitskraft ihrer Länder repressiv, brauchten jedoch relativ 

wenig physische Gewalt"6
: Gewerkschaften auf nationaler Ebene waren überall verboten, die 

114 rtwe r Thomm 1984. The Rlse of the Authonrarian State In Peripheral SOCletlö, I\ew York: 

Monthly ReView Press, mit typischen ,.klassentheoretischen" Argumentationen 

115 Vgl Muh/an Thelen/Sl'en Stemmo 1992: Histortcal instltutionalism in comparatlve politlcs. In: 

Sven Stemmo/Kathleen Thelen/Frank Longstreth (Hrsg.), Structuring polltlcs. Histortcal insti

tutionallsm in comparative analysis, Cambridge u. a.: Cambridge Univ, Press, S. 1 32. 

116 Für manche Autoren stellt ein gewisses :-.Jivcau an phYSIScher Cewalt eine "normale" Begleiter

scheinung des Modernisierungsprozesses dar, insbes. Im Zusammenhang mit "state-building", 

und dies sei Im europäischen Fnrwicklungsprozeß ja nicht anders gewesen, so explIZIt die These 

von YouJsejrohen/Brzan R. Brown/A, F K OrganskI 1981 The Paradoxical Nature of )tate Mak

ing: The Violent Creatlon of Order. In: Amertcan Political SClence Review 75: 901-910: "The fact 

is, that collcctlve political vIOlence, in and of itself, indicates neither order nor deca}'. '10 equate 

mcreasmg violen ce with lJ1creasing polttical decay is to adopt an undialectical, historically inac

curate conception of the process of national state making. National state making is a historical 

ptocess characrcrized b}' the creation of political order at a new spatlaI and institutionallevel. It 

involves the redistribution of the political control of power relources away from subnational 

collectivlties and polities toward the central stdte apparatus, Historically, this centralization of 

power resources is a violent process which, if successful, leads to the creation of ,order' at a new, 

more expanded level. In thls case, then, violence can be seen as indicatlng a progression toward a 

polltical order of a qualitatively different kind rather than as political deca}'. The talk is, therefore, 

one of correcrly interpretlng the significance of collective violen ce in the new states" (S. 902). Wie 

jedoch die statistische Korrelation der Autoren zwischen dem .. Niveau der physischen Gewalt" 

und ,,\X'irtschafrswachstum" zeigt, besteht ein Zus.unmenhang, der ZIemlich eindeutig darauf hin

weist, daß \xrirtschafuwach~tum eher dann zu verzeichnen ist, wenn das Gewalrni\'eau niedrig ist: 

\Virtschaftsw.1Chstum setzt somit einen Staat voraus, der imstande ist, das C,ewalrniveau in der 

Gesellschaft drastisch zu senken. Genau dies vermag der "neopatrImoniale Staat" oder .,schwache 

Staat" nicht, und deshalb slIld diese Länder zugleich "wnes oE war", so Kalev, I Holsti 1996: The 

state, war, and the state oE war. Cambridge: Cambridge Univ, Press. 
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Arbembedmgungen harr (in Südkorea z. B. gab es eine 5Z-Scunden-Woche), die Löhne nied

rigT 
, insbesondere für Frauen: hauen verdienten in der Iexrilbranche z. T. nur ein Zehntel 

der l.öhne von Frauen in den USA bei mlndesrens gleicher, wenn nichr höherer Produkri

virär"8: "Disciplined, efficlent, cheap labor is a fundamental facror in rhe process of develop

mem of rhe ASlan NICs."119 Mir Ausnahme von SIngapur gab es In diesen Ländern auch fasr 

keine sraadiche SOliaipolinkJ
" ' : In Taiwan verlIeß man sich auf die a1ren Verbindungen zum 

Bauernhof In Südkorea harren die Unternehmen berriebliche Infrasrrukruren zu schaffen. 

Die BAIR-Sraaren vernachlässigten zwar die Sozialpolirik, nichr aber die Bildungspolirik: 

Ial\van harre pro 1000 Einwohner mehr Ingenteure als alle anderen Länder der Welr - viel

leichr mir Ausnahme von Japan, jedenfalls bildereTaiwan - bezogen auf die Popularion 

um 50 % mehr Ingenieure aus als die USA. Die Zahl der raJwaneslschen Techniksrudenten 

an ausländischen Universirären verdoppelte sICh ab 1968 alle paar Jahre"'. In Südkorea konn

ten Anfang der 1990er Jahre bereirs 95 % der Jugendlichen eine IZJährige Schulausbildung ab

schließen, obwohl die offizielle Schulpflichr nur 6 Jahre beträgt: "Die ausgezeichnere Grund-

!p In den meISten Lindern gab es bzw. gibt es erne Kombination von festgesetztem :-"'1indesrlohn und 

betrieblichen Zulagen, ,.performance-based bonuses", so die Weltbank, und dies habe es den Be

trieben erlaubt, sehr flexibel auf Errragsschwankungen zu reagieren. siehe 'X'orld Bank 1993- The 

Fast Aslan Miracle, a. J. 0., 'i. 270. 

118 CletchlCltlg bot aber die bbrikarbett die Chance. der Enge des pamarchallschen Hamhaltes zu 

entkommen also traditionalen Zwängen der "Kulrur", von welcher oben die Rede war. Er
sraunlichen,veise gibt es in den ostaslamchen Ländern relativ gennge geschlechmpezifische Ern

kommemdlspanräten, so Vinod Ahu;a et al. 1997: Everyone's Miracle? A. a. 0., Bildung spielt je

doch eine große Rolle, und zwar sowohl für die Einkommenschancen als auch für andere, 

enrwicklungspoltmche Faktoren, etwa das generative Verhalten - wahrscheinlich hat der ('aktor 

"Bildung" bel Mädchen ganz wesentltch das Bevölkerungswachsrum langfristig gebremst und da

mit wiederum höhere "Investitionen" in das Kind erlaubt, ErzIehung, Gesundheitsfursorge, Bil

dung ete. 

Il9 Manuel Castells 1992: four Asian Tigers, a. a. 0., S 53. 

120 Vinod AhuJalBenu Bllumi/Franmco FerreiralMichael V:'alton 1997: Everyone's Miracle? Revisiting 

l'overry and Inequaliry rn East Asia. 'J('ashrngton. D . C. : The \X'orld Bank. Wiederum ell1e auf

fällige Parallele zu Brasilien; 111 SlI1gapur wurde dagegen eine geradezu vorbildliche Wohnungs

politik bcmeben und die Staatsleitung ISt - nach erfolgter Modernisierung der Infrastruktur - re

lativ früh dazu übergegangen, Billtglohnindusmen abzuschrecken bzw. deren Ansledelung 

überhaupt zu verhll1dern; siehe Hans Christoph Rleger 1991: Die wircschafdiche Enrwicklungsstra

tegle Singapurs. I:Aolge und politische Implikationen. In: Werner Draguhn (Hrsg.), Asiens 

chwellenländer. J. a. 0., 'i 15 32. 

121 Alzce Armdm 198'): 'ltate, a. a. 0., S. 97; Siehe auch Cal Clark 1987: Economlc Development in Tal

wan: A Model of a Polltlcal Economy In: Journal or Aslan and Afncan Srudles XXII, t 2; 1-15, 

Insbes. ~. 7 mit einer Tabelle zu "Improvement 111 Taiwan's Qualiry of Llfe' , die Grundschulaus

bildung erfaßte 1979/80 bereItS 99.7 % der Bevölkerung. 
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ausbildung der Koreaner durfte eIn Schlusselelement fur den wirtschaftlichen Erfolg des lan

des sell1 "'''~ Nur auf diesem Hintergrund könne man den rasanten Umstieg auf die jeweils 

neueste Technologie verstehen, so fast durchgängig die einschlägige Llteratur"l - also nicht 

nur dlSzlplmierte Arbeitskraft, sondern auch gebildete Arbeitskraft, und eine solche ist nur zu 

haben auf ell1em relativ hohen Niveau der alLgemeinen Bildungsgrade der Bevölkerung'24. Dies 

könnte in der Tat mit "konfuzianischer Kultur" zu tun haben. 

Die asiatischen BAIRs haben sich ihre je eigenen Staatsparteien geschaffen, mehr oder we

niger regelmäßig Wahlen abgehalten, aber eine freie Opposition nicht geduldet. Gewerk

schaften existierten praktisch keIne, in Taiwan waren auch Streiks verboten, zumal sich das 

Land der offiziellen Doktrin nach noch immer im Kriegszustand befand. In Sudkorea rich

teten die :-tilitärs bei Demonstrationen 111 der Stadt KwangJu 1980 ein Blutbad an, bei dem 

mehrere hundert Menschen das Leben verloren. Zwei Jahre zuvor hatte aber der Chef des Ge

heimdienstes (KCIA) den eigenen Staatspräsidenten erschossen. Wie 111 Brasilien durfte sich 

der Geheimdienst in so hohem Maße verselbständigt haben, daß er selbst von den Militärs 

nicht mehr voll kontrollierbar war. Dies deutet auf innere Friktionen in der Staatsleitung hll1 

und bestätigt die allgemeine Beobachtung, daß Militärs auf die Dauer nicht regieren können, 

ohne ihre innere Einheit zu gefährden,"l . In Chile konnte Pinochet nur deshalb so lange dik

tatorisch regieren, weil er das Militär von der Staatsleitung fernhielt (und sich auch des Ge

heimdienstes bediente, um die militärischen Eliten zu uberwachen). In Brasilien begann der 

Prozeß der abertura auf dem Hintergrund von Konflikten innerhalb der Militärs (bzw. eben

falls als Konflikt zwischen Geheimdienst und Regierung), und in Argentinien konnten die 

Generäle ihre Konflikte und Rivalitäten nicht einmal im Kriegszustand begraben. Ähnlich 

konfliktreich durfte die Situation zu Beginn der 1980er Jahre in Taiwan und Sudkorea ge

worden sein, also lange bevor die wochenlangen Demonstrationen in Sudkorea 1987 den 

Übergang zur Demokratie einleiteten. 

[22 DlYk Messner 1994: Republik )lldkorea, a. a. 0., S. [91. 

[23 l.jnd so auch die V:'orld Bank 199], The Easr Asian Mlracle, a. a. 0., S. 43 ff 
124 Nancy BrrdsalVRichard Sabot 1994: [nequalI(Y, ExportS and Human Capl(al in East Asia: Lessons 

for Latin Amenca. In: Colin I. Bradford (Hrsg.), Redefinll1g the State 111 Latin Amenca. Paris: 

OrCD, S. 153-172; die Autoren betonen wie auch die World Bank 1993-, daß in den mClSten 

lateinamerikanischen Ländern viel zuviel Ressourcen fllr die höheren BIldungsstufen verwendet 

wurden, während die osrasiatischen Länder sehr viel nachdrllckllCher die allgemeInen BlldungsI1l

veaus gefördert haben und sehen darin einen wesentlIchen Unterschied auch fllr den ökonomi

schen Erfolg. 

125 )0 schon grundsätzlich Samrlel P. HuntIngton 1957: The Soldler and the State. Cambridge, 

Mass.lLondon: Belknap; Ich komme Im Kapitel 4 darauf zurllck; fllr die Turbulenzen in Slldkorea 

nach der Ermordung Parks siehe Norman A. Graham 1991: The Role of the }"filitary 111 the Pohti

ca! and Economic Development of the Repubhc of Korea. In: Journal of Asian and African Stu

dies XXV1, 1-2: 1I4-13I, hier II1sbesondere S. 1I9. 
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\Vir harren oben festgestellt, daß auroritäre Systeme wegen ihres "ausschließenden" Cha

rakters ein mukrurelles LegitimationsdefIzit aufweisen. Das bleibt zwar grundsärzlich richtig, 

dennoch müssen wir hier eine modifizierende Korrekrur oder Ergänzung anbringen: Die 

BAIRs Südostasiens waren keine K1eprokratien (wie in neopatrimonialen Systemen), sondern 

developmental states im strikten )lI1n des Begnffs'26 . Wir harren auch gesehen, wie arm die Be

völkerungen der BAIR-Länder nach dem Zweiten Welrkrieg noch waren, z. T. ärmer als 111 

Undern Late1l1amenkas oder sogar Afrikas. Die Politik rks BAlR-Staates hat entscheirknd dazu 
beigetragen, daß Sich das Wohlstandsniveau rkr Länrkr vervielfacht hat. Trorz des enormen Wirr

schafrswachstums weisen die 1\ res einen GINI-Index auf, der eher den westlichen Indusrne

landern enrspricht Taiwan wäre etwa mit den Niederlanden vergleichbar, zumindest was 

das Niveau der sOZloökonomlschen Ungleichheit berriffr. Auch nach den Human Develop

ment Indices schneiden die asiarischen NICs relativ gut ab". 

Wir können daraus schließen, daß SICh die BAIR-Staaten über drei Jahrzehnre hindurch 

primär über Performance legitimierr haben"8, also über spürbare Verbesserungen in den Le

bensbedingungen der Menschen, und daß der Existenz von Parrelen und Wahlen eher eine 

geringe Bedeurung zukam. Sen Max Weber wissen wir, daß Legitimation mit "Herrschafr" 

zu tun hat. Heute würden wir das etwas anders ausdrücken und formulieren: LegitimatIOn 

bedeutet: generalisierte Akzeptanz autoritatIV gesetzter. kollektIV verbzndlicher Entscheidungen. 

\Vann immer auroritativ getroffene Enrscheidungen des Staates seitens des "Publikums" ak-
7epticrr werden, wird zugleich Legitimation erzeugt. Was die Pohtikinhalte berriffr, bestand 

111 den BAIR- Staaten offenbar wenig Dissens - die Regierungen hatten ja bfolg"9! 

126 Adrian Leftwleh [994. (;overnance, the State and [he Poli[ies of Development. In: Development 

.md Change 25: 363 386. sowie Adrran Leftu.'lch 199).' BringIng Pollties Back In: lowards a Model 

of the Developmental <;tate. In: The Journal of Development Studles 31: 400-427. 

127 ~rinod AhuJa el al. [99' Everyone's Miracle? \'V'orld Bank, a. a. 0., allerdings gibt es neuerdings 

Iendel17en zu größerer sozioökonomlscher Ungleichverteilung (Insbes. in Thailand), so der Be

richt; die Einkommensgefälle zwischen Stadt und Land sowie zwischen besnmmten RegIOnen 

werden wieder großer, auch In China. siehe S 29. 

[28 World Bank I99J The [ast Asian Mlracle, a. a. O. "Whatever srra[egy the leaders of the HPAE 

governments selected to answer the basic challenge of leginmacy, they Included a prinezple o[ 

5hared groUlth. The leaders hoped [hat rapid, wldely shared Improvements In economic welfare 

would bring legitimacy (S. Ip, Hervorhebung im Original) 

129 legitimation über Performance Ist auch Teil der Theorie des developmerrlal stale von Johnson, 

C.lS[e1ls, CumlI1gs, \X'ade, Lemvlch u. a., es Wird lI1 dieser l.lteratur allerdlI1gs m. 1:. zuwenig be

achtet, daR Legitimation eine schärfere Differenzierung ZWischen dem .,Sraat" (im Sinne elI1es in

,titutionellen Komplexes) und dessen "Gmwelt" (Im SlI1ne elI1ef Sphare politIScher Kom

munikation, die nicht TeIl des Staate\ ist, aber sich auf dJesen bezieht). Auf genau diese Differenz 

werden wir im drItten leil elI1e Theorie demokralischer Svsteme aufbauen. 
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\X'ahrend der Erfolgsjahrzehnre ist in diesen Ländern jedoch eine neue Generarion heran

gewachsen, welche die Armur der ~achkriegsjahre nichr mehr selbsr erlebr har und die den 

erreichren Lebenssrandard gewissermaßen als "normal" empfindet. Diese Generation weisr 

überdies, wie wir sahen, ein Viel höheres Bildungsniveau auf und har daher keine Probleme, 

über die '\1assenmedien an der polirischen Öffendichkeir zu partizipieren, zumal das Versor

gungsniveau der Haushalre mir den neuen Kommunikarionsrechnologien ebenfalls sehr hoch 

geworden isr, wird doch die Technologie im eigenen Lande produziert. Diese neuen Kom

munlkanonsrechnologlen respektieren auch keine narionalen Grenzen mehr und deswegen 

büßren die einzelsraadichen Formen der Zensur oder anderer Formen der Knebelung der 

Presse an \X'irkung ein"o. Kurzum: die BAIR-~raaren gerieren in eine Legirimarionskrise, weil 

die neue Generarion den alltontären /'.lodllS der Entscheidllllgsprozesse nichr mehr zu akzeptie

ren beren war. Opposirionspolitiker und Opposirionsparrelen haben dann im wesentlichen 

durch ihre bloße EXlS(enz dazu beigerragen, die Leglrimationsproblemarik zu verschärfen, 

aber bewirkt haben sie den Übergang zur Demokrarie weder in Taiwan noch in Südkorea, 

dazu waren sie zu schwach und auch inrern zu zersrrirren (z. B. die beiden Kims in Korea)!;!. -

Der Übergang zur Demokratie isr hier eigendich nichr mehr das Thema, sondern Gegensrand 

130 fames.v Rosmau 1990. 'Iurbulence in \\'orld Polincs. A Theory of Change and Continuity. 

l'nnccron, :\. J.: Princeron Um\'. Prcs,: fur den Demokrarislerungsprolcß in Südkorea z. B. war 

du: Aufmerksamkeit der \\'e\töffentlichkelt im Zuge der Vorbereitung fur die Olympischen Spiele 

1988 In ~eoul ein wlChnger hkror, siehefames Cotton 1989: From Allthomarial1lsm ro Democracy 

In Sollth Korea In: Political Srud!e5 xx,"\.'\lI: 2.H 259, insbes. S. 252 f.; SUlIg100 Han [989: Sollth 

Korea: Pollnc.s in Transition. In: Larry Diamond/Juan J. Lln7.'Seymour ~fartIn Lipset (Hrsg.), Vol. 

l: Asia, a. a. 0., S. 267-30): siehe auch l'vfanfred Pohl 1993 SlIdkoreas Demokratis,erungsbewe

gung von 198;. In: Rainer Tetzlaff (Hrsg.), Perspeknven der DemokratISlerung in Entwicklungs

ländern, a. a. 0., S n9, und In diesem Band der Beitrag von Oskar Wrggel1993 Demokrarisie

rung In Ialwan, S. 127' 138, II1sbes. S, 134 ff. zum hohen Bildungsniveau in Talwan sowie das 

dichte "!l.1assenkommunlkationsnetz' mIt dreI Fernsehsendern, 33 RundfunkanstaIren mir 186 

Sendeansralten und einer der höchsten LeserdIChten der \X;e\t, S, 13- zum "Werrewandel" ell1er 

neuen Generanon In emer "konfuZlal1lschen Ordnung";john HlghleylTong-yi HuanglTse-min Lm 

1998: Elite '>etrlemenrs 111 Tanvan. In: Journal of Democracy 9: q8-163 zu den schwierigen Ver

fassungsreformen im Zuge des Demokratisierungsprozesses: auch hier war oftenbar dIe Kompro

mlßberenschaft der konAigierenden Eliten wesentlich vom Druck der öffentlichen ~leinung 

(einschließlich der Internationalen) beell1Außt; zu Südkorea siehe auch Afark B. Al. Slih 1993: The 

Long March Toward Democracy: A.sse'5menr of the Polincal ~loderniz.lt1on in the Republic of 

Korea. In: Internationales Asienforum 24= 57-74. 

131 L:mso emaunlIcher der \X'ahlerfolg des Oppositionspol,rikers Kim Dae Jung, aber: "The media 

played a rale of unprecedenred praminence in 1997, and will probably only grow more impor

tant. Tele\lSIOn, perhaps lI1adverrenrly, became a major force", so David 1. Steinberg 1998: Korea: 

TrIumph amId Turmoil. In: Journal ofDemocracy 9: 76-90, hier S, 80, 
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Je, Jrirren 'Ieils des Buches. \'Vlr wollen daher hier nur nochmals das südostaslatlsche BAIR

:-'loJt:l1 resümieren . 

:-'lerkmale des hurokratisch-auromären Staates 111 Sudostasien nach Bruce Cumings: 

• relarive srare auronomy'l2 

• cenrral coordinarion 

• hureaucratic shon- and long-rerm planning1l) 

• high flexlbility 111 moving in and our ofindusuial secrors 

• pm'are concenrrarion in big conglomerares 

• exclusion oflabor 

• exploiranon of women 

• la\\' expendjrure on social welfare 

• and, in prewar Japan and conremporary Korea and Taiwan, milirarizarion and aurhoma

rian repression.'l4 

IJ2 Siehe zu diesen Punkren auch Kap. 11 in Roben u:'tuIe 1990: Govern,ng rhe Marker, a. a. 0., S. 

170 fF: "Improvll1g Srare EfFecuveness" 

113 Roben Wade 1990: Governing rhe Marker, a. a. 0 .. S. 371: "FstabllSh a ,pIlot agency' or ,economlC ge
neral,tilff wtthln the ulItral bureaucracy whose policy heart&md lS the industrial and trade profik 0/ 
thr reollom} alld lIS filture growlh path. For an indusrnal policy ro be effecrive one or rwo agencies 

should sreer rhe formubrion and applicarion of rhe polIcy II1struments. Talwan, Korea, and Japan 

have all used rhe Jew agencles' model, 111 contrasr ro rheman\' agencles' model of rhe Uni red 

States and Great Britain" (Hervorhebung Im Origll1a1); DASP in Brasrlien wäre ell1 weiterer Beleg 

flu den Erfolg ell1er solchen Strategie, welche \Vade empfiehlr 

114 Brt/ce Cumlngs 198;- Thc Origins and Development of the Norrheast Asian Polltical Economv: 

Indusrrial ecrors, Product Cycles, and Polltical Consequences. In: Frederic C. Devo (Hrsg.), a. 

a. 0., S 81; siehe auch ,\1errdith Woo-Cuming, 1994. The "New Authoritarianism' in r.ast Asla. 

In: Current Hisrory 93 4I} 416, mit e,ner ganz ähnlich Darstellung der Merkmale; etwas kriti

scher, was die Rolle des Staares betrifft, der BeItrag von Eunjeung Lee 1993.' Aurontäre Herrschaft 

und wlftschaftliche Entv'ICklung in Sudkorca. RückblIck und Ausblick. In: Internanonales Asi

enforum 24: 75-90; siehe dagegen die m. E. überzeugendere rugumentanon von Robert Wtzde 
1993: Thc Vlslhle Hand: The 'itate and East ASla's E:conomlc C,rowth. In: Current Hlsrory 92: 

411 -440. In der ökonomIschen Literatur gIbt es zwei oder dreI verschiedene BetrachtungsweIsen 

lur bklärung des Erfolg; der Tiger-'-ltaaten, sIehe Roben Wade 1990: Governing the .\larket, a. a. 

0., S. 22 f.: erstens, dIe .. Free ,\larkct (F.\I) Theory" der neoklasSlSchen Schule, zweitens die 

.')Imulat<:d Fre<: .\hrket 15.\11 I"heory", nach welcher zwar dIe Rolle des Staates l1Icht geleugnet 

WIrd, aber - so die Theone - diese habe sich darauf beschränkt, .\1a>krprozesse ledIglich zu SImu

lIeren; drirrens die "Governed .\larkcr (G.\I) Theory", nach welcher der Sraar den Indmrrialisie

runpprozeß In den cnt~cheldenden Anfangsphasen imtliert habe, ganz ähnlich wie Chalmers 

Johnson dle~ fUr Japan Im Sinne eines "capiralist developmental srare" .\lodells cntwlCkelr habe; 
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Diese Merkmalskombination entspricht auch weitgehend der Modellbildung zum "Ent

wicklungssraat" bei Autoren wie Chalmers Johnson, Roben Wade, Adnan Lefrwich u. a. Ab

schließend soll nochmal die hage aufgegriffen werden, warum diese Systeme autoritär waren: 

Whv are such political systems normally authomarian? The fim and most obvious reason IS ro 

achleve polirical srability and long-rerm predictabIlity of the system. Continuity of the govern

mcnt may be achieved by explicit aurhoritarianism or by a rigged system that nonetheless 

achleves a monopolization of political power. Such quasi-authoritarian polItical monopolies 

are dlSappOllltIng to liberals, bur it should be understood that they are ultimately legitImated 

not bv their Ideological pretensions, as in Leninist systems, but by their remlts. Also, the cme

rion here IS stabilIty, for whlch authoritarianism is only a means .. ,Assured political stability (in 

Korea)" . . . tended to lengthen time horizons and made manufacruring a much more feasible 

alternative to commerce as a field of entrepreneurial activity.'" 

DIe Gewährleistung von politischer Stabilität war zweifellos eine der wichtigsten Leistungen 

der BAI Rs für den wirrschaftlichen Erfolg der rcs, aber ich würde - wie oben schon am 

Beispiel Brasiliens - doch darauf bestehen, daß das primäre Projekt autoritärer Systeme die 

Modernisierung des Staatsapparates war, u. d. h. I. Aufbau einer disziplinierren und hochpro

fessionalisierren Armee, die auf Landesverreidigung ausgerichtet ist und aus diesem Grunde 

für repressive Zwecke 111 der Innenpolitik kaum mehr einsetzbar ist - jedenfalls nicht, ohne 

die Armee zu politisieren und damit ihr erreichtes Niveau der Professionalisierung wieder zu 

siehe auch Abu Amsden 1989: Asia's Next Ciant, a. a. 0., S. 139 IL "The Failure of the Market Pa

radigm": "Ir is frustrating to model builders In ,backward' countries to learn that Korea's success 

rests heavIly on a strong stare (one rhat is capable of implementing its own policies). Ir is frusrrar

ing because countries are ,backward' mosdy because their state is weak, an argument raken up in 

rhe firsr rwo chaprers. The beauty of rhe marker-conform,ng parad'gm supposedly lies in its 

mtnlmalisr requirements of state activity. In principle, it ptomises indusrrial expansion if rhe state 

is strong enough merely to provide enough political stabillty for long-rerm investments, to point 

PrIces in me right direction, and then to exit", 50 Amsden S. 147; siehe auch World Bank 199]: The 

Last Aslan Mircale, a. a. 0., 'l. 82 f. "The Neoclassical \'iew" und "The Revisionist View" im Ver

gleich. 

135 Chalmen Johnson I98~ 'l. 143; die enorme Bedeutung von politischer StabIlität als Rahmenbedin

gung für InvestitIonen und damit für Winschaft5wachsrum hatte schon Samuel P Huntrngton 

1968: Political Order in Changtng )ocleties, a. a. 0, erkannt; siehe dazu Lee Sigelman I9~9: Gn

derstanding Polincal InstabilIty. An Evaluation of the Mobilization - Insritutionallzation Ap

proach. In; Comparative Polirical Srudles I2: 205- ·n8; für Lateinamenka siehe die Interessante 

fallstudie von Si/vio BornerlAymo BnmetttiBeatrice In'der 199f Policy Reform and Institutional 

Uncertamrv. The Case ofNicaragua. In: KykJos 48: 43-64; das Beispiel zeigt a1lerdinp auch, daß 

politische Stabilität alkrne mcht genuge; Chile ZWischen 1975 und 1985 wäre ein ähnlicher Fall. 
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gef.'ihrden; neben der Geheimpolizei muß daher der Staat die Polizei ausbauen. welche dann 

die Aufgaben der Konrrolle und RepressIOn zu übernehmen hat"6; 2. ein effizienres Steuersy

stem sowie geordnete. saubere und solide StaJ.tsfinanzen; 3. ein sauberer'p, kompetenrer und 

an universalistischen Normen orienrierrer Ver.valrungsapparat; 4. eme hochmonvlerre, am

birionlerre, an Enrwicklungszielen orienrierre polnische Elite für die Leirung des Staates. -

Der Regime-Begriff der Comparatll'e-Polztzcs-Forschung hat sich über.viegend auf diesen vier

ten, letzten Aspekt bezogen, also auf die Art und \X'eise, wie die ~taatslettung organlsierr ist 

und welches Personal die Ämter der Staatsleitung besetzt. Die Forschung zu den politischen 
Systemen sollte nicht nur in ell1em umfassenderen )ll1ne die "Insmunonen des Staates" im 

Blick behalten, sondern auch die je spezifischen Beziehungen des Staates zu seiner gesell

schaftlichen Umwelt. 

Definieren wir den. Staat" als Einheit eines Komplexes von Instirutionen, im wesentlichen 

die vier o. g. Insmunonen, dann hat der Staat zweierlei Arren von "Umwelren": Erstens, den 

gesamten Bereich der politischen Kommunikation, welcher nicht ll1 diesen Instirutionen ab

lauft, also der gesamte Bereich der politischen Benchterstanung in den Massenmedien, die 

politischen Diskurse der Bürger, Demonstrationen, soziale Bewegungen, und dann natürlich 

der Organisationen von politischen Parteien und Inreressenverbänden. Zusammen mn dem 

Staat definieren diese Bereiche (der politischen Öffentlichkeit und des Parrelensystems) das 

polztzsche System. Zum zweiten befinden sich in der Umwelt des Staates (und auch natürlich in 

der Cmwelr des politischen Systems) andere, an sich unpolitische Bereiche der Gesellschaft, 

na.mlich die Religion, die Wissenschaft, die Wirtschaft, das Famtlienleben, die Kunst etc. 

teigt die gesellschaftliche Komplexität in der Umwelt des Staates, dann muß der Staat enr

sprechend leisrungsfähiger werden,
)8. 

In Gesellschaften mit "neopauimonialen Systemen" steigt zwar die gesellschaftliche Kom

plexität (Bevölkerungswachstum, inrernationale Wirtschaftsbeziehungen, moderne Kommu

nikationsmittel, Transfer von modernen Waffen etc.), aber die Lelsrungsfähigkeit des Staates 

hält Illcht mit: die einsamen Enrscheider an der Staatsspitze (personal Rule) treffen zu viele 

rehJenrscheidungen, weil sie als individuelle lnrelligenz überforden sind (ganz abgesehen vom 

Problem der charakterlichen Eigenschaften). Klientelistische Politik beruht auf persönlichen 

Beziehungen; selbst ein sehr kommunikationsfreudiger Mensch kann in einem Lande nur zu 

ganz wenigen Menschen eine persönliche Beziehung haben. Die personalistischen Netzwerke 

136 Ihre Um~tellung auf Semcefunknonen wird dann em unter demokratischen Bedingungen erfol

gen; siehe Kapitel 4. 

Ir jon S. T Quah [999: CombatIng Corruption tn South Korea and Tha.I1and. In: Andreas Sched

!er/Larr)' DiamondJ.\1arc F Plattner (Hrsg.), The Self-Restratntng State, a. a. 0., S. 245 '256. 

1,8 Htnter diesen Ausführungen steht die Theorie etner funktIonal differenZierten Gesellschaft in der 

Version von Luhmann, siehe zuletzt NikLas Luhmann 1997: Die Cesellschaft der Gesellschaft. 

Frankfurt a . .\1 Suhrkamp. 
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k1ientelistischer Patronagepolitik schließen viel zu viele Menschen, sachliche Probleme, re

gionale oder soziale Issues etc. aus, d. h., sie sind in viel höherem Maße Ausschluß- als Ein

schlußsysteme. Korruption, die Ausnurzung von Renten etc. rreibt die stratiJikatorzsche Diffe

renzierung voran, nicht die fimktlOnale Differenzierung, wie sie für die moderne Gesellschaft: 

rypisch isr. Der neopatrimoniale Staat operierr Im wesentlichen im Eigeninteresse, arbeitet 

für seme eigene Selbsterhaltung, schlmerr damit unweigerlich in die Krise und reißt schließ

lich die anderen gesellschaftlichen Bereiche mit in die Tiefe. 

Aus entwicklungstheoretischer Sicht konnten wir nun sagen, autoritäre Systeme sind ein 

Projekt zur Übef\\.'indung des Neoparrimonialismus samt seinen Leistungsbeschränkungen 

und Etmvicklungsblockaden, die er seiner gesellschaftlichen Umwelt auferlegt. Die Staatslei

tung m autontären Systemen wird durch die EXistenz von beratenden und entscheidenden 

Gremien entpersonalislerr und leistungsfähigerll9 , klientelistische Politik muß durch die Bil

dungfonnaler OrganisatIonen erserzt werden 140, politische Parteien, Gewerkschaften etc. sind 

nun das funktionale Äquivalent, d. h. ersetzen die alten Patronagestrukturen in der Interak

tion mit den Bürgern - beruhen auf Massenmitgliedschaften, nicht auf Einzelkommunika

nonen (siehe die Diskussion um den auroritären Korporatismus in Lateinamerika). In der Ar

mee und der Bürokratie werden die hierarchischen Orgal1lsationsstrukturen profiliert. 

Rekrurierungs- und Aufstiegskriterien formalisiert und leistungsabhängiger gemacht, die Kon

rrollen verschärft etc. 

Diese Modernisierung des Staates an sich selbst erfolgt jedoch unter spezifischen Rah

menbedingungen, nämlich unter der Existenz von modernen Kommunikationstechnologien 

und emer hochpolitisierten gesellschafthchen Umwelt - so Jedenfalls die Situation in La

teinamerika in den 1950er und 1960er Jahren; auch in zahlreichen asiatischen Ländern gab es 

mehr oder weniger breite politische Bewegungen, die für emen "sozialistischen Weg" kämpf

ten. - Die autoritären Systeme haben überall das Niveau der Politisierung drastisch herun

tergefahren, indem sie die Artikularionsmöglichkeiten in der politischen Öffentlichkeit re

pressiv einschränkten und gewisse Strömungen der Opposition überhaupt kriminalisierten 

(in erster Linie Kommunisten). Dies ergibt dann einen Sinn und hat eine gewisse Berechti

gung, wenn damit Zeit gewonnen werden soll für die Modernisierung der Staatsorganisation, 

welche wiederum nur gelmgt, wenn der Staat eine relativ starke Distanz zu den einflußrei-

139 5ung Deuk HaInniL. Chriseopher Pkm 1995: InsrirU[ions and 1echnological Developmenr in Korea. 

The Role of the Presidency. In: Comparative Polincs: 55-75, zu den zahlreichen Gremien in Süd

korea; der Erfolg der staatlichen \'V'irrschaftsbürokraten war aber auch abhängig von relativ ho

hen Managemenrfähigkeiten der Top Elite in den chaebols, siehe Alice H. Amsden 1989, Asia's Next 

Gianr, a. a. 0., S. 168 f.; die \X'irrschahsbürokIatie in Taiwan wird dargestellt von Robere IX'tzde 

1990: Governing the Market, a. a. 0., Kap. 7, S. 195 ff. 
140 Robert A. IVlUfinan 1977: Corporatism, Clienrellsm, and Partisan Conflicr: A 5rudy of Seven Latin 

American Counrries. In: Malloy (Hrsg.), a. a. 0, ~. 114; für Mexiko siehe die Beiträge im selben 

Band von Purcell und PureeIl sowie von Evelyn Huber. 



Automäre Systeme 2°9 

ehen, traditionalen Cruppen aufbaut'4'; nur so gewinnt der Staat die Autonomie, welche für 

den deuelopmental state charakteristisch ist, d. h., erst dann kann der <)taat aktiv etwas tun für 

die weitere Modernisierung der 'X'irrschaft und anderer gesellschaftlicher BereiChe. 

"fan Wird hier an den alten Grundsatz der Modernisierungstheone erinnert, der besagt, 

zuerst mlme "polltical development" (z. B . ..Institutionalisierung" im Sinne von Huntingron 

19(8) erfolgen, um danach "po!itics of development" erfolgreich auf den Weg bringen zu kön

nrn'41
. Die ICs 111 Südostasien haben beWiesen, daß beide Prozesse nahezu parallel laufen 

konnen. In manchen anderen asIatischen Ländern mit autoritären Zügen des politischen Sy

,tems ist dies mcht gelungen. In Chile hat das RegIme unter Pinochet zwar mit eiserner Hand 

die Politisierung der WirtSchafr gezügelt und eine orthodox-liberale WirtSchaftspolitik durch

gesetzt; mit Zügeln kann man zwar bremsen, aber nicht anschieben, hat einmal ell1 promi

nenter Kfltlker dIeser WirtSchafrspolitik gemeint. In Argentinien und Mexiko ist die Moder

nisierung des Staatsapparates auf halbem Wege steckengeblieben. Dasselbe gJ!t in Asien für 

Indonesien, Thailand und Malaysien. Diese Länder oszillieren zwischen Neopatrimonialis

mus und Autoritarismus, und deswegen bleiben ihnen die entscheidenden Modernisierungs

erfolge der NICs verwehrt. Manchen Einschätzungen zufolge stehen Mexiko und Malaysia 

dem neopammonlalen System näher als dem der autoritären der ICs'41. 

Opfer an Menschenleben als Folge von repressiven Maßnahmen sll1d auch in autoritären 

~ystemen selten zu rechtfertigen; alle anderen Opfer ergeben dann ell1en Sinn, wenn am Ende 

des Reformprozesses ein moderner, leistungsfähiger Staatsapparat steht. Ist dies der Fall, dann 

können Modernisierungsprozesse in den anderen BereiChen der Gesellschafr viel schneller ab

lauren, als man bislang angenommen hat. Auch diese Verkürzung der zeitliChen Dauer des 

Fntwicklungsprozesses mag manches Opfer rechtfertigen, wenn man bedenkt, wie viel mensch

liches Leid Unterentwicklung verursacht. 

Mit vielen anderen Autoren rückt die hier vorgestellte (und noch voranzutreibende) Theo

rie dm Staat in den Mittelpunkt des entwicklungstheoretischen Diskurses. Dies ist kein Zu

fall, steht doch der Staat im Zentrum eines jeden politischen Systems. Kollabiert der Staat, 

dann ist nicht nur keinerlei "EntWicklung" im positiven Sinne mehr möglich, sondern sind 

im Gegenteil Zerstörungen, Mord und Totschlag, RechtlOSigkeit, Herrschaft von Kriegs-

qI Frances Hagoplan 1994: fradmonal pollncs againsr srare rransformanon 111 Brazd . In: Joel S. Mig

dallArul KohlilVivienne Shue (Hrsg.), )rare power and social forees, a. a. 0., bezwelfelr genau 

dies fUr Brasilien: "The milirary was no more successful ar c1eansing rhe polirical sysrem of parron

age polincs rhan n was ar purgll1g rhe srare of rhe rradjrional polmcal eine." 

!.J 2 Siehe dazu Cabrlef A. Almond 1987: The Developmenr of Po!Jncal Devclopmenr. In: Myron Wel· 

ner/Samuell' Hunnngton (Hrsg.), Undersrandll1g l'olirical Developmenr. l'rospecr HClghrs, 111., 
\'Q'avdand Press, S. 4 P-490. 

143 Neben der oben Zinerten Lireratur zu Mexiko und Malayslen Siehe zum südosraslanschen Raum 

die Vergleichssrudle von Rlchard r: Doner 1992: Limlrs of Srare Srrengrh. Towards an Insriturion

alisr View of EconomlC Developmenr. In: \X'orld l'olmcs 44: 398-431. 
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abenceurern oder Warlords, also ein Hobbesscher Naturzustand, die unausweichliche Folge; 

dies kann man an Lindern, die einen "Staats kollaps" erlebt haben, gut srudleren. Daher die 

These: konsolidierte moderne 5taatllchkezt 1St die wichtigste entwicklungs politische Bedmgungfor 
den Durchbruch zur modernen Gesellschaft, einschließlich des Übergangs zur DemokratieI 441 

Nicht zufällig stehen daher In den folgenden Kapiteln des zweiten Teils wiederum die "In

stirurionen des Sraares" im Mirrelpunkr des Inceresses, nun allerdings bezogen auf die hlSto
mche Entwicklung m Europa. Die zenrralen, forschungsleirenden Fragestellungen lauren: \X'as 

können wir aus den rezencen Fällen des Sraatskollaps (Libanon, Somalia, Liberia, Afghani

sran erc.) für die ~taatstheorie lernen (zum Verhältnis von Machr und Gewalt)? Welche sind 

die wichtigsren Instirutionen des Staares (warum diese und nichr andere)? Wie Ist die auffäl

lige Konvergenz In den Strukturen aller moderner Staaten zu erklären? Bestehr ZWischen den 

Institutionen des Staates ein mnerer Zusammenhang? Wie sind die Modernisierungsprozesse 

im einzelnen hisconsch verlaufen' Kann man hierbei Parallelen und Ähnlichkeiten mit den 

Encwicklungsländern encdecken, und wenn ja, welche sind das? 

144 Die jeweils individuelle Geschichte der einzelnen Länder spielt dabei eine nicht unerhebliche 

Rolle, siehe z. B. für Talwan die Beiträge in Gunter SchubertlAxel Schneider 1996 (Hrsg.): Taiwan 

an der Schwelle zum 21. Jahrhundert. Hamburg: Mmeilungen des Instituts für Asienkunde 270; 

YU-HSI Nieh 1993." Taiwan Im politischen Umbruch. In: Jahrbuch Dritte Welt 1994. MlInchen: 

Beck, S. 233-251. 



KAPITEL 3 

Macht und Gewalt-
Zur Bedeutung des Gewaltmonopols 

des Staates 

3.1 Das Problem der Gewalt - Gesellschaftstheoretische Bezüge 

,,\X'ithout the state, how is social order co be mainramed)"1 - Daß der "Staat" grundsärzhch 

auf das Problem der Aufrechterhaltung von sozialer Ordnung bezogen ist, scheinr die einzige 

These zu sein, über welche in der gesamten S(aarsrheorie - also uber paradigmatische Orien

uerungen hinweg - Konsens bestehe. Die Begründung dieser These erweist sich jedoch als 

schwieriger, als es auf den ersten Blick aussiehe. Im Prinzip stehen hier zwei Theoriesuategien 

offen. Einmal diejenige des Thomas Hobbes, die wir als logische Begründung bezeichnen wür

den. \'Vir denken uns hypothetisch den Staat weg bzw. srellen uns vor, es gäbe keinen Staat, 

unrersuchen die Konsequenzen, fragen - wie CharIes Taylor - nach möglichen N(ernatIven 

zum ')taat, und können dann zu der Einsicht gelangen, daß es unrer bestimmten Rationa

litätsbedll1gungen vielleicht doch keine vernunfrige Alterna(ive zum Staat gibe. Die verschie

denen verrragstheoremchen und Rational-Choice-Ansätze wären hier einzuordnen. - Die 

zweite Theoriestra(egie wählt zunächst einen empirischen Ausgangspunkt: Man unrersuch( 

anhand von "Gesellschafren ohne Staat" empirisch-phänomenologisch die Beschränkungen, 

welchen solche Gesellschafren unrerliegen, frage nach den gesamtgesellschafrlichen Dynami

ken, die in der Geschichte immer wieder zur Enrstehung des S(aatesl gefuhrr haben und siehe 

dann Im Vergleich, daß bestImmte "gesellschafrliche Errungenschafren" nur unrer der Be-

("harles Taylor 1982: Communiry, Anarchy and Liberry. Cambridge: Cambngde Univ. Press. 

2 Die Literatur zur Entstehung des Staates" konzentrierte sich überwiegend auf die Entstehung 

de, vormodernm 'Haates. Siehe nur Robert L. Camezro 19;'3: Eine Theorie zur Entstehung des Staa

tes. In: Klaus Fder (Hrsg.), Die Entstehung von Klassengesellschaften. Frankfurt. Suhrkamp, S. 

153' 174; Elman R. ~ervice 197: Ursprunge des Staates und der Zivilisation. Frankfurt: Suhrkamp; 

Ronilld CohenlBman R. Semce (1978) fHrsg.): Ongins of ehe State. Philadelphia: Institute for ehe 

Studv of Human Issues; Hmri AI. ClaessenlPeter Skalmk (19~8,1 I Hrsg.). The Early State The Ha

gue u. a.: Mouron; Roben L Cameiro 198r The Chiefdom: Precursor of the 'itate. In: G. D. Jo

nes/R. R. Kaua (H rsg.), The TranSItion ro Statehood in ehe New World. Cambndge- Cambridge 

Gl1Iv. Press, S. 3779; Hmn j. ,,[ ClaessenPeter Skalmk (I98I) (Hrsg.): The Srudv of ehe State. The 
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dlngung der Staadichkeit der Politik möglich sind. Hier waren die hiswrisch-komparariven 

Arbeiten l von Max Weber, S. N. Eisenstadt, R. Bendix, M. Mann u. a. einzuordnen4 . 

Eine weitere, bislang noch wenig beachtete Möglichkeit bestünde darin, die rezenten Fälle 

von Staatskollaps empirisch auszuwerten und theorerisch zu reflektieren. Methodisch ließen 

sie sich wie Experimente in den Naturwissenschaften nutzen: Man nehme die betroffenen 

Lander, als ob sie - quasi wie in einem Reagenzglas - von der Umwelt isolierte Phänomene 

wären, betrachte den Staat als Variable, zerstöre den Staatsapparat vollständig und beobachte 

dann, wie sich das "System" verhält. Man wiederhole das Experiment an anderen Fällen so 

lange, bis man Regelmaßigkeiten entdeckt. Wir werden im Anschluß an die folgende kurze 

Skizze zum Rational-Choice-Ansatz etwas ausführlicher auf diese neue Chance zur empin

schen Substanrialisierung der Staats theorie eingehen - gewissermaßen als Beitrag zur "Suche 

nach einer wirklichkeitsnahen Lehre vom Staat"5. 

Nach Michael Taylor gibt es zum Staat nur eine einzige Alternative, nämlich das, was er 

communzty nennt, also relativ kleine und mitgliedersrabile Gemeinschaften, die jedoch nur 

dann "Communities" sind, wenn sie drei Merkmale komblnzert aufWeisen: 1. shared values 

and beliefs, 2. direct and many-sided relations und 3. the practice of reciprociry6. Gemein

schaften dieser Art sind zwar - politisch gesehen - anarchisch strukturiert, weil ihnen eine 

zentrale Ordnungsgewalt fehlt, aber sie sind dennoch imstande, das Problem der Aufrechter-

Hague/Pans/~ew York: Mouton~ Henn}. M ClLtessenlPieter van de Velde (1981) (Hrsg). Develop
mem and Decline. The Evolunon of SoclOpolincal Organtzarion. Soum Hadley, Mass.: Bergin 

and Garvey; Ronald Cohenljudlth D. TolLtnd (1988) (Hrsg State Formation and Political Legiti

macy. New YorkiOxford: Transacnon Books; Stefon Sreuer 1990: Der archaische Staat. Berlin: Rei-

mer. 

3 Sven StemmollV1thieen ThelenlFrank Longstreth (1992) (Hrsg.): Srrucruring Polirics. Historical 

Institutionalism In Comparative Analysis. Cambridge: Cambridge Univ. Press, insbesondere der 

Einleirungsaufsarz von Thelen und Steinmo zur "paradlgmarischen" Orientierung. 

4 Hannes Wimmer 1996: Evolution der Politik. - Von der Stammesgesellschaft zur modernen De

mokratie. 'W'ien: 'W'UV-Universitätsverlag; das Buch schließt an die o. g. Traditionslinie an, aller

dings umer einem sehr weit gefaßten Blickwinkel des evolutionsmeoretischen, also universalisrisch 

orientierten Ansatzes im SInne von Niklas Luhmann; siehe hier insbes. auch Kap. 7 "Die Entste

hung des vormodernen Staates", S. 217 ff, im Umerschied zur Entsrehung des modenzen Staates, 

Kap. 9, S. 359 ff Vgl. Hannes V:'immer 1997: Theorien zur Entstehung des Staares und des Rechts. 

In: Ernst-Joachim Lampe (Hrsg.), Zur Enrwicklung von Rechrsbewußtsein. Frankfurt am Main: 

Suhrkamp, S. ZI4-252. 

SO der Titel des AufsatzeS von Hans-Hermann Hartwich 1987: Die Suche nach einer wirklichkeits

nahen Lehre vom Staat. In: APuZ B46-47/8T 3-20. 

6 Charles Taylor 1982 Communiry, Anarchy and Llberry, a. a. 0., S. 92 f. Solche Gemeinschaften 

waren in segmemäIen Gesellschaften dIe Regel, konmen sich jedoch auch, so Taylor, in den sraat

lich organisierten "peasam societies" in den Peripherien erhalten, weil die staatliche Organisari

onsmacht hier kaum in Erscheinung rrat. Wir sind diesem Phänomen bereits öfrer begegnet. 
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haltung der sozialen Ordnung zu lösen, also auch ohne Sraar. Sie verfügen über ein ganzes 

Ar~enal von Sankrionen für :\ormversröße. welches von der Anwendung physischer Gewalt, 

Ausschluß aus der Geme1Oschafr, bis h10 zu subtilen Formen des Angriffs auf das Ansehen 

der Person reicht'. "Soziale Ordnung" ist, so ·ra.ylor, ein "public good", d. h., es isr nichr reil

barlpri\·arisierbar, und es kann im Normalfall niemand davon abgehalten werden, dieses Gur 

zu genießen; 111 "Communiries" muß dieses Gur von allen geme1l1schafrlich hergesrellr wer

den und das bedeutet, auch Gemeinschafren dieser An müssen das Free-rider-Problem lösen; 

das gel10gt Ihnen auch, weil ein Free-rider-Verhalren auf die Dauer nicht unentdeckt bleiben 

kann, zumal eS)3 direkt beobachrbar ist bzw noch nIChr durch die Cnubersichdichketr der 

SOfialbeziehungen größerer Kollektive geschürzt Wird. 

"Communiry" sei, so Taylor, eine notwendige Bedingung für Gesellschafren ohne Staar. 

Cenau hlenn liegt jedoch auch Ihre unumgangliche Beschrankung: "Communlty" ist nur 10 

zahlen mäßig kleinen Gemeinschafren möglich und wegen dieses relariv niedngen inklusiven 

Niveaus der Sozialorganisanon taucht das Problem der sozialen Ordnung ZWISchen den 

"Communities" rasch wieder auf. "Even If a11 rhe world were made up of genutne commul1l

tie,. rhls vision of volunrar)' confederal relations among them is as over-optimistic as the 

anarchists' expectarions thar social order within the communit)' would present no very great 

problem. \X'e have no grounds for believing thar growing up and living in a communiry 

necessarily engenders a tolerant and cooperarive disposition towards oursiders."8 

Die l'ertragstheoretlsche Begründung des Staates scheiren an der Tarsache, daß ein Vertrag 

aller mir allen in grö~eren Kollektiven nur als fiktIV geschlossen untersrellt werden kann. Fik

flVC Verträge erzeugen Jedoch keine Bindungswirkung das können nur reale Verträge, und 

wird dies anerkannt9, dann führt diese Argumentarion nicht sehr weir. Erwas anders steht es 

um die Frage, ob lllcht der Markt imstande wäre, die gewünschten "public goods" zu erzeu-

.. Hannes W'zmmer [99.~: Theorien zur Entstehung des Staates und des Rechts. In: Ernst-Joachim 

lampe (Hrsg.), Zur Entwicklung von Rech tsbe\\uß tsell1. Frankfurt a .. \1. Suhrkamp: 214252 

mit anschaulichem Matenal aus der Rechtsethnologie; eine Fortserzung mn ell1em Blickpunkt 

auf die hagilität der sozlOpolitischen Ordnung 111 Häupdll1gstümergesellschaften sowie deren 

Cberwindung durch den Aufbau einer staatlichen Form der PolItik in aschalschen Gesellschaften 

wäre nun zu finden 111: Hanne, W'immer 1998' '\1acht, Recht und Gewalt in vormodernen (,esell

schafren. Paper fur die Iagung .Das historISch-genetische Verständnis der 0:ormativltät und Le

gnimlt,it der gesellschaftlichen Ordnung", am ZIF (Bielefeld) vom 17.-20. JUI1l 1998, nun Im Er

sLheinen in Giinter Dux/Frank W't-lz 2000 (Hrsg.): Moral und Recht im Diskurs der .\1oderne Zur 

LegitimatIon gesdbchafrllcher Ordnung. Opladen: lnke + Budrich. 

SChartes /;'ylor [982. Communny, Anarchy and Libeny, a. a. 0., S. 167 

9 )0 zum Beispiel von Jean Hampton [993: The contractarian explanation of the state. In: \I;'illiam 

Jame, Bomh/PatriLk James/Hudson .\1eadwell (Hrsg.), Polnies and RatlOnalHY. Cambndge: Cam

bridge C'llIv. Press. 



214 Politische Systeme In Entwicklungsländern 

gen. Genau dies isr die These von Roben Nozick lO 
- ausgehend von der Überlegung, im "Na

rurzusrand würden sich "soverelgnry enrrepreneuers" bilden, welche ihren Klienren oder 

Mirgliedern Schurz und Sicherheir" anbören. Aber das habe narürlich seinen Preis, und was 

eIn Sicherheirsunrernehmer von seinen Schürzlingen verlangen könne, hänge nichr nur von 

den Produkrionskosren ab, sondern auch von der Konkurrenz, und so enrsrehe über Preis

vergleiche der "Konsumenren" eIn realer Markr, der für die kosrengünsrigsre Lösung des 

Sicherheirsproblems sorge. Wie auf anderen Märkren gebe es auch hier weniger effizienre und 

effizienrere Unrernehmer, und so komme ein Konzenuarionsprozeß in Gang, der mir einiger 

Wahrscheinlichkeir in die Monopolsrellung eines EInzelunrernehmers münden würde - das 

Cewalrmonopol wäre enrsranden, und zwar auf der kosrengünsrigsren Basis! Eine zenrral ge

ruhrre Dikrarur komme billiger als die Herrsc.haft lokaler Kriegsherrn, so auch die Schlußfol

gerung der Überlegungen von Mancur Olson". 

\X'ie üblich mir den Rarional-Choice-Ansärzen, enrhälr auch dieser ein Körnchen Wahr

heit hälr Jedoch insgesamr einer empirischen Überprüfung nichr srandll
. An den Fällen von 

5raarskollaps läßr sich dies ganz gur zeigen. Die hagen an die Empirie sind also: Welche Kon

sequenzen sind mir dem Zusammenbruch jeglicher Sraarlichkeir verbunden? Welche Ursa

chen haben zum Sraarskollaps geruhrr bzw. wie srellr sich uns ex posr der Zerfailsprozeß dar? 

Kann man die von der Rarional-Choice-Theorie unrersrellre "rarionale Logik" enrdecken, 

nach welcher über die Konkurrenz von "Kriegsunrernehmern" wieder ein "Minimalsraar" (im 

SInne der Sicherung des Gewaltmonopols) enrsteht? Was können wir aus den Fällen des 

Sraatskollapses rur die Staatstheorie lernen? - Wir werden im folgenden versuchen, die Empi

rie am Beispiel des Libanon sowie einiger afrikanischer Länder möglichst knapp darzusrellen 

und wenden uns dann - nach einer Kritik des "Mil1lmalsraares" (im Sinne von Nozick) - den 

wesenrlichen I nsti rurionen des Sraares aus der europäischen, hisrorischen Perspekrive zu. 

IO Robert Noz/ck [974: Anarchy, State and UtOpia. BaslcBooks. 

11 Mancur Olson [993: DictatOrship, Democracy and Development. In: American Politlcal Science 

ReView 8]: 567-576. 

12 So auch fl,1ichael Baunnann [996: Der Markt der 1ugend. - Recht und ?\10ral in der liberalen Ge

sellschaft. Tübingen: Mohr, insbes. S. 224 f., S. 268, ell1e "ökonomische Theorie sOZIaler Ord

nung" lasse sich "le1:Zten Endes nicht retten", obwohl sich Baurmanns Untersuchung hauptsäch

lich 111 der "ökonomischen Welt" bewegt, also auf der BaSIS einer "ökonomischen Theorie der 

Politik", vgl. auch S. 258 ff. 
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3.2 Das Phänomen des Staatskollapses in Entwicklungs ländern 

Die gewaltsamen Ausewandersetzungen Im Libanon begannen 1975 aus einem komplexen 

Spannungsfeld von: traditionellen Ressennmenrs zWischen den 17 offiziell anerkannren Kon

fessIOnen, einer Revolte gegen den "politischen Konfessionalismus"" des Nanonalpaktes von 

1941 samt den darin etablierren mehr oder weniger korrupten Herrschafi:spraktiken paniku

bristisch oricnnener Parrone; wegen ewer fehlenden SOZialpolitik enrstand eine k1as

sen kämpferische Protest- und Aufstandsbewegung im Lande, und zwar uber konfessionelle 

Grenzen hmweg. In diesem Konfliktfeld spielte dann aber das kompromißlose Machtstreben 

einteIner Politiker (I.. B. Kamal Joumblarr) eine mindestens ebenso große Rolle wie die in

ncrc Reflexion äußerer Ereignisse (Nahostkonflikt) - II1sbesondere die Anwesenheit von etwa 

eincr halben Million palästinensischer Flüchtlinge sowie deren Bewaffnung und Milltansie

rung (flnanzien durch die reichen arabischen Ölländer). Schließlich haben die führenden Po

litiker den Ernst der Lage bzw. die Schwäche des Staatsapparates nicht richtig und vor allem 

nicht rechtzeitig erkannr und haben es so verabsäumt, der inneren Milnarisierung der Kon

flikte enrgegenzuwirken. - Der Bürgerkrieg endete 1990 mit einem Souveränitätsverlust über 

wene Teile des Territoriums (pax syriana im Norden und Osten sowie die von Israel bean

spruchte<;icherheitszone" im Suden), und starr eines Staatsapparates finden wir nun eine 

größere Anzahl lokaler Warlords. Theodor Hanf beschreibt die verworrene Siruanon des Jah

res 1990 folgendermaßen: 

Der Libanon ist 1990 in eine Anzahl kleinerer Terrirof!en zerfallen, die von unrerschledlichen 

mIlltärisch-polinschen Kräften beherrschr werden, rcIlweise in einer Art Kondomilllum mir 

)vnen, vor allem aber völlig verfeindet mir Jedem achbarterrirorium. In Tripoli und Im 

äußersten Norden herrschr syrische Ordnung, in Tripoh biswcilen in Frage gestellt durch sun

nitisch-fundamenralistische Bewegungen. Der christlIche Norden unrer den Frangies hat un

ter syrischem Patronat eine gewisse Autonomie behalten können, schätzt aber den SYrISchen 

Schurz gegen mögliche Islamische MIlitanz aus Tripoh, mehr aber noch gegen den Todfell1d 

weiter sudlieh, nämlich Geagea und seine :--'filiz. In der Bekaa hält die syrische Armee das 

ClcIchgcwicht zWischen vcrschiedenen schiitisch-Islamischen Gruppen, Paläsrinensern und der 

chmdichen MIliz Hobeikas, die sich vor allem auf Zahle srürzt. Die Demarkanonslillle zwi

schen den ,ebleten der Forces Libanalses und der Armee Aouns gehörcn Mitte 1990 zu den 

"heißesten" Inrernen Grenzen, Sudhch der alten "Grünen Lilllc" bcfehden sich Amal und Hlz

bullah In \X'esrbeirut und 111 den sudlIchen Vorsrädren, hier mit den Syrern, weiter Im 'luden 

mit den Palästinensern als )chledsnchtern. Joumblam Drusen sorgen Sich wegen der Gefahr 

des Eindnngens von )chllten oder Paläsrinensern in das von Ihnen konrrollIerte, seit 1983 un

terbevölkcrte Gebiet. [n Saida reilen sich die sunnitischen Volksnasseristen die Macht mit Ara-

13 Volker Thtlm I993: Libanon. In: \lohlen/Nuscheler (Hrsg.), Handbuch, Bd. 6, ). 431-449 
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fars PLO, die in den Paläsrinenserlagern am Sradrrand ihre milirärische [nfrasuuktur in be

trächtlIchem Umfang wiederhergestellt hat. [m Hinterland herrscht die Amal-Miliz; das 

"Come-back" der Ihr verhaßten Palästinenser hat sie nicht verhIndern können, weil Hizbullah 

für sie zu einer größeren Gefahr geworden ist. Schließlich sind die Demarkationslinien des Ge

bietes der "Slldllbanesischen Armee" Lahads und der israelischen "Sicherhei[Swne" zum Tum

melplatz a1l der Organisationen geworden, die sich weiterhin die Befreiung Palästinas mit mi

litärischen Mitteln zum Ziel setzen.'4 

Staatszerfall und Bürgerkrieg') sind also zwei Seiten derselben Medaille. Was waren die ent

scheidenden Ursachen für den Staatszerfall, bzw. was waren die Faktoren, welche den Verlauf 

des anschließenden Bürgerkrieges im Libanon bestimmten? 

Ursachen des 5taatszerfalls im Libanon: 

I. Die Aufrüstung der Konfliktparteien mit modernen Waffen, 

2. der Zerfall der inneren Einheit der regulären libanesischen Armee, 

3· die Auflösung der - zeitweise endang religiöser Linien gebildeten - kompakten 

Karnpfformationen (Zerfall der Kommandostrukturen) und erbitterre Kämpfe inner

halb derselben'6 , 

14 TheocWr Hanf1990: KoeXistenz im Krieg. Staatszerfall und Entstehen einer Nation im Libanon. 

Baden-Baden: Nomos, S. 751 

15 Generell dazu /VJlevl I Holsti 1996: The state, war, and rhe state of war. Cambridge: Cambridge 

Univ. Press. Die Frage ist natürlich, ob man nach einem vollständigen Sraarskollaps überhaupr 

noch von eInem "Bürgerkrieg" Im üblichen Sinne sprechen kann; Holsri verwender den Ausdruck 

"war of rhe rhird kind" im Anschluß an Edward Rice 1988: Wars of the Thlrd Kind: ConfllCt In 

Underdeveloped Counrries. Berkeley: Univ. of California Press und Martin van Creftld 1991: The 

TransformatIon ofWar. New York: The Free Press. Siehe zur Problematik Peter Waldmann 1997 

Bllrgerkrieg - Annaherung an einen schwer faßbaren Begriff. In: Leviathan 25: 480-500, insbes. S. 

480 f. zu den Merkmalen von Bürgerkriegen; in den meisren Definitionen Wird doch davon aus

gegangen, daß zumindesr ein Teil der kämpfenden Gruppen eine ,.reguläre Armee oder sonstige 

Truppen im Dienste der Regierung" umfaßr; nach einem vollständigen Sraa[Skollaps kann es aber 

per definitionem weder eine reguläre Armee noch sonstige Truppen Im Diensre eIner Regierung 

geben; dies ist auch mein Hauptproblern mit dem Beirrag von Klaus SchlIchte 1998: Struktur und 

Prozeß: Zur Erklarung bewaffneter Konflikre im nachkolonialen AfrIka slldlich der Sahara. In: 

PVS 39: 261-281; Schlichte hat meines Erachtens eine noch zuwenig ausgearbeirete Theorie des 

"neopatrimonialen Sraates", deshalb bekommt er die gefährliche Dynamik in Richtung "Sraats

kollaps" nicht in den Blick. - Einen knappen Überblick bietet auch Wz/fried von Bredow 1997: 

Der normale Krieg. Beschreibungen, Analysen und Reflexionen zur Organisation zwischen

menschlicher Gewalt. In: Neue Polirische Literarur 2: 330-351. 

16 Wahrscheinlich haben diese Kämpfe mehr Schäden versursachr und Todesopfer gekosrer als alle 

anderen Kämpfe zusammen, siehe Theodor Hanf1990, Koexisrenz im Krieg, a. a. 0., S. 420. 
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4- die Unmöglichkeit konventioneller Kriegführung in manchen Gebirgsregionen und 

111 den Städten (vor allem in Beirut), was den Jeweiligen Verteidiger gegen Angreifer 

(sogar gegen e1l1en amonsten mtliränsch weit überlegenen) begünstigte. 

Aus militärischer Sicht gab es im Libanon keine Sieger und Besiegte. Die großen Gewinner 

des BürgerkrIeges waren die Warlords" und ihre Milizen. Ursprünglich waren sie angetreten, 

um das Sicherheitsproblem ihrer jeweiligen Gruppen zu "lösen" - das Gefühl existentieller 

Bedrohung" war weIt verbreitet, und daraus zogen die Warlords zu Beg1l1n der Kämpfe ihre 

legitimation; d. h., sie könnten Im Sinne Nozicks als "security a5soClations" oder SKherheit

sunternehmer betrachtet werden, aber der Marktmechanismus, den Nozick unterstellt, kam 

nicht zum Zuge, Im Gegenteil: "Für die große Mehrzahl der Libanesen bedeutet dies in fast 

jedem Gebiet ein Leben unter der Herrschaft einer MiliZ. Und dies ISt, in unterschiedlichen 

Graden, eine Willkürherrschaft. Cab es 111 früheren Jahren noch eine gewisse Identifizierung 

der Libanesen mit ,ihren' jeweiligen Milizen, so ist diese in den letzten Jahren fast völlig ge

schwunden. Gerade ihre wachsende Unpopularität aber hat die Milizen dazu geführt, noch 

h:irter zu regieren als zuvor. Auch die zunehmende Verarmung des Landes trägt dazu bei, daß 

die Finanzierung der ~1tllzen aus dem jeweiligen Gebiet welt schwerer auf der Bevölkerung 

lastet als in früheren Jahren .... Alle Milizen sind entschlossen, sich nicht nur gegeneinander, 

sondern auch gegen die Bevölkerung zu behaupten, die zu schützen sie vorgeben. Die Liba

nesen sind zu einem Volk von Geiseln geworden, zu Geiseln der jeweiligen Milizen. "19 -

~icht zu Unrecht hat Hanf die Situation des Libanon mit der "Landsknechtherrschafr" des 

lO)ährigen Krieges verglichen; die Kriegsunternehmer lebten Immer weniger fiir als l'orn 

Volke: Sie erhoben Abgaben, wo sie nur konnten; sie vergaben sogar Chancen auf militäri

sche Siege, wenn Raub und Plünderung attraktiver erschienen; der Respekt vor Elgentums-

I~ Auf die wichtigste I iteratllr zu den .\X'arlords" wurde oben bereItS hingeWiesen; siehe auch Peter 

W'aldmann 199'; Blirgerkneg. a. ;I. 0., S. 494 f., und hier den Hinweis auf die Schwerpunktnum

mer der Zeitschrift "Der Überblick". Heft 2. '995. welche den \X'arlords geWidmet ist 

18 .. Bürgerkriege. um den ersten der Erklärungsfaktoren aufzugreifen. werden. Im Unterschied ZlI 

externen hoberungsfeldzugen, nIcht primär um einen 7uwachs an Macht und 'IermorIum ge

führt, sondern bei Ihnen steht die unmirre!bare Fxistenz der beteiligten Gruppen auf dem "PIe!. 

ihre kollektIve Identität und häufig auch Ihr phYSISches Überleben DarallS entsprIngen tIefe Ge

fuhle der [rmJtIon und Bedrohung. die In Haß und \X'ut gegen den Gegner umschlagen. Bür

gerkrIege sind :\ulbummenkonAlkte par excellence. das umstrittene lermorium ISt begrenzt. man 

k.mn nur für sich verbuchen. was man der GegenseIte weggenommen hat". so Peter W'aldmann 

19'-; Bürgerkriege. a. a. 0 .. '>. 484. und aus dIesen Gründen werden Blirgerknege brutaler gefuhn 

als völkerrechdich regulierte Knege zwischen Staaten. 

I<) Theodor Hmt/1990: Koexi,tenz Im Krieg. a. a. 0 .. 'i. ~52; vgl. Elisabeth Picard 1999: Libanon Die 

\X'iederkehr des alten, In: hanc;ols Jean und JeanChnsrophe Rufin (Hrsg.), Ökonomie der Bür

gerkriege. Hamburg: Hamburger Fd .. '-,. 49-84. 
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rechten sank ökonomisch gesehen stellte der Bürgerkrieg im Libanon eine Umveneilungs

aktion größten Stils dar; das Leben von Zivilisten zählre für die Milizionäre nicht viel - die 

meisten lodesopfer fQrdenen die Kämpfe ohnehin nicht unrer den Milizionären, sondern 

von der Zivilbevölkerung. Das Ende der Kampfhandlungen uat ein, als die letzten Versuche 

für eine militärische lösung gescheiten waren, die Ressourcen der Warlords sich zunehmend 

erschöpften und damit für politische, d. h. diplomatische Verhandlungen zugänglich wurden. 

Letzclich sorgte aber der Staat im Großteil des Libanon für Frieden und Ordnung, wenn

gleich nicht der eigene, libanesische Staat, sondern die syrische Armee. 

Eines der erschürrerndsten Schicksale der lemen Jahrzehnre erlebten die Menschen des 

kleinen afrikanischen Staates Aquatorialguinea. Die ehemalige spanische Kolonie an der West

küste Afrikas ISt temorial geteilr - das Land besteht im wesenrlichen aus der Insel Bioko 

(früher Fernando Pool mit der Hauptstadt Malabo und dem Fesdandteil am Rio Muni, so 

daß die Inregranon der beiden Landesteile zum Zeitpunkr der Unabhängigkeit (1968) zwei

fellos vor schwierige Probleme stellte. Bioko besaß aufgrund günsriger klimatischer Be

dingungen eine blühende Landwirrschaft, vor allem eruagreiche Kakaoplanragen, eine ein

serzende Indusrne (Schokolade, Seife etc.), eine der höchsten Literalitätsraten Afrikas (über 

90 %) und ein Pro-KopF-Einkommen, das höher lag als in 19 Provinzen des spanischen ~lut

terlandes: "The future seemed bright ... "2.0 Der Fesdandteil dagegen war von Spanien arg ver

nachlässigt worden: Die Bauern produzienen als Cash-crop zwar erwas Kaffee, großteils war 

die Landwirtschaft jedoch auf dem Niveau der Subsistenzwirrschaft verblieben; einige spani

sche Firmen besaßen Lizenzen zur Abholzung der Regenwälder; an Infrasuuktur gab es nicht 

viel, die koloniale Verwalrung war rudimentär geblieben, das Literalitärsni\'eau äußerst gering 

etc. Die Bevölkerung der "Fang" am Rio Muni war weitgehend eine "segmenräre Gesell

schafe" geblieben. 

In den Jahren zwischen 1963 und 1968 scheitenen mehrere Anläufe für eine einheitsstaadi

che Verfassung: Die Bewohner der Insel wehrten sich gegen eine staadiche Inregration mit 

dem Fesdand, weil sie eine dauerhafee Majorisierung durch die Fang befürchteten; genau dies 

trat ein: 1968 gewann Macias Nguema (Fang) mit knapper Mehrheit die Wahlen und wurde 

erster Präsidenr der Unabhängigkeitsregierung. Die Freiheit der Bewohner währte jedoch 

nicht lange, eigenrlich nur 145 Tage (zwischen dem 12. OktOber 1968 und dem 5. März 1969), 

denn Nguema reagiene auf einen Putschversuch mit äußerster Härte und Brutalität: Inner

halb kllrzester Zeit war die politische Elite inhaftiert oder exekunerr. Die noch verbliebenen 

Spanier verlief~en fluchtanig das Land. Nach dem Exodus der Spanier anerkannre Nguema 

keine Grenzen seiner Macht mehr: Mit Hilfe der Präsidemengarde und der paramilitärischen 

JugendgruppeJul'entud en Marcha con 1>1acias, deren Führung Nguema mit Angehörigen sei

nes "Esengui-Klanes" beserzt hatte, begann er eine Terrorherrschafr, die II Jahre dauern sollte 

20 lbrahlm K 'J'undiata 1988: The Roots of African Despotism: The Question of Political Culrure. 

In: Afncan )tudles Review 31: 9 32, hier S. 12. 
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fJlS 19 '9). Die Ver.valrungsgebäude wurden im wahr~ten Sinn des \'V'ones geschlossen (d. h. 

mit Schloß und RIegel), bald darauf auch die Kirchen (der "Staat" war auf Dekret des Herr

~(hers zu einem atheistISchen gewotden) bzw. wurden zu Lagerhalien fur Lebensmittel und 

\X'affen umfunktionlen. Nguema wutete gegen die Intelligenz des Landes in einem solchen 

~1a(k daß es [979 keinen eInzigen Intellektuellen (Lehrer, Ingenieur, Pnester ete.) mehr gab, 

mgar das Won ,.intellektuell" wurde verboten. Damit niemand von der Insel fliehen konnte, 

ließ Nguema alle Fischerboote zerstören. Die Geldwirrschafr brach zusammen: "Trade and 

commerce were replaced by baner. "21 Deswegen konnte Nguema die rd. 20.000 nigeriani

sehen Castarbeiter auf den Kakaoplantagen nicht mehr bezahlen. Diese hatten jedoch auf

grund eInes zwischenstaatlichen Abkommens vertragliche Rechte: [976 ließ igeria die Gast

arbeiter wegen NIchtbezahlung und "brutaler Behandlung" repratriieren. Die Nigerianer 

wurden durch Zwangsrekrutlerungen aus dem eignen Volk ersetzt und in eInem sklavenarri

gen Zustand gehalten ("Essen fur Arbeit"). In den Gefängnissen herrschten unbeschreibliche 

Zustände: Tausende wurden auf persönlichen Befehl Nguemas exekurien, Tausende zu Tode 

gefolrerr. Am Ende betrug die Opferbilanz mehr als 5°.000 Tote. 

Das Ende Nguemas war im wesentlichen eine innerfamiliäre Angelegenheit: Teodoro Obi

:lng Nguema, eIn Neffe Maeias und einer der Oberbefehlshaber der verschiedenen bewaffne

ten Soldatenhaufen, fuhlre sich seIner Haut nicht mehr sicher (ein Bruder von ihm war be

reItS ermordet worden), ließ Macias gefangennehmen und ihn - nach einem kurzen Prozeß 

von Marokkanern erschießen. Das Vermachrnis des Regimes fur das Land war schlicht ka
tastrophal: Unter seinem el~ährigen Terrorregime machte das Land einen fast beispiellosen 

Niedergang durch, "der die Bevölkerung demoralisiene und die Winschafr völlig zerrut

tete"». Die KakaoproduktIon von ca. 4°.000 Tonnen zum Zeitpunkr der Unabhängigkeit 

war auf etwa 3.000 gesunken, Kaffee wurde fast gar keiner mehr produziert. Die Jahre der ho

hen Weltmarktpreise fur die bei den Produkte waren ungenutzt verstrichen. Naturlieh ließ 

sich Ob lang nach dem Putsch zum neuen "Präsidenten" erklären, aber einen "Staat" in 

Irgendeinem SInn des Wones hatte es schon lange nicht mehr gegeben. Wegen anhaltender 

'\1ensehenrechtsverletzungen und aufinrernationalem Druck "fanden Ende Februar 1996 vor

gezogene Präsidenrschaftswahlen statt, aus denen der SeIt 16 Jahren an der Macht befindliche 

Teodoro Obiang Nguema nach massiver EInschuchterung der zersrrirrenen Opposition als 

ieger her.·orging" I. Die Herrschaft der "Familienmafiosos" aus dem Esengui-Klan "is very 

mueh intact in Malabo"24. 

21 Samue! Decalo 1989: Psychoses of Power. Afrlcan Personal DKtarorships. Boulder/London. West

view Press. S 55 

12 Cordjllkobett 1993: AquaroriaJgulOea. In Nohlen/;\1uscheler (Hrsg.) Handbuch, Bd. 4. a. a. 0., S. 

420-43 2, hier '.423. 

23 jOlle/mn BetzlStejfln Briine 1996 Die Dnrte Welt Im ÜberblIck (1995/96). In: Dies. (Hrsg.), Jahr

buch Dnrte \X'dt 1997. fI,!tinchen' C H. Beck: 9' 34. hier S. 15 

24 ,\'mlllei Decalo 1989: Psychoses ofPower, a. a. 0, ). -'0. 
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Die Ursachen der Sraatskrise bzw. des anschließenden Staatskollaps (ab der Mme der 

1970er Jahre) In Uganda sind vielfältig und verwickelt; sozio-ökonomisch bestand ein starkes 

Enn.vicklungsgefälle zwischen den unentwickelten Regionen des Nordens und dem in rascher 

Modernisierung befindlichen Süden mit produktiven Kaffee-, Tee-, Baumwolle-, Tabak- und 

Zuckerrohrplamagen, einem wachsenden Urbanisierungsgrad, relativ hohem Bddungsniveau 

und gut ausgebaurer, moderner lnfrasuuktur (Schulen, SpItäler, Verwaltungszenrren, Han

deIsnetzwerke etc.). Der Süden bestand schon in vorkolonialer Zelt aus einer Reihe von dy

namischen "Chiefdoms'" (Buganda, Bunyoro, Ankole, Toro), während sich der Norden 

überwiegend aus "tribes without rulers" zusammensetzte6 , für welche der "nilotische Le

bensstil" halbnomadisierender Viehzuchter charakteristisch war (und z. T. heute noch ist). Zu 

den sozioökonomischen und ethnischen Differenzen karnen religiöse hinzu: Buganda war ur

sprünglich überwiegend katholisch missioniert worden, aber während der britischen Koloni

alzeit gewannen protestantische Sekten die Oberhand, Zenrral- und Norduganda wurden 

protestantisch, ganz im Norden blieb eine kleine Minorität von Anhängern des Islam erhalten 

(z. B. die "Kakwa", die Herkunftsethnle von ldi Amin). ,,At independence, me counrIJ' emer

ged a ,paper-nation', riddled with basic inconsistencies mat were resolved in aseries ofbitter 

confrontatIon as late as 1964-1966"1', d. h., der postkoloniale Staat wurde bereits unmittel

bar nach der Unabhängigkeit (1962) von heftigen Konflikten erschüttert, die den ersten Prä

sidenten .\1ilron Obote bei weitem überforderten. Obote verstand es insbesondere nicht, die 

von Decalo angesprochene separatistische "Kabala Yella"-Bewegung der Baganda zu enr

schärfen: Obote ließ den "Mwengo HilI", den uaditionalen Sitz des "Kabaka" (d. h. des "pa

ramounr Chief' von Buganda und seit der Unabhängigkeit eigentlich formellen Staatsober

haupts von Uganda) durch das Militar stürmen, wofür ein gewisser "Colonel Idi Amin" den 

Oberbefehl erhalten hatte. 

In den darauffolgenden Jahren häuften sich Obotes politische Fehler: Der Einsatz des Mi

litars auf dem Mwengo Hill zeigte bereits, daß Obote ohne die Militärs nicht zu regieren im

stande war. Damit war die PolItISIerung des Mzlitärs eingeleitet, deren längerfristige Folgen 

Obote offenbar nicht abzuschätzen vermochte, obwohl er unmittelbar einige Konsequenzen 

zu sehen bekam: Die Armee setzte Gehaltsforderungen in einem solch unverschämten Maße 

durch, daß Ugandas Armee zu einer der bestbezahlten Afrikas wurde~; zahlreiche weitere Zu

geständnIsse mußten gemacht werden und machten klar, daß die Armee in der ugandischen 

25 Hannes Wimmer I996: Evolu(lon der Politik. Wien: WUV-Univermärsverlag, Kap. 6 zu "Chief

doms . 

26 Omarz H. Kokole/Aft A. Mazrul I988: Uganda: The Dual Poltry and rhe Plural SOClery. In: Larry 

DiamondJ]uan J. Linz/Seymour Manin Lipser (Hrsg.), Demoeracy In Deve10ping Counrries, Vol. 

2: Afnea, a. a. 0., S. 259-298, hier insbesondere 262 f. 
27 Samuel Decalo I989: Psyehoses ofPower, a. a. 0., S. T-128 zu Uganda, hier S. 85· 

28 Das Pro-KopF-Einkommen der Ugander berrug Mine der 1960er Jahre etwa 30 US-Dollar pro 

Jahr, das der Off12iere 1.275 (!) ... "truly asrronomie by eomparison wirn rnose of rne vast majoriry 
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Gesellschaft einen privilegierten Sonderstarus genoß. Schließlich standen Beförderungen in 

die höheren Offiziersränge auf der Tagesordnung, und auf diese Weise gelangte auch ldi 

AmIn, der nicht einmal Lesen und Schreiben konnte'9, in das Oberkommando der Armee. 

Obote war erpreßbar geworden, und dies ermöglichte es der Armee, zu Lasten des Gemein

wohls ,.korporative Interessen" durchzusetzen bzw. sich überhaupt gegenüber der polnischen 

I'ührung weitgehend zu verselbständigenJo. 

~ach 1966 wurde Obotes Regierungsstil immer autoritärer: Zunächst verhängte er den 

Ausnahmezustand, dann legte er eine neue Verfassung vor, die einerseits seine .'v1achtbefUg

nIsse beträchtlich erweiterte und andererseits den Föderalismus beseitigte, was die Baganda 

nur als einen weiteren Affront verstehen konnten. Mn der "Common Man's Charter" dekre

tierte Obote einen "sozialistischen Weg" für Uganda, was sofort eine beträchdiche Kapital

flucht am dem Lande auslöste, zumal die "Charter" eine Welle von Verstaadichungen ankün

digte. - Als Amin 1971 durch eInen Staatsstreich die Macht übernahm, wurde dies in welten 

'leilen des Landes begrüßt! Offenbar ahnte kaum Jemand etwas von der bevorstehenden Ka

tastrophe. Die Turbulenzen begannen damit, daß Amin nur etnen Teil der Armee hinter sich 

hatte und sich die von Obote geförderten Acholi- und Langi-Truppen der Machtübernahme 

Amins widersetzten· der Zerfall der ohnehin wenig disziplinierten Armee schritt nun schnell 

of the population", so Rlchard L. Sklar 1979: The Nature ofClass Dominanon tn Afnca. In The 

Journal of Modern Afncan Studles P: 53/-552, hier S 541. 

29 Daniel Chirot 1994 Modern Tyrams. New York/Toronto: The Free Press, .386 zu Idi Amin: " ... 

he was almost funcnonally illiterate and unable to handle bureaucratic paperwork." 

30 Dies gIlt allerdings für fast alle Länder Schwarzafnkas, wo ja die 44 Lander in den /970er und 

1980er Jahren zu mehr als der Hälfte von Milttärs "regiert" wurden: "For berrer or worse, the srudy 

of national politics in Black Africa is rapidly being reduced to the srudy of mtlitary Imervennon 

and mtlitarv rule", so Thomas H johmonlRobert 0 5lateriPat McGowan 1984' Explaining Afncan 

Mtlitary Coups d'Etat, 1960-/982. In: American PoltncaJ Science Review 78: 622-64°, hier S 622; 

siehe schon sehr früh S E. Finer 1962 The Man on the Horseback. - The Role of the Mtlltary tn 

Po!tncs. London: The Pali Mall Press, S 47 fr. allgemein zu "The corporate self-imerest of the at

med forces"; Aristuu Zolberg 19~3. The Mtlitary Decade in Africa. In: World Politics 25: 309-331; 

neuerdings Rosemary H. T OKane 1993: The Ladder of Absrraction. The Purpose of Companson 

and the Practice of Comparing African Coups d'Etat. In: Journal ofTheoreticaJ Politics 5: 169-193, 

und Rosemary H. T OKane 1993: Coups dTtat in Africa: A PoliucaJ Economy Approach. In: Jour

nal of Peace Research 30: 251-27°; neben den Zitierten Auroren gäbe es noch etne ganze Reihe an

derer, welche einen srrukrurellen Ansatz (Im wette ren Stnne) verrreten, d. h, Staatsstreiche und 

Mtlltardtktaruren aus ökonomIschen und/oder anderen sozialstrukrurellen Rahmendaten erklären; 

Im umerschied dazu verrmt Samuel Decalo 1990: Coups and AImy Rule in Africa. New Ha

ven London: Yale Unlv. Press, etnen ,.korporativen Ansatz" (vergleichbar mit den AIbelten von 

Samuel E. Finer oder Alfred Stepan zu Lateinamerika), d. h. erklärt die Vorgänge aus den Elgen

tnteressen der Mtlitärs; Siehe auch john W Harbeson 198,7: Mtlitaty Rulers in African PolItIes, In: 

Ders. (Hrsg,), The ~ftlitary in Afncan Pol ltI CS. ~ew YorkR{'estpomLondon: Praeger, S, 120. 
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voran, denn der Machtkampf zwischen Obote und Amin verlagerte sich nun endgülrig in die 

Armee hinein, leitete den Desintegrationsprozeß der regulären Armee ein, der dann inner

halb weniger Jahre m den vollständigen Staatskollaps mündere. Amins loyale Truppen be

setzten Obote-loyale Kasernen und exekutierten zu Tausenden die dortigen Offiziere und Sol

daten; nur emem kleinen Teil gelang die Flucht über die Grenze nach Tansania, wo sie später 

eine bewaffnete Widerstandsbewegung gegen das Amin-Regime grundeten. 

Die Eskalation der Gewalr gmg an der Gesellschaft nicht spurlos vorüber, insbesondere die 

WirtSchaft stagnierte. Amin ließ Papiergeld drucken, was narürlich nur die Inflarion anheizte. 

In diesem Zusammenhang ist die ,,Ausweisung" (eigentlich: gewaltsame Vertreibung) von 

7°.000 ,,Asiaten" (hauptsächlich Inder) zu sehen, die innerhalb von drei Monaten Uganda 

verlassen mußten und nur wenige Habseligkeiten mitnehmen durften. Die Asiaten stellten 

Im Handel, Gewerbe und Industrie einen beträchtlichen WirtSchaftsfakror dar, und deshalb 

ist es nicht verwunderlich, daß mit ihrem Abzug ganze Wirrschafrsnveige regelrecht zum Still

stand kamen. Amins "Verstaatlichung" bedeutete ja nichts anderes als die Lizenz für die Sol

daten und deren Anhang, das Eigentum der Asiaren zu plündern, was sie auch taten ';. Der 

Niedergang der formellen Wirrschaft war nun nicht mehr aufzuhalten und folglich betrieb 

die Bevölkerung zunehmend "Magendo"-Wirtschaft, also illegale Geschäfte über die Sraars

grenzen hinweg (Schmuggel. Export von Cash-crops, Import von Mangelware), Schwarz

marktaktivitaten mit neuen Chancen für schnelle und z. T. beträchtliche Gewmne oder 

kehrte schlicht zur Subsistenzproduktion zurück, um zu überleben. 

Amm konnte das Land m keinem irgendwIe gearteten )lI1ne regieren: Es gab keme Kabi

nerrssitzungen, wo Maßnahmen diskutiert und Entscheidungen getroffen worden wären; die 

Beamten der Verwaltung wurden zunächst unregelmäßig und dann überhaupt nicht mehr 

bezahlr (sie harren ohnehin nichts mehr zu sagen, denn Amin harre längst angeordner, daß 

der "Befehl" eines jeden Soldaten höher stünde als eines Zivdisten, und sei es eines Ministers). 

Die "Verwaltung" war dann auch bald voll ausgelastet mit ihren eigenen Überlebensstrate

gien. Amin erteilte Befehle, wie sie ihm gerade einfielen und auch diese Befehle wurden 

außerhalb des Korridors Kampala - Entebbe kaum mehr befolgt. Die Kommandeure der 

über das Land verteilten Kasernen harten sich de facro verselbständigr: Sie waren Warlords ge

worden, die mit ihren Waffen die umliegende Bevölkerung beraubten und terrorisierten. Be

reItS 1973 bezeichnete die . .International Commission oflurists" in ihrem Bericht Uganda als 

,,A Lawless State" . Als Prasident Nyerere (1979) ugandische Widerstandskampfer und tan

sanische Truppen in Uganda einmarschieren ließ, wurde kaum gekämpft: Amin floh über 

31 Rolf Hojmezer 199]: Uganda. In: Nohlen/Nuscheier (Hrsg.), Handbuch, Bd. 5, S. 201 ,225, hier 

insbes. S. 206: "Vor allem Angehönge von Militär und Burokratie konnten sich an den zurück

gelassenen Besitztümern bereichern und Geschäfte und Betriebe lIbernehmen, diese wegen des 

völligen Mangels an Erfahrung aber schon bald nicht mehr betreiben." 

32 Samt/ei Decalo 1989: Psychoses of Power, a. a. 0., S. 10Z. 
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Tripolis nach Saudi-Arabien (wo er heute noch gemiidich spazieren gehen darf, d. h. nicht 

angeklagt i~t wegen schwerster Kriegsverbrechen), und auch die anderen Warlords (bzw. 

schlicht: Verbrecherbanden) flüchteten oder versteckten sich Im Busch, was zeigt, daß von 

einer Armee im üblichen Sinn nichts mehr vorhanden war und sich die letHen Reste von 

.)taatltchkeit aufgelöst hatten. Das Terrorregime Amins und die Willkürherrschaft der War

lords harren z.wischen 1971 und 1979 mindestens 250.000 Menschen das Leben gekostet! 

"fit der Vemeibung Amins war die rraglsche GeschIChte Ugandas leider noch lange nicht 

zu Ende: Zweifellos hatten es die Übergangsregierungen 1979/80 umer Yusuf Lule und God

frey BlIlaisa schwer, überhaupt zu regieren, zumal es ja keinen funktionierenden Staatsapparat 

mehr gab. Die beiden "Präsidemen" verspielten aber Ihren kleinen Verrrauensvorschuß sehr 

schnell, weil sie zu offensichtlich ihren Freunden und Anhängern Vorrede verschafften, also 

kurzsichtige, parrikularistische Imeressenpolltik betriebenJ!. Damit nicht genug: Als 1980 

\X'ahlen abgehalten wurden, traten plörzltch die alten Konfliktfronren wieder zutage mit ihren 

"politischen Parteien", so als ob zwischenzeidich nichts geschehen wäre. Angeblich gewann 

die "Uganda People's Parry" (U.pe.) diese Wahlen, also Obotes Parrei, der aus dem Exil 

zurückkehrre und wieder Präsident von Uganda wurde (von Dezember 1980 bis Jult 1985). 

Wahrscheinlich gab es nicht viele Kenner Obotes, die ihm die Wiederherstellung von Rec.ht 

und Ordnung zutrauten. Tatsächlich verstand es Obore wieder nicht, die verfeindeten Grup

pen zum Einlenken zu bewegen, Im Gegemeil, er griff wieder zum Mmel der Gewalr. Der 

Umerschied zu 1966 bestand jedoch dann, daß nun enorme Mengen an Waffen Im Lande 

zirkulierren und die offizielle Regierungsarmee eher ell1 Sammelsurium undisziplinierrer Krie

gerhaufen denn eine reguläre Armee darstellte. Laut Amnesry Imernational gingen während 

Obores zweiter "Regierungszeit" rd. 300.000 Menschen in sll1nlosen Gemetzel und Massa

kern zugrunde, d. h., Obote II war lerHlich nicht besser als Amll1. Es ist schon erstaunlich, 

wie wenig lernfähig sich die politischen Eliten und insbesondere der "Präsidenr" selbst erwie

sen - jederzeit bereit, das Gememwohl des Landes partikularen oder auch nur rein persönli

chen Imeressen zu opfern und dafur zum Mittel der Gewalt zu greifen. Was Immer man an 

Musenevi kritisieren mag, er hat es zustande gebracht, mit seiner "National Resistance Army" 

eine disziplinierre Armee aufzubauen und die verfemdeten Gruppen zu entmilitansieren 4 

An diese Leadership-Leistllng konnte die \X'iederherstellung von Recht und Ordnung an

schließen - ohne innere Paztjierzmg der Gesellschaft ist ein Staat nicht mägftch (Thomas Hob

hes). Andererseits setzt auch das Monopol der legi(Jmen physischen Gewalrsamkeit (Max 

~l }immy K Tindrgamkayo I988· Uganda, 19~9-85: Leadership in Transltlon. In: Thc Journal of Mod

ern African )tudles 26: 604-622, insbe'. ) 6lI: »\X'ho gets what?" war die l.eltlinle der Über

gang,reglerungen, wenn man sie überhaupt als "Regierungen" bezclchnen will. 

l4 Ein ausgezeichneter BC1(rag zu den tragischen Ereignissen Ugandas ist E. A Brett 1995: Neutraliz

ll1g the Use ofForce in Uganda: the Role of the \.filltary in Polltics. In: The Journal of Modern 

Afncan ~tudics 3.1 129-152. 
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\Xleber) voraus, daß die Sicherheitsorgane des Staates das Recht nicht verletzen, sondern 

durchsetzen. Deshalb mußte Musenevi als Chef der Armee und dann als Präsident Im Falle 

von Übergriffen der Armee auf die Zivilbevölkerung manchmal hart durchgreifen. Seit An

fang der 1990er Jahre hat die "Perle Afrikas" (so vvurde Uganda während der britischen Ko

lonialzeit genannt) wieder eine Zentralgewalt, also einen Staat, der nicht nur formell auf der 

Landkarte existiert, sondern effektiv regiert wird, Internationale Entwicklungshilfe mobilisiert 

und den Wiederaufbau des Landes vorantreibt'I. 

Bevor wir uns wieder theoretischen Überlegungen zuwenden, sehen wir uns noch ein wei

teres Beispiel für einen vollständigen Staatskollaps an, nämlich Somalia. Der Staat Somalia 

entstand (Unabhängigkeit 1960) durch elllen Zusammenschluß des Protektorats "Britisch

Somaliland" und des unter italienischer Verwaltung stehenden UN-Treuhandgebietes "So

malia" Zunächst schien es, als brächte Somalia günstige BedIngungen für eine funktionie

rende Demokratie mit, denn im Unterschied zu den meisten anderen afrikanischen Staaten 

weist die Bevölkerung Somlias eine hohe soziokulturelle Homogenität auf Man spricht die

selbe Sprache (Somaale), beSitzt dieselbe Religion (Islam) und teilt kollektiv die Traditionen 

nomadisierender Viehzüchter. Aber der Eindruck der Einheit täuschte: Die Somalis hatten 

nie eine politisch integrierte Einheit gekannt, ganz im Gegenteil, ihre polltIsche Organisation 

entsprach weitgehend der aus der politischen Anthropologie bekannten segmentären Lineage

Struktur: die Verwandtschaftsverbände fühlten sich je nach genealogischer Tiefe mehr oder 

weniger eng verbunden, anerkannten keme übergeordnete politische Autorität, konnten zwar 

nach außen - gegen einen gemeinsamen Feind - größere, solidarische Karnpfformauonen bil

den, blieben aber im Inneren immer in hohem Maße anfällig für Konflikte, die nicht selten 

gewaltsam ausgetragen wurden. Die präkoloniale Geschichte der Somalis war keine friedli

che, sondern eine kriegerische, und in dieser kam es nicht nur auf Tapferkeit, sondern auch 

auf Schläue" in der Wal11 der Bündmsparrner an, d. h., die Klans schlossen untereinander 

Bündnisse, wenn es ihnen vorreilhaft erschien, und brachen diese, wenn sich die Bedingun

gen änderten36• 

Diese traditionalistische Klan-Struktur wurde bereits in den ersten Jahren nach der C'nab

hängigkeit reaktiviert, nicht zuletzt durch die Einrichtung von "demokratischen" Wahlen: 

Die Klans traten im modernen Gewand von politischen "Parteien" auf und maßen ihre 

,Kampfkraft" oder ihre jeweilige Stärke nun in der Zahl der Stimmen: 1964 gab es Z4 Par

teien und 793 Kandidaten, die um 123 Parlamentssitze konkurrierten, 5 Jahre später 6z Par-

35 Gi/bert M. Khadtagala 199f Sr,lre Collapse and Reconstruction in Uganda. In: 1. William Zart

man (Hrsg.), Collapsed Stare.\. Thc Disintegration and Re.\wration of Legitimate Aurhoriry. Boul

der/London: Lynne Rienner, 5. 33' '47. 

36 Günther Schia 1995. Regelmäßigkenen Im Chaos: Elemente etner Erklärung von AllIanzen und 

Fronrverläufen in Somalia. In: Afrika Specrrum 30: 274-292. 
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telen und über 1.000 Kandidaten· ; 1969 mußten die Stimmen regelrecht gekauft werden: 

Eine Stimme kostete im Durchschnitt 9 US-Dollar, d. h., der "Wahlkampf' wurde zu einer 

kostspieligen Investition, die sich nach dem Sieg "lohnen" mußte. Bei den Wahlen ging es 

nicht um legitimation, Repräsentation, Herstellung von Verantwortlichkeit etc. · wie dies 

die Demokratietheorie vOrsIeht ,sondern um die Eroberung von Staatspfninden und vor 

allem um die Verteilung von Entwicklungshilfegeldern! 

Der Staatsstreich der Militärs 1969 unter der Führung von Mohammed 5zyad Barre setzte 

dem "Clanism"l8 als der somalischen Version der "politisierten Ethnizität" und dessen Aus

wuchsen in Gestalt von Patronage, Nepotismus, eskalierender Korruption etc. ein vorläufi

ges Ende. Der DiktatOr suspendierte die Verfassung, verbot die politischen Parteien und 

schaffte das Parlament sch!Jcht ab. Auf der Suche nach einer Alternative dekretierte er die Ein

führung des "wissenschaftlichen Sozialismus"J9 und gewann damit die "Sowjets" als neuen 

internationalen Partner: Mit der Hilfe der UdSSR wurde die Armee, die zum Zeitpunkt der 

Unabhängigkeit nur 3.000 Mann zählte, kräftig ausgebaut (auf etwa lZO.000 Mann) und waf

fentechnisch modernisiert. Als im benachbarten Äthiopien die Armee ebenfalls putschte 

(19"7 4) und danach ebenfalls den "wissenschaftlichen Sozialismus" verordnete, änderte sich 

die Situation Somalias schlagartig: Der Remigewechsel JO Äthiopien führte zunächst dort zu 

anhaltenden Wirren (zusätzlich zum Sezessionskrieg der Eritreer), was Barre dazu verleitete, 

die Gunst der Stunde zu nutzen und die unter äthiopischer Herrschaft "leidenden" Ogaden

Somalls heim lOS Reich zu führen. Womit der DiktatOr offenbar nicht rechnete, trat jedoch 

ein: Den Sowjets erschien im Kontext des "Kalten Krieges" - Äthiopien (am Horn von 

Afrika) ein strategisch viel wichtigerer Partner fls Somalia. Die sowjetischen "Berater" zogen 

aus Somlia ab und unterStlJtzten das Regime in Addis Abeba. Barre verlor den Ogaden-Krieg. 

Seine Entscheidung für den Krieg war ein weiterer schwerer politischer Fehler - allerdings 

nicht unrypisch für Militärs, die sich einbilden, gute Politiker zu sein. 

Von nun an ging es mit dem Barre-Regime rasch bergab. Das Land besaß nun nicht nur 

einen aus eigener Wirrschaftskraft unfinanzierbaren Militärapparat, sondern hatte auch ge

waltige Kriegskosten zu tragen: der Fluchtlingsstrom aus dem Ogaden in den Norden Soma

lias kam dann noch hinzu. Barre mußte sich immer stärker auf den internationalen Finanz-

37 Abdi Samatar/A. I Samatar I981: The Material Roots of the Suspended African State: Arguments 

from Somalia. In: The Journal of Modern Afncan Studles 25: 669-690, hier S. 682. 

38 Hussem M. Atl:zm I995: Somalia: A Terrible Beauty BelOg Born? In: Zartman (Hrsg.), a. a. 0., 

S. 69 ·89. 

39 Die meisten putschenden Militärs in Afrika harten keine Ahnung, was sie an der Regierung an 

Politik/Programmen eigentlich umsetzen wollten; das gtlt auch für diejenigen, die den "SOZialis

mus" SOWjetischer Prägung gewaltsam durchsetzten; "Ideologien" im westlichen Sinne gab es in 

Afrika kaum und daher ISt es nicht sehr sinnvoll, die politischen Systeme nach .,ideologischer Aus

richtung" (kapitalistisch oder sozialistisch) zu klassifiZieren; Siehe grundsätzlich zur Problematik 

CrawJord Young I982. Ideology and Development 10 Afnca. New Haven/London: Yale Univ. Press. 
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markt begeben: Die Auslandsverschuldung Somalias stieg von 660 Mio. US-Dollar 1980 auf 

unglaubliche 2.350 Mio. 1990. Als Ende der 1980er Jahre die Geberländer aus Unwillen, wei

ter ein marodes und korruptes Regime zu unterstützen, ihre Zahlungen einstellten, bewirkte 

dies den freIen Fall der somalischen Wirtschaft. 

Die Sowjets harten eine auf ideologischem Wissen, Spezialkenntnissen und Erfahrung be

ruhende "Nomenklatura" im Staatsdienst Somalias einführen wollen. Wie weit ihnen das ge

lungen war, läßt sich schwer beurteilen; nach ihrem Abzug setzte sich jedenfalls die "Klan

kratura" wieder voll durch. Barre stützte sich machtpolitisch immer mehr auf die Klans der 

DAROD, aber auch diese Machtbasis schrumpfte, als er bestimmte Klans nicht mehr mit lu

krativen Geschäften bedienen konnte. Zuletzt blieb ihm nur mehr die MDO-Fraktion des 

DAROD-Klanes und die "Regierungsumbildungen" degenerierten endgültig "zu einem 

bloßen Stühlerücken unter Familienmitgliedern des Präsidenten"4o. 

Seit Beginn der 1980er Jahre hielt das Regime nur mehr sich selbst am Leben und war un

fähig geworden, irgend etwas zur Lösung der sich kumulierenden Probleme der Bevölkerung 

zu tun. Anstatt z. B. Maßnahmen zur Lösung der Flüchdingsproblematik im Norden zu er

greifen, schürte die "Regierung" die Konflikte zwischen den zu Hunderttausenden einge

strömten Ogadeni und den angestammten Bewohnern der Region, den Angehörigen des 

ISAA-Klanes. In dieser Situation formierte sich die erste bewaffnete Widerstandsbewegung, 

die sog .. Somali National Movement" (SNM), weitere sollten folgen (z. B. der United So

mali Congress, gestützt auf den HAWIYE-Klan in der Zenrralregion und die Somali Parriotic 

Front im Suden). Als die SNM 1988 die Städte Burao und Hargeisa einnahm, ließ Barre die 

Städte und Dörfer schlicht und einfach dem Erdboden gleichmachen: Etwa 50.000 Men

schen, fast ausschließlich Zivilisten, gingen bei dieser Wahnsinnsaktion zugrunde4'. Ende 1990 

vereinigten sich die diversen Guerilla-Gruppen und eroberten Mogadischu. Dieser militäri

sche Erfolg war u. a. auch deshalb möglich geworden, weil ganze Einheiten der regulären Ar

mee zu den Widerstandskämpfern überliefen. Barre floh in den Süden und wurde hier zu 

einem der Warlords wie die anderen auch. 

Mit dem Zerfall der Armee war der vollständige Staatskollaps in Somlia besiegelt4' . In Mo

gadischu zerfiel dann die Einheit des "Uni ted Somali Congress" in eine von Ali Mahdi (der 

sich selbst zum Interims-Präsidenten ernannt hane) und in eine von "General" Aidid geführte 

Fraktion. Die unvereinbaren politischen Ambitionen dieser Männer trugen den Bürgerkrieg 

nun endgültig in die Hauptstadt hinein4l . Die Dekomposition der jeweiligen kämpfenden 

Klan-Einheit schrin nun rasch voran: Am 18. Mai 1991 erklärte sich die Region des früheren 

40 Thomas Labahn 1993- Somalia. In: Nohlen! uscheler (Hrsg.), Handbuch, Bd. 5, a. a. 0., S. 134-

155, hier S. 146 f. 

41 &klya Omaar 1992. Somalia. At War with Itself. In: Currenr History 91: 230-234. 

42 HUS5el M. Adam 1995' Somalia: A Terrible Beaury Being Bom) In: Zartman (Hrsg.), a. a. O . 

43 &klya Omaar 1992: Somalia. At War with Itself, a. a. 0., S. 233. 
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britischen Protekrorars als .. Republik Somaliland" fur unabhängig, doch auch hier wähne der 

innere Friede nicht lange; schon eIn Jahr danach bekriegeen sich die Milizen auch dieser Sub

klans umereinander+4. - "Das Vermächmls Barres war: Zerstörungen alleronen, zerschossene 

Häuser, gepltinderre öffemliche Gebäude, nicht funktionierende Wasser- und Stromversor

gung, unbestellte Felder; darüber hinaus ein politisches Vakuum, In dem jeder ein Stück der 

Beute beanspruchte. "4' Seither herrscht gewalttätige Anarchie, der Hobbessche Naturzustand. 

Die UN-Missionen scheirerren in erster Linie am Unwillen der verantwortlichen Gremien, 

In Somalia eine durchgreifende Entwaffnung und Emmilitarisierung der Milizen durchzu

fuhren 46• Ob die Wiederherstellung staatlicher Ordnung "von umen", etwa über die uadi

[tonale Aurorität von "Ähesten", gelingen wird, bleibt abzuwarren47 . 

Die bislang diskutierren FälleojS sind erschütternde Anschauungsbeispiele für das Rtsiko, 

welches "personal Rule" unter der Bedingung unzureichend institutionalisierter Staatlichkeit 

in sich birge. Leider ließe sich die Liste der Länder in Afrika unschwer verlängern, was wir 

hier aus Raumgründen nur andeuten können: Liberia gerät nach dem Militärputsch umer 

der Führung von Samuel Doe 1980 "immer mehr in die Hand von Dieben und Gaunern, die 

sich die Reichtümer des Landes brutal aneigneten"49. Auch in Liberia zerfiel der Staarsapparat 

vollständig, und genau dies ruinierre ein an sich wohlhabendes und mir Ressourcen gut ver

sorgtes Land, das nun von rücksichtslosen Warlords beherrscht wird. Die Republik des 

Taschad umer Franc;:ois Tombalbaye und Hissene Babre wäre ein weiterer Fall: "Die postko

loniale Politik des Tschad ist seit der Mitte der 60er Jahre weitgehend eine ,Geschichte des 

Burgerkrieges' . "50 Emsprechend einer Umersuchung zur Menschenrechtsbilanz des Habre-

44 Rakzya Omaar 1994· Somaliland: One Thorn Bush at a urne. In: Current History 9J: 232-236. 

45 Thorruzs Labahn 199], Somalia. In Nohlen/Nuscheler (Hrsg.), Handbuch, Bd. 5, S. 151. 

46 John T Fishel 1997 Civil Mditary Operations In ehe New World. Westport, Conn.lLondon: Prae

ger, S. 189 ff. 
47 Für solche Ansätze In Somaliland siehe Omaar 1994. 

48 Auf Afghanistan müßte hier näher eingegangen werden, soll aber aus Raumgründen unterblei

ben, Siehe jedoch Astn Suhrke 1990: Afghanistan: Retribalization of ehe War. In: Journal of Peace 

Research 27: 24l-246; Shah M. Tarzz 1993: Afghanistan in 1992: A Hobbesian State ofNarure. In: 

Aslan Survey XXXIII: 165-174; Zalmay Khalilzad 1995: Afghanistan in 1994: Civd War and Dis

integration. In: Asian Survey XXXV: I47-152. 

49 Roben IV.zppefITX'erner Korrt 1993.' Liberia. In: Nohlen/~uscheler (Hrsg.), Bd. 4, S. 278-297, hier 

S. 28I; siehe auch Christopher Clapham 1989. Ltbena. In: Donal B. Crulse 0 Brien/John 

Dunn/RIchard Rathbone (Hrsg.), Contemporary West African States. Cambridge u. a.: Cam

brIdge Univ. Press, S. 99-III; Martm Lowenkopf 1995-' Llbena: Pumng ehe State Back Togeeher. In: 

I. William Zartman (Hrsg.), Collapsed States, a. a. 0., S. 9I-108. 

50 Hanspeter Mattes 1993: Tschad. In Nohlen/Nuscheler (Hrsg.), Handbuch, Bd. 4, a. a. 0., S. 

488-502, hier S. 490. 
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Regimes gehen mindestens 4°.000 - häufig bestialisch getötete - Tschader auf dessen Konto, 

"ein Genozid gegen das eigene Volk" (Mattes). "During this whole period state authority had 
been almost non-existent." 

Macht und Gewalt - Zur Bedeutung des Gewaltmonopols des Staates 

Es ist sicherlich kein Zufall, daß in der Literatur zum Staatskollaps Immer wieder aufTho

mas Hobbes' Beschreibung des "Naturzustandes" rekurriert wird. Thomas Hobbes hat auf

grund der BürgerkriegsereignIsse der 1640er Jahre in England selbst erlebt, welche Konse

quenzen der Zusammenbruch der herrschaftlichen Ordnung hat, nämlich die Eskalation der 
physischen Gewalt sowie die unzähligen negativen Folgen, die damit verbunden sind. In einem 

gesellschaftlichen Zustand, wo eine übergeordnete, staatliche Zwangsgewalt fehlt, müssen sich 

dIe Menschen selbst mit Gewalt gegen Gewalt wehren können oder sie sind arm dran, so 

Hobbes. 

Was mit dem Krieg aller gegen alle verbunden Ist, das findet sIch auch bei den Menschen, die 

Ihre 5ICherheit einzig auf ihren Verstand und auf ihre körperlichen Kräfte grllnden müssen. Da 

findet sich kein FieJß, weil kein Vorteil davon zu er.varten ist; es gIbt keinen Ackerbau, keine 

Schiffahrt, keine bequemen Wohnungen, keine Werkzeuge höherer Art, keine Länderkennt

nis, keine Zeitrechnung, keine Künste, keine gesellschafrlichen Verbindungen; statt dessen ein 

tausendfaches Elend; Furcht, gemordet zu werden, stündliche Gefahr, ein einsames, kümmer

liches, rohes und kurz dauerndes Leben.!' 

51 Robert Buijtenhuijs 1989: Chad: The Narrow Escape of an Afncan State, 1965-[987. In: 

O'Brien/Dunn/Rathbone (Hrsg.), Contemporary West African States, a. a. 0., S. 49-58, hier S. 

51; siehe auch William J. Fa/tz 1995." Reconstructing me State in Chad. In: I. William Zartman 

(Hrsg.), Collapsed Stares, a. a. 0., S. 15-31: ,,Acove revolr against me Chadian state began in 1965. 

Initially, It rook me form of a peasant jacquerie, a violent pro rest against an overbearing, venal, 

and incompetent administrarion. Ar first a loeal affiur, it quickly found echoes across ehe northern 

rwo-mirds of me counrry. As revolt produced reprisal, reprisal in rurn produced rebellion - men 

civil war, coups d'etat, foreign military intervention, regional recession, and the diVISIOn and re

combinaoon of alliances and futile governmenrs. No part of me country escaped armed violence; 

no Chadian family escaped me violence unscathed. Stare aurhoriry collapsed definirely in 1980 

when civd war rouched virrually every corner of the country, reaching a ferocious peak in me batt

les fought back and foreh across me capital, Ndjamena. Governmenr functionaries - and rhe en

t1re diplomatie corps - f1ed the capital" (S. 15). 

5z Thomas Hobbes I6SdI98o: Leviaman. Stuttgart: Reclam, I. Teil, 13. Kap., S. 1I5 f. 
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Diese Beschreibung trifft auf die "Empirie des Staarskollaps" weitgehend zu. Da gibt es zwar 

keinen "Krieg aller gegen alle" ein solcher Kneg wäre real gar nicht zu fuhren, sondern ist 

nur hypothetisch vorsrellbar -, wohl aber hetrscht "Krieg" zwischen Warlords, deren Macht 

einzig und allein auf der Chance beruht, Mittel der physischen Gewaltsamkelt einzusetzen. 

Diese an Max Weber angelehme Formulierung weist schon auf die paradoxe Siruation hin, 

welche "Herrschaft: von Warlords" beinhalter: Die Kriegsherrn haben im Grunde genommen 

nur ganz wenig Macht, weil sie ohne Gewalt nichts oder nicht viel ausrichten können. Des

halb müssen sie und ihre Helfer ständig in Gestalt "überlegener Waffengewalt" auhreren. Ihre 

schmale Machtbasis zwingt sie zu einem Dauerelnsarz von Gewalt, und dies ISt ohne außer

ordendich hohen Aufwand an Zen, Menschen und Material nicht möglich. 

Andererseits verfügen die Kriegsherren über sehr viel Macht, weil die Menschen keine an

dere AJternative haben, als sich den Anordnungen zu fügen, es sei denn, sie würden sich em

schließen, Widerstand zu leISten, aber das würde ihnen mit einiger Sicherheit das Leben ko

sten. Da das Leben eines einzelnen im Kriegszustand nicht viel zählt, wäre das ein "sinnloser 

Tod"<' . Es ist eine Grundeigemümlichken von Gewalt, daß sie an der Körperltchkezt der Per

\on ansetzt'4 und so Leib und Leben bedrohen kann. Weiterhin hat Gewalt einen unüber

hietbaren Vorteil: sie Ist immer und jederzeit, unabhängig von sozialen Komexten eInserzbar. 

Genau das aber umerscheldet Gewalt von "Macht" im strikten Sinn des Begriffs, denn 

.\1acht serLt - so Parsons und Luhmann - voraus)·, daß die Akteure in einer bestimmten Si

tuation mehrere AJternativen haben. Es gibt kaum eme Siruation, wo jemand nur eine einzige 

Möglichkeit sieht, etwas zu tun; es besteht zumindest immer die Möglichkeit, erwas nicht zu 

tun, was man aber durchaus run könnte, wenn man wollte. Hat jemand mehrere Möglich

keiten, erwas zu tun oder zu umerlassen, und gilt dies auch für andere Personen, so stellt sich 

die Frage, welche Alternative eine Person wählt und warum sie das tut. "Macht" setzt 

grundsärzlich solche Situationen voraus, in denen Personen die Freiheit haben, die eigenen 

HandlungsmöglichkeIten anzuschauen und dann zu enrscheiden, was für einen selbst das Be

ste wäre. Der "Machthaber" kenm diese Situation und bringt Macht dann und nur dann ins 

Spiel, wenn er dem Betroffenen sinngemäß signalisieren kann: "Wenn Du Dich nicht so ver

halm, wie ich es Dir vorschlage, dann werde ich erwas tun, was Dir gar nicht gefallen wird."

Macht beruht also auf der Chance, dem Betroffenen eine Alternative androhen zu können, 

53 Vgl. Trutz von Trotha 199f Ordnungsformen der Gewalt oder AUSSichten auf das Ende des staat

lichen Gewaltmonopols. In: Blrgltta Nedelmann (Hrsg.), PolitISche Institutionen im Wandel. 

Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 129-166. 

54 Nzklas Luhmann 1981 Symbiotische Mechanismen. In: Ders., Soziologische Aufklärung 3. Opla

den: Westdeutscher Verlag, S. 228-244. 

55 Aus einer evolutIonstheoretISchen Perspektive vgl. Hannes '.'<'immer 1995: Zur Bedeutung politi

scher Macht in der Evolution von Gesellschaften. In: Renate Marrinsen (Hrsg.), Das Auge der 

Wissenschaft. Baden-Baden: Nomos, S. 13-55. 
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die dieser lieber vermelden möchte. Deshalb ist der Betroffene von Macht geneigt, diejenige 

Alternative, welche der Machthaber auswählt, zu akzeptieren, obwohl er grundsätzlich die 

Möglichkeit hätte, abzulehnen und die Konsequenzen aufsichzunehmen. Wir haben somit 

eine doppelte Alternativenkonstellation vor uns, in welcher jedoch die Fähigkeit, eine "Ver

meidungsalternative" präsentieren zu können, ungleich oder asymmetrisch verteilt ist. 

Gegen Menschen absichtlich angewandte physische Gewalt ordnet sich dem handlungsbew

genen Medium Macht dadurch zu, daß sie HandeLn durch HandeLn eLiminiat und dadurch 

auch eine kommunikatIVe Übatragung reduzierter Entscheidungrprämissen ausschLießt. Mit die

sen Eigenschaften kann physische Gewalt nicht Macht sein, sie bildet aber den nichtüberbiet

baren Grenzfall einer machrkonstiruierenden VameidungsaLtematlVe. In dieser Stellung kom

men die oben skizzierten Eigenschaften symbiotischer Mechanismen zum Tragen: Die 

Möglichkeit von Gewaltanwendung ist für den Betroffenen nicht ignorierbar, sie bietet dem 

Überlegenen hohe Sicherheit in der Verfolgung seiner Ziele; sie ist nahezu universeLL verwend

bar, da sie als Mittel weder an bestimmte Ziele noch an bestimmte Siruationen oder an be

stimmte Motivlagen des Betroffenen gebunden ist; sie ist, da es um relativ einfaches Handeln 

geht, gut organislabar und damit unter Ausschluß von Selbstbefriedigung zentralisierbar. Dazu 

kommt, daß Gewalt Jene Eigenschaften einer asymmetrischen Ordnung der relativen Präferenzen 

aufweist, die bei der Machtbildung erforderlich ist: Sie ist für den Überlegenen weniger unan

genehm als für den Unterlegenen. Außerdem bildet Gewaltanwendung den Kulminations

punkt eines Konfliktes, in dem eine EntScheidung unausweichlich wird: Entweder siegt der 

eine oder der andere. Daraus folgt ein binärer Orientierungsschematismus schon in der Anti

zipation des Konfliktausgangs. Bel Verwendung als gesellschaftlicher Vermeidungsalternative 

wird dieser Schematismus durch einen weiteren, den von Recht und Unrecht, für die positiv 

gewählten Alternativen ergänzt. Die Doppelnatur des Macht-Codes, bestehend aus 

Stärke/Schwäche und Recht/Unrecht, beruht mithin auf der Doppelung von negativen und 

positiven Alternativenkombinationen, die Macht konstituiert. Hieraus ergeben sich die For

derungen der Kompatibilität von Stärke und Recht und zugleich die Einsicht, daß Stärke und 

Recht nicht identisch Sind. Die seit den Sophisten immer neu belebte Diskussion des "RechtS 

des Stärkeren" legt jedoch eine viel zu einfache Machrrheorie zu Grunde. 56 

Die Drohung, physische Gewalt anzuwenden, kann die ,,Attraktivität" einer Vermeidungsal

ternative beträchtlich steigern oder kann selbst die Vermeidungsalternative sein, aber das 

56 Niklas Luhmann I988: Macht. Stuttgart: Enke, 2. Aufl., S. 65; Luhmann formuliert hier eine 

Theorie der .. symbolisch generalisierten Kommunikationsmedien", in welcher "Macht" nur eine 

unter mehreren anderen solcher Medien vorkommt, in Anschluß an TaLcott Parsons 1980: Zur 

Theorie der sozialen Interaktionsmedien, hrsg. und eingeleitet von Stefan Jensen. Opladen: West

deutScher Verlag, insbes. S. 57-137. 
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kommt in modernen Gesellschaften relativ selten vor. Dies liegt darin begründet, daß das 

Recht der Entscheidung über den Einsatz von Gewalt nur mehr einer einzigen Instanz zu

steht, nämlich dem Staat. In modernen Gesellschaften verfugt der Staat über das Monopol der 
legitimen physischen Gewaftsamkelt (Max Weber), und deshalb haben nur staatliche Instanzen 

den 7ugang zu Entscheidungen über den Einsatz von Gewalt. Dieser Zugang ist institutio

nell In hohem Maße beschränkt, formalisiert und inhaltlich an die Bedingungen gebunden, 

die das geltende Recht vorsieht. Von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen darf der Bürger 

selbst keine Gewalt anwenden, sondern muß alle seine Konflikte notfalls oder falls erforder

lich auf den Rechtsweg bringen, also den Gerichten zur Entscheidung überlassen. Die Ge

richte wiederum besitzen den Zugang zu Entscheidungen über den Einsatz von Gewalt, um 

Rechtsverstöße sanktionieren zu können. Sie fordern dazu vom Staat die Mittel an, welche 

dieser in Gestalt von Exekutivbeamten (Polizei) bereithält. Der moderne Staat hat nicht nur 

das Monopol der phYSischen Gewalt, dieses Monopol ist auch weitgehend rechtsstaaclich "ge

bändigt". Zwischen diesen Staatsprinzipien besteht allerdings ein gewisses, vielleicht gar 

nicht auflösbares Spannungsverhälrnis, auf das wir später noch einzugehen haben '". 

In den Ländern des Staatskollaps ist das Gewaltmonopol des Staates vollständig zerstört; 

die Mittel der physischen Gewalt sind auf zahlreiche lokale Warfords verteilt, welche kein an

deres Recht respektieren als das "Recht des Stärkeren". Auch das hat Thomas Hobbes schon 

gewußt: 

Bel einem Knege aller gegen alle kann auch nichts ungerecht genannt werden. In einem sol

chen Zustande haben selbst die Namen gerecht und ungerecht keinen Platz. Im Kriege sind 

Gewalt und List Hauprrugenden; und weder Gerechtigkeit noch Ungerechtigkeit sll1d not

wendige Eigenschafi:en des Menschen; wed, wenn es nämlich so wäre, sie auch bei demjenigen 

angetroffen werden müßten, der ell1sam und allein auf der Welt lebt. Sie sind Eigenschafi:en 

des Menschen, aber nicht sofern er Mensch überhaupt, sondern sofern er Bürger ist. Ebendar

aus ergibt sich ferner, daß es in einem solchen Zustande keinen BeSitz, kein Eigentum, kein 

Mein und Dein gibt, sondern was jemand erworben hat, gehört ihm, solange er es Sich zu si

chern imstande 1St. 

Die Warlords und ihre Milizen respektieren das Eigentum der Bürger, die sie zu schützen be

haupten, überhaupt nicht, und nehmen sich mit Gewalt alles, was sie gerade brauchen oder was 

57 Michael Baurmann I996: Der Markt der Tugend. Recht und Moral in der liberalen Gesellschafi:. 

Tübingen: Mohr (Pau! SIebeck), S. 91 f. zum "Gewaltmonopol der Rechtsordnung" Im Sinne ei

ner "Ordnung des Zwanges". 

58 Vgl. Niklas Luhmann I98I: Ausdifferenzierung des Rechts. Frankfurt a. M.: Suhrkamp, ll1sbes. 

S 154 ff. 
59 Thomas Hobbes I6)l.II98o: Leviathan, a. a. 0., S. 117. 



232 Politische Systeme in Entwicklungsländern 

sie schlicht und einfach für sich beanspruchen. Es liege auf der Hand, daß umer solchen Um

ständen keine Wirtschaft "normal" funktionieren kann. In diesem Punkte hat Mancur Olson 

völlig recht: Die Herrschaft von Warlords kommt viel zu teuer und sie ruiniere auf die Dauer 

die Substanz der Wirrschaft60, weil die Warlords in viel zu kurzen Zeitraumen denken bzw. 

nicht darauf Rücksicht nehmen, daß auch in der Zukunfr produziere werden muß6I. In beider

lei Hinsicht ist ein einzelner Diktaror für das schurzbedürfrige Volk wesendich amakuver. Wir 

können jedoch empirisch keinen Fall emdecken, in welchem aus diesem Grunde die Wieder

herstellung von Staarsmacht gelungen wäre. Das zemrale Problem ist vielmehr das der Gewalt 

an sich, nicht bloß die Kosten, welche sie verursacht, und damit stellt sich die Frage, wie man 

die Warlords und ihre Milizen emmilitarisieren kann. Musenevi in Uganda umerschied sich von 

den übrigen Warlords dadurch, daß es ihm gelang, eine diSZiplinierte Truppe aufzubauen und 

damit militärische Überlegenheit umer Beweis zu stellen61
• Dennoch härre auch ein rein mi

litärischer Sieg das Problem der Gewalt noch lange nicht gelöst gehabt, denn nach zwei Jahr

zehmen Chaos, Anarchie und Bürgerkrieg gab es viel zu viele Waffen im Lande und viel zu viele 

Gruppen und Grüppchen, die nichrs anderes kennengelernt harren als den Umgang mit Waf

fen. Musenevis Angebot an die Milizen war daher, in einem künfrigen Staat Teil der regulären 

Armee zu werden. Sie müßten sich nur der strengen militärischen Disziplin umerwerfen, und 

das hieß umer anderem auch, die Übergriffe auf die Zivilbevölkerung müßten aufhören. Ge

nau hierin lag anfangs das Problem, aber es war doch diese Strategie Musenevis, die lerzdich von 

Erfolg gekrönr war. Inwieweit es auch in den anderen Ländern gelingen wird, das Problem der 

Gewalt in den Griff zu bekommen, muß derzeit noch offengelassen werden. 

Wir können aus den empirischen Beispielen des Staarskollapses folgende Schlußfolgerun

gen ziehen: 

60 Vgl. dIe Beiträge in FranrolS Jean und Jean-Chnstophe Rufin 1999 (Hrsg.): Ökonomie der Bürger

kriege. Hamburg: Hamburger Ed. In weiten Teilen Afrikas süclJich der Sahara ist dies die wich

tigste Ursache für Armut geworden - wieder ein deutlicher Hinweis darauf, daß Armut in der Re

gel keine "ökonomischen", sondern politische Ursachen hat. 

61 PhzllPP GenschelJKlaus Schllchu 1997: Wenn Kriege chronisch werden: Der Bürgerkrieg. In: le
viathan 25: 501-517, hier insbes. 503 f. zum "Verlust der Zukunft" in Bürgerkriegen. 

62 Hier wiederum das Paradox, daß Gewalt learlich nur mit Gewalt aus der Gesellschaft "ausgetrie

ben" werden kann, so Niklas Luhmann 1998: Der Staat des politischen Systems. In: Ulrich Beck 

(Hrsg.), Perspektiven der Weltgesellschaft. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 345-380. Vgl. Paul 
Hugger 1995." Elemente einer Kulturanthropologie der Gewalt. In: Paul Hugger/Ulrich Stadler 

(Hrsg.), Gewalt. Kulturelle Formen in Geschichte und Gegenwart. Zürich: Unionsverlag, S. 17-27. 

Der entscheidende Schrin zu einer dauerhaften Pazifierung der Gesellschaft besteht jedoch im Auf

bau einer darauf bezogenen "Institution des Staates", so meine These In Hannes Wimmer 2000: 

Macht, Recht und Gewalt in vormodernen Gesellschaften. Zur Pazifierung der Gesellschaft als evo

lutionärer Errungenschaft. In: Günter Dux/Frank Welz (Hrsg.), Moral und Recht im Diskurs der 

Moderne. Zur Legitimation gesellschaftlicher Ordnung. Opladen: Leske + Budrich, S. 93-129. 
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1. Der Prozeß des Staatszerfalls beginnr regelmäßig mit der Mllitarisierung von Konflik

ten, fühn dann zur Auflösung der regulären Armee und endet In der Herrscha1i: von 

Warlords. Schwere Fehler auf der Ebene der politischen Führung bzw. schlicht Lea

dership-Versagen an der Staatsleiwng, spielen am BegInn der Konfliktdynamik eine 

große Rolle. Die Politisierung des Milirärs wird mit zunehmender Aufrüswng der 

Konfliktparrelen unvermeidlich. Befindet sich das Militär ohnehin in einem undiszi

plinienen, wenig professionalisienen Zustand, schreitet der Zerfall der inneren Ein

hel( rasch voran, die Kommandostrukturen lösen sich auf, Kampfhandlungen setzen 

ein, die Kommandeure und ihre Truppen werden zu Warlords von Milizen (neben an

deren, welche während der Militarisierungsphase aufgerüstet harren). 

2. Die Folgen des )taatskollapses treffen alle Bereiche cles gesellschaftlichen Lebens: Die Es
kalaoon der Gewalt kosret sehr vielen Menschen das Leben, die gesamte Rechtsord

nung bricht zusammen (Raub, Mord Totschlag, Vergewaltigung etc, SInd an der Ta

gesordnung), es trirr im wahrsten Sinn des Wones ein rechtloser Zustand ein; anstarr 

Wohlstandszuwächse finden wir überall Zerstörungen, Plünderungen, Schwarzmarkt 

(und Kriegsgewinnler), Niedergang oder gar Stillstand der Produkrion, des Handels 

und der Geldwirrschafr. Ein "normales" Leben, sagte Hobbes, ist unrer diesen Um

sränden nIcht möglIch. - Die Anrwon auf die Frage "Warum brauchen moderne Ge

sellschaften einen Staat?" findet man hier in den Ländern des Staatskollapes augen

scheinlich vorgefühn"l. 

3. Die Rekonsmuierung von Staadichkeit erforden als erstes die Wiederhersrellung des 

Gewaltmonopols; dies ist jedoch ohne dafür geeignete und darauf spezialisiene Insti

woonen nicht möglich. 

Cenau diese Punkte sollten wir im Auge behalten, wenn wir nun den Fragen nachgehen: Wie 

verlief die Konstiwtion des modernen Staates in der europäischen Geschichte? Welche Be

deurung kam dabei der militärischen Enrwicklung zu bzw. genauer: verlief die Enrstehung, 

Sicherung und Durchsetzung des Gewaltmonopols des moclemen Staates über die Insriwtio

nalisierung des MilItärs? \X'enn dem so war, warum en(Stand dann Im 19. Jahrhunden in allen 

wesdichen Ländern eine Polizei? Genügt der Bezug auf die innere Pazifierung der Gesellscha1i: 

- durch die Sicherung des Gewaltmonopols - für eine Definition des Staates? In welcher 

~reise stehen Gewaltmonopol und Souveränität des Staates in Beziehung? Das sind die The

men des nächsten Kapitels. 

6} Wie bcrem in der Einleitung angemerkt zum Staat als "Friedensstifter" Peter Graf Klelmansegg 
1995. fneden durch DemokIatie. In: Dleter Senghaas (Hrsg.), Den Fneden denken Frankfurt am 

MaIn: Suhrkamp, S. 106 12}, und so auch Niklas Luhmann 2000: Die Politik der Gesellschaft. 

Frankfurt am Mam: Suhrkamp, zur Problemank der Bändigung der Gewalt als elementarer Be

dingung fur die ,,Ausdifferenzierung des politischen Systems". 
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KAPITEL 4 

Die Institutionen des Staates I: Militär und Polizei 

Bereits der vormoderne Staat' kannre ein relativ hochenrwickeltes Heereswesen, sei es in Form 

der Bürgerheere der antiken Poleis oder in Form stehender Heere in den Imperien. Die Heere 

Alexanders des Großen hätten - so urteilen manche Militärhistoriker - sogar noch In den 

napoleonischen Knegen gut abgeschnitten ' . Wie immer dem gewesen wäre, stehende Heere 

stellen vor schwierige logistischel Probleme, die nur durch eIne spezialisierte, staatliche Mi

litärbürokratie zu lösen sind; dazu gehören: Der Bau und die Unterhalrung von Garniso

nen/Kasernen, die Versorgung der Heere mit Grundnahrungsmitteln, Kleidung und Waffen, 

die geographisch-strategische Plazierung der Truppen, die Vorausplanung von möglichen 

Aufmarschrouten Im Kriegsfalle sowie die Anlage von VorratsmagazInen an denselben, 

Kenntnisse über das Zusammenspiel der Waffengattungen (Reiterei, Infanterie und Artille

rie), Herstellung von schwerem KrIegsgerät (z. B. zum Zwecke der Belagerung und Erobe

rung befestigter tädte, also Belagerungstechnik sowie umgekehrt: Befestigungstechnik), Rü

stung für den Krieg auf dem Meere (Bau und Unterhaltung von Kriegsschiffen, Training der 

Ruderer für Manöver. Techniken des Rammens, Kaperns und Versenkens etc.), Aufbau und 

Cnrerhaltung von Informationsdiensten - Spionage im Feindesland, Routen oder Straßen für 

Läufer oder Reiter (mit Versorgungsstationen) und nicht zuletzt die Lösung der Frage, wie 

das alles zu finanzieren ist. 

Otto Hinrze hat in seiner Srudle "Staatsverfassung und Heeresverfassung"4 darauf hinge

wiesen, daß die bei den Grundrypen des vormodernen Staates, der Stadtstaat (Polis) sowie das 

Großreich (Imperium), in engem Zusammenhang stehen mit der Art und Weise, wie die 

Landesverteidigung organisiert war: Die Polisverfassung ruhte wesentlich auf der Bürgermiliz 

Zum Begriff "vormoderner Staat"' Siehe Hannes V?immer I996' Evolution der Politik. - Von der 

Stammesgesellschafr zur modernen Demokratie. WIen: \X'UV-Unlversitärsverlag, Kap. 7. 

2 Arther Ferri" 1986' The Origins ofWar London" Thames and Hudson. 

Zu den logistischen Problemen siehe /l;fzchael Mann I990: Geschichte der Macht, I. Bd., Frank

furr/:-Jew York: Campus ). 228 ff. Eine Spiaenleisrung besonderer Art ISt das Buch von John Kee

gan I993: AHistory ofWarfare. London: Hutchinson, zur Logistik Chap. 4, S. 299 ft.; vgl auch 

\;fartzn van Crez'eld I999: Aufstieg und Untergang des Staates. München: Gerling Akademie Ver
lag, 5 1"'9 ff 

4 Dtto Hzntze I9~o: Staarsverfassung und Heeresverfassung (1906) In: Ders., Staat und Verfassung, 

hrsg. v. Gerhard Oestreich Görtingen: Vandehoeck und Ruprecht, . 52-83 
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der besitzenden Schichren, die sich selbsr auszurüsren und auch in Friedenszeiren die Kampf

rechniken zu rrainieren harren. Die pol irische Selbsrorganisarion der Bürger im demokrari

schen Amen und im republikanischen Rom fiel mir dem Heereswesen praktisch zusammen: 

Nur der waffenfähige Burger war rrei und nur der freie Bürger heerespflichrig. Das nach Waf

fengarrungen angerrerene Heer war identisch mir der res publica und daraufberuhre ihr Er

folg: Der Bürger kämprre für sem Varerland. Solange sich die Herrschafr Roms auf das Ge

bier des heurigen Iralien beschränkre, reichre die Einrichrung der Bürgermiliz (der 

Bauernsöhne)l; als jedoch Rom hinausgriff aufMakedonien, Tordafrika, die beiden Spanien 

und don "Provinzen" errichrere, wurde das Erfordernis srehender Heere unabweisbar; und 

das bedeurere: Umsrellung auf Berufssoldaren, Soldzahlung, langes Kommando von Feld

herren erc. Über dieses Kommando schufen sich die Feldherrn eine persönliche Machrbasis, 

welche ehe Polisverfassung endgülrig sprengre6; aus Beamren der Republik wurden verselbsr

ändigre, sich unrereinander befehdende Machrhaber, die Verfassungskrise verlangre nach einer 

Lösung - und das war die '\10narcrue: "So har das srehende Heer in Rom den Monarchen ge

schaffen, wie anderswo der Monarch das srehende Heer, und beides srehr in innerem Zu

sammenhang mir der Fonbildung des Sradrsraares zum Welueich."7 

Im europäischen Mirrelalrer der Feudalzeir finden wir vom hochenrwickelren Heereswe

sen der Anrike praktisch nichrs mehr. Der stdndische Differenzlerungsprozeß führe im 11. 

Jahrhunden zur Herausbildung des Rirrerrums als einer milirarisienen Schichr9• Ein Heeres-

5 "-fax IX'rber 19°9: AgrarverhälrniS5e im Alrertum. In Handwörrerbuch der Sraarswissenschaften, 

hrsg. v. Conrad/Lexis/ElsreriLoening, Bd. I, Jena. S. 52-188. 

6 jochen Bkicken 1988- Geschichre der römischen Republik. München: Oldenbourg Verlag; IX'rrner 
Dahlhmn 1977 Gewalt und Herrschaft. BeriinlNew York; Rainer Bernhardt 1985.' Polis und römi

sche Herrschaft in der spären Republik (149-31 v. Chr.), Berlin/~ew York; Hann~s IX'immt7 1996' 

Evolution der Policik, a. a. 0., S. 282 ff 
7 Otto Hmtu 1970: SraarsverfaS5ung und HeeresverfaS5ung, a. a. 0, S 56. 

8 Einen interessanten Vergleich bieren Oliver Lyman SpauldinglHoffinan Nickerson 1993- Ancient 

and ~1edieval Warfare. ;-..iew York Barnes and Noble. 

9 josifFleckenstem 1977: Die Entstehung des niederen Adels und das Rittertum. In: Ders. (Hrsg.), 

Herrschaft und Stand. - Untersuchungen zur Sozialgeschichre Im 13. Jahrhundert. Görringen: 

Vandenhoeck und Ruprecht; siehe auch Norbert Elias 1976' Über den Prozeß der Zivilisation. 

Frankfurt a . .\1.. Suhrkamp, Bd. 2; George Duby 1984. Krieger und Bauern. Frankfurt a. M.: Suhr

kamp; George Duby 1986' Die drei Ordnungen. Frankfurt: Suhrkamp, insbes. S. 69; Werner 
ConzelChnstian MeIer 1972; Adel, Aristokratie. In: GeschIChrliche Grundbegnffe, Bd. I, S. 14 ff; 
Otto Hmtu 1970. SraarsverfaS5ung und HeeresverfaS5ung, a. a. 0., S. 62: "Miliränsch bedeuter das 

Feudalsysrem die Verdrängung des alten Heerbannes, der In der Hauptsache Fußvolk gewesen 

war, durch eine schwer gerüsrere Relrerei, die nicht In raktischen Verbänden durch den Schock 

des MaS5enangriffs, als vielmehr durch die persönliche Tapferkeit und Geschicklichkeir des ein

zelnen Rirrers, im Einzelkampf also, ihre Erfolge erringe"; siehe auch Otto Hintu 1970: Wesen und 
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wesen, wie es etwa zur selben Zeit das chinesische Reich besaß IO
, gibt es nicht, und es kom

men das ganze Mittelalter hmdurch nur selten größere Heeresaufgebote zustande": Jeder Feu

dalherr ist zugleich Burgbewohner und Kommandant seiner Rittermannschafr (als Burgbe

satzung), dasselbe gilt für die Kirchenfürsten und freien Städte'\ welche allesarnr berechtigt 

sind, die eigene "Gerechtigkeit" im Zweifelsfalle mit Mmeln der physischen Gewalt durch

zusetzen. DIe "Fehde" im Sinne Ütro Brunners "Land und Herrschaft"') war ja die rypisch 

mittelalterliche Form des Selbsrhilfeverfahrens In Rechtskonflikten'4. Wo immer wir Selbst
hilft durch das geltende Recht legitimiert finden, können wir mit einiger Sicherheit auf das Feh
len von Staatlichkezt schließen. In solchen Gesellschaften gibt es zwangsläufig wenig Macht 

und korrelativ dazu ein hohes iveau an physischer Gewaltsamkeit . Die alte "Lehnsknegs

pflicht" war längst durch die Ausdehnung des geidwirrschaftJichen Verkehrs ablösbar gewor-

Verbreitung des FeudalIsmus, ebenfalls m Bd. I, S. 94 f., zur Absonderung eines "berufsmäßigen 

Kriegemandes" und der "lokalen Herrenstellung dIeses Kriegeradels", welche wesentlich zu den 

definitorischen Merkmalen des "Feudalismus" gehören. 

IO U;7illiam H. McN~zll I982: The Pursuit of Power. - Technology, Armed Force, and Sociery since 

A.D. 1000. Chicago: Univ. of Chicago Press, 5. 24 ff. zu China ZWIschen lOOO und 1500; Chma 

harre zur Zelt des Reform-Mmisters Wang An-Shlh (im Jahre lO86) rd. I Million Mann als Sol

daten und verbrauchte rd. 80 % der Staarsemnahmen für das Militär (S. 40 f) . 

11 Norbat Ohler I99 7 ' Krieg und Fneden Im Mittelalter. München: C. H. Beck. 

I2 Hemnch Koller I986: DIe mittelalterltche Stadtmauer als Grundlage städtIschen Seibstbewußrsems. 

In: Bernhard Kirchgässner/Günter Scholz (Hrsg.), Stadt und Kneg. Sigmaringen: Jan Thorbecke, 

S. 9-26, II1sbesondere S 18: Die Rmerheere waren völlIg ungeeIgnet, ell1e Stadtmauer zu beren

nen, dIe Städte mit Ihren hohen und harten Mauern waren "fast zu uneinnehmbaren Stützpunk

ten" geworden und hatten einen Wert erhalten, "an den die Bürger selbst zunächst kaum gedacht 

hatten". Im '4. und 15. Jahrhundert gingen die Bürger dazu über, größere Heere aufzubieten 

(Söldnerheere) "und den Ritterheeren sogar 111 offener Feldschlacht gegenuberzutreten", führten 

weit ausgreifende Fehden, und deshalb verstand es SIch von selbst, "daß sie in weitläufige Kriege 

hineingezogen \\o'Urden (5. 22). 

13 Otto Brunna I973: Land und Herrschaft. Darmstadt: Wiss. Buchgesellschaft; siehe auch Wilhelm 
Jamsm I979: Friede. In: GeschichtlIche Grundbegnffe, Bd. 2, S. 543-592; "Friede" bezeIchnet ei

nen Zustand ungestörten Rechts, "Rechtsbruch war zugletch Friedensbruch (S. 546); zusam

menfassend zum Mittelalter S. 555 f. 
14 Gadi Algazl I995: .,Sle wurden hll1ten nach so geil". Vom sozialen Gebrauch der Fehde Im 15 Jahr

hundert. In: Thomas LindenbergerlAlfLütge (Hrsg.), Physische Gewalt. Frankfurt a. M .. Suhr

kamp, S. 39-77; siehe auch Karl-Georg Faba I982: Macht, Gewalt. In: Geschichtltche Grundbe

gnffe, Bd. 3, S. 835-854, insbes. S. 84' f. zur "Gewalt" als rechtmäßiger Selbsmllfe und den vielen 

Versuchen, rueselbe einzuschränken. 

15 Gadl Algazl I992: Herrengewalt und Gewalt der Herren im späten Mittelalter. Frankfurt/~ew 

York: Campus; Chnstoph Helduk/Almut Höftrt/Cord Ulnchs I997 Krieg und Verbrechen nach 

spätmtttelalterlichen Chroniken. KölnlWeimaslWien: Böhlau. 
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den, die Fürsren und Srädre halren - je nach Finanzkrafr - ihre je eigenen "Privararmeen", 

aber diese besrehen nun überwiegend aus "Soldrirrern" und sind vielfach auch Fremde. 

Ab dem 14. Jahrhunden begannen sich die Anzeichen einer riefsirzenden Krise dieser Ge

sellschafrsformarion zu häufen, welche wohl am besren mir dem Schlagwon von der "feuda

len Anarchie" erfaßr wird. Ununrerbrochen wird irgendwo gekämpfr, werden die Felder der 

Bauern verwüsrer, Mensch und Tier geraubr, Srädre belagen, Handelsrranspone überfallen 

ere. Die Grenzen zwischen den Akrivirären der Rinenruppen Im Zuge einer "legirimen" 

Fehde und den Akrivirären der berühmr-beruchrigren Raubrinerbanden waren kaum mehr 

zu ziehen'b. Die Habsburger Rirrerheere wurden 1351 bei Morgarren und 1386 bel Sempach 

durch Volksaufgebore der Schweizer Kanrone enrscheidend geschlagen. Die Schweizer Fuß

soldaren rraren in für die damalige Zen - riesigen Ge\.\'alrhaufen mir riefgesraffelrer Mas

senwirkung auf. welcher die schwergepanzerten Rirrer zu Pferde nichr viel enrgegenzuserzen 

harren. All dies rrug zur nachhalrigen Diskred.irierung des "Rirrersrandes" bei. 

Über ein Jahrhundert hindurch bekriegren sich der französische und englische Adel um 

die Vorherrschafr in der ~ormandie'~. Dieser "Krieg" endere bekannclich mir dem Sieg Frank

reichs, welcher mir zwei Innovanonen zu run harre, die ersr viel spärer ihre volle \'{'irkung enr

falren sollren: Ersrens, bei den französischen Siegen von 1450 bei Casrillon und 145318 bei For

mlgny wurden ersrmals Kanonen bedeurend . Zwei rens, 1439 erhieIr der französische König 

von den Sränden ersrmals die Taille>° bewilligr, also eine Steuer, mir welcher er ein stehendes 

Heer von rd. 12.000 Mann finanzieren konnre. Der IOojährige Krieg hinrerließ in Frankreich 

16 lWmer V:'ohl[ezl 1986: Das Heereswesen im Übergang vom Rmer- zum Söldnerheer. In: Johannes 

Kunisch (Hrsg.) Staatsverfassung und Heeresverfassung in der europäischen Geschichte der 

Frühen Neuzeit. Berlm; Duncker & Humblor, 5. 107-127, insbesondere S. 120. Orto Brunner 

brIngr In "Land und Herrschafr" dafür zahlreiche BeISpiele. 

17 Dmnond Stward 1982: The HundIed Years War. New York: Ameneum; Clzfford I Rogm I99f' The 

Military Revoluuons of the Hundred Years War. In: Ders. (Hrsg.), The Military Revolution 

Debate. Boulder:San Francisco/Oxford: W'esrview Press, S. 55-94· 

18 Ffiith Ennm I98I' Die Festungsstadt als Forschungsgegenstand - die Herausbildung der Festungs

und Garnisonsstadt als Stadrtvp. In: Hans-\X'a1ter Herrmann/Franz lrsigler (Hrsg.), BeIträge zur 

Ceschichte der frühneuzeidichen Garnisons- und Fesrungsstadt, Saarbrücken: Minerva, S. 19-34, 

hier insbes. 5. 21. der 23. Mai 1453 zum Fall von Konstantinopel, versehen mit einer dreifachen 

Landmauer, "der bestbefestigre Platz der bekannten \X'elt". "Für den türkischen Sieg war in erster 

LInie der Einsatz von Belagerungsgeschürzen entscheidend gewesen." 

19 Samuel E. Finer 197f. State- und Narion-Buildmg in Europe: The Role of me Military. In: Charles 

Tilly (Hrsg.), The Formation of NatIonal States in Europe. Princeron, N. J.: Princeron Uni\'. 

Press, S. 84-163, hier S. 105. 

20 Max von KeckelI9II. TaIlle. In: Handwörrerbuch der Staatswissenschafren, 3. Auflage, Bd. ~, S. 

1090-1093; die TaiUe ging ursprünglich zurück auf die Praxis des Loskaufs vom persönlichen Waf

fendienst, hat dann die Bedeutung eIner außerordentlichen Abgabe bei Kriesgzügen und wird ge-
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also ein stehendes Heer und eine Steuer, aber es gab kaum noch eine zJV[le Verwalrung und 

deshalb würde ich hier von "prorostaadichen" Strukturen sprechen, "keinesfalls ein zentrali

stischer oder Integrierter Staat", formuliert auch Perry Andersow . In England dagegen gin

gen in den "Rosenkriegen" (1455-[485) zunächst die Fehden innerhalb des Adels weiter, bis 

sich 1485 endlich die Dynastie der Tudors durchsetzen konnte. Seit England - nach dem Ver

lust der Normandie auf die Grenzen des Inselreiches beschrankt worden war, schlugen Ent

wicklungen auf dem Kontinent nicht mehr sofort auf die Politik dieses Landes durch. 

England befindet sich danach in einer besonderen geopolztlSchm Lage und kann sich daher 

einige .. Sonderenm·icklungen" leisten, die auf dem Kontinent kaum möglich gewesen waren. 

Das englische Parlament bewilligt dem König HeinrIch VIII. fast keine Mittel für ein ste

hendes Heer; das auf dem Kontinent grassierende Söldnerwesen setzt sich daher in England 

nicht durch - es wird statt dessen ein, kriegstechnisch gesehen, eher dilettantisches Miliz-Sy

stem aufgebaut etc. - kurzum: Der englischen Krone fehlte eine wichtige Stütze der Herr

schaft, nämlich das Mi!itar: "Der Truppenausbau war zur Zeit der Renaissance eine notwen

dige Bedingung für das Überleben der kontinentalen Monarchien. Dem Tudor-Staat war 

dieser Imperativ wegen seiner insularen Lage fremd." In der Folgezeit nahm die Militarisie-

gen Ende des engltsch-französlschen "Erbfolgekrieges" zu einer bleibenden Steuer zur finanzie

rung einer stehenden Truppe; Keckel benchtet von 9.000 Reitern, welche an cLe Stelle der diszl

plrn- und zuchrlosen Lehensmiliz getreten seien; siehe auch Ernst H !vwtoroWICZ I98r The King's 

'1"'0 Bodies. Princeron, N. J.: Princeron Univ. Press; ich komme auf die enorme Bedeutung des 

)teuerwesens zurllck; was Wlr hier sehen, ist der Zusammenhang von Kriegruhrung, der Enme

hung von stehenden Heeren und den Anfängen des "Steuerstaates". 

21 J>erry Andnson I979: Die Enrstehung des absolutistischen Staates. Frankfurt: Suhrkamp, S. lll; den 

französischen Königen fehlen auch noch während der Zeit der Religionsknege die erforderlIChen 

Verwaltungsstrukturen, um die Logistik rur größere Heere bewältigen zu können; siehe James B. 

W'ood I99I The Royal Arm)' Ouring the Early Wars of Religion, 1559-1576. In: Mack P. Holt 

(Hrsg.), SOClety and Insnrutions in Early Modern France. Amens/London: The Univ. of Georgia 

Press, S. 1 35, rnsbes. S. 19 f. zur "inabiliry ro marntain armies rn the field": Immer wieder fehlt 

das Geld rur den Sold oder dIe Versorgung bel längeren Aufenrhalten, däher kam es ständig zu 

massenhaften Oesernonen, Plllnderungen und Selbstauf]ösungen der Heereskörper, bevor der 

König einen Erfolg härre verbuchen können. Das Volk hat währschernlich unrer diesen Umstän

den mehr zu leiden gehabt als an den Kämpfen selbst, SIehe James B. Collins I99f The State In 

Early Modern France. Cambndge: Cambridge Unrv. Press, zur Zelt um 1600: "The counrry stag

gered under broad devastation. Commercial activlty had declrned ro two-mlrds (or less) ofits 1580 

level; many areas, such as Burgundy, suffered complete depopulation; the peasanrs everywhere 

Ilved on the verge of starvation, fighting off wolves and wandenng bands of furloughed soldlers. 

Many nobles and royal ofRcers had been forced ro pay ruinous ransoms dunng me civil war and 

towns and vdlage communities everywhere faced debrs of unprecedenred magnitude' (5. 24). 

22 J>erry Anderson I979: Die Enrstehung des absolutistischen Staates, a. a. 0., S. 153; so blieb es in 

England biS 1688, dann aber: "Between 1688 and 1714 the British state underwenr a radkal trans-
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rung des Adels ab, die Krone verkaufte den über die Enteignung der Klöster gewonnenen 

Grundbesirz immerhin ein Viene! des Landes - und ließ damit die Gentry enrstehen, eine 

agrarische Mine!schicht, welche an Zahl und Reichrum rasch zunahm und in Gestalt der 

Commons zu einem neuen Machtfakror des Landes wurde. Das englische Parlament bewilligr 

dagegen Mine! für den Ausbau der Navy, welche 1588 die spanische Armada'3 vernichtete, al

lerdings mit der Hilfe eines kräftigen Srurmes. Danach wurde die avy schnell mit moder

nen Fernkanonen und Geschürzplarrformen ausgerüstet, so daß bereirs Elisabem I. Gebieterin 

über die mächtigste Kriegsmarine24 wurde, welche Europa je gesehen harre. Diese Fakroren

kombination lenkte England auf einen Entwicklungspfad L5, der sich von dem des Kontinenrs 

in wesentlichen Punkten unterschied; den militärischen kommt dabei enrscheidende Bedeu

rung zu, wie schon Orro Hinrze klar erkannre: 

formation, acquiring all of ehe mam features of a powerful fiscal-military state: high taxes, a grow

ing and well-organized civil administration, a standing army and the determination ro act as a 

major European power Whv did this happen)", fragtJohn Brewer 1988:The Sinews ofPower.

War, Money and ehe English State, 1688-1783. Cambridge, Mass .. Harvard Umv. Press, S Ip; auf 

diese Frage kommen wir zurück. 

23 GarTen Mattmgly I987: The Armada. Bosron: Houghton Miffim Company. 

24 Allerdings blieb die Royal Navy auf die Kooperation mit privaten Handelsschiffen angewiesen, 

beide bildeten zusammen einen mehr oder weniger einheitlichen KampfVerband, wenn auch nur 

zeitlich begrenzt, siehe M. j. Braddtck I99J An English Military Revolution? In: The Historical 

Journal 36: 965-975, hier insbesondere S. 970 mit Bezug auf Kmneth R Andrews I99I' Slups, mo

ney and politlcs. SeafarlOg and naval enterpnse 10 ehe reign of Charles 1. Cambridge: Cambridge 

Umv. Press, sowie die Beiträge in Mark Charles Fissei (I99I) (Hrsg. War and Government 10 Bri

tam, 1598-1650. Manchester: Manchester Univ. Press; Bruce D. Porter I994. War and the Rise of 

ehe State - The Military Foundations of Modern Politics. New York: The Free Press, S. 48 f Die 

Tudors errichteten Mitte des 16. Jahrhunderu em "Naval Board" außerhalb der Hoforganisation, 

es wurden die modernsten Kanonen importiert, ebenso Techniker aus ganz Europa, und bald be

saß England 53 der bestausgerüsteten Kriegsschiffe: "The rise of ehe Tudor navy was a pivotal fac

tor in England's political development" (S. 48). England hatte unter Heintich VIII. nur 4.000 

Mann als reguläre Truppen, bestanden aus der königlichen Garde und Küstenwachen, aber diese 

kleinen militärischen Einheiten genügten, das Monopol der Gewalt - auf welchem der König 

nachhaltig bestand - weitgehend durchzusetzen. Die englische Arlsrokratie hatte sich in den Ro

sen kriegen weitgehend selbst ruimert und erschöpft, an der Navy war sie wenig interessiert - ganz 

im Gegensatz zur städtischen Bourgeoisie, die 10 der Navy einen mächtigen Verbündeten !Ur ihren 

"Handelskapitalismus" erblickte. So stützte die Navy einerseits den Prozeß der Staatsbildung und 

blockierte ihn andererseits zugleich: "Naval power slmultaneously strengehened and tempered 

English state formation", so Porter S. 48. 

25 'V:0lfiang LApfI995." Die Modernisierungseheorie und unterschiedliche Pfade der gesellschaftlichen 

Enrwicklung. In: Leviathan 24: 63-77, grundsätzlich zur These von der "Pfadabhängigkeit" be

stimmter Enrwicklungen. 
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Die Landmacht Ist eIne Organisation, die den Körper des Staates selbst durchsetzt und mI

litärISch gestalter. Die Seemacht Ist nur dIe gepanzerte Faust, die hinausgreift in die fremde 

Welt; sie ist nicht geeIgnet, gegen Irgendwelche "Innere Feinde" gebraucht zu werden. DIe 

Landmacht steht von jeher in mehr oder minder enger Verbindung mit den grundbeslrzenden 

Klassen; sie trägt noch etwas von den Traditionen des Feudalismus in sich. In der Seemacht 

fehlen alle feudalen Reminiszenzen; sie dient in emInentem Maße den Interessen von Indu

strie und Handel.'6 

Auf dem Kontinent werden die Armeen geradezu zum Rückgrat des modernen Staates und 

mußten dIes werden, denn die eskalierende Gewalt während der Reformationszeit ließ eine 

Alternative 7 nIcht mehr zu. 

4.1 Die militärische Revolution 1560-1660 

Wir hatten oben gesehen, wie die Zeit der Rirrerheere im 16. Jahrhundert langsam zu Ende 

ging"; dIe Ritterheere waren eigentlich gar keine Heere im engeren Sinn, sondern eher 

"größere" Ansammlungen von EinzeLkämpfernL9 ; ihre Rüstung war außerordentlich teuer, 

ebenso dIe Unterhaltung und das Traming von Mann und Pferd. Der Schwerpunkt der Ar

meen verlagerte sich nun endgültig zum Fußvolk, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil es viel 

billiger und überdies beliebig vermehrbar war. Trotzdem blieben die berittenen Soldaten als 

26 Otto Hmtze 197 0: Staarsverfassung und Heeresverfassung, a. a. 0., S. 82; siehe auch Bertrand Bar
die/Plerre Bzrnbaum 198]. The Sociology of the State. Chicago/London: Univ. of Chicago Press, 

insbes . .). n 
27 Hmdrzk Spruyt 1994. The SouvereIgn State and Irs Competirors. - An Analysis of Systems 

Change. Princeron, NJ: Pnnceron Umv. Press und Hendnk Spruyt I994Q: InstitutJonal Selectlon in 

International Relations: State Anarchy as Order. In: International Organization 48: 527-557 mit 

BlIck auf das ,,Ausscheiden" der ItalIenIschen Stadtstaaten und der spätmIttelalterlichen Städte

bunde (Hanse) als konkurrierende Formen der poltnschen OrganIsation. Siehe auch die BeIträge 

in Julius Kirshner (1995) (Hrsg.): The Origins of the State In haly 1300-1600. Chicago/London: 

Univ. ofChicago Press. 

28 Makolrn va/" 1981: War and Chivalry. Athens, Ceorgla: The Univ. of Ceorgia Press. 

29 Michael Roberts 1986: Die milItärISche Revolution 1560-1660. In: Ernst Hinrichs (Hrsg.), Abso

lunsmus. Frankfurt a. M.: Suhrkarnp, S. 273-309, hIer Insbes. S. 274 f.; siehe auch Gerhard Papke 
1979: Handbuch zur deutschen Militärgeschichte, Bd. I: Von der Miliz 2um Stehenden Heer. 

Wehrwesen im Absolunsmus. München: Bernard und Craefe, S. 138: "Bis 1648 gab es elgentltch 

gar kein Militärwesen, sondern nur eIn Kriegswesen. Für den Krieg wurde ein Heer versammelt 

und erhalten, und erst Im KrIege tauchten die Fragen der Aufbringung, Organisation und 

Führung der Truppen auf und konnten für die Praxis diskutiert werden." 
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"Kavallerie" weiterhin wichtig (eigentlich bis zum Ersten Weltkrieg, obwohl sie schon in den 

KrIegen zuvor kaum mehr einserzbar war, ohne große Verluste zu erleiden). Die Kämpfe wur

den jedoch in Hinkunft im wesentlichen von der Infanterie gefochten, und hier kam es zu so 

großen Veränderungen, daß man sogar von einer "militärischen Revolution" sprichtlo. 

Bis zum Ende des 30jahrigen Krieges waren die Heere im wesentlichen Söldnerheere. Für

sten, die einen Krieg führen wollten oder mußten, beauftragten einen "Kriegsunternehmer"l', 

schlossen mit diesem einen Vertrag, zahlten die entsprechenden Summen und damit war der 

Fall für sie eigentlich schon erledigt, denn alles weitere lag Im Veranrworrungsbereich der 

"Condorrieri"l" welche irgendwelche Söldner anwarben und in den Kampf führten. Schwei

zer waren seit ihren Siegen die begehrresten Söldner, die deutschen Landsknechte kamen 

hinzu, aber im Grunde genommen gab es wegen des Bevölkerung5'vachsrums überall reich

liches Angebot an Männern, die sich irgendwie einen Lebensunterhalt verdienen mußten. 

Diese Söldnerheere waren ketne Armeen etnes bestimmten Staates, im Gegenteil, man muß 

10 Der ,klassische" Texr dazu ist ,'vfichael Roben, 1986: Die mihtärische Revolution, a. a. 0.; siehe Je

doch auch Samuel E. rzner 19~r Stare- and Nation-Buildmg m Europe: The Role fo rhe ~1ilirary. 

In: Charles Tilly (Hrsg.), The Formanon of:--:ational States in Western Europe. Pinceton, :--:J: 
Pnnceton Univ. Press. S. 84-163; Michael DujJj (1980/ 'Hrsg.). The ~1ilitary Revolunon and rhe 

State 1500-1800. Exeter' Cniv of Exeter Stuclies in History :--:0. I; Hans Ehlert 198r Ursprunge des 

modernen Militärwesens. In: Milttärgeschichdiche Mitteilungen 38, 2,'85, S. 2~-56; Bnan M 
DoU'mng 1992 The ~1ihtary Revolution and Political Change. Origms of Oemocracy and 

Autocracy in E.arly Modern Europe. Pnnceron, :--:. J: Princeton Univ. Press, insbes. Kap. 3, S. 56 

ff.; Bruce D Poner 1994- War and rhe Rise of rhe State. The MilItary Foundations of ~10dern Po

litics. :--:C\': York u. a.: The Free Press. insbes. Kap. 3, S. 63 ff; R A. Stradling 1994- ,A ~1ilirary Re

volution' The Fall-Out from rhe Fall-In. In: European History Quarrerly 24: 1.71-278; CliffOrdj 
Rogers f 1995) (Hrsg). The ~1ilItar}" Revolution Oebate. - Readmgs on the Military Transforma

tion ofEarly Modern Europe. Boulder'San FranClSco/Oxford: Wesrview Press; eher kritisch da

gegen David A. Parrott 198r Strateg)' and Tacrics in rhe Thlr[V Years' War: The "Milttary Revolu

tion" In: Milirärgeschichdlche Mirreilungen (~1G~1) 38, 2':85, S. ~-25, so\\~e Geoffiry Parker 1996' 

The military revolution . :V1ilitary mnovation and the rise of the West, 1500-1800. Cambridge: 

Cambridge Univ. Press. Sec. Ed. 

31 johanne, KtmlSch 1986' ""'allenstem als Kriegsunternehmer Auf dem ""'eg zum absolutisrischen 

Steuerstaat. In: Uwe Schuhz (Hrsg.), Mit dem Zehnten fing es an. München: Beck. S. 153-161; 

Handlungsbeaufrragrer der Hohenzollern In Brandenburg-Preußen während des 30jähngen Krie

ges waren "Kriegskommissäre", siehe zur späteren Bedeutung Otto Hmtze 19~O: Der Commissa

rius und seine Bedeutung in der allgemeinen \'erwaltungsge~chichte. In: Oers .. Staar und Verfas

sung, a. a. 0., S 242-274. 

32 Gerhard Papke 19.7 9: Handbuch zur deurschen Militärgeschichte, a. a. 0., S. 119; clie Condorrien 

betrachteten ihre Truppen als ihr Eigentum, das sie nur ungern einer Schlacht aussetzten. Kriegs

kunst bedeutere Manövrierkunst, der "Sieg" war mehr das ErgebniS einer gut gewählten Position 

und der darauf aufgebauten Verhandlungstakrik und nicht der Erfolg bl uriger Kämpfe. Die 
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sie geradezu als "Heere ohne Sraar" bezeichnenll . Diese Söldnerhaufen befanden sich oft in 

einem erbarmlichen Zusrand, reils weil man sie nichr regelmäßig bezahlre, reils weil die Für

sren und Warlords auf dem Grundsar:z.e sranden, die Heere müßten sich im Feindesland selbsr 

"ver~orgen«. Die Folgen dieser Sachverhalre sind bekannt: Im 30Jahrigen Kriege v,'Urden ganze 
Landsrriche vollsrandig ausgeplündert und entvölkert; Hunger, Disziplinlosigkeir und Verro

hung ließen die Söldner zum "Schrecken der Zeir" werden, reilwelse gehörte dies explizir zur 

Kriegssrraregie der Ftmren und Söldnerfuhrer'4 • 

Machiavelli war einer der ersren, der das Söldnerwesen heftig kririsierre und deswegen 

auch als ersrer Milirärrheoreriker der euzeir bezeichner wird; was waren seine Argumente'S? 

J. Söldner haben eine schlechre Kampfmoral'. Sie sind nur am Geld interessiert, und 

warum sollren sie sich für ein bißchen Sold totschlagen lassen? 

ConcWtte waren .. Pnvamuppen" und können - so Papke - als eine Art Kapitalanlage, vielleicht 

sogar als ein Spekulationsobjekt, angesehen werden, das allerdings nur Im Knege seinen wlft

schaftlichen und polirischen Gewinn abwarf. Die Kriege sind nicht Mirrel zum Zweck, sondern 

werden als risikoreiches Geschäft gefuhrt - eben von militärischen Unternehmern, ein Geschäft, 

In welchem regelrechter Betrug und Repressalien beträchtlich den Gewinn erhöhen konnten. 

33 Hans Ehlers 198s: Ursprünge. In: Militärgeschichcliche Mineilungen (= MGM), a. a. 0., S. 29; die 

5öldnerfuhrer waren daher 1Xarwrds im wahrsten Sinn des Wortes; Siehe auch dazu I&mer Vloht

fit 1986 Das Heereswesen Im Übergang, a. a. 0., S. 107-127. 

34 lutta Nowosadtko 1997: Ordnungselement oder Störfaktor? Zur Rolle der stehenden Heere inner

halb der frühneuzelclichen Gesellschaft. In: Ralf Pröve (Hrsg.), Klto In Uniform? Probleme und 

Pmpektiven einer modernen Militärgeschichte der Frühen Neuzeit. KölnlWeimarf\XTien Böhlau, 

S. 5-34, hier insbesondere S. II: "Besonders Im 16. biS zur Mine des 17. Jahrhunderrs gestalteten 

sich die Übergänge zwischen der legalität und der Kriminalität militärischer Aktionen fließend. 

Auch reguläre Söldnertruppen begannen zur Sicherung des Lebensunterhalts zu plündern und zu 

brandschatzen, wenn die Soldzahlungen ausblieben. Von den arbeitslosen Söldnern, die als soge

nannte ,Gartknechte' nach und zwischen den Kriegen durch die Lande wgen und sich sozusagen 

,freiberuflich' durch Benel und Klein- aber auch Gewaltkriminalität ernährten, unterschied sie in 

dieser Hinsicht nur der bestehende Vertrag mit dem Kriegsherrn. Das ,Garten' war zwar durch 

Reichs- und Landesgeserze strikt und zweifelsfrei verboten, aber die Grenzen zwischen regulären 

und megulären Söldnerverbänden blieben verwischt, solange ein Wechsel von einem Status zum 

anderen problemlos mögltch war und bel kriegsfuhrenden Obrigkeiten die Bereitschaft vorhan

den war, mit den paramditärischen Banden ,zusammenzuarbeiten'. In dem Maße, in dem die in

nermilltärische Dlsziplinierung Forrschrine machte, scheint sich die Kluft zwischen den militäri

schen Verbänden im engeren Sinne und den Räuberbanden sichtbar vergrößert zu haben ... « 

35 Nlcow Machiat'elli 1532: II Pnncipe, Zlt. n. Der Fllrst, Leipzig '976, Redam, Kap. 12, S. 54 f. 
36 Desertionen - biS zur fast vollständigen Auflösung eines Heeres - blieben eines der gravierend

sten Probleme der Söldnerheere, allerdings hatte dies in der Regel auch mit der Bezahlung und 

der Versorgung zu tun: Die französische Armee, welche 1635 in Flandern einrückte, hane zu Be-
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2. Söldner kämpfen für eine fremde Sache, die sie eigen dich gar nichts angehr. Sie 

kommen aus verschiedenen Regionen und haben zur Stadt (statO) oder zum "Va

terland"J? keIne Beziehung. Nur Bürgerheere wie zur Zeit der römischen Republik 

wissen, wofür sie kämpfen und ihr Leben riskieren; 

3· Söldnerheere kosten viel Geld, sind im KriegsfalJe von zweifelhaftem Werr und stel

len in Friedenszeiten eine Bedrohung für die zivile Führung der Stadt dar. Den Ge

nerälen könne man nicht trauen, jedenfälls sei eine Gewältanwendung nicht aus

zuschließen, wenn ihre Forderungen nicht erfüllt würden. J8 

Machlavelhs Bücher - und damit seIne Kritik - fanden weite Verbreitung (der Buchdruck 

machte dies bereits möglich), und wie Machiavelli bezogen auch die nassau-oranischen Re

former sowie König Gustav Adolf von Schweden ihre Ideen aus dem Studium antiker AutO

ren, deren Resultate sie den geänderren Bedingungen des beginnenden 17. Jahrhunderts an

zupassen suchten. Allgemeine Trends sowie die sich ällmählich durchsetzenden Ideen der 

Reformer ergeben zusammen das, was man die "militärische Revolution" nennt. 

ginn 22 .000 Mann Infanrerie und 4.500 Kavallene; am Ende des "Feldzuges" waren nur mehr 

8.000 Mann InfanrerIe und 2.000 Pferde übriggeblieben, trOtz Versrärkungen aus der Picardy: 

"This was rage rare of berween 50 und 75 percent was typical, ... ", stelIr Davui A. Parott I98s: Srra

regy and Tacrics in me Thirry Years' War, a. a. 0., S. 19 lakonIsch fest; nIchr nur fehlte den Mon

archen eIgentlich das Geld fur regelmäßige Soldzahlungen, sie verfugten auch über keine geeig

neren logistischen Techmken, um größere Heere zu versorgen; darauf Ist zurückzukommen, weil 

hIer ein Problem vorliegt, welches fur den Aufbau von moderner Sraatlichkeit wesentlich wurde. 

37 Emst H. Kßntorowicz I98I: The King's Two Bodie;" a. a. 0.; der antike Spruch pro patria mori wäre 

fur das Mirrelalrer sinnlos gewesen; ent~cheidend waren p die persönlichen Beziehungen zwischen 

Herrn und Vasallen. Ersr mir der Konsolidierung der Monarchien gewinnt patria wieder einen 

SInn Deshalb kann man jetzt die Söldner als "vaterlandslose Gesellen" abqualifizieren; siehe S. 

232 ff. 
38 "The Florennne fear of coup d'erar was weil grounded. Many ambitious condottu!r1 did indeed 

seize power from civic officers by illegal use of force. The greatest city ro experience mis fate was 

Milan, which became a military despotism after 1450, when Francesco Sfof2a rook power and be
gan ro use rhe resources of me city ro suppon hIS military following on a permanent basIS. Venice 

managed ro escape any such fate, partly by careful supervision of porential usurpers, pardy by 

dividing conrracrs among serveral different, mutually jealous captalns, and pardy by besrowing 

civlc honors and gifts upon loyal and successful condottieri and arranging suitable marriages for 

them with members of the Veneuan ansrocracy", so William McNezlL I982: The Pursuit ofPower, 

a. a. 0., S. 76. Die Asmeen der italienischen Stadtstaaten können als die ersten stehenden Heere 

der europaischen euzen qualifiZIert werden, allerdIngs harren sie zur "Stadt" nur ein vertragli

ches Verhältnis, wenngleich dieser Vertrag erstmals eine langfristige Perspektive enmielr. Dem Ge-
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Die wichtigsten Innovationen der militärischen Revolution: 

I. TechnIk: Der ersten Kanonen haben wohl mehr Schrecken verbreitet, als daß sie Zer

störungen anrichten konnten; doch dies änderte sich bald: Fortschritte in der Metallurgie 

ermöglichten die Produktion wesentlich leisrungsfähigerer Kanonenrohre, die Erfindung 

des komprimierten Schießpulvers verlieh den Feuerwaffen neue Wirksamkeit. Zu den 

Kanonen kamen dann die tragbaren Musketen hinzu, die aufgrund der hohen Nachfrage 

bald in Massenproduktion hergestellt wurden. Die treffsichereren und wirkungsvolleren 

Kanonen lösten eine ganze Kettenreaktion auf den verschiedensten Gebieten aus: Die 

Städte'9 mußten In neue Befestigungsanlagen investieren, die Befestigungstechnik4' we-

meinwesen der Italienischen Städte bIteben sie aber weithin "äußerlich", waren nicht integriert , 

deshalb auch die geschilderten Probleme. 

39 John Keegan 199].' A Hisrory ofWarfare. London: Hutchtnson, S. }21 f.: Als der franZÖSische Kömg 

Karl VIII. [494 nach Obemallen überserzre, harre er schwere Kanonen mit; auf dem Weg nach 

Neapel, welches er mit zweifelhaften Gründen als Herrschafrsgebiet beanspruchte, lagen die Stadt

staaten und das Herrschafrsgebiet des Papstes: In wenigen Stunden schossen die Kanomere Karls 

VIII. z. B. die Burg Firizzano nieder, nach wenigen Monaten ntt er als Eroberer in Florenz ein, 

die neapolitanische Burgfestung San Gionvanni, die zuvor über 7 Jahre einer Belagerung stand

gehalten hatte, wurde in nur 8 Stunden zusammengeschossen etc. "His guns had brought a true 

revolutlon In warmaktng", so Keegan: Die Kanonen schossen Eisenkugeln direkt an die Basis der 

BefeStIgungsmauern, schlugen hier Locher und alles weItere geschah wie von selbst: Je höher die 

Mauer, desro schneller brach Sie 10 sich zusammen. Das war neu; die frühere Belagerungstechnik 

mußte die Mauern von oben mehr oder weniger "abtragen" oder erklimmen oder unterminieren. 

Die neuen Kanonen dagegen schossen flach auf die Mauerbasis, und genau das war mit den al

ten Katapulten oder Wurfgeschurzen nicht möglich gewesen. 

40 Geoffrey Parker 1996: The Mditary Revolution, a. a. 0., ch. 1 und ch. 6, Sieht genau hierin den ei

genrlichen Kern der "militärischen Revolutlon", Der GroßteJi der Kriegführung bestand biS zum 

30jährigen Kriege 10 Belagerungen, die neuartigen Kanonen zwangen zu neuen Formen der Be

festigung, welche mcht zufällig die Italiener erfanden, die zu den für die Folgezeit führenden Be

feStIgungsingenieuren Europas wurden, die sog. trau Italienne - geometrisch genau berechnete 

Befestigungsanlagen mit Mauerwerken, welche durch Aufschüttung von Erde ergänzt wurden: 

die Erde "verschlang" die Kanonenkugeln problemlos, außerdem konnten die Belagerer nun 

durch Kanonen auf Geschürzstellungen sowie mir Musketen von allen Sei ren beschossen werden 

etc. Die nun anfallenden Kosten für den Bau solcher Befestigungen sowie für die Unterhaltung 

etner entsprechenden Zahl von Soldaten für den Verteidigungsfall überstiegen nun endgültig die 

finanziellen Möglichkeiten der meisten Städte; sie mußten sich In die Obhut von Terrirorialherren 

begeben: "Mit dem Ende des 15. Jahrhunderrs StIeßen allerdings zahlreiche Städte an die Grenze 

ihrer finanziellen Belastbarkeit und polItischen Unabhängigkeit. Die forrschreitende Verrechrli

chung der Terrironen wie des Reichsganzen, die politische und wlrrschaftlIche Domtnanz der zu

nehmend rationaler verwalteten Landesherrschaften, die sich rasant entwickelnde Kriegstechnik 

schufen hier entscheidende Barneren. Viele Termonalstädte wie Wien trugen seit dem Ende des 



Der Staat: Das Zentrum des politischen Systems 

sendich verbesserr werden. Die Niederländer entdeckten in ihrem Befreiungskampf ge

gen die Spanier die Nützlichkeit von Verschanzungen4'; ganz generell wurde den Gelän

debedmgungen viel größere Aufmerksamkeit geschenkt, und deshalb en(Stand ein Be

darf für Mrlitärgeographie. Kanonen vergrößerren den Troß, und schon aus diesem 

Grunde mußten die Feldherren genauere Kennmisse über die existierenden Srraßenver

bindungen besitzen etc. Die Komplexität der technischen Aspekre zwang zur Anwen

dung von "wissenschafrlichen Methoden" und "mathematischen Prakrikern" (lngeni

eure)4 l sowie zur Übernahme von technischen Erfindungen, die anderswo gemacht 

wurden: Die Feldherren entdeckten z. B. die 'ützlichkw des Fernrohrs, die Polirik die 

Brauchbarkel( der Druckerpresse für den Propagandakneg4l. 

Säkulums nur noch finanziell zum Militärerat der Landesherrn bei. Für zahlreiche Reichsstädte 

brachte der Schmakaldische Krieg das Ende der eigenständigen, immer kostspieliger werdenden 

Kriegs- und Befestigungspolitik; wenige wie Nürnberg zwang erst die Katastrophe des Dreißig

jährigen Krieges zur Einstellung aller militärischen Außenaktivitäten. Der Territorialstaat ersetzte 

nun planmäßig die alten kommunalen Militärzentren durch neuartige Anlagen: die Festungs

städte" , so Gerhard Fouquet 1989: Die Finanzietung von Krieg und Verteidigung in oberdeutschen 

<;t<ldten des späten Mittelalters (1400-15°0). In Bernhard KirchgässnerlGünter Scholz (Hrsg.), 

Stadt und Krieg. SigmarIngen: ]an Thorbecke, S 41-82, hier S. 74 f.; für Frankreich sieheJohn A. 

Lynn 199f The trace italienne and the Growth of Armles: The French Case. In: Clifford J. Rogers 

(Hrsg.), The Military Revolution Debate, a. a. 0., 5. 169-200. 

41 Allgemein zum "Defensionswerk" siehe Gerhard Destrezch 1969: GrafJohanns VII. Verteidigungs

buch für :--:assau-Dillenburg 1595. In: Ders., Geist und Gestalt des früh modernen Staates. Berlin: 

Duncker & Humblot, ). 311-355; Hzdeo Shinpo 1992. Zur verfassungsgeschichdichen Bedeutung 

des LandesdefenslOnswesens. In : Zeitschrift für Historische Forschung 19: 341-358, mit einem Be

zug auf Preußen Im 17. Jahrhundert 

42 Bernhard R. Kroener 1988: Vom "extraordinari Kriegsvolck" zum "miles perpetuus". Zur Rolle der 

bewaffneten Macht 111 der europäischen Gesellschaft der Frühen Neuzeit. In: MGM 43, S. 

141-188, hier insbes. S. 1'71-175 "Militär und Technik", sowie Hennzng Eichberg 19,7; Geometrie 

als barocke Verhaltensnorm. Fortifikation und Exerzitien. In: Zeitschrift für Historische For

schung 4: 17-50. 

43 Es wird geschätzt, daß In den ersten Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts etwa 10.000 Pamphlete er

zeugt und davon jeweils 1.000 Exemplare gedruckt wurden, das ergibt folglich eine erstaunliche 

Zahl von etwa J Million, welche innerhalb einer relativ kurzen Zeit ptoduziert wurde; der 

30jährige Krieg war der erste, der sorgfältig durch einen "war of pamphleteers" vorbereitet wurde; 

siehe De Lamar Jemen 1992. Reformation Europe. Age of Reform and Revolution. Lexington, 

Mass.lTotonto: D. C. Heath and Comp., S. 78 f.;Jürgen Wilke 1989; Geschichte als Kommuni

kationsereignis. Der Beitrag der Massenkommunikation beim Zustandekommen historischer Er

eignisse. In: Max KaaselWinfried Schulz (Hrsg.), Massenkommunikation - Theorien, Metho

den, Befunde. Opladen: Westdeutscher Verlag (Sonderheft der KZfSS), S. 57-71. Näheres dazu 

Im Kapitel 8. 
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2. TaktIk Die Schwei2Cr Infanterie harte in "schwerfälligen 7.oocr8.ooo Mann starken 

Gewalthaufen"+1 gekämpft. Die Spanier reduzierten die Einheiten ihrer Tercios auf 

2.00cr3.000 Mann und erreichten damit eine höhere Beweglichkeit; aber auch die 

tief gestaffelten "Gevlerthaufen" waren - selbst fUr wenig treffsichere Kanoneure - ein 

gutes AngrifEziel. Die Reformer 2Crlegren die großen Infanteriekörper in viel kleinere 

Einheiten von 30cr500 Mann. Man gewann damit zwar noch höhere Beweglichkeit 

der Truppen, aber es entstanden neue Probleme des Zusammenhalts, der Koordina

tion und die Gefahr, dem Ansturm größerer Einheiten nicht standhalten zu können. 

Man mußte die Nachteile kompensieren durch eine verbesserte Kombination mit der 

Artillerte sowie durch Vorwärts-rückwärts-Bewegungen der Reihen der Musketiere, 

um die Intervalle des Ladens der Waffen zu überwinden und so ein Dauerfeuer zu er

reichen4 . Dadurch konnte die Effektivität der Feuerwaffen beträchtlich gesteigert wer

den. Schließlich kam manchen Feldherrn während des 30jährigen Krieges immer 

deurlicher zu Bewußtsein, daß man sich in seinen Überlegungen nicht auf einen 

Kriegsschauplatz beschränken dürfe, vielmehr einbeziehen müsse, was auf den ande

ren geschieht bzw. welche Eventualitäten sich aus unterschiedlichen Kampfereignis

sen ergeben können. Gustav Adolf soll dies klar erkannt und ausgedrückt haben46 . 

Wenn dem so war, dann sehen wir hier den ersten Ansatz zur Unterscheidung von Stra

tegte und Taktik, welche zumindest seit earl von Clausewitz zur Grundumerscheidung 

einer jeden militärwissenschafrlichen Doktrin gehört. 

3. OrganIsation: Die meisten Soldaten des 30jährigen Krieges waren noch Söldner4", 

aber das begann sich - nicht zuletzt durch den Einfluß von Machiavelli und der nas-

44 Hans Ehlert 1985: Ursprünge des modernen Militärwesen, a. a. 0., S. 35, siehe dagegen die Krink 

von DauzdA Parrott 1985: Strategy and Tacucs In ehe Thirry Years' War: The "Military Revolution", 

a. a. 0., insbes. S. 8 f., wo der Autor argumenuert, die StäIken der Truppenemheiten harten wei

terhin mindestens 1500 bis 2000 Mann betragen, die entscheidenden Vorteile in den Schlachten 

des 30jahngen Krieges seien In erster Linie durch den Emsatz von Kavallerie an den Flanken zu

stande gekommen etc. Wir brauchen auf diese "kriegstechnische" Seite nIcht naher einzugehen. 

45 Hans Ehlert 198s: Ursprunge des modernen MIlitärwesens. In: MilitäIgeschichrliche Mirteilungen 

38, S. 42 f. 
46 MIchael Robms 1986: Die mllItäIlsche Revolunon 156<r-1660. In: Ernst Hlnrichs (Hrsg.), Abso

lutismus. Frankfurt am Mam: Suhrkamp, S. 282. 
47 Die ersten stehenden Heere waren stehmde Söldnerheere, und sie blieben es eigentlIch noch bis in 

die 2. Hälli:e des 18. JahrhundertS; Wichtig für die Definition eines stehenden Heeres sind also zwei 

Faktoren: erstens die Kontinuität der Regimenter und zweitens die Bindung der Regimenter an 

den Repräsentanten der herrschenden politischen Gewalt des Staates, d. h. an den Kriegsherrn 

(Monarchen); der Übergang zum miks perpetuus, wie ihn die Zeitgenossen beschrieben, ISt als hi

stonsches Ereignis kaum Irgendwo deutlich faßbar, gestaltete Sich eher fließend: "Für die BIldung 

der ersten stehenden Truppenkärper bedeutete dies, daß die Zeitgenossen kaum bemerkten, wie 
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sauischen Reformer - langsam zu ändern, und auch in diesem Punkr ging Gusrav 

Adolf voran, als er schwedische Heere bildere und nichr irgendwelche, bunt zusam

menge\\i.irfelre Haufen. "Rekrurierung aus dem eigenen Volk" wurde zumindesr als 

Zielsetzung formuliert (Machiavelli), und langsam entsranden die ersren nationalen 

Heere. Der Zusammenhang von Massenheeren und Narionalismus kam zwar ersr 

unter 'apoleon zum Durchbruch, seine hisrorischen \X'urzeln liegen jedoch in der 

beschriebenen Tendenz zur Homogenisierung der Truppenkörper. Da die Heere 

nichr mehr aufgelösr, also zu stehenden Heeren geworden waren, wurde die l.fitgfied
schaft bei einem Regiment wesentlich bedeurungsvoller als zuvor. Die neuen rakri

schen Erfordernisse sowie das pure Faktum des quanrirariven Wachsrums der Trup

pensrärken srellren an die Heeresorganisarion Anforderungen, die man zuvor nichr 

gekannt harre: Die hierarchische Gliederung des Offizierskorps mußre srärker diffe

renziert. die Rangordnungen neu und klarer fesrgelegt werden; die Kommandos bzw. 

Befehle verlangten nach einer einheidichen Sprachregelung; die neuen Waffen und 

komplizierten Kampfrakriken erforderten srändiges Training, Ausbildung, Übung, 

Disziplin4ll erc. - und zwar auch in Friedenszeiren; schon aus diesem Grunde konnte 

man die Heere nach einem Krieg nichr mehr auflösen, waren srehende Heere unab

dingbar geworden \X'egen der Dekomposirion der großen kompakren Einheiren in 

kleinere und beweglichere konnten nun im Schlachrgerümmel Turbulenzen entsre

hen, wo es dann schwieng war, Freund und Feind zu unterscheiden; eine einheidi

che Kleidung sollre das Problem mildern, also brauchre man Uni/onnen4
<1. - All dies 

rrug dazu bei, den Aspekr der fonnalen Orgamsatlon zu srärken, und auch in dieser 

hier et\vas ),ieues entstand. Die Geschichte der Anfänge der Stehenden Heere ist also in Vorgän

gen der früheren Geschichte zu suchen und in der Geschichte der Vorläufer. Dreißig oder fünf
zig Jahre später allerdings erinnerten die einheitlich uniformierten, streng diszipliIllerten und ge

drillten Repmenter mit ihren auf den Landesherrn eingeschworenen Offizierskorps - zumindest 

in den Staaten, die \X'ert auf eine geordnete Streitmacht legten - kaum noch an das freie Söldner

rum, aus dem sie sich vor nicht allzu langer Zeit geformt harten", so Gerhard Papke 1979: Hand

buch zur deutschen l\iilitärgeschichte, a. a. 0 ., S. 157. 

48 Ulrich Bröcklmg 1997: Disziplin - Soziologie und Geschichte militärischer Gehorsamsproduk

non . .\1i.inchen Fink, S. 3111 
49 Ehlert 1985' UrsprUnge, S. 40: "Das Reformwerk umfaßte alle Bereiche des Militär- und Kriegs

wesens und laßt sich in semen Inhalten skizzenhaft mit folgenden Stichworten umreißen: Syste

matische Truppenausbildung, Drill, Disziplin; einheitliche Bekleidung, Bewaffnung, Ausrüstung; 

Treffentaktik, Staffelung in die Breite, hohe Beweglichkeit, Elementarbewegungen; einheicliche 

Kommandosprache; Befehlskerte, FuhrungskuIlSt auf v.issenschafdicher Basis, Offiziersschulung, 

Ausbildung eines homogenen Offizierskorps, neue Führungsstrukturen, Generalstab; Belage

rungswesen, BefescigungskuIlSt, Schanzen; systematisierte Versorgungs- und Verwalrungsorgani

sation, Rechtspflege." 
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Hinsicht wurden die Armeen zu einem Vorreiter im gesamtgesellschafdichen Mo

dernisierungsprozeß. 
4. Größmordnung der Armem: ,,Am wich tigsten war das sich srark vergrößernde Ausmaß 

der Kriege, das sich in einer emsprechenden Erweiterung der normalen Truppenstärke 

in allen bedeutenden Staaten spiegelte. Philipp H. hatte seinerzeit Europa noch mit 

einer Armee beherrschen können, die wahrscheinlich nicht mehr als 40.000 Mann 

umfaßte. Bereits ein Jahrunderr später schäme man, daß ca. 400.000 Soldaten ge

braucht wurden, um die Überlegenheit Ludwigs XIV. aufrechrzuerhalten. Im Jahre 

1627 besaß Brandenburg umer Kurfurst Georg Wtlhelm eine Verreidigungsmacht von 

insgesamt 900 Mann; umer Friedrich Wt.!helm 1. verfugre es in Normalzeiten schon 

über 80.000 Soldaten. Das vorangegangene Jahrrausend harte nichrs aufzuweisen, was 

diesem mit plörzlichen Größenzuwachs der westeuropäischen Armeen vergleichbar 

gewesen wäre. "jO 

Die Tabellen von Charles Tillyl' lassen auf einen Blick erkennen, wie sich die Machrverhält

nisse in Europa in den lemen Jahrhunderren veränderren; leider fehlen darin die Daten zu 

Preußen: nach Finer52 hatte Preußen 1653: 4.000, 1688: 30.000, 1740: 160.000, 1814: 300.000 

Mann (stehendes Heer). Man sieht aus den Daten den auffälligen iedergang Spaniens (auf 

dessen Ursachen ich hier nicht eingehen kann) sowie den Aufstieg Preußens und Rußlands 

zu europäischen GroßmächtenI'. Diese quamitariven Dimensionen haben mit der "Verstaat

lichung" des Heereswesens und der Kriegführung zu tun, und hatten das endgültige Ver

schwinden der Warlords/Kriegsumernehmer und ihrer Söldnerheere zur Folge. Die "mi

litärische Revolution" endete - aufgrund der Dynamik fast zwangsläufig, möchte man sagen 

- damit, daß die Armeen zur ersten und wichtigsten Institution des modernen Staates wurden 

und auch in den folgenden Jahrhunderren weiterhin einen "Motor der Modernisierung" dar

srellten. Kausal steht himer diesem Prozeß die geopolitische Dynamik54 des koevolutionär mit 

50 Micha~l Robms 1986: Die milnärische Revolution, a. a. 0., S. 283. 

51 Charks Tilly 1992. Coercion, Capiral, and European States, AD 990-1992. Cambndge, Mass./Ox

ford: Blackwell, S. 79. 

52 Samu~l E. Fin" 19-5: State- and Nation-BuilcLng in Europe: The Role of the Milnary. In: ChaIles 

Tilly (Hrsg.), The Formation ofNaClonal States In Western Europe. Princeron, N]- Princeron 

Unlv. Press, S. 84-163, hier insbes. S. 101 f. zu den Zahlen. 

53 Siehe auch cLe Zahlen bei Paul Kennedy 1989: The Rise and Fall of rhe Great Powers. - EconOffilC 

Change and Military Conflict from 1500 to 2000. London: FontanaPress, S. 128 f., hier die Ta

bellen. Die Zahlen reflektieren im großen und ganzen die Machrverschiebungen der damaligen 

Staaten welt, trotzdem wird cLe tatSächliche Macht Englands unterschätzt, diejenige Österreichs 

und Rußlands überschätzt. 

54 MichMI.\1ann 1991: Geschichte der Macht, Bd. 2, a. a. 0, S. 372; Anthony Giddens 1987: The Na

tion-State and Violence. Berkeley/Los Angeles: Univ. ofCal. Press, S. 112; Emu D. Port" 1994: 
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dem modernen souveränen Staat enrstehenden imernationalen Staatensystem, dessen anar

chische Suuktur55 einen ungebremsten Rüsrungswenlauf in Gang geseut hat, im 20. Jahr

hunden in die bei den Weltkriege mündete und dessen Dynamik nun über den europäischen 

Einigungspro2eß zumindest in Europa ausgehebelt werden soll. 

Der Zusammenhang von geopolitischer Konkurrenz und der Enrstehung des modernen 

Staates wird heure kaum mehr bezweifelt56 • Er bildet - wenngleich nicht die einzige, wie wir 

noch sehen werden, so doch - die wichtigste Dimension zur Klärung der Frage, warum West

europa - geographisch gesehen ein winzig kleiner Ausläufer der asiatischen Landmasse - und 

zwar zunächst nur Westeuropa, den Durchbruch zur Moderne schaffte und schließlich im 19. 

Jahrhunderr zur weltbeherrschenden Macht werden konme'-. Trou der Richtigkeit dieser 

Aussage für die Gesamrrendenz darf man nicht übersehen, daß es innerhalb dieses Pro2esses 

War and ehe Rise of ehe Stare, a. a. o. S. 63 ff.; Holger GräfI998: Das europäische Mächresysrem. 

In: Olaf Mörke/Michael North (Hg.), Die Enrstehung des modernen Europa 1600-1900. 

KölnlWelmarfWien: Böhlau, S. 1I-24; siehe auch die Beiträge in Peter Krüger (I996) (Hrrg.): Das 

europäische Staatensystem im Wandel. Strukturelle Bedingungen und bewegende Krähe seit der 

frühen Neuzeit. München. 

55 Darin ist sich die Theorie der inrernationalen Politik weitgehend eInig, theoretisch am ele
gantesten durchformuliert von Kenneth N fX'altz I979: Theory oflnrernat.ional Polit.ics. New York 

u. a.: McGraw-HilI, insbes. S. 79 ff., Chap. 5: "Political Structures" 

56 Siehe auch Charles Tilly I985: War Making and State Makmg as Organized Crime. In: Peter B. 

Evans/Dietrich Rueschemeyer Theda Skocpol (Hrsg.), BringIng the State Back In. Cambndge 

u. a.: Cambridge Univ. Press, S. 169-191. Ganz ausgezeichnet die Schriften von Johannes Burk

hardt I992: Der Dreißigjährige Krieg. Frankfurt am Main: Suhrkamp;Johannes Burkhardt I994: 

Der Dreißigjährige Krieg als frühmoderner Staarsbildungskrieg. In: Geschichte in Wissenschaft 

und Unrerricht 45: 487-499, insbesondere S. 488 f. zu den "Kriegsursachen": "Stehende Heere 

waren eine Folge, nicht eine Ursache des Dreißigjährigen Krieges";Johannes Burkhardt I997: Die 

Friedlosigkeit der Frühen "euzeir. - Grundlegung einer Theorie der Bellizität Europas. In: Zeit

schrift fur Historische Forschung 24: 509-5'4, insbesondere S. 514; die Kriege bis zur Mitte des 

17. Jahrhunderu waren eigentlich noch keine "Staatenkriege", sondern StaatJbildungsknege, und 

genau aus dieser fehlenden Konsolidierung der modernen Staatlichkeit ist der kriegerische Cha

rakter der frühen Neuzeit zu verstehen: "Die Staarsbildung ist also zwar der richtige systemati

sche On, von dem her die Friedlosigkeit der neueren Geschichte verstanden werden muß, aber 

die Bellizität floß nicht aus der Institution Staat, sondern im Gegenteil eher aus deren DefIZiten, 

aus den Enrwicklungsdefiziten frühmoderner Staatlichkeit", dazu gehören nicht zulerzr "Gleich

ordnungskonflikte des werdenden Staatensystems", "Institutionalisierungsdeftzite" wie "Instabi

litäten an der monarchisch-dynastischen Spirre" usw.; siehe die Übersicht bei Burkhardr aufS. 

571! Auf das Problem von "personal Rule" an der Staarsleirung kommen wir im Kapitel 7 zurllck. 

57 John A. Hall I988: Stares and Societies: The Miracle in Comparauve Perspecrive. In: Europe and 

ehe Rise ofCapitalism, hrsgg. v. Jean Baechler/John A. Hall/Michael Mann. Oxford: Basil Black

weil, S. 20-38, aber auch die anderen Bemäge dieses Sammelbandes sind einschlägig; siehe auch 
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doch unterschiedliche Enmricklungspfade gab, welche an den BeISpielen Englands, Frank

reichs und Preußens veranschaulicht werden sollen. 

Zwei Ereignisse bestimmten im 17. Jahrhundert die StaatsbIldung in England: Zunächst 

der Bürgerkrieg der I640er und 1650er Jahre, dann dIe Glonous Revolution von 1688/89 und 

die daran anschlIeßenden, im wesenclichen innenpolitISch motivierten, Engagements Eng

lands in der Diplomatie und den Kriegen auf dem europäischen Kontinent. In dieser Zeit 

wird auch England von der "mdita.nschen Revolution" erfaßt und genau dieses timing sei, so 

John Brewer\8, für die britische Fntwicklung nicht unwesenclich gewesen. 

König Kar! I. hatte für seinen Krieg gegen Schottland 1637/40 wieder einmal vom Parla

ment nicht genügend Geld beWIllIgt bekommen; der Krieg ging verloren, und der König 

mußte nolens volens das Parlament einberufen. Die Ursachen des englischen Burgerkrleges'9 

sind ziemlich verwickelt, filf unseren Zusammenhang ISt nur der Aspekt des Verfassungs

konfliktes wichtig: Wie sollte England regIert werden, welche Instanz sollte "souverän" sein, 

die Krone oder das Parlament~ - EntschIeden vrurde dieser Konflikt bekanntlich militansch: 

das Land zerfiel in kriegführende Regionen. Beide Kriegsparteien importierten vom Konti

nent modernes Kriegsgerät und Offiziere von Linienarmeen, so auch die Faktion des Rumpf

parlamentes, welche unter der Führung von Oliver Cromwell die New Model Anny aufbaut 

- und siegtl Diese Armee beginnt sich jedoch zunehmend zu verselbständigen, z. B. exeku

tiert sie 1649 König Karl 1., exekutiert oder inhaftIert etwa die Hälfte der Parlamentsmitglieder 

und etabliert 1649-1660 ein rigoroses Militarregime. Die Armee wurde zur mächtigsten, weil 

modernsten Institution des Landes, "with a c1ear command structure, merit promotion, a 

national basis for recruitment, regular pay, and uniforms"60. 

Cromwell befehligte eine Armee von ca. 20.000 bis 30.000 Mann. Diese Armeesrarke ist

verglichen mit den Armeen anderer europäischer Länder - wenig beeindruckend, rur Eng

land aber war dies ein histOrisch unerhörter Ausbau des Staatsapparates! Und nicht nur dies: 

eine stehende Armee dieser Größenordnung "verschlingt" täglich große Mengen an Versor

gungsgütern, welche beschafft, bereitgestellt und bezahlt werden mußten. Cromwellließ sich 

vom Rumpfparlament entsprechend hohe Steuern bewilligen6I . 

John A. Hall 1987: War and the Rise of me West. In: Colin CrelghlOn/Marnn Shaw (Hrsg.), The 

Soclology ofWar and Peace. Hampshire/London: Macmillan, S. 37-53; vernachlassigt hat diesen 

Aspekt dagegen Daniel Chzrot 1985: The Rise of me West. In: American Soclologlcal Review 50: 

181-195. Ich komme auf dieses Phanomen des sog. "europäischen Wunders" noch zurück, wenn 

es vor allem um dIe ökonomIschen Zusammenhange geht. 

58 John Brewer 1988: The Sinews of Power, a. a. 0., S. 24. 

59 Conrad Russel 1990: The Causes of me English Civ" War. Oxford: Clarendon Press; Kospar von 

Greyerz 1994: England im Jahrhundert der Revolutionen 1603-1714. S[U[[gart: Verlag Eugen Ul
mer, S. 162. ff 

60 Emu D. Porler 1994: War and me Rise of the State, a. a. 0., S. 81. 

61 \X'ir kommen darauf zurück, hIer seI nur angemerkt, daß dIe Englander zum höchstbesteuerren 
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Dasselbe gilt für den Ausbau der Navy. Bereits im Juni 1642 übernimmt das Parlament die 

Macht über die Navy, " ... parliament seized ehe navy, transforming ehe political and physi

cal employment of the fleet, as weil as its leadership, organization and policy. Parliament 

established its own Admlraliry and naval administration" etc.62 Die Kriegsflotte wird zwischen 

1649 und 1660 um 216 Schiffe erweitert, die Mannschaftsstärken summieren sich auf fast 

20.000 Mann; manche Autoren sprechen von einer "naval revolution"63. "None ofEngland's 

neighbours could match it."64 Damit war der Grundstein gelegt für den Aufstieg Englands 

zur führenden Weltmacht auf den Meeren. 

Die Restauration 1660 änderte an diesen Entwicklungen nichts wesentliches, im Gegenteil, 

das Ausbauprograrnm für die Navy wurde sogar fortgesetzt: England besaß nach dem Bürger

krieg bzw. nach der Zeit des "Protektorats" ein stehendes Heer kontinentalen Zuschnitrs, d. h. 

eine Linienarmee, und zwar auch In Friedenszeiten! Man hatte wohl eingesehen, daß das Mi

litia-System der alten Tage im Ernstfall kaum mehr brauchbar war - leider bedurfte es eines 

Bürgerkrieges, um dies zu einzusehen. Die rd. 20.000 Mann der englischen Regimenter bil

deten fortan den professionellen Kern, der in Kriegszeiten rasch durch Anwerbungen ergänzt 

werden konnte. Die Navy hatte nun eine Stärke erreicht, die nicht nur ausreichte, um die Kon

kurrenten (Niederlande, Frankreich, Spanien) auf den Meeren in Schach zu halten, sondern 

auch die zivilen Handelsflotten effektiver vor Piraterie zu schützen61 . 

Das Jahr 1688 ist für unseren Zusammenhang in doppelter Hinsicht bedeutsam. Zum 

einen übernimmt nun das Parlament endgültig die Verantwortung für Army und Navy. Mit 

der Formel vom King in Parliament wird der alte Verfassungskonflikt beendet und über diese 

Kompromißformel gelingt dann auch die verfassungsrechcliche Integration von Army und 

Navy in das politische System; beide werden als Teile des Staates anerkannt. Zugleich wird 

aber der Grundsatz besiegelt, daß Army und Navy unter ziviler Führung stehen. In England 

Volk Europas wurden und dies in der Folgezeir auch bheben; die Durchsetzung so hoher Sreuern 

durch Cromwell wäre mir Sicherheit ohne den Rückhalt in seiner Armee nicht möglich gewesen; 

jedenfalls nach den 1690er Jahren "gewöhnten" sich die Engländer an ihr hohes Sreuerniveau. 

62 M J Braddick I993: An Enghsh Milirary Revolution? In: The Hisrorical Journal 36: 965-975, hier 

S 972. 
63 &nuzrd Capp I989: Cromwe!l's Navy. The Fleer and rhe English Revolurion 1648-1660. Oxford. 

64 Bernard Capp I989: Cromwell's Navy, a. a. 0., S. 6; siehe auch MIchael Dujjj I98o: The Founda

rions ofBntlSh Naval Power. In: Ders. (Hrsg.), The Milirary Revolurion and rhe Stare 1500-1800, 

a. a. 0., S. 49-85. 

65 Siehe die Abbildungen von Kriegsschiffen m William H. McNedl I982. The Pursuir of Power, a. 

a. 0., S. 205, beeindruckend vor allem die zwei bis drei Reihen von Kanonen an den Breitseiren 

der Schiffe. Siehe auch Geoffiey Parker I996: The Milirary Revolution, a. a. 0., S. 101 fur die Ab

bildung einer Kriegsflorre. Die britISche avy erhöhre (1660-1688) die Zahl der Kriegsschiffe von 

173 Schiffen mit 6.930 Kanonen auf 323 Schiffe mir 9.912 Kanonen, die großen Kampfschiffe har

ren nun Jeweils 90 bis 100 Kanonen und erschienen im Geschwader! 
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hat es niemals mehr einen Militarismus gegeben wie unter Cromwell oder wie er in manchen 

Ländern des Kontinents in der Folgezeit zu beobachten war. 

7um zweiten brachten die Ereignisse um die Glorious Revolution England erneut in ei

nen Konflikt mit Frankreich66 . Die englische Führungsschicht fürchtete - ob zu Recht oder 

auch nicht eine militärische Invasion Frankreichs mit der Absicht einer zwangsweisen Re

katholisierung des Inselreiches. Die englischen Parlamentarier riefen "slavery" und "popery", 

was für sie offenbar gleichbedeutend war, und bewilligten hohe Summen für die Vorberei

tung eines Krieges gegen Frankreich. Einen Meilenstein auf diesem Wege bedeutete 1694 die 

Grundung der Bank ofEngland, denn damit war mit einem Schlage das Problem des Staats

kredits gelöst, welches andere Länder immer wieder an den Rand des Ruins, d. h. Staats

bankrotts brachte bzw. - wie im Falle Frankreichs - die Staatsentwicklung in irrationale Bah

nen lenkte; darauf kommen wir im nächsten Kapitel zurück. Hier ist der Sachverhalt 

entscheidend, daß sich England im 18. Jahrhundert fast ununterbrochen im Kriegszustand 

mit Frankreich befand. Man spricht manchmal von einem zweiten Hundertjährigen Kriet7 

Genau das erklärt aber auch, warum die institutionelle Staatsentwicklung schlußendlich ganz 
ähnlIch verlief wie auf dem europäischen Kontinent. Die geopolitische Konkurrenz erzwang 

eine relativ hohe Konvergenz in den Staatssrrukturen. Aus dem geopolitischen Vorteil der [n

se/lage blieb nur soviel, daß die Kriege nie auf britischem Terrirorium ausgefochten wurden, 

sondern immer anderswo. Aber auch dieser Vorteil wäre ohne die "schwimmenden Befesti

gungen" (d. h. Kriegsschiffe) nicht zu halten gewesen. 

66 Ocr Dynastiewechsel 1688/89 brachte mit Wilhelm von Oranlen einen entschiedenen Gegner 

Ludwigs XIV auf den englischen Thron, dessen Ambitionen im wesentlichen darin besranden, 

das Streben hankreichs nach einer HegemOnie uber Europa mit allen diplomatISchen und mi

litärISchen Mitteln zu verhindern, Siehe Derek McKay/H. M. Scott 1983: The Rise of the Grear 

Powers, 1648-1815. London/New York: Longman, S. 44 fr. 
67 John Brewer 1988: The Smews ofPower a. a. 0., S. 27, "Second Hundred Years War" " .. . marked 

rhe coming of age for me Bnnsh as a major military force. Before me Glorious Revolunon Eng

land had shown she was a naval power ro be reckoned with, and the New Model Army had de

monsrrared mar English rroops could be as proficlent and ruthJess as any in Europe. Bur Military 

action had been sporadic ... . After 1688 the scope of Brirish milirary involvement changed radl

cally. Britain was ar war more frequently and for longer periods of time, deploying armies and na

Vles of unprecedented size. Prorracted warf are posed loglscical problems of exceptional magnitude. 

Wars were now conducted on a greater scale than earlier milItary operations. They also dwarfed 

elghteenm-century clvllIan enterpnse. The State's military role made it me most important single 

facror in the domestic economy: me largest borrower and spender, as weil as the largest single em

ployer. Public spending, fuelled by military COStS, rose by leaps and bounds. The civilian adminis

tration supporting the military elfort burgeoned; taxes and debrs increased. Britain acquired a 

sranding army and navy. She became, like her maJn rivals, a fiscal-military stare, one dominated 

by the task of waging war'. 
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Wo britische Truppen im Europa des 18. Jahrhunderts kämpften, waren sie ziemlich erfolg

reich, so z. B. schon im Spanischen Erbfolgekrieg (170I-1714) gegen Ludwig XIV Die einzige 

Ausnahme unter den Erfolgsstories bildete natürlich der Unabhängigkeitskrieg (1778-1783) 

der amerikanischen Kolonien: Obwohl die Briten (deutsche) Truppenkontingente eingekauft 

harten68
, standen die "Red COUts" auf ziemlich verlorenem Posten: Die britischen Regimenter 

kämpften als Linienarmee - wie damals in Europa üblich -, aber diese Kriegstaktik verpuffte 

in den ungeheuren Weiten des amerikanischen Kontinents ohne nachhaltigen Erfolge. Es gab 

keine strategisch wichtigen Punkte, deren Eroberung kriegsentscheidend gewesen wären. Die 

Amerikaner fugten mit ihrer offenen Kampfesweise den Briten immer wieder empfindliche 

Verluste zu; außerdem mußten die britischen Truppen mit Hilfe der Navy aus dem fernen 

England versorgt werden. Schließlich gelang General Washington doch noch der Aufbau ei

ner kleinen disziplinierten Armee, kurzum: In diesem Krieg rächte es sich, daß der britische 

Staat keine größeren Landstreitkräfte besaß69 • Die wenigen Regimenter reichten aus, um et

waige innenpolitische Ordnungsprobleme zu lösen, etwa im Kampf gegen Schmugglerban

den an den Küsten oder im Falle von Untuhen"'. Die britische Armee des 18. Jahrhunderts 

stand doch eher im Zeichen des Gewaltmonopols des Staates. Als Landarmee im Dienste der 

äußeren Souveränität des Staates bildete sie zwar stets einen Nucleus, der durch Anwerbun

gen im In- und Ausland ergänzt werden konnte und mußte; auf den europäischen Kriegs

schauplätzen funktionierte das, in Amerika aber nicht. 

Dennoch wa.re es verfehlt, am Beispiel von England bzw. Großbritannien von einem 

"schwachen Staat" zu sprechen. England besitzt seit CromwelJ ein hochprofessionelles ste

hendes Heer; seither gibt es keine ernsthaften Probleme mehr bei der Durchsetzung des Ge-

68 Die Briten kauften im wahrsten Sinn des Wones dem hessischen Kurfürsten 17.000 Mann ab, 

was auf "patrimoniale" Verhältnisse verweist; im SIebenjährigen Krieg harre der Kurfürsr Regi

menter an beide feindliche Kriegsparteien "verkauft", siehe Stefon Brakensiek I999: FürstendIener 

- Staatsbeamte - Bürger. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 42. Diese Geschäftemacherei 

löste in der europäischen Öffentlichkeit große Bestürzung aus, der hessischen Dynastie bot sie al

lerdings die finanzielle BasiS für die Fonsetzung eines absolutistischen, patrimonialen Herr

schafusnls. Nicht zulerzr deshalb galt Hessen in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderrs als rück

ständiges Land und verlor 1866 seine Souveränität an Preußen. 

69 IWzner Wohlfeil I964: Handbuch zur deutschen Militärgeschichte, Bd. III: Vom stehenden Heer 

des Absolutismus zur Allgemeinen Wehrpflicht (1789-1814). Frankfurt a. M.: Bernard und Grae

fe, S. 35 f, dIe englischen Generäle hielten an der Lineartakrik fest und mußten dies auch, weil sie 

ja ausländIsche Truppen in ihrem Sold harren; mit einer solchen Armee war aber kein erfolgrei

cher Kampf in einem "Volkskrieg" zu führen: ,,An diesen Schwierigkeiten sind dIe Engländer im 

wesentlichen gescheitert, ohne daß sie es klar erkannten. Die englische Krone verlor Amerika, weil 

ein solcher Feind mit den Mirreln und Möglichkeiten eines absolutistischen Heeres nicht mehr 

niederzuwerfen war" (S. 36). 

70 John Stevensan I979: Popular Disrurbances in England 17°0-1870. London/New York: Longman. 
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waltmonopols des Staates. Seit der Mitte des 17. JahrhundertS enrwickelte sich England zur 

fUhrenden Weltmacht7' auf den Meeren, und zwar nicht nur als kapiralistische Handelsrnacht, 

wie das oft in der .. Geschichte des Kapitalismus In Europa" dargestellt wird, sondern als 

Kriegsrnacht eines Staates, die jederzeit imstande ist, Rechtsverlerzungen durch den Einsarz 

von Gewalt sanknonieren zu können. Die brinsche Kriegsmarine kannre biS ins 20. Jahrhun

den keinen überlegenen Gegner' Einen solchen Staat kann man doch nicht als "schwachen 

Staat" bezeichnen. Auf die .,Stärke" des britischen Sreuer- und Finanzwesens und auch der 

Verwalrung kommen wir zurück. Wichtig ISt hier, das Immer wieder vorgerragene Bild vom 

"schwachen Staat" Englands gründlich zu korrigieren71 • 

In Frankreich werden zwar vergleichsweise früh prorostaarliche Strukruren ausgebildet (ste

hende~ Heer, Taille als Steuer), aber diese werden - wie wir bereits sahen - während der reli

giösen Bürgerkriege wieder stark erschütten. Das Volk erlebt während der Hugenottenkriege 

noch einmal eine Zeit weitgehender Anarchie - Jahrzehnr um Jahrzehnr werden ganze land

striche ausgeplündert, bricht die Rechtsordnung in so manchen Städten zusammen". Keiner 

der "Großen des Landes", auch nicht der König, verfügt über die militärischen Mittel, um 

dem lreiben Einhalt zu gebieten. Nicht selten steht ja die Zenrralgewalt selbst am Rande des 

Ruins74 . Dies beginnr sich langsam aber sicher während der Regierungszeit Ludwigs XIII. und 

dessen führenden Ministers, des Kardinals Richelieu (1624-1642), zu ändern. Vielleicht kann 

man sagen, in dieser Zeit sei "die königliche Truppe bereits ein fester Bestandteil des Staates" 

71 Thomas Ertman 1997. Birrh of me Levlaman. Cambridge: Cambridge Unlv. Press, S. 187 zur Zeir 

nach 1688: "Yer by the beginning of me next cenrury, a newly formed Grear Britall1 was weil on 

I[S way to becomIng Europe's domInant state as HS aJmed forces Infhcred defear after defeat upon 

irs tradirional rival France. These vicrories on me barclefield and at sea were only possible manks to 

a hughe, nonproprietary fiscal-milirary bureaucracy and a hlghly effecrive, maJket-based system 

of public finance .... PaJiIament thus emerged as a deCisive third independent vaJiable in the 

English case, enablIng these reformers ro begin to construct the new, nonpropnetary state appa

ratus and public credit system thar, after 1689, would permIt BntaIn to become me firsr global 

power." Vgl. David Ogg 1970: The Emergence of Great Britain as a World Power. In: The New 

Cambndge Modern History, Vol. VI, S. 254-283. 

72 Siehe zum Beispiel Bl'rtrand Badiel Purre BIrnbaum 198;: The SoclOlogy of the State. 

Ch,cago/London: The Univ. of Chicago Press, S. 73 f. "English capltallsm In fact helped ro per

pcruate weak srare structures ... "; Siehe dagegen John A. Hall/G. John Ikenberry 1989: The State. 

MIl1neapolis: Univ. ofMinnesota Press, S. 41: "The English system generated more power wlmout 

an absolutISt facade; It proved this In defeating France in war on e\'ery occaslOn except one in 

which the (Wo countries mer in me eighreenm century." 

73 Mack P. Holt ([991) (Hrsg I, SOClery and lnsrirutions in Eaily Modern France. Amens and Lon

don: The Uni\'. of Georgla Press. 

74 Robm BrIggs 1998: Early Modern France 1560-1715. OxfordiNew York: Oxford Uni\'. Press, Sec. 

Ed .. S. 21: ,,As a result me kingdom and irs people were allowed to drift towaJds catastrophe, wim 

rhe progressive breakdown of law and order emphasizing me vacuum at the centre of affalfS." 
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geworden'5, aber das Gewaltmonopol des Staates war deshalb noch lange nicht durchgesetzt, 

wie der Aufstand der Fronde (1648-1653) wieder drastisch vor Augen führre76• 

Die Konsolidierung moderner Staarlichkeit fällt auch in Frankreich in die z>veite Hälfte 

des 17· Jahrhunderrs, also in die Regierungszeit Ludwigs XIV. (1643-1715). Möglicherweise 

hat Frank Tallett recht, wenn er meint, die Pazifierung des Adels sei auch dann noch weniger 

über Mittel überlegener physischer Gewalt erreicht worden als über Mittel der Kooptation, 

also Patronage, Sinekuren, einträglicher Ärmer, Privilegien etc. ~ Dennoch ist es kaum vor

stellbar, daß die hohe politische Stabilität des politischen Systems in Frankreich fast einein

halb Jahrhunderre hindurch nur darauf beruht haben soll. Dazu war schon mehr erforder

lich. 

Es war ein Glück für Ludwig XIV, in Le Tellier und in Louvois zwei außerordentlich fähige 

Kriegsminister gehabt zu haben; sie waren die eigentlichen Organisatoren der modernen fran

zösischen Armee. Es ist ihnen in vorbildlicher Weise - Vorbild für die gesamte damalige Staa

tenwelr - gelungen, die Bewlftschaftung der Armeen auf eine sichere Grundlage zu stellen. 

Frankreich verfügte über eine Friedensstärke von etwa 120.000 bis 150.000 Mann, im Pfälzi

schen Erbfolgekrieg (1691-1693) erreichten die Armeen zusammen die unglaubliche Kopfzahl 

Siehe hier auch die kritische Einschätzung der Armeen von Briggs auf S. 23: "The armies of the 

period were small, illdisciplined, and fTagile; their supply systems were In perperual chaos, while 

epldemics and desertion could destroy even vicrorious armies in a few weeks.·· 

75 Gerhard Papke 1979. Handbuch zur deutschen Militärgeschichte, a. a. 0, S 166. 

76 fames B. eollins 1995-" The State in Early Modern France. Cambridge: Cambndge Univ. Press, S. 65 

ff. zu den drei Frondes. 

77 Frank Tafktt 1992: War and Soclety In Early Modern Europe, 1495-1715. London/New Yorlc Rout

ledge. "In many ways, however, the Fronde was the military swan-song of the nobility, and a1-

though under Louis XIV weapons, including heavy arrillery, conrinued ro be widely diffused 

throughour society, the independent military power of me nobility largely dlsappeared. Signifi

cancly however, mis was not brought abour so much mrough me use of superior force - a1mough 

localized noble resistance in me Auvergne was defeated by a royal army in 1666, me frondeurs had 

not been confronted in this way - bur through more subde means: nobles were bought off wim 

graruities, pensions and a judicious use of patronage, for me chief advantage kings in France, and 

monarchs generally, had over meir magnates lay not in me size of meir armies bur in the superior 

size of melr parronage resources. To be sure, mere was a military side ro this: posts were given ro 

the nobility inside Louis XJV's expanded military machine, and ca.sh hand-outs fTom me Crown 

were the proceeds of higher taxes which might well have been screwed from me peasantry by me 

use of military force . But this IS ro argue mat the nobility found that more was ro be gained from 

collaborating wim a regime which PUt Itself our ro recognize their interests than from opposing 

it as frondeurs . Ir was certainly not the growrh in the military power of Louis XIV's state which 

ensured the quiescence of me nobility; ramer, one might say, it was me co-operations of the no

bility wim me Crown which made possible the gro .... -m in state military power" (S. 189 0. Vgl. 

auch S. E. Finer 1997: The Hlsrory of Governmenr, Vol. III. OxfordlNew York: S. 1311 f. 



Die Institutionen des Staates I: Mtlitär und Polizei 259 

von 440.000 Mann, die täglich versorgt werden mußten '8. Die bei den Kriegsminister 

erreichten dies durch die Einrichrung eines detailliert festgelegten Nachschubwesens, durch 

die Anlage von MagazInen und Arsenalen spezIell auch in den Grenzregionen (was das Ope

rationsfeld der Armeen erweiterte) sowie durch den Aufbau einer eigenen Rüstungsindu

strie79 • In der Bewaltigung der gewaltigen logistIschen Probleme lag wohl die größte Leistung 

des französischen Staates in dieser Zeit - zumindest auf militärischem Gebiet. Man darf nicht 

vergessen, daß dIe Armeen der damaligen Zeit wandelnden Großstädten glIchen, und auch 

heute noch würde eine rein adminIstrative Versorgung einer größeren Stadt, auch nur mit 

dem Allernorwendigsten, größere Schwierigkeiten bereiten. Zur Zeit des 30jährigen Krieges 

bewegten sich die Truppenverbande durch die Landschaften wie Raupen, die alles kahl 

fraßen. Genau das konnte durch die Enrwicklung des Nachschubwesens behoben werden. 

Kriege sollen so geführt werden, soll Friedrich der Große einmal gesagt haben, daß der Bauer 

davon gar nichts merkrB' . Kriege sollten die Zivilbevölkerung nicht berühren, insbesondere 

die WirtSchaft nicht stören. Das wurde in der absolutistischen Zeit tatsächlIch weitgehend 

erreicht. 

Charakteristisch für moderne Armeen sind Uniformen als Bekleidung der Soldaten sowie 

die Unterbringung in Kasernen. Die Uniformierung verlieh den königlichen Armeen eine ein-

78 Eine Übersicht zu den Krtegen, den Krtegszielen und den FriedensschlUssen enthält Robin Briggs 
1998: Early Modern France, a. a. 0, S. 146; Frankreich habe, so Briggs, seine Ressourcen in ho

hem Maße durch FehlelOschätzungen in der AußenpolItik sowIe durch schlecht geführte Armeen 

vergeudet; die Ursachen liegen weitgehend in dem, was wIr "Versagen der Staatsleirung" nennen 

werden, und zwar durch "personal Rule", so auch Briggs, S. 137 ff. "The personal rule ofLouis 

XIV." Zugleich ist es die entscheidende FormIerungsphase des "internationalen politischen Sy

stems" in Europa - das WOrt "System" kommt in dieser Zeit zur Beschreibung des Beziehungs

gefuges der Staaten untereinander ebenso 10 Gebrauch wie das WOrt .. Gleichgewicht", im Vertrag 

von Unecht I713 hnd es erstmals Eingang 10 ein völkerrechtliches Dokument, siehe zur Koevolu
tion von moderner Staadichkeit und internationalem politischem System Harald Kleinschmtdt 
1998' Geschichte der internationalen Beziehungen. - Ein systemgeschIChdlcher Abrtß. Sturtgart: 

Reclam, hier S. 156 f. Erst langsam kam dann auch das deutsche Wort "Staat" in Gebrauch. 

79 Siehe dazu Gerhard Papk~ 1979: Handbuch zur deutschen Militärgeschichte, a. a. 0., S 167 f. 
80 Gerhard Papk~ 1979: Handbuch zur deutschen Militargeschichte, a. a. 0., S. 186, zum "Kabi

nertskrleg" als ein die Epoche bestimmendes Phänomen; hier auch das Zitat aus dem Testament 

Friedrichs des Großen von 1768, wo es heißt, Kriege sollren so geführt werden, daß "der friedli

che BUrger in seiner Behausung ruhig und ungestört bleibt und gar mcht merkt, daß sein Land 

im Kriege ist, würde er es mcht aus den Kriegsberichten erfahren .... Unter dem Schutz der ed

len Vaterlandsverteidiger besteUt der Landwirt seine Felder; die Ge.setze werden von den Gerichten 

aufrechterhalten; der Handel bltiht und alle Berufe werden ungestört betrieben", so der preußi

sche König. Zerstörungen und RaubZUge werden Im 18. Jahrhundert zu Ausnahmeerscheinun

gen, es wurde alles getan, um den Krieg von der Bevölkerung fernzuhalten, zu Isoheren - wie die 

Armeen selbst; die Kriege waren ausschlIeßlich Angelegenheiten des Landesherrn. 
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heidiche Erscheinung und hob sie von den "Zivilisten" ab. Rein äußerlich schufen erst die 

Uniformen den Zivilisten, den es zuvor ja gar nicht gegeben hat. Im Laufe der Zeit ist es dann 

aber mehr und mehr die innere Herrschafrsordnung des Militärs, welche nur den Soldaten 

erfaßt bzw. den Zivilisten ausschließt. Schließlich werden die Soldaten nicht mehr in die Bür

gerhäuser der Städte einquartiert, sondern in eigens dafür errichtete Kasernen, Baracken oder 

Garnisonsanlagen. Auch auf diesem Gebiet geht Frankreich voran, wo ab den I690er Jahren 

mit dem Bau von Kasernen begonnen wird81 • 

Die Kriege des 18. Jahrhunderts waren weitgehend "Kabinettskriege" , das ist bekannt und 

bedarf hier keiner weiteren Ausführung. Dennoch sollte man nicht glauben, in den Kriegen 

wäre es nur um dynastische Interessen gegangen, das würde wohl die Eigendynamik moder

ner Armeen verkennen. Wahrscheinlich spielte überall, in Frankreich vielleicht besonders, der 

Aspekt des glolr~l eine wichtige Rolles!, also des Kriegsruhms nach gewonnenen Schlachten, 

wie auch der Aspekt der Regimenrsehre, welcher alles unterzuordnen sei etc. Ebenso gehört 

der ganze Komplex der "militärischen Repräsentation" hierher, also Aufmärsche, Paraden, 

Bewachung von öffendichen Gebäuden und Plätzen, besondere Etikette etc. - alles Formen 

der Selbstdarstellung des Staates bzw. systemtheoretisch gesprochen, Formen des selbsrrefe

rentiellen Openerens. 

81 Zum Millrär umer Ludwig Xl\~ slehejames B. Collim 1995-' The Srare in Early Modern France, a. 

a. 0., S. 156 ff. "The hired mercenary compagnies of rhe Thmy Years' War had given war ro a na

uonal army. .. The long milirary revolution of early modern rimes rook firm roor only during 

Louis's final rwo wars. The governmenr slowly inrroduced srandardizarion: of weapons and mu

nluons, of unIforms, of rrainIng" (S. 157). Darin lag dann auch die kurzfrisrige Überlegenheir der 

französischen Armeen; das soll re sich aber schon während des Spanischen Erbfolgekrieges 

(1701-1713) ändern, als die anderen Länder nachzogen, insbesondere die Armeen des Herzogs von 

Marlborough (Englandl und Pnnz Eugen (Ösrerreich) fugten den französischen empfindliche 

~iederlagen bei, Ludwig Xl\~ har vor allem die milirärlsche Machr Englands völlig unrerschätzr, 

siehe Robm Bnggs 1995-' Early Modern France, a. a. 0., S. 149 f. 
82 Ekkehart KnppmMrff198S: Staar und Kneg. Die hlsrorische Logik po!Jrischer Unvernunft. Frank

furr am Mam: Suhrkamp, S. 272 ff. zu "La guerre - c'esr moi!", am Beispiel Ludwigs XIV und 

Friedrichs des Großen:johannes Kurwch 1992: La guerre - c'esr moi! Zum Problem der Sraaren

konflikre im Zeiralrer des Absolunsmus. In: Ders., Fürsr - Gesellschaft - Krieg. Srudien zur bel

lizisrischen Disposirion des absoluren Fürsrensraares. KölnfWeimarfWien: Böhlau, S. 1-42, ins

besondere S. 33= "Die \'osrellung der ,gloire' war in der Fürsrengesellschaft A!reuropas der Inbegriff 

höchsrer Repuranon, eine a1thergebrachre rirrerlich-arisrokrarische Tugend und zugleich Unrer

pfand eWiger Unsrerblichkeir in einer durch.die Aufklärung enrgörrerren Welr", und S. 36 zum 

"Ruhm als Leirmoriv fursrlichen Handelns im Zeiralrer des Absolurismus". 

83 Die Armeen Frankreichs harren ein viel zu großes, fasr ausschließlich arisrokrarisches OffIziers

korps, weil auch viele dieser Srellen dem Ärnrerkauf unrerlagen, deshalb auch die Professio

nalisierungsdefizire, vgJ. johannl's Burkhardt 1997: Die Friecllosigkeir der Frühen Neuzeir, a. a. 0., 

S·547· 



Die hlStitutionen des Staate~ I: Militär und Polizei 261 

Staarsrheoretisch erscheint uns jedoch das. was Bruce D. Porter rue .. Entmilitarisierung der 

Gesellschaft Frankreichs" genannt hat. der wesentlichere Faktor zu sem: Während der Regie

rungszeit Ludwlg Xl\'. werden Hunderre von "privaten" Burgen und Befestigungen ge

schleift. auch Stadtmauern (z. B. die Stadtmauern von Paris 1670). Rebellische Aristokraten 

oder StadtmagIStrate sollten keinerlei Ansatzpunkte für gewaltsame Aktionen haben. der Be

sitz bzw. das Tragen von \Vaffen wird verboten oder streng reguliert: .. Ir was an unprecenden

ted assertion of military supremacy of the Crown. an imporrant step m esrablishing the sta

te's monopoly of the legitimate use of vIOlence". so Porter4 . Gleichzeitig ließ Marschall 

Vauban. ein brillanter IngenIeur. an den ord- und Ostgrenzen des Staates gewaltige Befesti

gungen im neuen Stile der traa italienne bauengs• kurzum: Endlich herrschte wenIgstens im 

Landesinneren Fneden; tatsächlich kannte Frankreich bis zum Ausbruch der Revolution 1789 

keine größeren Unruhen - Ausdruck des Sachverhalts. daß es zur friedensstiftenden Funktion 
des Hobbesschen Leviathan kezne Alternative mehr gab . ., The dual accomplishments of razing 

forrifications in the interior and enhancing them on the border were essenrial steps in the 

emergence of true state sovereignry for France. The domesric tranqUlliry that demilitarization 

brought to the French heartland. after the periodlC ravages of civtl war and brigandage. was 

one of the undeniably positive fruits of the modern state. its coercive excesses norwith

standing. War made the state. and the state made peace."86 

Dennoch blieben - wie auch in anderen absolutistischen Armeen - gravierende Probleme 

bestehen: Erstens. rue Rekrurierung von einfachen Soldaten fiel noch weitgehend in rue Kom

petenz von Befehlshabern lokaler Regimenter7. \Vahrscheinlich waren die .. Freiwilligen" un

ter den Rekruten eine kleine Minderheit - am ehesten gehörren wohl die Ausländer dazu; 

von den gewaltsam Eingezogenen traf es offenbar in erster Linie diejenigen jungen Männer. 

die keinen .. ordentlichen Wohnsitz" nachweisen konnten, und unter ruesen gab es natürlich 

auch .. kriminelle Elemente"; das Bildungsniveau der Mannschaften muß sehr niedrig gewesen 

sein. Entsprechend hart gestalteten sich rue .. Disziplinierungsmaßnahmen" in den Kasernen. 

Beide Faktoren, gewaltsame Rekrutierung und brutale Behandlung, erklären uns die große 

84 Bruc~ D. Porur 1994' War and the Rise of ehe State. a. a. 0 .• S. 78. 

85 Geo}frry Parker 1996: The Military Revolution. a. a. 0., S. 42 f. "French engineers built or rebuilr 

133 strongholds which either closed ro ehe enemy various pOInts of entry ro ehe kingdom. or else 

facilitated entry by French forces into neighbouring terrirory. Hence the massive scale von 

Vaubans forrificanons: they were designed ro be blg enough ro shelter sufficlent supplIes and 

troops for offensive as weil as defensive operations", so Parker. 

86 Bruu D. Poner 1994: War and the Rise of ehe Stare. a. a. 0., S. 78. 

87 RnIfPräve 1995: Zum Verhältnis von Militär und Gesellschaft Im Spiegel gewaltsamer Rekrutle

rungen (1648-1789). In: Zeitschrift für Hisro[lsche Forschung 22: 191-223. Im Zeitalter des .Peu

plierungsdenkens" sollte die eigene Bevölkerung möglichst geschont werden, Jedenfalls die po

tentiellen Steuerzahler. 
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Neigung der Soldaten zu Desertionen einerseits und zu Gewaltätigkeiten gegenüber der 

Zivilbevölkerung andererseits. 

Zweitens blieben Offiziersstellen fast ausschließlich Aristokraten vorbehalten. An diese Ari

stokratensöhne wird man wohl ebenfalls keine besonderen Anforderungen gestellt haben, we

der was das militärische Wissen und Können betrifft noch hinsichtlich ihrer charakterlichen 

Eigenschaften. So verwundert es nicht, daß zwischen Mannschaften und Offizierskorps oft 

ein geradezu feindseliges Klima herrschte. Als 1789 die Revolution ausbrach, kam es zu Mord 

und Totschlag; die meisten Offiziere mußten ins Ausland fliehen88 . 

Drirtens etablierte sich nach dem Tode Ludwigs XIV. im französischen Staatsapparat eine 

grassierende Günstlings- und Cliquenwirtschaft, insbesondere auf der Ebene der Staatsleitung 

(wir kommen darauf zurück). FLir die Besetzung der Oberkommandos harte dies verheerende 

Konsequenzen, so z. B. im Siebenjährigen Krieg89, als jahr !Ur jahr die Oberkommandos der 

Armeen neu besetzt wurden, so daß keinerlei Kriegserfahrung entstehen konnte, was aller

dings bei der Unfähigkeit der Generäle ohnehin wahrscheinlich keinen gravierenden Unter

schied gemacht har9". Standen die Armeen Ludwigs XIV noch im Ruf, unschlagbar zu sein, 

so verfiel die inrernationale Reputation der französischen Armeen im laufe des 18. jahrhun

derts zusehends. Die Armeen konnren eben nicht besser sein als ihr Staat9I . 

88 !?dzner Wohlftil I964: Handbuch zur deutschen Militärgeschichte, Bd. III: Vom Stehenden Heer 

des Absolutismus zur Allgemeinen Wehrpflicht (1789-1814). Frankfurt a. M.: Bernard und Grae

fe, S. 51; als die Offiziere begriffen, daß sich die Revolution auch gegen den Adel richtete, war es 

bereits zu spät, die Truppen folgten ihnen nicht mehr, und so konnren sie auch dem König nicht 

zu Hilfe kommen. 

89 Lee Kmneth I96j" The French Armies in the Seven Years' War. - A Srudy in Military Organiza

tion and Administration. Durham: Duke Universiry Press. 

90 Bernhard R Kromer I989: Militärischer Professionalismus und soziale KarrIere. Der französische 

Adel in den europäischen KrIegen 1740-l"'63. In: Ders. (Hrsg.), Europa im Zeitalter Friedrichs 

des Großen. München: R. Oldenbourg, S 99-132. Die "feudale Reaktion" des Adels habe be

wirkt, daß die französischen Armeen hinter das Niveau der "Professionalisierung" der Zeit Lud

wigs XIY. zurückfielen! V gl. Eric Robson I95.~· The Armed Forces and me Art ofWar. In: The New 

Cambridge Modern History. Vol. VII, S. 163-190: ,,At me beginning of the cenrury, me French 

army had been the most perfect mditary instrument in Europe. By the Seven Years War, it was 

never able tO gain a decisive victOry over me rroops of Hanover, Hesse, and Brunswick. This de

cline was largely caused not only by me inadequate financial resources allorred tO it, and byan 

excesslve veneration for hallowed, once successful traditions, but also by the weaknesses of its so

cial composition. There was a succession of incompetent generals, bound tO me court, and a bit

ter srruggle between aristOcratic and bourgeois officers" (S. 181). Die Armeestärke belief sich 1775 

auf rd. 170.000 Mann, davon waren 60.000 .. Offiziere", die die Hälfte des Milttärbudgets ver

schlangen. 

91 "The French lost almost all the key batcles. Almough France and Bntain did some fighting in 

Europe, meIr real war concerned colonial empires. The Seven Years' War proved decisive in me 
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Die Frage eines stehenden Heeres als Institution des Staates 10 Österreich läßt sich wegen 

der verv"ickelten Verhälrnisse zwischen Krone und Landständen nur sehr schwer beanrwor

ten. Zwar gibt es in Österreich spätestens seit Beginn des Turkenkrieges 1592 stehende Trup

pen, die auch während der ereignisärmeren Zeit zwischen den Sommerfeldzügen nicht abge

dankt, sondern bei den Fahnen gehalten wurden, aber ein stehendes Heer - bestehend aus 

regulären Armeen auch in Friedenszeiten - vvurde von den Ständen enrschieden abgelehnr. 

Während des 30jährigen Krieges besaßen die Habsburger in Wallenstein den begabtesten 

Kriegsunrernehmer92 der damaligen Zen. Wallenstein gelang es, ohne ständische Mnwirkung 

innerhalb weniger Monate ein schlagkräftiges Heer ins Feld zu stellen. DIe Niederlage der 

böhmischen Aristokratie sowie die Existenz des \X'allensteinschen Heeres erlaubten es Kaiser 

Ferdinand Ir. 1627 zu dekretieren, das rus belli ac armorum stehe nur dem Landesherrn zu, 

womit ein enrscheidender Einbruch 10 ständische Rechte erzielt worden war, aber das galt 

eben nur für Böhmen. Härre man Wallenstein nicht ermorden lassen, sondern ihn zum 

"Kriegsminister" ernannr und auf dIesem Wege das organisarorische Nerzwerk Wallensreins 

gewissermaßen verstaarlicht, so wäre Österreich mit einem Schlage zum modernsten Militär

staat Europas geworden. 

Wallenstein hatte im Herzogtum Friedland an der Nordostecke Böhmens ein außeror

denrlich leisrungsfähiges Verwaltungssystem zur Bewirtschaftung setner Truppen aufgebaut: 

Die Gerreideüberschüsse der Region wurden systematisch aufgekauft für Lieferungen an die 

'Iruppen, in der Hauptstadt Girschin arbeiteten über 80 Schneider in einer Manufaktur an 

der Herstellung von Soldatenkleidern, das Eisenwerk Raspenau produzierte Kugeln für die 

\'{'allensteinsche Arnllerie, mit Hilfe des Prager Bankiers Hans de Wirre bezog Wallenste10 

von allen Handelsplätzen und Rüsrungsstärten Europas Kriegsmaterial, 1628 gründete er eine 

Ritterakademie für die Ausbildung von Offizieren etc. - all dies zeigt, "wie weit dieser Mann 

seiner Zeit voraus war"9l. Geradezu revolutionierend wirkte das wallensteinsche Konrributi

onssystem, und genau hier war der Weg vorgezeichnet, wIe der KrIeg härre genutzt werden 

können, um die Macht der spätmirrelalterlichen Stände zu brechen. Daß dies nicht geschah, 

warf Österreich um mehr als ein Jahrhundert in der Ent\vicklung des modernen Staates 

evolution ofEuropean imperialism; henceforrh, mere could be no question that Britam would be 

the dominant imperial power", so farnes B. Collins 1995- The Stare in Early Modern France, a. a. 

0., S. 226; siehe auch [an R. Chmtle 1982; War and Revolutions - Britain, 1760--1815. Cambndge, 

Mm.: Harvard UnIv. Pre>S, S. 46: "During the campatgn season of 1762 Briash military and naval 

might, now at its peak, smashed through Bourbon resistance co an almost unprecendeted series 

of triumphs", Frankreich verliert alle Rechte in Canada, :-':ordamerika (Louislana) und über die 

Inseln in der Karlbik sowie Im pllifischen Raum. 

92 johamm Kunisch 1986' \X'a1lensrem als Kriegsumernehmer. Auf dem \'(Teg zum absolutistischen 

Steuersraar. In: Uwe Schulrz (Hrsg.), Mit dem Zehnten fing es an. München: Beck, S. 153-161. 

93 Gerhard Papke Ir9· Handbuch zur deutschen Milirärgeschichre, Bd. I, a. a. 0., S, 146. 
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zurück. Deshalb soll hier in aller Kürze auf das Grundproblem der damaligen Zeit, nämlich 

die Kriegsfinanzierung, eingegangen werden94 : 

Die sog. "Kontributionen" waren ursprünglich eine Kriegsscharzung, welche feindlichem, 

besetztem Gebiet auferlegt wurde, um die Versorgung der Truppe mir Lebensmirreln und 

Furrer (für Pferde und Zugochsen) sicherzustellen. An sich harre der Soldat, wie die Reuter

bestallung von 1570 bestätigt, nur Anspruch auf einen Sold, mit dem auch sein täglicher Le

bensbedarf abgegolten war, und der nicht aus dem besetzten Land, sondern vom Kriegsherrn 

gezahlt wurde. Fehlte es an Geld oder an Lebensmirreln, was allerdings die Regel war, so 

konnte der Feldherr im Aufrrage des Kriegsherrn Herrschaften, Stifre, Städte, Landesteile oder 

Länder des Feindes mit genau bestimmten Kontributionen belegen. - Daneben gab es noch 

eIne Reihe anderer Methoden - vor allem solche für den Feldherrn, Gewinne zu erzielen, wie 

z. B. die "Brandscharzung", welche eine Stadt zu zahlen hatte, wenn sie nicht "gebrannt" wer

den wollte; die Beute in der Schlacht oder das Lösegeld für Gefangene, letzten Endes auch 

die Plünderung eines im Srurm genommenen Raumes etc. 

Stellte man während des 30jährigen Krieges In einem bestimmten Landesteil eine Armee 

auf, so wurden der Bevölkerung bestimmte Lasten auferlegt, z. B. die Unterbringung von Sol

daten in Quartieren und die Versorgung mit Lebensmirreln, d. h., es wurde eine Vorrats

sammlung für Verpflegung angelegt, ein "Commiß" hat dann die Rationen auf die Soldaten 

verteilt. Diese "Kontributionen" genannten Verpflichtungen wurden von den landesbehör

den und Magistraten der Städte bewilligt und dafür ein eigenes Verwaltungssystem errichtet 

(Kommisschreiber). Aber die Gewalt der Soldateska überdeckte bald die zivile Organisation, 

nutzte sie für ihre Zwecke oder schritt zur Selbsthilfe - Requisition und Exekution - mit all 

den damit verbundenen \X'illkürakten. "Der Haß der Reichsstände gegen den Emporkömm

ling Wallenstein erwuchs nicht so sehr aus der Sorge um die bedrückte Bevölkerung und das 

zerstörte Land - solche Dinge ereigneten sich in jedem Kriege -, sondern aus der Tatsache, 

daß das selbstherrlich funktionierende Kontributionssystem die Hoheitsrechte des Landes

herrn negierte und einer fremden Militärdiktatur gleichkam", so Papke9'. Neu war am Kon

tributionssystem Wallensteins a) die Umwandlung der Sachforderung in eine Geldforderung 

und b) die selbständige Einziehung als eine Art Kriegssteuer, die zwar hoch, aber nicht unbe

grenzt war und ein weiteres Funktionieren des Wirtschaftslebens gestattete. Mit diesen Gel

dern bestrirr er die Werbung, die Besoldung, den Unterhalt und zu einem gewissen Teil die 

Ausrüstung der Armee - und das für einen hochverschuldeten, eigentlich zahlungsunfähigen 

Kaiser Ferdinand, der Wallenstein bereits zum Jahre 1628 rd. 6.950.000 fl. schuldete. 

Wallenstein reagiene mit seinem Kontributionssystem auf das Fehlen einer regelmäßigen 
Steuer, ohne welche ein stehendes Heer nicht zu finanzieren war. Eine solche Steuer konnten 

die Stände aber unmöglich beschließen, wenn sie sich nicht gleichzeitig selbst entmachten 

94 Siehe jedoch grundsätzlich das nächste KapItel zum Steuerwesen und den Sraarsfinanzen. 

95 Gn-hard Papk~ I979: Handbuch zur deurschen Militärgeschichte, Bd. I, a. a. 0., S. 140 f 
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wollten. Auch der Kaiser hatte wohl noch keine Idee von einer Steuer, dachte selbst noch in 

minelalterlichen Kategorien. Und so blieb es in Österreich beim srändisch bewilligten und 

ständisch verwalteten "Conrriburionale" - einem unzureichenden Provisorium, welches noch 

Maria Theresia '740 in eine verzweifelte Lage verserzre96 und mit dazu beigetragen hat, daß 

SchleSien an Preußen verlorenging. Wie auch anderswo wollten und konnten die Stände nicht 

verstehen, warum ein Staat auch in Friedenszeiten gut gerüstete Armeen braucht: Si vis pa

rem, para bellum, hätte man ihnen einbleuen müssen, ob dies geholfen härre, mag man be

zweifeln, zumal weder der Kaiser noch die Stände einen Begriff von einem Staate besaßen. 

Friedenszeiten gab es auch nach dem 30jährigen Kriege nur wenige, so daß man nicht

wie bisher üblich - abgemustert hat, sondern einige Infanterie- und Kavallerieregimenter "auf 

dem ruße" beließ. Aber deren Überleitung in ein öffentlich-rechtliches Verhalrnls gelang 

nicht: Die Finanzierung, Rekrutierung und Versorgung der Truppen oblag weiterhin den 

Ständen, die Regimenter blieben 111 einem diffusen rechtlichen Sinn "Eigentum" der Obri

sten etc. Bis weit ins 18. Jahrhundert hinein waren Regimenter käuflich ervverbbar, ja sogar 

bis 1848 konnte der Stellenhandel aus finanziellen Gründen nicht völlig unterdrückt werden, 

auch wenn es seit Maria Theresia hauptsächlich um Titular-Chargen {ohne wirkliches Kom

mando} ging. 

Trotz dieser Gemengelage von spätmirrelalterlichem Parrimonialismus und modernem 

Kriegswesen - als Folge der "milItärischen Revolution" - konnte Österreich glänzende Siege 

über die Türken erringen. Wahrscheinlich ist dies primär den großen Heerführern zu ver

danken, über welche Österreich glücklicherweise verfügte und die das österreichische Hee

reswesen wesentlich prägten: Graf Montecuccoli {1609-1680}, Graf Ernst Rüdiger von Star

hemberg (1638-1701), bekannt als Verteidiger Wiens gegen die Türken im Jahre 1683, und 

Prinz Eugen von avoyen (1663-1736), "der in mehr als fünfzigjähriger militärischer und po

litischer Tätigkeit wesentlich mithalf, die österreichische Monarchie zu schaffen", so Jürg 

Zimmermann9-. Völlig zu Recht wird hier Prinz Eugen nicht nur als großer Generalissimus 

der österreich ischen Geschichte angeführt, sondern auch als ein 5taatsmann, der im Sinne 

des "state-building" viel geleistet hat98• 

96 jürg 2immemlann 1965: Handbuch zur deutschen MilitärgeschIChte, Bd. 1II: Milltäfverwaltung 

und Heeresaufbringung In Österreich bis 1806. Frankfurr a. M.: Bernard und Graek S. 66 f 
97 jurg Zimmennann 1965-' Handbuch zur deutschen Militärgeschichte, Bd. III: Militärverwaltung 

und Heeresaufbnngung in Österreich biS 1806. Frankfurt a. ~L: Bernard und Graefe. S. 63. 

98 Dieses Urreil hat mit einer veralteten "personalistischen Geschichtsschreibung" nichts zu tun, 

sondern trägt dem Gmstand Rechnung, daß in politischen Gebtlden auf einem niedngen Niveau 

der lnstjtutionalisierung f'ersonm eine entscheidende Rolle spielen können. Diesem Sachverhalt 

werden wir noch öfter begegnen. V gl. f'aul Kmnedy I989: The Rise and Fall of ehe Great Powers, a. 

a. 0., S. 138 f zur Hochschätzung Prinz Eugens: Er habe die Zukunft des Habsburgerreiches als 

einer europäischen Großmacht gesicherr. 
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Zusammenfassend wollen wir zwei Punkre festhalten: Erstens, das Beispiel Wallensrein 

zeige, daß es noch im 17. Jahrhunderr möglich war, große Truppenverbände aufzustellen und 

weitläufige kriegerische Operationen durchzuführen fast ohne Jegliche staatliche Organisation. 

Zweitens, stehende Truppen "machen" noch keinen Staat, ebensowenig wie deren 

nKriege"99, entscheidend ist vielmehr die Überführung der Truppen in ein öffentlich-rechtli

ches Verhältnis, denn erst dadurch werden Truppen zu Armeen als Teile eines Staatsappara

tes. - Beide Aspekte sind für die staatstheoretische Diskussion von großer Bedeutung. 

4.2 Der Mil itärstaat 

Das Kurfürstentum Brandenburg-Preußen war zu Beginn des 30jährigen Krieges noch kein 

Staat, sondern eIn unzusammenhängendes Sammelsurium von Territorien, die mehr oder we

niger zufällig zusammengekommen waren und von der Dynastie der Hohenzollern zusam

mengehalten wurdenI"". Die TerritOrien und ihre Bewohner hatten im Krieg schwerstens ge

litten - ganze Landstriche waren nach ,,\'{'üstungen" entvölkert -, zumal der Herrscher aus 

Machtlosigkeit der Willkür der Warlords nichts entgegenzusetzen hatte. Nach dem Kriege 

hatte der Kurfürst seine Lektion gelernt und setzte nun alles daran, ein schlagkräftiges, ste

hendes Heer aufzubauen. Dazu brauchte er jedoch Geld, welches aber die Stände nicht be

willigen wollten. ach zähen Verhandlungen wurden ihm 1653 von den brandenburgischen 

Ständen doch bestimmte Summen bewillige, aber er mußte dem Adel (d. h. den Großgrund

besitzern) Zugeständnisse machen: Die indirekten Steuern sollten nur die Städte und die di

rekren nur die Bauern belasten"". 

Dieser Herrschaftskompromiß zwischen dem Fürsten und dem grundbesitzenden Adel 

wurde zum Angelpunkr des "preußischen Systems"I02. Der Große Kurfürst setzte seine Pläne 

99 Diese Formulierung problematisiert die vielzitierte Formel von Charles Tilly: n ~'ar made rhe state 

and the srate made war", siehe Charles Tilly 198r: War Making and Srate Making as Organized 

Crime. In: Peter Evans/Dierrich RueschemeyerlTheda Skocpol (Hrsg.), Bringing me State Back 

In. Cambridge- Cambridge Univ. Press, S 16')-191 

100 Charlö Tilly 1975: Srate- and Nation-Buildmg, a. a. 0., S. 134 f: "In 1619 mere was no SIateofPrus

sla. There was a durch of distinct termories - stares If one wishes - which had all come, by the 

accidenr of heredirary descenr, under the dominion of George William of the ruling line of me 

Hohenzollern. " 

101 Auf das Sreuerwesen komme ich im nächsten Kapitel zurück; wichrig ist hier, daß mir diesen Ent

scheIdungen der Adel de facro steuerfrei blieb, während alle anderen Bevölkerungsgruppen schwer 

belasret werden mußren. Siehe zum Abschnirr Gustav Schmoller 1981: Die Entsrehung des preußi

schen Heeres In: 0((0 BüschlWolfgang Neugebauer (Hrsg.), Moderne Preußische Geschichre 

1648-1947, Bd. 2, S. 749-766. 

102 Ham-Jiirgen Puhle 1980: Preußen: Entwicklungen und Fehlentwicklungen. In: Hans-Jürgen 
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rur ein stehendes Heer ins Werk, obwohl sich das Land aus ökonomischen Gründen ein solches 

eigendich gar nicht leisten konnre lC 
'. Der Nachfolger des Großen Kurfürsten, Friedrich 1., 

harre wenig Verstwdnls für das Militär, erlangte aber den Titel eines "Kömgs von Preußen". 

Dessen Nachfolger, Friedrich Wilhe1m 1. (1713-1740), kann als der eigentliche Gründer und 

Konstrukteur des preußischen Staates bezeichnet werden: Er beseitigte die letzten Relikte des 

früheren Vertragssystems mit Söldnerunrernehmern, gründete 1722 eine Kaderrenschule, in 

welche nun die Söhne des Adels hineingezwungen wurden und fortan die OffiZiere der Ar
mee zu stellen harten, legte die zivile und milirarische Verwaltung zusammen, und dennoch 

sparte er bei den Ausgaben so sehr, daß er seinem Sohn 8 Millionen Taler an "Staatsschatz" 

hinterlassen konnre. Friedrich Wilhe1m 1. war besessen von der Armee: Er trug als erster eu

ropäischer Monarch ständig Uniform ("Soldatenkönig" wurde er genannr, der Soldat trug 

nun "des Königs Rock", also: Idenrifizierung des Soldaten mit dem Monarchen), ließ Pro

duktionsstärren für die Versorgung der Armee errichten (Waffen, Munition, Uniformen), 

legte großen Wert auf militärischen Drill und verdoppelte während seiner Regierungszeit die 

Armeestärke von 4°.000 auf 80.000 Mann lO4 : ,,Allmählich vollzog sich auf diese Weise die 

,Enrprivatisierung des Heeres' oder - das war die Kehrseite derselben Medaille - die Ver-

Puhle/Hans· Ulnch \'«ehler (Hrsg.), Preußen im Rllckblick. Gömngen; Vandenhoeck und Rup

recht. Sonderheft 6 von "GeschIChte und Gesellschaft", S. II-42, hier insbes. S. 21 f. 
103 Alanfted Mmwchmldt 1980: Preußens Militär In seinem gesellschaftlichen Umfeld . In: 

Puhle/Wehler (Hrsg.), Preußen im Rückblick, S. 43-88, hier S. 42 f: "Das militärische Instru

ment dieses Staates, obwohl zunächst recht bescheiden - zwischen 1640 und 16)3 etwa 2.500 Sol

daten - stand sehr bald Im Mißverhalmis zu seinen ökonomischen Möglichkeiten. Daher verlief 

die Entwicklung sprunghaft. Von der Mine der 1650er Jahre bis 1688 wurden über 75 Regimen

ter aufgestellt und wieder aufgelöst. Dennoch konnte konsequent an der Entwicklung des ste

henden Heeres weitergearbeitet werden. Steuersystem und Verwaltung v,rurden ganz auf dieses 

Ziel zugeschnmen, dabei wurden die Insmunonen der Stände entmachter. Aber die Armee hing 

Immer noch von fremden Subsidien ab. Anfang der 1680er Jahre zahlte Frankreich hohe Summen 

aufgrund geheimer Bündnisvemäge nach dem Frieden von Sr. Germain (1679) und trat damit an 

die Stelle der Niederländer und Spanier. Friedrich Wilhelm hinterließ schließlich 1688 eine Ar

mee von über 30 000 Soldaten mit etwa 1030 Offizieren." 

104 Alanfted Alesurschnudt 1980, Preußens Militär. a. a. 0., S. 46 f: Die wichtigsten Regelungen wa

ren: Einführung eines einheitlichen Rangabzeichens für cLe Offiziere, (1714 und 1726) ein eigenes 

DIenstreglement und damit ein einheitliches MilItärrecht, Kodifizierung des "Kantonsystems" 

(1733), welches jedem Regiment einen bestimmten Aushebungsbezirk zuordnete und den Guts

herrn die Verantwortung für die Versorgung übertrug (Verknüpfung von Kompaniechef und 

Gutsherrschaft, oft ein und dieselbe Person) - die sog. "Kompaniewirrschaft" Preußens auf dem 

Lande, Einlagerung von Garnisonen In Städte, Siehe dazu Holger Th. Gräf 1997." Militarisierung 

der Stadt oder Urbanisierung des Mtlltärs? Ein Beitrag zur MilttärgeschlChte der fruhen ~euzeit 

aus stadtgeschichdicher Perspektive. In: RalfPröve (Hrsg.), Klio in Uniform, a. a. 0., S. 89-108; 

Curt fany 198I: Die Kantonverfassung des altpreußischen Heeres. In: Ono BllschlWolfgang Neu-
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staaclichung der bewaffneten Streitkräfte. Der absolutistische Staat ersetzte die Privatarmeen 

autonomer Obristen durch sein Monopol aufMilitäreinsatz.""'s 

Sein Sohn, Friedrich der Große (1740-1786), konnte es mit diesem Erbe bereits riskieren, 

sich auf einen möglichen militärischen Konflikt mit den europäischen Großmächten einzu

lassen: Er besetzte und annektierte das zum Habsburgerreich gehörende Schlesien. Friedrich 

unterschärzre aber die Macht der österreichischen Diplomatie, denn Kaunitz brachte eine an

tipreußische Koalition zusammen, welche von Frankreich bis nach Rußland reichte'06. Den

noch gelang Friedrich das ~ Wunder des Hauses Brandenburg" , alle Angriffe der Koalitions

heere abzuwehren bzw. ihnen Niederlagen zuzufügen. Perry Anderson erklärt dieses 

,,\X'under" aus der spezifischen Staatsstruktur des preußischen Absolutismus: "Die Staats

struktur, die Kaunitz schnell und vollständig vernichten wollte, zeigte sich angesichts der 

großen wirtschaftlichen und logistischen Anstrengungen des Krieges viel widerstandsfähiger 

als die weitgedehnten, unzusammenhängenden Reiche, die im Osten gegen Preußen ange
treten waren. " 107 

Im Hubertusburger Frieden bzw. im Friedensvertrag von Paris (1763) verzichtete Maria 

Theresia formell auf Schlesien, im Jahre 1772 erfolgt dann die erste Teilung Polens, womit 

Preußen mit einer von 2,25 auf 5,5 Millionen Einwohner gewachsenen Bevölkerung und ei-

gebauer (Hr~g.), Moderne Preußische Geschichte, Bd. 2, a. a. 0, S . .,67-8°9; mit der Kabinetts

order von 1733 wurde jedem Regiment ein "Enrollierungskanron" von 5000 bis 8000 feuerstel

len zugewiesen. Jede Kompanie erhielt ihren Distrikt, aus dem im Frieden Jährlich 3 bis 4 Kanro

I1Isten gewgen wurden; dennoch wollte Preußen - im Zeichen des Peuplierungsdenkens - auf die 

Ausländerwerbung nicht verzichten; erwa die Hälfte des Heeresbesrandes stammte aus fremden 

Regionen, siehe auch Gerhard Papke 1979: Handbuch zur deutschen Mrlitärgeschichte, Bd. I, a. 

a. 0 . S 210 ff. 
105 Hans-Ulnch Wehler 1987' Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. I: Vom Feudalismus des Alten 

Reiches bis zur Defensiven Modernisierung 17°0-1815. München: Beck, S. 245. 

106 Rußland trat in diesem Krieg endgültig als Großmacht in die Geschichte Europas ein, so Derek 
McKay/H M. Scott 198;.- The Rise of the Great Powers, 1648-1815, a. a. 0" S. 218. 

107 Perry Anderson 1979: Die Fntstehung des absolutistischen Staates, a. a. 0., S. 333; hinzu kam die 

Schwäche des französischen Staates in dieser Zeit, wir haben darauf hingewiesen, Siehe zu den 

AUSWirkungen Lee Kennett 19~~· The French Armies in the Seven Years' War. Durharn: Duke 

Univ. Press; die österreichische Monarchie wurde von den Ereignissen 1740/41 völlig überrascht, 

Maria Theresla harte nach ihren eigenen Angaben - nur etliche 1000 Gulden in den Kassen, 

der In- und ausländische Kredit lag fast völlig zu Boden, die Stände nutzten die bedrängte Lage 

der Monarchin, eigene Interessen durchzusetzen etc., sleheJürg Zimmennann 196r Handbuch 

zur deutschen Militärgeschichte, Bd. 1lI, a. a. 0., S. 75 ff. Schließlich harre Friedrich der Große 

das Glück, daß die rUSSISche Zarin Elisabeth 1762 starb und daraufhin die russischen Truppen ab

rogen - der "Zufull" spielt eben in der Evolution des internationalen politischen Systems eine nicht 

unbeträchtliche Rolle: Hier half er, das Staatsrerrirorium Preußens zu verdoppeln. 
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ner Armee von 200.000 Mann endgültig zu einer europäischen Großmacht geworden warfeS. 

Polen'09 'h'Urde zu einem der zahlreichen Opfer der geopolitischen Konkurrenz: Um das Jahr 

1500 hatte es noch etwa 500 mehr oder weniger souveräne politische Gebilde gegeben, zu Be

ginn des 20. Jahrhunderts nur mehr 25 bis 30'«', woraus man die enorme Dynamik dieses 

:-"1achtkarnpfes erkennen kann. Für Preußen waren die territorialen Er.veiterungen besonders 

wichtig: "Nur so konnte das Mißverhältnis ausgeglichen werden, das in Preußen zwischen der 

Stärke der Armee und der Ertragskrafr des Landes bestand."'" 

Die Nachfolger Friedrichs (Friedrich Wilhe1m Ir. [17861797], Friedrich Wilhe1m III. 

[1797 1840J erwiesen sich als schwache Herrscherpersönlichkeiten, und das traf das absolu

tistische System an einem neuralgischen Punkt, hatte doch Friedrich mit aller Konsequenz 

108 .Ein einzigartigö Beispiel dafür, wie das Millta.r seit dem frühen 18. Jahrhundert eine extreme Be

deutungssrelgerung erfuhr, bildet Preußen, das SIch in dieser Hinsicht von allen anderen deut

schen Staaten scharf unterschied und bis zur Hitlerschen Kriegsrüstung seit 1933 bzw. zur sowJe

tischen Rüstungspolitik nach 1945 dIe folgenreichste WeIchensteIlung in Europa vorgenommen 

hat. DIe Entscheidungen, dIe in Jenem Säkulum dort getroffen wurden, haben über 1807, 1871 

und 1918 hinaus auf den Gang der deutschen GeschIChte fatal eingewirkr." So Ham-Ulnch Vi/ehler 
1987" Deutsche Göellschafrsgöchichte, Bd. L Vom FeudalIsmus dö Alten Reichö bis zur Defen

siven Modermsierung der Reformära 1700-1815 München: C. H. Beck, S. 246. 

109 Zu Polen als Fall Clnö "pammonlal constitunonallsm" SIehe Thomas Ertman 1997' Birth of the 

Leviathan. Cambndge: Cambridge Univ. Press, S. 285 ff Darauf können wir hier nicht eingehen. 

110 Charles Tilly 1975-" ReAecrions on the History of European State-Malang. In: Ders. (Hrsg.), The 

Formation ofNanonal States in \'qestern Eutope, a. a. 0 .. S. 3-83, hIer S. 15. Entscheidend für 

den Pro7Cß der Staatsbildung in Deutschland wurde die Zeit ZWIschen dem "Reichsdeputations

hauptschluß" 1803 und dem formellen Ende des Heiligen RömIschen Reiches Deutscher Nation 

1806, als praktISch alle geistlichen Fürstentümer säkulariSIert und von den 1.800 Herrschafrsell1-

hmen der Reichsriner und Reichsstädte nur mehr 30 übrigbliehen. Säkularisanonen und MedIa

tisierungen "stellen die eigentliche napoleonische Revolution auf deutschem Boden dar", so Ham
Ulrieh W'ehler 1987: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. I, a. a. 0., S. 366. Hauprnurznießer 

dieser Umwandlung der politischen l.andkarte waren die süddeutschen Mirre!staaten, die ell1e 

unerwartet breite, arrondieIte Machtbasis gewannen. - DIe zentrale Bedeutung der geopolinschen 

Konkurrenz, von Millrar und Knegfuhrung für die ,'vfodermsierung des Staates ist nicht zu über

sehen. 

III Karl Durrar Freiherr von Artm 1993-' Vom Deutschen Reich zum Deutschen Bund. Göningen: 

Vandenhoeck und Ruprecht, 2. AuA., S. 17: SIehe auch S. 26 f zum fridenziamsehm Preußm: .,Mi

rabeaus boshaftes Wort, Preußen sei kell1 Staat, sondern eine Armee, die sich einen Staat leiste, 

zielte auf den nicht zu leugnenden Tatbestand, daß dIe preußische Armee auch im Frieden er

heblich stärker war als das an Bodenschätzen und anderen Revenuen im VergleIch zu anderen 

Staaten arme Land hätte tragen können. Mit 187.000 Mann war die preußische Armee eine der 

stärksten auf dem Kontinent." 
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ein außerordentlich starkes "persönliches Regimem" beuieben'12. Die Entwicklung des Staates 

härte auf dieser Ebene der .. Staarsleitung" eine gründliche Reform verlangr, aber diese erfolgre 

nicht; die Konsequenzen waren letztlich katastrophal; hier ist nur so viel festzuhalten, daß das 
Versagen in der Leirung des Staates schwerwiegende Folgen auch für die Armee harte, z. B. 

umerblieben u. a. überfällige Reformen: Brutale Strafen wie das berüchrigre Spießrutenlau

fen, Prügelstrafen, Festungshaft ete. waren dem "Zeitalter der Aufklärung"'" ebensowenig an

gemessen wie die ewige "Trillerey" (auch aus militärischen Gründen); die AristOkraten, jeder 

"ein OffiZIer und ein Herr", bewiesen mehr Ehrgeiz in Sachen "standesgemäßer Lebens

führung" als in militärischen Angelegenheiten. Schon in den ersten Revolurionskriegen (nach 

1790) erhielt die preußische Armee den Ruf einer "disziplinlosen und schlecht geführten 

Truppe"1l4. Bei dem Übergewicht der Armee in der Staatssuukrur mußte eine Krise der Ar

mee zu einer Staatskrise insgesamt werden' <. DIe katastrophalen Niederlagen von 1806 bei 

Jena und Auerstädt kamen daher nicht von ungefähr"6• 

Die Heeresreform umer Gneisenau, Scharnhorst, Boren und Clausewitz standen schon 

umer dem Druck der französischen Bürgerheere, also: unter dem Grundprinzip, daß der Sol-

112 Gn-h,zrd Ol'stmch 1969: Das persönlIche Regimem der deutschen Fümen am Beginn der Neuzeir. 

In: Ders., Geist und Gestalt, a. a. 0., S. 201-234. Wir kommen Im Kapitel zur .,Staatsleitung" 

darauf zuruck. 

ll~ Johannt!s Kunisch 1988: Friedensidee und Kriegshandwerk im Zeitalter der Aufklärung. In: Der 

Staat 27: 549-)68. 

114 Kor! Otmar Fmherr von Aretm 1993: Vom Deutschen Reich zum Deutschen Bund, a. a. 0., S. 29 

f; siehe auch /vfanj7l'd Messmchmidt 1980: Preußens Militär in seinem gesellschaftlichen Umfeld. 

In: Hans-Jürgen Puhle/Hans-Ulrich \X'ehler (Hrsg.), Preußen im Rückblick, a. a. 0., S. )2 f. zur 

"Erstarrung des preußischen \1i1itärs" als Ergebnis der Überdehnung seiner Möglichkeiten und 

der ausbleibenden Reformen: "Der Militärstand war wohl nie so verachtet wie in diesen Jahren 

vor der Reform." 

ll) Kor! Otmar Freiherr von Artm 1993: Vom Deut~chen Reich zum Deutschen Bund, a. a. 0., S. 102; 

siehe dazu auch Rainer Wohlfed 1964. Handbuch zur deutschen Militärgeschichte, Bd. II: Vom 

Stehenden Heer des Absolutismus zur Allgemeinen Wehrpflichr. Frankfurt a. ~f.: Bernard und 

Graefe, S. 82 f.: 1806 vor eine außergewöhnliche Siruation gestellt, gewöhm, nur auf Befehle von 

oben zu handeln, gIngen vielfach Offiziere und Beamte jeder Entscheidung aus dem Wege, 

.,Staatsverfassung und Militärverfassung bedingten sich wechselseitig", so Wohlfeil; das friderizia

nische Heer brachte den Staat in eine katastrophale Lage, weil die Masse der Truppen und die 

meisten Festungen keInen weiteren Widerstand wagten und weil Staatsverwalrung und Bevölke

rung dem Geschehen teilnahmslos begegneten. 

n6 Die sogen Landesdefensionen richteten da weOlg aus, deshalb erscheim es eher fragwürdig, ob 

man sie in die Systematik der Militärgeschichte so sehr berucksichcigen soll, wie dies manche Au

toren run, so z. B. schon Gerhard Oestreich 1969: Zur Heeresverfassung der deutschen Territorien 

von 1)00 bis 1800. In: Ders., Geist und Gestalt, a. a. 0., S. 290-310. 
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dat ein freier Bürger sei und hinter der Armee die "Nauon" stehen m üsse"7 , Konservative Rat

geber des Königs gaben zu bedenken, wie gefährlich es sei, "unzuverlässigen Elementen" eine 

Waffe in die Hand zu geben. Der König lehnte die Idee einer allgemeinen Wehrpflicht dann 

tatsächlich ab, ebenso wenig gelang es den Reformern, eine Reorganisation der Heeresleitung 

durc.hzusetzen - das späterhin berüchtigte "Militärkabinett" des Königs blieb bis 1918 be

stehen! 

Dennoch wurden einige entscheidende Reformen in Angnff genommen: 1808 erschien 

Gneisenaus Schrift von der "Freiheit des Rückens", die unwürdigen Militärstrafen wurden 

abgeschafft'·,. Scharnhorst erarbeitete eIn neues "Exerzierreglement", welches den Geist des 

freien Bürgers mit dem Prinzip des soldatischen Gehorsams zu vereinen suchte: Der von Prü

gdstrafen befreite Soldat lernte in der Ausbildung mltZudenken und war dann 1814'15 mit der 

französischen Taktik der kleinen, beweglichen Schützeneinheiten vertraut, und so konnte 

man - mit dem Schwung der Begeisterung der "Befreiungskriege", also mit Motivation

ebenfalls etwas Neues In der preußischen Armee - Napoleon mit dessen eigenen Waffen 

schlagen. 

Samuel P. Huntingron ist der Auffassung, daß man den Beginn des militärischen ProfesslO

fllIlrsmus zeitlich mit dem Jahre 1808 festlegen kann, als in Preußen verfügt \vurde, in HIn

kunft werde nur mehr Qualifikation und technisches Wissen für den Zugang zu den Offi
ziersstellen ausschlaggebend sein, und diese stünden allen Personen offen, welche die 

1I7 Bntu D, Porter 1994: War and ehe Rlse of the State, a, a, 0, S, 105 ff., Anthony Giddem 1987' The 

~ation-State and Violence, a, a. 0" S 148 ff,; Hagen S,hulu 1994 Staat und, ation in der eu

ropäischen Geschichte, München: Beck; Gordon Craig 1981: Stein, Scharnhorst und die Preußi

schen Reformen. In OrtO Btischl\X'olfgang Neugebauer (Hrsg,', Moderne Preußische Geschichte, 

Bd, 2, a. a, 0" S, 810-826, 

118 Gordon A. Cralg 1981 Stein, Scharnhorst und die preußischen Reformen, In Orto Büsch,'JI:'olf

gang Neugebauer (Hrsg,), :--"1oderne Preußische Geschichte, Bd, 2, S, 810-826, hier insbes, S, 821; 

die neuen "Kriegsartikel" untersagten die Körperstrafen bei geringfügigen Vergehen und führten 

ein militärisches Rechrssystem em, welches den einzelnen Soldaten gegen die \X'illkür seines Vor

gesetlten schütlte, Anders wäre ein" Volksheer", welches das gebildete Bürgertum einzuschließen 

harre, wohl gar nicht möglich gewesen, Die KrIegsartikel gehen davon aus, daß nicht nur der ari

stokratische Offizier, sondern auch der gememe Soldat eine "persönlIChe Ehre" besitze; siehe zu 

den Reformen auch Thomas Nipperdry 198r Deutsche Geschichte 1800-1866. - Bürgef\velt und 

starker Staat. !l.1ünchen: C. H. Beck, 3, Aufl" S. 50 ff.: "Ein zentrales und besonders charakteri

stisches Stück gerade der preußischen Reform war die Heeresreform, Politisch-soziale Verfassung 

und \1ilitäf\'erfassung stehen immer in 'JI:'echselwirkung, Das gilt für den damals entstehenden 

modernen Staat in besonderem Maße, denn über die allgemeine \X'ehrpflicht hat er wie l11e zu

vor in das Leben des Einzelnen emgegriffen und damit zugleich Tendenzen der nationalen Inte

gration und der Demokratie - denn die allgemeine Wehrpflicht war ja ein demokratisches PrInzip 

- entbunden; das gilt zumal für Preußen, das in spezifischer Weise als Militärstaat Schicksalsland 

der Deutschen geworden ist", so 1 Ipperdey aufS. 50, 
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Qualifikationen nachweisen könnten rr
,. Senilität und Ignoranz hatten die aristOkratischen 

Offiziere erheblich diskreditiert. Formell wurde nun bei den Fähnrichsprüfungen der Adel 

mIt den Bürgerlichen gleichgestellt, de factO jedoch blieben die höheren Offiziersränge bis 

zum Ende der deutschen Kaiserreiches fest in der Hand der AristOkratiel2
" - mit schwerwie

genden Folgen für den Spielraum in so manchen Bereichen der Politik! 

NichtsdestOweniger waren die Bildungsanforderungen an die Offiziersanwärter bzw. für 

die Offizierslaufbahn erheblich gestiegen - die AristOkraten mußten nun eben mit den Bür

gerlichen konkurrieren. Die in BerEn gegründete "Kriegsakadernie" wurde zur wichtigsten 

Bildungsstätte für die Armee'" (und europaweit führend); Militärakademien hatte es zwar 

schon zuvor gegeben, aber sie blieben wegen der strikt geburtsständischen Rekrutierung der 

Offiziere eher unbedeutend. - Bis zu den Napoleonischen Kriegen glaubte man, daß Genie 
die wichtigste Qualifikation der großen und erfolgreichen Feldherren sei. Als Clausewitz 1831 

sein Buch "Vom Kriege" schrieb damals DirektOr der preußischen Kriegsakadernie -, war 

dieser Grundsatz längst aufgegeben und war anerkannt, daß moderne Armeen viel zu kom

plex sind. um sie dem Risiko eines "Genies" auszusetzen. Worauf es ankam, war; technisches 

Wissen neben Allgemeinbildung, Zuverlässigkeit, Präzision bei Koordinierungsaufgaben, Er-

II9 Samue/ P Huntmgton 1957: The Soldler and the State. Cambridge, Mass.lLondon: Belknap, S. 31: 

:Io Prussia goes me dlstinction of originating the professional officer." Siehe auch &imer Wohlfeil 

1964. Handbuch zur deutschen Militärgeschichte, Bd. II, a. a. 0 .• S. 146. clie KabinettSorder stieß 

erwartungsgemäß auf den erbitterten \X'iderstand des Adels. 

120 Reinhart Kose/hk 1981: Preußen Z\vlschen Reform und Revolution. Mimchen/Stuttgart: drv/K1ett

Cotta. S. 433 : Auf der Generalsebene hatte der Adel quasi ein Monopol; Remhard Rurup 1992: 

Deutschland Im 19. Jahrhundert 1815-1871. Göttingen: Vandenhoeck und Ruprecht, S. 89: Im 

Jahr vor dem Kriege 1865 waren in Preußen von den obersten Generälen 86 % adelig, in Öster

reich sogar 90 % der Generalität: "Eine wirkliche Entmachtung des Adels hat In DeutSchland vor 

1918 nicht stattgefunden. Aus dem Herrschaftsstand wurde ein privilegierter ,Staatsstand'. Die so
ziale Macht blieb ungeschmälert, sie konnte teilweise sogar gesteigert und auf lokaler Ebene wie

der in politische Macht umgesetzt werden. Die starke Stellung, die der Adel vor allem in Preußen, 

aber auch In Österreich behauptete, trug wesentlich dazu bei, den bürgerlichen Charakter der po

litischen lnsmutionen zu schwächen und die Ausprägung obrigkeitsstaatlicher Strukturen zu för

dern." Vgl. Hans-U/nch 'X'ehler 1988: Das deutsche Kaiserreich 1871-1918. Göttingen: Vanden

hoeck und Ruprecht, 6. AufL, S. 161. 

121 Ein wichtiger Schub in Richtung "Professionalisierung" des Militärs ging von der Einführung der 

"allgemeinen Wehrpflicht" aus, die in Preußen dann doch 1814 verfügt wurde, auch wenn sie 

großteils nicht umgesetzt wurde, sie stand eher "auf dem Papier", so Messerschmidt 1980, S. 57, 

aber das war in den anderen Ländern nicht viel anders, siehe die Beiträge in R. G. Foerster 1994 

(Hrsg.): Die Wehrpflicht. Entstehung, Erscheinungsformen und politisch militärische 'Wirkung. 

München; dennoch zwang die Wehrpflicht zu einer schärferen Differenzierung zwischen Rekru

ten und OffiZieren. Siehe auch Ham-Ulnch IX'ehlRr 1987: DeutSche Gesellschaftsgeschichte, Bd. I, 

a. a. 0., S. 469 Fr 
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fahrung und anstatt "Kadavergehorsam" Selbständigkeit im Umgang mit den Unwägbarkei

ten des Krieges als Qualifikation eines durchschnittlich begabten Offiziers. Die Aufgabe des 

Militärs für den Staat sei es. so Clausewirz. in einem von der Zivilen polirischen Führung des 

Staates befohlenen Kriege die feindlichen SrrCltkräfre aufzuspuren und nach Möglichkeit de

ren Kampfkrafr emscheldend zu schwächen oder notfalls zu vernichten llZ
• Die Offiziere seien. 

so auch Humingron. primär Spezialisten des management of viol.ence ("applicatlon of violence" 

wäre der Inhalt des militärischen Trainings der Rekruten) und wurden von der "hohen" Poli

tik und Diplomatie nicht viel verstehen ... In formulating me first theoretical rationale for the 

military profession. Clausewirz also conrributed the first theoretical justification for civilian 

con trol. "111 

Im Bereich der ProfeSSIOnalisierung der Offiziersausbildung wurde Preußen weltweit 

führend. Insoweit hat Humingron recht (in manchen anderen Punkten jedoch nicht). Hans 

Delbruck hat dies In seinen Darsrellungen zu den Kriegen zwischen 1859 und 1870 gut her

ausgearbeitet. Die Offiziere des Österreichisch-Französischen Kneges 1859 waren uber das 

Niveau der Napoleonischen Zelt kaum hinausgelangtu". Delbrück zeigt aber auch. daß die 

Österreicher 1859 und mehr noch 1866 die Kriege aus uerfassungspolltlschen Gründen verloren 

122 Carl von Ck1us~WltZ [990. Vom KrIege. Augsburg: Welrbild Verlag. S. 38: "DIe Sumkrafr muß v"

mchtet. d. h. zn einen solchen Zustand I'ersetzt w"den. daß SIe den Kampf mcht mehr fortsetzen kann" 
(Hervorhebung im OrigInal). Genau dies heiße. einen feindlichen Staat wehrlos zu machen. Die

ses \Vehrlosmachen des Gegners sei jedoch nur ein Minel. das "lerzre Minel". so Clausewltz. zur 

ErreIchung eines politischen Zweckes. In diesen Zusammenhang gehört auch das berllhmte Dik

tum. der Krieg seI nur die Fortserzung der Politik mit anderen Mmeln. siehe dazu Clausewirz 2, S. 

671 ff. 
[23 Samuel P. Huntmgton 1957. The Sold[er and the State, a. a. 0, S. 55 f.; siehe dagegen die Kritik 

von Samuel E Finer 1962. Man on the Horseback. The Role of the Military in Poliucs. London' 

Pali Mall Press, S. 24 f. 

[24 Hans Delbntck 19r Geschichte der KrIegskunst Im Rahmen der politischen Geschichte. Neuzeit 

(Fortsetzung), 5. Teil. 2. Buch: Oberste HeeresleItung und Revolutionäre Internationale (Der 

österreJchisch-französische Kneg). Berlm: Verlag Georg Stilke. Siehe auch Johann Chmtoph All

mayer-Beck 1987: Die bewaffnete Macht In Staat und Gesellschaft. In: Adam WandruszkafPeter 

Urbanitsch (Hrsg.), Die Habsburgermonarch,e 1848-1918. Bd. V. \X'ien Verlag der österreIchi

schen Akademie der Wissenschaften. S, 1-14I. DIe Armee sei im Feldzug In Italien 1859 so schlecht 

gefllhn worden. daß es dem Feldmarschalleurnant Graf Crenneville nach seinen eigenen Worten 

den Magen umdrehte und er weinen wollte; dem Oberbefehlshaber der Armee Graf Gyulai fehlte 

jedes Selbstvertrauen "und alle Qualitäten eines Feldherrn", so Allmayer-Beck. S. 45: .. Schlagar

tig und exemplarisch kam die bIsher so vernachlasslgte Schulung Im operativen Denken zum Vor

schein." - l.elder hat man trorz der Reformversuche auch danach nicht viel dazugelernt: Mtlitär

wissenschaftliche Bildung fand nur Spon. ihre Verfechter wurden ironisch "Schriftgelehrte" 

bezeichnet. der oberste Offizier. Ludwig von Benedek. war ebenfalls bekannt als Gegner jeglicher 

Generalstabsarbeit am grllnen Tisch. genau dieser aber harte den Oberbefehlliber die k. k. Nord-
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haben: Immer sranden wichrigen rakrischen Entscheidungen die ungelösren Probleme im 

Wege, die sich aus dem Charakrer des Vielvölkersraares ergaben: "Daß sie nichr mehr an den 

eigenen Sraar glaubre, das war die Tragödie der ösrerreichischen Führung .... Wegen dieses 

Unglaubens wurde die Infanterie nichr im zersrreuren Gefechr geübr, weil man die nichr

deurschen Mannschafren für deserrionsverdächrig hielr. ... In diesem Heer mißrraure immer 

eine Charge der anderen: die Obersre Heeresleirung und die Armee-Kommandeure den 

Korpsfuhrern, diese den Srabsoffizieren und die Srabsoffiziere den Subalrernoffizieren; alle zu

sammen den Mannschafren. Deshalb wollre Jeder jeden direkr unter seinen Augen haben, 

mochren auch Gliederung und Manövrierfähigkeir des Ganzen darunter leiden."'25 Im Krieg 

1866 kam den Preußen die Überlegenheir des Zündnadel- über das Lorenz-Gewehr zusärz

lich zugure: ,,Aber die Vorausserzung waren wieder fleißige Übungen zur Erzeugung der Feu

erdisziplin. Da zu jener Zen nirgendwo außerhalb Preußens die Offiziere gewöhnt waren, sich 

viel um die Einzelheiren des DIensres zu bekümmern, so harren alle Milirärverwalrungen ge

gen den Hinterlader das Bedenken, die Soldaren würden sich verschießen."126 Preußen harre 

eben mehr Offiziere, denen die Fähigkeir, selbsrändig ein Gefechr zu leiren, zuzurrauen war. 

armee 1866 gegen Preußen: "Bisher harre eigentlich noch immer der aus der spät-maria-theresia

nischen und josephinischen Epoche stammende Führerryp des zwar fachlich gebildeten, kriegs

erfahrenen, jedoch mehr oder minder auf sich allein gestellten, gewissermaßen aus dem Sarrel 

kommandierenden Befehlshabers Gelrung gehabt. Nicht selten harre dieser Befehlshaber über 

seine Funktion als Regimentsinhaber auch semem Regiment den Charakter der Selbständigkeit, 

aber auch der Vereinzelung aufgedrückt Die seit der Mitte des 19. Jahrhunderts sich jedoch 

sprungartig entwickelnde Technik, und zwar nicht nur des Krieges unmirrelbar, sowie die damit 

zusammenhängende starke Ausweirung der Operationsbasen und schließlich die daraus resultie

rende Notwendigkeit der Führung über große Entfernungen, das alles verurrei!te die Führer alten 

Stils zum Untergang. Der Feldzug m Böhmen 1866 harre dies zur Genüge bewiesen. An Stelle des 

,einsamen Feldherrn' , aber auch an die Stelle der autonomen Regimenrs-Verfassung harre nun ein 

einheitlicher Führungsapparat und damit eine neue Führungselite zu ([eten", so Allmayer-Beck, S. 

74. Man hat früher oft die Niederlage der Österreicher auf die Überlegenheit des preußischen 

Zündnadelgewehrs zurückgeführr, aber diese Theorie ist unhaltbar: Die österreich ischen Offiziere 

kannten das Gewehr aus den Erfahrungen des Krieges gegen Dänemark 1864 in Schleswig-Hol

stein, aber diese Erfuhrungen wurden von den österreichischen Offizieren falsch ausgewerret, denn 

sie sahen im stürmischen BaJonerrangriff in geschlossener Divisionsmasselinie nach wie vor das 

Rezept für die Zukunft, und genau hier lagen 1866 die Probleme. "Kriegsenrscheidend" waren die 

Gewehre nicht, so Allmayer-Beck S. 56. 

125 Hans Delbntck I927. Der preußisch-österreich ische Krieg 1866, a. a. 0., S. 342; siehe S. 353 zum 

"Mißtrauen, das die ganze Armee von oben bis unten demoralisierte". Vgl. Winfrled Baumgart 

I999: Europäisches Konzert und nationale Bewegung. - Internationale Beziehungen /830-1878. 

Paderborn: Schöningh, S. 60 f., das ungelöste Problem des NatIOnalISmus steckte auch in der Ar-

mee. 

/26 Hans Delbrnck 1927: Der preußisch-österreichische Krieg 1866, a. a. 0., S. 433· 
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chließlich war Moltke 1866 und ,870 (im Krieg gegen Frankreich) mit seiner "Theorie des 

Gerrennt-Marschierens-und-vereint-Schlagens" srrategisch den Gegnern weit überlegen. 

Moltke als Chef des Generalstabs war ein "Glücksgriff', das ist wohl wahr. Dennoch war auch 

Molrke kein Genie, sondern entwickelte seine Strategie unter bester Ausnu[Zung der moder

nen Kommunikationsmittel, nämlich der Eisenbahnen und des Telegraphen llO
• 

Bekanndich hat Bismarck den schwelenden Verfassungskonflikt 1862-66 zwischen dem 

"monarchischen Prinzip" und dem auch in Preußen ansetzenden Parlamentarismus durch die 

Flucht in die Außenpolitik entschieden. In diesem Konflikt ging es wieder einmal um die 

Heeresreform ': Nach den Plänen der "Königspartei" sollte die Zahl der jährlich ausgehobe

nen Rekruten von 40.000 auf 63.000 angehoben und die Dienstzeit von bisher 2 auf 3 Jahre 

verlängert werden, was einer Verdoppelung der Friedensstärke des Heeres gleichgekommen 

wäre und eine Steuererhöhung von etwa 25 % nötig gemacht hätte. Die Militärkamarilla 

spitzte den Konflikt auf die Alternative Königsheer oder Parlamenrsheer zu, "sie erreichte, daß 

jetzt der Monarch die Reform als Gegenstand der absolutistischen, verfassungsmäßig von je

der Kontrolle der RepräsentatIvorgane unabhängigen, praktisch feudalrechdichen Komman

dogewalt des obersten ,Kriegsherrn' erklärte, damit aber überhaupt die Notwendigkeit ge

setzlicher Regelung bestritt. Ganz unverblümt sollte der Militärapparat von jedem 

bürgerlichen Parlamentseinfluß freigehalten werden."'" Wir finden hier eine künsrlich er

zeugte verfassungspolitische Schwebelage, wie wir sie schon in den "automären Systemen" 

typischer.veise angerroffen haben. Vielleicht lohnt es sich an dieser Stelle, weitere Parallelen 

des "Systems Preußen" zu den "autoritären Systemen", die wir im 2. Kapitel diskutien haben, 

aufzusuchen. 

127 Hans Delbrüek 1929: Der deutsch-französische Krieg 1870-1871, a. a. 0., insbes. S. 152 zum "Zug 

des Xerxes" der Franzosen, wie eben zuvor auch die Xerxes-Züge der Österreicher. Zur Bedeu

tung der Eisenbahnen und des Telegraphen siehe W'afther Hubatsch 1984: Die Vef\valrung des 

MJiltärwesens 1867-1918. In: Deutsche Verwalrungsgeschichte, Bd. 3, a. a. 0., S. 310-332, msbes. 

S. 330 f. Die Zahl der 1870 mobil gemachten Streitkräfte belief sich beim Norddeutschen Bund 

auf 982.000 Mann und 209.000 Pferde; trorz der vorzüglichen Planungen des Generalstabes kam 
es bei Verpflegungen und .\.1unitionen zu Engpässen. Die strategische Nurzung der Eisenbahnen 

sowie des Telegraphen selen zwei der wichtigsten Innovanonen des 19. Jahrhunderts bei der Krieg

führung, meint auch Phzltp K Lawrence 1997 : Modernlry and War. - The Creed of Absolute 

Violence. London/New York: MacmillanlSt. Martin's Press, S. 2-:', "revolutionized the logistics of 
warfare." 

128 &mhard Rlirup 1992' Deutschland Im 19. Jahrhundert, a. a. 0., S. 218 f.; Hans-Ulrich W'ehler 1988-

Das Deutsche Reich, a. a. 0., S. 31 ff.; Manfred Messerschmtdt 1980: Preußens Militär, a. a. 0., S. 

65 f.; Hans-Ulrich 1X'ehler 1995: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. r Von der "Deutschen Dop

pelrevolurion" bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges, 1849-1914. Munchen: C. H. Beck, S. 253 ff 
129 Hans-Vlrieh \,('ehler 1988: Das Deutsche ReICh, a. a. 0., S. 3'-
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Merkmale autoritärer Systeme aus eot\vicklungstheoretischer Sicht: 

I. Vormachtstellung des ,\1i1itärs im Staatsapparat: Preußen stand im Verfassungskonllikt 

an einer historischen \X'endemarke z:v,'ischen der Erhaltung des auroritären Obrig

keItSstaates und einer Entwicklung in Richtung einer liberalen Demokratie. Da 

Preußen z:v,'ei Drirtel des späteren deutschen Kaiserreiches umfaßte, ""urde gleichzeitig 

ndeursches Schicksal" entschieden. Der preußische Monarch und deutsche Kaiser war 

nicht nur Sta,Hsoberhaupt, sondern er regierte auch, seme Minister waren ihm verant

wortlich, nicht dem Parlament, das Heer \\'Urde auf den ~10narchen vereidigt, nicht 

auf die Verfassung des Sta;lteS ete llO Die demokratischen Strukruren \\urden im Ver

fassungskonflikt z:v,'ar nicht beseitigt (obwohl reale Putschpläne existierten), aber doch 

entscheidend entmachtet'I'. 

2. l\1r/itammus: 111 DIe Literatur zum Begriff laßt nicht mit der wünschenwenen Klar

heIt angeben, was unter .. \lilitarismus" zu verstehen sei, ob er bloß die Präponderanz 

des ~1ilitärapparates im Staat meint oder auch soziokulturelle Aspekte mit beinhalten 

soll. etwa ver~chiedene Formen der ~?ertSchätZung von militärischen Denk- und Ver

haltensweIsen in anderen Bereichen der Gesellschaft. Meines Erachtens bedingen 

beIde, die institurionelle und die kulturelle, Dimension einander wechselseitig und 

130 Octo Hzntu 1981: Das monarchische PrInzIP und die konstitutionelle Verfassung. 10' Otro 

BüschfWolfgang :--.'eugebauer (Hrsg.), Moderne preußIsche Geschichte, Bd. 2, a. a. 0, S. 

731 -45; Ern.t Rudolf Hubl7 1972. Das persönliche Regimem \X'ilhelms II. In: Ernst-\X'olfgang 

Böckenförde (Hr'g.), :--Ioderne Verfassungsgeschichte (1815-1918). Köln: Kiepenheuer & Witsch, 

S. 282 310. 

131 Auf das Problem des deutschen Parlamemarismus kommen wir zurück; siehe zum hier anstehen

den Zusammenhang neben der bereits zitierten Literarur auch die Beiträge von Fnednch P iV1h-
1mbn-g 1976: Das Epochenjahr 1866 in der deutschen Geschichte, S. 51-74 und Manfred ,\.1esser
fchmidt 1976: Die Armee in Staat und Gesellschaft - Die Bismarckzen, S. 8')-I18. beide III Michael 
Stzirml7 fHrrg./ 1976: Das kaiserliche Deutschland. Poliak und Gesellschaft 1870-1918. Darmstadt; 

\\155. Buchgesellschaft. 

In Zum Begriff siehe Weml7 ConulReznhard StumpjlMichael Geyl7 1978: Milirar, MilitarIsmus. In: 

Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4. S. [-47; grundsätzlich gehalten auch Aiichael Mann 1984: 

Capitalism and Mihtarlsm. In: Marrin 5haw (Hrsg.), \X'ar, State, and Societ\. London~ .\1acmil

lan, S. 25-46; zum preußischen ~Iilitansmus im internationalen Vergleich der Sammelband von 

Volkl7 R. Bl7ghahn (Hrsg.) (197S): Militarismus. Köln: Kiepenheuer & Witsch: D/'t'4Vog~1 1986: 

Militarismus - unzeirgemäßer Begnff oder modernes historisches HilfimirreP In: :--fG:--1 39: ,)-35; 

Rüdiger vom Bmch 1986' n~filitarismus", nRealpolitik" und "Pazifismus". Außenpolitik und Auf

rüsrung in der Sicht der deutschen Hochschullehrer (Historiker) im spaten Kmerreich. In: .\fG~1 

39: 37-58; Haw-Wnch V;~h/.er 1988- Das deutsche Kaiserreich. a. a. 0 .. S. 158 ff.; Stig Förrtl7 1986: 

Alter und neuer Miliransmus im Kaiserreich. In: Jost Dülffer/Karl Hall (Hrsg.). Bereit zum Krieg. 

Göttingen: Vandenhoeck und Ruprecht. S 122-145. 
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können gar nicht isolierr werden. So gesehen hat der Militarismus In Preußen eine 

lange Tradition und ist als Teil der Pfadabhängigkeit der Enrwicklung zu verstehen. 

Zweifellos haben die militärischen Siege von 1866 und 1870 das Prestige der preußi

schen Armee enorm gestelgerr und die "Umerranenkultur" in dieser Zeit gefördert'H. 

Das änderr jedoch nichts an der Tatsache, daß das Militär den Staatsapparat und -

wenn man so will- die "polirische Kultur" des Landes schon über zvvei Jahrhunderre 

hindurch entscheidend geprägt hatte. Bis aufkurze Penoden ist das Militär in Preußen 

immer det dominierende und auch modernste Teil des Staatsapparates gewesen l '. 

3. Entwicklungsstaat· Spätestens seit Friednch dem Großen ist der preußische Staat auch 

als "Emvvicklungsstaat" anzusprechen, dem in der Modernisierung von Wirrschafr 

und Gesellschaft eine treibende Rolle zukam. Man denke nur an die MeliortSlerungs

und Peuplierungsprojekte friedrichs, die (mehr oder weniger erfolgreichen) Staatsbe

triebe, die grundlegende Reform des Rechtswesens (ALR); die Herstellung günstiger 

kapitalistischer Rahmenbedingungen durch die Gewerbereformen, sodann die 

berühmte Bildungsreform durch Wilhe1m von Humboldt, die Förderung des Eisen

bahnbaus über die Errichtung von Kapitalgesellschaften etc. In einem Punkt hat der 

Staat aber versagt, nämlich in der Landreform. Der Staat hat die preußischen "Jun

ker" l ! nicht nur nicht emmachtet, sondern sogar gefördert und sie durch protektio

nistische Maßnahmen geschützt. Dadurch wurden - zumindest in den ostelbischen 

Gebieten - traditionale Strukturen konserviert, welche mit dem übrigen Modernlsle

rungprozeß in Konflikt gerietenl\6. Die dadurch im polnischen System erzeugten 

Spannungen wurden repressIv niedergehalten. 

133 Dit'tt!r Dunng 1986: Die Kriegervereine im Wilhelminischen Reich und ihr Beitrag zur Milttan

slCfung der deutschen Gesellschaft. In: Jost DülfferlKarI Holl (Hrsg.) , Bereit zum Krieg, a. a. 0. , 

S. 99-121, hier auch der Bezug zu HeInnch Mann, Der Untertan 

134 Trotzdem Ist es richtig, daß erst nach den Siegen 1864, 1866 und vor allem 1870/71 in Deurschland 

"unmerklich eine stille Militarisierung der Denkv,,'eisen und politischen Anschauungen auch Im 

bürgerlichen Lager" einsetzte, "die auf lange Frist höchst bedenkliche AUSWirkungen gehabt hat" , 

so 'X0ljgangj. Afommsm 199J: Das Ringen um den nationalen Staat. Berlin: Propyläen. S. 25~ 

135 Hanna SchisJIn 1980: Die Junker. Zur Sozialgeschichte und historischen Bedeutung der agrari

schen Eltte In Preußen. In: Hans-Jurgen PuhlefHans-Ulrich Wehler (Hrsg.), Preußen im Rück

blick, a. a. 0., S. 89122. 

136 Hl'innch August \J;'mkln 1978: Die "neue Linke" und der Faschismus: Zur Kritik neo marxistIScher 

Theorien über den ;\iarionalsozialismus. In: Ders., Revolurion, Staat, Faschismus. Götcingen: Van

dcnhoeck & Ruprc(ht, S. 65-117, insbes. S. 82 zu den Fakroren, welche die Entwicklung zum Fa

schismus dcurschcr Prägung. also zum Nanonalsozialismus, beitrugen, so z. B. cLe Existenz "star

ker vorindustrieller Führungsgruppen aus Feudalarisrokrarie, Militär und BürokratIe, die sich 

sowohl konservanven Indlmriekreisen als auch der faschistischen Bewegung als Bundesgenossen 

im Kampf gegen das parlamentarische System zur Verrugung stellten". 
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4. Repression: Aurorltäre Systeme kennen - das haben wir oben schon gesehen - ganz un

terschiedliche 'iveaus an Repression; auch in Preußen \vurde zum Zwecke der Auf

rechterhalwng von "Ruhe und Ordnung" immer wieder Militär eingeserzr, am mas

sivsten wohl 1848 Die Pläne für den Militäreinsarz bei größeren Arbeitskonflikren 

wurden bis zum Ende des Reiches nie auf Eis gelegr"7. Dennoch läßt sich wahr

scheinlich doch behaupten, daß das Niveau der staaclichen Gewaltanwendung im 

Laufe des 19. Jahrhunderts eher ab- als zunahm'J8; das hat weniger mit dem Militär zu 

wn (wie Huntingron 1957 meint) als mit dem Ausbau der Polizei, auf die wir gleich 

zu sprechen kommen. Nichtsdesrouorz blieb der Staat repressivll9 : Man denke nur an 

die Geschichte der Pressezensur vom Vormärz bis zu den Versuchen der Instrumenta

lisierung der Presse durch das "literarische Büro"140 und schließlich an die berüchtigren 

~Soziallstengeserze". In typischer WeISe blieben die Ausgaben für die Sozialpolitik ge

ring und \vurde die Arbeitskraft wie in den oben diskutierten "auroritären Systemen" 

paternalistisch-auroritär behandelt. 

5. Zit·i/elmilltärische Beziehungen in der Staatsleitung: Militär und Verteidigungspolitik 

blieben in Deutschland bis zum Ende des Kaiserreiches eine Prärogative des Kaisers. 

Aus diesem Grunde konnte das ~Militärkabinen" nicht beseitigr, das Kriegsministe

rium nicht aufgewertet und einer parlamentarischen Kontrolle untenvorfen werden. 

Hier liegr der instiwtionelle Anknupfungspunkt für die Tendenzen zur Verselbständi

gung militärischer Interessen und Vorstellungen, wie sie sich vor dem Ersten Weltkrieg 

in der Flonenri.isrung und im sog. "Schlieffenplan" ausdrückten. Der Plan war aus rem 

mzlltänschen Gesichtspunkten enTWickelt worden und enthielt, was das ubergeordnete 

politighe Interesse der Staatssicherheit betrifft, schwenviegende Fehler - Ja man könnte 

sagen, daß er dIe Katastrophe des Ausgangs des Krieges vorprogrammiert hat'41. Wahr-

137 i'(zlhelm Deist 19~6: DIe Armee In Staat und Gesellschaft 1890-1914. In: Michael Stürmer (Hrsg.), 

Das kaiserliche Deutschland, a. a. 0, S. 312-339. 

138 Jurgen Kocka/lWlph Jessen 1990: Die abnehmende Gewaltsamkeit sozialer Proteste. Vom 18. zum 

20. Jahrhundert. In: Peter-AleXls Albrecht/Ono Backes (Hrsg.), Verdeckte Gewalt. FrankfUrt am 

Main: Suhrkarnp, S. 33-57 

139 Thonzas Nippertky 1985: Deutsche Geschichte 1800-1866. Bürgerwelt und starker Staat. München: 

C. H. Beck, S. 285 zum Vormärz; "Das politische System befestigte und verschärfte seinen Cha

rakter als Obrigkeits- und Beamtenregiment, als Vormundschaft und Kontrolle, es wurde - zu

gespitzt - zum Polizei regime. Das Herrschafrssystem wurde eIn System der Repression. So Jeden

falls erlebten es alle dIe, die zu politischem Bewußtsein erwachten." Das gilt nicht nur für 

Preußen, sondern in gleichem SInne für das "System Menernich" in Österreich. 

140 Gertrud Nöth-Gms 1997 Das LiteraIlSche Büro als lnstrumenr der Pressepolitik. In: Jürgen Wilke 

(Hrsg.), Pressepolitik und Propaganda. Historische Srudien vom Vormärz bis zum Kalten Krieg. 
Köln/Weimar/Wien: Böhlau, S. 1--8. 

141 Hans-Ulnch Wehler 1988, S. 154 f.; siehe auch 5tlg Förster 1986: Alter und neuer Militarismus im 
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scheinlich wären einige Konsequenzen noch korrigierbar gewesen, wenn das Reich 

nicht In eine Art "Diktatur der Obersten Heeresleitung" hineingeschlirrert wäre. 

Autoritären Systemen liegt - das war unsere These im zweiten Kapitel - das Projekt emer 

"Modernisierung von oben" zugrunde, also einer staatlich gesteuerten Modernlsierungspoli

tik, welche allerdings nur dann erfolgreich sein könne, wenn der Staat zuvor sich selbst mo

dernisiert, d. h. seine institutionellen Infrastrukturen so verändert, daß eme beträchtliche Ef
fizienz- und Effektivitätssteigerung möglIch wird. Dem Militär kommt hierbei eine enorme 

Bedeutung zu. Wir haben diesen Aspekt unter dem Titel "Professionalisierung" diskutiert, 

welche im 19. Jahrhundert in erster Linie das management 0/ violence betraf. Dieser Professio

nalisierungsschub ist zu verstehen als eine Folge der "Nationalisierung des Krieges" nach der 

Dekretierung von lez;ee en masse bzw. der Einführung der Allgemeinen Wehrpflicht im Zuge 

der Französischen Revolurion sowie durch die darauf aufbauende KriegsstrategIe Napoleons, 

die erstmals Im Sinne von Clausewirz direkt auf die Vernichtung feindlicher Armeen zIelte. -

"LeIstungssteigerung durch Professionalisierung" wurde primär vorangetrieben durch Inten

sIve Schulung der Offizierskorps sowie durch operative Planungen auf der Ebene des Gene

ralstabes, denn waffentechnisch hatte sich seit den Kabinettskriegen des 18. JahrhundertS 

nichts Grundsätzliches geändert. 

\X'ir wollen im folgenden In groben Strichen einige Entwicklungen seit den letzten Jahr

zehnten des 19. JahrhundertS skizzieren, die für die weitere Entwicklung der politischen 

Systeme im 20. Jahrhundert wichtig geworden sind. Insbesondere die Militärtheoretiker nei

gen im allgemeinen dazu, fast alle wesentlichen Modernisierungsprozesse m politischen 

Systemen als Folgewirkungen von Kriegen zu verstehen bzw. erklären dramatische Verände

rungen aus Effekten von Kriegen auf die Infrastrukturen des Staates. Dies ist meist ein ein

seitiger Standpunkt, wie die nächsten Kapitel zeigen werden, aber gewisse kausale Zusam

menhänge sind dennoch nicht zu übersehen. 

Die beiden für das 20. Jahrhundert wichtigsten Prozesse können mit den Begriffen "Indu

strialisierung des Krieges" sowie "Militarisierung" - im Sinne der Auflösung von Grenzen zwi

schen militärischen und zivilen Bereichen - zusammengefaßt werden. 

Industrialisierung des Kneges bezeichnet einen exponentiellen Anstieg in der Kapazität der 

Staaten auf dem Sektor der \'V'affenproduktion unter Anwendung wissenschaftlicher Metho

den zum Zwecke der Steigerung der Zerstörungswirkung von Waffensystemen14l• - Preußen 

Kaiserreich. Heeresrüsrungspolitik und Dlsposinonen zum Krieg zwischen Status-quo-Sicherung 

und imperialistischer Expansion, 1890-1913. In: JOSt DuHfer/Kari Holl (Hrsg.), BereIt zum Krieg. 

Görringen, Vandenheock und Ruprecht, S. 1Z2-145. 

142 Willlam H. lvfcNed' 1982. The Pursult ofPower. UJ1lv. of Chicago Press, S. 262 ff. zu Großbntan

J1len; Geoffiry Best 1989:The Mllitarizanon of European Sociery, 1870-1914. In: John GilllS (Hrsg.), 

The MlIitarizanon of ehe Western World. New BrunswlcklLondon: Rutgers Univ. Press, S. 13-29. 
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harre 26 Jahre gebraucht, um die Truppen mit dem neuen Zllndnadelgewehr aus2UfÜSten, das 

1866 gegen die Österreicher so wichtig geworden war. In den Jahrzehnten vor dem Ersten 

Weltkrieg seme Jedoch ein in der bisherigen Weltgeschichte beispielloser Rüstungswettlauf 

ein, dem sich zunächst nur die USA entziehen können, bis dann mit dem Eintritt der USA 

in den Krieg auch dieser Staat erfaßt wird'4·. Alle Staaten stellen während des Ersten Welt

kneges den Großteil ihrer Wirtschaft auf den Bedarf der ,,Armed Forces" um: Massenpro

duktion von Gewehren - vor allem von neuen Maschinengewehren - und schnell feuernder 

Artillerie: Auf die zerstörerischen Wirkungen dieser Waffen waren die Armeen zu Beginn des 

Kneges kaum eingestellt, ein solches .,Stahlgewitter" hatte man nicht gekannt - mit verhee

renden Folgen für das Leben der Soldaten H. Die Motorisierung ersetzte die Pferde und er

möglichte den Bau von Panzern. Die Kriegführung auf den Meeren wird technisch vollstän

dig revolutioniert: Jahrtausende waren Kriegsschiffe aus Holz In Gebrauch, die entweder 

durch \Vindenergie (Segel) oder durch Ruderer bewegt wurden. Seit dem Ende des 19. Jahr

hunderts werden riesige Schlachtschiffe aus Stahl gebaut, welche durch gewaltige Dampfma

schinen angetrieben werden und somit hohe Geschwindigkeiten erreichen; U-Boote, besruckt 

mit selbstangetriebenen Torpedos, kamen hln2U. Noch vor dem Ersten Weltkrieg Wird das 

Flugzeug't< erfunden und sogleich für die Kriegführung genutzt. Dasselbe gilt für das Tele

phon und die Radiokommunikation' , . Seit es Atombomben und Raketentechnologie gibt. 

könnte man die gesamte Erdoberfläche gleich mehrere Male "vernichten" ... Never before in 

143 Paul Ko/Stinen 1989: Toward a \X'arfare State: Militarization in Amenca during the Period of the 

World Wars. In: John Gillis (Hrsg.), The Milltarlzatlon, a. a. 0., S. 47-64. 

144 John Keegan 1993: AHistory of'X'arfare. London: Hutchinson, S. 362 Ein Infanterist feuerte 1914 

erwa 15 Schuß pro Minute, das Maschinengewehr aber 600 Schuß; zusammen mit der schnell 

feuernden Artillerie konnte nun ein Battaillon von 1.000 Mann innerhalb von wenigen Minuten 

vernichtet werden, wie das Eme Newfoundland Regiment am I. Juli 1916 erfahren mußte. -- Siehe 

S. 363 ff. zum Rüstungswettlauf der Marine zwischen dem deutschen Kaiserreich und Großbri

tannien vor dem Ersten Weltkneg. 

145 Phdip K Lawrenu 1991' Moderniry and \'{'ar. London/New York: MacmillIan/St.Martin's Press, 

S. 66 ff.; im ersten Weltkrieg spielte eine "Luftwaffe" eigentlich noch keine große Rolle, aber der 

Beginn war da und er zeigte sogleich, daß der "Luftkrieg" in mehrerlei Hinsicht erwas ganz Neues 

bedeuten würde: Flugzeuge überflogen die feindlichen Verteidigungsstellungen auf der Erde und 

konnten so das zivile Hinterumd angreifen; deutsche Zeppeline flogen 1915 liber den Kanal und 

griffen bmisches Territorium an; damit war die geopolitische Sonderstellung Englands "über dem 

Kanal" endgültig vorbei, die Sicherheit des Staates mußte mit einer eigenen Luftwaffe erkämpft 

werden; die Flugzeuge waren also besonders geeignet, zivrle Ziele des feindlichen Hinterlandes 

anzugreifen, seien es Fabriken oder eben auch Städte, wie der zweite 'X'e1tkrieg zeigen sollte, "me 

dIStinctions berween combatant and noncombatant began to blur". 

146 Stefon Kauftnann I99f Kommunikationstechnik und Kriegfuhrung 1815-1945. München: Fink. 
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human hisrory had rhe rechnology of war advanced so 5'.vifrly."147 Die urzung moderner in

dusrrieller Produkrionsmerhoden einerseirs und die Eigendynamik der waffenrechnologischen 

Forschung anderersem haben diesen Prozeß vorangerrieben bzw. halren ihn in Gang. Man

che Sraaren der forrgeschrirrenen Indusrrieländer verfügen über Zersrörungsporenriale, die 

nur mehr als Drohporenriale einen Sinn ergeben, d. h., daß deren reale Enrfesselung aber 

kaum mehr vorsrellbar isr. 

Der Begriff der Militarisierung4- - im Unrerschied zum bereirs diskurierren Phänomen des 

"Milirarismus" - soll all jene Tendenzen bezeichnen, wo die tradinonellen Unrerscheidungen 

zwischen milirärischen und zivilen Bereichen der Gesellschaft verschwimmen. Der Prozeß der 

Erosion dieser Grenzen begann Im Ersren Welrksieg mn der Straregie des "roralen Krieges" 49, 

als alle irgendwIe kriegswlchrigen zivilen Bereiche der milirärischen Regie unrersrellt wurden. 

Um dies zu erreichen, bedurfte es nicht nur der Insrrumenralisierung der zivilen Verwalrung 

für militärische Zwecke - zahlreiche Verwalrungsapparare bis hin zu den großen Rüsrungs

berrieben standen unrer direkrem milirärischem Befehl-, sondern auch eine enorme Expan

sion der Verwalrungsapparare insgesamr, um die gewalrige Flur von Regulierungen überhaupr 

umserzen zu können' . Gesellschaftliche Mechanismen der Selbsrsreuerung soUren außer 

Kraft geserzr und durch Verwalrungsapparare erserzr werden. 

147 Bmu D Porter 1994: War and rhe Rise of me Srare, a. a. 0., S. '54. 

148 John R. Gi/lis 1989: Inrroducnon. In: Ders. (Hrsg.), The Mihrarizanon of me Wesrern World. New 

Brunswlck/London: Rurgers Univ. Press, S. 1-10, allerdings mir einem erwas anderen deflnirori

schen Akzenr: .Milirarizarion, on rhe orher hand, does nor imply me formal dominance of me 

mIlirary or rhe rriumph of a parricular ideology. Insread, ir is defined here as ,rhe conrradlcrory 

and rense SOClal process in which civil sociery organizes irself for me producrion of violence' (S. I). 

Mein Problem mir dieser Definirion liege beim Begriff der "civiI sociery", den ich zu vermelden 

rrachre, weil er gesellschafumeorerisch durch die Theorie der funknonalen Differenzierung llber

holr Isr; deshalb definiere ich Milirarisierung als ein Problem der Grenzen von Sysremen. 

149 Ersre Tendenzen dazu gab es schon zuvor, siehe Günter Moltmann 1995-' Ansätze zur roralen Krieg

fuhrung Im amerikanischen Bllrgerkrieg (1861-65) und im deursch-franwsischen Krieg (1870/71). 

In: [rnsr \X'illi Hansen/Gerhard SchreiberlBernd Wegner (Hrsg.), Polirischer Wandel, organi

sierre Gewalr und nanonale Sicherheit. Mllnchen: R. Oldenbourg, S. 29-46. 

150 Walther Hubatseh 1984: Die Verwalrung des Militärwesens ,867-19,8. In: Deursche Verwalrungs

geschichre, Bd. 3, S. 310-332. Siehe auch Hans Boldt 1972. Zum Srrukrurwandel des Ausnahmezu

srandes im r.Welrkrieg. In: Ernsr-Wolfgang Böckenförde (Hrsg.), Moderne deursche Verfassungs

geschichre (1815' '1918). Köln: KJepenheuer & Wirsch, S. 323-340; Willtam H. MeNeilL 1982' The 

Pursuir of Power. Chicago: Univ. of Chicago Press, S. 317 ff, zur "Managerial Meramorphosis in 

World War I"; .,In parricular, innumerable bureaucrarlC Slrucrures mar had previously acred more 

or less independendy of one anorher in a comexr of marker relarionshlps coalesced imo whar a

moumed ro a single national firm for wagIng war. Business corporarions were me mosr imporranr 

of rhese srrucrures, perhaps, bur labor unions, governmem minisreries, and army and navy admi

nisrrarions also played leading roles in defining me new ways of managing nacional alfair~" (S. 3d. 
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Das Vermächtnis des Ersten Weltkrieges können wir hier nur stichworrarrig umreißen: In 
allen Industrieländern wurde zwar nach dem Kriege demobilisierr und das Niveau der Staats

intervention heruntergefahren, aber überall blieben Verwaltungsapparate, Regelungsdichten 

und Staatsquoten weit über dem Vorkriegsniveau. Der größte Teil davon diente dem Auf

und Ausbau des Sozialstaates, der zur Bewältigung der Kriegsfolgen erforderlich geworden 

war. Für die USA wird überhaupt von der Entstehung des "regularory state" gesprochen, also 

eines starken Zentralstaates, den es zuvor gar nicht gegeben hattel<l. 

In Rußland dagegen brechen unter der Last der Kriegsanforderungen fast alle sraarlichen 

Strukturen zusammenI<>, und genau dieser temporäre Staatskollaps schuf das Machrvakuum, 

in welchem sich die Okrober-Revolution 1917 ereignen konnte. Danach folgten noch meh

rere Jahre eines blutigen Bürgerkrieges - ausgefochten zwischen den Weißen und Roten 

Armeen. In dIesen Jahren formierre sich die kommunistische Parrei und es ist daher kein Zu

fall, daß diese ParteI relativ stark von Krieg und Militär geprägt wurde. Die Parteikader ver

hielten sich gegenüber der Parteibasis wie Offiziere gegenüber Rekruten - Befehl und Ge

horsam als dominanter Kommunikationsstil! -, weiters: Diskursfeindlichkeit, Pflege von 

Feindbildern, und zwar von äußeren Feinden und nicht zuletzt von "inneren Feinden", Ver

nichtung des "Klassenfeindes", überhaupt: Stilisierung der Politik als permanenter Kampf, 

Präsentierung von Zielen, !Ur die es zu "kämpfen" gilt - kurzum: Krieg und Militär lenkten 

dIe Entwicklung in der UdSSR auf einen "rotalitarian path of state formation"!<l. 

In ganz ähnlicher Weise stand "Militarisierung" auch am Anfang der Entwicklung des 

maoIstischen China - vielleicht mit dem im Vergleich zur russischen Führung noch stärke

ren Akzent Maos auf den revolutionären Kampf als "Volksbewegung"!54; der "Partisanen

kampf' lebt ja gewissermaßen von der systematischen Nivellierung von zivilen und militäri-

151 5tephen Skowronek I982: Building a New American State. - The Expansion ofNationai Adminis

tratIve CapaCitIes, 1877-1920. Cambridge u. a.: Cambridge Univ. Press, insbes. S. 85 ff und S. 212 

ff zur ,,Army"; Robert Hz"ggs I987: Crisis and Leviathan. - Critical Episodes in the Growth of Ame

rican Government. New York/Oxford: Oxford Univ. Press, insbes. S. 123 ff.;John F. U?alkerIHa
rold G. Vtttter I99?: The Rise of Big Governmenr in the United States. Armonk, New York/Lon

don: M. E. Sharpe. 

152 Rußland war das ganze 19. Jahrhundert hindurch eine expansionisrische Macht gewesen - Stich

wort: Eroberung und Besetzung des asiatischen Raumes -, geriet aber in immer größeren Mo

dernisierungsrückstand, u. a. auf dem industriell-militärischen Gebiet, und häne daher einen 

Krieg gar nicht riskieren dUrfen. Rußland nahm einen KrIeg mit Deurschland und Österreich in 

Kauf, um als standhafter Verbündeter Serbiens zu erscheinen. "Die Machthaber aller Länder hat

ten aus den Augen verloren, welche Folgen die Veränderungen der Militärtechnologie hane", so 

HenryA. Kissinger I994: Die Vernunft der NatIonen. Berlin: Siedler, S. 213. 

153 Bruce D. Porter I994: War and the Rise of ehe State, a. a. 0., S. 213 ff 
154 John Keegan I993: A Hisrory ofWarfare, a. a. 0., S. 380 f, eine Strategie, die von den Kommu

nisten in Vietnam erfolgreich kopiert wurde. 
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schen Sphären in der Gesellschaft, und genau wegen dieser fehlenden Unterscheidung mun

den solche Kriege in rucksichtslosestem Umgang mit der Zivilbevölkerung' . 

"Militarisierung" in der westlichen Welt wird von den meisten Autoren mit der Entste

hung des sog. militärisch-industriellen Komplexes identifiziert: PrivatwirtSchaftlich organi

sierte Rustungsfirmen, {halb-)staatliche Forschungseintichtungen kooperieren im Verbund 

mit militärischen Einheiten (Landstreitkräften, Marine und LufWaffe), die WirtSchaft ganzer 

Regionen (einschließlich des fast gesamten zivilen Sektors) wurde vom Bedarf von Militärba

sen abhängig etc. Fur die USA sei, so die Literatur, diese Entwicklung besonders charakteri

stisch. Dies ist insofern bemerkenswert, als die USA bis zum Ersten Weltkrieg nicht einmal 

ein "relevantes" stehendes Heer besaßen und bis dahin auch alle Versuche gescheitert waren, 

das militärische Potential des US-amerikanischen Zentralstaates mit den "imperialistischen" 

Ambitionen von US-Regierungen in Übereinstimmung zu bringen'56 Auch der Bürgerkrieg 

der 1860er Jahre hatte keine Effekte in Richtung Militarisierung gehabt, im Gegenteil, man 

hat die großen Bürgerkriegsarmeen radikal auf eine kleine stehende Einsatztruppe von 15.000 

bis 25.000 Mann demobiliSiert. Ein großes stehendes Heer kontinentaleuropäischen Zu

schnittS galt in den USA noch immer als unvereinbar mit den "civillibenies" eines demokra

tischen Landes. Statt dessen förderte man die "Nacional Guard", welche im Ernstfall die Auf

gabe der Landesverteidigung zu ubernehmen gehabt hätte. Es war ein Glück für die Männer 

der National Guard, die einige Wochenenden im Jahr mit Kriegsspielen verbrachten, daß die

ser Ernstfall nIe emtrat. 

Die Impulse für den Ausbau der Zentralstaatlichkeit in den USA gingen im wesentlichen 

von den beiden Weltkriegen aus: In den Jahren des Ersten Weltkrieges erfolgte ein rascher 

Aufbau einer gewaltigen Rüsrungsindustrie (auf der Basis der neuesten Technologie, man 

denke an den Panzer, den die Amerikaner neu auf die europäischen Schlachtfelder brachten, 

zusammen mit 2,8 Millionen Soldaten), die Bundesausgaben betrugen 1916: 713 Millionen, 

1919: 18,5 Milliarden US-Dollar - ein Anstieg um 2.500 %, der nachhaltigste Effekt lag dann 

auch auf dem Steuersektor (Einkommenssteuer und Steuerprogression, siehe nächstes Kapi

tel), ein dichtes Netz an Regulierungen überzog nun das WirtSchaftsleben etc. Der spätere 

New Deal wäre ohne den Ausbau der Bundeskompetenzen sowie das - im Vergleich zum 

Vorkriegsniveau - hohe Niveau der Staatsintervention kaum möglich gewesen. Bekanntlich 

hat der Zweite Weltkrieg noch einmal einen enormen Ausbau der Zentralstaatlichkeit in den 

USA erforderlich gemacht, und schließlich bewirkte der einsetzende Kalte Krieg, daß die 

Staatsstrukturen der Kriegszeit kaum mehr abgebaut wurden, im Gegenteil, "a vast military-

155 Vgl. Hnfried Münkler I992: Gewalr und Ordnung. - Das Bild des Krieges im polnischen Den

ken. Frankfurt am Main: Fischer, S. III ff. zur Nichrunterscheidung zwischen Kombarranten und 

Nichrkombatranren bzw. zum fließenden Übergang ZWischen Soldar und Terronst im Partisa

nenkneg. 

156 Stephm Skowronek I982: Building a New American State, a. a. 0., S. 85 Ir 
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industrial complex" beherrscht einen nicht unwesentlichen Teil der amerikanischen Politik 

mit fließenden Übergängen zu den "zivilen" Sektoren der Wirtschaft, Wissenschaft und Kul

tur. Paradoxerweise machen es gerade diese "strukturellen Kopplungen" so schwierig, das 

Prinzip der zivil-politischen Kontrolle über das Militär konsequent durchzusetzen. Das insti

tutionelle Korrelat eines hohen Niveaus der Professionalisierung der modernen Armeen muß 

sein - das hätten die Militärs auch in Preußen eigentlich seit Clausewitz wissen müssen1j7 -, 

daß die Entscheidung über den Einsatz oder Nichteinsatz von physischer Gewalt nicht beim 

Oberkommando der Armee liegen darf, sondern bei einer zivilen politischen Führung. In De

mokratien ist diese Entscheidungskompetenz in der Regel verteilt und auf das Zusammen

wirken von Bundespräsident, Regierung und Parlament angewiesen1j8
• Auf dieser politischen 

Ebene muß das Interesse der StaatSSIcherheit kompetent interpretiert werden. DafUr sind Mi

litärs ungeeignet, weil sie von Politik und moderner Diplomatie meistens nicht viel verste

hen. Umgekehrt sollten die zuständigen zivilen Politiker imstande sein, sich in Fragen der 

Verteidigungspolitik von Militärs beraten zu lassen; auch sie dürfen sich nicht einbilden, sie 

würden von der ganzen Komplexität und Technizität moderner Armeen etwas verstehen. 

Militärs smd Spezialisten flr den ErnstJaff einer knegerischen Ausemandersetzung zwischen Staa
ten, d. h. zwischen modernen Armeen. Ij9 Wenn die zivile politische Führung für den Einsatz 

von Gewalt entschieden hat, d. h. die zu erreichenden Ziele klar definiert hat, dann müssen 

Militärs wissen, was zu tun ist. 

Sind moderne Armeen spezialisiert auf bewaffnete Auseinandersetzungen mit Armeen an

derer Staaten I60
, dann repräsentieren sie - staatstheoretisch gesehen - die insmutionelle Ver-

157 Hagen Schulze I994: Staat und Nation in der europäischen Geschichte. München: Beck, S. 286: 

"Ludendorff jedoch verstand seinen Clausewirz anders", nämlich im Sinne der Idenrifizierung 

von Politik und Krieg! 

158 Hans-Günter Bode I987: Militärische und zivile Verteidigung. In: DeutSche Verwalrungsgeschichte, 

Bd. 5, S 518-563, hier insbes. S. 528 f: "Der institurionelle Einbau der Streitkräfte in den parla

mentarisch-demokratischen Rechtsstaat" sowie der besondere Nachdruck, der In den verfas

sungsrechtlichen Diskussionen der Bundesrepublik gelegt wird auf den "Primat der Politik". 

159 Dieser "Ernstfall" ist zumindest innerhalb der Europäischen Union nicht mehr gegeben, weshalb 

haben wir in der Einleitung von armies without war gesprochen haben; drei Reformbedarfe stehen 

derzeit vor "politischen" Lösungen: Erstens, die Allgemeine Wehrpflicht, die seit Napoleon der Si

cherung militärischer Kampfkrafr durch Mannstärken gedienr hatte, ist durch die Entwicklung der 

modernen Waffenrechniken obsolet geworden. Zweitens ergibt die klassische Funktion des Militärs, 

die "Landesverteidigung", in einem Europa ohne Blllnengtenzen keinen Sinn mehr, d. h., der Ernst

fall stellt sich nicht mehr für einzelne Mitgliedstaaten, sondern für die Umon. Drittens fordert die 

"Weltgesellschafr" immer stärker "friedensschaffende und friedenssichernde Inrervenrionen", vor 

allem unrer dem Dach der UNO; deshalb sind die europäischen Armeen auf solche Anforderun

gen einzustellen. - Literatur dazu ist wenigstens teilweise in der "Einleitung" zu finden. 

160 Unrer der BedIngung des möglichen Einsatzes von Nuklearwaffen könne ein Staat eigentlich 

k~ine Kriege gegen andere Staaten mehr führen, deshalb verliere er eine seiner zentralen Funktio-
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ankerung der äußeren Souveränität des Staates. Sie haben mit der inneren SouveränItät bzw. 

mit dem Gewaltmonopol des Staates nichts mehr zu cun162
• Deshalb bedarf es für diesen 

Aspekt anderer mstitutJoneller Vorkehrungen, nämlich der Polizei. 

4.3 Die Polizei 

Die alteuropäische Semantik des Wortes und Begriffs "Polizey" gehärt eigentlich zur Ge

schichte der Verwaltung und wird daher besser dort behandeltl6l . Wir beschränken uns hier 

auf eine äußerst knappe Darstellung des institutionelfen Aspekts der PolizeI im oben angege

benen Smne, nämltch mit Bezug auf das innerstaatliche Gewaltmonopol. 

nen und seI sogar zum "Untergang" verurteilt, so Martin van Creveld 1999: Aufstieg und Unter

gang des Staates. Munchen: Gerling Akademie Verlag. Vgl. dagegen den Überblick zum Stand 

der DIskussIon in der Theorie der Internationalen Beziehungen bei Christopher Plerson 1996: The 

Modern State. LondonlNew York: Roucledge, S. 155 ff, sowie Gordon A. CraiglAlexander L. George 
1995: Force and Statecraft. - DIplomatie Problems of OUf Time. New YorkiOxford: Oxford Umv. 

Press, sowie die Beitrage in Bruce Parrott 1995 (Hrsg. S!ate Building and Milttary Power tn Russia 

and the New States ofEurasia. AImonk, New YorkiLondon: M. E. Sharpe. 

J6r Eberhard PIkart 1989: AIt. Militär. In: Staatslexikon, hrsgg. von der Görresgesellschaft, Bd 3, Sp. 

II51-Il56, dIe zentrale Funktion moderner AImeen sei eine politische, namlich "Kriegsverhütung 

durch Abschreckung" (Sp. 1155); siehe zur .. Staarszielbestimmung" nach dem deutschen GG Götz 
Frank 198/: Der Friedensauftrag in der Wehrordnung des Grundgesetzes. In: Reiner Stetnweg 

(Red.). Unsere Bundeswehr? Zum 25jähngen Bestehen einer umstrirrenen Insmution. Frankfurt 

am Matn: Suhrkamp, S. 106--133; noch immer versteht dagegen Krippendorff das Militär "als Hü

terin des Staates und seiner Inneren Ordnung", siehe Ekkehart Krippendorff 1993: Militarkritik. 

Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 13. 

162 Anders das Österreichische Bundes-Verfassungsgeseu AIt. 79 (2), I. lit b, wo es heißt, über den 

Bereich der militärischen Landesverteidigung hinaus habe das Bundesheer "zur Aufrechterhalrung 

der Ordnung und Sicherheit Im Inneren überhaupt" beizutragen - eine Aufgabenbestimmung, 

gegen dte sich dIe Milttärs schon im 19. Jahrhundert entschIeden zur Wehr gesetzt harren, wIe wir 

sahen. Vielleicht laßt sich im Zuge der anlaufenden "Bundesheerreform" auch diese "archaische" 

Verfassungsbestimmung beseItigen. 

163 Dazu gibt es jedoch einige gute Untersuchungen, auf die hIer nur verwiesen werden soll, z. B. 

Harn Maier 1966: DIe ältere deutsche Staats- und Verwalrungslehre (Polizeiwissenschaft). Neu

wied am Rhein/Berltn Luchterhand; Franz-Ludwig Knemeyer 1978: PolizeI. In: Geschichtliche 

Grundbegriffe, Bd. 4, S 875-898; Georg-Chnstoph von Unruh 1983: Polizei, Polizeiwissenschaft 

und Kameralistik. In Kurt G. A. Jesench/Hans PohllGeorg-Cruisroph von Unruh (Hrsg.), Deut

sche Verwalrungsgeschichte, Bd. 1. Srurrgart: Deutsche Verlagsanstalt, S. 388-427; Peter Nitschke 
1992: Von der Politeia zur Polizei. Ein Beitrag zur EnrwlCklungsgeschichte des Polizeibegnffs und 

setner herrschafrspolitischen DImensionen von der Antike bis ins 19. Jahrhundcrr. In: Zeitscruifr 

für Hisrorische Forschung 19: I-Z7. 
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Wir harren gesehen, daß es zunächst die Armeen waren, welche "überlegene physische Ge

waltsamkeit" des Staates gewährleisteten. Geserze zur Einhalrung von "Frieden"164 waren 

schon früh erlassen worden, aber es fehlten bis zum 30jährigen Kriege die staatlichen Instan

zen, welche die Gebote und Verbote (z. B. zur Unterhaltung von "Privatarmeen", Verbot des 

Waffentragens) auch härren durchsetzen können. Ab der Mirre des 17. Jahrhunderrs beginnt 

sich dies entscheidend zu ändern: Der Adel wird entmilitarisiert - zumindest was die Fähig

keit betrifft, sich mit Gewalt den Anordnungen des Staates zu widersetzen, das Unwesen der 

Warlords und Räuberbanden wird effektiv bekämpft, ebenso die Piraterie auf den Meeren165. 

Bis zur Mirre des 18. Jahrhunderrs war es primär das Militär, welches das Gewaltmonopol des 

Staates durchzusetzen harre'66. 

Frankreich hatte als erster moderner Staat Europas ein stehendes Heer und dieses Land 

ging auch auf dem Gebiete des Polizeiwesens voran, als im Zuge der Errichtung der Inten

dantur auch die PolIzei aufgebaut wird167. Will man die Geburrssrunde der modernen Polizei 

genauer festlegen, so wäre wohl das Jahr 1667 anzugeben, als Ludwig XIV. das Amt des lieu
tenant gmeraL de police ins Leben rief Das Amt wird als eine Art Intendantur für Paris einge-

164 WilhelmJanssen 1975: Friede. In: Geschichcliche Grundbegriffe, Bd. 2, S. 543-592. In dem Maße, 

wie der lOnere Friede, pax C/vilis, gesichert erschien, die öffencliche Ruhe und Ordnung zu einer 

Selbstverständlichkeit geworden war, beginnen im 18. Jahrhundert die negativen Aspekte des 

Staatsfriedens lOS Bewußtsein zu dringen (Ungerechcigken, Gewalt): Wahrer Friede gründe im 

nchtlgen Recht, Recht ist Friede, schreibt Fichte 1797, und wird schließlich die "richcige" lOnere 

Ordnung in Zusammenhang gebracht mit dem Problem "eines gesetzmäßigen äußeren Staaten
verhältnisses", also mir dem äußeren Frieden zwischen Staaten, so Kant, Zum ewigen Frieden 

(1796); siehe dazu Janssen, S. 567 f. Vgl. den Ansatz von Ekkehart KrtppentWrffI985. Staat und 

Krieg. - Die historische Logik policischer Unvernunft. Frankfurt am Main: Suhrkamp, zum be

haupteten Zusammenhang von Staat, Militär und Gewalt, d. h. Krieg. 

165 Vgl. Janet E. ThomsOll 1994. Mercenaries, Pirates & Sovereigns. State Building and Extraterrito

rial Violence in Early Modern Europe. Princeton, N. J.: Pnnceton Univ. Press. 

166 Dutmar Wilwweit 1986: Die Herausbildung des staatlichen Gewaltmonopols im Entstehungs

prozeß des modernen Staates. In: Albrecht RandelzhoferfWerner Suß (Hrsg.), Konsens und Kon

flikt. 35 Jahre Grundgesetz. BerlinINew York, S. 313-323; Wolfgang Remhard 1998: Frilhmoderner 
Staat - moderner Staat. In: Olaf Märker/Michael Norrh (Hg.), Die Entstehung des modernen 

Europa 1600--1900. KölnfWeimarfWien: Böhlau, S. 1-10. Daß das Militär zur ersten Inscirucion 

des modernen Staates wurde, ist narürlich kein Zufall, wie wir bereits sahen, denn es steht erstens 

im Zusammenhang mit der Emergenz des Internatzonalen Staatensystems, und zweitens bietet es 

den wichtigsten und entscheidenden Anhaltspunkt für die AusdijJerenzierung des politzschen Sy

stems, also der "funktionalen Differenzierung", siehe Niklas Luhmann 2000. Die Politik der Ge

sellschaft. Frankfurr am Main: Suhrkamp. 

167 David H. Bayley 1915: The Poltce and Policica1 Development in Europe. In: Charles Tilly (Hrsg.), 

The Formation ofNacional States in Western Europe, a. a. 0., S. 328-379. 
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nchrer'68, und emsprechend weir isr zunächsr auch der Aufgabenkreis gefaßt. Er reichr von 

den "klasSISchen" Polizeifunkrionen der Überwachung der öffendichen Ordnung und 51-

cherheir zu Maßnahmen zur Verbesserung der hygienischen Verhälmisse, der Feuerwehr, der 

Armen fürsorge bis zur Verfolgung von Proresramen - Kamolizismus gah nach der Aufhebung 

dö Edikres von Nares (1685) als Teil der "öffendichen Ordnung"'69. Die 5radr Paris zähhe zu 

Beginn des 18. Jahrhundem e[Wa 500.000 Einwohner, war also eine der größren der damali

gen Zeir; für diese haHe der Polizel-Leumam 150 Mann für Fußparrouillen und 43 Berirrene; 

.lUch wenn die Zahl der Polizeikräfte im Laufe des 18. Jahrhunderrs auf 1000 Mann erhöhr 

wurde, so war diese Polizei dennoch heillos uberforden. Dieses Mißverhälmis beruhre auf der 

Irngen Auffassung, daß die Polizei das Milirär nur zu ergänzen, aber nichr zu erserzen habe. 

Aber das war schon für das Paris des 18. Jahrhundem eine Illusion'" . 

Der Zeirpunkr der Errichrung einer Polizei legt es nahe, auf einen besrimmren Problem

himergrund zu schließen. Polizeihisroriker gingen fruher davon aus, daß der Ansrieg an Kri

minalirär für die besirzenden Schlchren uneruägliche Ausmaße angenommen habe. Die Mlr

rel der Selbsrhilfe reich ren nichr mehr aus, und außerdem wurde es während der 

Regierungszm Ludwigs XIV eben schon durchaus ublich, sich an den 5raar zu wenden. Es 
isr in der Tar heure kaum mehr vorsrellbar, daß eine Sradr mir einer halben Million Einwoh

ner keine Polizei harJ71 . Tarsächlich aber dürfte es 1667 das Auftauchen der Pesr in einigen 

Küsrensrädren gewesen sein, welches die Augen für die karasrrophalen Zusrände in Paris 

geöffner har'-. Wahrscheinlich emsprachen die hygienischen Verhälmisse so mancher eu

ropäischen 5radr dieser Zeir denjenigen, welche man heure noch in En[Wickiungsländern be-

168 Robin Briggs 1998: Early Modern France, 1560-1715. Oxford: Oxford Univ. Press, S 53. 

169 jaml's B. Colfins 1995: The State in Early Modern France. Cambridge: Cambridge Univ. Press, S. 

185. 

170 jarnl's B. Colflns 1995: The Srate in Early Modern France, a. a. 0., S. 186: ,,A5 me Paris guard grew, 

me role of the army in Paris declined. Here we can see one of me fundamental differences berween 

modern and pre-modern governments: rhe existence of a professional police force separate from 

the army. The numbers of men involved make it clear rhat, to me extent mat Paris had much of a 

police force in the seventeenm century, me French guards, mat is the royal army, formed me heart 

of that force. In rhe eighteenth century, however, Paris began to resemble a modern ciry, wirh a 

non-milltary polICe force" (5. 186). 

171 jOal'hlrn Eibach 1998: Städrische Gewalduiminalirät im Ancien Regime. In: Zeitschnft für Hlsto

mche Forschung 25' 359-382; Paris harre \1irre des 18. Jahrhunderts rd. 500.000 Einwohner, Lon

don 676.000 und war damit größte Stadt Europas, Wien bringt es als deurschsprachige Metro

pole auf 169.000, Berlin auf nur 113.000 Seelen; die Gewalduiminalirät In den Srädren wird für 

das Spätmirrelalter als sehr hoch eingeschätzt, ging aber schon im 18. Jahrhunderr langsam zurück, 

so vor allem in Paris, und dies nicht zuletzt aufgrund der Exisrenz einer Polizei! 

172 Clwl' Em.dey 198]: Policing and Irs Context 1750-1870. London/Basingstoke: The ~1ac~1illan 
Press, S, 10. 
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obachten kann - einschließlich der Armenviertel und der Favelas, also Stadtteilen, die man 

als Außenstehender nicht betreten kann, ohne sich einem hohen Sicherheitsrisiko auszuset

zen. Damals wie heute bereitete die ungesteuerte Migration vom Land in die Städte enorme 

Ordnungs- und Sicherheitsprobleme. 

Kommissairs und berittene Garde-Polizisten hatten vorzugsweise Vagabundierer, Prostitu

ierte, Straßenspieler, Betrunkene etc. aufzugreifen, am nächsten Kommissariat abzuliefern, 

von wo wohl die meisten in einem der "Hospitals" landeten, also in geschlossenen Anstalten 

für Arme und Kranke. Eine Zeitlang war es üblich, die Gesunden unter ihnen als "Koloni

sten" nach Louisiana zu deportieren. 

Kriminelle im engeren Sinne wurden von der Polizei selten gefaßt. Auf dem Gebiet der 

Kriminalitätsbekämpfung herrschte auch in Frankreich noch bis zur Revolution das Prinzip 

der Selbsthilfe der Bürger, d. h., es lag bei den Bürgern, erwa einen Dieb zu fangen und ihn 

dann der Polizei zu übergeben'?3. Hier kam es allerdings regelmäßig zu schweren Ausschrei

tungen, denn die Bürger schlugen ihre Opfer oft halb tot. Wohl deshalb kamen schon seit 

1708 zu den uniformierten Polizisten sog. mspecteurs hinzu. Die Inspekteure und ihre Helfer 

wurden im Laufe des 18. Jahrhunderts zu Kriminalbeamten, welche Verbrechen aufzuklären, 

Verdächtige aufzuspüren bzw. fesrzunehmen und eventuell Diebesgut sicherzustellen und 

dem Eigentümer zurückzugeben hatten. Sie arbeiteten in Zivil und waren daher nicht wie die 

anderen Polizisten von weitem erkennbar. Obwohl es um die Mitte des 18. JahrhundertS nur 

340 solcher "geheimer" Polizei-Agenten gab, waren die Bewohner von Paris überzeugt, die 

Augen und Ohren der Polizei seien allgegenwärtig. In der Tat stand Paris damals im Ruf, eine 

sichere Stadt zu sein, und die Polizei von Paris wurde zum Vorbild für andere Städte bzw. län

der, so z. B. für London und Berlin. 

Auf dem Lande und in den Kleinstädten Frankreichs gab es bis zur Französischen Revo

lution kaum Polizei. Die Marechaussee - ursprünglich im 17. Jahrhundert geschaffen zum 

Schutze der Bevölkerung vor den Soldaten der Garnisonen - bestand aus kleinen unifor

mierten, berittenen Polizeitruppen, ein Offizier und drei bis fünf Mann, welche auf den 

landstraßen patrouillierten und Polizeifunktionen wahrnahmenI74 : Sie führten im wesentli

chen Personenkontrollen durch, Vagabundierer und Prostituiette, Ausländer und Deserteure, 

sie überwachten Märkte und Feste und ergriffen, wenn sie Glück hatten, auch Kriminelle'!. 

173 Davzd Garrioch I994: The People ofParis and their Police in the Eighreenth Cenrury: Reflecrions 

on the Introduction of a ,Modern' Police Force. In: European History Quarterly 24: 511-535. 

174 Clive Emsley I983: Policing and 1ts Contexr, a. a. 0., S. 13 ff. 
175 Das war in manchen deutschen Landen nicht anders, siehe nur Carrten Küther I984: Räuber, Volk 

und Obrigkeit. Zur Wirkungsweise und Funktion staaclicher SrarfVerfolgung im 18. Jahrhundert. 

In: Heinz Reif (Hrsg.), Räuber, Volk und Obrigkeit. - Srudien zur Geschichte der Knminalirät 

in Deutschland seit dem 18. Jahrhundert. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 17-42, am Beispiel 

Bayerns. 
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DIe Marechaussee harre erwa 3.000 bis 3.500 Mann, konnre also In einem Land mit 20 Mil

lionen EInwohnern nicht viel ausrichten und war berühmt-berilchtigr wegen ihrer Korrup

tion, z. B. bei der Konrrolle des Verbots des Waffenrragens: Passanren, die mit einer Waffe 

aufgegriffen wurden, mußten zehn Livres zahlen. Als der Herzog Richelieu 1762 für jeden Auf

gegriffenen zusärzliche 2 Lwres versprach, verdreifachten sich dIe Konfiskationen Fünf]ahre 

später bot die Regierung eine Belohnung für jeden aufgegriffenen Bettler; die Gefängnisse 

und Gerichte waren alsbald völlig uberforderr. - Die Marechaussee reksutierre Ihr Personal 

aus der KavallerIe, waren eigenrlich Soldaten, welche 16 Jahre Dienst hinter sich harren, folg

lich war ihr manialisches Aufrreten durchaus verständlich, außerdem wurden sie sehr schlecht 

bezahlt, aber das änderre nichts daran, daß sIe kaum Akzeptanz in der Bevölkerung fanden 

und Immer wieder Gegenstand von Klagen der Bürger waren. 

Im Jahre 1790 wird dIe Marechaussee aufgelöst und die Gendamzerie gegrundet1"6. Trorz 

der bekannren Klagen behielr auch die Gendarmerie weitgehend einen militärischen Cha

rakter: Jedes Deparremenr Frankreichs bekam ein Regimenr von Gendarmen, gegliederr in 

Brigaden von 4 bis 5 Mann und stanonierr enclang der größeren Srraßen, aber sie erreichten 

nun erstmals auch kleinere Ortschafren und Dörfer. Wegen ihrer militärischen Herkunft blie

ben die Klagen wie zu den Zelten der Marechaussee dieselben, d. h. brurale Umgangsformen, 

niednge Bildung, willkurliche Verhafrungen ete. Manche Gendarmen behandelten die lokale 

Bevölkerung so, wie sie als Soldaten zuvor in beserzten Gebieten aufgerreten waren. - Es ist 

schon erstaunlich, wie wenig man aus den Erfahrungen mit der Marechaussee über ein Jahr

hunden hindurch gelernt hatte bzw. zeigr dieses Beispiel, wie schwierig es offenbar ist, berre

te ne Enrwicklungspfade zu verlassen. Selbst die Revolution vermochte dies nichr. 

Ein Geserz aus dem Jahre 1791 sah vor, daß alle Städte mit eIner Einwohnerzahl von uber 

5.000 zenrralstaarlich finanzierre Kommissariate erhalten sollten. Prompt karnen Beschwer

den aus Onen mit weniger Einwohnern, die ebenfalls einen energischen commmalre de po

lice forderren, so z. B. Foix, eine Kleinstadt mIt 4.000 Einwohnern, die das Polizeiministe

num wissen ließ: es gebe in der Stadt so viel tierische und menschliche Exkremenre auf 

öffenrlichen Plärzen und Straßen, daß man nicht einmal gehen könne; Unrat werde einfach 

auf die Straße geschmIssen, sogar Abfälle aus den Kuchenfenstern; in der acht könne man 

nicht schlafen wegen des Lärms, welchen murwiUige Jugendliche verursachen ete.'1' Foix harre 

offenbar weniger ein Sicherheits- als ein Ordnungsproblem, typisch für das 18. Jahrhunderr, 

dem Jahrhunderr der .,Sozialdisziplinierung", was bedeutet, daß also die Funktion der Poli

zei wesenrlich über die Ordnungsproblematik bestimmt wurde. 

Mit diesen Maßnahmen kommt die staarliche Penetrarion auch des lerzten Winkels der 

Gesellschafr zum Abschluß. Die lokale Schurz- und Herrschafrsfunktion des Adels harre sich 

zwar bereits zur Zeit Ludwigs XIV. weitgehend aufgelöst, definitiverserzt wurde sie jedoch 

1;6 Clit'e Ermky 1983: Policing and [[5 Conrex[, a. a. 0, S. 40 f. 
177 Clil'e Emsky I983: Policing and [[5 Conrext, a. a. 0, S. 42 f 
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erst durch die Maßnahmen der Revolutionsregierung, und zwar nicht aus purem Herr

schafrswillen des Staates, sondern aufgrund von Forderungen der Bürger nach staatlichen 

Diensten, wie die Stimmen aus Foix beweisen. Wegen des Fehlens von "infrastructural pow

er"178 - insbesondere auf dem Lande, wo ja noch rd. 80 % der Bevölkerung des 18. Jahrhun

dertS lebten - bzw. wegen der fehlenden staatlichen Penetration in Gestalt der Polizei, kann 

man den Staat des Ancien Regime als "schwachen Staat" bezeichnen, womit wir wieder eine 

deutliche Parallele zwischen der Staatsproblematik der Entwicklungsländer und der Konsti

tution des modernen Staates in Europa vor uns haben. 

Gewisse ModernisierungsdefiZite des Staates auf der Ebene der Polizei blieben in Frank

reich noch weit ins 19. Jahrhundert hinein erhalten, so z. B. die Problematik der Rekrutie

rung des Personals aus dem Militär: Pensionierte Soldaten mit sehr schlechter Bezahlung bil

den natürlich keine personelle Grundlage für eIne gute Polizei - französische Zeitungen 

kritisieren noch Ende des JahrhundertS den militaristischen Charakter der Polizei - mit ex

plizitem HInweis auf England, wo es eine ganz andere Polizei gab. Der Staat sparte an der 

falschen Stelle, könnte man sagen. Immer wieder gerät die Polizei wegen politischer Insrru

mentalisierungen ins Kreuzfeuer der Kritik: Nach 1815, 1830, 1848 kam es zu Säuberungen 

innerhalb der Polizei rein aus politischen Gründen; in den 1850er Jahren werden die Kom

missare angewiesen, republikanische Clubs zu überwachen, Berichte über politische Ver

sammlungen zu verfassen, und polizeiliche Maßnahmen gegen "linke" Strömungen und 

Gruppierungen zu ergreifen. Gerüchte über weit verbreitete Korruption innerhalb der Poli

zei wollen ebenfalls nicht verstummen. Dennoch bildet sich ab der Mine des Jahrhunderts 

so etwas wie eine korporative Identität der Polizei: 1855 erscheint die erste Nummer des Jour
nal des Commissairs de Police, in welchem neue Gesetze und Verordnungen publiziert werden 

und das nicht zuletzt auch als Organ der Selbstverständigung der Polizei dient. 

In Engumd hatte die Zentralgewalt des Staates noch bis zum Ende des 18. Jahrhunderts we

nig Einfluß auf die Lokalverwalrung: "The main units oflocal government were the county 

and parish; the machinery centered on the commissions of the peace. Police functions were 

rooted in these bodies. "179 Von der Krone auf Lebenszeit ernannte Lord Leutenants waren ver

antwortlich für die Arbeit der Commissions ofPeace, hatten die Bürgermiliz zu organisieren 

und gesetzliche Anordnungen kundzumachen. Die polizeiliche Arbeit tat aber sein Helfer, 

178 MIchael Mann 1989: The Auronomous Power of the State: Its Ongtns, Mechanisms and Resu]cs. 

In: John A. Hall (Hrsg.), States in History. Oxford: Basil Blackwell, S. 109-136. 

179 C1zve Emsfey 198]. Policing and Its Context, a. a. 0., S. 21. Im Unterschied zu Frankreich gab es 

in England keine Militärgouverneure und keine provinzialen königlichen Verwalrungschefs, etwa 

wie der Intendant in Frankreich. Vgl. W R. Brock 1957' England. In: The New Cambridge Mod

ern Hisrory, Vol. VII, S 265. England hane ein außerordendich brutales Strafrecht. "On the other 

hand, there was lirde artempt ro match the serveriry of these deterrencs by improving the police 

force; the lessons of the seventeenth century had been roo recendy learnt for men not ro regard 
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the high SherIff 0/ the county, ebenfalls ein unbezahltes Ehrenamt. In den Städten ernannren 

die Magistrate einen Constable, ein Amt, das ein Bürger nicht ablehnen durfte und von dem 

schon Daniel Defoe 1714 schrieb, es sei ein "unsupponable hardship", koste einem Mann viel 

t.eit und könne sogar seine Geschäfre ruinieren. Der Constable harre für die Instandhalrung 

von Srraßen, Brücken und Gefängnissen zu sorgen, war Aufseher über die Armen und harre 

RechtSverierzer einzusperren. Die Justices of Peace urteilten als Gericht über die geringfügi

gen Sachen, schwere Verbrechen kamen vor einen wandernden High Court, ein Gericht, das 

wenn man Glück harre - vierteljährlich erschien. Von Staaclichkeit Ist also nicht Viel zu se

hen, fast alles liegt noch im Bereich der Selbstorganisation der Kommunen,80. 

Der Beginn einer staaclichen Polizei fällt in die 1730er Jahre, als in London das "Bow Srreet 

Police Offfice"'81 eingerichtet wird, effektiv arbeitet dieses Office aber erst unrer dem Chef 

Henry Fielding seit 1750er Jahren, denn dieser wird vom Innenminister beaufrragr, Raub und 

Diebstahl wirksamer zu bekämpfen. Fielding schlägt die Anstellung von thieftakers vor und 

erhält dafür ein eigenes Budget. In der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts gab es in London rd. 70 

patrof men, welche die Srraßen durchstreiften; die Männer waren bewaffnet, aber so schlecht 

bezahlt, daß sie Nebenjobs annehmen mußten, um überleben zu können; Polizeiarbeit er

achtete man offenbar noch nicht als Full-time-Job. 

Im Juni 1780 ereigneten sich die berühmten Gordon RiOtS, wo sich London de facto einige 

Tage in den Händen des "Mobs" befand: Es wurde geplündert, gestohlen, die Gefängnisse 

servantS of government as the potential instrumentS of despotism, so mat England presented me 

contradictory plcrure of a barbarous sevemy in her criminallaw and such weakness In the detec

tion of crime that lawlessness acrually increased. This was apart of me pnce which Englishmen 

paid for their extraordinary freedom from government regulation." 

180 Woljgang KnöbL 1998: Polizei und Hemchaft im Modernisierungsprozeß. - StaatSbildung und in

nere Sicherheit in Preußen, England und Amerika 1700-1914. Frankfi.m/New York: Campus Ver

lag, S. 108 f.: "Den rund 40 Grafschaften Englands - den neben den Städten wichtigsten Verwal

tungseinheiten des Landes - stand formell ein von der Krone auf Lebenszeit ernannter Lord 

Lieutenant vor, gewöhnlich ein im County ansäsSiger Peer. Dieser war aufgrund seiner sozialen 

Stellung im Prinzip der Sprecher der jeweiligen Grafschaft und wurde in allen wichtigen Fragen 

von der Regierung konsultiert. Dabei oblagen ihm auch sicherheirsrelevante Aufgaben, etwa wenn 

er bei Unruhen die lokale Miliz zu mobilisieren und ihren Einsatz gegebenenfalls mit der Armee 

zu koordinieren hatte", die eigentliche Verwaltungsarbeit leisteten aber die JUSflUS ofPeau, dIe 

Friedensnchter: Anläßlich der "Quarter Sessions" hielten die Justices of Peace Geschworenenge

richte über Diebstahl, Betrug, Körperverletzung, Teilnahme an Tumulten usw. ab, also für mlt

telschwere Delikte; in den Kirchengemeinden bzw. Kirchenspielen gab es den Parish Consrable, 

der u. a. auch polizeiliche Aufgaben zu erfüllen hatte, daneben auf den großen GutSbezirken dIe 

"gutSherrschafclichen" Polizeidiener. - EntSprechend dem "RIOt Act" aus dem Jahre 1715 konnten 

die Gerichte oder auch die städtischen Magistrate eine Bedrohung der öffentlichen Sicherheit fest

stellen und notfalls Truppen der regulären Armee anfordern. 

181 CllVe Emsley 1983: Policing and ItS Context, a. a. 0., S. 26. 
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geöffnet etc., bis die Unruhen durch den Einsarz der Armee unrerdrückt wurden. Die Gor

den Riors hinrerließen in doppelter Hinsicht etnen nachhaltigen Eindruck: Erstens, der Ein

sarz von Truppen harre sich zwar als no~vendig erwiesen, galt aber keineswegs mehr als selbst

verständlich, denn man wußte: immer, wenn Truppen zum Einsarz kamen, gab es zahlreiche 

Tote. Die Armee als "Polizei der Unruhen" galt plörzlich als nicht mehr "verfassungsmäßig"; 

man unrersuchte die Rechtslage und fand, daß sie diesbezüglich unklar sei. Ns aber zweitens 

im Jahre 1785 im House of Commons etn Polizeigeserz eingebracht wurde, gab es ebenfalls 

heftigen Widerstand; die Times schrieb, man ziehe es vor, das Geld an Diebe zu verlieren als 

die bürgerlichen Freiheiten an einen lzeutenant de polIce, wie in Paris. Im Jahre 1792 wurde 

zwar ein provisorisches Polizeigeserz beschlossen, aber im Vordergrund standen bereits die 

Vorbereitungen für den Krieg gegen Frankreich: In der Nähe aller größeren Städte wurden 

Kasernen gebaut; 1792 gab es nur 17, 1805 aber 168 Kasernen für ein Potenrial von 133.000 

Mann. Das Bürgertum war vorläufig zufrieden. 

Der nächste 5chritt in Richtung einer modernen Polizei erfolgte 1829 mit der "Metropo

lIs Police Improvement Bill", die ohne nennenswerte Opposition vom House of Commons 

beschlossen wurde'~2. Die treibende Kraft htnter dem Gesetz war der Innenminister Sir 

Robert Peel, der als ChiefSecretary für Irland zwischen 1812 und 1818 die Royal Irish Consta

bulary errichtet hatte, welche weitgehend der französischen Gendarmerie enrsprach. Eine sol

che Polizei \väre tn England aber undenkbar gewesen. Peel harre mehrere Studien ausarbeiten 

lassen, aus denen hervorging, daß die Kriminalität konrinuierlich angestiegen sei. Außerdem 

gab es in England wie zuvor schon in Frankreich - eine Diskussion um eine Reform des 

Strafrechts: Das alte Strafrecht ging davon aus, daß nur wenige Verbrecher gefaßt würden, 

diejenigen aber, die gefaßt und verurteilt werden konnren, sollten - je nach Verbrechensart -

öffentlich hingerichtet werden. Hinrichtungen waren außerordentlich brutale öffentliche 

Spektakel. Man erhoffte sich davon eine abschreckende Wirkung. Das neue Suaftecht schaffte 

diese Spektakel als "inhuman" ab - die Seelen waren im Vergleich zum Spätmirrelalter doch 

e~vas zarter und feinfühliger geworden - und serzte auf differenziertere Formen des Freiheit

senrzugs. Aber dann müsse man, so Peel, für die Verbrecher das Risiko erhöhen, envischt und 

verurteilt zu werden. Die Polizeireformen in Großbritannien standen also - jedenfalls der of

fiziellen Doktrin nach - ganz im Zeichen von "crime prevention". 

Enrsprechend dem Municipal Corporation Act von 1835 sollten alle größeren Städte sog. 

watch committees einrichten mit der Befugnis zur Anstellung von Polizisten und der Kompe

tenz, diesen enrsprechend den lokalen Verhältnissen Weisungen zu erteilen. Den Hinrergrund 

für dieses Gesetz bildeten wieder einmal Unruhen in einigen Städten, und wieder mußten 

Truppen der Armee angefordert und eingeserzt werden. Generalleutnanr Bouverre, Ober-

182 Im folgenden beziehe ich mich im wesentlichen auf DaVld Taywr I997 The new police in nine

teenrh-century England. - Crime, conAiet and contra!. ManchesterfNew York: Manchester Univ. 

Press. 
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kommandeut der Armee im Norden Englands, schrieb 1833 einen langen Brief an den In

nenmintster, in welchem er die negativen AUS\virkungen solcher Emsärze auf die Armee dar

legte Die Städte reagierten auf das Gesetz noch immer zögerlich, jedenfalls uneinhenlich. 

Erst ein Geserz von 1856 (County and Borogh Police Act) schuf den Durchbruch für eme em

heitlIche moderne Polizei, zumindest für England und Wales, danach blieb aber die Polizei 

eine Mischung aus .,county forces under police commirrees and borogh forces under watch 

commirrees, overseen at a distance by the Horne Office and the mspectOrate"I8J• 

Nach 1856 seme auch in Großbritannien ein rascher Prozeß der Professionalmerung der Po

lizei ein: Seit der Mme der 1860er Jahre erschien wöchentlich der Police Advertiser, welcher 

für die Polizisten wertVolle Informationen über RechtSfragen und Dienstangelegenheiten ent

hielr. Schließlich wurde der Advertiser zu einem Organ der eigenen Interessenveruerung. 

"Professionalisation also meant that the police began tO see themselves as experts in thelr 

field."'B4 

Die Entwicklung der Polrzeiapparate in den westlichen Industrieländern verlief insgesamt 

in dieselbe Richtung, weist also trorz unterschiedlicher Ausgangslagen eine hohe Konvergenz 

der Suukruren auf. Trotzdem sollte man die Unterschiede nicht übersehen: Der englische 

Zenualstaat wagte es bis 1856 nicht, in die angestammten Selbsrverwaltungsrechte der Kom

munen entScheidend einzugreifen. Er schuf nur die geserzlichen Grundlagen für den Aufbau 

von Polizeien, aber die Polizei kräfte selbst blieben fest in der Hand der Lokalverwaltungen. 

Daran hat eigentlich auch das Geserz von 1856 nichts Grundlegendes geändert, obwohl das 

politische System Großbritanniens schon im 18. Jahrhundert einen vergleichsweise hohen 

Zenualismus aufwies. 

Zwei wmere Aspekte sind an der englischen/britischen Entwicklung bemerkenswert: Er
stens, die Polizei in England entsteht nicht als Ableger des Militärs. Die Polizisten werden im 

18. und 19. Jahrhundert fast ausschließlich aus der ,,Arbeiterklasse" rekruriert, sind vom be

ruflichen Hintergrund landarbeiter oder Handwerker. Das bedeutete andererseitS aber nicht, 

daß die Existenz von Polizisten von der Arbeiterklasse begrüßt worden wäre, ganz im Gegen

teil, über ein Jahrhundert hindurch werden sie angefeindet - bis hin zu Mord und TotSchlag. 

183 Clive Emsley 198]. Po!JCtng and ItS Context, a. a. 0., S. 81. 

184 Cliz'e Emsley 1983: Policing and ItS Context, a. a. 0, S. 85; sIehe auch Davld Taylor 199;- The new 

police in ntneteenth ·century England, a. a. 0., S. 76: "Set apart from the communities they po

liced, polJCemen developed an ethos that stressed both loyalty to one another and service to the 

community. The nature of the job, particularly watching while others slept, lent Itself to the de

velopment of a self-image of the faithful and trustworthy servanr. From the 1870S, and possibly 

before, there 15 evidence that policemen saw their work as a craft or trade. However tnappropnate 

to outside eye~, there was a belief that they served an apprenticesh,p, gaining a basic knowledge 

of the law and learning the practicalities of working the bear. In serveral forces night cl=es were 

introduced whJCh further added to this sense of ,professional15m'. Again, government inspection 

was an Important contributory factor." 
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Erst als sich die materielle Lage der Arbeiter in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts entschei

dend zu bessern beginnt, steigr auch bei ihnen die Akzeptanz der Polizei. Die Rede von "de

spotie government" im Zusammenhang mit der Polizei verstummt allerdings noch nicht 

ganz, und es wird der Polizei noch immer nachgesagr, sie operiere im "Interesse der besitzen
den Schichten". 

Zweitens, die im 18. Jahrhundert noch weithin fehlende Verpolizeilichung von Ordnungs

und Sicherheitsproblemen bedeutete in der Tat eine "Schwäche des Staates": Bis zur Mitte 

des 19. Jahrhunderts haben Regierungen und Magistrate Unruhen von Truppen der Armee 

brutal niederschießen lassen. Genau dies wurde von der Armee als untragbarer Zustand emp

funden '8<: Armee-Einsätze seien unangemessen, uneffektiv und nicht zuletzt schädlich für das 

Ansehen und die Disziplin einer Truppe. Die Generäle protestienen. 

Auf der anderen Seite verblieben die Polizeien Englands im Rahmen der Lokalverwalrung, 

in den Städten unter der Aufsicht von "watch commirrees";l6 der Bürger, und das bedeutete, 

die Polizei in England konnte nie den Grad an sozialer Distanz und Verselbständigung erlan

gen wie die aus dem Militär abgezweigren Polizeien der Länder des europäischen Kontinents. 

- Ähnlich wie in England verlief die Ent\vicklung in den USA: Der Bundesstaat betrieb im 

19. Jahrhunden praktisch überhaupt keine Polizei-Politik. Die Anfänge der modernen Poli

zeien liegen in den Städten, so z. B. ab 1838 in Bosron, um 1850 in New York. Die Polizei war 

und blieb eine Service-Einrichtung der Kommunen. Darauf kommen wir am Ende des Ka
pitels zurückI8'. Der "Bobby" hat die Aufgabe, die Straßen und öffentlichen Plätze zu über

wachen und - nach Möglichkeit - Täter zu ergreifen, aber dafür war er eigentlich nicht mehr 

gut geeignet, weil er nur mit Helm und Schlagsrock ausgerüstet war; und so ist es bis heure 

185 Woljgang Knöbl 1998: Polizei und Herrschaft Im Modernisierungsprozeß, a. a. 0., S. 292 f; die 

Kommunen wollten sich die Kosten für Polizeiapparate möglichst ersparen und beriefen sich auf 

ihr Recht, notfalls beim Horne Office Truppen anfordern zu dürfen, so z. B. bei größeren Arbei

terstreiks; genau diese Praxis wird aber vom Innenministerium und schon gar nicht der "politi

schen ÖffentlichkeitU gebilligt, so z. B. anläßlich des großen Streiks der Kohlenbergarbeiter 

1910/11, als der damalige Innenminister Winston Churchill anordnete, die Truppen härten sich 

im Hintergrund zu halten. 

186 David Taylor 1997: The new police in nineteenth-century England, a. a. 0., S. 77 f zu den "watch 

committees". 

187 Einen knappen Vergleich mit England und den USA enthält Albrt'cht Funk 1986: Polizei und 

Rechtsstaat. Die Entwicklung des staatlichen Gewaltmonopols in Preußen 1848-1918. Frank

furt/New York: Campus, S. 317 f; zu England siehe auch Barbara Weinberger 199]: Die Aufrecht

erhaltung der öffentlichen Ordnung in der viktorianischen Stadt. - Polizei und Stadtentwicklung 

in Manchester in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. In: Herben Reinke (Hg.), " ... nur fur 

die Sicherheit da .. U) Zur Geschichte der Polizei im 19. und 20. Jahrhundert. Frankfun/New 

York: Campus, S. 191-205; datin auch der Beitrag von Eric H. Monkonnm 199]: Die Geschichte 

amerikanischer Gtoßstädte und die Entstehung von Ordnungsptoblemen, S. 206-221. 
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geblieben: Die Polizei ist in England eine Angelegenheit der Kommunen, Sicherheitspro

bleme werden von lokalen Kommissionen beraten, in welchen gewählte Politiker, einfache 

Bürger und Vertreter der Polizei zusammenkommen, die Fakten diskutieren (Kriminalitäts

entwicklungen) und Maßnahmen beschließen. Diese Counclls sind natürlich von ihrer Ei

genart her dazu prädestiniert, ein effektives Kontrollorgan der Bürger über die Polizei zu sein. 

Mittletweile ist auch die englische Polizei wesentlich besser ausgerüstet und personell besetzt, 

professionalisiert etc., das ist klar. Worauf es hier ankommt ist aber der folgende Punkt: Die 

englische Polizei in Gestalt des Bobby hatte mit dem Militär nichts zu run, steht von Anfang 

an im Dienst der Community, WIrd von ihr angestellt und bezahlt. Der Bobby 1st zwar unI

formiert, aber praktisch unbewaffnet. Der englische Polizist hatte daher primär "Sercive-Cha

rakter", hat die öffentlichen Pläcze und Straßen im Auge zu behalten, aber immer freundlich 

und zuvorkommend zu sein, hat auf Fragen der Bürger Auskünfte zu erteilen etc.'88 

Ganz anders die Entwicklung auf dem Kontinent, insbesondere in Preußen. Friedrich der 

Große hat zwar 1742 nach französischem Vorbild für Berlin eine Behörde für Sicherheit, Ord

nung und Verkehr eingerichtet neben vielen anderen Sonderpolizeien l8' - und dem Poli

zeidirekror angeordnet, das "Vorzügliche der französischen Polizei" zu imitieren, aber - so 

funk - dann hätte der König diese Behörde auch entsprechend finanziell ausstatten müssen, 

und dies wäre ohne Einsparungen beim Militär nicht möglich gewesen, dessen Stärkung je

doch höchste Priorität genoß: "Der absolutistische Staat war Militärstaat. Das Militär war es, 

das in den Garnisonsstädten und Garnisonen gab es in den meisten größeren Städten - für 

,Ruhe und Ordnung' sorgte, vielfach im eigenen Ermessen und gegen den Widerstand von 

Magistrat und Zivilbürokratie. "19') 

Nach dem AiR von 1794 übt "städtische Polizey" der Magistrat aus "vermöge seines Am
tes", d. h., die Polizei wurde zwar formell Teil des Staatsapparates, zu bezahlen aber harren die 

Bürger selbst. Auf dem Lande waren die Rirrergutsbesirzer uaditionell die eigentlichen Herr

scher als Gerichts-, Polizeiherrn und Vetwalter, unzulänglich kontrolliert von den Landräten, 

welche ja von den Junkern selbst gewählt wurden. Das Gendarmerie-Edikt von 1812 richtete 

188 Davld Taylor 1997: The new police in nineteemh-cemury England, a. a. 0., S. 136. 

189 Franz-Ludwig Knemeyer 1978: PoliZCI, a. a. 0., S. 887 zu den Sonderpollzelen: GesundheItSpoli

lei, Veterinärpoltzei, Baupolizei, Deichpolizei, Forstpolizei etc. Es dauert 1Il Preußen noch über 

ein Jahrhundert, bis uber die "Eliminierung des Wohlfahrrszweckes" sich ein engerer materieller 

Poliulbegriffberauskristallisiert, ähnlich die Entwicklung in Österreich bis zur Zeit Josephs II. 

V gl. RolandAxtmann 1992: ,Police' and ehe Formanon of the Modern State. Legal and Ideological 

Assumptions on State Capaciry 1Il the Austrian Lands of the Habsburg Empire, 1500-1800. In: 

Cerman Hisrory 10: 39-61. 

190 Albrecht Funk 1986: Polizei und Rechtsstaat, a. a. 0., S 25; anders als der französische Absoluris

mu.s hat der preußische die Ansätze einer "Zivilgewalt" relanv schwach neben dem Militär em

wickelt und "Polizey" innerhalb der staatlichen Bürokratie auf vergleichsweise nIedngem institu

tionellem Niveau gehalten. 
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sich genau gegen diese Zustände, scheiterte aber am Widerstand der JunkerI9I • 1820 wird dann 

doch eine Schmalspur-Gendarmerie eingerichtet, denn von den geplanten 9.000 Mann blie

ben ganze I.I80 Gendarmen und 96 Wachtmeister übrig. Auch in den Städten wurden die 

Posten der Polizelsergeanren mit Militärinvaliden besetzt - oft auch geistig "beschränktes" 

Personal; in Berlin kamen 1824 auf erwa 214.000 Einwohner nur 54 Sergeanten, z. T. des ge

nannten Typs. Und so blieb es auch I91
, bis in den 1860er Jahren endlich eine regelgebundene 

Polizei errichtet wird. 

191 Remhart Kose/leck 1981: Preußen zwischen Reform und Revolution, a. a. 0., S. 463: "Nur im We

sten reichte die staatliche Verwaltung, und so die PolIzeigewalt im engeren Sinne, bis In die Ge

meInden hInunter. Im Osten war sie einzig präsent in der Gestalt der berittenen Gendarmen, ab

gesichert durch die zunehmend strapazierte AutOrität der Rmcr und des landrats .... In dem 

Maß, wie der Staat auf die Finanzierung der Pohzeiverwaltung verzichtete - nicht zuletzt, um das 

Heer stark zu halten -, bekräftigte er die alrständischen Gewalten. die er mit seiner wirrschaftli

chen Gesetzgebung aufzulösen fortfuhr. Dieser Widerspruch prägte nun in ganz besonderer Weise 

die Kmsveifassungen, die in den Jahren 1825 bis 1828 für alle Provinzen erlassen wurden und die

nunmehr endgültig - das Gendarmerieedikt beseitigten." Die Schwierigkeiten auf dem Lande 

nahmen in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderrs deshalb ständig zu: die Freiserzung der Bauern, 

Bevölkerungswachstum und Migration, die einsetzende Industrialisierung etc. ließen ein besitz

loses Landproletariat entstehen, das den herkömmlichen Ordnungsrahmen zunehmend sprengte; 

Siehe zu den "Heimatlosen", wie sie zu dieser Zelt genannt wurden, Koselleck 1981, S. 506. 

192 V:'olfgang Rüfner 1983-' Die VerwaltungstätJgkeit unter der Restauration und Konstitution. In: 

Deutsche Verwalrungsgeschichte, Bd. 2, S. 470-503; die Kontrolldichte dutch Polizeiarbeit hat 

sich dennoch versrarkt, wichtige Regulierungen wie das Paßwesen, die Fremdenpolizei und das 

Meldewesen gehen auf diese Zeit zurück; Gastwme wurden zur Führung von Fremdenbüchern 

verpflichtet und durften Personen ohne Pässe nicht aufnehmen. In den größeren Sradten wurden 

AufenthaIrsbücher für Fremde eingeführt, die Vorschriften über die An- und Abmeldung bei 

Wohnorrsänderungen zeigen Anfänge des Meldewesens. - Vgl. Hans-Ulrich Wehler 1987: Deut

sche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 2. München: C. H. Beck, S. 358: "Wegen der wenigen Polizisten 

und Gendarmen wurde gewöhnlich frühzeitig das Militär eingeserzt." Mit Ausnahme der Rhein

landgebiete, wo schon in NapoleOnIscher Zeit die Reformen vergleichsweise weit voranschritten, 

siehe Karin Hachenberg 1997 Die Entwicklung der Polizei In Köln von 1794-1871. KölnfWei

marfWien: Böhlau, S. 4-17; Norbert Finzsch 1993: Sradrische Sicherheit und ländliche Unsicher

heit. - Soziale Probleme und Stadt-land-Beziehungen im Rheinland im frühen 19. Jahrhundert. 

In: Herbert Reinke (Hg.), " ... nur für die Sicherheit da ... "?, a. a. 0., S. IF-157, mit Interessan

ten Bezugen zur einsetzenden Sozialpolitik (z. B. bei der Ausstellung von ,,Armutszeugnissen"); 

weitere Hinweise bei Falco Werket/n 1992: Geschichte der PolizeI. In: PVS 33. Jg.: 293-296 (Sam

melbesprechung); mit einem "herrschaftskritischen" Aklem AIfLüdtke 1990: Staatliche Gewalt 

und polizeiliche Praxis: Preußen im Vormärz. In: Burgerliehe Gesellschaft in Deutschland. Frank

furt am Main: Fischer, S. 180-196. 
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Die "Schutzmannscharren", wie sie seit 1848 heißen, werden organisatorisch verselbstän

digt, d. h. vom Militärapparat abgesondert, und erhalten elOe einheicliche Uniform, Ausru
~rung und Verwaltung; " ... erst seit dieser Zeit läßt sich von einer einheitlich organisierten, 

staaclichen Institution der PolizeI 10 Preußen (und nicht nur 10 Berlm) sprechen"19J. Im Poli

zciverwalrungsgeserz von 1850 war zwar ein wesentlicher Teil der polizeilichen BefugnIsse ge

regelt worden, zugleich aber festgestellt, daß das "Gebiet der PolizeI überhaupt ein fast unbe

grenztes" sei l94. ~1an mag einräumen, die Polizei sei in ihrem Gesamtspektrum - vom 

Inhalt ihrer Tätigkeitsbereiche her, kaum wirklich exakt faßbar; so gesehen wären die be

kannten Generalklauseln nicht nur eine Verlegenheitsläsung: "Innerhalb der Polizeirechts

lehre sind es - gestern wie heute vor allem drei Begriffe bzw. Begriffspaare, mit denen die 

193 Albrecht Funk 1986: Polizei und Rechtsstaat, a. a. 0., S. 106; SIehe auch S. 226: "DIeses System war 

im Kern staatlich, die kommunalen Polizeien waren darIn Integriert. Die preußische PolIzeI, d. h. 

aho die königlichen und kommunalen Poliz.eIen sowie die Gendarmerie, besaß eine eigenständige 

Form und Aufgabenbestimmung, die sie vom Militär klar unterschied. Sie hane frühere, vor

staatliche Formen der Ordnungserhalrung weitgehend abgelöst (Flurwärter, Nachtwächter) und 

die PoliLCi zu einer Instirution gemacht, die innerhalb des Staatsgebiets im Regelfall allein zur An

wendung unminelbaren Zwanges befugt war. Das Militär blieb zwar als ultima ratio und symbo

lischer Ausdruck staatlicher Macht weiter präsent, war jedoch nicht mehr alltäglicher Ordnungs

faktor. " Eine Ausnahme bildete Jedoch die Gendarmerie, denn diese gehörte auch noch nach dem 

CendarmeneInstruktionsbuch von 1863 zur aktiven Armee - mit allen Konsequenzen wie "mi

litärISche Halrung", militärische Ehre und Formen zu wahren, Im Einsatz energisch, schnell und 

bestimmt etc.: "Das Gendarmeriekorps hielt bis in die \'qeimarer Zeit hIneIn an seiner militäri

schen Ausrichtung fest. .. Es blieb vor allem die Zweiteilung ZWischen militärISchen und zivilen 

Vorgesetzten; bewahrt wurden auch viele der zweckdienlichen militärischen Formen Trotzdem 

setzte mit Beginn der neunziger Jahre eine bedeutende Wandlung eIn, erzwungen durch die ver

änderten Anforderungen an die Gendarmene In den stad tischen und industriellen Revieren. Die 

Gendarmerie begann Sich zu eInem zwar militärisch geprägten, doch insgesamt polizeilIChen 

Korps zu wandeln", so Funk S. 234 Siehe jedoch auch Wt-rner Frotscher 1984: Überblick über die 

Verwaltungsorganisation in den Bundesstaaten. In: Deutsche Verwalrungsgeschlchte, Bd. 3, S. 

407-434. insbes. S 420 f. zur .,Ortspolizei", welche zwar Jür den Staat" in einem ihr übertra

genen '\<'irkungskms handelte, aber nicht als staatliche, sondern als kommunale Behörde tang 

wurde. Die Lnterscheidung und Entgegensetzung von Staats- und Selbstverwalrung, die dem 

heutigen 'itaatsverstandnis in dieser Form nicht mehr entspncht, war gerade für das ausgehende 

19. Jahrhundert charakteristisch . 

194 Klaus von der Groebm 1984: Die Erfüllung von allgemeinen und besonderen polizeilichen Aufga

ben. In Deutsche Verwalrungsgeschichte, Bd. 3, S 435-451, hier insbes. S. 436 zum preußischen 

Gesetz von 1850, wo es heißt: "Das Gebiet der Polizei ist überhaupt ein fast unbegrenztes. Sie ISt 

der Rest oder das notwendige Komplement der übrigen Zweige der Staatsgewalt. Was Staatsge

serze und höhere Verordnungen ungeregelt gelassen haben, muß, wenn es im örtlichen Interesse 

liegt, polizeilich geregelt werden." 



Der Staat: Das Zentrum des politischen Systems 

GeneralklauseI zu füllen versucht wurde: Sicherheit und Ordnung, Störung und Gefahren

abwehr und schließlich die Polizeipflichtigkeir."19' Wenn sich ein materieller Polizeibegriff'96 

einer exakten Definition entzieht, dann härre man doch versuchen können, zumindest den 

institutIOnellen Polizeibegriffso weit als möglich rechtsstaaclich einzufangen'9·. 

Genau an diesen Punkten seme schon 1848 die Kritik an, als man mehr und mehr von ei

nem "Polizeistaat" in Preußen zu sprechen begann: "Polizeistaat pflegt man im tadelnden Sinne 
einen solchen Staat zu nennen, in welchem die Handhabung der Polizei ... bis zu einer so großen 

Ausartung gediehen ist, daß dieselbe sich in alle Handlungen des Bürgers eznmischt und überall 
dze Oberhand hat", so der Originaltext aus dem Jahre r848198! Abhilfe wurde wenigstens teil

weise dadurch erreicht, daß man die Polizeiakte justztzabel machte, erwa durch die Errichrung 

des Verwalrungsgerichtshofes wie überhaupt die Gerichte die Polizei dazu zwangen, die 

Sachverhaltsdarstellungen umfangreicher und präziser zu gestalten. 

Einer weiteren .zivilisierung" und rechrsstaarlichen Einhegung der Polizei standen im kai
serlichen Deurschland zwei Fakroren entgegen: Erstens wurde das Polizei personal immer noch 

überwiegend aus dem Militär rekrutien, also aus Unteroffizieren, die neun Jahre "gedient" 

harren und einen ruhigeren zivilen Posten ansuebten. Über das Personal wurden somit mi

litärische Verhältnisse teilweise wieder eingeschleust, welche hier ganz fehl am Platz waren, 

etwa wenn etn Schutzmann im Umgang mit dem Bürger den Befehlsron anschlug; deshalb 

gab es immer wieder Beschwerden, wie auch in Frankreich. Das Personal stand aber auch 

einer weiteren Professionalisierung der Polizei im \X'egeI99 . Dieses Problem wurde wenigstens 

teilweise durch die Errichrung der Kriminalpolizei (r872) ge milden, die sowohl über ihre be

sondere Ausbildung als auch über die technischen Neuerungen auf dem Gebiet der krimina-

195 Albrecht Funk 1986: Polizei und Rechtsstaat, a. a. 0., S. 183; siehe auch den Instruktiven BeItrag 

von A/f Lüdtke 1981: Von der "tätigen Verfassung" zur Abwehr von "Störern ". - Zur Theoriege

schichte von "Polizei" und staatlicher Zwangsgewalt Im 19. und frühen 20. Jahrhundert. In: Der 

Staat 20: 201-228; und Herbert Reinke 1993. "Das Amt der Polizei". Eine Einleitung. In: Ders. 

(Hrsg.), " .. nur für die Sicherheit da .,?", a. a. 0., S. 9-32. 

196 Klaus von der Groeben 1984: Die Erfüllung von allgemeinen und besonderen polizeilichen Aufga

ben, a. a. 0., S. 438 f. zum berühmten Kreuzberg-Erkennmis des Pr.OVG von 1883, wo der Um

fang der polizeilichen Aufgaben als Abwehr von Gefahren für die öffentliche SIcherheit und Ord

nung, also auf die Gewährleistung des Slcherhenszweckes unter Ausschaltung aller auf die 

Förderung der Wohlfahrt gerIchteten Bestrebungen bestimmt wird; das Urteil bzw. Erkenntnis 

zog eine klare Grenzlinie zwischen der Polizei und den übrigen Bereichen der Verwaltung, so 

Groeben S. 441. 

197 SIehe dIe BeItrage in Erhard Dennmger/Klaus Lüderssen 19~8 (Hrsg): Polizei und Stra!prozeß im 

demokratischen Rechtsstaat. Frankfurt am Main: Suhrkamp. 

198 Zitiert bei Franz-Ludwzg Knemeyer 1978: Polizei. In: GeschichtlIche Gtundbegriffe, Bd. 4, S. 893· 

199 Vgl. Wolfgang KnöbL 1998- Polizei und Herrschaft im Modernisierungsprozeß, a. a. 0., S. 340 f. 
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listischen Arbemweise zu einer besonderen Behörde mit hohem Professionalisierungsgrad 

v,rurde (hier hörre dann der Personal transfer vom Militär auch rasch auf). 

Zweitens, der Ausbau der politischen Poil:w lO (im Zusammenhang mit den Sozialistenge

serzen, 1878-1890): Konnre man die polizeiliche Tätigkeit nIcht einmal im Revier besonders gut 

überprüfen, so galt das für die politische Polizei noch viel weniger: Durchsuchungen von Woh

nungen "orrsbekannrer" Sozialdemokraten, die Observierung von Vereinen und Personen, die 

Erfassung von Druckschriften und deren Beschlagnahmung'OI , der Einsarz von Splrzeln und 

die Nutzung von Spmelberichten, das Anlegen von "schwarzen Listen" etc. Auch hier sehen 

wir eine deutliche Parallele zu den o. g. diskutierren Beispielen autorItärer Systeme: Der starke 

repressive Arm dieser Systeme ist nicht mehr das Militär, sondern die Polizei und hier wiederum 

die politische Polizei bzw. die Geheimdienste. Das Militär wird, so Funk, reduzlen auf eine "Po

lizei der Volksbewegung" (d. h. bei Massenprotesten, Massenstreiks etc.)l0\ aber die Militärs 

selbst wünschen Viel eher, solche Einsärze vermeiden zu können, denn zum einen liegt der Ein

satz im Inneren nicht mehr auf der Linie ihrer Professionalisierung (wie insbesondere Hun

tington 1957 betonr), zum anderen fürchten die Militärs nun um ihr Ansehen in der Öffent

lichkeit. Auch die Polizei ist nicht qua Institution repressiv, wie wir am Beispiel Englands sahen, 

sondern erst dann, wenn die "Inscitutionspolicik" der Staatsleitung sie dazu macht101. 

200 Klaus wn der Groeben 1984. Die ErfülJung von allgemetnen und besonderen polizeIlichen Aufga

ben, a. a. 0., S. 448 ff. zur "politischen Polizei"; eine solche Wird in Deutschland erst nach 1820 

angegangen, als der Deutsche Bund tn Mamz etne "Zentraluntersuchung;kommlsslon" zur Samm

lung von Informationen über staatsgefahrdende Umtriebe einrichtet, tn Preußen vor allem nach 

1848 unter dem berühmt gewordenen Polizeipräsidenten Hznke/dey; diese Polizei wird dann auf das 

Reich ausgedehnt und wahrend der Zeit der SozIalistengeserze Wird besonders Intensiv gearbeitet. 

201 Die Knebelung der Presse gehört zu einem wesendichen Merkmal automärer Systeme, das wurde 

bereits mehrmals deutlich, siehe für unseren Zusammenhang Franz SchneIder I978: Presse, Pres

sefreiheit, Zensur. In: Geschichdlche Grundbegrtffe, Bd. 4, S. 899-927, sowie die AIbeiten von 

Jurgen \X'ilke, auf die wir noch zurückkommen. 

202 'liehe dazu auch v:'ilheLm DeISt 1976: Die Armee In Staat und Gesellschaft 1890-1914. In: MlChaei 

Stürmer (Hrsg.), Das kaiserltche Deutschland, a. a. 0., S. 318 f. mit konheten Beispielen; vgl. 

auch Peter Becker I992: Randgruppen im Blickfeld der Polizei. Ein Versuch über dIe Perspektivität 

des "praktISchen Blicks". In: AIchiv für Sozialgeschichte 32: 283-304. 

203 Siehe zur Polttik der Verbindung von Polizet und Sozialpoltnk Im deutschen Kaiserreich RaLph 
Jessen I994: Poltzei, Wohlfahrt und die Anfänge des modernen SozIalstaats in Preußen wahrend 

des Kaiserreiches. In: Geschichte und GeselJschaft 20: 157-180. - Eines der wesentltchen Merk

male des N5-Staates war die Herausläsung der diversen Polizeien als "Maßnahmenstaat" aus dem 

Funktionskreis des "Normenstaates", also die Enrbtndung von Jeglicher Rechtssraadichkeit, des

halb der Begriff "Doppelstaat", so Ernst Fraenkel I9 7f: Der Doppelstaat. Recht und JUStIZ Im 

"DrItten Reich". Frankfurt am Mall1: Fischer. Gegen die Maßnahmen der Gestapo, der SA, der 

5S, der Sondergenchtshöfe etc. gab es keine Rechtsmittel. 
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Eine moderne Polizei als Institution steht im Funktionskreis des Gewaltmonopols des Staa

tes 10
4 und ist daher primär bezogen auf den Schutz des Bürgers vor Gewaltakten jeglicher Art 

sowie vor anderen Übergriffen auf die Rechte des Bürgers. Mit Ausnahme der USA kann der 

Bürger heute in westlichen Demokratien davon ausgehen, einem unbewaffizeten Mitbürger 

zu begegnen. Aufgrund der Absicherung des Gewaltmonopols des Staates durch die Institu

tion der Polizei ist der Bürger davon entlastet, selbst Vorsorge treffen zu müssen, um sich ge

gebenenfalls schützen zu können' . Schutz vor Ge\\·alt" ist ein kollektives Gut (~public good" 

Im Sinne der Rational-Choice-Theorie), das nur der Staat "produzieren" kann. Jahrhunder

telang waren nUntertanen" der Willkür von lokalen Potentaten ausgeliefert - insbesondere 

auf dem Land (im ostelbischen Preußen trotz Aufhebung von Patrimonialgerichtsbarkel t und 

Polizeigewalt der Gutsherren de facto bis zum Ersten ~feltkrieg) -, und in vielen Enrwick

lungslä.ndern ist das noch heute so; wer don reich und mächtig ist, vermag seine Sicherheits

bedürfnisse selbst zu organiSieren und zu bezahlen. Die Armen können das nicht. So gesehen 

stellt die Entwicklung der Polizei eIne Umverteilung des Sicherheitsrisikos dar und das ist 

auch heute noch wichtig. Gegenwärtig sind es allerdings nicht mehr die Bewohner am Land, 

sondern diejenigen bestimmter Stadtteile, die sicherheitspolitisch benachteiligt werden. 

Dies deutet schon darauf hIn, daß nSicherheitspolitik" an sich keIne "konservative" 

Domäne sein muß und auch nicht sein sollte. Das haben manche Politiker des linken ideo

logischen Spektrums mittlerweile eingesehenw6• Die Geister scheiden sich gegenwärtig am 

204 WolfDu,trr Narr 198o: Physische Gewaltsamkeit, ihre Eigentümlichkeit und das Monopol des 

Staates. In: l.e-.l<lthan 8: 541'573, mH einer wesentlich kritl5cheren Akzenruierung als der unseren; 

Hont !sola 198,7 Gewaltmonopol in der Demokrane. - Die Polizei im Rechtsstaat - polizeiliche 

Mitveranrwortung im Rechtsstaat oder Machrinstrument der Regierung? In: Recht und Politik 

2r 188-198, und RolfPeter Callies 198; Das staatliche Gewaltmonopol in der gegenwärtigen Dis

kussion In Recht und Politik 23: 184-187. 

205 Dnleflwertm 1989' An. Polizei. In: Staatslexikon Recht - \I','irrschaft - Gesellschaft, hrsg. v. d. 

Görresgesellschafr, 7. AufL Freiburg/BaselAX'ien: Herder Verlag, Bd. 4, Sp. 500-506: Da der mo

derne Staat Pnvatgewalt und Selbsthilfe (von Amnwmen abgesehen: 0:otwehr, 0:otstand) verbo

ten lind die Rechtsdurchserzung verstaatlicht hat, muß er die \Vwrung und Beachrung auch der 

privaten Rechte sicherstellen und Streitigkeiten zwischen seinen Bürgern befrieden. Deshalb liege 

der Schurz privater Rechte im ,öffentlIChen Interesse", so Merten. 

206 Jürgm Habermas 1990: Gewalrmonopol, Rechrsbewußrsein und demokratischer Prozeß. In: Peter

AlexIs Albrecht/Ono Backes (Hrsg.), Verdeckte Gewalt. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 

174-180: "Die Monopolislerung der Mittel legitimer Gewaltanwendung in der Hand des Staates 

l5t eine zivilisatorische Errungenschaft" (5. 186) Das Problem stelle sich aber dort, wo .freiwilliger 

Normengehorsam" nicht vorausgeserzt werden könne und die Bürger von der Legitimität der 

Rechtsordnung sowie der Amübung staatlicher Gewalt nicht überzeugt seien. Dann seien eben 

die demokratischen Meinungs- und \X'illensbildungprozesse gefordert. - Dieses Argument betrifft 

aber die Ebene der ugztmuztlon staatlich autoritativen Enrscheidens überhaupt, und dies gilt auch 
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deutlichsten im Bereich der "lnsrirutionspolitik". Ein Projekt zur Polizelreform"'7 der 1970er 

Jahre in der Bundesrepublik kommt zu dem Schluß, daß es auch diesen Reformen nicht ge

lungen ist, die historische Herkunft der Polizei aus dem Militär gänzlich abzustreifen. Eine 

ähnliche Untersuchung zu Österreich, Frankreich, Italien oder Spanien würde wohl zu den

selben Resultaten gelangen. Es ist lerzrlich Aufgabe der Politik, das VerhältfilS von Service-I 

Schurzfunktionen zu repressiven Funktionen zu definieren (das macht die Polizei nur dann 

selbst, wenn man sie läßt). Davon hängt es ab, ob die Bürger den Polizisten fürchten müssen 

oder ob sie ihn wegen seiner Leisrungen und Professionalität zu schätzen wissen1:J8. 

Anrhony Giddens LC'9 ist der Auffassung, der moderne Staat sei primär ein "Überwa

chungsstaat" (survei/lance) - also information elle Erfassung und Kontrolle der Bürger wäre -

neben taxation - die Kernfunktion und der weiteste Tätigkeitsbereich des Staates. Nach un

serer Untersuchung ist das Jedoch eine auf die repressive Seite verkürzte Sichrwelse, gerade 

was die Polizei betrifft. Selbst das autoritäre System Preußens im 19 Jahrhundert läßt sich 

nicht darauf reduzieren, denn immerhtn ist es gelungen, das Gewaltfilveau in der Gesellschaft 

beträchtlich zu senken, und darauf kommt es ja funktional an. Der preußische Staat hat es 

allerdings ein ganzes Jahrhundert hindurch verabsa.umt, in den ostelbischen Gebieten das 

staatliche Gewaltmonopol effektiv durchzusetzen; hier hat "infrastrucrural capaciry" Im Sinne 

für den ganzen Bereich der "politISch motiVierten Gewalt", siehe dazu die BeIträge In W'ilhelm 

Heitmeyer 1994 fHrsg.): Das Gewalt-Ddemma. - GesellschaftlIChe Reaktionen auffremdenfeind

liche Gewalt und Rechtsextremismus. Frankfurt am Main Suhrkamp. Daß es mit der "Verpoli

zcilIchung" solcher Phänomene nicht getan sein kann, dürhe wohl weithin unbestrirren sein. 

2.07 Hl'inl'r BuschlAIbrecht FunkJUdo KraußIWolfDieter NarrlFal.co Werkl'tln /988: Die PolIzei in der 

BundesrepublIk. Frankfurt/New York: Campus. 

201\ v:'0IfDleter Narr /990. St.L!.tsgewalt und fnedsame Gesellschaft. - Einige !'lotlzen zu ihrem Ver

halmis In der BundeHepublIk. In: Peter-AJexis AJbrecht/Orro Backes (Hrsg.), Verdeckte Gewalt. 

Frankfurt am "1ain: ~uhrkamp, S. 58-73 zum Aspekt "InstirutionspolItik": "Deswcgen kommt es 

darauf an, dafür zu sorgen, daß die Organisation des Gewaltmonopols ihrerseits demokratisch

friedsanlen Anforderungen entspricht. Der demokratISche RechtSStaat muß ,selbsrreflexiv' Ins Mo

nopol elndnngen und seinen Kern verändern" (~, 72). rür eine solche "Kernschmelze" genüge 

"Verrechtlichung" nicht - wie kaum ein anderer Staat habe die Bundesrepubhk ein umfängliches 

Polizeirecht enrwlckelt - so ~arr, gefordert seien vielmeh" Kommunalisierung der OrganIsation 

des Monopols Im Sinne seiner bürgerlich sichernden Zuständigkeit, die Kontrolle des Monopols 

durch dafür zllStandige, öffentlIch Rechenschaft ablegende Bürgerausschüsse ete .• Eine Utopie? 

Gewiß. Aber sie kann realisiert werden. Und sie müßte verWirklicht werden, wenn Abbau inne

rcr Ge .... -alt, wenn die Sicherheit der Bürger an erster Stelle emer grundrcchtlich-demokratisch vcr

faßten Gesellschaft stehen" (5. "'3). Die "Utopie" von \X'olf-Dicter ~arr kommt dem Projekt des 

commumty policing in Großbmannien sehr nilie und steht nun auch in Österreich auf der Tages

ordnung; daraufkommen wir zurück. 

209 Anthony Guidens I98-,,' ::-.lation-State and Violence, a. a. 0., S. 41 ff. und S. 295 ff. 
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von Michael Mann u. a!IO gefehlt, und das ist doch etwas ganz anderes als bloß survei1!dnce. 

Der autoritäre Staat Preußens hat auf diesem Gebiet sein eigenes "Projekt", nämlich die Mo

dernisierung von sich selbst, den Aufbau modernster Staarlichkeit bis in die entlegenste Ge

meinde, am Widerstand der Junker scheitern lassen. - Der Militarismus, die polizeistaatli

chen Methoden und das Scheiternlassen des o. g. Projekts sind die hier zu nennenden 

Probleme, welche das Kaiserreich dann der Weimarer Republik hinterlassen hatm . 

Einen anders gelagerten, exzeptionellen Fall stellen die USA dar: In keinem westlichen In

dusrrieland ist die Angst der Bevölkerung, Opfer krimineller Akte zu werden, so hoch wie in 

den USA, und dies zu Recht: "In the Uni ted States, the rates of death and life-threatening in

juries from intentional attacks are four to eighteen times as great as in other developed na

tions."m Die Kriminalitätsrate als solche sei, so Zimring und Hawkins, durchaus mit ande

ren Ländern vergleichbar, also auch in den USA nicht ungewöhnlich hoch, wohl aber die 

Zahl der Todesopfer im Zusammenhang mit kriminellen Akten wie Raubüberfällen, Dieb

stählen oder Einbrüchen in Häuser und Wohnungen. Hier spielt offenbar die Leichtigkeit, 

210 Peter B. Evam/Dietrich Rueschmzeyer/Theda Skocpol 1985: On me Road toward a More Adequate 

Understanding of the State. In: Dies. (Hrsg.), Bringing me State Back In, a. a. 0., S. 347-366. 

2II Andere kommen, wie Wir noch sehen werden, hinzu; siehe zur Polizei der Bundesrepublik auch 

Volkmar Götz 1987." Die Sorge für die öffentliche Sicherheit und Ordnung. In: Deursche Verwal

rungsgeschichte, Bd. 5, S. 426-450; die Polizei ist nach 1945 - abgesehen vom Bundesgrenzschutz, 

dem Bundeskriminalamt und dem Bundesamt für Verfassungsschutz - in die Trägerschafr der 

Länder ubergegangen, einen gewissen Ansatz eines bundeseinheidichen Polizeirechrs der (Exeku

tiv-)Polizei enmält der sog. Musterenrwurf (ME) des Bundes und der Länder von 1976/77; siehe 

dazu und mit emer Kritik am ME Erhard Dennmger 1978: SrrafVerfahren und Polizei befugnisse. 

In: Erhard Denninger/Klaus Luderssen (Hrsg.), Polizei und Strafprozeß im demokratischen 

Rechtsstaat. Frankfurt: Suhrkamp, S. 300-315; Österreich erhielt erst 1991 ein "Sicherheirspolizei

gesetz", wo erstmals die Tätigkeit der Sicherheirsbehörden und ihrer Exekutivorgane bei der Ab

wehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung klarer geregelt wird; der Akzent 

wird nun stärker auf "Prävention start Repression" gelegt, die Polizeibefugnisse - insbesondere die 

Eingriffe in Rechte der Burger -, sofern sie überhaupt noch gestartet werden, werden nun genauer 

definIert etc.; Siehe KAmeradschaft der Exekutive Österreichs/KArl Mahrer 1993: Sicherheirspolizei

gesetz (SPG) BGBI.I99I/566. Gesetzestext mit Erläuterungen und Richtlimenverordnung. Wien: 

Thurner Druck- und Verlagsgesellschafr. Die Diskussion um das Gesetz verursachte einige Irn

tationen, gerade auch in der Polizei und den vorgesetzten Behörden des Innenministeriums, siehe 

dazu Margzt Oswald 1995." Geplanter Wandel in der öffentlichen Verwalrung. - Möglichkeiten und 

Grenzen am Beispiel der Implementierung eines Reformgesetzes. In: Ralph Grossmann/Ewald 

KainziMargit Oswald (Hrsg.), Veränderung m Organisationen. Wiesbaden: Gabler, S. 239-253. 

212 Franklm E. Zlmrmg/Gordon Hawkim 1997: Crime Is Not me Problem. Lemal Violence in Ame

rica. New York/Oxford: Oxford Univ. Press, S. 1. Die Diskussion dazu ISt alt, siehe nur die 

Beirräge in Thomas Rose 1969 (Hrsg.): Violence in America. A Historical and Contemporary 

Reader. New York: Random House. 
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mit welcher man in den USA an eine Schußwaffe herankommt, eine zenrrale Rolle" ' . Min

dcstens die Hälfte aller Haushalte in den USA besirzr elOe Schußwaffe. Die Zirkulation der 

Schußwaffen ist kaum mehr konuollierbar. Der berühmte Slogan "Guns don't kill people, 

people kill people" hat zwar einen wahren Kern, aber ebenso unbezweifelbar ist der stanS(!

sche Sachverhalt, daß 70 % der Todcsopfer - als Folge von kriminellen Akten - an Schußver

lerzungen sterben. Kugeln aus Gewehren und Pisrolen töten - für einen enrschlossenen Tä

ter - aus "sicherer" Enrfernung, Feuerwaffen können in der Regel mehrmals hinrereinander 

gebraucht werden, sie slOd mit einem WOrt: tödlicher als andere Waffen. 

Die Aufsrockung der Budgets für die Polizei seit Anfang der 1980er Jahre blieb zwar nicht 

wirkungslos - die Zahl der Inhaftierten hat sich verdoppelt, allein in Kalifornlen sirzen über 

100.000 Personen hinrer Ginern -, daß aber die Polizei primär im Dienste von "crime pre

venrion" stehe, sei, so Bayley, ein Mythos: "The police do not prevenr crime. This is one of 

the best kept secrets of modern Iife. Experts know it, me police know it, but the public does 

not know Ir. Yet the police pretend mat they are society's bcst defense agalnst cnme and con

rinuallyargue that if they are given more resources, cspecially personneI, they will be able ro 

protect communities against crime. This is a myth."'14 - Der Großteil der Polizeiarbeit stehe, 

so Bayley, im Dienste von .. authoritatil'f intervention and symbolic justice". Erstere werde er

füllt bei der Regulierung dcs Suaßenverkehrs oder wenn die Polizei von Privatpersonen geru

fen wird. Bei solchen Polizei-Einsätzen geht es aber bekanntlich um eine sehr große Band

breite von sozialen Konflikten"!, die selten mit Kriminalität im engeren Sinn zu wn haben. 

Wenn aber ein Verbrechen geschieht, kommt die Polizei fast Immer zu spät, d. h., die PoliZCl 

213 Frank/zn E. Zzmnng/Gordon Hawkzns 1997: Cnme Is Kot the Problem, a. a. 0, S. 122 f. : "Cur

rem evidence suggests that a combinatlon of ehe ready availabdiry of guns and the wdlingness tO 

use maximum force in interpersonal conflict is the most important smgle contribution tO the 

high C S death rate from violence. Our rate of assault is not exceptional; our death rate from 

assaulr is exceptional.' Siehe zum Zusammenhang auch Frank/in Zimring 198r Violence and 

Firearms Policy. In: Lynn A. CurtJs (Hrsg.), Amencan Violence and Pubhc Poltcy. New 

Haven/London: Yale Univ. Press, S 133-152. 

214 Dar'id H Bayley 1994: PolKe for the Future. ~ew YorkiOxford: Oxford Univ, Press, S I; siehe 

auch S. 35: "Few police rcsources are devoted tO anticipating crimmal evenrs. Targecing crime pre

vemlon IS fitful in loeatlon and intenSlty. Furthermore, these minimal anricipatOry actions, car

ried Out by a few pattOl officers and detectives, concemrate mamly on ,residual cnmes', or offenses 

that take place exclusively in public, mostly on streets and roads. Most of the cnmes people are 

reallv afraid of - murder ... , rapes, assaulrs - are ignored by (he police before thel' happen ." 
21 5 .. Streltschltchrung" gehört nach dem österr, Sicherheirspolizeigesea 1991, § 26, auch rechtlich zu 

den Aufgaben der Polizei; dies erfordere aber, so Kml,"fahrer 1993, a. a. 0., S. 77 f., ein ganz an

deres "Berufsbild", eme andere Ausbildung ,m Sinne "sozialer und kommunikativer Kompetenz" 

sowie eine hohere Akzeptanz bei den BLirgern: .. Gelingt es beim Einschreiten ein Problem durch 

Gesprachsruhrung und Konfliktregelung zu ,managen' oder muß man doch wieder auf das em-
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kann auf Verbrechen fast nur reagieren, sie aber nicht verhindern.' Die auroritative Imerven

tion der Polizei dient primär der \X'iederhemellung von Ordnung, nur sehen gelingt das, was 

man sich umer Prdventlon vorstellt. Die Diskussionen und Erfahrungen um die Krimina

litätspräventIon haben gezeigt, daß eine verstärkte Präsenz von PolIzei Z\var ein Ansatz ist, aber 

eben nur em Ansatz unter vielen und vielleicht nicht einmal der effektivste. Effektive Präven

tion ausschließlich uber die Verstärkung der Polizei zu wollen, wären eine Strategie, die sich 

schnell als unfinanzierbar erweisen würde"6• 

b besteht in der Lueratur kaum Zweifel daran, daß das Gewaltmonopol des Staates in den 

USA extrem schwierig durchzuserzen ist. Zwei Fakroren werden zur Erklärung der amerika

nischen Besonderheiten ins Spiel gebracht. Erstens, die amerikamsche Gesellschaft hat in ei

nem gewissen Umfang Traditionen aus der Zeit der Siedler-Pioniere bewahrt; dazu gehört u. 

a. auch das Recht auf Waffen besi tz und der Selbstverteidigung. Dieses Recht stammt also aus 

einer Zeit, als es noch keinerlei Staatlichkeit gab. Es wurde- und wird heute noch - wie ein 

Bürgerrecht behandelt, welches nicht angetastet werden dürfe, behauptet z. B. die NatIOnal 

Rifle AssociatlOfI, eine der mächtigsten Imeressenverrretung der USA. Paradoxerweise wird 

heute noch das Recht auf pnvaten \Vaffenbesitz auf ein "Grundrecht"· der Selbstverteidigung 

zurückgeführt: Gerade weil der Staat nicht imstande sei, den Bürger effektiv zu schürzen~'7, 

müsse sich der Bürger im ;-':otfall selbst verteidigen können. Das hohe Gewalrniveau dient 

der Rechtfertigung für generalisierten \Vaffenbesitz, der aber seinerseits eine der Hauptursa-

seirige Repertoue der Anzclge-Abmahnung-Fe5tnahme-Schiene zurückgreifen? \X'ir alle SInd auf

gerufen, unsere Phantasie und das Denken in Alternativen bei derartigen Einsätzen anzuregen. 

Dies könnte nicht zuletzt zu eIner ~euordnung de~ Berufsbilde~ auch bei der Bevolkerung und 

zu eIner weiteren ProfeSSIOnalisierung unseres Berufsstandes fuhren. Und damit zu einer ent

scheidenden \'erbesserung des Kontakts zur Bevölkerung. Denn letztlich kann das Produkt Si

cherheit nicht von den Behörden und Organen allein, sondern nur in enger VerbIndung mit den 

Bürgern hergestellt werden." Das neue Motto lauter: "Sicherheit mit Biirgerbeteiligung", so 1\1ah

rer; genau dies SInd die Punkte, wo die Polizei als Institution mit ihrer "hoheiclichen" und mi

litärischen Tradition bricht, d. h. eIn eIgenes professionelles, "selbstreflexives" (~arr) Verständnis 

fur die heutigen Realitäten entWICkelt oder - system theoretisch gesprochen: Erst ein bev,rußt ge

pflegtes Projekt der Selbstbeschreibung ermöglicht einen konstruktiven Umgang mit Problemen 

In den Beziehungen zur Umwelt. 

216 Etwas besser stehen vielleicht die Chancen bei der Bekämpfung der "internationalen Ksimina

lität", insbesondere innerhalb der EU wurde die KsimInalitätsbekämpfung längst zu einem "in

nenpolitischen Problem der Unton", siehe die Literatur in der Einleitung. 

217 /'vfartin van Creveld I999: AuEtieg und Untergang des Staates. \lünchen: Gerling Akademie Ver

lag, S. 444 f.: Schon 1972 verfugten in den CSA die privaten Sicherheitsunternehmen über dop

pelt so viele Beschäftige und das anderthalbfache .. Budget" wie sämtliche lokalen, staatlichen und 

bundesweiten Polizeikräfte zusammen. Daraus auf eine generelle Erosion der Ordnungsmacht des 

Staates zu schlIeßen, wie Creveld, erscheint aber doch weit überzogen; das Problem sind ja nicht 

die privaten SIcherheitsdienste, sondern die enormen Mengen von Schußwaffen im Privatbesitz. 
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ehen für das hohe Gewalmiveau darstellt - ein Circulus vitiosus, der von den Waffengegnem 

bislang nicht hat unrerbrochen werden können u8. 

Zweitens, wegen des weltverbreiteten Waffenbesitzes kam man in den USA relativ spät 

überhaupt auf die Idee, Polizeien einzurichten. Der Zenrralstaat tat im 19. Jahrhundert in die

ser Richrung praktisch überhaupt nichtsU9 ; die Inlnative lag fast ausschließlich bel den Kom

munen. Als man in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts in den rasch wachsenden Städten Poli

zeien einzurichten begann, war das berüchtigte "spoIls system" der amerikanischen Parteien 

bereits fest etabliert'><'. Wie die übrige Verwalrung galt auch die Polizei als einseing, partei

lich, korrupt und wenig verrrauenS\.vUrdig. Dem amerikanischen Polizisten fehlt z. T. heure 

noch das Image eines Repräsenranren des Staates für "law enforcemenr". "Korrupte Polizei" 

bzw. die Kehrseite der Medaille, der Zivilist als unerschrockener Kämpfer gegen Gewaltver

brechen - man denke an "Dirty Harry" -, sind ja nach wie vor beliebte Genres Hollywoods. 

Die polyglotten Großstädte mit den ethnisch mehr oder weniger homogenen Stadtteilen 

sowie mit den je eigenen informellen Rechtsauffassungen (in Litde Italy oder in Chmarown) 

standen überdies einem abstrakten Iow enforcement europäischen StIls im Wege; das Ist richtig. 

Auch hat man in den USA die Bedeutung von Ordnungspolink 21 für die Sicherheitsproble

matik lange Zeit übersehen: Stadtteile mit verfallender Bausubstanz, vernachlässigten "öf

fentlichen Räumen" (Straßen, Plärzen, Parkanlagen, öffentliche Verkehrsmittel, Telephone, 

'16ilerren etc.), fehlende Sanktionen für Akte von Vandalismus, fehlendes Freizmangebot für 

Jugendliche, mangelhafte Konrrolle der Drogenszenen, die halbherzige Einstellung des So-

218 Ein solcher Circulus VItIOSlL~ könnte Sich im PrInzip auch In den europ<uschen La.ndern eInspielen 

- wir sahen ja, daß es mit der Präventionsfähigkeit des Staates im Bereich der Gewaltkriminalität 

nicht gut bestellt ist -, aber hier fehlt doch der legitimarorisch wichtige Hintergrund des "wilden 

Westens", an welche die Waffenlobby (im weitesten Sinn) in den USA anschließen kann. 

219 Stephm Skowronek 1982: Building a New American State, a. a. 0, S. 3 f, spricht davon, der typi

sche Amerikaner habe "no sense of me state" gehabt; das Fehlen einer zentralstaatlich organisierten 

PolizeI hat sicherlich dazu beigetragen. 

220 Siehe dazu und zum folgenden Bruce Smith [960: PolIce Systems in den Uni ted States. Sec. Rev. 

[d. New York: Harper and Row; farnes Q. Wilson 1978: Varienes of Police Behavior. Cambridge, 

Mass.!London: Harvard Univ. Press. 

221 Jede soziale Ordnung beruhe letztlIch auf Gewalt, so dIe These von Bemhard Waldenftls 1991: 

Limits of LegItImation and the Question ofViolence. In: James B. Brady/Newton Garver (Hrsg.), 

Justlce, Law, and Violence. PhIladelphia: Temple Univ. Press, S. 99-III; auf Gewalt deshalb, weil 

jede Ordnung bestimmte "Anspruche" ein-, andere ausschließe; dieses Ausschließen sei aber, so 

Waldenfels, letztlich nicht legitimlerbar, deshalb der Bezug zur Gewalt; die im folgenden Text ge

nannten ,,Ansprüche" auf Vandalismus, auf Verwahrlosung der eigenen IGnder, aufVergewaln

gung etc. werden von der geltenden gesellschafrlichen Ordnung in der Tat "ausgeschlossen", rue

ser Ausschluß beruht aber nicht auf Gewalt, sondern auf "normativen Erwartungen", egal, ob 

dIese nun rechtlich normiert SInd oder nicht. 
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zial- und Wohlfahnsstaates auf die Armursproblematik, soziale Konflikte aus "Rassendiskri

minierung", Insrabilität der Kernfamilien (einschließlich der Verwahrlosung von Kindern und 

Jugendlichen, mit steigenden Zahlen für Analphabetismus) etc. - all das wird heute in die 

Diskussion um "crime prevention" einbewgen221
• Es fehlte in den USA aber auch über län

gere Zeit eine konsequente Institutionspolitik für die Polizei; wichtig waren: die Herauslö

sung der Polizeien aus den Patronage-K1ientel-Netzwerken lokaler Parreibosse, größere Auto

nomie der Polizeiapparate bei gleichzeitiger Verstärkung von Kontrollen, bessere Ausbildung 

und Bezahlung, psychologische Betreuung des Personals, Abbau von Belastungen aus inter

nem "paperwork", Verringerung der Zahl der hierarchischen Dienstränge, also Maßnahmen 

zur Rationalisierung des Dienstbetriebes. 

Der preußischen Polizei des '9. Jahrhundens wurde nachgesagt, sie sei ausgerüstet wie für 

einen Krieg; heute gilt dies wohl eher für die amerikanische Polizei. Der fast unbewaffnete 

Bobby Landons würde in den Großstädten der USA innerhalb weniger Tage von den Straßen 

verschwinden - würde von den Gangsterbanden kurzerhand "gekidnappt". Umgekehrt 

würde der schwer bewaffnete, martialisch auftretende, mißtrauische Polizist der USA bei der 

Bevölkerung Großbritanniens wohl einen Sturm der Entrüsrung auslösen. - Dies zeigt, daß es 

kein generalisierbares Modell für die Polizei gibt. Im allgemeinen braucht die Polizei als In

stitution des Staates eine relativ starke soziale Distanz zum gesamten gesellschaftlichen Um

feld, wenn sie nicht durch "Beziehungen" korrumpiert werden soll. Nur so kann sie auch bei 

sozialen Konflikten "autoritativ" auftreten bzw. "pazifierend" intervenieren. Im modernen 

Staat hat die Polizei und zwar nur die Polizei das Recht, auf das staatliche Monopol der legi

timen physischen Gewaltsamkeit zuzugreifen. In einem geordneten Rechtsstaat"j geschieht 

dies relativ selten, weil die Androhung von Gewalt in der Regel genügt. Auf der anderen Seite 

braucht die Polizei "gute Beziehungen" zum Bürger, weil anders die Informationen nicht zu 

haben sind, welche die Polizei bei Aufklärung von Verbrechen bzw. gerade auch auf dem Ge

biet der Kriminalitätsprävention effektiv macht. Die amerikanischen Polizeien hatten zu we

nig soziale Distanz (es fehlte "insulation"), folglich das hohe Niveau der Korruption, aber 

auch die Erfahrungen aus den Ansätzen des "communiry policing" zeigen, daß auch eine 

nichtkorrupte "Polizei des Stadtviertels" wegen fehlender sozialer Distanz wenig effektiv sein 

könnte; sie würde über kurz oder lang in "Sozialarbeit" abgleiten. Auf der anderen Seite ha

ben die Polizeien der meisten europäischen Länder zuviel soziale Distanz - ein Vermächtnis 

aus ihrer militaristischen Herkunft, bestehen also gestörte Kommunikationsbeziehungen zwi-

222 Lynn A. Curtis I98s: Neighborhood, Family, and Employment: Toward a New Public Policy 

against Violence. In: Ders. (Hrsg.), American Violence and Public Policy. New Haven/London: 

Yale Univ. Press, S. 205-224; Frank/in E. Zimring/Gordon Hawkins I997: Crime Is Not the 

Problem. Lethal Violence in America. New YorkiOxford: Oxford Univ. Press, insbes. S. 185 /f 

"strategies of prevention". 

223 Siehe auch die Beiträge in Erhard Denninger/Klaus Lüderssen I978 (Hrsg.): Polizei und Strafprozeß 

im demokratischen Rechtsstaat. Frankfurt am Main: Suhrkamp. 
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schen Bürgern und Polizei. - Die "Polizei der Zukunft" milsse aber beide Wegen gehen. so 

Bayley'14; dafür geeignete Strategien zu enrwickeln. sei die Aufgabe des "Polizeimanagemenrs". 

also der höheren Polizeidiensrstellen in Kooperation mit den politischen Fiihrungen der In

nenministerien. Ein solches "Polizeimanagemenr" zur Steigerung der Effizienz und Effekti

vität der Polizeikräfte vor Ort fehle aber noch weichin. Vielleicht ist dies der wichtigste Aspekt 

für künftige Reformen im Sinne einer Institutionspolitik für die Polizei. 

224 Damd H Bayley I994. Police for me Furure. New YorkiOxford: Oxford Univ. Press. Chap. 8: • .A 
Blueprim for the Furure". S. 143 ff. 



KAPITEL 5 

Die Institutionen des Staates 11: 
St euern und Finanzen 

Ohne eine dauerhafte Ressourcenbasis ist Staadichkeit der Politik unmöglich. Steuern sind 

zwar nicht die einzige, aber doch die weitaus wichtigste Form der Finanzierung des moder

nen Staates. Trotz der Schwierigkeit zu definieren, was Steuern sind, versteht man gemeinhin 

darun ter eine eimeitig, also hoheitlich verfügte, regelmäßige Abgabe in gesetzlich festgelegter Höhe, 
ohne daß daran die Erwartung einer bestimmten Gegenleistung geknüpft werden dürfte'. Obwohl 

der moderne Staat ohne die Kontinuierlichkeit der Ressourcen auf der Basis von Steuern nicht 

jörn Ipsen 1996' Staatsrecht I. NeuwiedJBerlm: Luchterhand, 8. Aufl., S. 192, wo auf Paragraph 3 

der deutschen Abgabenordnung verwiesen wird, und dorr heißt es: "Steuern sind GeldleIStungen, 

die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leisrung darsrellen und von einem öffentlich

rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der 

Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leisrungspflicht knüpft; die Erzielung von Einnahmen 

kann Nebenzweck sein. Zölle und Abschöpfungen sind Steuern im Sinne dieses Gesetzes." Steu

ern sind sodann von Gebühren und Beiträgen zu unterscheiden, bei denen für eIne bestImmte 

Gegenleistung bezahlt wird. - Zum Steuerbegri./fsiehe auch Paul Kirchhofl990: Staatliche Ein

nahmen. In: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staarsrechrs, Bd. IV: Finanzver

fassung - Bundesstaatliche Ordnung. Heidelberg: C. F. Müller, S. 87-234, hier insbes. S. 110: "Die 

staatsrechrliche Eigenart einer Steuerfinanzierung liegt in einer Finanzverfassung, die den Staat in 

keinerlei Abhängigkeit bringt und mit keinen Rechtspflichten belastet. Das Steueraufkommen 

enthalt eine Blankerrbefähigung für finanzstaarliches Handeln, das zur Enrscheidung des Haus

haltsgeserzgebers gestellt ist und lediglich den im Grundgesetz vorgeschriebenen staarsrechrlichen 

Bindungen unterliegt. Die Steuer ist eine zur Finanzausstattung der öffentlichen Hand hoheirlich 

auferlegte Geldzahlungslast, die der Schuldner wegen seiner Zahlungsfähigkeit zu tragen hat." 

Siehe auch die Definition von K Th. Eheberg 19[[: Steuer. In: Handwörterbuch der Staatswissen

schaften, Bd. 7, S. 945-1002, hier S 945: "Die Steuern gehören zu den Abgaben und lassen sich 

definieren als die zum Zweck der Befriedigung von Gemeinschaftsbedü,fiussen kraft ö./fentlicher Au

torität angeordneten Zahlungen an den Staat und die übrigen öffentlichen Körperschaften" (Hervor

hebung im Original); vgl. Werner Ehrlicher 1989: Steuer. In: Staarslexikon: Recht - Wirtschaft -

Gesellschaft, hrsg. v. der Görresgesell., 7. Aufl., Bd. 5, Sp 294-309. Oder siehe Fntz Karl Mann 

1977: Abriß einer Geschichte der Finanzwissenschaft. In: Fritz Neumark (Hrsg.), Handbuch der 

Finanzwissenschaft, Bd. 1., J. C. B. Mohr (Pau! Siebeck), Tübingen, S. 78-98 zu den Steuerbe

griffen und Steuertheorien. Merkwürdigerweise fehlt im Steuerbegriff häufig das Merkmal der 
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existieren könnte, werden weder Steuern noch Finanzen als ein Begriffsmerkmal des Staates 

verstanden, sondern als eine nur "tatsächliche" Vorausetzung behandelt: "In der Wirklichkeit 

des modernen Staates ist aber diese Voraussetzung für ihn genau so wenig verzichtbar wie ein 

Begriffsmerkmal. Einen Staat ohne Finanzwesen gibt es nicht, er wäre nicht lebensfähig."> 

Im Prinzip sind Steuern keineswegs eine moderne Erfindung. Kaiser Augusrus verfügte im 

Jahre 6 n. Chr. die Abhaltung eines allgemeinen Zensus zum Zwecke der Neuordnung des 

Steuerwesens und der Staatsfinanzen des Römischen Reiches, so z. B. in der Provinz Judäa, 

wie wir aus dem WeihnachtsevangelIum des Lukas wissen: "Der Provinzialzensus bildete die 

Grundlage für die direkte Besteuerung der Untertanen. Jeder Familienvater war verpflichtet, 

alle Personen seines Haushalts sowie sein ganzes mobiles und immobiles Vermögen den 

lokalen Beauftragten des römischen Statthalters anzugeben."l Die römische Steuer der "klas

sischen" Kaiserzeit bestand aus einer Kombination von Kopfsteuer und Einkommenssteuer 

Regelmäßigkeit der Zahlung, obwohl ohne dieses Merkmal die Steuer von anderen Formen von 

,,Abgaben" kaum abgrenzbar ist. Gerade die Regelmäßigkeit ISt es Jedoch, welche dem Staat die 

Konttnuierlichkeit der Ressourcenbasis sichert. Zölle und Abschöpfungen wären nach unserer De

finition keIne Steuern, sondern andere Formen staatltcher EInnahmen, von denen es ja ohnehIn 

7"1hJreIChe, noch zu diskutierende gibt. 

2 A~1U$ Vogel 1987: Der Finanz- und Steuemaat. In: Isensee/Kirchhof 'Hrsg.), Handbuch des Staats

rechts. Bd. I\~ a. a. 0 .. S. 115'-1l86, hier Zit. S . 1I52. - In der Systemtheorie von Luhmann Sind 

Steuern eine der Formen von struktureller Kopplung. hier ZWischen dem \'\'inschafrssystem und 

dem polmschen System: "Die Kopplung von Politik und \Virtschaft Wird in erster LInie durch 

Steuern und Abgaben erreicht. Das ändert nichts daran. daß alle Verfügung über Geld als Zah

lung in der WIrtschaft starrfindet. Aber die Verfügung kann politisch konditioniert und in die

sem Fall nicht an Profit ausgerichtet werden. Wofür das Staatsbudget verwendet wird. ISt dann 

ell1e politische Frage, und wenn viel (oder wemg) Geld zur Verfügung steht, irritiert das die Poli

tik. Aber Geldverwendung selbst unterliegt den Marktgeserzen des \Virtschaftssystems (nichts ist 

deshalb btlltger oder teurer. wetl es mit Steuergeld gekauft wird), und es hat erhebliche Konse

quem.en für die strukturelle Fntwicklung des WIrtschaftssystems. wenn der ,Staatsanteil' am Geld

umlauf zunimmt.·· So Niklm Luhmann 1997: Die Gesellschaft der Gesellschaft. Frankfun am 

Main: Suhrkamp, S ..,81. 

3 KWus Bringmann 1986. Steuern und Fremdherrschaft. Judäa zur Zeit Jesu. In: Uwe Schultz 

{Hrsg.l. Mit dem Zehnten fing es an. Eine Kulturgeschichte der Steuer. Munchen: Beck. S. 51-63. 

hier S 52 f.; Siehe Im selben Sammelband auch die Beiträge von Chmtian Mell'r 1986.' Wie die 

Athener Ihr Gemeinwesen finanzierten. Die Anfänge der Steuerpolitik in der griechischen An

tike. S. 25-37, und Dletwu/f Baatz 1986.' "Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist Steuern im Rö

merreich, S. 38-50; informaov auch der Art. Finanzen von K Th. Eheberg/Ed Meyer-1f Dessaulo. 
Schwarz 1909-' Finanzen. In: Handwörterbuch der Staarswissenschaften, Bd. rv, 3. Aufl .• Jena: Gu

stav Fischer, S. 134-146 "Griechische Finanzen' {Ed_ Meyerl. S. 14~152 "Finanzen des alten Rom" 

(H. Dessau). sOWie Karl Häuu'r 1977: Abriß der geschichtlichen EntwICklung der öffentlichen 

Finanzwirtschaft. In: Fritz i\'eumark (H rsg.). Handbuch, Bd. I, a. a. 0 .. S 4- 51. 
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aus landwirtschaftlich genutztem Grund und Boden, für welche es gesonderte Formulare gab. 

Die Steuererklärung ("professio") verstanden die römischen Steuerbeamten als eine Art "Be

messungsgrundlage" , der Steuersatz war offenbar nicht reichseinheitlich geregelt, sondern 

variierte von Provinz zu Provinz, betrug jedoch mindestens 10 Ofo. Daneben gab es eine Reihe 

indirekter Steuern - lokale Wegezölle, Marktabgaben in den Städten sowie Konsumsteuern, 

deren Einhebung an sog. Steuerpächter gegen eine im voraus zu bezahlende Pauschale verge

ben wurde. Das Steuersystem ersetzte die oft extreme Ausbeutung der Provinzen durch die 

Feldherrn, deren Söldnerheere sich von den eroberten Regionen selbst versorgten (Kriegs

beute: "Wehe den Besiegten'''), sowie den anschließenden Tributzablungen. Die Steuerrefor

men des Augustus trugen wesentlich dazu bei, daß sich die Provinzen wieder wirtschaftlich 

erholten, es gab unter den Procuratoren (den Chefs der römischen Steuerbehörden) weniger 

Willkür für die Untertanen, ein relativ geordnetes Geldwesen, insgesamt bessere Verwaltung 

etc., was auch in den Provinzen bis zur Mitte des 3. Jahrhunderts eine Blütezeit des Wohl

stands ermöglichte. Danach glitt der Staatsapparat immer mehr aus den Fugen, inflarorische 

Störungen der Wirtschaft untergruben die Steuerbasis des Staates, und um diesen zu entge

hen, ging der Staat schließlich wieder dazu über, die Steuern in Naturalien einzuheben -

nichts veranschaulicht mehr als dieser Rückgriff auf die Naturalwirtschaft den unaufhaltsa

men Niedergang dieses mächtigen Reiches. 

Das europäische Mittelalter kennt Steuern4 im o. g. Sinn nicht, und auch die spätmittelal

terlichen Stände vertraten überall den Grundsatz, der König oder Fürst habe primär mit sei

nem eigenen Einkommen (aus Domänenbesitz und Regalien) das Auslangen zu finden. Die 

Stände gewährten ,,Aushilfen" im Falle einer necessitas, aber keine Steuern, gegen deren Ein

führung sie sich ja auf das energischste zur Wehr setzen - schon deshalb muß man wohl eher 

von einer Ständeorganiration sprechen, nicht von einem Ständestaat \, und deshalb ist es auch 

fast immer irreführend, wenn man liest, die Stände hätten ein Steuerbewilligungsrecht beses

sen6. Wie wenig Ahnung man von "Steuern" hatte, kann man z. B. deutlich noch an Bodin 

erkennen, der zwar den altrömischen Spruch pecunia nervus rerurn wieder in Umlauf setzt, 

Steuern jedoch nur in Ausnahmefällen (sic!) für zulässig erklärt, was dem Begriff widerspricht, 

4 John Haldon 1993: The State and ehe Tributary Mode of Production. London/New York: Verso, 

insbes. S. 203 ff zwn fränkischen Reich, allerdings mit einem anderen, (neo-)marxiscischen Ansatz 

und einem zu weit gefaßten Staatsbegriff Dennoch sind die Ausfuhrungen zwn byzantinischen, 

orcomanischen und indischen Reich der Mogulen materialreich und Interessant. 

Anders dagegen Glanfranco Poggt 1978: The Development of ehe Modern State. Stanford, CaI.: 

Stanford Univ. Press, S. 36-59, allerdings ohnhin im Anschluß an die ältere deutsche Staatslehre. 

6 In Hannes Wimmer 1996: Evolution der Politik, a. a. 0., habe ich die Ständeorganisation des 

Hoch- und Späunircelalters als Resultat eines evolutionären Prozesses der politISchen Zentralzste

rung gedeutet, an welche die Entstehung des modernen Staates anschließen konnte. Der Stände

organisation fehlten fast alle Merkmale von tnstltutlOnalisierter Staatfichkett im Sinne des hier ge

wählten "institutioneneheoretischen Ansatzes". 
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wenn man unter Steuern eine regelmäßige Abgabe versteht. Bodin schreibe "Es gibt sieben 

Möglichkeiten, eine finanzielle Basis für den Staat zu erstellen: 1. Domäneneinkünfte, 2. die 

Einkünfte aus Eroberung von Feindesland, 3. Schenkungen von Fremden, 4. Triburzahlun

gen von Verbündeten, 5. Einnahmen aus dem Handel, 6. Einfuhr- und Ausfuhrzölle, 7· 

Steuereinnahmen. [ ... ] Zur siebten Möglichkeit staatlicher Einkunfrspolitik, die die Unter

tanen direkt berührt, sollte erst gegriffen werden, wenn alle anderen Mierel versagt haben und 

eine Zwangslage es erforderlich macht, für den Staat zu sorgen. In diesem Fall, wenn Schurz 

und Verteidigung des einzelnen von der Bewahrung des Ganzen abhängen, ist es gerechtfer

tigt, daß Jeder mit Steuern und Auflagen belastet wird. ", 

Selbst die meisten Kameralisten8 des 18. JahrhundertS haben eine allgemeine Steuerpflicht 

noch nicht anerkannt bzw. als Dauereinrichrung abgelehnt: "Für den an Steuern gewöhnten, 

nachlebenden Betrachter erscheint es erwas merkwürdig, wie Juristen, Kameralisten und Öf

fentlichkeit mit solcher Hartnäckigkeit an einem Theorem festhalten konnten, das von der 

Praxis längst widerlegt, mindestens überholt war. "9 Wesentlich weiter enrwickelt war das Steu-

7 Jean Bodin 158;11976: Über den Staat, Buch VI., 2. Kap., S. 102; Bodin verrritt hier den typischen 

Standpunkt der Stände, welcher dem des modernen Sraacsinteresses geradewegs entgegengesetzt ist. 

DIe Stände des HeilIgen Römischen Reiches Deutscher Nation haben dem Kaiser jegliche Zusum

mung für eine Reichssteuer verweigert - sieht man vom "gemeinen Pfennig" einmal ab, der ohnehIn 

fast nichcs einbrachte, die "Matrikularbeiträge" sind nur wichtig wegen der späteren Wiederbelebung 

bei der Reichsgründung 1870/71, im alten Reich waren sie wie der "Karnmerzieler" zweckgebunden, 

und daher blieb dem Kaiser nichts übrig. Wegen der fehlenden finanziellen Grundlage konnte es 

auch keIn Reichsheer geben - beldes Anzeichen für die Unstaaclichkeit des Reiches. Folglich haben 

wir uns mit dem Reich nicht weiter zu beschäftigen. Aber auch die Terrirorialfürsten des 16. Jahr

hundercs lebten noch weitgehend von domanialwircschafrlichen Errrägen, Regaleinkünften - sofern 

sie zu solchen berechtigr waren und von "Bitrsteuern", also eInmaligen, durch außerordentliche Be

lastungen begründeten Zahlungen, z. B. für Kreuzzug, Krieg, Lösegeld nach Gefangenschaft des Für

sten, Verheiratung einer Tochter oder Ritterschlag des Sohnes etc. Die Begründungen wurden im

mer weIter ausgedehnt und zuletzt ging es eigentlich nur mehr um die Schuldentilgung für den 

fürstlichen Oikos. Deshalb können wir den Begriff der Steuer hierfür nicht verwenden, denn es han

delt sich um einmal/ge Ereignisse, um Irgendwie begründete Abgaben; es ist auch im englischen 

Sprachraum nicht immer eindeutig, "revenues" von "taxes" zu unterscheiden, siehe Margaret Levi 

1988: OfRule and Revenue. Berkeley/Los Angeles/London: Umv. ofeal. Press; eine scharfe Unter

scheIdung von ,,Abgaben" und "Steuern" fehlt auch bei /{arl BosI1994: Schutz und Scham, Rat und 

Hilfe als Voraussetzung von Steuer, Abgabe und Dienst im Mittelalter. In: Eckarr Schremmer 

(Hrsg.), Steuern, Abgaben und DIenste vom Mittelalter bis zur Gegenwart. Beiheft der Vierrel

Jahresschrift für Sozial- und Wircschaftsgeschichte Nr. 114. Stuttgart: Franz Steiner, S. 43-52. 

8 Hermann Schulz 1982. Das System und die Prinzipien der Einkünfte im werdenden Staat der Neu

zeit. Berlin: Duncker & Humblot. 

9 Ernst Klein I976: Geschichte der öffentlichen Finanzen in Deucschland (150<r-1870). Wiesbaden: 

Franz Steiner, S. 79. 
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erwesen in den Städten, welche auf diesem Gebiet gegenüber den Terrirorialherrn einen Vor

sprung von Jahrhunderten hatten. Hier konnte die Idee der Steuerpflicht' zuerst breiteren 

Raum gewinnen, und hier werden auch zuerst Steuern Im engeren Sinne erhoben, während 

ringsum noch feudale Zinsen und Abgaben bezahlt werden". Dennoch, die meisten Städte 

waren der "geopolitischen Dynamik" des 16. und 17. Jahrhunderts nicht gewachsen und sind 

aus diesem Grunde als souveräne politische Gebilde untergegangen'2 bzw. wurden den ent

stehenden Terrirorialstaaten als "Kommunen" einverleibt. Geldwirtschaft und Steuerwesen 

genügten tUr die Konstitution des modernen Staates eben nicht. 

Der moderne Staat entsteht aus der Überwindung der Krise vormoderner Herrschafts

strukturen Die wichtigste Erscheinungsform dieser Krise war die Eskalation der physischen 

Gewalt im 16. und 17. Jahrhundert, deren Ursachen wir im wesentlichen auf das Problem der 

sog. "feudalen Anarchie" reduziert haben'J. Welche z. T. katastrophalen Ausmaße diese Krise 

in manchen Regionen annahm, haben wir am Beispiel der "Fehden" und "Landsknechtherr

schahen" schon diskutiert. Im folgenden geht es um die ökonomische Seite dieses Prozesses'4. 

IO Vgl. die instruktive FallstudIe von Kar! Schmukl 1988: Steuern und Staatsfinanzen. - Die bürger

liche Vermögenssteuer in Schaffhausen Im 16. und 17. Jahrhunden. Zürich: Chronos Verlag, S. 

79 ff. zur Steuerpflicht; problematisch allerdings die Verwendung des Staatsbegriffs im Zusam

menhang mit der magistrarischen Ratsverwalrung des .,Seckelmeisters"; wir würden hier eher von 

protOstaatlichen Strukturen sprechen. 

II K Th. v. Eheberg/Ed Meyer/H Dessau/o. Schwarz 1909: Art. Finanzen. In: Handwönerbuch, Bd. 

IV, S. 162.; siehe auch die instruktiven Darstellungen zu den Finanzen der Stadt Nürnberg 

1431-1440 auf S. 164 f.: Die größten Posten der Ausgaben betreffen die "Schuldzinsen" , dIe Ko

sten für "die bewaffnete Macht einschließlich von Zahlungen für Kriegszuge" sowie für das Bau

wesen, wobei es auch hier um Befestigungen gegangen sein dürfte. "Die Sicherung für die Selbst

ändigkeit der Stadt" verschlingt 80 biS 90 % der Ausgaben. Die Einnahmen aus Steuern 

schwanken, auch die Gestaltung des Steuerwesens: es gibt eine Vermögenssteuer, einen "Herd

schIlling", Grundzinse, Häuserrenren, Erbleihegefälle und eine große Zahl an AufWands- und Ver

brauchssteuern - vor allem Getränkesteuern; schließlich Zölle. Trotzdem ist die Stadt Jahr für Jahr 

gezwungen, neue Anleihen aufzunehmen, also Schulden zu machen. Siehe auch Georg Droege 
1983: Die Stellung der Städte. In: G. A. Jeserich/Hans PohllGeorg-ChristOph von Unruh (Hrsg.), 

Deutsche Verwalrungsgeschichte, Bd. 1, OVA, S(Urrgan, S. 177-193; zu Florenz als Beispiel für die 

italIenischen Stadmaaten siehe Anthony Mo!ho 1995.' The Stare and Public Finance: A Hypoehesis 

Based on ehe HistOry ofLate Medieval Florence. In: Julius Kirschner (Hrsg.), The OriglI1s of the 

State II1ltaly, 1300-1600. Chicago/London: The Univ. ofChicago Press, S. 97-135. 

12 Hendrik Struyt 1994: The Souvereign Stare and Its CompetitOrs. Princeton, NJ: Princeton Univ. 

Press, zu den italienischen Stadmaaten und den Städtebünden im Norden. 

13 Norbert Bias 1976: Über den Prozeß der Zivilisation, Bd. 2, S. 134 zu den ,,Ausscheidungskämp

fen" dieser Zelt. 
14 Für eine frühe Diskussion siehe Fredenc C. Lane 1958: Economic Consequence of Organized Vio

lence. In: The Journal of Economic HistOry XVIII: 401-417, insbes. S. 408: "Reduction in ehe 



Die Institutionen de; Staates 11: Steuern und Finanzen 3I 3 

Zum einen libersteigen die Kosten der Kriege bei weitem die Finanzkraft der kriegführenden 

Flirsten! und )tädte zu einer "unending runaway fiscal crisis"'6, also zu einer unendlichen 

Finanzknappheit der Kassen, welcher die Akteure zuerst durch Kreditaufnahmen zu begeg

nen suchten, aber diese Strategie verlagerte das Problem nur in die nächste Zukunft'7; unbe

zahlbare Kriegskosten fielen in der zur Gegenwart gewordenen Zukunft weIter an, und nun 

kamen die Kosten aus der Verschuldung hinzu! 

Auswege aus dieser Verschuldungskrise waren nicht in Sicht. Die um ihre Freiheit und po

lItische Unabhängigkeit kämpfenden Städte haben militärisch auch deshalb verloren, weil die 

Kosten der Kriegführung für die Bürger untragbar geworden waren (Ausnahme: die nieder

ländischen Städte). Die Könige und territorialen Fürsten lebten - ökonomisch gesehen -

noch immer auf einer feudalen Grundlage, nämlich der Ausbeutung ihrer Domänen und 

Herrschaftsrechte. Diese Einnahmen reichten gerade für eine bescheidene Hofhaltung, für 

"conspicuous consumption" so mancher Flirsten schon nicht mehr. Kriege, welche täglich 

enorme Summen verschlangen, konnten aus der "Hofkammer" allem nicht mehr bezahlt wer

den. Manchmal halfen die Stände und libernahmen die Schulden; nicht selten aber griffen 

die Flirsten zu unredlichen Mitteln- berlihmt-berüchtigr wurde z. B. die schamlose Ausnut

zung des Judenregals. Die Juden standen seit alters her unter dem besonderen Schutz des 

costS of producing protecuon freed resources for other uses, wheeher or not ehe price was reduced" 

und dies sei "a large difference" zur Herrschafr der Warlords. Manche spätmirrelalterlichen Han

deIsunternehmen konnten - aus welchen Gründen auch Immer - ihre Kosten für Sicherheit sen

ken und Exrraprofite en.virtschafren, welche Lane "protection rents" nennt. 

15 Alichal'l Mann 1991' Geschichte der Macht, Bd. 2. Frankfurt/New York. Campus, zum Zusam

menhang zWischen Staatsausgaben und Knegführung: "Die Staatsfinanzen wurden tatsächlich 

durch die Kriege mit fremden Mächten bestimmt. Mit zunehmender Professionalisierung des 

Kriegshandwerks und der Schaffung stehender Heere wuchs der Staat sowohl in seinem Gesamt

umfang als (vermutlich) auch m Relation zu seiner ,ZivIlgesellschafr'. Jeder neue Krieg führte zu 

ell1cr Ausweitung des Staates, die in zwei Etappen vor sich ging: In der ersten Phase waren es die 

Militärausgaben, auf die und m denen er sich auswirkte, in der zweiten, sozusagen Im Sinne ei

nes Verzögerungseffektes, die Schuldennickzahlung. Bisher sind die Funktionen dieses Staates -

... - in übef\.Valtigendem Maße militärische Funktionen. Andere FunktIonen. die er auch erfüllt, 

leiten sich ubef\.Viegend aus semen kriegerischen Aktivitäten her", so Mann S. 376 f Siehe auch 

I A. A. Thompson 199f "Money, Money, and Yet More Money''' Finance, ehe Fisca1-Srate, and ehe 

Military Revolution: Spain 1500-165°. In: C1ifford J. Rogers (Hrsg.), The Military Revolution 

Debate. Boulder/San Francisco/Oxford: Wesrview Press, S. 273-298. 

16 Douglass C. North/Robl'rt Paul Thomas 1973: The Rise of ehe Western World. - A New Economic 

Hlsrory. CambridgeINew York: Cambridge Unlv. Press, S. 95. 

17 Charus Tilly 1992: CoerclOn, Capltal, and European States, AD 990-1991. Cambridge/Oxford: 

Blackwell, sieht jedoch gerade in der Chance, zu Krediten zu kommen, den entscheidenden Un

terschied zwischen dem "kapitalintensiven Weg der Modernisierung" in den westlichen Lindern 

Europas im Vergleich zum "arbeitsrepressiven Weg" der östlichen Länder. 
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Königs/Fürsten. der dafür bestimmte Abgaben verlangte und erhieIe. Die Könige von Spa

nien und England haben den Juden praktisch alles weggenommen und, als nichts mehr zu 

holen war, sie vertrieben. Die Fürsten in den deutschen Landen waren auch ohne Vertreibung 

nicht viel besser'8 . 

Oft haben dIe Fürsten ihre Schulden schlicht und einfach nicht bezahlt und auf diese 

\V'eise große Handelshäuser ruiniert'1• Besonders schlimm war die Situation offenbar in Spa

nien. wo Konfiskationen immer häufiger wurden; Olivares ließ den spanischen HandeIsfir

men ausrichten, er stehe auf dem Standpunkt, daß letztlich ohnehin alles der Krone gehöre: 

,,As the Crown's financial difficulties increased. seizure. confiscation. or me unilateral altera

tion of contracts were recurrent phenomena which ultimately affecred every group engaged 

in commerce or industry as weH as agriculture. As a consequence people were driven out of 

productive pursuits. As no propert)' right was secure. economic retardation was me inevita

ble consequence,"w 

Genau in dieser \X'illkür im Umgang mit dem Eigentum der Untertanen sehen Jones. 

:'\'orth und Thomas und andere Ökonomen das Grundübel in den Großreichen Chinas. der 

.\10gulen Ln Indien und der Otromanen Im Vorderen Oriene. Wenn man nach einer Er

klärung dafür sucht, warum Europa wohlhabend und reich geworden ist. die o. g. Regionen 

dagegen nicht. so habe das mit nvei ökonomischen Kernproblemen zu tun: Erstens, den pro

perty rights, also mit der Sicherheit des Eigentums; nveitens, den tramaction costs'-', d. h. den 

Kosten für Aufwendungen. die für die Organisation wirtschaftlicher Transaktionen erforder

lich sind. Abgesehen von etwas günstigeren ökologischen Rahmenbedingungen habe Europa 

im Vergleich zu den o. g. Regionen keine besseren Starrbedingungen gehabe. Das Hauptpro

blem sei vielmehr gewesen, daß die Großreiche von Chma bis zum östlichen .\1inelmeer "po-

18 Barbara Suchy 1986: Vom "Güldenen Opferpfennig" biS zur "Judenvermögensabgabe". Tausend 

Jahre Judensteuer. In: Uwe Schula (Hrsg.), Mit dem Zehnten fing es an, a. a. 0., S. 1I4-129; siehe 

auch Eheberg N al. 19°9, a. a. 0., S. 157. 

19 Karl \~ und Philtpp Ir. ruinierten die Fugger; siehe auch Ernst Klein 1974: Geschichte der öffem

lichen Finanren in Deurschland 11500-1870). 'X'iesbaden: Fram Steiner Verlag, S. 25 fur Leopold 

I. von Österreich, der den Bankier Samuel Oppenheimer in den Ruin und Tod geuieben hat. Im 

Geschäft mit den .. 'X'arlords" dieser Zeit gab es natürlich Gewinner und Verlierer, siehe Frank Tal

~tt 1992: \\7ar and Soclery in Early :'1odern Europe, 1495-1715. Londonl~ew York: Roucledge. S. 

168-187. 

20 Douglass C. NorthlRobm Palll Thomas 1973- The Rise of [he Western 'X'orld, a. a. 0., S. 131. 

21 NorthiThomas 1973, The Rise of ehe \X'estern \X'orld, a. a. 0.: "The uansfer of goods berween eco

nomic unirs requires ehe provision of information abour ehe opporrunities for exchange or search 

costs, ehe negotiation of ehe terms of ehe exchange nl'gotiatlOn costs - and determining procedures 

for enforcing ehe conuaet mforcnnmt costs. The cosrs of providing all ehe services involved are caI
led here transaction costs" (Hervorhebungen im Original). eben da. 
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litically embedded economies" gewesen seien: "The Orroman, Mughal and Manchu systems 

were all alien, imposed military desporisms: revenue pumps."» 

The hisrorical problem of developmene is mat all economies were polirically embedded. What

ever meir culrural virrues, the Asian empires never overcame for long enough me liabJlines of 

the negative decisions at me rop, me lack of inceneive for mose who held power ro invent or 

innovate anyrhing productive, and me disincentive for mose wlmout power ro risk sening up 

productjve plant. Where life expectancies were low, planning horiwns were in any case shon.>J 

Das Wunder der europäischen Geschichte beruhte weniger auf besonders dynamischen Faktoren 

als auf der Beseitigung von HindernISSen für lang anhaltendes WirtSchaftswachstum: "Euro

pean, and Western, man came to expect securiry, order and services undreamed ofby his me

dieval forebears or me rest of mankind.""'1 Auf die Enmehung dessen, was Jones den service 

state nenne, kommen wir im nächsten Kapitel im Zusammenhang mit dem "Verwaltungs

staat" zurück. Hier ineeressieren uns in erster Linie die beiden o. g. Aspekte der Sicherung des 

Eigeneums durch den Staat" und der Senkung der Transaktionskosten sowie die Frage, wie 

dieselben mit dem Steuerwesen in Verbindung stehen. 

22 E. L. fones 1987: The European Mlracle. Cambridge u. a.: Cambridge Univ. Press, Sec. Ed., S. 229. 

Vgl.fohn A. HaLL 1989. States and Societies: The Miracle in Comparative Perspective. In: Jean 

Baechler/John A. Hall/Michael Mann (Hrsg.), Europe and me R1se ofCapitalism. Oxford: Basil 

Blackwell, S. 20-38. 

23 E. L. fones 1987 The European Miracle. Cambridge/New YorklMelbourne: Cambridge Univ. 

Press, Sec. Ed., S. 2}2. 

24 E. L. fonts 198.~· The European Miracle, a. a. 0., S. 237. 

25 Für eine ökonomische Definition des Sraates siehe Douglass C North 1981. Strucrure and Change 

in Economic Hisrory. New YorklLondon: W W Nonon and Comp., S. 21: "For me purposes of 

mis work, astate is an organization wim a comparative advantage in violence, extending over a 

geographic area whose boundaries are determined by its power ro tax constiruents. The essence 

of property rights is me right ro exclude, and an organization which has a comparative advantage 

in violence is in me posicion ro specif)r and enforce property rights. In conuast CO me meories fre

quently advanced in me literature of political science, sociology, and anmropology, here the key 

ro understandmg me state involve5 me potential use of violence ro gain conerol over resources. 

One cannot develop a useful analysis of me state divorced from property rights." Fundamental 

daher die Bedeurung des Staates für die Winschafrsgeschichte, insbes. "me widespread tendency 

of stares ro produce inefficlent property rights and hence fäj.J ro acrueve susrained growrh; and me 

inherene instability of aII stares, which leads ro economic change and ultimately ro economic de

c1ine" (S. 23)· Der Staat biete im wesentlichen zwei "services" an: "prorection and jusnce, for re

venue"; bei der Produktion dieser Dienste gebe es aber "economies of scale", daher die Überle

genheit des Terrirorialsraates in der Geschichte. 
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Der Faktor der Senkung der Transakrionskosten wurde für wirtschaftlich erfolgreiches 

Handeln entscheidend: So bereiteten die Kriegsmarinen der Staaten der Piraterie auf den 

Meeren ein Ende, die Handelsflotten brauchten keine Kriegsschiffe als Begleitung mehr; Kre

ditgeschäfte wurden einfacher, sicherer, für den Gläubiger weniger risikoreich und damit san

ken die Kreditzinsen für Investitionen; auf dem Kontinent verschwanden mit der Entstehung 

des Territorialstaates langsam die zahlreichen Straßenzölle, womit nicht nur ein Handelshin

dernis wegfiel, sondern auch ein Teil der Kosten für die ohnehin te uren Überlandtransporte 

etc. - Aus der Perspektive des historischen Systemvergleichs kommen Jones, Norrh und Tho

mas, Mann, Hall u. a. zu dem Ergebnis, daß von all den genannten Faktoren der vielleicht 

wichtigste die "Beseitigung der politischen Willkür" war. Genau dies gelang jedoch erst, als 

man gelernt hatte, vom patrimonialen "Super-Oikos"26 der Fürsten Abschied zu nehmen und 

auf eine Steuerbasis des modernen Staates umzustellen. Die Integration des Steuerrechts in 

das aufkommende ius publicum, d. h., die Verrechtlichung der Steuerpolitik und die Verfesri

gung der bürokracischen Verfahrensformen etc. werden dann ebenfalls entscheidend dazu bei

tragen, einen willkürlichen Zugriff des Staates auf das Eigentum der Bürger auszuschließen: 

5chließlich wirhe die "Verrechtlichung" der Politik durch das aufblühende "Jus publicum" ins

gesamt verlangsamend und verfestigend, weil Rechtsnormen und Verfahren an die Stelle eines 

machtpolitischen Dezisionismus traten. [ ... ] Die Trennung etwa von Kammergut, landesherr

lichem Fiskus und Aerarium als "Landes-Cassa" zwischen fürstlichem Privat- und Staatsver

mögen wirkte ebenso regulierend wie eine Unterscheidung der einzelnen Arten des Sraarsein

kommens. Je weiter die staats- und steuerrechtliche Literatur sich ausbreitete, destO enger 

wurden die Spielräume, innerhalb derer nach "Willkür" verfahren werden konnte. Dies ist frei

lich elll Effekt juristischer Tätigkeit, der sich überall beobachten läßt. Der Preis für die recht

liche Eindämmung der Willkür ist stets die Formalisierung samt ihren lästigen Nebenfolgen 

der Verlangsamung und Komplizlerung, der Bürokratisierung und der Tendenz zur Bewah

rung des status quo.' ? 

Wir werden im folgenden in einem historischen Vergleich zwischen Frankreich, England und 

Preußen die Geschichte der Modernisierung des Staates am Beispiel des Steuerwesens kurz 

26 Leonhard Bauer/Herbert Matts 1988: Geburr der Neuzeit. München: dty, insbes. S. 189 ff. zur These 

von der Entstehung des Staates aus dem "Super-Oikos" der Fürsten; vgl. auch Kersten KrUger 1997: 

Public Finance and Modernisation: The Change from Domain State tO Tax State in Hesse in the 

Sixteenth and Seventeenth Centuries. A Case Study. In: Peter-Cristian Win (Hrsg.), Wealth and 

Taxation in Central Europe. The HistOry and Sociology of Public Finance. LeamingtOn 

SpaJHamburg/New York: Berg, S. 49-62; den Begriff eines "Domänenstaates" oder "Patrimoni

alstaates" halte ich allerdings für irreführend; erst wenn man solche Vorstellungen aufgibt, be

kommt man eigentlich erst den vollen Konstitutionsprozeß des modernen Staates zu sehen. 

Z7 MIchael Stolleis 1983: Pecunia Nervus Rerum, a. a. 0., S. 1z6. 
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ansehen, sodann der Frage nach den "Grundsärzen eines modernen Sreuersysrems" nachge

hen und schließlich das Kapirel mir einer Diskussion zur inneren Ordnung der Staatsfinan

zen (Budget) abschließen. 

5.1 Die historische Entwicklung des Steuerwesens 

Der französische König erhält als erster Monarch Europas von den Ständen eine Steuer be

willigt, also eine jährlich18 immer wieder zu zahlende Abgabe, nämlich die Tailfe . Den hi

~rorischen Hintergrund kennen wir bereits: Es ging um die Finanzierung eines stehenden Hee

res. Die Taille war eine kombinierte Grund- und Haushalrungssreuer (Herdsteuer), von 

welcher allerdings die "privilegierten'" Schichten ausgenommen waren (Adel, Geisrlichkeit 

und Beamte). Diese herd- und vermögenssteuerartige Abgabe rraf daher nur die Bauern auf 

dem Lande (die srädtischen Hausbesirzer wohl kaum). Die Sreuer war angeblich in manchen 

Regionen so hoch, daß die französischen Bauern im 17. Jahrhunderr zeirwelse dem Hunger

tod nahe waren: Von 100 Francs hatte der Bauer 53 an königliche Kassen und je 14 an den 

Grundherrn und an die zehntberechtigte Geisrlichkeit zu zahlen l " . - Hinzu kam dann noch 

die Gabelfell, die Salzsteuer: Alles Salz mußte In die königlichen Magazine und durfte nur von 

dort durch königlIche Beamte verkauft: werden. Salz Isr nichr nur ein unentbehrliches le
bensmittel, man brauchte es Im 17. Jahrhundert (und noch lange danach) auch als Konser-

28 Ermt H. Kantorowicz I98r The King's Two Bodies. Princeron: Princeron Umv. Press, S. 286 f.: "In 

other words, taxation, formerly Iinked to an unrepearable event, was Iinked ro ehe calendar, ro ehe 

eternally rollmg wheel ofTime. The state had become permanent, and permanent were Its emer

geneies and needs, its necessitas." Die Stände wollten natürlich keine Steuern bewilligen, sondern 

nur befristete Abgaben, aber der Fall einer necessztas wurde dann eben Jahr für Jahr fortgeschrie

ben, b,s der König behaupten konnte, die Abgabe sei ihm für alle Zukunft gewährt worden. In

teressant bei Kanrorowicz der Aspekt der Verbindung mit dem Kalender. 

29 ,Hax von Heckel I9II: Taille. In: Handwörterbuch, Bd. 7, S. 1090-1093; das WOrt leitet sich von 

"t;uller", abschneiden, wegnehmen, her; der Ursprung der Taille ist ein lehensrechdicher gewesen 

. Loskauf vom persönlichen \X"affendienst (Heersteuer, Heerschilling), aber dann tmt die Bedeu

tung der Heeresfolge zurück, wird zwar zunächst noch im Zusammenhang als außerordentliche 

Abgabe bei Kriegszügen verstanden, verliert aber auch d,ese Bedeutung und steht allmählich für 

eine "regelmäßige, ordentliche Steuer für allgemeine Staarszwecke', so HeckeI, S. 1090 f. 
30 K Th. Eheberg et al. I909: Finanun. In: Handwörterbuch, Bd. IV, S. 125-261, hIer S. 202. 

31 )',fax von Heckel I9II: Salz und Salzsteuer. In: Handwörterbuch, Bd. 7. S. 174-183; dIe Salzsteuer 

wirkte de facro wie eine Kopfsteuer und war in Frankreich offenbar schon früh bekannt, vielleicht 

ebenfalls schon im 14. Jahrhundert. Die Entstehung geht zurück auf das mittelalterliche PrinZIp 

de.<> "Salzrcgals" mit MonopolsteIlung des Kömgs nach Analogie zum Bergwerksregal; in den deut

schen Landen hat die Goldene Bulle von 1356 auch das Salz regal auf die Kurfürsren llberrragen. 
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vierungsmittel und in der Landwirtschaft für das Vieh. Man mußte also in mehr oder weni

ger regelmäßigen Abständen Salz kaufen, und deshalb wirkte die Gabelle de facro wie eine 

KopfsteuerJ'. Die Zuschläge auf den "normalen" Verkaufswerr können als Steuer betrachtet 

werden, die zeitweise ziemlich ergiebig war; je nach Durchsetzbarkeit der Zuschläge auf den 

Preis betrug sie mitunter 30 mal den gewöhnlichen Preis (so zuletzt während der Napoleoni

schen Kriege). Die Salzsteuer gab es nicht nur in Frankreich, sondern auch in anderen eu

ropäischen Ländern, wahrscheinlich auch die berüchtigte Praxis der Salzkomkription, womit 

man den Bauern zwangsweise den Kauf einer bestimmten Menge an Salz auferlegt hat. 

Eine weitere frühe Konsumsteuer war die Tabaksteuer JJ • Auf den Tabakverkauf sicherr sich 

der entstehende, frühmoderne Staat ein Monopol und - wie sich später heraustellen sollte -

ein äußerst einträgliches Geschäft. Das Tabakrauchen erfreute sich im 17. Jahrhunderr bereits 

großer Beliebtheit, z. B. in den Heerlagern des 30jährigen Krieges; seither wird der Tabak fis

kalisch ausgebeutet. Seit damals gilt der Tabak den Finanzpolitikern als eines der steuerfähig

sten Konsumgüter. Der Tabak und der Tabakgenuß erfreuten sich aus einer Mehrzahl von 

Gründen als "hochsteuerbares" Objekt der besonderen Vorliebe der Finanz- und Steuerpoli

tik: Tabakgenuß ist in der Gesellschaft weit verbreitet und dehnt sich mit der Zunahme des 

Wohlstands aus, die Einnahmen aus der Tabaksteuer ließen daher steigende Erträge erwar

ten. Sodann treffen die meisten Einwände, die gegen AufWandssteuern vorgebracht wurden, 

bei der Tabaksteuer nicht zu: Der Tabak ist kein netwendiges Nahrungsmittel, sondern ein 

"Luxusartikel", wenn auch weit verbreitet. Die Tabaksteuer hat daher weder den Charakter 

einer Kopfsteuer noch belastet sie die großen Familien stärker als die kleinen, noch hat sie die 

Tendenz, nach unten progressiv zu wirken. Der Tabak deutet vielmehr auf die Erfassung des 

AufWandes für freie Bedürfnisse hin, ist von individuellem Konsumverhalten abhängig usw. 

Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung des 18. Jahrhunderts kamen in Frankreich - wie in 

den anderen Ländern - zahlreiche Luxussteuern hinzu, die nicht nur fiskalisch motivierr wa

ren, sondern auch dazu dienen sollten, den Konsum von Bürgern und Bauern einzuschrän

ken, um die Tendenzen zur Nivellierung ständischer Schranken zu bremsen. Mir zunehmen-

32 V gl. s. E. Finer 1997: The History of Government From ehe Earliest Times, Vol. III: Empires, 

Monarchies, and ehe Modern State. OxfordlNew York: Oxford Univ. Press, S. 1279 f zu den An

fängen des modernen Steuerwesens in Frankreich. 

33 Max von Heckel 19II: Tabaksteuer. In: Handwörterbuch, Bd. 7, S. 1064-1090. Das Wort "Tabak" 

leitet sich von der Insel Tabago oder Tobago her, daher auch die verschiedenen Schreibweisen "ta

bac" oder "tobac". Den Tabak hatte bereIts Kolumbus auf seiner ersten Entdeckungsreise 1492 

kennengelernt und beobachtet, wie Eingeborene ein braunes Kraut rauchten; Gonzalo Hernan

dez de Orviedo hat den Samen der Tabakpflanze 1519 in Europa eingeführt. Von entscheidender 

Bedeutung war dann Jean Nicot, französischer Gesandter am portugiesischen Hofe, der zugleich 

Arzt war und die Pflanze 1560 untersuchte; nach ihm wurde das berauschende "Nikotin" benannt; 

ab 1565 ist der Tabak auch in Deutschland bekannt und wird das Tabakschnupfen gebräuchlich, 

später dann auch das Tabakrauchen. 
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dem Wohlstand ließ sich auf diesem Gebiet immer mehr besteuern: Wagen- und Pe rucken

steuer, Steuern auf Tee, Kaffee, Schokolade, Schuhe, Stiefel, Strumpfe, Steuern auf die Herd

stellen, Türen und Fenster eines Hauses oder Steuern auf das Halten eines Hundes (Hunde

steuer)14 Schließlich waren die Zölle immer schon eine bedeutende Einnahmequelle: Zölle 

wurden an den Meeres- und Flußhäfen eingehoben, aber es gab lange Zeit hindurch auch 

noch schlicht Wege- und Brückenzölle, welche allerdings den Inlandshandel erheblich beein

trächtigen konnten. 

Für die Einziehung der taille wählten ursprünglich die Stände sog. Elus für ihren regiona

len Zuständigkeirsbereich; wo aber der König die Macht besaß l5 , sich durchzusetzen, ernannte 

er eigene, königliche Beamte, die general genannt wurden, deren Region daher generalite. Die 

tatsächliche Einziehung der Grundsteuer erfolgte jedoch in Wahrheit durch die Kirchenge

meinden, d. h., unmittelbar auf der lokalen Ebene gab es keinen "Staat". Seit der ersten Hälfte 

des 16. Jahrhunderts gibt es in einigen Provinzen kontinuierlich arbeitende bureaus des finan

ces, auch die Zahl der Finanzbeamten nimmt zu, zumal die Posicion käuflich erwerbbar 

wurde. 

Das französische Steuersystem wird zwar vergleichsweise früh, aber immer nur auf der pro

vinziellen Ebene aufgebaut; folglich variiert es von Provinz zu Provinz und behält seine un

einheitliche und unübersichtliche Struktur eigentlich bis zur Revolution (1789). In der Zeit 

der religiösen Bürgerkriege (z. Hälfte des 16. Jahrhunderts) bricht das Steuerwesen teilweise 

gänzlich zusammen - wie wir bereits sahen, wird "Frankreich" de facro von Warlords be

herrscht, ganze Regionen werden daher nicht besteuert, sondern geplündert. In den 1620er Jah

ren wird die Bevölkerung von schrecklichen Epidemien heimgesucht, in den Jahren 1630/31 

herrscht in Frankreich Hungersnot: Selbst der sich unter Richelieu langsam wieder konsoli

dierende "frühmoderne Staat" hatte wegen der darniederliegenden Wirtschaft nicht viel zu 

besteuern, lokale gewaltsame Steuerrevolten waren an der Tagesordnung. Der einzige fiskali

sche Erfolg dieser Zeit war die Einführung der Paulette (ab 1621 permanent), eme Steuer auf 

die jährlichen Gagen an die "Beamten", die ihr ,,Amt" käuflich erworben hatten, in der Höhe 

eines Sechzigstels der Kaufsumme; im Gegenzug wurde den Beamten ihr Eigentumsrecht am 

Amt zugesichert. Die Paulette war zwar ein ziemlicher finanzieller Erfolg, zementierte jedoch 

die Patrimonialisienmgdes Verwaltungsapparates, auf deren verheerende Folgen wir im näch

sten Kapitel zurückkommen. Betroffen war narürlich auch die Steuer- und Finanzverwaltung. 

34 MIchaeL StolLeIS 1983: Pecunia Nervus Rerurn. Zur ~taa(Sfinanzierung In der fruhen Neuzeit. Frank

furt a. M: Vinorio Klostermann, S. 57-61 zu den zahlreichen Luxussteuern, die es natürlich nicht 

nur in Frankreich gab, sondern In allen europäischen Staaten. 

35 In Wahrheit \vurde mit der Tadle nur die Hälfte des landwirtschaftlichen Grund und Bodens be

steuert, weil der arisrokratlSche und kirchliche Grundbesitz nicht einbezogen war, vgl P G. M 

Dlckson 1970: War Finance, 1689--1714. In: The );ew Cambridge Modern Hisrory. Vol. \1. Carn

bridge Univ. Press, S. 284-315, hier insbesondere S 299 f 
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\'Vährend der Regierungszeit Ludwigs XIV. versuchte Colbert als "Finanzminister" eine ge

wisse Ordnung und Systematik In die Steuer- und Finanzverwalrung hineinzubnngen, aller

dings mit wenig Erfolg: Frankreich hatte etwa 30.000 Kirchengemeinden, in denen Steuern 

eingehoben wurden. Die lokalen Honoratioren behielten 2,5 bis zu 5 % der Beträge als ,,Auf

wandsentschädigung" für sich und leiteten den Rest an die Büros der Etus weiter, wo wie

derum ein beträchtlicher Prozentsatz abgev.veigt wurde usw. Teilweise verschwanden auf diese 

Weise fast die Hälfte der Steuern, bis sie im zentralen Büro in Paris eintrafen. Colbert wollte 

über die Verstärkung der Intendantur mit der Mißwirtschaft der lokalen Steuereinziehung 

und -verwaltung aufräumen, ließ mittels Fragebögen erstmals statistische Daten über die lo

kalen Winschaftstrukruren erheben und wies die Intendanten an, die Elus genau zu kontrol

lieren, den Beschwerden von Bürgern oder Gemeinden nachzugehen etc. Die Reformen grif

fen, solange Frieden herrschte6
. 

Die Indirekten Steuern wurden in Frankreich bis zur Revolution (1789) von Steuerpäch

tern eingehoben, so z. B. die Getränkesteuern, die Salzsteuer, die Tabaksteuer, die lokalen 

Zölle usw. - Im Jahre 1690 erbrachte das gesamte Steuersystem 120 bis 125 Millionen Lzvres, 

rd. die Hälfte stammte aus indirekten Steuern. Allein schon daraus erkennt man die enorme 

Bedeutung der Steuerpacht für die Staatsfinanzen Frankreichs im Ancien regime. Ebenso klar 

ist aber auch, daß sich bei diesen hohen Beträgen auch viele Chancen der Selbstbereicherung 

ergeben mußten. 

Die 5teuerbasis hätte - trotz Korruption, elbstbereicherung und Patrimonialisierung -

wohl ausgereicht, den Staatsapparat in Friedenszeiten zu finanzieren. Frankreich führte je

doch - wie wir bereits sahen - mehrere große Kriege, die gewaltige Summen verschlangen; 

wie wurden diese Gelder aufgebracht? Mehrere Maßnahmen wurden ergriffen: I. Man ver

kaufte sog. Rentes, also Lebensrenten gegen bestimmte Pauschalsummen, welche sofort zu be

zahlen waren. Der König brauchte Ja das Geld meistens sofort. Wahrscheinlich haben sich 

städtische Mittelschichten, die kaum besteuert wurden, hier eingekauft, wurden zu Rentiers, 

zumal die Rentes wegen der hohen Verzinsung ein gutes Geschäft zu werden versprachen. -

Diese Maßnahme war Jedoch sehr kurzfristig gedacht, denn die Ansprüche der Rentiers an 

den Staat stiegen innerhalb kürzester Zelt ins Astronomische. Zeitweise konnten die An

nuitäten nicht mehr bezahlt werden, was das Vertrauen in den Staat betreffend die Sicherheit 

der property rights weiter erschütterte. 
Dasselbe galt für die 2. Maßnahme, nämlich den massiven Verkauf von - zumeist über

flüssigen - Ämtern und (wirtschaftlichen) Privilegien, also Monopolen17. Wie in Spanien 

finanzierte sich der Staat weniger über die Slchenmg von "properry rights" als über die 

MantpulatlOn derselben - immer wieder mit nachhaltigem Schaden für die VolkswirtSchaft. 

36 fames B. Coflins 1995-" The State in wly Modern France. Cambridge u. a.: Cambridge Univ. Press, 

S, 113 f. 
F Ernst Hznnchs 1989: Ancien Regime und Revolution, Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 81 ff. 
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- 3. Schlußendlich mußte 1695 doch eine neue Steuer elngeführr werden, nämlich die Capi

tation, also eine Kopfsteuer: Die gesamte Bevölkerung wurde in 22 Steuerklassen eingeteilt 

und mit unterschiedlichen Steuern belastet; die erste Klasse z.ahlte 2.000 Livres, die letne nur 

I; ursprünglich war auch der Klerus einbe20gen, aber dann wurde der Kirche gestattet, sich 

gegen einen Pauschalbetrag freizukaufen. Trotzdem sehen wir hier erstmals einen Ansatz in 

die Richtung des modernen Prinzips der AlLgemeinheit der Steuerpflicht, wenngleich mit einer 

ganz vormodernen <)teueridee. 

The capltarion rakes us inro an entirely new stare srrucrure, one in whieh allinhabiranrs musr 

pa)' taxes. The capnarion did not qUlre become a universal head rax because of rhe exempnons. 

but it .... d.S remarkably elose to one for rhe time. 'X"hen rhe lang reinstiruted rhe capiranon. in 

1701. he did nor rerurn to rhe sysrem of elasses. In me pays d'election, eaeh regional disrrier paid 

a fixed sum, apportioned along rhe lines of rhe taille. For rhe vast majoriry of Freneh taxpay

ers, the capitation beeame merd)' an augmentanon of rhe tadle. In rhe towns. rhe IOrendant 

eut deals wirh rhe various corporarions. such as guilds, who paid a lump sum and rhen rhem

sdV(~s apporrioned Ir among the members. The intendanr also ser. wirh a noble assistanr, rhe 

amounts paid by rhe nobles. The elergy connnued to buy irs exemprion.J8 

Nach der Einführung der Steuer stieg also der Druck von allen Selten, irgendwie die Steuer

pflicht loszuwerden. und vielen gelang dies auch: die Kirche, Städte, Zünfte, Stände etc. kauf

ten sich gegen einen Pauschalbetrag frei, die ursprüngliche allgemeine Steuerpflicht degene

nerte zu einer kalten Steuererhöhung der Taille für die Bauern. Das ist typisch für die 

Steuerpolitik in Frankreich - auch noch das ganze 18. Jahrhunderr hindurch -, und erzeugte 

ein weirverbreitetes Gefühl der \I:'illkür und Ungerechtigkeit im SteuerS}'stem des Staates. -

Zu allem Überdruß begann die Regierung unter dem Autokraten Ludwig XIV auch noch 

die Währung zu manipulieren: 1689, 1693, 1701, 1704 und 1709 erklärten die Finanzminister 

schlicht und einfach, der Wert der Münzen sei um soundsoviel gesunken, man habe den Sil

bergehalt reduziert. Auch diese Maßnahmen haben sicherlich der Wirrschaft geschadetl9 -

mit Ausnahme a11 jener, die Schulden harren: dazu gehörten u. a. auch die Bauern, und deren 
Entschuldung dürfte das Wirrschaftswachstum in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderrs doch 

geförderr haben. 

Ludwig XIV hinterließ bei seinem Tode 1715 über zwei Milliarden LlVres an Staatsschul

den 40• Wie in patrimonialen Regimen üblich, brach die gesamte Patronagestrukrur des Herr-

38 fames B. Collms 199f The Srare 10 Earl)' Modern Franee. a. a. 0 .. S. 16-,. 

39 Siehe zur Verknappung .,guren Geldes" fean Meul'ret 1970. The CondHlOn of Franee, 1688-171). 

In: The New Cambridge Modern HJStory, Vol. VI, a. a. 0 .. S. 316-342, hier S. 321. 

40 Robin Briggs 1998- Earl)' Modern Franee, 1)60-171). Oxford/New York: Oxford Univ. Press, die 

Anhaufung einer so gewalrigen Sraarsversehuldung sei. so der Autor, die Folge eIner lffanonalen 
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schers in sich zusammen: eine Reihe von Bankiers fielen in "Ungnade", man machte ihnen 

den Prozeß und konfiszierte deren Vermögen: 220 Millionen Livres kamen so zusammen. 

Natürlich brauchte man nun neue Gesichter, die durch das alte Regime nicht diskreditiert 

waren: So erhielt der schottische Finanzier john Law den Auftrag, die Staatsfinanzen zu sa

nieren. Dieser gründete 1718 eine "königliche Bank" und ließ durch diese gut verzinste Staats

papiere auf den Markt bringen. Den Käufern wurde offenbar glaubhaft gemacht, die Papiere 

seien durch Staatsbetriebe und Staatsmonopole "gesichert". Anfangs war das auch der Fall, 

entsprechend hoch stiegen die Erwartungen an diese Papiere. Sogar in London hegte man die 

BefUrchtung, John Law könnte es gelingen, das größte Finanzimperium der Welt aufzubauen. 

Das dicke Ende des "Pyramidenspiels" von Law mußte aber unausweichlich kommen, denn 

je mehr Papiere Law verkaufte, desto höher wurden die damit verbundenen Obligationen, 

und um diese bedienen zu können, mußten noch mehr Papiere verkauft werden usw. Der 

Zusammenbruch der "königlichen Bank" erschütterte das gesamte Finanzsystem des König

reichs - mit Auswirkungen für das ganze 18. Jahrhundert, sogar bis heute, so Collins: "Law 

thoroughly discredited the idea of a central bank in France (Napoleon created the first one) 

and helped create the long-standing French distrust of paper money (a distrust enhanced by 

the assignats of the revolution), one that has lastet to our own day."41 

Irgendwie gelang es in den beiden Friedensjahrzehnten zwischen 1720 und 1740 trotzdem, 

die Staatsfinanzen langsam zu konsolidieren"'-, und dies erstmals ohne weitere Manipulatio

nen an der Währung: Der Livre blieb stabil, die Wirtschaft wuchs und mit ihr das Steuerauf

kommen. Um 1740 verfUgte der Sraat über rd. 200 Millionen Livres an Budget, davon zahlten 

Großmachrpolitik eines unverantwortlichen, aurokratischen Herrschers gewesen: "The ultlmate 

objecrion ro Louis XIV's foreign policy is nor jusr rhar ir was immoral, nor rhar it brought deaeh 

or mlsery ro millions of people, bur that the potential gains were never worth ehe risks involved, 

let alone ehe eventual cost. There is a striking disparity berween the enhanced power and organ

i7.ation of the French state, and ehe ends ro which ehey were put, a mocley combinacion of dynastie 

pride. outdated religious antagonisms, and piecemeal froncier annexations." \Vtr kommen auf die

ses Problem des Versagens der Staatsleitung in Gestalt von personal Rufe zurück. 

41 farnes B. Collim 1995: Thc Stare in Early Modern France. a. a. 0, S 172. Das Fehlen einer Staats

bank gehört zu den größren ModernisierungsdefiZiten des 18. Jahrhunderts, welches Frankreich 

allerdings mir anderen Ländern, wie z. B. Preußen. teilt. 

42 A. Cobban 19P' The Decline of Divine-Right Monarchy in France. In: The New Cambridge 

Modern Hisrory. Vol. VII, S. 214-238, hier insbes. S. 224 f. zu den Finanzen. Frankreich wird von 

1726 bis 1743 von Kardinal Fleury regiert und harre von 1730 bis 1745 in Philiberr Orry einen hart 

arbeitenden und fähigen Finanzminister: "If finance was the key ro successful governmenr in 

France. foreign policy was the key ro successful finance, and Fleury devoted his greatest efforts ro 

ehe mainrenance of a peaceful but not a weak foreign policy", so der Auror; ab 1740 enrglirr Fleury 

die Außenpolitik, die zunehmend von höfischen Cliquen der Hocharisrokratie bestimmt wurde, 

deren primäres Ziel schlicht und einfach Kriegführung war. 
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91 Mio. die Steuerpächter aus Titeln indirekter Steuern, 41 Milltonen erbrachte die Taiffes, 33 

Millionen die Capitation, der Rest floß aus diversen anderen Quellen. Den größten Brocken 

verschlang auch in Friedenszeiten das Militär: 55 Millionen Livres, aber schon der zweitgrößte 

Ausgabenposten gehörte der Tilgung der Staatsschulden: 45 Millionen Livres; der aufwendige 

königliche Hof in Versailles kostete 30 Millionen Livres - mehr als alle Beamten und Richter 

zusammen (rd. 25 Millionen). Trotz enormer Verschwendung, Korruption, Selbstbereiche

rung einer kleinen Elite sowie der gewaltigen Gewinne im System der Steuerpacht kann man 

für diese Zelt von halbwegs geordneten Staatsfinanzen sprechen4J • 

Als die französische Regierung 1740 im österreichischen Erbfolgekneg wieder einmal 

Großmachtpolitik spielte, bewegten sich auch die Finanzen ziemlich schnell auf eine Krise 

zu: Der Krieg kostete 1 Milliarde Livres! Der Dixleme als außerordentlicher Kriegssteuer be

glich biS 1749 rd. 750 Millionen an Schulden, aber zur Bezahlung der Restschuld mußte eine 

neue Steuer (Vingtleme) beibehalten werden, und wie schon zu Zelten Ludwigs XIV setzte 

Im System ein großes Geschiebe und Gerangel ein um die Frage, ob man denn tatsächlich 

den vollen Betrag der Steuer zu bezahlen habe oder ob es nicht doch "Verhandlungsspiel

räume" gäbe - und es gab sie auch diesmal für alle, die die ausgehandelten Summen bar 

bezahlten. Offenbar "lohnte" sich das System für beide Seiten: Die Krone hatte spätestens seit 

John Law jede Kreditwürdigkeit im Lande verspielt; eine unabhängige Staatsbank gab es 

nicht; der König brauchte das Geld für die Armeen sofort, und deshalb blieb der Regierung 

eigentlich gar nichts anderes übrig, als die Steuerpflicht zum Verhandlungsgegenstand zu 

machen. 

Trotz der zahlreichen Steuern und steuerartigen Einnahmen kam der Staatshaushalt in 

Frankreich aus der Finanzmisere nicht heraus: Die AUhvendungen am Hofe waren beträcht

lich, dennoch war es primär die Großmachtpolitik des Staates, welche gewaltige Staatsausga

ben zur Folge hatten, also Aufwendungen für die Heere und die Kriege44. Aus diesem Grunde 

konnten oder wollten die französischen Könige und deren Finanzminister auf die Einnah

men des Amterverkaufi nicht verzichten - mit verheerenden Folgen für die Verwaltung des 

43 Vgl. GabnelArdant I975: Financial PolIcy and Economic lnfrastrucrure ofModern States and Na

tions. In: Charles Tilly (Hrsg.), The Formation ofNatlonai States in Western Europe. Princeron, 

NJ: Princeton Univ. Press, S. 164-242. 

44 Zwei Drinel der Budgers, In Knegszeiten bis zu 90 %, werden fur KrIegszwecke ausgegeben, und 

Europa befand sich in jener Zeit in einem fast permanenten Kriegszustand: "Die europäische Staa

tengemeinschaft befand sich auf höherer Ebene in jenem Zustand, den der Absolutismus Im In

neren der Staaten beendet hatte: im Zustand des fast permanenten Krieges, Kehrseite ihrer dau

erhaften Vielfalt und Buntheir. Vor 1815 gab es kein Jahrzehnt, in dem nicht wenigstens eine 

Schlacht in Europa geschlagen worden wäre; im 17. Jahrhundert kannte Europa ganze vier Frie

densphre, im 18. Jahrhundert immerhin sechzehn", so Hagm Schulze I994. Staat und Nation in 

der europäischen Geschichte. München: Beck, S. 83. 
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Staates4<. Im Verlaufe des 18. Jahrhunderts härte eine Neuordnung des Steuerwesens und der 

Staatsfinanzen erfolgen müssen, dann wäre das Verwaltungschaos eines aufgeblähten, ineffi

zienten und korrupten Beamtenapparates zu vermeiden gewesen. Dazu hätte aber der König 

die Mitwirkung der "Generalstände" gebraucht, was in den gewohnten absolutistischen Herr

schaftsstil dieses Landes nicht mehr gut hineinpaßte46• 

Der Siebenjährige Krieg (1756-1763) bedeutete für Frankreich nichts weniger als eine Ka
tastrophe: Die Kriegsflotte '.vurde von der britischen Navy (1759) vernichtend geschlagen, die 

Vorherrschaft Englands als "imperiale Macht" auf den Meeren und in Übersee war besiegelt, 

war jedenfalls damals schon nicht mehr zu bezweifeln, Kanada z. B. ging als französische Ko

lonie verloren, französische Armeen '.VUrden von Truppen Friedrichs des Großen mehrmals 

geschlagen usw., und doch kostete der Krieg weitere 1,5 Milliarden Livres. Wie sollte man 

solch eine gewaltige Summe bezahlen? "The obvious answer was that one could not."4' We

gen des Fehlens einer Staatsbank und der mangelhaften Kreditwürdigkeit des Staates mußte 

die Regierung auf den prIvaten Finanzmarkt und dort hohe Risikozinssärze zugestehen. An

ders als zu den Zeiten Ludwigs XIV, der nach Beendigung eines Krieges die Kreditvereinba

rungen einfach einseitig abänderte, d . h meist halbierte, war das Jerzt nicht mehr möglich, 

denn es stand das letzte Vertrauen der Öffintfichkelt in den Staat auf dem Spiel, und das war 

neu, "failed financial reforms provided a leitmotif for public debate throughollt the final four 

decades of the monarchy ... "48 Die politische Öffentlichkeit war zwischenzeitlich eine Macht 

geworden, die die Legitimationsbasis der Monarchie fundamental angriff und an welcher 

auch für die Steuer- und Finanzpolitik kein Weg mehr vorbeiführte49• Finanzminister Necker 

sollte für den König ein Gutachten zur Finanzlage des Staates verfassen, was er auch tat, aber 

auch er stand unter Legitimationsdruck und deshalb publizierte er die Schrift (1781) - wahr

scheinlich das erste publizierte Budget der Finanzgeschichte -, und innerhalb kürzester Zeit 

waren 6.000 Exemplare verkauft. Obwohl Necker das Budget etwas "geschönt" hatte, ent

hielt das Buch zahlreiche Details über die Verwendung von Steuergeldern, z. B. in Form von 

finanziellen Zuwendungen an Günstlinge der Krone: Allein die Familie Polignac bezog 

45 Wolfiang Reznhard 1986 )taatsmacht als Kreditproblem. Zur Struktur und Funktion des früh

neuzeitlichen Ärmerhandels. In: Ernst Hinrichs (Hrsg.), Absolutismus. Frankfurt am Main: Suhr

kamp, S. 214-248. 

46 K Th. Eheberg 19I1' Steuer. In: Handwörterbuch, Bd. 7, S. 945-1022, hier insbes. S. 981: Auch die 

Mißwirtschaft des französischen Systems der Steuerpacht sei, so Eheberg, einer der Gründe für 

den Ausbruch der Revolunon gewesen, wegen des "allgemeinen Hasses gegen die Pächter". 

47 farnes B. Colfins 1995: The State in Early Modern France, a. a. 0., S. 227· 

48 farnes B. Colf/ns 1995: The 5tate In Early Modern France, a. a. 0., S. 229· 

49 Robm Darnton 1982: The Literacy Underground of the Old Regime. Cambridge, Mass.: Harvard 

Univ. Press, zur Delegitimation des Ancien regime durch die Unrergrundpresse; nicht nur die Kre

dite für den Staat kamen aus der Schweiz, auch die verbotene Literatur; da halfen die scharfen 

Zensurbestimmungen und Konrrollen nicht viel. 
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700.000 Livres von der Staarskassa, konnre man bel Necker nachlesen, die Sraarspensionen 

kmreren insgesamr 28 Millionen pro Jahr. Zum ersren Mal erhielr dIe Öffenclichkeir EinblIck 

in die Gebarung der Sraatsfinanzen - und war empört! 

Im Jahr 1775 revoltierten die amerikanischen Kolonien gegen das Mutterland England und 

wandten sich - nicht ungeschickt - an den Erzfeind Englands um Hilfe. Der Krieg verlief 

zwar für Frankreich erfolgreich, kosrete aber weitere 1,5 bis 2 Milliarden Livres, dIe - wie nicht 

anders möglIch - als Kredite zu sehr hohen Zinsen aufgebracht werden mußten. Die hohen 

Zinssätze der Schweizer Banken antizipierten bzw. "reflektierten" einen früher oder später ein

trerenden Sraatsbankrort, aber wider Erwarten wurde ein solcher von der französischen Re

gierung nlchr erklärt; 1787/88 war es aber dann doch soweit: Mehrere Staatskassen konnren 

ihren Zahlungsverpflichtungen nIcht mehr nachkommen. Der König sah keInen anderen 

Ausweg mehr als die Generalstände Frankreichs, die seit 1614 nIcht mehr einberufen worden 

waren, um Hilfe zu birten. Wir wissen heute, daß dIe Zusammenkunft der Generalstände ein 

enrscheidender Schrirt in RIchtung Revolution bedeurete. 

Die Revolutionsregierung ergriff sofort einschneidende Maßnahmen'o: Man ließ den 

Grundbesitz der Kirche enreignen und die Grundstücke auf dem Markt zum Verkauf anbie

ren. Die Erträge waren zwar niedriger als er.vartet - man kann nicht derart viel Grundbesitz 

auf einen Schlag auf den Markt bringen, ohne die Preise zu ruinieren, wie schon Edmund 

Burke sarkastisch anmerkte -, trotzdem lebte der Staat eine Weile davon. Die feudalen Privi

legien 'l wurden ebenso abgeschafft wie das gesamte System der Steuerpacht. Das Prinzip der 

Allgemeinheit der Sreuerpflicht sollte endlich konsequenr durchgesetzt werden. Das neue 

5teuersystem der Revolutionsregierung härte hauptsächlich auf der Grundsreuer aufbauen 

sollen - ergänzr durch Zölle an den Staatsgrenzen -, aber das waren unrealistische Ideen, zu

mal die vorrevolurionäre Steuerbasis zu mehr als der Hälfte auf indirekten Sreuern beruht 

harte. Die Regierung wußte sich nichr mehr zu helfen und ließ Papiergeld drucken - nach 

John Laws Experimenr eine weitere große Papiergeldinflation in der Finanzgeschichte Frank

reichs. Hinzu kam dann noch der Krieg. 

Napoleon hat bekanntlich die Kriegskosten weitgehend auf die besetzren Gebiete abge

wälzt, was den ersraunlichen Sachverhalt erklärt, daß Frankreich im Unrerschied zu den an

deren kriegführenden Ländern 1815 fast ohne Kriegsschulden in dIe Fnedenszeit einsteigt. Enr

sprechend dem Programm der neuen Regierung sollte das neue Steuersystem in erster Linie 

Z\vei PrinzIpien folgen: I. Die Besteuerung müsse objektiven Kriterien gehorchen, um die zahl
losen Willkürakte des Ancien regime ausschließen zu können. 2. Die Pnvatsphäre der Bürger 

sei zu respekrieren, ein "gewaltsames" Eindringen des Staates in die Vermögensverhältnisse 

50 Eugene NeLron 1995-' The French Revolution and rhe Pohtics of Government Finance, 1770-1815. 

In: The Journal ofEconomlc Hiswry 55: 227-255. 

51 Ernst Hmnchs 1989: AnClen Regime und Revolunon. Frankfurt am MaIn: Suhrkamp, S. 158 ff. zur 

DiskUSSIOn um die Ablösung der feudalen "Eigentumsrechte". 
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der Bürger sei unzulässig. - Beide Grundsärze enrsprachen dem heraufziehenden Liberalis

mus der Zeit, verwiesen aber die Steuerbehörden auf "freiwillige" Auskünfre der Bürger bzw. 

schränkten im Laufe des 19. Jahrhundens eine flexible Anpassung des Steuersystems ein. Die 

negativen Erfahrungen aus dem Ancien regime prägten also in gewisser Weise auch die 

nachrevolutionären Ideen. 

Das Prinzip der "Objektivität" lenkte das Steuersystem zu einer Überschätzung der Be

deutung der Grund- und Gebäudesteuern: Mit außerordentlich hohem Aufwand werden in 

der ersten Hälfre des 19. JahrhundertS die Arbeiten am Grundstückkataster fortgeführt und 

die durchschnittlichen Erträge "objektiviert" An Gebäuden besteuert man nach der Zahl von 

Türen und Fenstern, also "objektiven" Kriterien. Dasselbe galt für die Luxussteuern, von de

nen sich aber nur wenIge "objektivieren" ließen, so z. B. das Halten von Pferdegespannen. 

Ähnliche Schwierigkeiten ergaben sich bei der Besteuerung von Handel und Gewerben. - Es 
liegt auf der Hand, daß die industrielle Revolurion im Verlaufe des 19. JahrhundertS mit Hilfe 

dieser Steuerprinzipien ("rohe Objektsteuern") nicht zu erfassen war. Auf ähnliche Weise 

schnürte das Prinzip des Schutzes der Privatsphäre die fiskalische Erfassung der tatsächlichen 

Vermögensverhältnisse sehr stark ein, so daß das Steuersystem kaum auf die ökonomischen 

Ungleichverteilungen reagieren konnre. 

Liberty was interpreted as unconditional protection of the privacy of ehe individual from offi

cial arbitranness. The integrity of the private sphere in ehe tax system was considered ro be 

guarded by granting finanClal auehorities no rights whatsoever ro ascertain ehe citizens' acrual 

,internaI' lOcomes and property. Thus undersrood, liberty was the overriding consideranon 

which shaped ehe ne\v tax system, leading to ehe development of ehe essentially traditional type 

of revenue taxes proportioned stricdy and as exclusively on a basis of external indicarors of ave

rage achievable ability of citizens ro bear taxes. Such external indicarors were - by definition -

ascertainable 10 type and volume; by means of ehe exclusion of subjeccive elements, ehey offered 

the best guarantee of objective equality uninfluenced by arbitrary elements; ehus tax justiceY 

Die Hauptlast der Besteuerung verlagerte sich im Laufe des 19. Jahrhunderts wieder zu den 

indirekten Steuern, d. h. zu den Konsumenren: 1885 erbrachten die direkten Steuern 16,6 %, 
die indirekten aber 57,1 % des gesamten Steueraufkommens, d. h. die Konsumenren von 

Zucker, Salz, Getränken, Tabak usw. trugen den Löwenanteil der Staatsfinanzen, mithin das 
"gemeine Volk". Zu einer französischen Besonderheit wurden die sog. Enregistrements, d. h., 

die Besteuerung von Rechtsakten mit offiziellem Status, wie die Anmeldung eines Gewerbes, 

die Registrierung eines Vertrages, eines Grundkaufes, der Übernahme einer Erbschaft usw.; 

52 D. E Schremmer 1989: Taxation and Public Finance: Britain, France, and Germany. In: Peter Ma

thias/Sidney PoUand (Hrsg.), The Cambridge Economic Hisroty ofEurope, Vol. VIII, Cambridge 

u. a.: Cambridge Univ. Press, S. 315-494, hier S. 378 f. 
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sie summierten sich - inkl. der Stempel marken - 1885 auf 26,3 % des SteueraufkommenslJ.

Erst sehr spät und nur zögerlich - unter dem Eindruck der Kriegskosten des Ersten Welt

krieges - adoptiert frankreich die moderne Einkommenssteuer: sie träge 1925 zu 20,4 % zum 

Steueraufkommen bei. aber weil sich das Steuervolumen im Zeitraum zwischen 1913 und 1925 

versiebenfacht, fällt das Schwergewicht in Frankreich nach wie vor den indirekten Steuern zu 

(48,6 %), auch die fiskalische Bedeutung der .,Registrierungen" bleibt erhalten '. 

Die Entwicklung Engfands zum modernen "Steuerstaat" weist im Vergleich zu den Län

dern des europäischen Kontinents einige Besonderheiten auf, die als institutionelle Determi

nanten - also unabhängig von der lIbrigen wirtschaftlichen Entwicklung - Beachtung ver

dienen, wenngleich - das sei schon hier vorweggenommen - die Steuersysteme in fast allen 

europäischen Ländern bis zum Ende des 19. Jahrhunderrs eine hohe Konvergenz aufweisen, 

einschließlich der Staarsquote. - In England standen dem KÖnig als formellem Schurzherrn 

des Landes in erster Linie die Zölle zu!!; bis ins 17. Jahrhundert spielten die Zölle die wichtig

ste Rolle, aber schon seit der Magna Charta (I2I5) wird dem König die willkllrliche Erhöhung 

der Zölle untersage; immer wieder muß der König von England seinem Parlament ZUSIChern, 

daß er ohne Zustimmung keine Änderung bei den Zolltarifen vornehmen werde. Fallweise 

bewillige das Parlament eine Kopfsteuer (poil tax) oder Grundsteuer; das Erstaunliche dabei 

war aber, daß sich der englische Adel aus der Beirragspflicht nicht ausnimmt. England scheint 

53 Nurmießer dieser Verbürokratisierung waren u. a. auch die Notariate, die die Revolution unbe

schadet überstanden harren. Notariate erfüllen Rechtsgeschäfte im öffentlichen Aunrag, d. h., der 

Bürger ist per Gesetz gezwungen, bestimmte Rechtsakte notariell "beglaubigen" zu lassen, aber 

die Notare selbst führen ein pnvates Büro und sind berechtigt, die Zahlungen der betroffenen Bür

ger zu pnvatisieren, also der klassische Fall der .. patrimonialen" Ausbeutung eines Amtes; so ist es 

bis heute geblieben; siehe die interessante Studie von Ezra N. Sulezman 1987: Private Power and 

Centrallzation 111 France: The NotaJres and the State. Princeron/NJ: Pnnceton Untv. Press. 

54 D. E. Schremmer 1989: Taxation and PublIc Finance: BntaJn, France, and Germany, a. a. 0., S. 

397: "Once again, the high elasticity of French registranon and stamp dues remained asronish111g, 

apparendy confirming a general rule borne from centunes of fiscal experience: a rax oflong-stand

ing - ro wh Ich taxpayers are accusromed - is a good rax. - Siehe auch Herben Timm 1987: Wand

lungen der Besteuerung seit dem vorigen Jahrhundert. In: Karl Häuser (Hrsg.), \X1andlungen der 

Besteuerung. Berlin: Duncker & Humblot, S. 11-58: "ln Frankreich war die Verbrauchsbesteue

rung von jeher von großer Bedeutung; sie erbrachte um die Jahrhunderrwende ebenso wie in un

serem Jahrhundert durchgängig mehr als die Haine des gesamten Staatssteueraufkommens. In 

dieser Zeit erhöhte sich der Anteil der ,direkten Abgaben' zwar von rd. 20 % über 29 % (1925), 

34 % (1950) auf 33 % (1970) und auf 41 % (1977)· Dabei ist jedoch zu beachren, daß in Frankreich 

nicht vor dem Emen Weltkrieg mit der Einkommensbesteuerung begonnen wurde und daß eine 

Einkommenssreuer i.e.S. eigentlich erst seit den ersren Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg eXI

stiert. Der Ansneg der ,direkten Abgaben' erfolgte vornehmlich auf Kosten einer rohen Besirzbe
steuerung" (5. 14). 

55 K. Th. Eheberg n al. 1909-' Finanzen. In: Handwörrerbuch, Bd. IV, S. 174 f. 
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das erste Land zu sein, in welchem sich der Grundsatz der Allgemeinheit der Steuerpflicht zu

erst durchzusetzen beginnt, aber dieser Grundsatz wird bis zum Ende des 18. Jahrhunderts 

kaum strapaziert, weil das Parlament keine allgemeinen, rurekten Steuern bewilligt. 

Im Konflikt der Sruarts mit dem Parlament ging es im Kern ebenfalls ums Geld, nicht zu

letzt um die Frage der ZuStlmmungspflichtigkeit der Zolltarife. Die Forderung des Königs 

nach Steuern war sicherlich berechtigt, aber das Parlament sah darin nur den Versuch, in Eng

land ein absolutistisches System einzuführen. Das Parlament wehrte sich entschieden, schließ

lich mündete der Konflikt in einen Bürgerkrieg. Während des "Long Parliament" bzv... der 

Militärruktarur Cromwells wurde dann doch eine Excise l6 auferlegt, also eme inrurekte Steuer 

auf den Konsum trOtz Steuerrebellion! Es bedurfte offenbar einer starken Hand, um die 

Engländer an den DauazUJtand einer Besteuerung zu gewöhnen'-. 

Nach der Wiedererrichtung der Monarchie 1660 blieben alle Steuerfragen in Hinkunft an 

Geserze des Parlaments gebunden: "Legislation and taxation had become subject to exclusive 

parliamentary control."j8 Das Parlament griff jedoch kaum zum Mittel der Steuergesetzge

bungl9 , um die Staatseinnahmen zu erhöhen, sondern machte Schulden: 1694 wird nicht zu

letzt zum Zwecke der Abv,1cklung der Staatsschulden rue Bank 0/ England gegründer60. Da

hinter standen allerdings Geldinteressen der Londoner Ciry, die von der Politik der 

Staatsschulden kräftig profitierten. Dennoch v.urde erstmals anerkannt, daß der Staat schul-

)6 Phzllppovrch !Jon Philippsbag 19°9: Accise. In Handwörterbuch, Bd. I, S. 20-25, hier S. 24 f.; 
schon 1643 Wird nach dem Vorbilde der Niederländer eine Exwe auf Ale, Bier, Obstwein, Brannr

wein und einige andere Anikel eingehoben und danach ständig ausgeweitet; 1660 wird dem Kö

nig eine "hereditary exclse" zugestanden als Ersatz für einige verlorengegangene lehnsrechdiche 

Einkünfte; 1797 enrfallen von 21,3 MillIOnen Pfund Gesanlteinnahmen 10,3 MIO. auf die Excise, 

welche sich seit 1715 mehr als vervIerfacht hat; 1829 erbringt die Excise 22,2 Millionen, während 

dIe direkten Steilem nur 5,2 ~11O. einbringen, 1833 Wird eine Kommission zur l:ntersuchung der 

umstrIttenen ExClSenfrage eingesetzt und in den folgenden Jahrzehnren werden die Gegenstände 

der Excise immer weiter eingeschränkt. "Die Ausbildung des Steuerwesens erfolgt nun in der 

Richtung der direkten Steuern", so Philippsberg. 

57 Rudolf Braun 1975: Taxation Sociopolitical Strucrure, and State-Building: Great Britain and Bran

denburg-Prussia. In: Charles Tilly (Hrsg.l, The Formation ofl':acional States in Western Europe, 

a. a. 0., S. 243-327, hier S. 289. 

58 Rudolf Braun 197f: Taxation, a. a. 0" S. 289. 

59 Siehe auch Kor! Häuser 1977: Abriß der geschichtlichen Enrwicklung der öffentlichen Finanz

wirtschaft. In: Fritz ~eumark (Hrsg.), Handbuch der FinanZWissenschaft, Bd. 1, a. a. 0., S. 4-51, 

hier S. 4J: Das englIsche Parlament hat mit der "Bill of Rights" 1689 der Krone unwiederruflich 

das Steuerbewilligungsrecht abgetrotzt; gleichzeitig Wird das Steuerwesen endgültIg auf eine ge
,nzliche Basis gestellt. Damit kann die Enrwicklung des Steuerrechts voranschreiten. 

60 Die Habsburger versuchten 1703 eine ähnliche Vorgangsweise; sie gründeten die "Banco del Giro", 

aber: ,,Angesichts der trostlosen Finanzlage des Staates gelang die Fundierung natürlich nicht, und 

jeder wußte, daß sie nicht gelingen konnre. Die mit dem bankrotten Staat so eng verbundene 
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det und nicht mehr dIe Krone bzw. der König als Person. DIes Ist eme wIchtige Absrraktions

leistung, weil sie damn den Staatshaushalt vom "persönlichen Geldbeutel" des Königs (jisc) 
trennte"'. Zweitem konnten SIch die Parlamentarier nicht mehr der Veranrworrung für die 

Einnahmenseite entziehen lind mußten dann doch zum Mi([e! der Besteuerung grelfen 6>; 
während des 18. Jahrhundem blieb England im wesentlIchen bei der indirekten Besteuerung 

über E-msen und Zölle. ~icht unwesentlich war schließlich für unseren Zusammenhang der 

Aufstieg des Common Law 6', denn dieser bedeutete den Sieg der Common Law Courrs über 

die Rechtsgewalt des Königs bzw. der königlichen Genchte. Wir harren oben gesehen, wie 

wichtig der Aspekt der Property R;ghts für die ökonomische EnrwickJung 1St. Die Prinzipien des 

Bank genoß daher eben,o wenIg Kredit wie der Staat selbst. ... Der ,Banco del Giro' wie, am 1. 

~ovember 1705 einen Kas,enbestand von sage und schreibe 66 Gulden auf Die Bank war kaum 

111 der Lage ihre eIgenen Beamten zu bezahlen. göchweige denn dem Staat Kredite zu beschaf

fen". so Ermt A7ein 1974: Geschichte der öffendlchen Finanzen, a. a. 0., S. 33 f; zur (,eschichte 

des Bankenwesens siehe Charu5 P Kinduberger 1991. A Financial HIstory ofWestern Europe. Sec. 

Ed , :--Jew YorkJOxford' Oxford C'niv. Pre!>S, Kap. 3. S. 37 ff., zum englIschen Steuerwesen/Staats

finanzen S. 156163. 

61 \Vie viele andere Autoren spncht auch Kurt K1uxen 111 diesem Zusammenhang von einer "Fi

nanzrevolurion"' gC!>ctzliche Statuierung einer Staatsschuld im Jahre 1693, deren Annuitäten durch 

eine Akzise auf Bier und Splfltuosen geSichert wurde, sowie die l:.rnchtung der Bank of England: 

die Bank lieh der Regierung sofort 1,2 MillIOnen Pfund zu 8 % Zinsen unter der Bürgschaft des 

Parlaments und nur dadurch konnte England erfolgreich gegen Frankreich Im Spanischen Erb

folgekrieg Intervenieren. diesen schließlich erfolgreich zugunsten Englands beenden "Em mit 

Hilfe dieser Finanzrevolution konnten die gewaltigen Kosten für die Kriege mit Frankreich 

(1689-1697 und 1701-1714) aufgebracht werden", so Kurt Kluxen 1983: Geschichte und Proble

matik des Parlamentarismus. Frankfurt am ~1ain; Suhrkamp. S. 84 f Hinforr sicherte das Parla

ment die Krednfahigkelt der Regierung und machte damit den Reichtum des Landes für die "Po

litik" verfügbar. Vgl. auch /vfartzn van Crroeld 1999: Aufstieg und Untergang des Staates. 

Munchen: Gerling Akad- Verl.: "Die Reformen von 1694-1696 waren der Schlüssel für die engli

sche Finanzmacht im 18. und 19. Jahrhundert"(S. 159). 

62 Die Jahre waren entscheidend für die ImmutlOnalislerung des Parldment5 als Organ der "Staatslei

tung", so auch Finer: "In 1694 [he definl[ive Triennial AC[ was passed and Parliaments ceased to 

be [emporary accessorie; to kings in embarrassed circumstance.s, to be convened and di5solved at 

will. Thcy became as permanent an organ of me constitution as [he monarchy itself', S E Finer 

1997:The History ofGovcrnmem, Vol. IIL Oxford Univ. PrC!>S, S. 1352; wir sprechen im Kapl[el7 

von cmem Cbergang im Sinne ell1es "Parlaments als EreigniS" zu einem nParlamem als Institu
rion". 

63 R. C van Caerzt!gem 1973- Thc Birm of the English Common Law. Cambridge/~ew lork: Cam

bridge Univ. Pre!>S; grundsätzlich zur geschlichdichen Bedeutung der VerrechtlIchung und dann 

des RechtsStaa[cs Bldndine Kriegel 1995-' The State and [he Rule of Law. PClnCeton, 01. J.: Pnnce

ton UfllV. Press. 
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Common Law sicherten individuelle Freiheitsrechte und das Eigentum in einem bis dahin 

unbekannten Maße. Die Kalkulierbarkeit des Rechts ist eine der wichtigsten Rahmenbedin

gungen für die kapitalistische WirtSchaft, wie Max Weber bereits wußte. 

Im Verlaufe des 18. JahrhundertS werden die Engländer zum höchstbesteuerten Volk der 

Welt, und zwar nicht weil sie besonders gutmütige Schafe gewesen wären - gerade in Geld

sachen waren sie das sicherlich nicht, "but because they regarded taxation as a legitimate 

aspect of parliamentary government"64 • Mit Ausnahme von Schottland und dann der ameri

kanischen Kolonien ': kennt man in England keine Steuerrebellion mehr und enveist sich die 

administrative Seite der Steuereinhebung viel leichter und viel effektiver als erwa in Frank

reich. wo die Steuereinhebung als ein Akt der Ungerechtigkeit empfunden wurde und überall 

e10 Steuerwiderstand zu brechen war. Das soll nicht heißen, daß es keine Schwierigkeiten ge

geben hätte: Die Schmugglerbanden an den Küsten lebten geradezu von der Umgehung der 

hohen Importzölle, ihre Bekämpfung erforderte immer wieder den Einsatz von Soldaten. 

Aber das ist relativ harmlos im Vergleich zu Frankreich, wo die Steuereinhebung ohne be

waffneten Begleitschutz zeirweise unmöglich war. 

Zwei Jahrzehnte nach 1688 war vor allem die Grundsteuer wichtig für die Staatsfinanzie

rung; wahrscheinlich hat auch die englische Aristokratie nie den vollen Steuersatz bezahlt, zu 

dem sie verpflichtet gewesen wäre, aber rein optisch war sie von der Steuerpflicht nicht 

ausgenommen und auf diese Optik kam es der sich verstärkenden "öffentlichen Meinung" 

an - das englische Steuenvesen erschien eben als viel gerechter als das in Frankreich oder 

Preußen. Zu dieser Optik trug auch nicht unwesentlich bei, daß das Parlament als Zentral

instanz der Steuergesetzgebung ein ungewöhnlich einheitliches Steuerrecht schuf: Hier gab es 

keine lokalen parlaments, Magistrate oder Korporationen, die sich Sonderrechte aushandeln 

durften , wie in Frankreich. Schlußendlich war es das Parlament gewesen, das per Gesetz von 

1671 und ,683 das System der Steuerpacht in England für immer abschafft und ebenfalls 

durch einen Act ofParliament das Herdsteuergesetz aufhebt - unter großem Jubel der Bevöl

kerung, denn "as a ,badge of slavery' upon the people" hatte sie gegolten wegen ihrer kopf

steuerartigen Wirkung. 

Wie 10 Frankreich waren die Steuerpächter in England die wichtigsten Krediteure der 

Krone gewesen; diese fielen nun weg, und schon aus diesem Grunde brauchte man einen Er

satz, und zwar dringend, denn England befand sich im Krieg mit Frankreich, deshalb die 

64 lohn Brewer 1988: The Sinews of Power. - War, Money and the English State 1688-1783. Cam

bridge, Mass.: Harvard Univ. Press, S. '33. 

65 S. E. Finer 1997:The HistOry ofGovernment, a. a. 0., S. 1490 f.: Die amerikanischen Kolonisten 

"rebellierten" gegen die britische Steuergesetzgebung, obwohl sie zu den niedrigst besteuerten Völ

kern der westlichen Welt zählten, so Finer, " ... the British Americans enjoyed a lighter tax bur

den than any people of ehe western world - except the Poles. Ir is reckoned that it was , shilling 

per caplta in America compared wieh 6 shillings and 8 pence in Ireland and no less than 26 shil

lings In Britain." 
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Gründung der Bank 0/ England (1694) durch die Londoner Finanziers - vermurlich nach 

holländischem Vorbild: Die Bank gewährt der Treasury kurz- und vor allem langfristige Kre

dite, bietet am Markt zu bestimmten Zinssätzen Staatsanleihen an, während das Parlament 

Steuern beschließt, die "earmarked" sind, also ausschließlich zur Abtragung einer genau be

zeichneten kreditbedingren Staatsschuld eingehoben werden: "One Important consequence 

of this connection was that new taxes imposed to fund ehe debt became firmly embedded in 

the fiscal fabric of the state. The repeal of such a tax, thereby removing the securiry of a part

icular stock, would have been a grass breach of public confidence and a threat to the securiry 

of public credi t. "6~ 

Anders als die Regierungen auf dem europäischen Kontinent kann die Politik in England 

auf wirrschaftsschädigende Währungsmanipulationen, einseitige Änderungen von Kreditver

trägen oder - noch drastischer - auf die Erklärung eines Staatsbankrorrs zum Zwecke der Ent

schuldung, verzichten. Die Zusammenhänge zwischen hoher polmscher Stabilltat gegrün

det auf eine moderne Form der Staatsfinanzierung - und dem Aufstieg Englands zur 

führenden Wirtschaftsmacht der Welt hegen auf der Hand: Im Sinne des wirrschaftstheoreti

schen Ansatzes von North und Thomas gewinnt England einen erheblichen Modernisie

rungsvorsprung bel der Sicherung der Property Rights und der Senkung der Transaktionko
sten6~. Man darf daher vermuten, daß die Staatsanleihen der Londoner Bourgeoisie einerseits 

eine sichere Form der Kapitalanlage und -akkumulation boren, andererseits ihr gleichzeitig die 

Option eröffneten, einen gewissen Teil ihres Kapitals in risikoreIchere, aber gewinnverspre

chende Unternehmen zu reinvestieren. Sicherheit und Risiko sind bekannrlich zwei der wich

tigsten Parameter des modernen Wirtschaftslebens. 

Die genannten Faktoren: Steuerbewilligungsrecht des Parlaments, einheitliches Steuer

recht, Staatsfinanzierung über Staatsverschuldung/Kreditfinanzierung (durch eine solide 

Bank), sowie darauf bezogene Steuergesetzgebung - erklären die Enrwicklung des britISchen 

Steuersystems im 18. Jahrhundert ganz gut: Nach 1688 wurde - wie erwähnt - die alte poil tax 
abgeschafft: und durch eine land tax als einziger direkter Steuer ersetz~8. Die Motive des da-

66 John Brewl'r 1988- The Sinews ofPower, a. a. 0., S. 119. 

67 Douglass C. North 198r Structure and Change In Economic History. New YorkiLondon· Norton 

Comp., S. 156: "The rise of Parliament caused the nature of English properry rights to dlverge 

from the Continental pauern. The power to grant properry rights increasingly fell to a group 

whose own interests were best served by private properry and elimination of crown monopoiles. 

Had such a shift not occured, me economic history ofEngland would have been much different." 

68 Kurt Kluxen 1983: Geschichte und Problematik des Parlamentarismus, a. a. 0., S. 84-90: Die 

"Land Tax" betrug 20 % der Einnahmen und Renten aus Landbesitz, dIe Steuer belastete daher 

primar den Grundbesitz; wel1lg später (I7II) wird mit dem "Landed Qualification Act" das Wahl
recht fur alle Botough-Vertreter im Unterhau.s auf einen Pachrwerr von jährlich 300 Pfund, fur die 

Grafschaftsvertreter auf 600 Pfund festgelegt, d. h., wir sehen hier sehr früh die Verknüpfung von 

Steuerrecht und Wahlrecht. 
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maligen Parlaments sind unschwer zu durchschauen, denn die Grundsteuer sollte nicht durch 

Beamte der Treasury, sondern durch die existierenden kommunalen Strukturen der parishes, 

counties and towns69 eingehoben werden. Die Einziehung der Steuer blieb also fest in der 

Hand der Aristokratie und der Gentry; das war wichtig, solange sie eben der Krone mißtrau

ten. Aber genau wegen dieser Form der Einziehung blieb die Steuer wenig ergiebig. Die 

Hausbesitzer in den Städten sollten als Ausgleich eine "Fenstersteuer" zahlen, aber auch diese 

Steuer konnte man durch Zumauern von Fenstern wenigstens teilweise umgehen70 . 

Die direkte Steuer bildete wegen der fehlenden staatlichen Administration keine solide 

Finanzgrundlage Schon die Kredite für Englands Engagement im Spanischen Erbfolgekrieg 

hatten zur Folge, daß 50 bis 60 % des Budgets m die Staatsschuldentilgung zu fließen hatten; 

das war auf die Dauer natürlich ein unhaltbarer Zustand. Parlament und Treasury mußten 

stärker koopeneren, und das taten sie auch: Während des ganzen 18. Jahrhunderts wurden von 

hunderten von Antragen zur Steuergesetzgebung nur vier abgelehnt7l • Das Parlament be

schloß also neue Steuern, und zwar Immer nur von Fall zu Fall; und oft - wie erwähnt -

zweckgebunden für eine beStlmmte Staatsschuld72 : Eine Steuer auf Bier, eine Steuer auf 

Zucker, auf Salz, auf Tabak, lee, Kaffee, Spirituosen, Papier, Seife, Leder usw. Auf diese Weise 

kamen im Laufe des 18. Jahrhunderrs ziemlich viele Steuern zusammen - alle auf den Kon

sum! 

69 E. Sfhremmer 1989: Taxation, a. a. 0., S. J2I. 

70 DIe Fenstersteuer hatte bis 1851 Bestand und noch heute soll manche StadIVilla beIm Betreten eI

nen düsteren Eindruck machen, sogar zugemauerte Fenster sind noch zu erkennen. 

71 john Brewer 1988- The Sinews ofPower, a. a. 0, S. IJ2. 

72 Die Staatsschuld explodierte infolge der hohen Kriegskosten von erwa I Million Pfund (1688) auf 

80 Millionen Mitte des 18. JahrhundertS, aber - und das ist der entscheidende Punkt - sIe verur

sachte keinen Vemauenssch\\'Und in den Staat als Gläubiger, ganz im Gegenteil. der Staat drängte 

auf Senkung der Kreditzinsen, die bis Mitte des JahrhundertS auf 3% sanken; die Briten waren fas
ziniert von der Existenz von,cheap moner", also billigen Krediten! Vgl U? R. Brock 1957 England. 

In: The New Cambridge Modern HIStory, Vol VII. S 2.41-268, insbes. 5. 242. und S. 252. Hier 

wären die Zusammenhänge mit der .industriellen Revolution" weiterzuverfolgen: Der Staat ga

rantiert wie in keinem anderen Land der damaligen Zeit die "property rights" - "reverence for pto

perry had largely taken the place of religion as the cement of socicry" - so Brock \5. 264) -, seit 

den Habeas Corpus Acts gibt es kaum noch willkürliche Verhaftungen: ,.An Englishman was free 

from arbitrary arrest, imprisonment or punishment·· (5. 264), es konnte wegen der weitgehenden 

Pressefreiheit ein freier "Iv1arkt" für Ideen (Innovationen) entstehen, schließlich sicherte die Royal 

Navy den Handel mit fast allen Erdteilen; sog. "sunday schools" sorgen für ein steigendes Niveau 

an Literalität ("the gap between grammar schools and public schools was less wide than iE is to

day", so Brock); "cheap money" ermöglicht großangelegte Projekte des Ausbaus von Kanalen für 

die Binnenschiffahrt sowie den Bau von Straßen und Brücken - man spricht in diesem Zusam

menhang sogar von einer "communication revolution" - eine wichtige Voraussetzung daRlr, daß 
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Indirekte Steuern auf den Konsum haben den Vorzug, daß sie den Bürger nicht unmittel

bar bei seinem Einkommen erfassen, sondern "nur" als Konsumenten. Die Steuern z. B. auf 

Bier und Malz bezahlten zunächst einmal die Eigentümer von Brauereien und Pubs. Es lag 

nun bei diesen, die Steuern auf die Preise zu überwälzen, was sie auch taten. Neben diesem 

"psychologischen" Vorzug hatten die ,,Akzisen" (Konsumsteuern) noch einen "technischen": 

Sie sind vergleichsweise leicht zu berechnen und einzuziehen. Drittens zahlt die große Masse 

des Volkes, weil es p bestimmte Dinge konsumieren muß BIs zu den napoleonischen Krie

gen belastete das britische Steuersystem hauptsächlich "das gemeine Volk" und ließ das Pro

duktivvermägen ebenso wie Kapitaleinkommen ungeschoren davonkommen. 

Die Schwerpunkrverlagerung des britischen Steuersystems zu den Akzisen hatte eIne wei

tere, nichtintendierte Konsequenz, deren sraatstheoretische Bedeutung erst in jüngster Zeit 

erkannt wurde, nämlich der Aufbau einer effizienten Steuerverwaltung. Die Akzisebeamten 

drehten täglich ihre Runden zu den steuerpflichtigen .. Geschäften", trugen Art und Menge 

der \Varen in ihre Tabellen ein, berechneten den Steuerbetrag, kassierten und kehrten am 

Abend In ihr Büro zurück, wo sie ihre Buroarbeit zu erledigen hatten oft bis spät in die 

Nacht. Häufige Supervisionen und Versetzungen machten ihnen das Leben schwer, aber die 

Akzisenverwaltung galt schon damals als ziemlich sauber und vor allem effizient: Die <)teuer

einhebung im Betrieb nahm wenig Zeit in Anspruch und belastete die Geschäftswelt kaum; 

teilweise waren die Akzisebeamten bei den Händlern nicht eInmal unbeliebt - unvorstellbar 

in den meisten Ländern der damaligen Zeit. 

The exciseman was a ubiquitous presence In eighteenth-century England, for he worked not 

merely in the pom and on the coast, like the customs officer, but in every small town and ham

let where beer and a1e were brewed or tea sold over the counter. He was astate official, an ex

ecuttve rather than Judieial officer, working under a system of statutory admInistrative law. fu 

such, he was the symbol of a new form of government. He was also a sign of the state's deter

mination to extract sufficient rcvenues from the publie to ensure that England secured its place 

as a major international powcr.-' 

Die im Anschluß an die Französische Revolution einsetzenden Koalitionsknege und dann vor 

allem die Kriege der napoleonischen Zeit verschlingen derart hohe Summen, daß sie die 

Grenzen des britischen Steuersystems bel weitem überschreiten. Premier und SchatzkanzIer 

William Pitt mußte einsehen, daß die begütenen und wohlhabenden Schichten des Landes 

die knappe und deshalb teure Holzkohle durch Steinkohle ersetzr werden konnte, "and the grawth 

uf protessional codes of conduct is one of the most Important and least noticed legacles of the 

eighteenth century" (Brack, S. 265); d. h, "Modernisierung" ISt ein viel zu komplexes "Projekt", 

als daß es mit den wenigen Vanablen des "ökonomischen Reduktionismus" zu erfassen wäre. 
73 John Brl'wer 1988:The Sinews ofPower, a. a. 0., S 114. 
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einen größeren Beitrag zur Staatsfinanzierung zu leisten haben. Das Resultat der Suche nach 

neuen Finanzquellen war die Einführung der Einkommenssteuer (1799), zunächst gedacht als 

zeitlich befnstete "Kriegssteuer" - sie wird dann 1815 tatsächlich abgeschaffi: -, dann aber 1842 

von Peel zum Zwecke der Reduzierung des Budgetdefizits wieder eingeführt, wird sie alsbald 

zur wichtigsten Säule des britischen Steuersystems, in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 

zum Vorbild für fast alle anderen Staaten Europas. Wieder einmal harre der Krieg zu einer der 

wichtigsten Innovationen bei den Institutionen des Staates gezwungen. 

Die Einkommenssteuer führte drei ganz neue Pnnzipien in das Steuerwesen ein: Erstens 

wird seitens des Fiskus anerkannt, daß ein gewisser Grundbetrag des Einkommens steuerftei 

zu bleiben habe - heute spricht man vom "Existenzminimum"; 1799 waren das 60 Pfund74 

Hier erscheint erstmals das Prinzip des ability to pay - ein Grundprinzip der modernen Be

steuerung, das sich gegen Ende des 19. Jahrhunderts in fast allen westlichen Industrieländern 

durchsetzt und dem staatlichen Terror der kopfsteuerartigen Belastungen der Armen ein Ende 

setzt. Zweitens, die britische Einkommenssteuer faßte diverse Einkommensarten zu .,Sche

dules" zusammen und bestimmte, daß - nach Abzug der Freibeträge - die Steuersätze mit der 

Höhe des Einkommens ansteigen sollten: zwischen 60 und 199 Pfund Einkommen stieg der 

Steuersatz In Stufen von 0,8 % auf 5,5 %; wer 200 und mehr Pfund verdiente, hatte den 

Höchststeuersatz von IO % zu bezahlen. Hier wird erstmals das Prinzip der Steuerprogression 
bewußt, gezielt und begründet InS Steuerwesen eingeführt. Es ist klar, daß die englische 

Upper Class empört dagegen Sturm lief, aber solange der Krieg dauerte, ließ sich die Steuer 

rechtfertigen und durchsetzen - im Unterschied etwa zu Preußen, wo wenig später ein ähnli

cher Versuch am Widerstand der Aristokratie scheiterte. Schließlich greift die Einkommens

steuer zum ersten Mal in der langen Geschichte der Besteuerung auf das tatsächliche indivi

dueLle Einkommen zu, gleichgültig woher es stammt, z. B. aus Kapitalverzinsung: Die 

Londoner Bourgeoisie hatte das ganze 18. Jahrhundert hindurch davon profitiert, daß sich 

der Staat in beträchtlichem Umfang über Staatsschulden finanzierte und über die Bank of 

England all jenen, die Staatsanleihen kauften, Zinsen zahlte, während der Großteil der Steu

ern vom gemeInen Volk als Konsumenten "eingezogen" worden war, d. h., das System wirkte 

de facto als ein Mechanismus der Umverteilung von unten nach oben. Das Prinzip der Steu

erprogression trug nun dazu bei, diese Ungerechtigkeit im System zu korrigieren. Das Pro

blem aber war, wie der Fiskus an die Informationen über die individuellen Vermögensver

hältnisse herankommen konnte, ohne in die Privatsphäre der Bürger hineinzuschnüffeln? 

Auch dafür fanden die britischen Steuerexperten eine trickreiche Lösung: Zunächst sollten 

die Steuerpflichtigen auf grund ihrer Angaben geschätzt werden; wer glaubte, zuviel Steuern 

zu bezahlen, konnte seine Einkommensverhältnisse in überprüfbarer Weise offenlegen und 

eine emsprechende Herabsetzung der Steuer verlangen. 

Nach 1815 war die Einkommenssteuer politisch nicht mehr zu halten: Der Krieg war zu 

74 E Schremmer I989:Taxation, a. a. 0., S. 331. 
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Ende, folglich sei die Kriegssteuer als Steuer für die Wohlhabenden abzuschaffen. Daran än

derte auch die TatSache nichtS, daß England im Unterschied zu Frankreich einen hohen Turm 

an Kriegsschulden angehäuft hatte, der nun abzutragen war. Die Regierungen kehrten zur 

Tradition des 18. JahrhundertS zurück, nämlich zur Besteuerung des Konsums. Genau dage

gen regte sich aber zusehens öffentlicher Unmut und Widerstand. Die Zeiten hatten sich 

geändert, die Macht der politischen Öffentlichkeit nahm zu: Bis 1842 wurden von den rd. 

I.Z00 Steuern auf Konsumgüter 450 abgeschafft, bei weiteren 750 dIe Steuersätze gesenkt; 

berühmt wurde die .,Ami-Corn Law Leage", die mit Erfolg die Herabserzung, 1869 die ganz

liche Abschaffung der Zölle auf Gerreide erkämpfte. Das alte System war nun ebenfalls kaum 

mehr durchsetzbar; 1842 mußte man zur Einkommenssteuer zurückkehren. Sie entsprach 

auch dem säkularen Trend zum Individualismus der Industriegesellschaften, wenngleich der 

Liberalismus mit großer Skepsis das Eindringen des Fiskus in die privaten Vermögensverhält

nisse der Bürger beobachtete; die Widerstände legten sIch. Der Anteil der Konsumsteuern 

und Zölle am gesamten Steueraufkommen sank von 64 % (1848) auf 38 % (1913), wahrend 

sich die durchschnittliche Steuerbelastung pro Kopf verdoppelte und das Volumen des StaatS

hauhaltS fast verdreifachte - dank der Einkommenssteuer und einer höheren Erbschaftssteuer. 

Langsam, aber sicher bewegte sich GroßbritannIen im 19. Jahrhundert auf moderne Vorstel

lungen der SteuergerechtigkeIt zu'<. 

Einen weiteren, gravierenden Einschnitt in die Ent\vicklung des Steuersystems bewirkte 

wieder einmal der Krieg, diesmal der Erste Weltkrieg: Hatte die durchschnittliche Steuerbe

lastung pro Kopf 1913/14 nur 4,38 Pfund betragen, so war sie 1919/ZO auf 30 Pfund gestiegen-6. 

DIe Staatsquote lag im 19. Jahrhundert bei etwa 10 %, nach dem Krieg bei 30 %! Die we

sentlichen "Innovationen" des zo. Jahrhunderts sind weniger Im Steuersystem selbst zu fin

den, sondern in erster Linie im Steuermveau und den daraus resultierenden sozialen Kämpfen 

um die Verteilung der Steuerlast . 

Preußen: Bis zum 30jahrigen Kriege war der Kurfürst von Brandenburg-Preußen nicht viel 

mehr als ein begüteter Junker, eher pnmus Inter pares denn ein wirklicher Herrscher, seine Ver

waltung patrimoniale Oikos-Verwaltung, und dies noch dazu weitgehend auf naturalwirt

schaftlicher Grundlage, also weit, weit entfernt von einem Staat. Wie auch anderswo brauch

ten die Kurfürsten zur Schuldentilgung immer wieder die Stände, die sich im Gegenzug eine 

stärkere Stellung gegenüber den Bauern zusichern ließen. 

75 Sven Stemmo 1993: Taxanon and Democracy. New Haven/London: Yale Univ. Press, S. 52 ff. zu 
Großbmannien. 

76 M.}. Daunton 1996' How ro Pay for the War: "tate, SOClery and Taxanon in Britain, 1917-24. In: 
English Hisrorical Review: 882-919, zur parrelpolltlSchen Auseinanderserzung um die Steuerpo
litik; wieder einmal stand die Frage der Besteuerung der rentIm im Mitte/punkt. 

77 Herben Timm 1987' \X'andlungen der Besteuerung seit dem vorigen Jahrhundert, a. a. 0., S. 13 f: 

Anfang der 1970er Jahre lag der Anteil der Income Tax bei rd. 51 %, derJenige der ProperryTaxes 
bei rd. 12 % und der Verbrauchssteuern bei rd. 34 %. 
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Nach dem Ende des Krieges78 wollte Friedrich Wilhe1m, der Große Kurfürst (1640-1688), 

endlich ein stehendes Heer aufbauen, wie wir bereits sahen; dafür brauchte er einen kominu

ierlichen Ressourcenfluß, nicht mehr die alte Bede, eine einmalige Zahlung (irrigerweise Birr

steuer genanm - ein Widerspruch in sich), sondern eben regelmäßig zu zahlende Steuern. Die 

Verhandlungen mit den Sränden verliefen jedoch in den alten Bahnen: Auf dem Lande sollte 

die Kontribution der Kriegszeit fortgeführt werden'9, also ähnlich wie die französische Taille 

eine kombinierte Grund- und Herdsteuer, aber nur von den Bauern, nicht vom adeligen 

Großgrundbesitz. Für den städtischen Bereich bekam Friedrich Wilhe1m nach zähen Ver

handlungen eine Akzise~o zugestanden, eine indirekte Konsumsteuer, welche an den Stadrro

ren auf den Wert der eingehenden Waren aufgeschlagen wurde. Auf dem Lande wurden die 

Junkerlichen Landräte zur Steuerbehörde, in den Städten wurden dafür Steuerräte ernanm. 

Damit war die Sonderbehandlung der Rirrergutsbesirzer sowie die steuerliche Trennung von 

Stadt und Land besiegelt. 

Friedrich Wilhelm 1. rrieb den Ausbau bzw. die Erweiterung des fürstlichen Domänenbe

sitzes kräftig voran, mit dem "Domänenedikt" von 1713 wurde aber die Unveräußerlichkeit 

der kurfürstlichen Domänen erklärt und damit gewissermaßen "verstaatlicht". Bis zu seiner 

Zeit harre es auch ein ganz unübersichtliches Kassenwesen gegeben: 1. die königliche Schatulle 

oder Kammer, welche die Gelder des "persönlichen Bedarfs" des Königs emhielten; 2. die 

78 Wemer Vogel 1983.' Brandenburg-Preußen. Die Entwicklung der brandenburgischen Verwaltung 

biS zum RegierungsantrItt König Friedrich Wilhelms I. (1713). In: Kurr G. A. Jeserich/Hans 

PohllGeorg-Christoph von Unruh (Hrsg.), Deutsche Verwaltungsgeschichte, Bd. I, a. a. 0., S. 

858-889; die wirtschaftliche Lage war derart katastrophal, daß die Einkünfte des Fürsten oft nicht 

einmal ausreichten, um die Verpflegung des Hofes sicherzustellen, bel 25 Beamten! 

79 So auch in Österreich das sog. ConmbutlOnale, das aber in Österreich von den Landstänclen ein

gehoben und verwaltet wurde. Bis zur Zeit Maria Theresias halten die Landstände an ihrer Auf

fassung fest, es handele sich um "fTeiwillige Leistungen" der Stände an die Krone, von einer An

erkennung einer allgemeinen SteuerpflIcht war man ohnehin noch meilenweit entfernt, siehe 

Herbert Matis 1980: Staatswerdungsprozeß und Ausbildung der Volkswirtschaft. In: Ders. (Hrsg.), 

Von der Gh.ickseligkeit des Staates. - Staat, Wirtschaft und Gesellschaft in Österreich im Zeitalter 

des aufgeklärren AbsolutISmus. Berlin: Duncker & Humblot, S. 15-28, sowie Peter Berger 1980.' 

Finanzwesen und Staatswerdung. Zur Genese absolutistischer Herrschaftstechnik in Österreich, 

S. 105-136 im selben Sammelband. 

80 Philippsberg 1909: Accise, a. a. 0., S. 21. Erste Ansätze zur Einführung hatte es schon unter Kur

fürst AIbrecht Achilies gegeben, als 1472 auf Bier eine "Ziese" aufgeschlagen wurde, ist aber bald 

wieder erloschen, ebenso wie die "Ziese" auf Getreide 1571; erst die Anforderungen des 30jähri

gen Krieges werden Veranlassung zur Ausbildung eines Akzisensystems, aber es bildet zu dieser 

Zeit noch einen Teil der Kontriburionen, d. h. zur Erhalrungen der Truppen zu leistende Beiträge. 

Der Adel wehrr sich gegen die Beibehalrung der Akzise, weil er gegen alle Privilegien durch die 

Verbrauchsabgaben mltbesteuerr würde, die 1641 emgeführre "Generalaccise" mußte daher bald 

Wieder aufgegeben werden, 1667 wird die Akzise auf die Städte beschränkt. 
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"Hofrenrei"81 zur Finanzierung des Hofes und der Behörden, 3. die "Hofstaatsrenrei" für be

sondere AufWendungen des Hofes. Noch immer flossen zahlreiche Abgaben in natura an den 

Hof. Friedrich Wilhe1m beseitigte schließlich dieses zersplitterte Kassenwesen, errichtete 1722 

das "Generalfinanzdirektorium" für die gesamten Staatsfinanzen und ein Jahr später 11723) 

eine "General-Rechenkammer" als eine Behörde zur Prüfung der Rechnungen des Staats

haushalts. Damit konnre das gesamte Rechnungswesen enrscheidend verbessert und erst auf 

dieser Grundlage regelmäßige Aufstellungen von Voranschlägen erstellt werden. Sich selbst 

ließ der König ein Jahresgehalt von 52.000 Talern über','v'eisen82. \X'ie zuvor in England wurde 

auch hier eine endgültige Trennung von Arm und Person des Königs vollzogen8l. Der König 

übertrug seine persönlich äußerst sparsame Lebensweise auch auf den Staat, so daß sich am 

Ende seiner Regierungszeit - wie erwähnr - ein Staatsschatz von 8 bis 9 Millionen Talern an

gesammelt hatteR4 • 

Friedrich dem Großen mißlang - wie seinen Vorgängern - der Plan für eine durchgrei

fende Akzisenreform: Zwar wurde mit dem ,,Akzisendepartemenr" eine eigene Steuerbehörde 

81 Walter Hubatsch 1983: Ver.valrungsenrwicklung von 1713-1803. In: Jeserich/Pohlfvon Unruh 

(Hrsg.), S. 892-914. hier S. 878 zur "Hofrenrei" als oberster Domänenbehörde; der König hatte 

den Grundsatz der Zeitpacht eingefuhrt, ausschließlich Bürgerliche als Pächter zugelassen, den 

Domänenbesitz erhöht und den Ertrag der Dom,men von 1,8 auf 3,3 Milltonen Reichstaler ge

steIgert. 

82 Errnt Klem 1974: Geschichte der öffentlichen Finanzen, a. a. 0., S. 49. 

8} Viel später erst tn den anderen deutschen Landen, vgl. Harn-Peter VIImann 1987 The Emergence 

of Modern Publi<. Debts in Bavaria and Baden berween 1780 and 1820. In: Peter-Christlan \X'itt 

(Hrsg.), \\'ealth and Taxation tn Cenrral Europe. Leamtngron Spa: Berg, S. 63-80, zur "Enrparn

monialisierung" der Staatsschulden ~. "the debts of the prince had to be depatrimonialised" - aus 

den "Kammerschulden" wurden "Landesschulden", zweitens wurden alle Schulden zusammen

gefuhrr - umficatlOn ofpublic riebt, so der Autor (S. 71), "on the princlple ,one state, one debt' , It 

swept av.ay the debt structure which had evolved in the course of time, mus levelling Out the high

Iy disparate debt-burden of the various regions", schließlich drittens the commercialisation ofpublic 
riebt über ein modernes Bankenwesen, und das habe the form ofpublic riebt entscheidend verän

dert (S. 75): .,Between 1780 and 1820, accordingly, Bavaria and Baden - and not only they but 

most of the other German states as well- experienced their ,Financial Revolution', almost a hun

dred years later man me counrries ofWestern Europe. This reduced the developmenral dlscrep

ancy which had existed in the Europe of the eighteenrh cenrury between England, the Nether

lands and France on the one hand and the states of Cenrral Europe on the other" (5. 79; 

Hervorhebungen im Original). Vgl. auch 'X'alter Demel 1993: Vom Aufgeklärten Reformstaat zum 

bürokratischen Staatsabsolutismus. München: R. Oldenbourg, S. 110 f. 
84 RudolfBraun 19~): Taxation, a. a. 0., S. 277; Preußen gehörte damit zu den wenIgen Landern, wo 

es nicht nur keine Staatsschuld, sondern sogar einen beträchtlichen Cberschuß in der Staatskassa 

gab; rd. 80 % der Staatsbudgets verschlang damals das Militär, dieser Anteil sank dann aber in der 

2. Hälfte des 18. Jahrhunderts auf rund 50 %. 
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geschaffen, aber es blieb bei den ~1ängeln im Sreuersysrem: Es gab 67 sich zum Teil wider

sprechende Tarife, 2.775 Anikel waren gesondere ffilr Akzisen belege, 8.000 Akzisen- und Zoll

bearnee verschlangen erwa 12 % der Einnahmen erc.~ Es isr klar, daß ein solch umsrändliches 

Sreuersysrem auch den \X'arenverkehr zwischen Sradr und Land behindern mußre. Ebenso 

wenig bekümmeree sich jemand In der Sraarsführung um die exrreme Sreuerungerechrigkeir 

auf dem Lande, wo die konuiburionalen Bauern ja nichr nur die Sreuern zu zahlen, sondern 

auch noch andere Leistungen zu erbringen harren, im wesentlichen fur das Heer (Fuhren und 

Vorspanndiensre, Furrer für die Pferde erc.). 

\X'ie erwähne, scheirerte während der Reformperiode86 das geplanre Projekr einer allge

meinen Einkommenssreuer am enrschlossenen 'X'idersrand der Junker, so daß ersr die Klas
rensteuer von 1820 eine wirkliche Reform brachre; die gesamre Bevölkerung \\"Urde in vier 

"Klassen" eingereilr: 1. Rirrergursbesm.er und srädtisches Patriziar, 2. freie Bauern und höheres 

Bürgertum, 3. abhangige Bauern und Kleinbürgertum, 4. Einlieger und Beisassen, also Ar

belter und auch ~1irrellose - diese lerne Klasse nennt man dann auch den "viereen Srand". 

Die Höhe der zu entrichrenden Sreuer wurde nichr nach Einkommen, sondern durch 

Zuordnung zu einer der Klassen berechnet. Die ersre Sreuerklasse war jedoch kaum "besetz:r", 

d. h., es \\"Urden kaum Sreuern bezahlt. Eine "Gewerbesreuer" kommr zwar nun hinzu, sie 

bleibr jedoch biS wen in die zweire Halfre des 19. Jahrhunderrs eher unergiebi!t. 

Drei ~lerkmale sind für das preußische Sreuersysrem charakreristisch: 

Ein vergleichsweise hoher Anteil der Sraarseinnahmen fließr als Ressourcen aus der 

Srellung des Staates als Eigentümer, vor allem Grundbesitz:, Forsten und Bergbau, aber 

auch Objekren \\ie :-"lühlen, Bäckereien, Schmieden, Fischreichen, Ziegelwerken usw.; 

1:'40 beruh re rd. die Hälfre aller Sraarseinnahmen auf solchen Quellen, man könnte 

85 Philippsbq 190y ACClSe. a. a. 0, S. 22. Vgl. für Bayern Eckart SchremmtT 1986' Die Finanzwlff

schaft des absoluten Staates. Bayern Im 18. Jahrhunderr. In: ErnS[ Hinrichs (Hrsg.), Absolmismus. 

a. a. 0., S. 196-21) 

86 Hamul SelJ/Ssln- 1982: Preußische Finanzpolitik nach 1807. Die Bedeutung der Staatsverschuldung 

als Fakcor der Modernislerung des preußischen Finanzsystems. In: Geschichte und Gesellschaft 

81Hetl 3 "Staarsfinanzen und Gesellschaft", hrsg. v. Helmm Berdtng, S. 36--385. 

87 W. R Lt-e 1975-' Tax Structure and Economlc Gro\\-th tn Germany \1:'50-[850). In: The Journal of 

Europe-an Economic Hiscory 4: 153-178, hier insbes. S. 164. die Gewerbesteuer erbnngr In der Zeit 

Z\\;schen 1850 biS [870 rd. Il % des Steueraufkommens, rrotz "tndusrrieller Revo!mion", d. h., tn

veSDves Kapital wurde nur sehr gering besteuen. was u. a. die hohen 'VC'irrschafrswachsrumsraten 

erklären könnre. so Lee: "The rerenrion of the onginal Tax base of 1820 meanr mar it became in

creastngly out of tune with the Situation existing in the secondary seccor, given the established 

pace of technologicallindustnal developmenr." 
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also von einem "patrimonial fiscal system" sprechen~g - in Frankreich und England 

waren solche Sraatseinnahmen schon fast bedeurungslos geworden. Der Anteil der Ei
gmwirtschaft des Staates bleibt auch im 19. Jahrhunderr relativ hoch: zu den Mono

polen auf Salz (ab 1867 Salzsteuer) und Tabak kamen die Eisenbahnen, die Post und 

Telegraphen als einträglIche "Geschäfte" hinzu. Wie in Frankreich fehlt im Preußen 

des 18. Jahrhunderrs eine landeseigene Bank zur Kreditierung der Sraatsfinanzen, man 

muß sich daher auf ausländische Kreditmärkte begeben und erachtet das öffenrliche 

Eigentum gewissermaßen als hypothekarische Sicherung der Kredite. Trotzdem blieb 

z. B. Friedrich dem Großen zur Kriegsfinanzierung kein anderer Ausweg als der Griff 

zur "Manipulation der Währung" - der Staatsschatz von rd. 10 Millionen Talern war 

schnell verbraucht. Als nach 1815 das "Verfassungsversprechen" nicht eingelöst wird, 

existierr auch kein Parlament, das neue oder höhere Steuern härre beschließen kön

nen, und deshalb sind die RegIerungen genvungen, dIe Staatsschuldenproblematik 

auf eher illegalem Wege abzuwickeln (Stichwort: Seehandlung)' . Die preußischen 

Behörden scheuen sozusagen das Risiko zur Enrwicklung des "Steuerstaates". Noch 

bis zum Ersten Weltkrieg horret man - wie zu den Zeiten Friedrlch \Vilhelms I. - im 

"Spandauer Turm" einen Sraarsschatz von 120 Millionen ~1ark, genug, um einIge Tage 

KrIeg führen zu können" . 

88 E Schremmer 1989: Taxarion, a. a. 0., S. 410. Siehe auch Woljgang Rüfoer 1983: Die Verwaltungs

rä[lgkeit unrer der Restauration und Konsutution. In: Deutsche Verwalrungsgeschichte, Bd. 2, S. 

470-503, hIer insbes. S. r9: Im Jahre 1849 gehörten dem preußischen Staat 3' Gruben und 22 

Hürrenwerke. 

89 Harma Schm," 1982. Preußische Finanzpolitik nach ,807: Die Bedeutung der Staarsschulden als 

Faktor der \lodernislerung des preußischen Finanzsystems. In: Geschlch te und Gesellschaft 8 

(Heft 3 ,Staats finanzen und Gesellschaft". hrsg. v. HeIrnur Berding) : 367-385. Im Staatsschulden

geserz von ,820 war zum dnrren Mal dIe Einberufung einer "Jarionalversammlung versprochen 

worden, der .\lonarch härre eine Verfassung .,gewähren" müssen, um die Staatseinnahmen zu stei

gern; da dies aber nicht geschah, blieben die StaatseInnahmen In der ersten Hälfte des '9 . Jahr

hunderts weitgehend auf demselben :--:Iveau, mit gravierenden AUSWIrkungen auch für dIe \X'el

terenrwicklung der öffentlichen Verwaltung, z. B. mußten rrorz Bevölkerungswachstum, 

Aufgabenvermehrung und Ansätzen einer Indusrriellen Entwicklung die Bearnrensrellen gekürzt 

werden, siehe Harn Hattenhauer 1980: Geschichre des Beamtenrums. Köln u. a.: earl Heymanns 

Verlag, S. 252. 

90 E Schremmer 1989: Taxarion, a. a. 0., S. 4'4: ,,\X'hile rhe Brmsh budger was based on loans and 

rax revenue, rhe Prussian budger, like mar of orher German srares, res red on the yield of produc

rive public esrablIshments and on taxes, supplemenred by raking loans. The Prussian stare was 

entrepreneurial co an incompara[lvely higher degree man me Brirish or me French. The fiscal eco

nomy of German srares was to a subsrantial extenr enrrepreneurial acriviry in me agriculrural, in

dusmal, and mining seccors as weil as In rhe realm of rrade and servIces. This changed by no 

means during the nineteenrh century." 
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2. Als direkte Steuer gab es bis zur napoleonischen Zeit nur die Grundsteuer für die Bau

ern; trOtz gewisser Forrschriue bei den Arbeiten an den Grundkarastern blieb ein nicht 

unbeträchtlicher Spielraum für "willkürliche" Steuerzuteilungen. Wie erwähnt, besaß 

der Staat in Preußen nicht genügend Macht, den aristOkratischen Grundbesitz in die 

Grundsteuerpflicht einzubeziehen. Die steuerliche Sonderbehandlung von Stadt und 

Land hatte überdies zur Folge. daß das Land (d. h. die Bauern) schwerer belastet wur

den als die Bürger der Städte9 '. Neben den Akzisen für die Städte (Mahl- und 

Schlachtsteuer) gab es biS 1818 auch noch eine Reihe von Binnenzöllen, deren Höhe 

überdies aufgrund "langer Traditionen" von Provinz zu Provinz erheblich variierte

ebenfalls ein Indiz für einen Modernisierungsrückstand; erst die Regelungen von 1818 

schufen eInen einheitlichen Wirtschahsraum und beschränkten die Zölle auf die 

Staatsgrenzen. Andererseits bedeutete die ZollunIOn der deutschen Länder 1833/34 

einen ersten Schritt In Richtung "Reichseinigung" und führte der Ausschluß Öster

reichs aus der ZollUnIon 1866 zum Krieg. - Deutlicher kann man die staatstheoreti

sche Bedeutung des 5teuerwesens nicht hervorheben. 

3. Das ScheItern des Versuchs der Einführung einer allgemeinen Einkommenssteuer 

(1808 und 1812) in Preußen deutet ebenfalls auf eine "Schwäche des Staates" hin, je

denfalls erwies sich der preußische Staat.schwächer" als der britische zur selben Zeit. 

Die EInbeziehung der .,Mittellosen" In das System der "Klassen steuer" (1820121) be

ruhte überdies auf vonnodernen Vorstellungen - Kopfsteuern hatten ja schon die alten 

Römer gekannt! 

Die ärmeren Schichten der Bevölkerung waren nach 182092 in der Tat die Hauprzahler der 

,Klassensteuer . die unterste Klasse brachte 46 %, allein die Kopfsteuer 19 %; Lohnarbeiter, 

Gesinde und Tagelöhner hauen monatlich 15 Pfennige zu zahlen, rd. 2,7 Millionen Menschen 

91 \X'ir sehen hier eine deutliche Parallele zu den "neoparrimonialen Systemen" der gegenwärtigen 

Entwicklungsländer, siehe Kapitel I, ähnlich auch W R. Lee 1975: Tax Strucrure, a. a. 0., aus ent

wicklungstheoretischer Perspektive. 

92 \X!ährend der /'"eit des Vormärz gab es in Österreich "rrostlose Schuldenwirrschaft", so Eheberg et 
al 1909: Finan2Cn, Handwörterbuch, Bd. IV, S. 217 f Die Anlegung eines neuen Grundstückka

tasters wurde 1817 angeordnet, zog sich aber bis 1847 hin; der ZU5tand bei den indirekten Steuern 

war ein "chaotischer", größte Systemlosigkeit bei der Wahl und Besteuerung der Objekte wie auch 

bei den Erhebungsmethoden; die Besteuerung war nicht nur länderweise, sondern sogar inner

halb der Länder noch sehr verschieden, und so geschah es, daß in der längsten Friedensperiode 

von 1815 bis 1848 die Finanznot fortdauerte, während sich andere Staaten erholten. Nicht die Nie

derlagen auf den Italienischen Schlachtfeldern (1859) zwangen Österreich zum Frieden, sondern 

die Erschöpfung der Staatskassen, die bare Unmöglichkeit, trotz aller Anstrengungen den Be

dürfnissen des Krieges zu entsprechen, so die Autoren. Siehe zur zweiten Hälfte des 19· Jahrhun

derts josefWySOCkl I9.~3: Die österreich ische Finanzpolitik. In: Alois Brusatti (Hrsg.), Die Habs-
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wurde so "pro Kopf' erfaßt: "Vergeblich bat die Regierung, derartige Existenzen nicht mehr 

veranlagen zu müssen, es sei ein aussIchtsloses Unterfangen. Der Staat lehnte ab: Nur wer aus 

der Ortsarmenkasse oder vom Provinzialverband eine Unterstützung beziehe, sei auch steu

erfrei. Das war zwar legal, aber sinnlos, denn die armen Gemeinden hatten selber kein Geld, 

um die Nodeidenden zu unterstützen. So wurden die Ärmsten besteuert, weil die Kommu

nen zu arm waren, für sie aufZukommen. Im Fürstentum Paderborn fehlte sogar eine Ar
menverwaltung: besteuert wurde also, wer ärmer war, als das Gesetz es vorsah." . Die Steuer

elllhebung oblag sog ... Steuerboten", die ohne jedes staatliche Gehalt auf die Zuschläge zu 

ihren Einnahmen angewiesen waren; sie kamen teilweise "zernssen und zerlumpt daher, Er

pressung, Bestechung, Gewalttätigkeiten und nutzlose Strafen säumten ihren Weg, so 

Koselleck. 

1848/49 war auch diese ZWlschenl05ung überwunden. Das Steuersystem unterschied nur noch 

drei Klassen, für deren Bildung wirtschaftliche Gesichtspunkte. die Höhe des Einkommens 

und die Art der Erwerbstätigkeit, ausschlaggebend waren: I. RinergutsbeSltzer, Offiziere, 

höhere Beamte und Teile des Wtrrschafts- und Bildungsbürgertums mit einem Jahreselllkom

men von mehr als 500 Talern; 2. gewerbliches Burgertum, mitrlere Bauern und untere Beamte 

mit einem Jahreseinkommen zwischen 150 und 500 Talern; 3 Kleinbauern, landarbeiter. 

Handwerksgesellen, Fabrikarbeiter. 'Iagelöhner und häushches Personal mit welliger als 150 Ta

lern jährlICh. Die erste Klasse umfaßte 3 Prozent, die zweite 30, die drine 67 Prozent der Ge

samtbevölkerung. Die Steuerklassen waren nicht Identisch mit sozialen Klassen, doch spiegelte 

sich in Ihnen die ZUrUckdrängung der ständIschen Strukturen und dIe allmähliche Herausar

beitung der neuen K1assenverhältlllsse. 94 

Der entscheidende Durchbruch zu einem modernen Steuerwesen erfolgte in Preußen erst 

durch die Einführung der Einkommenssteuer (1891 in Preußen, nach diesem Vorbild in Öster

reich 1896) und nach dem \X'eltkrieg9s durch die Etzbergerschen Finanzreformen 1919120, wel

che u. a. auch eine reichseinheidiche Einkommenssteuer enthielten. Von England aus bahnt 

sich also die Einkommensteuer ihren Weg, wird um die Jahrhunderrwende in fast allen west-

burgermonarchie 1848-1918. \X'ien Verlag der Akademie der Wissenschaften, S. 68-104. sowie 

Harm-Hinrich Brandt 1987' Pubhc Finances of Neo-AbsolutlSm 1Il Austria 1Il the 1850S: Integra

[Ion and Modernisarion. In: Peter-Christian Wi[[ (Hrsg.), \X'ealrh and Taxation In Central 

Europe, a. a. O. S. 81-110. 

93 Reinhart Kosel/Hk 1981' Preußen ZWischen Reform und Revolution, a. a. 0., S. 535. 

94 Remhard Rürup 1992: Deutschland Im 19. Jahrhundert 1815-1871, a. a. O. S. 88. 

95 Peter-Chmllan If'ltt 1982. Finampohtik als Verfassungs- und Gesellsch.lftspolirik. Überlegungen 

zur Finanzpolitik des Deutschen Reiches 1Il den Jahren 1930-1932. In: (,eschichte und Gesellschaft 

8: 386-414. 
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lichen Industrieländern eingeführt - übrigens auch in den USA96 - und stellt heute die wich

tigste Form der Besteuerung dar: 

BeHachtet man die Entwicklung der Zusammensetzung der Gesamteinkünfte - also deren 

Struktur - im Laufe der letzten Jahrzehnte, so ist ein Vordringen der Einkommenssteuer un

verkennbar. Daß in den entwickelten VolkswirtSchaften mehr als die Hälfte aller jener Ein

künfte heute auf "direkte" Steuern entfällt, hat mehrere Gründe. Einmal ist entsprechend 

dem allgemeinen Wirtschaftswachstum die Bemesssungsgrundlage der Einkommenssteuer 

ständig gewachsen, zweitens haben parallel zu den Wirtschaftsstrukruränderungen (stetige 

relative Abnahme schwer erfaßbarer und/oder steuerbefreiter) Einkünfte aus Landwirtschaft 

fortschreitend an Bedeutung im Verhältnis zu Einkünften aus anderen Wirtschaftssektoren 

verloren, drinens wurden die 5teuersätze erhöht, vienens die Progression der Tarife verschärft, 

fünftens die Veranlagungs- und Erhebungstechniken immer effizienter gestaltet, und sech

stens schließlich hat in neuerer Zeit die unvollständige und verspätete Anpassung der Steu

erlasten an die tendenziell stetig fortSchreitende Inflation zu "heimlichen" oder "kalten" pro

gressionsbedmgten Mehrerträgen geführt. Während bis zum Ersten Weltkrieg die meisten 

Arbeiter und Angestellten wegen ihrer unterhalb der (an sich bescheidenen) Freigrenzen 

liegenden Emkünfte faktisch steuerfrei blieben und andererseits die Höchstsätze für die min

Ieren Einkommen fünf Prozent kaum überstiegen, ja selbst für die nach damaligen Maßstä

ben "Reichen" nur in seltenen Fällen zehn Prozent erreichren, ist heute die Einkommens

steuer von der Pflichtigenzahl und vom Gesamtaufkommen her gesehen eine Massensteuer, 

die zu weit mehr als der Hälfte ihres Ertrages von Lohn- und Gehaltsbeziehern getragen wird 

und deren Grem..steuersätze vielfach für die höheren minieren Einkommen, insbesondere bei 

96 sven Stein mo 1993: Taxation and Democracy. New Haven!London: Yale Univ. Press, insbes. Kap. 

3. "The Emergence of Modern Taxation, 1800-1920'., S. 50 ff.; zu den USA S. 73 ff.; 1894 wird 

zwar in den USA die Einkommenssteuer beschlossen, aber schon 1896 vom Supreme Cour( als 

verfassungswidrig ausgehebelt. 19II trat Präsident William Taft für ein Amendment ein und im 

Juli '913 harten es 42 Staaten unterzeichner mehr als die erforderliche Zweldrinelmehrheiti da

mit war der Weg frei für die rncome Tax: sie erfaßre nur die höheren Einkommen und blieb sehr 

niedrig: , Prozent des Einkommens über 3000 Dollar und ,,Aufschläge" zwischen, und 6 Prozent 

für höhere Einkommen. "Onlya tiny fraction of citizens were affected by ehe new law." Aber dann 

kam der Erste Weltkrieg: Der Höchststeuersatz wurde 1916 auf 15 und bis 1918 sogar bis zu 77 % 

hinaufgesetzt; 1916 waren nur 362.000 Steuerzahler von dieser Steuer erfaßt, 1920 schon 5.518.000 

- immer noch em kleiner Teil der etwa 41 Millionen Arbeitskräfte, aber dennoch: Bis zum Ende 

des Zweiten Weltkrieges stieg der Anteil der Einkommens- und Unternehmenssteuern auf über 

60 Üfo des gesamten Aufkommens. Die USA erhielten eine der progressivsten Steuersätze, zugleich 

aber setzte der Prozeß der Durchlöcherung des Steuersystems ein - eine direkre Folge des ameri

kanischen politischen Systems, auf das wir noch zurückkommen. 
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Finrechnung auch der Kirchensteuer und der Sozialabgaben, 50 Prozent erreichen oder gar 

überschreiten.97 

Grundsätze des modernen Steuerwesens 

Moderne Staatlichkelt konnte sich in den europäIschen Staaten nur dort entwickeln, wo es 

den Herrschern (der Sraatsleitung) gelang, ein leistungsfähiges Steuerwesen aufzubauen und 

durchzuhalten. Der moderne Staat ist ein Steuerstaat, d. h. "ist ein Staat, der seinen Finanz

bedarf im wesentlichen durch Steuern deckt"98• Der Gegensatz zum Steuerstaat wäre ein 

Staat, der selber produziert und sich so über Eigenwirrschaft finanziert. Das war bzw. ist in 

kommunistischen Ländern weithin der Fall gewesen, wo die Staatswirtscharr den weitaus 

größten Teil der Wirrschaft um faßte. Der Staat kann sich dann über Abschöpfungen selbst 

bedienen. Genau in diesem Unterschied von "Selbstbedienung über Abschöpfungen" und ei

nem Steuerwesen im engeren Sinne dürften nicht unwesentliche Probleme der gegenwärti

gen Reformländer liegen. Auch mit unserem - ständig mitlaufenden - Blick auf die Ent

wicklungsländer erscheint es vielleicht ganz nützlich, die wichtigsten "Grundsärze" oder 

Prinzipien eines modernen Steuerwesens zusammenzustellen. 

1. Allgemeinhflt der Steuern:99 Die Geschichte des Steuerwesens ist voll von Beispielen, wie 

sich privilegierte Schichten immer wieder der Steuerpflicht enrzogen. In einem weitge

hend agrarischen Land - als solche sind bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts auch noch 

fast alle europäischen Staaten anzusprechen - spielt es eine erhebliche Rolle, ob der 

Großgrundbesitz (Adel, Kirche) zahlt oder nicht zahlt. Der absolutistische Staat Europas 

schaffte es nirgends, das Prinzip der Allgemeinheit der Steuerpflicht durchzusetzen. We-

97 Fntz Nl'Umark 1986: Der Aufstieg der Einkommenssteuer. EntStehung und Entwicklung der di

rekten Besteuerung. In: Uwe Schulz (Hrsg.), Mit dem Zehnten fing es an, a. a. 0., S. 232-244, 

hier S. 243. 

98 Klaus Vogel [98" Der Finanz- und Steuersraar. In: JosefIsensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch 

des Staatsrechts, Bd. I, S. 1151 1l86, hier S. 11"73; der Begnff "Steuerstaat" enthält auch eine Vor

entScheidung über das Verhältnis von Staat und Wirrschaft, also ellle .. GrundsatzentScheidung für 

das Privateigentum und damit gegen das Staatseigentum, für das pnvate und gegen das staatseI

genhändige Wirtschaften", so auch Paul Klrchhofl990. Staatliche Einnahmen. In: Isensee/Kirch

hof (Hrsg.), Handbuch, Bd. IV, S. 87-233, hier S. 109; der "Steuerstaat" sei auf Ted habe am Je

weiligen Enrags- und Tauschwen pnvater Leistungen veroVIesen: "Die grundrech tliche Garantie 

von Privateigentum und Berufsfreiheit verbietet eine auf staatliche Erwerbswirrschafr angelegte 

und forden eine steuerfinanziene Finanzausstartung des Staates", heißt es hier (ebenda). 

99 K Th. Eheberg [9[[: Steuer. In: Handwönerbuch, Bd . .." S. 945-1002, hier zum Grundsatz der All
gemeinheit S. 964 ff 
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gen dieser fehlenden Durchserzungsfähigkeit kann man ihn auch als "schwachen Staat" 

apoStrophieren'oc,. Dasselbe gilt noch viel mehr für den "neopauimonialen Staat" vieler 

Ent\vicklungsländer, wo die privilegierte Schicht der .,Staatsklasse" nicht nur keine Steu

ern zahlt, sondern sich tiberdles noch aus den Staatskassen selbst bedient (Kleptokra

nen. Selbstbereicherungsregime etc., wie wir schon sahen). Der Großgrundbesirz (ha
CIendas) Zenualamerikas wird vermutlich auch heute - immer noch keine Grund

und Einkommenssteuern bezahlen. Die Durchserzung der Allgemeinheit der Steuer

pflicht ist wahrscheinlich erst den autoritären Systemen Lateinamerikas gelungen' '. Aus 

entwicklungstheoretischer Sicht haben wir jedenfalls hier - mit dem Prinzip der All

gememheit der Steuerpflicht ein weiteres Kritenum für die ~10dernisierung der Staats

organisation. Instltutionalisierung des Steuerwesens bedeutet die Herstellung und Durch

setzttng emer generalisierten Akzeptanz der SteuerpflIcht, und dies betrifft - in 

sozialstrukrureller Hinsicht - in erster Linie die privilegierten Schichten der Gesellschaft. 

Das Prinzip der ,,Allgemeinheit der Steuerpflicht" ist wesentlich für .. Steuergerechtig

keit" und dieses Prinzip richtete sich auch in Europa primär gegen die "alten Stände". 

die von einer Verpflichrung zur Steuerzahlung nichts wissen wollten. Die Steuerlast 

wurde einfach den Armen aufgebürdet, die sich dem Zugriff der Steuerbehörden nicht 

enrziehen konnten. Aber auch unsere Gegenwart ist auf diesem Gebiet noch keineswegs 

frei von Problemen: In der Bundesrepublik Deutschland \\Urden z. B .. .Abschreibungs

modelle" geschaffen, die es gerade den .. Begüterten" erlauben, keine Steuern zu zahlen 

(Stand: 1998). In den USA bietet das Steuerrecht so viele Schlupflöcher und Ausnah

mebestimmungen, daß Gnternehmen, die In ihren publizierten Bilanzen ~1illiardenge

winne ausweisen, keinen einzigen Dollar an Steuern zu zahlen brauchen to2
• 

100 Aflchae! S'tunner 1986' Hungriger Fiskus - schwacher Staat. Das europäische AnClen Regime. In: 

Gwe Schulrz (Hrsg.l. Mit dem Zehnten fing es an. a. a. 0, S. 174-188; mit Blick auf die Ent

wicklungsländer siehe Joel S. Mlgd411988: Strong Societies and -V;'eak tates. State-Society Rela

tions and State Capabilitles In the Third \X'orld. Princeton, N. J.: Pnnceton Cni\". Press; zu den 

wichtigsten staU capabi/itles gehöre eben auch die Fähigken zu mOllTCe t'Xtract/On; siehe auch 

Robert \~7 Jackman 1993- Power without Force. The Political Capamy of 1\ation-States. Ann Ar

bor: Uni\'. of ~1lchigan Press, insbes. S. 47 ff. 
101 Nicht ganz eindeutig die Befunde bei Guillenno Perry/Ana Mana Herrera 1994' Public Finances, 

Stabilization and StruCtural Reform in Lann America. Washington, D. c.: Inter-American De

velopment Bank. 

102 Das Steuerrecht der USA um faßt an die eintausend gedruckte Seiten, in welchen sich nur noch 

hochspezlallslerre Experten zurechtfinden; nur größere Firmen leisten sich auf Dauer solche Ex

perten, aber das scheint sich zu lohnen; siehe zu den fehlgeschlagenen Steuerreformen Sheldon D. 
Pollack 1996' The Failure of U. S. Tax Policy. - Revenue and Politics. Cni\". Park, Pennsyl.: The 

Pcnnsyl\"ania State Uni\". Press; St'm Stemma 1993: Taxation and Democracy, a. a. 0., S. 142 f. zum 

Phänomen der ,.!oophole madness" in den ÜSA. 
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2. Besteuerung nach der 7Ahlungsfohigkeit: ,ol "Die Steuerlast soll nach diesem Prinzip so 

verreilr werden, daß sie den Einzelnen möglichst genau im Verhältnis zu seiner lei

stungsfähigkeit rrifft."H)4 Dieser Grundsarz schließt zunächst einmal alle Formen von 

teuern aus, die eine kopfsteuerarrige \X'irkung haben Vom alten Rom bis zu 

Preußens "Klassensteuer" sind wir immer wieder solchen Steuern begegnet. Die Ko

lonialmächte haben sich ebenfalls solcher Praktiken bedient. Ein modernes Steuef\.ve

sen nimmt jedoch das "Existenzminimum"">< aus der Steuerpflichtigkeit heraus nach 

dem alten Spruch: "Wo nichts ist, hat der Kaiser sein Recht verloren" Objekt der Be

steuerung können nur individuelle Vermögenszuwächse sein, weil erst diese die indi

viduelle Zahlungsfähigkeit gewährleisten bzw. reproduzieren. Diese Zuwächse sind 

jedoch nicht immer abhängig von der persönlichen Leistungsfähigkeit des einzelnen, 

d. h., es gibt Einkommenszuwächse, die sich aus der bloßen Nutzung von Markt

chancen ergeben und nicht aus Unterschieden der individuellen leistungsfähigkeit zu 

erklären sind. Diese höheren Einkommen unterliegen dem Prinzip der .. Sozialpflich

tigkeit des Eigentums", was in Verbindung mit dem Prinzip der Besteuerung nach 

Zahlungsfähigkeit zwangsläufig zu einer progressIVen Einkommensbesteuerung führen 

müsse, so Kirchhof' '. In dieser Hinsicht variieren die Steuersysteme der OECD-Län

der beträchrlich. Die USA z. B. haben eine der steilsten Progressionskurven mit relativ 

hohen Spirzensteuersärzen, welche allerdings kaum jemand bezahlt, weil die Ausnah

mebestimmungen und Schlupflöcher das System unterminieren. 5chweden dagegen 

hatte bis vor kurzem eine sehr flache Progressionskurve, dafür aber einen der höch

sten Eingangssteuersätze der WeltIn7 . 

3. Direkte und indirekte Besteuerung: \Xlie wir sahen, finanzierre sich der moderne Staat 

lange Zeit hindurch im wesenrlichen über indirekte Steuern und steuerartige Abga-

103 K Th. Eheberg /911 Steuer. In: Handwörterbuch, Bd. 7, hier S. 969 zur "Besteuerung nach der 

Leistungsfähigkeir"; Paul Kirchhofl990: Staatliche Einnahmen. In: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), 

Handbuch, Bd. IV, S. 138 zum "Leisrungsfähigkeitsprinzip". 

ICl4 K Th. Eheberg 19//: Steuer, a. a. 0., S. 969 

105 Steuertechnisch gibt es daRir verschiedene Möglichkeiten, siehe dazu Stefon Homburg /995-' Zur 

Steuerfreiheit des Existenzminimums: Grundfreibetrag oder Abzug von der Bemessungsgrund

lage' In: FinanzArchiv 52: 182-195; Hartmut Söhn 1988: Verfassungsrechrliche Aspekte der Be

steuerung nach der subjek(lven Leistungsfähigkeit Im Einkommenssteuerrecht; Zum persönli

chen Existenzminimum. In: FinanzArchiv 46: 154-171; Hartmut Sohn 1994: Einkommenssteuer 

und subjektive Leistungsfähigkeit. - Die Berucksich(lgung des Bundesverfassungsgerichts zu Kin

derfreibetrag/Kindergeld und persönlichem EXIstenzminimum. In Finan7Archiv 51: 372-4°9; 

Gerhard Lehner 1991: Das steuerfreie Existenzminimum 10 der Familienpolitik. In; Österreichi

sches Jahrbuch rur PolItik 1996. S 255-268. 

106 Part! Kirchhofl990: Staatliche Einnhamen, a. a. 0 .. S. 139. 

107 SI'rn Stein mo 1993: Taxation and Democracy, a. a. O. S. 130 [ 
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ben; in England z. B. bis zum Ende des 18. JahrhundertS fast nur über Zölle und Ex

cisen; dasselbe gilr für die CSA - sogar noch bis zum Ende des 19. JahrhundertS, zu

mindest für die bundesstaacliche Ebene - wie auch für das deutsche Kaiserreich. Auf 

dem europäischen Kominem werden nur die Bauern direkt besteuen, die Bürger der 

Städte praktisch nur über Akzisen und verschiedene Luxussteuern. Lange Zeit hin

durch galten indirekte Steuern auf den Konsum für gerechter als direkte, weil diese 

Steuern nur diejenigen trafen, welche sich Konsum leisten konmen, also die Begü

tenen (wer nichts kaufte, brauchte keine Steuern zu zahlen). Heure werden die Um

satz- und Mehrwertsteuern kritischer beurreilr: Sie ignorieren nämlich das Prinzip der 

Zahlungsfähigkeit. Sie ueffen umerschiedslos auch diejenigen Personengruppen, die 

wegen der Aussparung des Existenzminimums gar nicht steuerpflichtig \vären108• 

Diese Steuern werden an das Finanzarm nicht vom Steuerzahler abgefühn, sondern 

vom Umernehmen, wo der .. Umsarz" anfällt. Bezahlt aber hat sie der Konsumem, 

wetl die Umernehmen die Steuern auf die Preise abwälzen - so jedenfalls ist es ge

dacht: »Die indirekten Steuern verpflichten den Steuerschuldner als den einen Ver

brauchs- der Verkehrsvorgang verminelnden Umernehmer, belastet aber den Steuer

träger In der Anonymität des Marktes. Sie nehmen deshalb die persönlichen 

Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Steuerrragers nicht zur Kenntnis, sind 

insofern nicht nach individueller Leistungsfähigkeit bemessen. Die steuerliche Be

lastbarkeit des Steuenrägers wird vielmehr nach der Art und Weise des erworbenen 

\XrirtSchafrsgures vermutet. Belastungsgleichheit kann insoweit nur in grober Typi

sierung der beim jeweiligen 0,'achfrager erwarreten Zahlungsfähigkeit hergestellt wer

den .... Indirekte Steuern folgen nicht dem Leisrungsfähigkeitsprinzip, sondern dem 

Grundsarz unmerklicher Verteuerung von 'X'irtSchafrsgütern. Dabei erhöht die Um

sarzsteuer grundsätzlich generell das Preisniveau, die Verbrauchs- und Verkehrssteuern 

belasten einzelne Leistungen als besondere Steuerquellen. " Mehrwerrsteuern 

gehören jedoch als .\1assensteuern zu den ergiebigsten unserer Steuersysteme, sie be

lasten den Steuerzahler nur "unmerklich" (die Steuer wird eben nicht direkt vom Ein

kommen abgezogen), sind aus diesen Gründen bel den Politikern beliebt und aus un

seren Steuersystemen kaum mehr wegzudenken (Ausnahme: der Bundesstaat der 

CSA, der bis heute keine solchen Steuern kenm, wohl aber die Einzelstaaten). Den-

108 In den CC;;A haben konservative Politiker allen Ernstes vorgeschlagen, das gesamte Steuersystem 

einzig und allem auf die VAT umzustellen, d. h. alle anderen Steuern abzuschaffen. Dies würde 

aber nur bei einem \~-\T-Prozemsatz von mindestens 35 % funktionieren, und man dürfte keine 

Produktgruppen herausnehmen, etwa Grundnahrungsmittel. Dies \\iirde den Grundsatz der Be

steuerung nach Zahlungsfähigkeit aufs Gröbste verletzen, siehe dazu Sheldon D. Pollack I996: The 

Failure, a. a. 0., S. 150 ff. 
109 Paul Kirc!Jho!I990: Staarliche Einnahmen, a. a. 0., S. 141 f. 
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noch bleibt die 1Jpengerechtlgkeit des Steuersystems als Problem des "gerechten" Steu

erstaatesll 
. 

4. Effizienz des Steuersystems: In der Amike, aber auch bis weit in die Neuzeit hinein in 

Europa - In Frankreich bis zur Revolution von I789 - finden wir die Praxis der sog. 

"Steuerpacht". Diese Technik harre den Vorteil, daß sich der Staat die Kosten für die 

Steuereinhebung ersparre und somit Nenobeträge vereinnahmen konnre. Die 

Mißbräuche aus diesem System waren jedoch ebenso weit verbreitet wie das System 

selbst: Der Staat verzichtet gewissermaßen auf seine hoheitlichen Rechte und erlaubt 

es Unrernehmern, daraus ein Geschäft zu machen. Steuerpächter und Zöllner der 

römischen Zeit werden im Neuen Testamenr als verachtenswerte Personen dargestellt, 

während der Französischen Revolurion richtete sich der Volkszorn ebenfalls gegen die

selben, Deshalb sind alle Staaten dazu übergegangen, die Steuereinhebung in eigener 

Regie durchzuführen. 

Die Kosten der Steuereinhebung sollten jedoch in einem "angemessenen" Verhälmis zum Er

trag der Steuern stehen. Luxussteuern auf bestimmte Anikel (Goldschmuck, Pelzmäntel, Au

[Os etc.) scheiterten in der Regel an diesem Prinzip. Die Technik der Steuereinhebung hat sich 

in den letzten wo Jahren jedoch grundlegend verändert: Mit der Einkommenssteuer wurde 

fast überall gleichzeitig das Prinzip des "Quellenabzugs" eingeführt - "pay as you earn" 

(PAYE) hieß es in England. Mittlerweile laufen die Transaktionen zwischen Steuerzahler und 

Behörden nicht mehr über persönliche Konrakte, sondern über die Banken, d. h., niemand 

zahlt seine Steuerschuld einem Finanzbeamten persönlich und in bar, - Alle diese Dinge ha

ben einen enormen Rationalisierungsschub in der Technik der Steuereinhebung und -ver

waltung bewirkt. Aber diese Technik (im weitesten Sinne) beruht aufVorausserzungen, die 

nicht überall gegeben sind: Erstens, die Technik setzt einen hohen Grad an Durchmonetari

sierung der Wirtschaft und ein entsprechend gut entwickeltes Bankenwesen voraus. Beides 

ist in vielen Entwicklungsländern (noch) nicht gegeben - jedenfalls nicht in den ländlichen 

Gebieten, wo der Großteil der Bevölkerung lebt und wohnt. Zweitens, eine hocheffiziente 

Steuerrechnik setzt ein ziemlich hohes iveau an Formalisierung der WirtSchaft voraus, d. h. 

der Abwicklung wirtSchaftlicher Aktivitäten über die Unrernehmensform. Der weitaus größte 

Teil der Steuerzahler "sieht" bei uns das Geld ja gar nicht mehr, das ans Finanzamt fließt. Der 

Quellenabzug wird - wie auch die indirekten Steuern - über die Unrernehmen abgewickelt. 

Im Unterschied dazu haben die meisten Entwicklungsländer einen mehr oder weniger großen 

informellen Sektor in ihrer WirtSchaft, der steuerrechnisch kaum oder überhaupt nicht erfaß

bar wäre, selbst wenn man wollte. Aus diesen Grunden hängen WirtSchaftsniveau und Effizi

enzsteigerung des Steuerwesens aufs engste zusammen und können nicht isoliert betrachtet 

110 Siehe die Lirerarurbesprechung zum Thema von Peta Selma 1995-' Der gerechre Sreuersraar. In: 

FinanzArchiv 52: 234-262; Paul Kirchhofl990, S.144 "Sreuergerechcigkeir isrTypengerech[igkelt." 
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werden. Abschließend soU doch noch darauf hingewiesen werden. daß es auch bei uns Gren

zen der Effizienzsteigerung gibt, die allerdings mit dem erreichten Steuerniveau zu tun ha

ben. nämlich die verschiedenen Formen der Steuerhimerziehung (z. B. in Form von Schwarz

arbeit) oder des Steuerwiderstandes (unvollständige Angaben. verspätete Zahlungen etc.). 

Auch auf diesem Gebiet gab es'" und gibt es eine Ungleichverteilung der Möglichkeiten. Die 

Schätzungen liegen hier naturgemäß weit auseinander. aber es handelt sich um beträchtliche 

Summen. die demSteuerstaat" emgehen. 

5.2 Das Budget - Die Ordnung der Staatsfinanzen 

Das Wort .. Budget" kommt vom englischen .. budget" und geht zurück auf Verhältnisse des 

englischen Parlamemarismus in der I. Hälfte des 18. JahrhundertS: Gegen Ende eines Parla

mems, wenn die Commons eine .. Subsidie" bewilligen sollten. öffnete der Schatzkanzler eine 

Mappe. worin der entsprechende Gesetzentwurf emhalten war. Die Ausfuhrungen des 

Finanzmmisters über den Stand der Finanzen vor dem Umerhaus werden noch heute .. Open

ing the budget" bezeichnet' -. Parallel dazu wird auf dem Kominem auch der Ausdruck "Etat" 

gebr;iuchlich ein deutlicher Hinweis darauf, wie sehr man .. Staat" und .. Finanzen" idemifi
ZIerte' 1 

III Hans-Pet" 1Ilimann 1996. Die Bürger als Steuerzahler Im Deutschen Kaiserreich. In i\.1anfred 

Hettling/Paul :-':olte (Hrsg.) :--latlon und Gesellschaft 10 DeuC5chland. München, Beck. S. 

231' 246; .. Die Emstellung von Bürgern zum Staat. insbesondere die Akzeptanz eines politischen 

System~. hängt nicht zuletzt davon ab. wie und 10 welchem Ausmaß der Staat als Fiksus auf Ein

kommen und Vermögen zugreift. wie die Technik der Besteuerung und die Belastung mit Abga

ben erfuhren werden und ob die Steuern, welche die Öffentlichen Hände erheben. als angemessen 

und gerecht verteilt erscheinen" (S. 231) In Preußen harten die Großgrundbesitzer mit der Ein

ruhrung der allgemeinen Einkommenssteuer (1891) kein besonderes Problem, wurden sie doch 

nur sehr milde herangezogen und bestand die Möglichkeit zu beträchtlicher .. Steuerhinterziehung 

des Großgrundbesitzes mit Billigung und aktiver Förderung durch die Landräte" (S. 240). 

112 G. Schanz 1909: Budget. In: Handwörterbuch der Sraamvissenschaften. Bd. III. . 277-308. hier S. 

277 f. 
113 Paul-Ludwlg VC'einacht 1968: Staat Studien zur Bedeutungsgeschichte des WOrtes von den Anfän

gen bis ins 18. Jahrhundert. Berlin: Duncker & Humblot; Wem" Conze er al. 1990: Staat und Sou

veränität In. Geschichtliche Grundbegriffe. Bd. 6. S. 1-154; Qumtm Skinn" 1989: The State. In: 

Terrence BalI/Jame:, FarrlRussel L Hanson ,Hrsg .. !. Political Innovation and Conceptual Change. 

Cambridge u. a.: Cambridge Gniv. Press. 'l. 90-131; zur Kritik an Skinner Alan Harding 1994. The 

Origim of the Concept of the State. In: History of Pol i tical Thought. Vol. X\~ S. 57-72; die Ein

zdhClten brauchen uns hier nicht zu interessieren. wichtig ist nur, daß man - bis weit ins 18. Jahr

hundert h1Oe1O - "stat" und "etat" eigentlich mehr rur dIe Bezeichnung der Finanzen verwendet 

als rur den . Staat" im heutigen Sinne. 
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Wie wir sahen, existierte im 18. Jahrhundert noch fast nirgends ein einheitliches Kassen

und Rechnungm'esen - nicht einmal die städtJschen Magistrate schafften es, ihr unübersicht

liches Kassenwesen zu beseitigentl4• In der österreIch ischen MonarchIe waren die Verhältnisse 

regional, sachlich und kompetenzmäßig so zersplittert. daß sich nicht einmal SpezialIsten zu

rechtfandentlS ; publiziert wurde hier der erste Etat 1848 in der "Wiener Zeirung". 

In Frankreich beginnt die verfassungsmäßige Finanzwirtschaft mit der Revolution 1789, 

als das erste Budget (der Etat) unter die Mitwirkung und Kontrolle der Volksveruerung ge

steilt wird. Die Erstellung des Budgets beginnt in der Regel in den elllzeinen Ressorts, wird 

vom Finanzministerium zusammengeführt und als Entwurf dem Parlament vorgelegt. Der 

Budgetentwurf enthält also die für eine bevorstehende FinanzperIode geplanten Ausgaben 

sowie die zur Deckung derselben vorgesehenen Einnahmen. Wohl nirgends kann man die 

Emanzipation des Parlaments gegenüber der königlichen/kaiserlichen Regierung besser able

sen als am Budgetrecht1l6: Die Parlamente des süddeutschen Konstirutionalismus'" durften 

vorgelegte Entwürfe nvar beraten, aber ohne Zustimmung der Regierung nichts verändern. 

In Preußen und Österreich des Vormärz herrschte ohnehin noch absolutistische Finanzwirt

schaft. Dennoch lag der Ansatzpunkt für die ForrentwlckJung des Parlamentarismus auch hier 

nicht unwesentlich beim Budgetrechttl8
. Das "budgetlose Regiment" während der preußi

schen Verfassungskrise (1862-1866) zeigt, wie prekär eine solche Siruation geworden war. 

'Irotzdem harte der Kaiser in Gestalt der "Welfenkasse" nach wie vor elll vom Parlament un

kontrollierbares "Budget". 

Die FunktJon des Staatshaushalts isr bezogen auf dIe Herstellung von Ordnung, Transpa

renz und Kontrollchancen für die gesamte geldbasierte Infrastruktur des Staates. Die Ord

nungsfunktion sehen wir schon hinter den Forderungen absolutistischer Herrscher der I. 

Hälfte des 18. Jahrhunderts durchschimmern, man solle die Einnahmen und Ausgaben des 

Staates "bilanzieren", d. h. aber andererseits, die Herrscher harten bereits jede Übersicht über 

die Geldströme verloren. Mit Jeder Erweiterung der Steuerbasis eröffneten sich gleichzeitig 

1I4 V:'olfram Nrobrander I987. 16.000 Taler, versteckt in 76 Kassen - oder: Die ~senvielfalt in den 

preußischen Städten nach dem regIonalisierenden bzw, individualiSierenden Zenrralislerungsver

such der preußischen Sraatsregierung von 1833 In: Adnenne Wtndhoff-Hererier (Hrsg.), Verwal

tung und ihre Umwelt. Opladen: \Vestdeutscher Verlag, 'l, 302-321. 

115 K Th, Ehebrrg n aL I9Q9: Finanzen. In; Handwörrerbuch, Bd, I\~ S, 217 ff 

116 GeorgJeUmek I9Q9: BudgeuechL In Handwörrerbuch. Bd. I, S 3°8-323. 

117 Wir kommen darauf zurück, siehe jedoch Paul Nolte I990: Sraatsbildung als Gesellschafi:.sreform. -

Politische Reformen In Preußen und den süddeutschen Staaten 1800-1820. Frankfurr/:\'ew York: 

Campus; die Erlassung der Verfassung In Bayern (1808), mit welcher In Gestalt eines Zweikam

mernsystems eine" Volksrepräsenration" eIngerichtet wird. hatte auch einen finanzpolitischen 

Hinrergrund: "Gewinnung öffentlichen Kredits". ImmerhIn wurde auch die Steuerfreiheit des 

Adels abgeschafft. 

118 England wäre wohl das beste Beispiel, ich komme darauf zurück. 
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neue Chancen für Korruption. In Österreich war der Hofkammerpräsident Graf Sinzendorf 

in den 1670er Jahren zu einem Schadensersatz von 1,97 Millionen fl. verureilt worden, also 

zu emem für die damalige Zeit gewaltigen Betrag"9• Aber das war nur die Spitze des Eisbergs 

einer fast allgegenwärtigen Korruption - nicht nur in Österreich: In Bayern werden von den 

Landesherren das ganze 18. Jahrhundert hindurch immer schärfere Strafandrohungen ausge

sprochen - ohne Erfolg: Beträchtliche Summen verschwanden in den Taschen der Steuer

und Kassenbeamten, Pfleger usw., und das Volk klagt oft mehr über die Willkür und Kor

ruptheit der Beamten als über die Höhe der Steuerlast. 

In Frankreich führte die Praxis des Ärnterverkaufs sowie der Steuerpacht für die indirek

ten Steuern zu emem durchgängigen "System der Korruption": Die neu geschaffenen Ämter 

- die meisten ohnehin überflüssig, daher die "Beamten" beschäftigungslos - werden in der 

Regel nicht aus dem "Budget" bezahlt, sondern durch Zuschläge auf die existierenden Steu

ern. Die hohen Finanzbeamten stehen selten im Dienste des "Gemeinwohls" oder auch nur 

des engeren "Staatsinteresses", sondern sind von den Finanziers der Steuerpacht bestochen, 

gekauft und stehen selbst an der Spitze der Pyramide eines korrupten Selbstbereicherungsre

gimes l1
C'. Die Verschwendung von Steuergeldern durch den königlichen Hof von Versailles 

war sprichwörtlich, sie überstieg - wie wir bereits sahen - die Kosten, welche der Staat für sei

nen gesamten Verwaltungsapparat ausgab. Als der Finanzminister Necker 1781 erstmals ein 

"Budget" publiZierte, löste das verständlicherweise einen Sturm der Entrüstung aus. Bis da

hin unterlagen die Budgets oder "Etats" strengster Geheimhaltung - nicht nur in Frankreich. 

Die Nationalversammlung von 1789 erklärt zunächst einmal alle geltenden Einnahmen- und 

Ausgabengesetze des Ancien regimes für ungültig, ist aber dann gezwungen, selbst neues 

Recht zu schaffen, also auch ein Budgetrecht. Die Entwicklung des Budgetrechts ist - wie Ge

org Jellinek herausarbeitete - aufs engste verknüpft mit dem Aufstieg des Parlamentarismus 

in Europa, wie auch umgekehrt die Parlamente erst dadurch unentbehrlich werden, daß ih
nen ein verfassungsmäßig verbrieftes Mirwirkungsrecht bei der Beschlußfassung von Budgets 

zukommt. 

In England hatte diese Enrwicklung schon viel früher begonnen: Spätestens mit der Bill 
ofRight (1689) ist gesetzlich festgelegt, daß "Ihrer Majestät Geldmittel" vom Parlament jähr

lich zu bewilligen seien. Der Lord Schatzkanzler eröffnet das "budget" vor dem Parlament 

mit einem Bericht über die finanzielle Situation des Jahres und legt im Namen des Königs 

119 K Th, Eheberg et al 19°9: Finanzen. In: Handwörterbuch der Staarswissenschaften, Bd. IV, S. 125-

261, hier S. 197. 

120 Jacob van Kfaveren 1951: Die histonsehe Erscheinung der Korruption, in ihrem Zusammenhang 

mit der Staats- und Gesellschaftssuuktur betrachtet. In: Vierteljahresschrift !Ur Sozial- und Wirt

schaftsgeschichte 64: 289-324; "Korruption" sei Teil der "Verfassung", und deshalb könne man 

mit Mitteln des Rechts nichts dagegen run, sich nicht wehren. Wir haben oben Im Zusammen

hang mit den "neopauimonialen Systemen" formuliert, Korruption sei Im System endemISch, also 

Teil der "normalen" Funktionsweise des Systems. 
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einen Amrag der zu bewilligenden Geldmittel vor. Das Unterhaus verwandelt sich in ein com

mittee o/mpp/ies und beginnt mit der Berarung. Wie erwähnt, wurden im 18. Jahrhundert nur 

selten Forderungen der Krone abgewiesen, trotzdem zwingen die Prozeduren zu einer höhe

ren Einheidichkeit und Rechenhaftigkeit bei der Gebarung der Staatsfinanzen seitens der 

Krone und ihrer Regierung. Nach der Beschlußfassung verwandelt sich das Unterhaus wie

der in ein committee 0/ ways and means und berät über .,Mittel und Wege" zur Deckung der 

Ausgaben. Die einzelnen Bewilligungen werden gegen Ende der Session in einer ,,Appropria

[Ionsbill" zusammengefaßt - versehen mit einer Klausel, daß die be'.\'illigten Summen nur !Ur 

die in der Bill genannten Zwecke verwendet werden dürfen. Im 18. Jahrhundert setzt das 

House ofLords gegenüber den Commons durch, daß Budgetgesetze nicht mir anderen Ge

serLen "bepackt", also an die Zustimmung zum Budget geknüpft werden dürfen, denn es solle 

über jedes Gesetz unabhängig voneinander abgestimmt werden. Auch diese britische Norm 

des "Bepackungsverbots" dringt im 19. Jahrhundert in das Budgetrecht der anderen europäi

schen Länder ein 1lI. 

'Irotz der Mit\virkungsrechte des Parlaments bei der Beschlußfassung über das Budget 

bleibt auch in England das ganze 18. Jahrhundert hindurch das Thema "Korruption" ein 

Dauerbrenner der öffentlichen Pressel11
• Das Parlament bekommt die Kontrolle über die 

Finanzgebarung von Regierung, Verwalrung und Militär nicht in den Griff. Auch im süd

deutschen Konstitutionalismus der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts bleibt der "Kampf um 

das parlamentarische Ausgabenbewilligungsrecht" ein Hauptthema'2l . Immerhin mußte in 

Bayern und in Baden alle zwei Jahre, in \Vümemberg alle drei Jahre em "ordenthcher land

tag" einberufen werden, weil die Steuerbewilligungen nur !Ur diesen Zeitraum galten. Nach 

der Beschlußfassung konnten aber die Regierungen schalten und walten, wie sie wollten. Die 

entscheidende Wende brachte die Belgische Verfassung von 1831, die in ihrem Art. II5 das par

lamentarische Ausgabenbewilligungsrecht uneingeschränkt enthielt - in Frankreich Wird seit 

der Napoleonischen Zeit en bloc über die Budgervorlagen abgestimmt, allerdings häuften sich 

auch hier im Laufe des Jahrhunderrs die "Sondervoten". Das belgische Recht wird sofort in 

die revidierte Verfassung Sachsens aufgenommen (1831) und findet schließlich 1848/50 auch 

Eingang in die Verfassungsurkunde Preußens, wo es dann heißt: ,,Alle Einnahmen und Aus

gaben des Staates müssen !Ur jedes Jahr veranschlagt und auf den StaatshaushaltsEtat gebracht 

121 GeorgJellmek 1909-' Budgeuechr. In Handwörterbuch der Sraarswissenschafren, Bd. I, S. 3°8-323, 

hier 310 f. 
122 finda Lny Peck [989: Corruprion and Political Development in Early Modern Brirain. In: Arnold 

Heidenheimer/.\1ichael Johnston/Vicror LeVrne (Hrsg.), Political Corruption. ~ew Bruns
wicklLondon: Transaction Pub!., S. 219-232. \X'ir kommen im 8. Kapitel darauf zurück. 

123 Remhard Afußr:nllg 1983: Die rechtlichen und pragmatischen Beziehungen ZWischen Regierung, 

Parlament und Verwaltung. In: Deutsche Vef\\ialtungsgeschichte, Bd. 2, S 95-II9. hier insbes. S. 
101. 
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werden. Lerzrerer wird jährlich durch Geserz festgestellt."I2.4 Die preußischen Einjahresbud

gets wiesen einen hohen Spezialisierungsgrad auf und vermittelten einen guten Überblick 

über die Tätigkeiten von Regierung und Verwaltung. In der Budgetkommission des preußi

schen Landtages saßen alsbald Abgeordnete, die sich darauf spezialisierten, den Haushalts

plan lesen und kontrollieren zu können. "Die Haushaltsberatungen wurden zur eigentlichen 

Macht des preußischen Landtages."Il5 Kanzler Bismarck bekam dies zu spüren, als im Verfas

sungskonflikt (1862-1866) kein geserzliches Budget zustande kam und er sich für die "bud

getlosen Jahre" durch ein Indemnitätsgeserz des Landtages von seinem verfassungswidrigen 

Verhalten "freisprechen" lassen mußte. 

Die weitere Enrwicklung betrifft eher die Ebene der Verwaltung (Errichtung von Finanz

ministerien) oder den Parlamentarismus (Weiterentwicklung der KontrollbefUgnisse, z. B. in 

Gestalt von Untersuchungsausschüssen), ist daher besser Gegenstand der nachfolgenden Ka

pitel. Auf eine lerzre, wichtige Innovation des 19. Jahrhunderts wäre aber doch zumindest hin

zuweisen, nämlich auf die Errichtung von Rechnungshöfen. Vorläufer von Rechnungshöfen 

gab es schon Im 18. Jahrhundert, aber diese waren lerztlich doch abhängig von den absoluti

stischen Monarchen. Moderne Rechnungshöfe haben im Hinblick auf den sonstigen Staats

apparat eine "externe", unabhängige Stellung und sind letztlich nur dem Parlament verant

wortlich (nicht: vom Parlament abhängig). Aufgabe der Rechnungshöfe ist es in der Regel, 

die gesamte "Staatswirrschaft" zu überprüfen und zu kontrollieren. Erst durch sie wird es 

möglich, Unregelmäßigkeiten bis ins Detail aufzudecken, Verschwendungen zu rügen, eine 

fehlende geserzliche Basis anzumahnen usw. und eventuell Reformvorschläge zur Abstellung 

der Mißstände für die weitere parlamentarische Behandlung auszuarbeiten. Rechnungshöfe 

runden gewissermaßen die jahrhundertelange, oft vergebliche, Bekämpfung von Korruption 

und Mißwirtschaft ab. 

Heure kann man davon ausgehen, daß sich der "Haushaltskreislauf'Il6 im wesentlichen 

durch die folgenden vier Schri tte darstellen läßt: 

• Erstellung eines Budgetentwurfs durch Verwaltung und Regierung; Vorlage im Parlament; 

• Beratung des Entwurfs im Parlament, in erster Linie im zuständigen Ausschuß (Haus

haltsausschuß); Feststellung des Haushaltsentwurfs per Geserz; 

124 Zitiert nach Remhard Mußgnug I983: Die rechtlichen und pragmatischen Beziehungen, a. a. 0., S. 

II3. Hier wird - anders als in Bayern -, die Gelrung der Steuergeserze nicht mehr in Frage gestellt, 

dafür der Akzent deutlich auf die Ausgabenseite verlagert. Die preußische Bestimmung wird 1871 

in die Reichsverfassung übernommen. 

125 &mhard Mußgnug I983: Die rechtlichen und pragmatischen Beziehungen, a. a. 0., S. 114· 

126 Gunter Kisker I990: Staatshaushalt. In: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch, Bd. IV, S. 235-294, 

insbes. S. 248 f ZU den Stationen des "Haushaltskreislaufes"; siehe auch Paul SenfI977' Kurzfristige 

Haushaltsplanung. In: Fntz Neumark (Hrsg.), Handbuch der Finanzwissenschafr, Bd. I, a. a. 0., 

S. 371-425, hier insbes. S. 381 zu den Phasen der Aufstellung des Haushaltsplanes. 
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• Vollzug des Haushaltsplanes durch die Verwaltung; 

• Kontrolle der Haushaltsführung durch Rechnungshof, Parlamentsausschuß und schließ

ltch Entlastung der RegIerung. 

Im Budgerverfahren nehmen dIe parlamenrarischen Ausschüsse - und gegebenenfalls: Un

terausschüsse eine zentrale Stellung ein, denn hier werden die einzelnen Budgetansätze 

Punkt für Punkt durchleuchtet, diskutiert und da gibt noch es Einflußmöglichkeiten für ge

wisse "Umschichtungen" von Finanzmitteln auf geplante Programme; darauf können wir hier 

nicht eingehen'27 . Grundsätzlich gilt auch hier: "Political institutions are not neutral. They 

bias policy making towards so me types of interests and away from others because they chan

nel participation in particular directions."".s Das amerikanische System des "committee gov

ernment" unterscheidet sich doch einigermaßen vom europäischen "party government" (oder 

auch "corporatist government"). 

Auch die folgenden Haushaltsgrundsätze werden hier eher enumerativ angeführt, aber nicht 

näher erläutertl19 : 

I. Grundsatz der Vollständigkeit - zielt gegen Versuche der "Flucht aus dem Haushalt", 

z. B. durch Übertragung von öffentlichen Aufgaben auf Privatrechtssubjekte mit ei

genen Budgets; 

2. Grundsatz der Einheit des Haushalts - diesem Prinzip würden Sonderhaushalte oder 

dergleichen widersprechen; 

3. Grundsatz der Vorherigkeit des Haushalts - dient der vorausschauenden Planung und 

nachträglichen Kontrolle; 

4- Grundsatz der Jährlichkeit des Haushalts - stärkt die Abhängigkeit der Regierung vom 

Parlament; 

5. Grundsatz der Klarheit und Wahrheit des Haushalts - ist schwer zu erfüllen, zumal es 

sich bei der Planung oft nur um Schätzungen handeln kann; 

127 Ro!<Jnd Sturm 1985: Entscheidungssuukruren und Entscheidungsprozesse in der Haushaltspolink 

- Zum Selbsrverständnis des Haushaltsausschusses des deutschen Bundestages. In: PVS 26: 

24'7-269; Peta Elckenboom 1989' Haushaltsausschuß und Haushaltsverfahren. In: Hans-Peter 

SchneiderIWolfgang Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis. Berlin/New York: Wal

ter de Gruyrer, S u83-1220; für die USA Alice M. Rwlin 1988: Kongreß und Wirtschaftspolitik: 

Der Bundeshaushalt. In: Uwe Taysen/Roger H. Davidson/Robert G. Livingston (Hrsg.), US

Kongreß und Deutscher Bundestag. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 329-341; für ÖsterreIch 

Walter Schwab 1995' Budgemoheit und Haushaltsrecht. In: Gtinmer Schefbeck (Red.), 75 Jahre 

Bundesverfassung. Wien: Verlag Österreich, S. 435-450. 

128 Sven Stemmo 1993. Taxation and Democracy, a. a. 0., S. 6 f 
129 Siehe dazu vor allem Gunter Kisker 1990: Der S=tshaushalt. In: Isensee/Kirchhof(Hrsg.), Hand

buch, a. a. 0., hIer S. 260 ( 
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6. Grundsatz der zeitlichen und sachlichen Spezialität des Haushalts - diem der Detail

planung im Haushaltsausschuß; möglichst konkrete Programmierung der nachgeord

neten Verwalrung; 

7. Grundsatz der Ausgeglichenheit des Haushalts; 

8. Grundsatz der Gesamtdeckung; 

9. Grundsatz der Öffenrlichkeit - bezieht die Opposition mit ein und ist ein wichtiges 

Instrumem der Komrolle; 

10. Grundsatz der Winschafrlichkeit und Sparsamkeit - gilt für die gesamte Staatsver

walrung; 

II. Bepackungsverbot. 

Abschlteßende Bemerkungen: \'Iir harren eingangs zu diesem Kapitel festgestellt, daß die 

meisten Staatsdefinitionen und Staatstheorien kaum einen Bezug zur Ressourcenbasis des 

Staates herstellen. Das sah man früher anders, was man am französischen \'\'orr Etat heure 

noch ablesen kann: Es steht sowohl für "Staat" als auch für .,Staarsfinanzen" (Budget) - man 

könme systemtheoretisch formulieren: Die Selbstbeschreibung des Staates erfolgte über die 

Finanzen; und in der Tar: lWoderne Staatbchkezt Ist ohne die geldbaslertm Infrastrukturen eines 

leistungsfohigm. aber gerechten Steuersystems sowie geordneter Staatsjinanzm in Gestalt eines 

Haushaltspuznes nicht möglich. Daraus ist wohl auch die auffallende Konvergenz in der Em

wicklung dieser Institutionen in allen wesrlichen Industriestaaten zu erklären. Trotz umer

schiedlicher Ausgangslagen haben sie sich in den letzten zwei- bis dreihunderr Jahren in die

selbe Richtung emwickelt. Die nun anstehende "Harmonisierung der Steuersysteme" 

innerhalb der Europäischen Gemeinschaft (EU) bringt diesen langfristigen Konvergenzpro

zeß nur noch zum Abschluß'Jo. Dennoch bleiben viele Fragen offen, die jedoch u. E. nicht 

mehr die grundsätzliche staatstheoretische Bedeurung haben wie die o. g. "Instirurionen". Da 

wäre z. B. zu diskutieren die Frage nach den Vorzügen bzw. ~achteilen von umerschiedli

ehen SteuersystemenlI" von Strategien zur Verbesserung der Haushaltskomrollen'l>, der 

130 Siehe z. B. ,~1ichael Hltther 1994: Umsarzsreuerharmonisierung im Zeichen der Binnenmarkrvoll

endung. In: Jahrbuch zur ~)[aars- und Verwalrungswissenschafi:, Bd. 6, S. 83-112. 

131 'liehe dazu die auch aus historischer Sichr interessanten Beiträge m Wllliam F. Shugart 199.~ 
Hng.). Taxmg Choice. The Predatory Politi~ of Fiscal Discnmination. ~ew BruoswtekiLondon: 

Transacoon Publishers; jorl Slnnrodljon Bakij'a 1996: T axing Ourselves. - A Citizen's Guide to ehe 

Grear Debate Over Tax Reform. Cambridge, Mass./London: MIT Press; Robert E. HalUAllIin 

&bushkalDlck Amley/Robert EisnerlHerbert Stem 1996: Fairness and Efficiency m the Flat Tax. 

Washmgton, D. c.: The AEI Press. 

132 Harn Schäfer 1977: Kontrolle der öffentlichen Finannvirrschafi:. In: Frirz Neumark (Hrsg.), Hand

buch der Finanzwissenschafi:, Bd. I, a. a. 0., S. 520-552; Harn Clausen Korjf1981: '\\'ege zur Ver

besserung der Finanzkontrolle. In: ZParl. 3/81, S. 399-413; Herbert A1andewrtz 1982: Zur soge

nannten "mitwirkenden" Konrrolle, insbesondere beim HaushaIrsvollzug. In: ZParl. 1/82, S. 7-20; 
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Haushaitskonsolidierung'lJ bzw. der Staatsverschuldun!tl-4, der Veränderung in den Finanz

politiken" oder den neuen Ansätzen des "Budgeting"l36, das nicht mehr von den Voran

schlägen der Ressorts, sondern vom geschätzten Budgetvolumen ausgeht, das überhaupt zur 

Verfügung steht usw. - Wie immer man diese Fragen diskutiert, fest steht, daß der Staat in 

den westlichen Industrieländern zwischen 35 und 50 Üfo des gesamten Bruttosozialprodukts 

"verwaltet"l'7. Deshalb kann es eigentlich gar keinen Zweifel daran geben, daß die Frage, wie 

Rainer Bartel 199], Öffendiche Finanzkontrolle als policische Machtkonuolle: Eine ökonomische 

Fundlerung. In: PVS 34: 613-639 ; Franz-o. GzlleslGerhard Dtto/Razner weinert 1987: Öffendlche 

Finanzkontrolle zwischen Tradition und Innovacion. Ein Beitrag zur Entwicklung der InstitutIon 

Rechnungshof nach 1945. In: FinanzArchiv 45'463-499. 

133 Eberhard Frzcke 1985: Haushaltskonsolidierung. In: FinanzArchiv 43: 385-420; Helmut Kramer 
1996. Gesamrwirtschafdiche Aspekte der Budgetkonsolidierung. In: Österreichisches Jahrbuch für 

PolitIk 1995, S. 287-294; Alexander van der Bellen 1996: Budgetprobleme 1995: Krise im Scharten 

der Währungsunion, ebenda, S. 295-312, sowie Gerhard Lehner 1996: Budgetpolitik vor großen 

Herausforderungen, ebenda, S. 313-328. 

134 Nounel Roubiniljeffiey Sachs 1989: Government Spending and budget deficits in ehe industrial 

countnes. In: Economic Policy Vol. 4 (April)· 100-132; Allen Schzck 1993: Governments versus 

Budget Deficits. In: R. Kent WeaverlBett A. Rockman (Hrsg.), 00 Inscitutions Marter? Govern

ment Capabihties In ehe Uni ted States and Abroad. Washington, D. c.: The Brookings Institu

tion, S. 187-236; Dtto Gandenberger 1990: Verfassungsgrenzen der Staarsverschuldung. In: Finanz

Archiv 48: 28-51; Stephen A. Borelli/Terry J Royed 1995." Government ,strength' and budget deficits 

in advanced democracles. In: European Journal of Political Research 28: 225-260; fames E. 
AltlRobert C Lowry 1994-· Divlded Government, Fiscal Institucions, and Budget Deficlts: Evidence 

from the States. In: American Political Science Review 88: 8n-828. 

135 Frank G Müller/Klaus Zimmermann 1986: The determinants of strucrural changes in public bud

gets: a eheoretical and empirical analysIs for ehe Federal Republic of Germany. In: European Jour

nal of Political Research 14: 481-498; Bernd GemeriRobert Holzmann 1995." Die österreichische 

Finanzpolitik vor dem EU-Beitritt. In: FinanzArchiv 52: 7I-no; Michael Hüther 1994: Umsatz

steuerharmonisierung im Zeichen der Binnenmarkrvollendung. In: Jahrbuch zur Staats- und Ver

waltungswissenschaft, Bd. 6, S. 83-Il2. 

136 Gisela Färber 1997: Budgenng - Möglichkeiten, prakcische Erfahrungen, Folgen für das Parlament. 

In: StaatsWissenschaften und Staatspraxis: 61-78, im selben Heft Lerke Dsterloh 1997: Budgeting 

und parlamentarisches Budgetrecht aus juristischer Sicht, S. 79-86. 

137 Martin van Creveld 1999: AufStieg und Untergang des Staates, a. a. 0., S. 451: "Die entsprechenden 

Zahlen für die Europäische Gemeinschaft insgesamt lauten 52 und 50 Prozent." Die Staatsquote, 

d. h. der An ted aller öffentlichen Ausgaben einschließlich der Sozialversicherungsausgaben in Pro

zent des BrurtOirtiandsprodukts, betrug in Deutschland 1994 52%, trotzdem operiere man im we

sendichen noch mit dem Haushaltsrecht des vorigen Jahrhunderts, als die Staatsquote nur 12 % 

betrug (1900), so Uclo Müller 1995." Controlling als Steuerungsinstrument der öffendichen Ver

waltung. Von der Ordnungsmäßigkeitskontrotle zur Bewertung von Controllingverfahren. In: 

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/95: 11-19, hier S. 12. 
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der Staat mit unserem Vermögen umgeht, von erheblicher gesellschaftspolitischer Bedeutung 

ist. Aus diesen Grimden pladieren wir für eine stärkere Berücksichtigung der Institutionen 

"Steuern und Finanzen" Ln der staatsmeoretischen Diskussion. Nicht zu Unrecht hat Schum

peter'J8 einmal gemeint, der Ausdruck "Steuerstaat" sei eigentlich ein Pleonasmus"9. Die Ex
perten der Theorie des "Venvaltungsstaats" waren ihrer Sache dagegen immer schon ziem

lich sicher. 

138 J A. Schumpeter 1918: Die Krise des Sreuersraars. GrazILeipzig, wieder abgedruckr in R. Hickel 

(1976) (Hrrg.) Die Finanzkrise des Sreuersraars. Beirräge zur pollrischen Ökonomie der Sraars

finanzen. Frankfurt. 

139 "The modern srare is synonymous wich rhe modern fiscal stare·', so auch Peter-Chnstian Wttt 1981" 

Imroducnon. The HisroI}" and Sociologv of Public Finance: Problems and Topics. In: Ders. 

(Hrsg.), \X'ea!rh and Taxarion in Cenrral Europe. The Hisrory and Sociology ofPublic Finance. 

Leamington Spa: Berg, S. 5. 



KAPITEL 6 

Die Institutionen des Staates 111: Die Verwaltung 

Gesellschaftstheoretische Vorbemerkungen: 
Information und Entscheidung 

Kernstruktur eines Jeden Staates !St die Zivile Venvaltung. Auf der allgemeinsten Ebene könnte 

man die sraatliche Bürokratie bestimmen als die Anlage emes "External Memory Field" 

(EX:-"fF)' für polirikbezogene Informationen. Sie repräsentiert in hohem Maße die "wissens

basierte Infrastruktur"> des Staates, ohne welche die staacliche Form der politischen Organi

sation schlechterdings nicht möglich wäre. Wir sehen dies schon bei der Entstehung des vor

modernen Staates, welche wesentlich durch den Gebrauch von Schnft konditionIert gewesen 

war. chrift Ist eine "evolutionäre Errungenschaft" ersten Ranges, deren Bedeutung natürlich 

weit über den Bereich der Politik hinausreicht; ich greife einleitend - Im Anschluß an Luh

manns Gesellschaftstheorie - drei Aspekte der Schnftlichkeit von Kommunikation heraus 

und spezifiZiere sie für unseren Zusammenhang: 

I. Wie der Begriff "Ex tern al Memory Field" bereItS andeutet, geht es hier nicht nur um 

eine Entlastung des menschlichen GedachtnIsses bzw. um die Kontrolle des Verges

sens, dessen Selektivität ohne Hilfsmittel ja nur schwer in den Griff zu bekommen ist 

darum geht es auch, aber Viel wichtiger noch ist überhaupt der Aufbau eines gesell

schattseigenen Gedächtnisses, wodurch sich die Gesellschaft von Beschränkungen aus 

der Umwelt (des Bewußtseins) weitgehend lösen kann. Die Tätigkeit der Schreiber

verwaltungen des vormodernen Staates wie auch noch des Frühmodernen Staates zu 

,\falm D01Ulld 199J: OngIns of rhe Modern MInd. Cambndge, ~1ass.lLondon. Han'ard GnIV. 

Press. 

2 Helmut U7illke 1992' Ironie des Staates GrundlInien eIner Staatstheone polyzentrischer Gesell

,chaften Frankfurt a. M.: Suhrkamp. 

l\ltklas l.uhmann 1995: Das GedächtnIS der Politik. In: Zeltschnft für Politik 42: t09-121 zum Spe

zialgedächtnIs des FunktIonssvsrcms; Nikl4s Luhmann 2000: Die Politik der (,esellschaft. Frank

furt am I\1aIn: Suhrkamp, S. :7, ff. zum "Gedächtnis der PolitIk" (die hier von Luhmann anvi

Sierte rhcone klammert den Aspekt des Systemgedächtmsses Im Subsystem des "Staates " 

weitgehend aus; was Luhmann als GedächtniS "der" Politik diskutIert, verweisen wir in den Be

reICh der politischen ÖffentlIchkeit, siehe Kapitel 8); allgemeiner dazu l\riklas Luh'1Ulrlrl 199.-; Die 

Cesellschaft der Gesellschaft. Frankfurt a. ~1 : 5uhrkamp, S. 576 ff. 
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Beginn der Neuzeit bestand ja im wesenrlichen darin, Archive anzulegen, zu erwei

tern, den Zugriff auf diesen Informationspool zu systematisieren sowie das Prozessie

ren von Informationen zu standardisieren4 - etwa in Form von "Wenn ... dann u_ 

Beziehungen, daß also bei Vorliegen bestimmter Sachverhalte/InformatJonen 

enrsprechende Konsequenzen gezogen/Enrscheidungen getroffen werden sollen. Die 

Erfindung des Papiers und des Buchdrucks ermöglichten dann eine weitere, enorme 

Expansion des gesellschaftseigenen Gedächtnisses, im Bereich der Verwaltung einen 

sprunghaften Anstieg der Verschriftlichung - das moderne ,,Aktenzeitalter"S begann, 

und schon zur Zeit des absolutistischen Staates setzt dann ein sprunghafter Anstieg 

der fachlichen Spezialisierung ein. Schließlich erfolgte In den letzten Jahrzehnren des 

20. Jahrhunderrs über die Computertechnologie nochmal eine gewaltige Expansion 

des EXFM - mit noch unabsehbaren gesellschaftlichen Konsequenzen6. 

2 Schriftgebrauch erlaubt eine ObjektIVierung des Sach- oder Informationsaspekrs der 

Kommunikation. Auch das sehen wir bereits aus den frühesten sumerischen Quellen 

und es ist daher kein Zufall, daß es die Buchhalter der Tempelverwaltungen waren, 

welche die Schrift zuerst erfanden?; Alle Transaktionen bei den Tempelmagazinen 

wurden genauestens schriftlich festgehalten und konrrolliert; die Befehle des Herr

schers werden schriftlich übermirtelt und damit der subjektiven Deurung des Über

bringers (Boten) entzogen; auch das Recht bedienr sich sehr früh der Schriftlichkeit: 

Verträge, Testamente, Heiratsurkunden, Gerichtsprozesse und schließlich auch Ge

setzestexte werden schriftlich fixiert und sind z. T. bis heute erhalten geblieben. - We

sentliches Kennzeichen der modernen Bürokratie wird - worauf Max Weber immer 

wieder mit Nachdruck hingewiesen hat - der hohe Grad an Regelbindung und Ver-

4 Anthony Guidnu I987: The Nation-State and Violence. Berkeley/Los Angeles: Univ. of Cal. Press, 

S. 14 f.: .Storage of information and recordmg" sei, so Giddens, eine wesentliche Aktivität des 

Staates, das Machtpotential des modernen Staates bestehe in "surveillance", also der informatio

nellen Erfassung und Kontrolle von Menschen und deren Aktivitäten. Dieser Blickwinkel scheint 

mir geseUschafutheoreusch zu eng, weil er den Zusammenhang von Information und Entschei

dung für die Erbringung von Lmtungm unterbelichtet; dies ist aber wichtig, wenn man die spe

zifische Differenz zwischen der europäischen und der außereuropäischen Entwicklung seit dem 

15. Jahrhunderr verstehen will, insbes. die Entstehung dessen, was Jones den .service state" nennt; 

ich komme darauf zurück, siehe E. L. Jont's I996: The European Miracle. Cambridge: Cambridge 

Univ. Press, ec. Ed. 

5 Reinhart Koulleck/Sandro-Angt'w Fusco/Udo WolterlAnton SchtndlinglBernd WuruUr I992.· Verwal

tung, Amt, Beamte. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 7, S. 1-96, hier S. 49 f. 
6 Stichworr: InformationsgeseUschaft; siehe dazu Kapitel 8 in diesem Buch. 

7 Siehe zu diesen Zusammenhängen mit weiteren Literaturhinweisen Hannes Wimmer I996: Evo

lution der Politik. - Von der StammesgeseUschaft zur modernen Demokratie. Wien: WUV-Uni

versitärsverlag, S. 238 f. 
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sachlichung des Entscheidens, also der Indifferenz der Sachdimension der Kommu

nikation gegenüber der Sozialdimension: Ganz unpersönlich, "sine ira et srudio", habe 

der Beamte zu entscheiden, also nach rein sachlichen Kriterien, und um dies zu ge

währleisten, seien Aktenmäßigkeit als Formvorschrift und hoher Sachverstand als 

Qualifikarionserfordernis der Beamten unumgänglich, so Weber. Erst auf diesem Hin

tergrund können "irrationale" Elemente in der Verwalrung wie Patronagebeziehun

gen, Nepotismus, Korruption etc. - also personalIStische Strukturen zuriickgedrängt 

werdenS. 

3. Schrifrlichkeit ermöglicht drirrens "interaktionsfreie Kommunikation"9 und damit 

eine viel schärfere Differenzierung zwischen den Ebenen "Interaktion - Gesell

schafr"JO. Wir harten oben bereits gesehen, daß erst in diesem evolutionären DIfferen

zierungsprozeß Staadichkeit der Politik unumgänglich Wird (die Alternative wäre ja 

"communiry" im Sinne von Taylor}". Gesellschafrstheoretisch liegt es nahe anzuneh

men, daß die Expansion der Sphäre "interaktionsfreier Kommunikation" im Gefolge 

des Buchdrucks, zusammen mit den o. g. Tendenzen zur Versachlichung/Spezialisie

rung, die Bedingungen schufen, die auch im Bereich der Politik/des Staates zur Ent

stehung des Typus "formaler Organisation" fuhrren. Zuerst sahen wir das beim Mi

litär und in diesem Kapitel kommen wir zu den Zentralverwaltungen in Gestalt von 

"Deparrments" oder "t-.1inisterien". 

\'ifIr wenden uns im folgenden in einem ersten Schritt dem historischen Konsmutionsprozeß 

des modernen Staates in Gestalt der biirokratischen Verwaltung zu - in erster Linie am Bei

spiel Österreichs und Preußens -, rezipieren dann die Biirokratietheorie Max Webers, um die

sen Prozeß bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts zu reflektieren, und diskutieren abschließend 

einige wichtige Ergebnisse der neueren Verwaltungsforschung - vor allem zu den drei zentra

len analytischen Dimensionen der formalen OrganisatIOn (Stichwort: Hierarchie), des Perso

nals der Vervvaltung sowie der Programme als Entscheidungsprämissen. 

8 Jürgm Habn7'nilS 198I: Theone des kommunikariven HandeIns. Frankfurt a. M.: Suhrkamp, Bd. I, 

S. 205 It:; Stifan Sreuer 1991: Max Webers Herrschaftssoziologie. Frankfurt/New York: Campus, 

S. 192 ff. Zum Begnff "rationale Herrschaft·· Siehe auch Stifan Sreuer 1990: Rationale Herrschaft. 

Zu eincr Katcgone Max Webers. In: PYS 31: 4-32. 

9 ,v/klas Luhmann 1984. Soziale Systeme. Frankfurt a. M.: Suhrkamp. 

10 ,viklas Luhmann 19"'5." Interaktion, Organisanon. Gesellschaft. In: Der,., Soziologische Aufklärung 

2. Opladen: \Xhtdeurscher Verlag, S. 9-20. 

II Charter Taylor 1982: Communit)', Anarchy and Liberty. Cambridge u. a.: Cambridge Gniv. Press. 

Vgl. Kapitel 3 hier im Buch. 
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6.1 Die historische Entwicklung zur modernen Verwaltung 

Wollte man den Prozeß der Entstehung der modernen Staarsvenvalrung auf eine knappe For

mel bringen, so könnte man diesen charakterisieren als Übergang vom patrimonialen Für

stendlener zum Staatsdiener in emem Komplex von Ämtern des abstrakten Anstaltsstaates. 

In diesem Prozeß gibt es Konrinuität und Diskontinuität zugleich: Einerseits bleiben relativ 

lange typisch vormoderne Formen von "Venvalrung" erhalten, andererseits gibt es keinen ge

radlinigen Weg zum modernen "Verwalrungsstaat". 

Wie auf dem Gebiete des Steuerwesens waren im 16. Jahrhundert die städtischen Magi

stratsverwaltungen" - gleichfalls die Bürokratien der ,,Amtskirche"'J - wesentlich weiter ent

wickelt als die königlichen oder fürstlichen "Hofverwalrungen", die noch immer sehr viele 

patmnoniale Grundzüge aufweisen. Typisch dafur sind: 1. die weitgehende Formlosigkeit 

fürstlicher Selbstherrschaft und deshalb die hohe Abhängigkeit der Politik von persönlichen 
Eigenschaften des Fürsten'4; 2. eine auf Eigenberechtigung am Amt abzielende Amrswahrneh

mung der Amtsinhaber; die officla sind oft zugleich beneficia, d. h. verknüpft mit Berechti

gungen zur Selbstversorgung und - je nach "Würde" des Amtes - auch zur Selbstbereiche

rung. Deshalb können Ämter vererbt, gekauft, verkauft oder verpfändet werden'5; eine 

Gemeinwohlverpflichrung fehlt. 3. Patron-Klient-Beziehungen'6 als Grundmuster, in wel

chem sich der Herrscher und seine "Räte' , "Diener", "Bedienre" etc. gegenüberstehen; 4. der 

Katalog der Amtspflichten beruht auf Tradition und Herkommen, ist bestenfalls vage um-

12 Hans-jürgl7l Gerhard 1983: Stadtverwaltung und städtISches B~oldungswesen von der flühen Neu

zeit bis zum 19. Jahrhundert. In: Vierreljahresschnft für ""'inschafts- und Sozialgeschichte 70: 

21-49; Georg Droege 198].' Die Stellung der Städte. In: JeserichlPohl/von Unruh (Hrsg.), Deutsche 

Verwalrungsgeschichte, Bd. I, S. 177-193; Gerhard Dilcher 1986: Der lange Weg zum Verwal

rungsstaat In: HistOrische Zeitschrift Z42: 99-109; Peter Blickk 1984 Die politISche Theorie des 

deutschen Verwalrungsstaates und ihre realhistOrischen Grundlagen. In: Internationales ArchiV 

für Sozialgeschichte der deutschen Literarur 9: 145-151. 

13 V:'oljgang Remhard 1983: Die Verwaltung der Kirche. In: Kurr (,. A Jeserich/Hans Pohl/Georg

ChflStOph von Unruh (Hrsg.), Deutsche Verwalrungsgeschichte. Sruagan:: Deutsche Verlags-An

stalt, Bd. I, S. 143-176. 

14 Gerhard Gestretch 1969: Das persönliche Regiment der deutschen Fürsten am Beginn der Neuzeit. 

In: Der;., Geist und Gestalt des früh modernen Sraates. Berlin: Duncker & Humblot, S. zOI-234· 

WIr kommen im folgenden Kapitel darauf zurück. 

15 Btrgide Schwarz [983. ÄmterkäuRichkelt, eine Institution des A.bsolutismus und ihre mirrelalterll

chen Wurzeln. In: Hist. Sem. der Unlv. Hannover (Hrsg.), Staat und Gesellschaft in Mittelalter 

und Früher NeuZCIt. Gömngen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 176-184; V:'oljgang Reinhard 1986' 

5taatsmacht als Kreditproblem. Zur Struktur und Funktion des frühneuzeitlichen Ämterhandels. 

In: Ernst Hinrichs (Hrsg.), Absolutismus. Frankfurt: Suhrkamp, S. 214-Z48. 

16 Siehe die Beiträge In Antom Maczak 1988 (Hrsg.): Khentelsysteme Im Europa der Frühen Neuzeit. 

München: R. Oldenbourg. 
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schrieben und eröffnet so Tür und Tor für Eigenmächtigkeiten, Entfremdung von Rechten, 

Bestechlichkeit und Korruption". - Einzelne Elemente dieser pammonialen Herrschafrs

strukturen haben sich auch in Europa bis weit in die Neuzeit hinein gehalten (bis zum Ende 

des 18. JahrhundertS auf jeden Fall) und sind - wie wir insbesondere am Beispiel afrikanischer 

Länder sahen - in veränderter Form heute noch präsent. 

Der historische Anknüpfungspunkt - sozusagen die "Keirnzelle"'8 - für die Entwicklung 

zur modernen Staatsverwaltung bildete nicht die Schreiberverwaltung der städtischen Magi

mate, sondern die Kanzleien der königlichen/fürstlichen Hofoerwaftung: ~Überall scheint der 

Hof des Königs oder Fürsten als die Keimzelle, aus der mit den Zentralbehörden überhaupt 

auch die Mlnistenen hervorgegangen sind."'9 In den Hofkanzleien nimmt ab dem 16. Jahr

hundert der Umfang des "Geschriebenen" bzw. clie Zahl der Schriftstücke rasch zu - mit stei

gender Tendenz und gleIChzeitig steigr auch die Zahl der "Räte'" und "secretarii". Für die Re

gierungszeit Kaiser ~aximilians wird die Zahl der ausgestellten Urkunden seiner Kanzlei 

bereits auf über 100.000 geschätzt' . Es ist leicht einzusehen, daß Sich in einem derart rasant 

entwickelnden Aktenberg nur mehr .,Spezialisten" zurechtfanden. Der "Berg" selbst aber ISt 

eine unmittelbare Folge der zunehmenden Verschrifthchung und Formalisierung des "amt

I ich" werdenden Geschäftsganges. 

Das Aktenwesen bildete das Hauptbtoratigungsfeld des SICh formIerenden Beamtenstandes, der 

die Räte und sonstige Bediente/Diener des Königs/Kaisers, der Fürsten und der ständischen Rats

gremIen umfaßte. Für diese Beamten, die so allerdings noch nlchr hIeßen, waren der ragliche 

Umgang mit Geschäfrsschrifrgur und die gelehrte, das helßr lateinische und schnfrlich vermit-

17 Eva EtzlOni Halevy 1989.' Exchanging Marerial Benefirs for Political SuppOrt: A Compararive Ana

lysIs. In: Arnold HeldenheimerlMichael JohnsronlVlcror T. LeVine (Hrsg.), Polmcal Corruprion. 

~ew BrunswickiLondon: Transaction Publishers, S. 28:---304 V gl. MIchael StolfelS 1990: Staar und 

Sraarsräson in der frühen ~euzelr. Frankfurt am :-"1ain: Suhrkamp, S. 197-231, "Grundzuge der 

Beamrenethlk (1550-1650)". 

18 Dzetmar Wilwweit 1983: Die Entwicklung und Venvaltung der spärml[[elalterlichen Landesherr

schaft. In: JesenchlPohl/von Unruh (Hrsg.), Deursche Verwaltungsgeschichte, Bd. I, S. 66-142, 

hier S. 107 f. 
19 Duo Hmtu 1970. DIe Enrsrehung der modernen Sraarsminisrerien. In~ Ders., Sraat und Verfas

sung. Götringcn: Vandenhoeck & Ruprecht, 3. Auf]. hr..gg. v. Gerhard Oesrreich, S. 275-320, hier 

S. 277; überall finde man, so Hll1tzC, mit überraschender Gleichmäßigkeit eine typische Dreiheit 

von Zentralbehörden: Hofgencht, Rechenkammer und Rat - im 16.117. Jahrhundert der "Ge

heime Rat" als obemer Leitung der HofVerwaitung bzw. deren "Kanzlei": "Die Kanzlei war Ja die 

einzige feste behördenmäßige Organisation der alten Fümenhöfe; in Ihr konzentnerten sich dIe 

RegIerung" und Verwaltungsgeschäfre am Hofe" (S. 280). 

20 I't-ter /vforaw 1983: Die Verwaltung des Königtums und des ReIChes und ihre Rahmenbedingun

gen. In: Jeserich/PohllUnruh (Hrsg.), Bd. I, a. a. 0., S. 22-65, hier S. 41. 
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rehe Vorbildung charakteristisch. DIe enmehenden Verwalrungsphänomene. die Ämterorgani

sation und das Beamrentum waren an die Täügkeiten des Schreibens und Lesens. an dIe lnfor

mauonsvermmlung durch Akten gebunden. Das Aktenwesen als Instrument von Verwalrung 

war ein Medium und ein Resuhar des beschleunigten Imensivierungsprozesses. der sich in der 

politischen Herrschaftsorgamsauon im Reich und In den Termorlen seir dem Ende des 15. Jahr

hundens durchsetzte. Die Städte mH ihren Erfahrungen an schriftlicher Geschäftsführung und 

mit Ihrem Potential an OrganJ.SarionS\\1ssen und gebildetem Personal waren \ielfach ein Fermem 

diese.<; Prozesses, ohne daß sie - zumindest soweit bIslang bekannt - zur Benennungs- und Be

griffsgeschichte einen spezifischen nverwalrungssprachiJchen" Beitrag beigesteuerr härten.' 

Im 17. Jahrhunderr enrstehen praktisch an allen größeren europäischen Fürstenhöfen die "Ge

heimen Räte" als kollegiale Führung der Hofkan:zlei22
• Diese Räte sind im aufstrebenden Ab

solutISmus neIn Werkzeug des Monarchen" (Himze) für die laufende Erledigung der anfallen

den Geschäfte'J. Das Prinzip der Kollegialität , ... ar durch eine doppelte Cberlegung motiviert: 

Zum einen verteilt das PrinZIp die Enrscheidungsmacht auf eIne Personenmehrheit und ver

hindert so dIe '\iachtkonzemration in einer Hand, die dem :'Ionarchen härte gefährlich wer

den können (nach dem alten Grundsatz dilJide et impem). Zum anderen bietet die Kollegia

lität gewissermaßen eIne eingebaute Selbstkomrolle: die Räte müssen Entscheidungen durch 

ihre Konrrasignarur bestängen und mmragen, sie sind als Gremium nicht so leicht zu beste

chen wie eine Einzelperson ete. Bei den Räten galt zunächst als Regel, jede Entscheidungssache 

sofort zu beraten und noch am selben Tage zu erledigen. Spätestens im Laufe der 1. Hälfte des 

18. Jahrhunderts ist das nicht mehr möglich: Die Sachverhalte werden komplizierter, der Kanz-

21 Rnnhart KoselkcklSandro-Angelo FuscolUcIo 'X'olterIAnton SchmdlinglBernd Himder I991: Vern'al

rung. Arm, Beamrer. In: Ceschichcliche Grundbegriffe, Bd. 7, S. 1-<)6, hier S. 50; hier beginm das 

moderne .Aktenzeitalter": nFormalislerre Geschäfrsgänge mir geregelrer Aktenführung ... ,urden 

mehr und mehr kennzeichnend Flir regierendes und adminisuierendes Handeln im Namen eines 

Herrschers, im Namen eines Stadrmagisrrars oder Im Namen reichS5ta.ndischer Einrichtungen. 

Amts-Verwaltung \\Urde zur schriftlich vollzogenen und akrenkundIgen AuftrJg5"erwaltung, der 

Beamte zum veranrwonlichen und haftenden Funktionsträger, dessen Amtsführung durch Ak

tenkonuolle überprüfbar war" (ebenda). 

22 Hans Hattmauer 1980: GeschIchte des Beamrenrums. Köln u. a.: earl Heymanns Verlag, S. 65, 

gegen den \X'iderstand der Sünde, so der Auror: nDer Zeitpunkt, zu dem dIeser 'JI."'idersrand der 

Stände endgtiltig gebrochen war, wird durch cUe Einrichtung Gel1l'lmer RJiu an den Ftlrstenhöfen 

bestimmt" (Hervorhebung im Original) Der Grundtendenz nach har der Autor recht, die zeicli

ehen VerhalrniS5e sind jedoch nlchr überall dIeselben. Siehe auch : .. fichael Stolkls I990: Staat und 

Staatsräson in der frühen Neuzeit. Frankfurt a. ~1.: Suhrkamp, S. 206 f. 
23 'XlIhelm BrauT/eder I991: Die Verwaltung der Beamtenschaft nach dem Dreißigjährigen Krieg. In: 

Cerhard Dilcher (Red.), Die Verwaltung und ihre ReS5ourcen. Untersuchungen zu ihrer \l\;ech

selwIrkung. Beiheft 9 zu "Der Sraac'·, S. 4'7-69. 



Die lrutiturioncn de. Staates m, Die Verwaltung 

ler2.4 läßt Unterlagen heranschaffen, es sollen Gutachten und Stellungnahmen eingeholt wer

den etc.; das alles braucht ZCI(. Die kollegiale Führung der Ämter erhält bald den Ruf, um

srändlich zu sein, zeitraubend und vor allem kann man niemanden direkt zur Verantwortung 

ziehen: Entscheidungen in Gremien fallen enr,,;eder nach dem Mehrheitsprinzip, oder aber es 

wird Konsens gesucht. Die Verantworrung lastet gewissermaßen auf dem Gremium als sol

chem, Einzelpersonen können sich der Verant'.vortung entziehen, etwa Indem sie eine Min

derhettsposition beziehen und alles auf die Mehrheit schieben. Wie dem auch sei, bis zum 

Ende des 18. Jahrhunderts bleibt fast iJberall das Prinzip der kollegialen Amtsleitung erhalten, 

aber die Kritiken häufen sich: zeitraubende UmständlIChkeit und VerantwortungslOSigkeit sind 

die wichtlgsten Punkte. In Frankreich geht man zuerst von diesem Prinzip ab: in der Napo

leonischen Zeit werden hier die modernen Fachressons geschaffen und erhalten eine mono

kratische Lettung, ebenso in Preußen die neuen "Ministerien"; nur in Österreich bleibt man in 

der I. Hälfte des 19. Jahrhunderrs noch beim alten Kollegialprinzip - nicht zuletzt aus Grün

den des absolutistischen "Divide et Impera"'s. - Die große Linie in der Ent'.vicklung des Ver-

24 Otto Hintu 1970: Der österreich ische und der preußische Beamtenstaat im P. und 18. Jahrhundert. 

In: Ders., Staat und Verfassung, a. a. 0., S. 321-358, hier S. 334 für Österreich und den Veränderun

gen in der Hofkanzlei:,Olese Hofkanzlei war ursprünglich noch keine eigentliche Regierungs

behörde, sondern nur eine Schreibstelle, in der nach rechtlichformaler Prufung das ausgefertigt 

wurde, was im Geheimen Rat und in den anderen Behörden beschlossen worden war Aber ihr Vor

steher, der Hofkanzler, gewöhnlich ein bürgerlicher Jurist, war Mitglied des Geheimen Rates und 

später auch der Geheimen Konferenz. Er erschien fast wie ein Subalterner gegenüber den vorneh

men Herren, die melS[ von den Monarchen zu Rate gezogen wurden. Er führte das Protokoll, ver

wahne die Akten, be,orgte das Schreibwerk. Aber er war zugleich auch der juristische und admini

strative Sachverständige in diesem Kreis von Kavalieren und Geistlichen, die meist nur hohe Politik 

machen wollten. Er blieb meist längere Zeit in seinem Amt, während das Personal des Geheimen 

Rates, der p keine ganz feste, formierte Behörde war, häufig wechselte. So wurde er das stabile Ele

ment in dlcsem Rate, der böte Kenner der Ge.chäfte, das unentbehrliche Gedächtnis gewissermaßen 

der obersten Verwaltung. Durch ihn und seinen EInfluß auf die Geschäfte ist sein Büro, dIe Hof

klanzlei. unter Ferdinand III. aus einer bloßen Schreibstelle zu einer beschließenden und verwalten

den Behörde geworden. Ihre Bedeutung wuchs, je mehr die des GeheImen Rates als einer regulären 

Verwaltung,behörde abnahm. Diese Entwicklung hat ihren vorläufigen Anschluß gefunden Im Jahre 

1654, wo die Hofkanzlei förmlich als kollegial ische Behörde konstituiert worden ist." Gegen Ende 

de. 17. Jahrhunderts kommen in Österreich dann n<Xh andere Hofkanzleien für die ProvInzen hmzu, 

die böhmische, ungarische etc. So blieb es bIS zur Zelt Maria Theresias. BeIm Reglerungsantrirr der 

MonarchIn selen die Rate eine .'c;rClSenversammlung" gewesen, aus der Staatsknse habe die Mon

archie der 'ltaatssekretär Bartl'mtl'tn gererret, ~ Bruno ScI'lml'tschek 1984. Der österreich ische Beamte . 

.. GeschIChte und Tradition. ""'jen: Verlag für Geschichte und Politik. S. 75 

25 Waltraud Hl'lndl 1990: Gehorsame Rebellen. - Bürokratie und Beamte In Österreich 1780 biS 1848. 

WIen/Köln/Graz: Böhlau; In Schweden hat sich das Prinzip bis In die Gegenwart gehalten und 

begunstigte hier die Entstehung eInes extensiven Korporansmus. 
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walrungsaufbaus ging Jedoch in die Richtung einer möglichst klaren hierarchischen Organi

sationsstruktur mit einer monokratischen Leitung an der Spitze, welche letztlich für alles, was 

in der Organisation passiert, zur Verantwortung gezogen werden kann. Die Spitze einer Büro

kratie kann nicht wiederum bürokratisch organisiert sein (Max Weber). 

Die zweite große Entwicklungslime besteht in der Zurückdrängung des Regional- zugun

sten des SachprinZlps In der Behärdenorganisanon. In Österreich entsteht neben der öster

reichischen Hofkanzlei eine böhmische, ungarische, italienische, siebenbürgische und nieder

ländische Hofkanzlei, was an sich auf eine gesteigerte Verwaltungsintensität hindeuret. Aber es 

setzt sich das Pnnzip der prOVinzialen oder regionalen Orientierung und Selbständigkeit durch 

und dies hat nicht zuletzt damit zu [Un, daß in den Provinzen die Macht der Stände relativ groß 

bleibt, also nicht durch den monarchischen Absolutismus gebrochen wird. Insbesondere gerät 

die Steuerverwaltung in ständische Hände, und deshalb hat jede Provinz ein je eigenes Steuer

system bzw. eine eigene Finanzverwalrung!6. Da die ländlichen nKontributionen" ursprünglich 

im Zusammenhang mit dem Aufbau des stehenden Heeres standen, behinderte die große Zer

splitterung der Finanzverwalrung sowie die mangelhafte und oft schlicht korrupte Steuerver

walrung auch die ~10dernisierung des Heereswesens. Hinzu kam, daß sich die österreichische 

Monarchie bis 1815 fast durchgehend irgendwo im Kriegszustand befand (man denke an die Re

ligionskriege des 16. und 17. Jahrhunderts, den 30jährigen Krieg, die Türkenkriege, an den Spa

nischen Erbfolgekrieg, den Schlesischen bzw. Siebenjährigen Krieg, die napoleonischen Kriege). 

Jeder Krieg verursachte gewaltige finanzielle Belastungen; folglich blieben die Monarchen im

mer wieder auf die Kooperation mit den provinzialen Ständen angewiesen. 

In Österreich standen die provinzialen Stände dem Aufbau einer einheitlichen Staatsorga

nisation ständig im Wege. Maria Theresia und Joseph II. versuchten energisch, auf diesem 

Gebiet wenigstens ein Stück voranzukommen; immerhin gelangen gewisse Erfolge auf der 

26 Helnrtch Otto 114mner 1967" Das Reglerungs- und Behärdensystem Maria Theresias und der 

preußische Staat. In; Hanns Hubert Hofmann (Hrsg.), Die Emstehung des modernen souverä

nen Staates. Köln/Berlin: Kiepenheuer & 'VC'itsch, S. 20')-227, zu den Reformen: "Der emschei

dende Punkt war hierbei die Vereinigung von politischer und Finanzverwalrung, vne sie der Nach

barstaat in allen drei Instanzen vollzogen harre. Die Durchserzung dieser Forderung aber 

bedeutete In Österreich nichts anderes als den Übergang der politischen Verwaltung aus dem stän

dischen in den landesherrlichen Machtbereich, und da so auch die ständische Steuerverwaltung 

automatisch sich verstaadichte, das Ende des anachronistischen Überbleibsels einer älteren 

Verfassungspenode, der Trennung von ,Camerale' und ,Conrributionale', fürsdichem und stän

dischem Finanzwesen. Verfassungs- und Verwalrungsdualismus standen und fielen miteinander" 

(5. 214). In Österreich gelang erst zu dieser Zeit die Verstaatltchung der Steuen'erwaltung. und wir 

sehen hier wiederum, wie wichtig dieser Faktor ist, auch für den Aufbau einer modernen Staats

verwilltung; siehe zu Österreich auch Christoph Lmk 1983: Die Habsburgischen Erblande, die 

böhmischen Länder und Salzburg. In: Jeserich/PohllUnruh (Hrsg.), Deutsche Verwalrungsge

schIchte, Bd. I, S. 468-551. 
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Ebene der Verwaltungsreformen: die österr. und böhmische Hofkanzlei wurden zu einer 

Behörde zusammengelegt ("Vereinigte österreichisch-böhmische Hofkanzlei"), und damit 

emstand umer Aufopferung der böhmischen Selbständigkeit - zumindest für diese Provin

zen eine einheitliche Staatsverwaltung. Eine "Oberste ]ustizstelle" sollte wenigstens für die ClS

leithanischen Lande eine gewisse Trennung von "]ustiz- und Verwalrungssachen" bringen. 

(Klag- und Prozeßsachen werden ausschließlich In ordentlichen "Gerichtscollegii" entschie

den, aber die ]usuzstelle blieb oberste Appellationsinstanz, wie in Preußen der König, also 

keine durchgehende "Gewaltemeilung".) Für die Außenpolitik und die dynastischen Hau

sangelegenheiten wird die "Haus-, Hof- und Staatskanzlei" von der österreichischen Hof

kanzlei abgezweigt; mit der Errichtung des directonum In publicis et cameralibus emsteht al

lerdings wiederum eine gemischte Behörde für innere Angelegenheiten und Finanzen, die sich 

nicht bewahren konme und bald wieder aufgelöst wurde: "Die politische Verwalrung wird 

wieder von der finanziellen getrennt und der Jetzt allerdings als Einheit restiruierten 

böhmisch-österreichischen HofkanzleJ zurückgegeben, die \'on nun an das österreich ische 1n

nenministCflum darstellr."l~ Die "Hofkammer" erhielt dann die Direktion für alle "Kameral

und Komributionseinnahmen", die Art der inneren Gliederung dieser Finanzbehörde fühne 

aber zu "papierfressenden Kompetenzsrreitigkeiten" (Meisner); das "Generalkriegskommis

sariat" wird dem alten "Hofkriegsrat" als Leirungsorgan unterstellt etc. - kurzum: Wir sehen 

hier eine eindeutige Tendenz In die Richrung einer sachlichen Spezialiszmmg der Ver.valrung 

sowie einer Zurückdrängung des regionalen/provinzialen/ständischen Prinzips, das Ja nur zu 

einer Aneinanderreihung unspezialisierter Ärmer geführt harre. Die neue Behördensrrukrur 

stell re einen deutlichen Schrin dar in Richrung "Modernisierung der Sraatsorganisarion", ließ 

jedoch ein anderes Problem mit aller Schärfe zutage rreten, nämlich die Frage nach einer 

effektiven Staatsleitung; darauf kommen wir im nächsten Kapitel zurück. 

Neben der Reorganisation der Zenrralverwalrung zählte die Errichtung der Krezsämter zu 

den wichtigsten unter den sog. HaugwitZ5chen Reformen, denn am meisten sei es das Kreis

amt gewesen, so Schimetschek, das sich immer mehr zum "Triebrad der Staatsreform" ent

wickelte lS• An der SPitze eines Kreisamtes stand der Krezshauptmann, den man Z\var zunächst 

aus dem begüterten Adel rekrutieren mußte, zumal die Gehälter wegen der Finanznor des 

taates noch sehr niedrig sein mußten - dem aber die provinzialen Srände nichts mehr vor

zuschreiben haben. Der Kreishauptmann umerstand ausschließlich dem zuständigen Guber

nium als der kaiserlichen Landesver.valrung. Der hierarchische Aufbau der Ver.valrung ver

lief nun von den zemralen "Hofämtern" in Wien über die "Gubernlen" der Provinzen direkt 

zu den "Kreisämtern" als Lokalver.valrung. \'V'as auf der Ebene der Verfassungsreform nicht 

27 Hemrzch Otto Meisner I967, a. a. 0., S. 220; siehe auch Lmk I98J, S. 522 f; Otto Hintze I970, 

Beamtenstaat, a. a. 0., S. 343 f. 
28 Brnno Schmzmchek I984: Der österreich Ische Beamte, a. a. 0., S. 86. 
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gelungen war, wurde über die Verwaltungsreform schließlich doch durchgesetzt, nämlich die 

Entmachtung der spätmittelalterlichen Stände. 

Der Kreishauptmann wurde in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts zu einer fast allmächti

gen Amtsperson, er repräsentierte den "Staat" in allen Angelegenheiten und er leitete die Ad

miniStration der Behörde auf wichtigen Gebieten wie dem Straßenbau, der Handhabung der 

"Poli2ei", der Untersuchung der Beschwerden von Bauern gegenüber den Herrschaften, der 

Förderung der "Landeskultur", des Posrwesens, Angelegenheiten der Zünfte, der Errichtung 

und Verwaltung der Schulen, der Registrierung von Aus- und Zuwanderungen usw. Mit zu

nehmender Verdichtung der staatlichen Regulierungen vermehrten sich natürlich auch die 

Kompeten2en der Kreisämter. Das Problem war aber, daß die Kreishauptmänner zunächst 

einmal kaum Qualifikationen für ihre Amtsgeschäfte mitbrachten. Deshalb legte eine Ver

ordnung von 1766 besonderes Gewicht auf die Kenntnisse, welche Bewerber vorzuweisen hat

ten, insbesondere auf den Gebieten des Staatsrechts, der Kameralwissenschaften und des Mer

kanrilrechnungswesens etc. - entsprechend mußten dann die Universitäten reformiert 

werden: Ab 1800 findet man kaum noch höhere Beamte ohne Universitätsabschluß bzw. wur

den die Universitäten zur "Berufsschule für Beamte", so Waltraud Heindl>". 

Dem Kreishauptmann standen zwei bis vier Kreiskomm/SSare als Konzeptionsbeamte zur 

Seite sowie anderes ,,Amtspersonal", trotzdem bereitete die Einführung des schnftlichen Ver
fahrens anfangs offenbar Schwierigkeiten: DIe älteren Beamten lehnten die mariameresiani

sehen Reformen ab, und es dauerte in so manchen Ämtern noch ]ahr2ehnte, bis sich das Prin

zip der Aktenmäßigkeit durchgeserzt harre. Seit 1772 wird das System fixer Gehälter bei der 

Beamtenbesoldung vorangetrieben und gleich2eitig die alte Praxis der Einhebung von Taxen, 

Sporteln, Tantiemen, Naturalbezügen u. a, abgeschafft. Auch das war ein wichtiger Schrirr 

zur Entparrimonialisierung der Ämter, wenngleich es für viele Beamte zugleich eine materi

elle Schlechterstellung bedeutete. Das Besoldungsschema nimmt zwar unter ]oseph H. feste

re Konturen an, aber die unrersren Dienstklassen werden so schlecht bezahlt, daß sie "armse

lige Existenzen" darstellen. Immerhin werden die von Maria Theresia noch recht willkürlich 

gewährten Beamtenpensionen seit 1781 nach Dienstalter genauer geregelt wie auch die Ver

sorgung von Wirwen und Waisen. In diese Zeir fällt auch die Aufhebung des "Hof quartier

systems", d. h., die Beamten und ihre Familien wohnten in Hinkunft nicht mehr im Amt, 

die räumliche Trennung von Amt und Wohnung wird konsequent durchgeführt. - All das sind 

wichrige Aspekte der Profilierung der Ärmer als formaler OrganisatIOn. 
Joseph Ir. widmete sich mit einer wahren Flur von Geset2en und Verordnungen den Ver-

29 Waltraud Hemdl 1990: Gehorsame Rebellen, a. a. 0., S. 102, die Formulierung Ist nicht ohne einen 

gewissen Zynismus gewählt, weil im Vormärz die UniverSltaten nach dem Willen der Regierung 

auch nicht mehr sein sollten. Ahnlich die Verhältnisse in Kurhessen, vgl. Stefon Brakenslek 1999: 

Fürstendiener - Staatsbeamte - Bürger. Amtsführung und Lebenswelt der Ortsbeamten in nie

derhesSlSchen K1emsradten (1750-[830). Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 85 ff. 
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walrungsreformen - sie füllen mehrere Bände' '! Schon in seinem "Hirtenbrief' ermahnte der 

Kaiser dIe Beamten, fleißige, uneigennürzige, dem bonum commune verpflIchtete SttUltsdie

ner zu sein und in diesem Stile ergingen noch viele weitere Dekrete: "Schließen wir aus den 

Erlässen und Vorschritten, so waren die Beamten korrupt, bestechlich, sie machten Schulden, 

wurden srraffallig und schikanierten die Untertanen. Im Zweifelsfall war Joseph 11. für die 

Untertanen."u Wie an kaum einem anderen Monarchen sieht man bei Joseph den Übergang 

"vom hlfStendlener zum Staatsdiener". Joseph legte größten Wert auf DISziplin - Zeitdiszi

plin, Arbeitsdisziplin, Selbstdiszipllll der Beamten in allen Bereichen der LebensführungJ2 ; 

sog. "Konduidisten" dienten fortan der ver.valrungsinternen Kontrolle des Beamtenverhal

tens auf allen dIesen Gebieten - einschließlich der privaten Lebensverhälrnisse. "Gehorsam" 

wurde vom Beamten zwar verlangt, aber erst im Vormärz zur obersten Maxime der Beam

tentugend erklärt. Joseph erwartete im Gegenteil- ganz im Stile der AufklärungF -, daß der 

Beamte von seinem Verstande Gebrauch mache, die Probleme der neuen Zeit erkenne und 

zu deren Lösung selbständig beitrage. Fllr seine Aufopferungsbereitschafr erhält der Beamte 

nun definitiv eine "Entschädigung" vom Staat, also ein regelmäßiges Gehalt III Geld; ebenso 

wird für seine Familienangehörigen gesorgt - es gibt nun Witwen- und Waisenpensionen, 

ellle gewisse A1terssicherung - insgesamt erste Ansätze für eine geregelte Sozialpolitik - natür-

30 I'. G. M. Dickson 1995: Monarchy and Bureaucracy in Late Eighteenth-Century Ausrria. In: 

EnglIsh Hisroncal Review: 323--367. Die Geserzgebungstängkeit nahm nach dem Amtsantritt 

Josephs I!. sprunghaft zu: 1780 wurden 82, 1781: 402, am Höhepunkt 1785: 846 Gesetze erlassen; 

dIe Volbtdndige Sammlung aller sezt dem Regierungsantntt Joseph des ZweIten ergangenen Verordun

gen und Gesetze umfaßt 12 Bände; SIehe die Tabelle 6 bei Dickson auf S 352. 

31 \('altraud Hetndl 1990, Gehorsame Rebellen, a. a. 0., S. 25. 

32 Der Aspekt der "Sozialdiszipltnterung" hätte schon Im Zusammenhang mIt dem Aufbau stehen

der Heere besonders hervorgehoben werden müssen, SIehe Norbert Elias 1983: Die höfische Ge

sellschaft. Frankfurt a. M. Suhrkamp, dazu wiederum Michael Schröter 1984- Staatsb!ldung und 

·Irlebkontrolle. In: Peter GletchmanniJohan Gouldblom/Hermann Korre (Hrsg.), Macht und Zi

vilisation. Frankfurt: Suhrkamp. S 148-192: Gerhard Oestreich 1969: Geist und Gestalt, a. a. 0., 

S. 236 zur Kritik an der Max \('eberschen The.~e von der Moderne als untversalem "Ranonalisie

rungsprozeß", welchem Oesrreich die These vom Dlszlpltnterungsprozeß gegenüberstellt; dazu 

auch Stefan Breuer 1990: Rationale Herrschaft . In: PVS 31: 4-32, hier tnsbes. zu Max Webers 

\('echselbeziehung von ,,~1aschinisierung und Diszipltnierung" in Heer und Fabnken; prominent 

tn dIesem Zusammenhang das Buch von Michel Foucault 197~' Überwachen und Strafen. Frank

fUrt a. M.: Suhrkamp; im Vordergrund steht der Aspekt der Sozlaldlszipltnlerung auch bel Leon

hard Bauer/Herbert l'vfatls 1989: Geburt der Neuzeit, a. a. 0.; Hubert Tre/beriHeinz Steinert 1980: 

DIe fabrikation des zuverlässigen Menschen . München: Heinz Moos Verlag; Mamn Dmges 1991' 

frühneuzeidiche AImenfursorge als Sozlaldiszlplinierung) In: Geschichte und Gesellschaft IT 

5-29. 

33 Hann Kllutmg 1998: Der aufgeklärte Flmr. In: \('olfgang Weber (Hrsg.), Der Fürst. - Ideen und 

\(trklichkeiten tn der europäischen Geschichte. KölnN'elmar/Wien: Böhlau, S. 137-168. 



Der Staat; Das Zentrum des politischen Systems 

lieh zuerst für die eigenen Diener des Staates, die Beamten. Die Gehälter der umeren Beam

tengruppen waren allerdings . und blieben im 19. Jahrhundert - so niedrig, daß sie kaum 

zum Leben reichten. Dennoch, das alte patrimoniale Prinzip der "Einkünfte aus dem Amt" 

war beseitigt. Auch die kliemelistische Rekrutierungspolltik14 war noch ein riesiges Problem 

und sollte langsam zu Ende gehen: Angeblich bedurfte sogar die Anstellung eines Türstehers 

für ein Amtsgebäude in irgendeiner Provinz die Genehmigung aus Wien. Für den gehobe

nen Staatsdienst wurden die Universitätsexamina in der Regel vorausgesetzt und auf diese 

Weise die ständischen Erwartungen zurückgesetzt, wenngleich es auch weiterhin gewisse ari

stokratische Reservate gab (allerdings eher im Bereich der höheren Offiziers ränge des Militärs 

und in der Diplomatie, als in der zivilen Verwaltung). 

Der Prozeß der Modernisierung der Staatsverwalrung war seit den marlatheresianischen Re

formen eIn gutes Stuck vorangekommen. besaß aber noch zu wenig Eigendynamik, daß er ge

wissermaßen schon zu eInem,Selbstläufer" geworden wäre. Die Zwänge zu Reformen kom

men regelmäßig von außen, resulrieren im wesenrlichen aus der geopolitischen Konkurrenz des 

europäischen Staatensystems, aber dasselbe gilt wemg später auch fur die Reformen in Preußen. 

Im Kampf und im \X'etteifer mit Preußen ist Österreich eigentlich erst unrer Maria Theresia 

ein moderner MiIItär- und Beamtenstaat im Sinne des 18. Jahrhunderts geworden. Die Ein

fuhrung der Konskription. die schärfere Inanspruchnahme der Steuerkraft bei gleichmäßige

rer Verteilung der Lasten, die straffere Zenrralisation der Finanz- und Polizeiverwalrung, die 

energische Handels- und Gewerbepolitik zur Erweckung der produktiven Kräfte des Landes, 

die Milderung der bäuerlichen Abhängigkeitsverhältnisse im Inreresse des Bauernstandes und 

der Landeskultur das alles sind .\iaßregeln, die in die Richtung der Erhöhung der Staats

rnach t lusammenrreffen. 15 

Das mariatheresianisch-josephinische Verwaltungssystem blieb bis 1848 weitgehend imakt. 

Die Reformen Josephs Ir. hatten außerdem ziemlich viel an gesellschaftlichen Reformen vor

weggenommen, was in Frankreich erst die Revolution zuwegebrachte '6 . Was aber in der 2. 

Hälfte des 18. Jahrhunderts noch "modern" gewesen war, geriet In der I. Hälfte des 19· Jahr-

34 Grundsätzlich dazu Niklds Luhmann 199): InklUSion und ExklUSion. In: Ders., Soziologische Auf

klärung 5. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 237-265. "KJienreiismus" sei eIne vormoderne Form 

der Inklusion, so Luhmann, in der es aber de facto mehr um Exklusion gehe. Zu Recht betonr 

Luhmann die hohe Anpassungsfähigkeit kllenrelistischer Inklusionspolitik an ganz verschiedene 

gesellschaftliche Zustände; wir haben oben im Zusammenhang mit "Neopatrimonialismus" eben

falls darauf hingewiesen. Erst im Zuge der Profilierung der Funktionssysteme bietet die Gesell

schaft ein reichhaltigeres Angebot an Inklusion:,formen !Ur "Personen" an. 

35 Orto Hintze '970: Beamtenstaat. In: Staat und Verfassung, a. a. 0., S. 353. 

36 Walter Demel 1993: Vom Aufgeklärten Reformstaat zum bürokratischen Staatsabsolutismus. Mün

chen: R. Oldenbourg, S. "'0 f 
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hunderts rasch zur Rückständigkeit1 '. Wiederum sehen wir, wie die "geopolitische Konkur

renz" die Modernisierungsprozesse vorantreibt und beschleumgt. \Vährend in Frankreich un

ter Napoleon moderne Ministerien ernchtet werden und nach diesem Vorbild bald danach in 

Preußen, Bayern und anderen süddeutschen Ländern, hält man in Österreich am herge

brachten System fest und bringt damit die Habsburgermonarchie In eine Rückständigkeit, 

die bis zum Ende des Reichs kaum mehr wettgemacht werden kann. Die Behörden sind wei

terhIn kollegialisch organisIert - mit Ausnahme der "Haus-, Hof- und Staatskanzlei" für die 

Außenpolitik unter der Führung von Fürst Merrernich als "Staatskanzler" - Merrernich ist 

der einzige monokratische Amtsleiter, er wußte wohl, warum -, alle anderen "Hofstellen" 

oder "Hofkommissionen" (z. B. für das Unterrichtswesen, für die Handelssachen, für das 

Münz- und Bergwesen usw., für das Mdltar existiert weiter der uralte "Hofkriegsrat") haben 

als Behördenleitung eIn Gremium an der Spitze, das sich in der 1. Hälfte des 19. JahrhundertS 

wieder in zunehmendem Maße aus Ansrokraten zusammensetzt, nach Vortrag und Diskus

sion mit Mehrheit entscheidet usw. Die Sirzungsprorokolle waren dem Kaiser vorzulegen und 

unterlagen überdies der Kontrolle des "Staatsrats". Auf die Unzulänglichkeiten kollegialischer 

Behördenleitung haben wir schon hingewiesen: Es ist ein System der "Verantwortungslosig

keit" und es braucht sehr viel Zelt: Unter Mafia Theresia stand dIe Zentralisierung der Ver

waltung erst am Anfang, die Zahl der zu entscheidenden Fragen hielt sich noch in Grenzen. 

Das war nach 1815 aber längst nicht mehr der Fall: DIe Umständlichkeit der Verfahren führte 

jetzt dazu, daß unbedeutende Angelegenheiten drei bis vier Jahre brauchten, wichtigere sol

len kaum unter acht bis zehn Jahren Erledigung gefunden haben l8. 

An der Behördenstrukrur v,rurde bis 1848 bewußt wenig verändert, lediglich der Ausbau der 

"Polizei- und Zensurverwaltung" wäre als wichtige "Innovation" der Zelt des Vormärz zu er

wähnen, geleitet von Joseph GraJSedlnitzky (1817-1848) v.rurde die Polizei zu einer der wich

tigsten Stützen des "Stabilitätssystems", "knebelte und lähmte weitgehend das gesellschaftli

che und kulturelle Leben in Österreich" \9. Die Verpolizeilichung der Amtsüberwachung 

wertete offenbar die Bedeutung der Konduitlisten wieder auf, ebenso das schon unter Joseph 

11. aufkommende Denunziantentum, und nun kommt es immer häufiger zu Untersuchun

gen wegen der Verletzung des ,,Amtsgeheimnisses", wobei aber bis dahin nirgends genau fest-

37 .\lir Folgewirkungen bis zum Ende der Monarchie, siehe nur Kar! Megner 1985: Beamte. Wirt

schafrs- und sozIalgeschichtliche Aspcktc des k. k. Beamtenrums. Wien: Verlag der Österr. Aka
demie der Wissenschaften. 

38 Ignaz Beldte! 1898- Geschichre der österreichIschen Zenrralverwaltung 1740-1848, 11. Bd., Inns

bruck: Verlag der Wagnerschen Univermärsbuchhandlung, S. 63; Wa!lraud Hemdl 1990: Gehor

same Rebellen, a. a. 0., S. 74; die Regierungszelt Franz 1. zeichnete Sich geradezu dadurch aus, 

daß eine Reihe von Angelegenheiten einfach durch 1 ichterledigung "gelÖSt" wurden, so Heindl. 

.39 Rudolf Hoke 1983: Verwaltung in den einzelnen Lindern: Österreich. In: Deutsche Verwaltungs

geschichte, Bd. 2, S. 345-399, hier S. 359 
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gelegt war, was ein Amtsgeheimnis eigentlich sei4~. Das System erstickte jede Eigeninitiative 

Im Keime, entmutigte selbständiges Entscheiden bzw. legte die Versuchung zur "Delegation 

nach oben" nahe, bis die Sachen dort anlangten, wo aufgrund der kollegial ischen Strukturen 

am wenigsten entschieden werden konnte. Das System lahmte sich selbst. 

Trotzdem war der Vormärz auch in Österreich nicht nur eine Zeit der Stagnation: Durch 

die Gründung der "Polytechnischen Instirute" in Prag (1805) und in Wien (1815) wurde Öster

reich vorübergehend sogar führend bei der Ausbildung technischer Beamte, es entstanden die 

ersten Industriestädte der Monarchie (wie z. B. Reichenberg und Brünn), der Einsatz von 

Dampfmaschinen nahm zu, ebenso der Gebrauch von Chemie in der Leder- und Textilin

dustrIe die Industrialisierung wird steuerlich begünstigt, also staatlich gefördert -, 1836 wird 

die erste Eisenbahn von Wien nach Brünn gebaut usw. Die Modernisierungsrückstände be

trafen in erster Linie die landwirtSchaft - die Agrarreformen Josephs Ir. wurden ja teilweise 

wieder rückgängig gemacht -, hier bestand das spätminelalterliche Feudalsystem weiter, mit 

dessen "Untertan·enverfassung" angeblich nicht einmal mehr der grundbesitzende Adel zu

frieden war, geschweige denn die der Patrimonialgerichtsbarkeit unterworfenen, zu untenä

nigen Leisrungen verpflichteten Bauern4'. - Wie wir an einigen Beispielen von Entwick

lungsländern bereits gesehen haben, zählt die Agrarreform im Modernisierungsprozeß zu den 

wichtigsten. In Österreich werden sie erst [848/49 in Angriff genommen, und endlich erhält 

das flache Land [862 mit dem Reichsgemeindegesetz eine moderne Lokalverwalrung4". 

Zweitens, das repressive "Stabilitätssystem" blockiert die Fortführung von weiteren Bil

dungsreformen: Die Literalitätsrate steigt nur langsam; in den Pflichtschulen wird wieder 

mehr Religion unterrichtet, originelle Köpfe sind nicht gefragt: "Das Ausbildungssystem der 

Vormärz-Universität züchtete und förderte die Mediocrität."41 Nach dem Studium gab es im 

wesentlichen nur die Alternative, in einer Garnison das Leben "durchzuvegitieren", oder "gei

stigen Selbstmord" durch die Annahme einer Beamtenkarriere zu begehen, so HeindIs schar

fes Urteil zum Vormärz44 ; bei gleichzeitig steigender Akademikerarbeitslosigkeit wird auch 

der Staatsdienst immer unamaktiver und kann es sich der Staat "leisten", die Jungakademi

ker jahrelang schlecht oder gar nicht zu bezahlen: Die Zahl der unbesoldeten "Beamten" stieg 

40 fgnaz Beldtel 1898: GeschIChte der österreich Ischen Zentralverwalrung, a. a. 0., S. lI6. 

4[ Alms Brnsatti 1958: Die Stellung der herrschaftlichen Beamten In Österreich In der Zeit von [780 

bis [848. In: ViertelJahresschnfi: für Wirrschafts- und Sozialgeschichte 45: 505-5[6, hier insbes. S. 

5°7, die aristokratischen Grundbesitzer hätten gegen die Einschränkung ihrer obrigkeitlichen 

Rechte nichts einzuwenden gehabt, empfanden diese zunehmend als Belastung, so Brusaw. 

42 Jm Klabouch 1975." Die Lokalverwalrung In Cisleimanien. In: Die Habsburgermonarchle, Bd. 11, 

S. 270-305; Ungarn dagegen bleibt - wie in Deutschland Mecklenburg - "ein lebendiges Mu

seum des Feudalsystems". 

43 Ernst Hanisch 1986: Beobachtungen zur Geschichte der österreichischen Burokratie. In: Zeitge

schichte [4: [-[8, hier S. 6. 

44 Waltraud Heindl 1990: Gehorsame Rebellen, a. a. 0., S. 145· 
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auf das Drei- und Vierfache, viele mußten bis zu IO oder 12 jahre warten, bis sie ihr regel

mäßiges Gehalt beziehen durfren4j. Außerdem zwingt das Repressionssystem Österreich in 

eine gewisse "intellektuelle Isolation", die Zustände in der Habsburgermonarchie kritisiert 

die ausländische Presse scharf, und es werden die Praktiken des schikanösen und kleinlichen 

Polizeistaates "zum Spott der europäischen Intelligenz"46. Ein Land, dessen Staat der Bil

dungspolitik (im weitesten Sinne) nicht die höchste Priorität einräumt, gerät aufgrund der 

sich beschleunigenden Modernisierungsprozesse sehr schnell in Rückstand, und dies wird 

Jetzt in der internationalen Presse zusätzlich beobachtet. Selbst die oppositionellen Liberalen 

des Vormärz seien, so Beidtel, in ihrer Mehrzahl "beschränkte Köpfe" gewesen47. 

Zum dritten versagte der autoritäre Staat an seinem eigenen Projekt, nämlich bei der Mo

dernisierung der eigenen Institutionen. Die Ursache dafür ist aber nicht bei der Verwaltung 

und ihren Beamten zu suchen, sondern auf der Ebene der Staatsleitung. Es sei die Überzeu

gung Metternichs gewesen, so Beidtel, "dass im ichtregieren das Hauptübel des Staates liege 

und dass solches aus der Verwechslung des Verwaltens mit dem Regieren entspringe"4l!. Öster

reich sei im Vormärz nicht regiert, sondern nur verwaltet worden. Auf das Problem des Vt-r
sagens der Staatsleitung kommen wir im nächsten Kapitel zurück, weisen aber schon hier mit 

Nachdruck auf die Metternichsche Unterscheidung RegierenNerwalten hin. Genau diese Un

terscheidung rechtfertigt es, die institutionellen Ebenen der "bürokratischen Verwaltung" so

wie der "Staatsleitung" stärker zu differenzieren, als das in der einschlägigen Literatur zur Ver

waltungsgeschichte üblich ist. Der entscheidende Modernisierungsengpaß lag in Österreich 

wie auch in Preußen weniger bei der Verwaltung als bei den Strukturen der Staatsleitung. 

Im Personal der Verwaltung des Vormärz war fast die gesamte Intelligenz der Monarchie 

konzentriert, und diese litt sehr unter den rückständigen Organisationsstrukturen, so z. B. 

die Beamten-Dichter Grillparzer oder Bauernfeld: "Wie nenn' ich mein Hauptübel gleich? 

Ich leide an Österreich. "49 Die vielfältigen Kontrollen innerhalb der Verwaltung bewirkten 

zwar, daß es in Österreich kaum Korruption gab - und dies (fotz der sich verschlechternden 

materiellen Lage der Beamten -, auf der anderen Seite bot das System aber auch keinerlei 

nichtmaterielle Leistungsanreize; die Regierung habe die Beamten wie "Hilfsarbeiter" behan

delt, so Beidtel, Minister wie der Graf von KoLowrat pflegten eine intrigante aristokratische 

"Günstlingswirtschaft" - sehr zum Leidwesen der "Bürgerlichen", die Verpolizeilichung der 

Amtsüberwachung sowie die Knebelung der Presse durch die Zensur usw. behinderten die 

freie Entfaltung eines "Marktes der Meinungen", so Beidtel, seit 1815 unterdrückte die "Ob-

45 Bruno Schimetschek 1984: Der österreichische Beamte. Geschichte und Tradition, a. a. 0., S. 143. 

46 Ernst HtlnJsch 1986' Beobachtungen zur Geschichte der österreichischen Bürokratie. In: Zeitge-

schichte 14, S. 5. 

47 Igntlz Beidtel 1898: Geschichte der österreichischen Zemralverwaltung, a. a. 0., S. 400. 

48 Ignaz Beldtel1898: Geschichte der österreichischen Zentralverwaltung, a. a. 0., S. 348. 

49 Bruno SchimetJchek 1984-' Der österreichische Beamte. - Geschichte und Tradition, a. a. 0., S. 136. 



372 Der Staat: Das Zentrum des polItischen Systems 

scurantenpartei" (oder ,,Arisrokratenpartei") der oberen Regionen der Staatsverwalrung die 

"Aufklärungspartei" in den Reihen der mitderen Beamten . Die Beamten harren in einer 

.,ideologisch keimfreien Atmosphäre" zu verkehren, ohne Staarsbegriff, ohne Staatsideologie, 

und das sei so auffällig, "daß wir diese Ideologiefreiheit als eigentliche österreichische Staats

ideologie jener Jahre bezeichnen können"!I. Diese Ideologie der Ideologiefreiheit bedeurete 

aber in Wirklichkeit nichrs anderes, als daß die offizielle Ideologie der Staarsleirung konserva
tiu geworden war. In dieser Hinsicht unterschied sich die Politik Österreichs jedoch kaum 

von derjenigen Preußens. Im 8. Kapitel werden wir zu zeigen versuchen, daß diese repressive 

Behandlung des ideologischen Codes im Jahre r848 und der Folgezeit - sehr viel zur Radi
kalisierung der politischen Strömungen der Öffentlichkeit beigetragen hat - mit Fernwirkungen 

bis in die Zwischenkriegszeit! 

Die Entvvicklung der bürokratischen Ver.valrung nahm in Preußen einen etwas anderen 

Verlauf, und zwar wegen der schon diskurierren Präponderanz des Militärs im Staatsapparat. 

Preußen hat Im 17. Jahrhundert neben einer kleinen fürstlichen Hofverwalrung fast nur 

Heeres- und Finanzver.valrung. Als Urbild des preußischen Beamten wäre, so Hintze, der 

CommlSSarius j
' anzusprechen, später der "Steuerrat" in den Städten - ausschließlich Voll

zugsbeamter, abhängig von oben, ganz in seinem Dienst aufgehend, im Gefühl seiner Ver

antwortlichkeit scharf und peinlich nach unten gegenüber den Magistraten, gefürchteter Re

präsentant des Staates, während die Landräte zwar staatliche Bestätigung brauchen, aber von 

den Junkern gewählt werden. Dasselbe gilt für die vom städtischen Patriziat gewählten Bür

germeister als Vorstand der Magistrate. Beide sind nur auf sehr indirekte Weise der verlän

gerte Arm des Staates - die Bevölkerung hat in dieser ZeIt - abgesehen von Steuerzahlung 

und Heeresversorung noch kaum mit einem "Staat" zu run'l. 

50 Ignaz Bezdrel 1898: Geschichte der österreichischen Zentralverwaltung, a. a. 0., S. 5 fund S. 258. 

51 Waltraud Heindl 1990: Gehorsame Rebellen, a. a. 0., S. 115. 

52 Otto Hintze 1970. Der Commissarius und seine Bedeutung in der allgemeinen Verwaltungsge

schichte. In: Ders., Staat und Verfassung, a. a. 0, S. 242-274; siehe auch Otto Hintze 1967: Hof

und Landesverwalrung in der Mark Brandenburg unter Joachim II. In: Ders., Regierung und Ver

waltung, 5 204-254; Wen/er Vogel I983: Die Entwicklung der brandenburgischen Verwaltung biS 

zum Regierungsamritt Friedrich Wilhelm I. (1713). In: Jeserich/Pohl/Unruh (Hrsg.), Deutsche 

Verwaltungsgeschichte, Bd. I, a. a. 0., S. 858-889; Hans Hattenauer I980: Geschichte des Beam

tentums. Köln u. a.: Carl Heymanns Verlag; Gerhard Oestreich I969: Das persönliche Regiment 

der deutschen Fürsten am Beginn der NeU2Cir. In: Ders., Geist und Gestalt, a. a. 0., zum Aspekt 

der "Kammerverwalrung". 

53 Als Zentralbehörde gab es auch im Kurfurstenrum den rypischen "Geheimen Rat" des '7. Jahr

hunderrs, teils mit autOnomen Entscheidungskompetemen, teils mit beratender Funktion für den 

Fürsten bzw. vemitt der Rat den Fürsten in semer Abwesenheit; als Büro die "Geheime Kanzlei"; 

für die wirrschafrlichen Angelegenheiten die ,,Amtskammer und die Hofrentei" - kollegialische 

Behörden unter einem "Präsidenten" (Domänen, Forste, Münz- und Bergwerkssachen sowie alle 
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Was unter dem Großen Kurforsten (1640-1688) an Heeres- und Steuerverwaltung aufge

baut worden war, wäre beinahe unter der verschwenderischen Regierung des ersten Königs 

(Friedrich T) wieder verlorengegangen. Sein Nachfolger, Frzedrzch Wilhelm 1. (1713-174°), 

hatte zunächst einmal die zerrütteten Staatsfinanzen wieder In Ordnung zu bringen: "Nie

mand hatte eine genaue Übersicht über die Schuldenlast. "54 Der von einer kalvinistischen 

Frömmigkeit geprägte Monarch führte eine äußerst sparsame Hofhaltung, trug als erster 

Monarch Europas ständig Uniform - er ging ja als "Soldatenkönig" in die Geschichte ein -, er 

gilt aber auch als "Schöpfer des preußischen Beamtentums" (Hattenauer)55. 

Friedrich Wilhelm I. baut mit der Vergrößerung des Domänenbesitzes vor allem die 

Domänenverwaltung aus, welche aber mit dem "General(Kriegs-)Kommissariat" zunehmend 

in Konflikt gerät. Deswegen ordnet er 1723 die Zusammenlegung der bei den Behörden zum 

"General-Ober-Finanz-Kriegs-und-Domänen-Direktorium" an, kurz "Direktorium", dessen 

Vorsitz Friedrich Wilhe1m selbst übernahm. Diese Zentralisierung steigerte die Leistungs

fähigkeit der Verwaltung beträchtlich und stärkte die Einbindung der Provinzen in den Staats

verband (damals ein großer Vorteil Preußens gegenüber Österreich). Die Zentralverwaltung 

wurde - anscheinend nach französischem Vorbild - in "Departements" gegliedert: 

I. Departement: Grenz- und Rodungssachen (mit drei Provinzen) 

II. Departement: Marschwesen und Militärökonomie (und 5 Provinzen) 

III. Departement: Post- und Münzwesen 

IV. Departement: Kassen- und Rechnungswesen 

J ustizdepartemen t 

Abgaben und Zölle), siehe ~mer Vogel 1983. Brandenburg-Preußen. Die Enrwicklung der bran

denburgischen Verwalrung bis zum Regierungsanrrirr König Friedrich Wilhe1ms 1., a. a. 0., S 

871 f, Wilhelm Brauneder 1991" Die Verwalrung im Beamtensraat nach dem Dreißigjähngen Krieg, 

a. a. 0 .. S. 47-69. 

54 Hans Hattenauer 1980. Geschichte des Beamtenrums, a. a. 0., S. 92, Hervorhebung Im Onginal, 

Siehe auch S. 93 zur Bedeurung des Haushaltsplanesl 

55 So auch Frztz Hartung /981 Zur Geschichte der preußischen Verwaltung im 19. und 20. Jahr

hundert. In: Orro Büsch/Wolfgang Neugebauer (Hrsg.), Moderne Preußische Geschichte 

1648-1947. BerlmfNew York: Walter de Gruyrer, S. 680: "Das preußische Beamtenrum ist eine 

Schöpfung Friedrich Wilhe1ms I. Er hat Ihm nicht allein im Generaldirektorium und in den 

Kriegs- und Domanenkammern das feste organisatonsche Gerippe gegeben, sondern auch sein 

Wesen, seine Halrung geprägr." Welche sind das? Gewissenhaftigkeit, Hingabe an den Dienst, 

Pflichttreue, Uneigennüt21gkeit, aber auch den allzu soldatischen Unrerton. "Erst in den späteren 

Jahren Friednchs des Gtoßen ließ die Leistung der Beamten fühlbar nach, nicht ohne Verschul

den des Köntgs selbst, der keine neuen Wege mehr einschlagen mochte, jeden neuen Gedanken 

schroff und häufig mit verletzendem Sarkasmus zurückwies, damit jede Initiative erstickte und 

die Arbeit der Behörden in einer geIstlosen bureaukratISchen Routine erstarren ließ" (S. 681). 
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Departement für Geistliche Angelegenheiten 

Ober-Rechnungskarnmer56. 

Als durchgehender En(\vicklungszug wird die Tendenz zur Ausbildung von Behörden anstarr 

der nur von einzelnen Personen getragenen Ämter erkennbar. Die in ihnen tätigen Räte sind 

zwar kollegialisch verfaßt, doch bildet sich eine Hierarchie der Ämter heraus und damit eine 

Zentralisierung der staatlichen Verwalrung." 

Trotz der hiermit einsetzenden sachlichen Differenzierung der Ämter darf nicht übersehen 

werden, daß die Grundstrukcur der Verwaltung in dieser Zeit - nicht nur in Preußen - über

wiegend territOriaL ausgerichtet blieb, also intern undifferenzierte Ämter für Provinzen, wie 

In Österreich die Hofkanzlei für Böhmen, Hofkanzlei für Ungarn usw., und wie in Öster

reich werden die Amter in Preußen koLfegiafisch geführt: Die Beamten hatten eine zur Ent

scheidung anstehende Angelegenheit eingehend zu beraten und dem Monarchen eine Ent

scheidung vorzuschlagen. Friedrich Wilhe1m 1. repräsentierte aber den Staat nicht nur, er 

regierte ihn auch alle wichtigen Sachen entschied der König persönlich, d. h., an der Spitze 

des hierarchischen Staatsaufbaus stand der Monarch selbst, und bei ihm liefen alle Fäden zu

sammen. Der König hatte keine gute Meinung von seinen Beamten, mißtraute ihnen und 

hielt die meisten von ihnen für unfähige, wirklichkeitsfremde "Ttntenkleckser". Immer wieder 

werden sie zu strenger "Pflichterfullung" ermahnt; der König erwartet von ihnen dieselbe Dis
ziplin, die er sich selbst auferlegte. 

Auch wenn oder gerade weil der König von seinen "Dienern" nicht viel hielt - unter Fried

rich Wilhe1m I. und seinem Nachfolger blieben die Beamten in der Tat noch primär "Für

stendiener" -, so förderte er doch die Universitäten und regulierte mit einem "Edid' (1737) 

das Prnfongswesen für die Aufnahme von Personal in die Verwaltung: Die Prüfer haben die 

Kandidaten "ohne Ansehen der Person"58 zu examinieren, in einer Probezeit seien die "prak-

56 Walter Hubatsch 198]: VerwalrungsenC\Vicklung von 1713-1803. In: Jeserich/PohlJUnruh (Hrsg.), 

Deutsche Verwaltungsgeschichte, Bd. I, S. 892-914, hier S. 899. Vgl. Johannes Schellakowsky 1998: 

Die Instruktion Friedrich Wilhe1m 1. von Preußen für das "General-Ober-Finanz-, Kriegs- und 

Domänen DIrectorium" aus dem Jahre 1723. In: Eberhard LauxiKarl Teppe (Hrsg.), Der neu

zeitliche Staat und seine Verwaltung. - Beiträge zur EnC\Vieklungsgeschichte seit 1700. Srurtgart: 

Franz SteIner Verlag, S. 13-34, insbesondere S 25 f. mit eC\Vas anderen sachlichen Gliederungen 

der "Departements". Trotzdem steht fest, daß die Neuorganisation der Zemralverwaltung zwar 

,,Anfänge der modernen FachmInisterien" enthalt, aber mit dem alten Regionalprinzip verqickt 

wurden. 

57 V:mer Vogel 198]: Brandenburg-Preußen. In: Deutsche Verwaltungsgeschichte, Bd. I, a. a. 0., S. 

888. 

58 Hans Hattennauer 1980: Geschichte des Beamtemums, a. a. 0., S. IOI; so die bemerkenswerte For

mulierung des Edlers' 
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tischen" Fähigkeiten zu überprüfen, damit sie dem Lande nicht "zur Last fallen". - Zwei Ten

denzen beginnen sich in dieser Zeit anzubahnen: Zum einen die Ausbeutung unbezahlter Ar

beit von Universitätsabsolventen, die man im 19. Jahrhundert wegen der anhaltenden Aka
demikerarbeitslosigkeit sogar noch beträchtlich steigern kann - deshalb besagen die offiziellen 

Daten über die tatsächliche Zahl von Personal beständen oft nicht viel-, zum andern die damit 

zusammenhängende Tendenz, daß Beamte bestrebt sind, ihre eigenen Söhne ebenfalls in den 

Verwaltungsdienst zu bringen, wodurch sich sog. "Beamtenfamilien" herauskristallisieren, die 

über Generationen hindurch den Staatsapparat mit "Nachwuchs" versorgen. Die Definition 

der Beamten als Staatsstand im ALR hatte hier eine zusätzliche soziologische Grundlage. 

Schlußendlich war die Attraktivität des Staatsdienstes nicht nur wegen der fehlenden Alter

nativen gestiegen, sondern auch weil der Staat mit zunehmender Ordnung in den Staats

haushalten den Beamten pünktlich ihr Gehalt zahlte, und nicht mehr, wie noch zu Beginn 

des 18. Jahrhunderrs, die Zahlung einfach einstellte, wenn die entsprechende Kassa leer war. 

Die Gehälter der Unterbeamten waren niedrig, aber man konnte mit einer lebenslangen 

sicheren Versorgung rechnen, und zwar gerade auch in Notzeiten. Eine Altersversorgung wird 

in Preußen allerdings erst mit dem Allgemeinen Landrecht (1794) anerkannt. 

Friedrich der Große regierte ganz im Stile eines absolutistischen Autokraten: die Behör

denchefs unterstanden unmittelbar seinen Anweisungen, er überwachte mit Strenge deren 

Amtsführung, errichtet 1770 die "Oberexamenskommission", die das ganze Prüfungswesen 

auf eine wissenschaftliche Grundlage stellen sollte etc. Dennoch blieben viele Mißstände er

halten: das verschachtelte Nebeneinander und Übereinander von Kompetenzen und Verant

wortungen führte zu vielen Konflikten und Reibungsverlusten zwischen den Behörden59 ; 

Friedrich nutzte dies dazu, die Behördenchefs gegeneinander auszuspielen ("divide et impera" 

als Devise dieser autokratischen Regierungsweise, so Hintze), anstatt daß er die Verwaltung 

gestrafft, Kompetenzen getrennt und die Aufbauorganisarion sowie die Abläufe durchsichtiger 

gemacht hätte. 

Schon seit der Zeit des Großen Kurfürsten bestand die aus der Pfadabhängigkeit der 

preußischen Entwicklung resultierende Praxis, ausgediente oder invalide Offiziere der Armee 

in die Zivilverwaltung zu übernehmen. Wie erwähnt, wird auch noch im 19. Jahrhundert nicht 

grundsätzlich davon abgegangen; dies entsprach eben den Verhältnissen eines "Mi!itärstaates". 

Zweifellos litt darunter die Leistungsfähigkeit der zivilen Verwaltung beträchtlich. Hinzu kam, 
daß die Prüfungen am Vorzug des Adels für die Spitzenstellen nicht viel änderten. Es waren 

59 Peter Mainka I998: Vom Regional- zum Ressortprinzip unter Friedrich II. von Preußen. Die Ein

richtung von Fachdepartements beim Generaldirektorium (1740-1786). In: Eberhard Laux/Karl 

Teppe (Hrsg.), Der neuzeitliche Staat und seine Verwaltung, a. a. 0., S. 35-64, insbesondere dIe 

Übersichten S. 62 f. Die Fachdepartements als Immediatbehörden ermöglichten zwar auf einigen 

Verwaltungsgebieten Spezialisierung, aber der König härre wohl gleichzeitig die Kompetenzen neu 

ordnen müssen! 
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dann trotzdem Burgerliche aufzunehmen, weil "für hochadelige Räte, welche zur Arbeit nicht 

tauglich waren, die Arbeit doch getan werden mußte"6 . Nepotismus, Korruptlon und Eigen

mächtigkeiten waren auch in der preußischen Burokratie schwer auszurotten6 . 

Bis zum Jahre 1805 war die Zahl der Beamten in Preußen zwar gestiegen und neben dem 

Militär zum "ersten Stand des Staates" geworden6" letztlich doch eine kleine, aber unge

wöhnlich leistungsfähige Funktionselite geblieben6J. Nicht nur die Zahl, auch das Bildungs

niveau war gestiegen und damit auch das Selbstbewußtsein der Beamten - jedenfalls der 

führenden Sie ließen sich nicht mehr ohne weiteres in ein autokratisches Regierungssystem 

einspannen. Mit dem Steinsehen Organisationsedikt von 1808 wird in Preußen das Ministe

rialsystem mit 5 Fachressons eingeführt: An der Spitze stand nun jeweils ein Minister, der für 

"sein" Ressort verantwortlich wurde, aber in einer Mittelstellung zwischen einem modernen 

politischen Minister und einem dem König zu Gehorsam verpflichteten Beamten verblieb. 

Hardenberg erhielt 1810 die Vorzugsstellung eines "Premierministers" - eine Position, welche 

allerdings nach seinem Tode nicht mehr besetzt wurde. Dennoch wird die Reform in der Ver

waltungsgeschichte als ein "Markstein" bezeichnet und bildete das Staatskanzleramt Harden

bergs den institutionellen Träger der "Revolution von oben"64. Auf den Inhalt dieser Refor

men kommen wir gleich zurück. Wichtig ist an dieser Stelle der Hinweis auf den engen 

Zusammenhang von Verwaltungsreform, also der Modernisierung des Staates, und den neuen 

Chancen, die sich daraus für eine modernisierende Gesellschaftspolitik ergaben. 

60 Karl Otmar FreIherr von Aretm 1993- Vom Deurschen Reich zum Deutschen Bund. Göningen: 

Vandenhoeck & Ruprecht, 2. Aufl., S. 29. 

61 Ham Rosenberg 1968: Bureaucracy, Anstocracy and AutOcracy. The Prussian Experience 1660-1815. 

Cambridge, Mass.: Harvard Univ. Press, S. 75 ff 
62 Reinhart Koselleck 1989: Preußen zwischen Reform und Revolution. München: KIen, S. 279; Rein

hard Mußgnug 1991: Die Finanzierung der Verwalrung an der Wende vom Ständestaat des 18. zum 

Verfassungsstaat des 19. Jahrhunderts. In: Gerhard Dilcher (Red.), Beiheft 9 zu "Der Staat", S. 

79-100. 

63 Ham-Ulrich Wehler 1987: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. I: Vom FeudalIsmus des Alren 

Reiches bis zur Defensiven Modernisierung 17°0-1815. München: Beck, S. 261; der quantitative 

Umfang der Verwalrung, also die Zahl der Beamten, wird in der Literarur oft gleichgeserzt mir 

der "Stärke des Staates", aber das isr für diese Zeir eIn Irrtum: Frankreich hane den größren Ver

walrungsapparat, trotzdem blieb das Land "unteradminisrrierr", während England wie Preußen 

eine kleine, aber sehr leisrungsfähige Verwaltung besaß; siehe für EnglandJohn Brewer 1988: The 

Sinews ofPower. Cambridge, Mass.: Harvard Univ. Press, S. 64 ff 
64 Paul Nolte 1990: Staatsbildung als Gesellschaftsreform. - Polirische Reformen in Preußen und in 

den sllddeutschen Sraaten 1800-1820. Frankfurt/New York: Campus, S. 49: "Zwar waren die Mi
nister zunächst Beamte und Diener des Königs und damit nur sehr begrenzt ,politische Minister'; 

Herrschaft und Verwalrung fielen noch, ganz im Sinne des bürokratischen Absoluusmus, weirhin 

zusammen. Die Prinzipien der selbständigen Ressorrfuhrung und der Veranrwortlichkeir wiesen 
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Preußen war nach den Stein-/Hardenbergschen Reformen auf dem Weg zum modernen 

Verwalrungsstaat, wie wir ihn aus der Bürokratiemeorie Max Webers kennen. Dennoch blei

ben eine Reihe von Reformdefiziten im politischen System erhalten, die schon Ouo Himze 

treffend zusammengefaßt hat. 

Betrachtet man die Leistungen des kontinentalen Absolutismus hinsichdich der Organisation 

der Ministerien im ganzen, so sieht man einen bedeutenden Fonschrirr vor allem in der schrirr

welse vordringenden Ausgestaltung der Departements zu Fachministerien für bestimmte Ver

waltungszweige und In der Stärkung der exekutiven Energie, die auf die organische Verbindung 

mit den Bezlrks- und Lokalbehorden beruhr: die Ministerialinstanzen sind nicht bloß der Sitz 

der Ratgeber des Monarchen, sondern sind zugleich das Haupt eines administrativen Körpers. 

Aber es fehlt ihnen die moderne Einheit und relative Selbständigkeit ebenso wie die rationelle 

Klarheit und Übersichdichkelt In der Abgrenzung ihrer Befugnisse. Das Prinzip der FachmI

nisterien ist noch nirgends völlig durchgedrungen; es kreuzt sich noch überall mit dem alten 

Territorialpnnzlp. Das alte Kollegialprinzip, das aus dem Staamat stammt, zum Teil in den In

smutionen des Staatsrats selbst noch konserviert ist, streitet mit dem neuen Prinzip der aus

schließlichen leitung und Veranrwordichkeit eines einzelnen Ministers in seinem Ressort; eine 

kollegialische Soildarität der Minister untereinander fehlt gänzlich; die Einheit der Regierung 

liegt lediglich in der Person des Monarchen, oder sie ist überhaupt nicht vorhanden. Der au

tokratische Absoluusmus harre kein Interesse daran, die Mimsterialinsranz soweit zu konsoli

dieren und zu stärken, daß sie selbständig funktionieren konnte. Er harre nur das Interesse, sich 

ein geeignetes Werkzeug zu schaffen, das jedem Impuls von oben folgte und daneben das De

tail der Geschäfte nach der eingerichteten Ordnung besorgte. In den Kreisen der Minister 

selbst regten sich allerdings Tendenzen, die auf eine Vermehrung der Bedeutung und Selbstän

digkeit ihrer Ämter und zugleich auf eine klarere und rationellere Einrichtung des ganzen Ap
parats hinausliefen; der Geist der Zeit drängte um die Wende des r8. und 19. Jahrhunderts 

ebenso auf eine stärkere und freiere Entfal tung der PersönilchkeIt wie auf eine vernünftige, 

planmäßige und durchsichtige Gestaltung der administrativen Ordnungen.6s 

aber schon auf die Trennung von ,policy-making' und ausführender Verwaltung, die Abtrennung 

der Beratungsfunktion auf die Entstehung eines repräsentativen Gegenübers der Regierung hin. 

Das Ministerialsystem war insofern Voraussetzung für die konstitutionelle Monarchie und deren 

spätere Parlamentarisierung und Demokrarisierung." - Nach 1815 wurde das stark vergrößerte Ter

ritorium In 10 Provinzen und 25 Regierungsbezirke eingeteilt, die alten Kriegs- und Domänen

kammern zu "Regierungen" umgebildet und mit größeren Kompetenzen ausgestattet - insgesamt 

also der Ausbau einer mitderen Verwalrungsebene, aber die "Regierungen" blieben weiterhin kol

legial verfaßt; auf der Gemeindeebene gab es allerdings wegen des Scheiterns einer "kommuna

len Verwaltungs reform" kaum Veränderungen. 

65 Otto Hmtze I9 7 0. Die Entstehung der modernen Staatsministerien. In: Ders., Staat und Verfas

sung, a. a. 0., S. 304 f. 
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In Frankreich bedurfte es der Revolution von 1789, um den durch den Ärnterverkauf völlig 

korrumpierten und ineffizienten Verwaltungsapparat zu zerschlagen66. Napoleon errichtet die 

ersten Fachministerien - die modernsten seiner Zeit, während in Österreich das Verwal

tungssystem auf dem mariatheresianisch-josephinischen Niveau "erstarrt"67. Gehorsam wird 

jetzt großgeschrieben, disziplinarische Maßregeln und polizeiliche Überwachung verschärft, 

wie wir bereits sahen. Stärker als in Preußen wird in Österreich auf die Sicherstellung und den 

Schutz des Beamten vor willkürlicher Entlassung geachtet, weniger auf die individuelle lei

stung: " ... ein gewisses Maß an Gemütlichkeit im Dienst war freilich damit eher vereinbar 

und wurde in Österreich wohl als ein Menschenrecht betrachtet."68 

Wie wir resümierend feststellen können, erfolgte der Durchbruch zur modernen Verwal

tung erst relativ spät, eigentlich erst zu Beginn des 19. Jahrhunderts. Unter "Verwaltung" ver

stand man im 18. Jahrhundert noch immer eher eine Tätigkeit als eine dazu erforderliche Or

ganisation: "Das Besondere des Verwalrungsbegriffs des 18. JahrhundertS war, daß er die 

gesamte staatliche Tätigkeit und Organisation umfaßte und weder einen Unterschied zwi

schen leitender Regierung und exekutiver Verwaltung, noch zwischen Justiz und der eigentli

chen Verwaltung gemacht wurde."69 Zu Beginn des 19. Jahrhunderrs ergeben sich zwei - bis 

heute - wichtige Bedeurungsverschiebungen im Verständnis von "Verwaltung": 1. von der 

66 Ernst Hinrichs 1989: Ancien Regime und Revolution. Frankfurt a. M.: Suhrkamp, insbes. S. 81 ff.; 
in England wurden die Anfänge einer stärkeren bürokratischen Zentralverwaltung durch die Er

eignisse von 1640 ff. zerschlagen und danach nur auf einer schmalen Basis wiedererrichtet, 1797 

waren 16.267 Beamte tätig - verteilt auf 75 Ämter. Das bei weitem größte Amt war die Steuerver

waltung mit rd. 6.000 Bediensteten, gefolgt von der Post mit erwa 1.000; die anderen .,depart

ments" waren vergleichsweise klein; im 19. Jahrhundert gab es eintge Reformen, die in erster Linie 

auf die Beseitigung der verschiedensten Formen von Korruption, klientelistischer Versorgung mIt 

Staatsposten etc. abzielten, dann entstand jedoch ein "civiI service", der als einer der saubersten 

und effizientesten des 19. JahrhundertS gelten kann; der wirkliche Durchbruch zum modernen 

Verwaltungsstaat im allgemeineren Sinne erfolgte jedoch erst zu Beginn des 20. JahrhundertS mit 

dem Aufbau des Sozialstaates; siehe dazu Wolfram Fischer/Peter Lundgreen 1975: The Recruitment 

und Training of Administrative and Technical Personel. In: Charles Tilly (Hrsg.), The Formation, 

a. a. 0., S. 456-561, hier insbes. 463, und Gavin Drewry/Tony Eutcher 1988: The Civil Service To

day. Oxford/New York: Basil Blackwell, mit einem guren historischen Überblick in den ersten 

Kapiteln. 

67 Waltraud Heindl 1990: Gehorsame Rebellen, a. a. 0., S. 47 ff.; !Ur einen Forschungsüberblick siehe 

Reiner Schulze/Robert Mizia 198s: Verwaltungsgeschichtsschreibung in Deutschland und Öster

reich. In: Die Verwaltung 18: 351-374; W't-mer Ogris 198s: Der Beamte in der Habsburger Monar

chie. In: Die Verwaltung 18: 201-222. 

68 Otto Hintze 1970: Der österreichische und der preußische Beamtenstaat im 17. und 18. Jahrhun

dert. In: Ders., Staat und Verfassung, a. a. 0., S. 358. 

69 Bernd Wunder im Beitrag von Remhart Koselleck et al. 1992: Verwaltung, Amt, Beamter. In: Ge

schichtliche Grundbegriffe, Bd. 7, S. 71. 
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Tätigkeit zum Organ der Tätigkeir und 2. die Trennung von Leirung und Durchführung 

bzw. die Einengung des Verwalrungsbegriffs auf die exekuüve StaarstätigkeiL Daran schließt 

dann Max Weber an. 
Wegen der vielen Ungereimtheiten, Schwächen, Friküonen zwischen Neuem und Altem70

, 

der Korruption und MißwirtSchaft etc. werden die posiriven Leisrungen der Staarsverwal

rungen des 18. JahrhundertS gerne übersehen. Friedrich der Große und seine Verwaltung ar

beiteten z. B. mit voller Energie am .. Retablissement", d. h. an der Wiederbesiedelung und 

Wiederherstellung verwüsteter, verödeter Gebiete im östlichen Preußen - wie schon zuvor 

sein Vater, der 1731 erwa 20.000 evangelische Salzburger71 angesiedelt hatte (Bau von Bauern

höfen, Dörfern, Schulen, Kirchen, Straßen und Dämme etc.). Friedrich setzte das Siedlungs

werk - einschließlich Schlesiens - fort, die Einwohnerzahl stieg von 1,6 Millionen 1739 auf 

4,76 Millionen 1776! Friedrich investIert 6,7 Millionen Taler in Westpreußen für Städtebau, 

Wege- und Kanalbauten, Meliorationen, Kolonistensiedlungen, Fabriken und Fesrungen, der 

Anlage von 50 Dörfern und den Bau von 187 Schulen etc. Im Verständnis der Zeit ist das 

.. gute Polizey"", d. h. wohlfahnsstaadiche Fürsorge. Der Polizei begriff wird ja erst im 19. Jahr

hundert auf .. Erhalrung von Ordnung und Gefahrenabwehr" verengt, wie wir bereirs sahen. 

Im 18. Jahrhundert ist .. Polizey" ganz allgemein auf Verbesserungen des Zustandes des .. Ge

meinwesens" bezogen; in diesem Sinne beginnt der Staat reglemenüerend und eben auch för

dernd zu intervenieren: Friedrich Wilhe1m I. erläßt 1725 das .. Medicinal-Edikt" und be

stimmt, was .. Collegii-Medici, Apotheker und Chirurgi zu beobachten" haben, 1779 wurde 

eine systematische Darstellung der .. Medicinal-Polizey" erstellt, welche in der Folgezeit 

Grundlage für das öffentliche Gesundheirswesen wurde. Unter Friedrich dem Großen wer

den eine ganze Reihe von .. Polizeien" geschaffen: Veterinärpolizei, Baupolizei, Deichpolizei, 

Forstpolizei usw. All dies gehört später zur .. inneren Verwalrung". 1740 wird in Preußen, 1746 

in Österreich eine .. Commercien-Cammer" eingerichtet zum Zwecke der .. Verbesserung un

serer Landes-Oeconomie ... ", zur .. Vermehrung allerhand Trafiquen und Handlungen, alle 

Commercia, Manufacruren, Zucht- Arbeirs- und Waisenhauß, Handlungs- Krämer- Hand

werks- Florz- und Bergwerks-Sachen, Tabacs-Culrur, Land-Post-Wesen, Strassen-Besorgung" 

usw.7J Die Liste der geplanten Maßnahmen ist lang. Joseph II. läßt in Wien eines der größ-

70 Peter Lundgrem I986: Gegensatz und Verschmelzung von alter und neuer Bürokratie im AnClen 

Regime: Ein Vergleich von Frankreich und Preußen. In: Ernst Hinrichs (Hrsg.), Absolutismus. 

Frankfurt am Mam: Suhrkamp, S. 162-180. 

71 Walter Hubatsch I983: Verwalcungsenrwicklung von 1713-1803, In: ]eserich/Pohl/Unruh (Hrsg.), 

Deutsche Verwalcungsgeschichte, a. a. 0., S. 906 ff. 
72 Franz-Ludwig Knemeyer I978: Polizei. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S. 875-898, ins

bes. hier S. 887 zur Zeit Friedrichs des Großen; Georg-Chnstoph von Unruh I983: Polizei, Polizei

wissenschaft und Kameralistik. In: JeserichlPohllUnruh (Hrsg.), Bd. I, S. 388-427, hier 405 ff. 
73 Dietmar Wilioweit 1983: Allgemeine Merkmale der Verwalcungsorganisarion in den Terrirorien. 

In: Jeserich/PohlJUnruh (Hrsg.), Bd. I, S. 339. 
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ten und vielleicht das modernste Allgemeine Krankenhaus (AKH) der Welt bauen, das bis 

vor wenigen Jahren noch in Betrieb war. Gleichzeitig errichtet er dazu eine ebenfalls mo

dernste medizinische Lehr- und Forschungseinrichrung Oosephinum), die man noch heute 

besichtigen kann 4. 

Auch wenn vieles davon die Masse der Bevölkerung noch nicht erreicht hat, so ist doch 

dieser entstehende service state ein Unterschied, welcher im Vergleich zu den Imperien - vom 

OttOmanischen bis zum chinesischen Reich - bereits im 18. Jahrhundert einen entscheiden

den Gnterschied machte (~a difference that makes a difference"), so jedenfalls Jones: Aus rein 

ökonomischer Sicht bestehe das ,,\'qunder Europa" in einem lang anhaltenden. fast ununter

brochenen 'X'irrschafrswachsrum. welches in der Weltgeschichte noch nie dagewesen sei. Wie 

war das möglich, wie ist das zu erklären? Einen FaktOr - für Jones vielleicht der wichtigste

haben wir schon kennengelernt. "the currailing of predatOry governmental tax behavior"71. 

\X'ir haben diesen FaktOr oben mit weiteren ergänzt, die nach North und Thomas zur Sen

kung der "transaction costs" beitrugen 7h. 

Ein wetterer FaktOr wäre für Jones der "Service State" des 18. Jahrhunderts, insbesondere 

die oft unschätzten Leistungen auf dem Gebiet von "desaster management". Das Wirr

schaftswachsrum der Imperien sei. so Jones, immer wieder entscheidend durch Ereignisse 

katastrophalen Ausmaßes unterbrochen worden~. insbesondere Hungerkatastrophen und 

Seuchen. China erlebte zwischen 108 v. Chr und I9II n. Chr. nicht weniger als 1.828 Hungers

nöte~8 fast jedes Jahr irgendwo In einer der Provinzen! Indien hatte vielleicht noch mehr 

und verheerendere Hungerkatastrophen als Chma; z. B. starben 1769(7° allein in Bengalen 

etwa 10 Millionen Menschen - ein Drittel der Bevölkerung! Oft war die Ursache einfach das 

Wetter, z. B. Trockenperioden; nicht selten aber standen dahinter Kriege und deren Folgen: 

Die Invasion der Manchu in China kostete 25 Millionen Menschen das Leben, das waren 17 

% der Bevölkerung. Eine der größten Katastrophen in Europa war der 30jährige Krieg, der 

-4 Man brauchte für alle genannten Bt:relChe vor allem qualiflZienes Personal, siehe den Überblick 

bei V:'olfram Fischer I97T Rekrmierung und Ausbildung von Personal für den modernen Staat: 

Beamte, Offiziere und Techniker in England. Frankreich und Preußen in der frühen Neuzeit. 

In Remhan Koselleck (Hrsg.l, Studien zum Beginn der modernen Welt. 5tmtgan: Klerr-Corra, 

S. 194-217. 

75 E. L. Jones I987: The European Miracle. Cambridge/New YorklMelbourne: Cambridge Univ. 

Press, Sec. Ed., S XXIX, Introduction ro the second edition. 

76 DougLilSs C NorthlRobert Paul Thomas I97J.' The Rise of the Western World. A New Economic 

Hisrory. Cambridge/New York: Cambridge Univ. Press. 

77 Siehe auch in diesem Sinne Reinhard Rürup I992: Deutschland Im 19. Jahrhunden, a. a. O. S. 29: 

"Die traditionellen \X'achstumsbremsen - Kriege, Hungersnöte, Seuchen -, die früher eine hohe 

.Krisensterblichkeit' bewirkt harren, wurden nur noch in begrenztem Umfang wirksam und ver

ursachten jedenfalls keinen vollständigen Trendwechsel mehr." 

78 China \\Urde geradezu als "land of famines" beschrieben, so Jones 1987, S. 29. 
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mindestens 2 Millionen Menschen das Leben kostete; das sei aber vergleichsweise wenig und 

harmlos gewesen, so Jones, verglichen mit den 200 Jahren Krieg zwischen den türkischen 

Ottomanen und den persischen Safaviden "with carnpaings, sieges, and massacres in un

ending succession "'9. 

In Europa ist es dem Staat des 18. Jahrhunderts erstmals gelungen, auf zumindest drei Ge

bieten größere Erfolge zu erzielen: 

1. Die Ausbreitung ansteckender Krankheiten einzudämmen, also Seuchen für Mensch 

und Tier. Das Habsburgerreich und Preußen im Osten, die italienischen Städte und 

Frankreich 1m Suden und Westen haben sog. cordons sanitaires eingerichtet, haben an

gesteckte TIere schlachten lassen und den Bauern Entschädigungen bezahlrS°. Die Seu

chengefahr war auch für Menschen noch lange nicht gebannt: In Frankreich starben 

1692--94 erwa 2 Millionen Menschen (wahrscheinlich an der Pest); besonders anfällig 

für ansteckende Krankheiten waren naturhch die großen, stehenden Heere: 1794/95 

starb in Polen ein Drittel der preußischen Armee. Wir verstehen nun, warum schon 

zu Beginn des 18. Jahrhunderts "Gesundheits-Polizeyen" eingerichtet werden bzw. die 

hohe Beachtung des Staates für den Bereich der MediZin. 

2. Den Heeresverwaltungen ist es gelungen, die Logistik im Kriegsfalle entscheidend zu 

verbessern. Im Siebenjährigen Krieg z. B. "traf die Feldverpflegung filr Mann und 

Pferd pünktlich eln"s" es gab mobile Proviantkolonnen, fahrbare Feldbacköfen, Aus-

79 Jones [987, S. 36; solche Fakten seien für die Wirtschaftsgeschichte wIChtig und von den Ökono

men lediglich als "shocks" mtepreuert worden, welche die ökonomischen, endogenen Prozesse 

unterbrechen; sie sind also für die Ökonomen "externe" Ereignisse; deshalb hätten sie sich nicht 

dafür interessiert. 

80 Der "service state" des 18. Jahrhunderts habe erfolgreich desaster management betrieben, so Jones in 

besonderer Betonung gegenüber semen Kritikern m der Einleitung zur zweiten Auflage: "One of 

the points most significant in the text is indeed that more and better public goods had become 

almost a defining characteristic of European governments by the eighteenth century. The most 

significant were the actions classed here as desaster management. These included m particular the 

impositions of quaramines to halt the spread of epldemlc dlseases among human beings, of (or

dons sanitaires to shut out movemen15 of infected cattle, the payment of compensations for the 

slaughter of infected herds owned by farmers, and the emergence of measures to redirect cereal 

surpluses to districts where high prices lhreatened to produce famine. In poor and vulnerable so

cieues, the gains from adminisrrative measures like these were large. The payment of compensa

tion for beas15 slaughtered because they had come imo contact with sick animals sugges15 an a1-
together different plcrure of eighteenth-cemury administration and peasant life than is usually 

painted .... Eutope came to outclass Asia and the rest of the world in 115 range of policies to avert 

or cope with desasters" (5. XII). 

81 V:'lilter Hubatsch 1983: Verwaltungsentwicklung, a. a. 0., S. 927. 
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stattung der Truppen mit Handmühlen, Feldlazaretten, eine Feldpost, ja sogar mobile 

Regimentsbibliorheken. Die Kriegsschäden bzw. generell die Folgen der Kriege für die 

Zivilbevölkerung konnten drastisch gemildert werden (welch ein Unterschied zu den 

Verhältnissen des 30jährigen Krieges, welche die deutschen Lande um ein ganzes Jahr

hundert in der Entwicklung zurückwarfen). 

3. Die Schockwirkung lokaler Hungersnöte konnte nicht unerheblich gebremst werden, 

z. B. durch Verbesserungen im Straßenbau und daran anschließend beim Transport, 

durch gezielte Produktivitätssteigerungen in der Landwirtschaft, durch die Nutzung 

von Getreidedepots usw.; die Ernährungslage der Bevölkerung dürfte sich im 18. Jahr

hundert entscheidend verbessert haben, was wiederum die Anfälligkeit der Menschen 

für Krankheiten senkte. 

Hinzu karnen weitere Faktoren, die direkt oder indirekt mit dem "Service State" von Jones 

zu tun haben, z. B. der florierende Buchmarkt sowie ein bedeutender Anstieg im Literalitäts

und Bildungsniveau, nicht zuletzt als Folge der Einführung der allgemeinen Schulpflicht. 

Konstantinopel kaufte 1726 eine Druckpresse, aber diese wurde im 18. Jahrhundert kaum be

nutzt; in Europa gab es um 1600 etwa 2.000 Buchtitel, um 1800 bereits 20.000! In Europa 

gab es keine Zentralmacht, die den Buchmarkt härte unterdrücken können82• Das Durch

schnittseinkommen stieg, und deshalb konnten immer mehr Haushalte Bücher kaufen83. Der 

82 Europa hätte auch ein GroßreIch werden können, wurde es aber niche. Dafür sorgte die "geopo

liusche Konkurrenz", und deshalb entsrand in Europa ein "state system", kein Empire, wie von 

vielen Autoren betont wird, siehe Chartes Ttlly 1975: Reflections on rhe History of European State

Making. In: Ders. (Hrsg.), The Formacion, a. a. 0., S. 3-83; Michael Mann 1991: Geschichte der 

Mache. FrankfurrfNew York Campus, Bd. 2, S. 372 ff., Chartes Ttlly 1992: Coercion, Capital, and 

European States, Cambridge:Oxford: Blackwell; lmnumuel Wallerstem 1974-· The Modern World

System I, a. a. 0.; siehe auch lmmanuel Wallerstein 1980: The state in rhe instirucional vorrex of 

rhe capitalist world economy. In: International Social Science Journal, Vol. XXXII, S. 743-751; 

John A. HaIUG. John lkmberry 1989. The State. MinneapoLis: Univ. of Minnesota Press, S. 40 f zu 

"geopolicical compecition" und der Konsequenz, daß der Staat in Europa wichtige lnnovauonen 

nicht nur nicht verbieten konnte, sondern vielmehr gezwungen wurde, jede neue Entwicklung 

von anderen Staaten zu kopieren! 

83 Ham-Ulnch Wehler 1987" Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. I, a. a. 0., S. 283: Es gehöre zu den 

"Eigentümlichkeiten des europäischen Sonderweges in der Geschichte", daß mit den Bildungsm

stirutionen frühzeitig Stätten geistiger Auseinandersetzung entstanden - und trOtz aller Irritation 

auch beibehalten wurden -, die einen Fundus gemeinsamer Erfahrungen bewahrten und ausweite

ten, zugleich aber auch immer wieder über bislang hingenommene Grenzen schöpferisch hinaus

trieben, so daß eine Dynamik des okzidentalen Forrschrirrs von ihnen mit in Gang gehalten wurde, 

so Wehler, um 1800 wurden in den protestantischen Ländern rd. 50 % der Schulpflichtigen erfaßt, 

wahrend der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderrs erschienen in den deutschen Ländern schon 200 

bis 250 zum Teil außerordentlich gut florierende, auflagenstarke Zeitungen (S. 306) usw. 
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Buchmarkr verlief wie andere Märkre auch; der Buchdruck wurde und blieb ein gutes Ge

schäft, folglich war der rasame Anstieg spezialisierten Wissens kein Zufall. Last, not least för

derte der Staat das Bildungswesen (Grundschulen) und die Wissenschaften (Universitäten): 

"The comparatively high degree of literacy and wide distribution of middle-level income in 

Europe helped the book market, as did the openess of sociery attested by imcomplete and 

haphazard censorship now that the church was no longer universal and the rulers of the 

various nations rook differem views of what was permissible ro prim. This openess of sociery, 

rogether with its inventiveness, becomes what is ro be explained. The economic consequenc

es were enormous. The contrast wich China is marked."84 

So gesehen verschaffte die "gute Polizey" des absolutistischen Staates Europa einen Start

vorteil, den es in anderen Regionen der damaligen Welt nicht gab. Dies wäre ohne eine ge

wisse Leistungssteigerung der Verwaltung kaum möglich gewesen. Die "Polizey-Wissenschaft" 

und Kameralistik als beginnender Verwaltungslehre haben versucht, das vorhandene Wissen 

zu systematisieren und in der universitären Lehre zu vermitteln85. Sie stellten damit die Aus

bildung der Beamten erstmals auf eine wissenschaftliche Grundlage. Schließlich wurden die 

Reformen, die zu Beginn des I9. Jahrhunderts zum Aufbau der modernen Verwaltung führ

ten8~, von den Beamten selbst umgesetzt! 

Wie erwähnt, wird in Preußen im Zuge der "defensiven Modernisierung" ein dreistufiger 

Verwaltungsaufbau geschaffen, der in den Grundzügen bis heure Bestand hat: Auf der zen

tralstaarlichen Ebene entstehen also die monokratisch geführten Fachministerien für das In

nere, die Finanzen, das Auswärtige, das Kriegs- und das Justizwesen, in der I. Hälfte des I9. 

Jahrhunderts kommen ein Kultusministerium und ein Ministerium für Landwirtschaft, For

ste und Domänen hinzu. Die Ministerien beseitigten die alten zeitraubenden und "verant

wortungslosen" Kollegialorgane - bis auf ein einziges, das nun als Folge der Ministerialsrruk

tur neu gebildet werden muß, nämlich das Kabinett der Minister unter der Leitung eines 

Ministerpräsidenten (damals wird die Regierung "Staatsministerium" genannt). Nach den 

Vorstellungen des Reformers Hardenberg härten im Ministerkabinett alle Fäden der Regie

rungsgeschäfte zusammenlaufen, die Einheit der Verwaltung hergestellt werden sollen - und 

das war, solange Hardenberg selbst das Amt des Ministerpräsidenten bekleidete, tatsächlich 

der Fall-, aber dieses "Sraatsministerium" schien nach I8I5 dem "monarchischen Prinzip" zu

widerzulaufen und wird deshalb gegenüber der monarchischen Selbstregierung wieder 

84 Jones 1987, S. 60 f.; siehe auch Rudo/f StIchweh 1994: Wissenschaft, Umvermat, Professionen. 

Frankfurt a. M.: Suhrkamp. Wir kommen Im Kapitel 8 darauf zurück. 

85 Georg-Christoph von Unruh 1983: Polizei, PolizeiWIssenschaft und KameralIStik. In: Jeserichl 

Pohi/Unruh (Hrsg.), S. 415 f. 
86 Harn Peler Ullmann 199J. Staatsverwaltung an der Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert. In: Ernst

\X'olfgang Böckenförde et al. (Hrsg.), Wendemarken In der deutschen Verfussungsgeschlchte. Bei

hefi: IO zu "Der Staat"', S, 123-138, 
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zurückgesetzt. An der inneren Strukrur der straff hierarchisch eingerichteten Bürokratie von 

verbeamteten Fachspezialisten änderte dies jedoch nichts. Die Ministerien beseitigen auf der 

zenualstaadichen Ebene die letzten Reste der alten, an hisrorisch gewachsenen Terrirorien aus

gerichteten Verwalrungen und schufen eigentlich erst jetzr eine durchgängige administrative 
Integration der t\.1onarchie. 

Als einziger deutscher Staat erhielt Preußen nach 1815 auf der mirderen Verwalrungsebene 

zwei Verv.·altungseinhmen, nämlich die "Provinz" und den "Regierungsbezirk". Die gesamte 

Monarchie war zuerst in IO, seit 1877 in 12 Provinzen eingeteilt. Die Verwalrung der Provinzen 

leitete ein "Oberpräsident", teils im Auftrage der Ministerien, teils in der Funktion einer "un

mirrelbaren Verwalrung" für die Angelegenheiten der Provinzen. Mit dem Gesetz von 1823 

werden sog. "Provinzialstände" eingerichtet, bei welchen allerdings die Hälfte der Sitze dem 

rirrergutsbesitzenden Adel vorbehalten war (bis 1850, dann Einführung des Dreiklassenwahl

rechts). - Die preußischen Provinzen waren seit 1815 zusätzlich in 36 Regierungsbezirke ge

gliedert: "Die Einrichrung einer staatlichen .Mirrelbehörde' unter dem Namen Regierungs

und später Verwalrungspräsident bewährte sich derart, daß sie Bestand hielt und auch in die 

Organisation der meisten Länder der Bundesrepublik Deutschland aufgenommen wurde."87 

Auf der kommunalen Ebene wird das Land verwaltet von einer Kreirbehörde unter der Lei

rung eines Landrates, dem ein gewählter "Kreisausschuß" beigegeben war. Die Kreise waren 

einerseits lokaler staadicher Verwaltungsbezirk, der Landrat als formell vom König ernannter 

"Beamter" führt als Organ der Staatsregierung die Geschäfte der allgemeinen Landesverwal

rung im Kreis - ursprünglich ein Ehrenamt, wird aber bald zu einem Berufsamt, mir dem 

Gesetz von 1852 wird ihm der Stempel "politischer Beamter" aufgedrückt; andererseits waren 

die Kreise ein kommunaler Selbsrverwalrungskörper und entsprach der Kreisausschuß dem 

Gneistschen Ideal vom .,self-governmenr", d. h. der Beteiligung der Bürger an der staatlichen 

Verwalrung. In den Städten übernahm der /vlaglStrat die Aufgaben der untersten staatlichen 

Venvalrungsbehärde, die er im Auftrag und nach \Veisung zu erfüllen harre. An die Stelle des 

Kreisausschusses trat hier der Sradtausschuß, der aus dem Bürgermeister und vier vom Ma

gistrat aus dessen t\.firre ge\vahlten Mitgliedern bestandg8. 

Bis 1848 gilt aber der vielzitierte Satz: Der preußische StaLlt rodet beim Landrat89 . Trotz des 

Scheiterns einer Gemeindereform während der napoleonischen Zeit gab es in Preußen rd. 

25.000 Landgemeinden, in denen es z. T. auch Gemeindeorgane gab, aber die im 19. Jahr

hundert nicht als staatliche Einrichrung verstanden wurden, ebensowenig wie die Gemeinden 

in Österreich nach 1862. In diesen Landgemeinden befanden sich in Preußen - insbesondere 

87 Georg-Christoph I: Unruh 198]." Die Verwalmng in den eInzelnen Ländern: Preußen. In: Deutsche 

Verwalmngsgeschichte, Bd. 2, a. a. 0., S. 399-47°, hier S. 45"' [ 

88 W'emer Frotscher 1984; Überblick llber dIe Verwalmngsorganisarion in den Bundessraaten. In: 

Deutsche Verwalrungsgeschichre, Bd. 3, S. 407-434, hier insbesondere S. 4I7 [ 

89 W't-mer hotscher 1984: Überblick, a. a. 0., S. 420. Hervorhebung durch HW 
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in Ostpreußen - rd. 12000 selbständige Gutsbezirke, wo bis 1848 das Feudalsystem autarker, 

adeliger Herrschafrsträger fortlebte: Der Gutsherr war nicht nur Großgrundbes1t7.er, sondern 

auch Inhaber der untersten Verwalrungsrechte, der Polizeigewalt, der Patrimonialgerichtsbar

keit sowie des Kirchen- und Schulpatronars. In Ostdeutschland stand die große Mehrheit der 

ländlichen Bevölkerung wIe bIsher "zu den Regierungen nur in einem mittelbaren Verhält

nis"9c• Wie in Österreich kam der Prozeß der staatlichen PenetratIon auf dem Lande eigent

lich erst im 20. Jahrhundert zum Abschluß, als das GemeIndeamt in den Srufenbau der 

Staatsverwalrung einbezogen wurde. 

Spezifisch blIeb für Preußen weiterhIn biS zum Zusammenbruch der MonarchIe das bereits 

mehrfach erw'ähnre System der Rekrurierung des unteren Beamtenpersonals aus der Armee: 

\X'er vom feldwebel abwärts nach 11. Dienstjahren aus der Armee ausschied, besaß einen An
spruch auf einen Posten der zivilen Verwaltung: "Über die Hälfte aller Verwaltungsbeamten 

unterhalb des höheren Dienstes kam mithin aus der Armee."9! Abgesehen von der für den 

Verwalrungsdienst zumeist fehlenden Qualifikation übertrugen die sog. "Zwölfender" den 

Kasernenhofton, die Prinzipien von Befehl und Gehorsam, in die zIvile Verwaltung - eIn 

Aspekt, den wir oben unter dem Stichwort "Militarismus" diskutiert haben: Die Unteroffi

ziere hatten ja in der Armee Befehlsgewalt, also Macht besessen, nun aber mußten sie Hilfs

dienste verrichten, fühlten sich deklassiert und reagierten darauf so, daß sie bei jeder sich bie

tenden Gelegenheit den Kasernenhofton anschlugen (Fenske). Das nähtte verständlicherweise 

die Kritik an der Bürokratie9L• 

Den weitesten Schritt in die Richtung eines modernen Berufsbeamtenrums rar im 19. Jahr

hundert nicht Preußen, sondern Bayern: Unter dem leitenden Minister und energischen Re

former Graf v. Montgelas wird ein umfassender Plan zum eubau der Verwaltung ausgear

beitet und mit dem Erlaß der "Haupdandespragmauk über die Diensrverhälrnisse der 

Staatsdiener, vorzüglich in Bezug auf ihren Srand und Gehalr" 1805 verwirklicht. Wie weit 

Bayern andern Ländern vorausgeeilt war, kann man z. B. daran ablesen, daß eine "Dienst

pragmatik" in Österreich erst 1914 erlassen wird. In der balTischen Diensrpragmarik wird das 

"Verbot außergerichtlIcher Entlassungen" erstmals gesetzlich fesrgeschneben '. Zuvor waren 

90 Hans-Ulnch Wehln 1987: Deutsche Gesellschafrsgeschichte, Bd. I, a. a. 0., S. 457; die kreiseinge

sessenen Ri[(er stellten den Landrat als ihren Repräsentanten und blieben in den Kreisständen, 

sofern sie sich trafen, ganz unter sich, also: aristokratISche Herrschaft tiber eine zwar wirtschaft

lich liberalisierte, aber politisch entrechtete Landbevölkerung. 

9[ Hans Femke 1985: Burokratie in Deutschland. - Vom späten Kaiserreich bis zur Gegenwan. Berlin: 

Colloquium Verlag, S. 18 f. 
92 Flir die zweite Halfre des 19 Jahrhunderts Siehe die umfassende Studie von Tibor Süle 1988: 

PreußIsche Blirokratietradmon. - Zur Entwicklung von Verwaltung und Beamtenschaft III 

Deutschland 1871-[918. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht. 

93 &md Wunder 1978: Privileglerung und DiSZlplinierung. - Die Entstehung des Berufsbeamten

turns in Bayern und Würtremberg (1780-1824). Mtinchen('Vr;'ien: R. Oldenbourg Verlag. 
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Auf- und Abbestellungen von "Staatsdienern" Sache von Gnadenerweisen oder deren Enrzug 

gewesen; dasselbe galt für die Gewährung von Pensionen und in der HinrerbliebenenfUrsorge. 

Die Dienstpragmatik regelt nun bis ins Detail die hierarchische Ordnung der Dienstk!assen 

sowie deren Gehälter, Rangbezeichnungen und Dienstgrade, die "Siegelmäßigkeit", das Tra

gen einer bestimmten Ziviluniform usw. - sämdich geeignet, die "Pragmatisierren" als Stand 

zu privilegieren, gleichzeirig werden jedoch auch die disziplinarrechdichen Bestimmungen 

ausgefeilter und teilweise sogar verschärft. Der pragmarisiene Beamte soll von materiellen Sor

gen befreit werden94, aber umso srärker sollen seine eigenen Inreressen mit den Inreressen des 

Staates verknüpft sein, sollte der Beamte zu einer zuverlässigen Stürze für den zenrralisierren 

Machtapparat des modernen Staates werden - geschürzr durch Unkündbarkeit, aber dienst

beflissen und arbeitseifng, "da passiver Gehorsam nicht mehr ausreichen"95. Der Beamte steht 

nun In einem öffendich-rechdichen Diensrverhälrnis, das sich vom privarrechdichen Ar
beitsverhälrnis deurlich unrerscheider. 

Alle vormärzlichen Verfassungen des süddeurschen Raumes folgten dem bayrischen Vor

bild; das Prinzip der politischen und rechdichen Absicherung der Beamten wird 1850 in die 

Verfassung Preußens aufgenommen, die Weimarer Reichsverfassung (Arr. 128-131) sowie das 

Bonner Grundgeserz (Art. 33-34) behielten es bei96 . Auch in Österreich gelten die Grundsärze 

des "Berufsbeamtenrums". 

6.2 Analytisch e Dimensionen der Staatsverwaltung 

Das Won "Bürokratie" ist eine Begriffsprägung der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderrs und dienre 

von Anfang an zur kritischen Distanzierung zum neuen Verwalrungssystem97 . "Herrschaft aus 

dem Büro" erschien den Zeitgenossen als erwas Neues, Unerhörres; das "Büro" unrerschied 

sich deurlich von den bekannren alten Schreibstuben und Kanzleien, die noch umer kolle

gialer Führung gestanden hatten. Das "Büro" des Einzelbeamten wurde nun zur elemenra

ren Einheit des neuen, hierarchischen und monokratisch geführren Ministerialsystems, das 

94 Hans Hattenauer 1980: Geschichte des Beamtenrums, a. a. 0., S. 182, nennt die DIenstpragmatik 

eIn "Versorgungsgesetz" (S. 183), wichtig aber auch der Sachverhalt, daß dIe Anstellung eines Be

amten nun nicht mehr auf eInem Vertrag beruhte, sondern einen Hohettsakt darstellte, "gehörte 

damIt nicht länger dem Zivilrecht, sondern dem neu entstandenen Verfassungsrecht an". 

95 Bernd Wunder 1978: Privilegierung und Disziplinierung, a. a. 0., S. 132· 

96 Band Wunder 1986: Geschichte der Bürokratie in Deutschland. Frankfurt am Main: Suhrkamp, 

S. 29 f. 
97 Bernd Wunder 1987: Bürokratie: Die Geschichte eines politischen Schlagwortes. In: Adnenne 

Windhoff-Heretier (Hrsg.), Verwaltung und ihre Umwelt. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 

277-301; Reinhart Kose/leck et a/. 1992: Verwaltung, Amt, Beamter. In: Geschichtliche Grundbe

griffe, Bd. 7, S. 75 f. ebenfalls der Beitrag von Bernd Wunder. 
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man als etwas Fremdes, eigentlich von Napoleon Erfundenes, ablehme. Weiters wurden der 

Zuwachs an Beamtenstellen sowie der AnStIeg an freiheitsbeschränkender, zemralstaatlicher 

Regelungsdichte negativ bemerkt: Beamtenmanze, Schrelbmaschmene, Beamtenheer, Beamten

kaste, Beamtenregierung, Beamtenherrschaft usw. waren geläufige Ausdrucke dieser Zeit. Wie 

wir wissen, war der Staat im 19. Jahrhundert primär ein autoritärer Staat, in welchem - be

sonders in Preußen - der Befehlston gang und gäbe war, in welchem der "Gesetzesbefehl" 

nicht nur an die Beamten, sondern auch an die Umertanen adressiert war'18. 

Der Staat des Vormärz war nicht nur repressIv und obrigkeitssraatlich99 , sondern er wurde 

auch "konservativ"IC>O, d. h., er war - nach der Entstehung der politischen Ideologien zu Be

ginn des Jahrhunderts - nicht mehr weltanschaulich neutral IOJ
, auch wenn er vorgab, "ober

halb" partikularer gesellschaftlicher Imeressen zu stehen oder in gesellschaftlichen Konflikten 

ein "neutraler Schiedsrichter" im Imeresse des Gemeinwohls zu sein. Hegel harte hierfür das 

theoretische Rüstzeug vorformuliert'°'. Die Liberalen hatten aber ganz andere Vorstellungen 

von Staat und Gesellschaft und entsprechend auch von der Verwaltung: Ihrer Meinung nach 

sollte das Gemeinwesen "organisch" von umen nach oben gebaut werden, also freie ,,Asso
ciationen" in der Gemeinde, Selbsrverwaltung der Bürger anstatt "mechanische" Staatsver

waltung etc. Der Staat solle nichts anderes sein als eine ,,Association von Associationen", und 

so hat es noch die sog. Pluralismustheorie des Staates in der ersten Hälfte des 20. Jahrhun

derts formuliert IOJ • Bis heute hat "Bllrokratie" den altliberalen, negativen Beigeschmack nicht 

verloren. 

98 AlfLüdtke [990: Der starke Staat. In: Bürgerliche Gesellschaft in Deutschland. Frankfurt am Main: 

Fischer, S. 166-179. 

99 Für Preußen siehe die gute Überblicksdarstellung von Hans-Jürgen Puhle [980: Preußen: Ent

wicklung und Fehlenrwlcklung. In: Hans-Jürgen Puhle/Hans-Ulrich Wehler (Hrsg.), Preußen im 

Rückblick. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 11-42. 

100 John C G Röhl [916. Beamtenpolitik im Wilhelminischen Deutschland. In: Michael Stürmer 

(Hrsg.), Das kaIserliche Deutschland. Darmstadt: Wiss. Buchgesellschafr, S. 287-3II; Günther 

Grtinthal [983: Grundlagen des konstitutionellen RegIments in Preußen 1848-1867. Zum Ver

hältnis von RegIerung, Bürokracie und Parlament zwischen Revolution und Reichsgrundung. In: 

Gerhard A. Ritter (Hrsg.), RegIerung, Bürokratie und Parlament In Preußen und Deutschland 

von 1848 bis zur Gegenwart. Düsseldorf: Droste Verlag, S. 41-55, insbes. 50 ff. 
101 Hans-U/rich Wt!hfn- [988: Das Deutsche KaJserreich 1871-1918. Göningen: Vandenhoeck & Rup

recht, 6. Aufl., S. 72 ff., zur Säuberung der Beamtenschaft von liberalen Elementen bzw. zur Fest

legung auf "zuverlässige Gesinnung" nach autoritär-konservativen Maximen, obwohl aus durch

sichtigen Gründen "das SchwIndelevangelium der exekutiven Objekcivität und Neutralität" weiter 

"eifrigst gepredIgt" wurde (S. 74). 

102 RalfDahrmc/mf[911: Gesellschaft und Demokratie In Deutschland. München: drY, S. 214 Fr. 
103 Paul Q. Hirrt 1993 (Hrsg.): The Plural1st Theory of ehe State. LondonlNew York: Roucledge, mit 

BeIträgen der "Klassiker" der Pluralismuseheorie des Staates. 
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Erst Max Weber ist es gelungen, das Phänomen der Bürokratie sozialwissenschaftlieh zu 

durchdringen. Die Merkmale der Bürokratie bei Max Weber sind zu bekanm, als daß man 

sie hier ausführlich diskutieren müßte lO4; sie sollen lediglich enumerativ angefühn werden, 

nicht zulerzr auch deshalb, weil sie In gewisser Weise unseren hisrorischen Überblick knapp 
nochmal zusammenfassen. 

Merkmale c1er moclernen Bürokratie bei Max Wt-ber 

• Hierarchische Organisarion und monokratische Behördenleitung; klare Kompetenz

gliederung; Armshierarchie - Amrsweg von umen nach oben, Weisungsweg von oben 

nach umen 

• Hauptamdichkel( des Verwaltungspersonals, Berufsbeamtemum 

• Arbeitsteilung und SpezIalisierung; Fachschulung, Rekrurierung nach Qualifikation 

• Disziplin und Berufsethos; Amtsueue und Beronung der Berufspflicht 

• Aktenmäßigkeit der Verwaltung 

• Regelgebundenheit der Ver.valtung; Unpersönlichkeit der Kommunikanon mir dem 

Publikum 

• Ernennung des Beamten (nIcht Wahl, Erblichkeit oder Ärmerkauf) 

• Geldendohnung, Trennung von HaushaltlWohnung des Beamten und BürolBerrieb 

• Beförderung nach Leistung, Komrolle durch Vorgeserzre 

Obwohl Max Weber sein Bürokranemodell als einen Idealtypus verstand, der in seiner Rein

heit nirgendwo in der Reall(ät anzutreffen sei, so hat er doch die hisrorische Erfahrung von 

zwei Jahrhunderten preußischer Verwaltungsgeschichte gespeichen vorgefunden und auf den 

Begriff gebrachtlOS Bekanndich sah \Veber umer den Bedingungen moderner "Massenpro

duktion" gar keine Alternative mehr zu "bürokratischer Verwaltung" des oben skizzienen 

Typs. 

104 Siehe die Diskussionen in Renate IVfayntz 197I: Max Webers Idealtypus der Bürokrarie und die 

Organisationssoziologie. In: Dies. (Hrsg.), Bürokrarische Organlsarion. KölnfBerlin: Kiepen

heuer & Wirsch, S. 27-36; Woljgang Sehluchter 1972: Aspekte bürokrarischer Herrschaft. Mün

chen: List Verlag; Hartmut Häußermann I917: Die Politik der Bürokrarie. Frankfurr/New York: 

Campus; Hans-Ulrieh Derlten I989: Die selektive Interpretation der Weberschen Bürokrarie

theorie in der Organisarions- und Verwalrungslehre. In: VerwArchiv 80: 319-329; Peter Nitsehke 
I998: Max Weber und die deutsche Verwalrungswissenschaft - eine gescheirerre Annäherung? In: 

Eberhard LauxiKarl Teppe (Hrsg.), Der neuzeitliche Staat und seine Verwaltung. Srurrgarr: Franz 

Semer, 5. 163-176. 

105 So Hans-Ulrieh Wehler I988: Das deutsche Kaiserreich, a. a. 0., 5. 75. 
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Der entscheidende Grund für das Vordringen der bürokratischen Organisation war von jeher 

Ihre rein techmsche ÜberlegenheJ[ über jede andere Form. Ein voll enrwlckelter bürokratischer 

Mec.hanlsmus verhält sich zu diesen genau wie eine Maschine zu den nicht mechanischen Ar

ten der Gütererzeugung. Präzision, Schnelligkeit, Eindeutigkeit, Aktenkundigkeit, Kontlnu

lerlichkeJ[, Diskretion, EinheitlichkeJ[, straffe Unterordnung, Ersparnisse an Reibungen, sach

lichen und persönlichen Kosten sind bei streng bürokratischer, speziell: monokratischer 

Verwaltung durch geschulte Einzelbeamte gegenüber allen kollegialen oder ehren- und neben

amtlichen Formen auf das Optimum gesteigert. Sofern es sich um kompliZierte Aufgaben han

delt, ist bezahlte bürokratische Asbeit nicht nur präziser, sondern im Ergebnis oft sogar billi

ger als die formell unentgeltliche ehrenamtliche. Ehrenamtliche Tätigkeit ist Tätigkeit im 

Nebenberuf, funktiOniert schon deshalb normalerweise langsamer, weniger an Schemata ge

bunden und formloser, daher unpräziser, uneinheitlicher, weil nach oben unabhängiger, dis

kontinuierlicher und schon infolge der fast unvermeidlich unwirtschaftlichen Beschaffung und 

Ausnutzung des Subaltern- und Kanzleiapparats auch oft faktisch sehr kostspielig. Dies gilt na

mentlich dann, wenn man nicht nur an die baren Kosten der öffentlichen Kasse - die aller

dings sich bei bürokratIScher Verwaltung besonders im Vergleich mit ehrenamtlicher Honora

tiorenver.valtung wesentlich zu steigern pflegen -, sondern an die häufigen wirtschaftlichen 

Verluste der Beherrschten durch ZeitversäumnIs und mangelnde Präzision denkt. Die Mög

lichkeiten ehrenamtlicher Honoratiorenverwaltung ist dauernd normalerweise nur da gegeben, 

wo die Geschäfte "im Nebenamte" ausreichend besorgt werden können. Sie erreicht mit der 

qualitativen Steigerung der Aufgaben, vor welche sich die Verwaltung gestellt sieht - heute 

auch in England , ihre Grenze. Kollegial organisierte andererseits bedingt Reibungen und Ver

zögerungen, Kompromisse zwischen kollidierenden Interessen und Ansichten und verläuft da

durch unpräziser, nach oben unabhängiger, daher uneinheitlicher und langsamer Alle Fort

schritte der preußischen Verwaltungsorganisation sind gewesen und werden künftig sein: 

Fortschritte des bürokratISchen, speziell des monokratischen Prinzlps.106 

Bürokratische Verwaltung ist nach Weber allerdings nur dann allen o. g. Formen von Ver

waltung die weitaus überlegene, sofern man auf die Grundversorgung mit Massengütern Wert 
legt. Weil nun gerade die Demokratie darauf Wert legen muß, gibt es auch unter der Bedin

gung demokratischer Politik keine Alternative zur Bürokratie und würde ein demokratischer 

"Sozialismus", in welchem auch die Wirtschaft politisch organisiert wäre, den Bürokratismus 

in ungeheurem Maße steigern""'. Das bedeutet aber, Demokratie führt nicht zur Aufhebung 

106 Max \~%er 1922: \X'irrschaft und Gesellschaft. Vollständ. Nachdruck Tübingen: Mohr (Paul Sle

beck), S. 660 f 
107 Ma.x UC't-ber 1988: Der SOZialismus. Rede zur allgemeinen Onentierung von österreich Ischen 

OffIZieren in \X'ien 1918. In: Ders., Gesammelte Aufsätze zur SOZiologie und SOZialpolitik. Mim

ehen u. a.: MohrlUTB, S. 492-518. 
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bürokratischer Herrschaft, sondern srellr sie nur auf eine andere Legirimarionsgrundlage. 

"Jede Herrschaft außen sich und funkrionierr als Verwalrung. Jede Verwalrung bedarf ir

gendv.'ie der Herrschaft, denn immer müssen zu ihrer Führung irgendwelche Befehlsgewal

ren in irgend jemandes Hand gelegt sem.",08 Insofern darf nichr übersehen werden, daß We

ber sein Bürokrariemodell in einem sehr viel weireren Theoriekonrexr des Idealrypus der 

"rarionalen Herrschaft" gesehen har und nichr bloß als Vorschlag für ein Organisacionssrruk

rurmodell der öffenrlichen Verwalrung'09 . 

\X'ir wollen 1m folgenden diesen Diskussionssrrang nichr weirerverfolgen, sondern der 

Frage nachgehen. mir welchen rheorerischen Ansärzen, Modellen, Theonen die neuere Ver

walrungsforschung arbeirer und zu welchen Ergebnissen sie komme. Ganz allgemein sei hier 

vorweggenommen, daß weder die jurisrische Verwalrungslehre noch die sozialwissenschafrJi

che Verwalrungsforschung je zu einer Definition von" Verwalrung" gekommen isrHO. Insbe

sondere seir die Kommunen immer mehr Aufgaben im Bereich der "Leisrungsverwalrung" 

übernommen haben. isr das Spekrrurn dessen, was alles unrer "Ver.valrung" fällr, so groß, daß 

niemand mehr einen profunden Überblick haben kann. Damir scheinen auch fesre Bezugs

punkre verlorengegangen zu sein, von denen aus man "die" Vem-alrung analysieren könnre'u. 

108 ,\,fax ~bn- 1922. Winschaft und Gesellschaft, a. a. 0., S. 607. 

109 Hans-Ulnch Dn-lim 1989.' Die selektive Imerpretation der \X'eberschen Bürokratiemeorie in der 

Organisations- und Verwaltungslehre. In: VerwArchiv 80, S. FI: siehe auch S. 326 f. zur "Effizi
enzmese". 

HO M~inhard Schrödn 1988: Die Bereiche der Regierung und der Vetwalrung. In: Isensee/Kirchhof 

(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. III: Das Handeln des Staates, a. a. 0., S. 499-520, S. 509 

zur :-:egatlvdefinition der Vetwalrung: "In Anknüpfung an ehe Enrnicklung der Gev.-aJtemeilung 

und ehe seit jeher bestehende relative Unergiebigkeit verfassungsrechclicher Aussagen ist es lange 

üblich gewesen, den Funktionsbereich der Verwalrung negativ zu bestimmen, nämlich als alles, 

was nicht zur Sphäre der Gesetzgebung oder Gerichtsbarkeit gehört. Die Kritik an eheser ,Sub

traktionsdefinition • hat insbesondere hervorgehoben, sie besage durch ihren Verzicht auf jedes p0-

sitive Merkmal über ehe Verwalrung gar nichts. Im übrigen sei damit erst der Gesan1tbereich der 

Exekutive bezeichnet, von dem ehe Verwalrung nur einen Teil darstelle." Ohne Einbeziehung der 

rechtsprechenden und gesetzgebenden Gewalt sei Ver.valrung allerdings nicht zu bestimmen: 

"Darin liegt der berechtigte Kern der auf eine ,Restgewalt' hinauslaufenden negativen Begriffsbe

stimmung der Verwaltung." Vgl. auch Karllf'engn- 1983: Verv.a1rungslehre als wissenschaftliche 

Disziplin In: Karl Menger/Christian Briinner/Peter Oberndorfer (Hrsg.), Grundriß der Verwal

tungslehre. \X'ien/Köln: Böhlau, S. 33-88, hier S. 60 f.: Karl-H~jnz LaMur 1994' Recht und Ver

walrung. In: Klaus Dammann/Dieter Grunow 'Klaus P. Japp (Hrsg.), Die Verwaltung des politi

schen Svstems. Opladen: \('estdeutscher Verlag, S. 99-107, hier S. 102: Der Bürokratie komme, 

so auch Luhmann, eine "An Restzustänehgkelt" zu. 

III Tho7nos Ellw~tn 199- Verwalrung und Verwalrungsv.issenschaft. In StaatsWissenschaft und Staats

praxis 8: 5-18, insbes. S. 13: "Der Enrnurr eines eigenen :'10dells von Verv.·a1rung, anhand dessen 

sich :'1aßstäbe klären ließen, mißlang." 
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Solange es nichts Besseres gibt, scheint mir der Vorschlag von Renate Mayntz, Niklas Luh

mann u. a. derjenige zu sein, der noch am weitesten führt; der Vorschlag lauret, an das Pha

nomen "Verwaltung" mit drei analytischen Dimensionen heranzugehen, nämlich Organisa

tion, Personal und Programmell2
• 

1. Die Organisation der Verwaltung 

Der heure bestehende Gesamtkomplex der Staatsverwaltung läßt sich verstehen als Produkt 

der Differenzierung durch Organisatzonsbildung. Formale Organisation gibt es natürlich in an

deren Bereichen der Gesellschaft auch lIJ , aber im Staatssekror kann man tatsächlich alle 

Handlungen ent\ .... eder auf Person (Umwelt) oder eine Organisation (System) zurechnen. Ty
pisch für Staatsl'erwaltungen lL4 ist ihre starke hIerarchIsche Gliederung in der Aufbauorganisa

tion;J~. Jede Stelle hat einen bestimmten Platz auf einer hierarchischen Ebene, die Organi

gramme haben die Form einer Pyramide. 

1I2 Rmtlte Afayntz 19"'8- SozIOlogie der öffenclichen Verwalrung. HeidelbergiKarlsruhe C. F. Müller; 

Niklas Luhmann 198r Politische Theorie im Wohlfahrrsstaar. München/Wien: Olzog, S. 1I2 ff.; 

V:'olfgang Seihe! 1983. Die Enrwicklung zum "technislerten sozialen Rechtsstaat". In: VerwArchlv 

74: 325-352; Dieter Sehtmanke 1987: Steuerung und Selbststeuerung in der öffentlichen Verwal

tung. In; Rainer Koch (Hrsg.), Verwalrungsforschung in Perspektive. Baden-Baden: Nomos, S. 

134-146; Dtt'ter Grnnow 1994. Politik und Verwalrung. In: Klaus Dammann/Dieter Grunow/Klaus 

P. Japp (Hrsg.), Die Verwaltung des politischen Systems, a. a. 0., ). 29-39. 

1I3 r"ritz ~r: 5eharpf 1990: Grenzen der inslltullonellen Reform. In Thomas Ellweln/Joachim Jens 

Hesse (Hrsg.), Staarswissenschaften: Vergessene Disziplin oder neue Herausforderung? Baden-Ba

den. Nomos, S. 1lI-150, imbes. S. u6 f. zur Bedeutung formaler Organisationen. 

114 Burokratislerung war schon fur Max \X'eber ein allgemeines, gesamtgesellschaftliches Phänomen 

der Modernlsierung, nicht nur eines der staatlichen Verwalrung; wir beschränken uns hier jedoch 

ausschließlich auf die Staatsverwaltung, welche wir synonym auch als "öffentliche Verwalrung" 

bezeichnen. 

Il5 V:'olfgang Losehelder 1988- Weisungshierarchie und persönliche Veranrworrung. In Isensee/KIrch

hof{Hr~g.), Handbuch, Bd. 1II, a. a. 0., S. 521-566, hier Insbes. S. 523. "Hierarchie als BauprinZIp 

der Exekutive": "Hierarchle ist, vor jeder pomiven verfassungs rechtlichen Ausformung, ein not

wendiges und zentrales Bauelement staatlicher Exekutive, organisierter Staatlichkelt überhaupt. 

Dabei wird der Begriff zunächst, von Jedem ,Überbau' entkleidet, auf ein Prinzip vertikaler Glie

derung arbeitsteilIger, formalisierter Leistungssysteme bezogen, nach welchem die Gesamtheit der 

Aufgaben und Befugnisse zv,'ischen den engeren Handlungseinheiten in einer festen Stufenfolge 

von oben nach unten angeordnet 1St. Die Tätigkeit Jeder Srufe wird von der Spitze her legitimiert 

und über die jeweiligen Zwischenstufen hinweg, durchlaufend, durch sie gesteuert. In diesem Ge

fuge erscheint die Zentralinstanz als der grundsätzliche Träger aller Kompetenzen, die zur effek

[Iveren Wahrnehmung in immer speziellere, genau umrissene Segmente zerlegt werden biS hin 
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Zweifellos hat die hierarchisch-pyramidale Form der Aufbauorganisation seinen Ur

sprung in der autoritären Zeit vor 200 Jahren, die wir oben beschrieben haben. Ähnlich 

wie beim Militär hat man eIne Befehlshierarchie aufgebaut, von welcher Max Weber noch 

meinte, große Organisationen1l6 könnten eine solche nicht entbehren, will man Kompe

tenzstreitigkeiten und inneradministrative Konflikte, Reibungsverluste, Leerläufe oder Par

allelitäten usw. vermeiden bzw. die o. g. Vorteile der Präzision, Schnelligkeit, sachlichen 

Angemessenheit, Regeltreue etc. erreichen. Auch die Organisationssoziologie sieht in der 

Zerlegung des Organisationszweckes in viele Teilaufgaben sowie deren schrittweisen Ko

ordination über die hierarchischen Ebenen den sachlichen Kern von HierarchienlI'. Nicht 

zuletzt wird häufig das Prinzip der Vorgesetztenverantworrlichkeit angeführt - angefangen 

von der Ministerverantworrlichkeit bis zu derjenigen von Referatsleitern -, um den hier

archischen Aufbau zu rechtfertigen"8• Außerdem hätten sich Arbeitsteams in der öffenrli-

zur konkreten Umsetzung durch die unterste EInhCI[ auf dem engsten Feld. Zugletch liegt dann 

beschlossen, daß die zentrale und. von ihr abgeleitet, alle nachfolgenden Stellen Weisungen und 

Aufsicht über die ihnen unterstellten Einheiten bis zur Basis ausüben. Schließlich ergibt sich aus 

der Zielsetzung wirksamer Steuerung und Umsetzung auch, daß Im Regelfall jede Funktionsein

heit im System nur von einer einzigen unmirrelbar übergeordneten ihre \X'elsungen empfängt. 

Auch die Kontrollbezüge und InformationsflÜS5e folgen -letztere in bei den Richtungen - diesen 

Linien' (S . 523}. Zur Dimension der ,Organisation" siehe auch He/nz Hartmann 1971: Funk

tionale Automat und Bürokratie. In: Renate Mayntz (Hrsg.), Bürokratische Organlsanon, a. a. ° , S. 191-200; Renale Mayntz 1978: SOZiologie der öffentlichen Verwaltung, a. a. 0, S. 82 ff.; 

Bernhard RmchauerNlolfiangj. Kazda 1983: Organisation der Verwaltung. In: Karl Wenger/Chri

snan BrünnerlPeter Oberndörfer (Hrsg.), Grundriß der Verwaltungslehre. Wien/Köln: Böhlau, 

S. 141 '180; Dzetrich Fürst 1987: Zum Zusammenhang zwischen Aufbauorganisation und Pla

nung;prozessen In: Rainer Koch (Hrsg.), Verwaltungsforschung in Perspektive, a. a. 0., S. 

187-201; Manfred Mdler 1998: Transferprobleme zwischen betriebswirrschaJUicher Organlsanons

theone und behördlicher Verwalrungspraxis. In: Eberhard LauxlKarI Teppe (Hrsg.), Der neuzeit

liche Staat und seine Verwalrung, a. a. 0, S. 309-332. 

116 Ham Ceser 1982: Gesellschaftliche Folgeptobleme und Grenzen des \X'achsrums formaler Organi

sationen. In: Zeitschrift !Ur Soziologie 11: 113-132 mit einem Bezug zur Legitimationsptoblematik. 

117 In der Organisationssoziologie gibt es natürlich mehrere ,,Ansatze", siehe David 5ilverman 1972: 

Theorie der Organisationen Soziologische Aspekte zu System, Bürokratie und Management. 

Wien/Köln/Graz: Böhlau; Karlhelnz \l:'öhler 1978: Organisationssoziologle. Srurtgart: Enke; Her
bert A. 5lmoniDonald W SmithburgNictor A. Thompson 1991: Public Administration. New Bruns

wick/London: Transawon Publishers, Sec. Ed. 

lI8 Eine MöglIChkeit ware, Spitzenpositionen auf Zeit zu besetzen und damit mehr Flexibilität über 

Zurechnungen von Veranrwortlichkeiten zu erreichen, siehe Wemer Thlemt' 1987: Führungsäm

ter auf Zeit in der öffentlichen Verwaltung. In: Die Öffentliche Verwaltung 41: 933-943; dabei er

gebe sich allerdings das Problem der "Unterwanderung der Prinzipien des "BerufSbeamtenrums", 

so Franz-Joseph Pt'ine 1984: Der Funktionsvorbehalt des Berufsbeamtentums. In: Die Verwalrung 
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chen Verwaltung nicht bewährt: "Teamartige Arbeitsformen haben sich und werden sich 

nicht durchsetzen können. "119 Es dominiert eben das Spezialistentum des Einzelsachbear

beiters. 

Wenn man aber die Literatur durchsichtet nach Argumenten, welche für oder gegen die 

Hierarchien in der öffentlichen Vef\valtung sprechen, so findet man doch überwiegend Kri

tik, kaum positive Bewertungen. Auch die endlosen Diskussionen zur Verwaltungsreform so

wie die vielen praktisch-politischen Ansätze dazu haben offenbar nichts an den Hierarchien 

LU ändern vermocht'lc. Wie ISt diese erstaunliche Resistenz der hierarchischen OrganIsati

onsform zu erklären, die seit 200 Jahren überlebt hat, während sich die gesellschaftliche Um

welt völlig veränderte? - Wie schon Max Weber gesehen hat, ist auch der Demokratisie

rungsprozeß an den Hierarchien der Verwaltung vorbeigelaufen. 

Wörtlich übersetz[ heißt Hierarchie "heilige Ordnung"; braucht die öffentliche Vef\val

rung eine solche "heilige Form", um zu funktionieren? Die Antwort ist alles andere als ein

deutig. Zunächst muß man wohl einräumen, daß wir es bei den meisten Verwalrungseinhei

ten (z. B. Ministerien) mit Großorganisationen zu tun haben, welche ohne innere Transparenz 

im Organisationsschema wohl kaum auf Dauer gut funktionieren. Die Alternanve wäre, die 

großen Organlsationsell1heiten zu zerschlagen und in kleinere aufzulösen bzw. zu verselb

ständigen. Aber damit würde man das Problem des Managements, der Koordination und 

17: 415-438, sowie /l-fIchael Ronellemfitsch 1984. Das besondere Cewaltverhälmis Im Verwalrungs

recht. In: Die Öffentliche Verwaltung 37: 781-788. 

"9 Gert Hillmann 1986: Aspekte der BürokranediskussIon. In: VerwArchiV 77: 1-29, hier S. 18; Man
fed Lepper 1984: DI~ ProJektorgamsanon - A]ternanve oder Erga.nzung? In: Die Öffentliche Ver

waltung 37: 445' "452. Etwas anders liegt die Sachlage Im Falle der kommunalen Verwaltungs be
triebe, Siehe dazu Dietmar Bräumg 1998: Leistungs-Center-Management für öffentliche 

Verwaltungen. In: Eberhard LauxlKarl Teppe (Hrsg.), Der neuzettliche Staat und seine Verwal

tung, a. a. 0" S. 349-362. 

120 Vgl. die Diskussionen in Helmut Klage; 1977: Grenzen der Orgal1lsierbarkelt von Verwaltungsor

ganisanoncn. In: Die Verwaltung 10: 31-49; Hemrich SierkntopJ 1976: Ressorrzuschnitt als Gegen

stand der vergleichenden Verwaltungswissenschafr. In: Die Verwaltung 9: 1-18; Ulrich Becker 1980: 

StabIlität und Neuerung. Zur DispOSItion der öffent!tchen Verwaltung für organisatorISche Ent

wicklungen. In: Die Verwaltung I): 21 35; Herbert König 1980: Zur EffiZienz öffentlichen Han

delns im Spiegel der nationalen und 1I1ternationalen Diskussion. In: Die Verwaltung I): 57-76; 

Eberhard Laux 1986: Landesrcssorrs. - Grundsätze für Geschäfrsverreilung und OrganIsation. In; 

Die Öffentliche Verwaltung 39: 1-10; Hans-Ulrich Derlien 1985: Größe, Aufgaben und Struktur 

der Referate 111 den Landesm1l11Sterien. In: Die Öffentliche Verwaltung 38: 1042-1050; Edda /l-ful
!er 1986: Organisationsstruktur und Aufgabenerfüllung. Bemerkungen zur ministeriellen Orga

nisation. In : Die Öffentliche Verwaltung 39: 10-15; RudolfWimmer 1988- Was können selbstrefle

xive Lernformen 111 der öffentlichen Verwaltung bewirken? - Zum EntWIcklungsporentlaI 

bürokranscher Systeme. In: Gruppendynamik 19: 7-27. 
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Komrolle nur verlagern - möglichenveise in ein Niemandsland'2J. Die Frage ist vielmehr die, 

ob Hierarchie nicht vielleicht doch so et\vas wie eIne "heilige Ordnung" ist, aber heute einen 

ganz anderen Stellenwert hat als noch vor 200 Jahren. Die neueren Argumemationen in der 

Verwaltungsforschung scheinen in diese Richtung zu weisen. 

1. Weisungshierarchie.m Man spricht heute nicht mehr von einer "Befehlshierarchie", son

dern von einer Weisungshierarchie. Ist das nur eine Verbrämung oder Beschönigung 

einer nach wie vor autoritären Struktur) Das könme in manchen Behörden noch 

tatsächlich der Fall sem. fur den Großteil gilt das wahrscheinlich nicht mehr, und zwar 

aus guten Gründen'2): a I Selbst der "einfache" Sachbearbeiter oder Referem ist heure 

Viel höher qualifiziert als vor 200 Jahren, der Anteil der Akademiker ist gerade im öf

femlichen Dienst stark gestiegen (siehe weiter umen zur Dimension "Personal"). Die 

Hierarchie widerspiegelt längst nicht mehr ein von oben nach umen verlaufendes 

Qualdlkationsgtfolle. b) Der Referem ist im Besitz der Informationen, welche fur seine 

Emscheidung relevam sind, d. h., die Informationen fallen bei ihm an, nicht beim 

Vorgesetzten; gegen solche Informationsbestände könmen "Befehle" gar nichts mehr 

ausrichten. c) Dies gilt In besonderem .\1aße dann, wenn der Beamte ehe Informatio

nen über Außenkontakte selbst beschaffen muß. d) Der Einsatz von EDV und PCs hat 

den Prozeß der Informationsverarbeitung'24 noch mehr dezentralisiert, als dies schon 

der Fall war"!. - Kurzum: Die \\'eisung als legales Insrrument der Durchsetzung ist 

121 Siehe zu den problematischen Folgen kleinerer Verwalrungseinheiten den Abschnm zu den USA; 

Reformer übersehen gerne dieses Problem, so Davzd OsborneiPeter Plastrik [997 Banishmg 

Bureaucracv. The Five Strategies of Reinveming Government. Reading, Mass. u. a.: Adruson

\X'esley Publishing Company. 

122 Wolfgang Losehelder [988: \>:'eisungshlerarchle und persönliche Verantwortung m der Exekutive. 

In: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Bd. IIl, a. a. 0 , S. 521-566. 

123 )Iehe zum folgenden Niklas Luhmann [9,~[. Zweck - Herrschaft - System: Grundbegriffe und 

Prämissen .\tax \X'ebers. In: Ders., Politische Planung. Opladen: \>:'estdeurscher Verlag, S. 90-Il2. 

124 Heinnch &mennann [98s: Verwalrungsauromation: Mit neuen Komuren. In: Die Ver.valrung 19: 

289-316. 
125 W'olfgang Seibel [983. Die Entwicklung zum "technisierten sozialen Rechtsstaat". In: VerwArchiv 

74: 325 -352: ",Dezentralisierung' ist im EDV-Bereich schon längst kein verwaltungspolitisches 

Programm mehr, sondern ein technologischer Selbscläufer" (S 351). Daraus ergäben sich auch 

neue Chancen für "Bürgernähe", so Seibel; für Österreich siehe Hemz Schäffer 1988' Neue Tech

nologien in der öffenclichen Verwaltung Österreichs. In: Die Öffencliche Verwaltung 41: 149-157. 

In der Priva[\virrschaft hat die Online-Kommunikation in den letzten Jahren zu einer Rationali

sierungswelle im mirueren Management geführt \Stichwort: "Iean organization"); inwieweit hier 

auch für die öffencliche Verwaltungsorganisationen .. Rationalisierungspotentiale" verborgen sind, 

ist derzeit noch offen; vgl. Jochen Struwe [99); Lean Administration und Verwaltungscontrolling. 

Das Instrumentarium. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B. 5/95= 20-32. 
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selbst als Ultima ratio kaum mehr von praktischer Bedeutung. - Aber die Hierarchie 

eröffnet Vorgesemen .,Sanktionsmöglichkeiten", wie: Isolierung durch Kommunika

tionsverweigerung, Übergang zu schriftlicher Kommunikation, Entziehung be

stimmter Aufgaben, Versetzung auf einen Dienstposten ohne Relevanz, Übergehen 

bei Beförderungen etc. Der Untergebene wiederum hat die Möglichkeit der "passiven 

Resistenz", der selektiven Weitergabe von Informationen bzw. des "Dumm-sterben

Lassens" usw. Das sind "Machtspiele", die aber für die öffentliche Verwaltung nicht 

spezifisch sind, sondern In den verschiedensten Organisationen vorkommen können. 

Sie betreffen in erster Linie das Organisatlonsklima oder die "Organisationskultur", 

die in hohem Maße von der informellen Organisation abhangt<l6. 

2. Verantwortung: Bedeutet Aufstieg in der Hierarchie mehr Verantworrung? Der forma

len Organisation nach müßte man eindeutig mit "Ja" ann.vorren. Ist es aber in der 

Realität nicht so, daß ein Vorgesemer versuchen wird, den Fehler seines Untergebe

nen diesem selbst anzulasten, muß nicht der Referent doch selbst die "Verann.vorrung" 

übernehmen? Wenn dem so ISt, warum darf dann z. B. der Referent nicht gleich selbst 

verantwortlich zeichnen, indem er en.va den Akt mit seiner Unterschrift erledigt? Hier 

liegt in der Tar ein Problem und wahrscheInlich läßt es sich am besten dadurch lösen, 

daß man das Unterschriftenwesen ändert, Leistung und Verann.vortung zur Deckung 

bringt. Die Verwaltungsreformen·n weisen in diese Richtung. 

3. UnsIcherheItsabsorption: Der Referent wie auch sein Vorgesetzter als Abteilungsleiter 

sind nur ein kleines Rädchen 1m großen Getriebe einer Verwaltung. Die "großen" 

Entscheidungen fallen anderswo, zumeist an der Spitze der Hierarchie oder überhaupt 

außerhalb, z. B. Im Parlament. Der Referent erhält seine Anweisungen Immer von 

"oben" - ob es ihm nun paßt oder nicht. Oft weichen sie ohnehin von seinen Vor-

126 Rudolf"X1mmer 1988: Was können selbstreflexive Lernformen in der öffentlichen Verwaltung be

wirken? - Zum Enrwlck!ungsporennal bürokratischer Systeme. In: GruppendynamIk 19: 7-27. 

127 Für Österrcich slche Gerhart Holzinger 1983: Verwalrungsreform. In: Karl Wenger 'Chrisnan Brün

ner/Peter Oberndorfer (Hrsg.), Grundriß der Verwaltungslehre, a. a. 0., S. 359-378; Elisabeth 
Dearmg 1992: Das Projekt "Verwaltungsmanagement" - Chancen einer Verwaltungsreform In 

Österreich. In: Die Öffentliche Verwaltung, Heft 7: 297-305; Fritz \X": Scharpf 1990: Grenzen der 

institutionellen Reform, a. a. 0., S. 14If.; die Gefahr bei Reformen bestehe, so Scharpf, daß man 

im Zustand einer "kapunen" Organisation enden kann; Verwaltung~reformen Sind zwei Eigen

schaften spezdlsch: Erstens braucht man relativ viel Zelt; zweitens braucht man Protagonisten in 

der Organisanon selbst: "Es gibt keine erfolgreiche Reform ohne Protagonisten in den Institutio

nen selbst, die über Jahre hinweg bereit sind, die Neuorientierung zu ihrer eigenen Sache zu ma

chen und den Prozeß der Re-Integranon auf die Reformziele hin zu lenken .... Eine Reform. die 

nicht von Anfang an überzeugte Anhänger auch unter den professionellen Mitarbeitern der zu re

formierenden Organisationen hat, erscheint so wenig aussichtsreich, daß man sie wohl eher un

terlassen oder (wo das möglich ist) durch einen institutionellen Neubau erserzen sollte." 
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stellungen nicht weit ab, weil die Vorgesetzten an der Programmentwicklung mitge

wirkt haben; wie immer dem sein mag, der Referent darf sich seine Arbeitsweise, vor 

allem die inhaltliche Ausrichtung seiner Arbeit nicht selbst zurechtbasteln. Auf der an

deren Seite kann er sich auf seine "Vorschriften", Anweisungen von oben berufen oder 

er kann im Zweifelsfall dazu übergehen, seine Unsicherheiten beim Vorgesetzten "ab

zuladen", z. B. durch Einholung von Ratschlägen, Auslegungen, Befragungen, Pro

tollierungen etc. Autorität und Veranrwortung bedeuten dann, daß sich der Vorge

setzte solchen "Zumutungen" nicht entziehen kann. "Die Umstellung von Autorität 

auf Unsicherheitsabsorpnon als dem allgemeineren Begriff dürfte in der Organisati

onstheone heute weithin vollwgen sein."ns Das bedeutet nicht, daß die hierarchische 

Ordnung aufgegeben oder obsolet geworden wäre, sondern erhalten bleibt als "Not

aggregat, als Netzwerk, auf das man umschalten kann, wenn Probleme nicht anders 

zu lösen sind. Aber das ~ormalfunktionieren einer Organisation kann, darüber be

steht Konsens, so nicht begriffen werden."129 

Die Studien zur Formalorganisation (Aufbauorganisation) der öffentlIChen Verwaltung sind 

also in ihren Ergebnissen keineswegs eindeutig; sie lassen sich daher vielleicht am besten in 

ihren Ambivalenzen darstellen, nicht in eindeutigen Formulierungen: 

• Die formale Organisation eröffuet Kommunikaüons- und Handlungspotenciale, aber 

beschränkt sie zugleich; sie kann Anreize bieten, aber auch Entmurigungen induzie

ren; sie kann motivieren, aber auch demotivieren; Helmut Klages berichtet aus einer 

empirischen Untersuchung, nach welcher fast die Hälfte der befragten Beamten an

gibt, entweder einen ,,Autokraten" oder einen Vorgesetzten zu haben, der einen kaum 

berechenbaren "Freistil" praktiziert. ,,Autokraten" sind nicht primär durch einen au-

128 Niklas Luhmann 1993: Die ParadOXIe des Enrscheidens. In: VerwArchiv 84: 287-310, hier S. 300; 

siehe auch Helmut Klages 1993: Organisatorische Voraussecrungen der Bfugerorientierung von Ver

waltungen. In: Ders., Tradiuonsbruch als Herausfotderung. Frankfurr/New York, S. IF-169: 

"Von größter indirekter Bedeurung in allen diesen Zusammenhängen ist eine Verbesserung der 

Filhrungsqualltät In der öffenrlichen Verwalrung. \{'ie man längst weiß. besitzt derjenige Vorge

setzte, der eine gut entwickelte Personalfuhrungskompetenz hat und der den richtigen Filhrungs

stil anwendet, ein enormes Potenrial der, Unsicherheitsabsorprion '. In der Verwalrung hat sich 

diese Einsicht allerdings noch längst nicht herumgesprochen. Die Vorgesetzten fühlen sich über

wiegend als ,Obersachbearbeiter', die so fuhren, wie sie es fur richtig halten, ohne die geringste 

i\nleirung hierzu erhalten zu haben. ,Entweder man hat das Händchen, oder man hat es nicht', 

wird oft dazu erklärt. Für denjenigen, der die Bedeutung einer guten Personalführung kennt, stellt 

dies ein beinahe schon zynisches Eingeständnis der vollständigen Ahnungslosigkeit in diesem Be

reich dar" (S 168). 

129 Niklas Luhmann 1993: Die Paradoxie des Enrscheidens, a. a. 0., S. 300. 
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tori [ären Führungsstil zu charakterisieren, der in der Verwaltung und auch in der 

WirtSchaft früher gepflegt wurde, sondern lassen die Mitarbeiter für sich "rackern", 

um anschließend ihre Leistungen dort, wo dies nutzbringend erscheint, als die eige

nen darzustellen, oder sie auch rabiat "im Regen stehen zu lassen", falls sich dies als 

opportun erweist. Der "autokratische" Vorgesetzte handelt nicht "fürsorglich" und 

auch nicht "verantwortlich", sondern egoistisch, sucht se1l1 Führungsrisiko zu mini

mieren und seinen eigenen Führungsnurzen auf Kosten der .\1itarbei[er zu mD:Jmie

ren. Nahezu so % der Vorgesetzten praktizieren einen Führungsstil, "der nicht nur 

von seinen Merkmalen her ,unkooperativ' ist, sondern gleichzeitig auch geeignet IS[, 

das Arbeitsklima in Ihrem Zuständigkeitsbereich zu verderben und die individuelle 

LCIsmngsdisposinon der .\1i[arbei[er zu senken. i':ahezu 50 % der Vorgesetzten sind 

dementsprechend - von ihrem Führungsverhal[en her beurteilt - schlechte Vorge

setzte, was immer man auch sonst zu ihren Gunsten anfuhren mag."I!C 

Großorganisa[ionen können in der Ta[ einen hierarchischen Organlsa[ionsaufbau' " 

nicht entbehren (Max Weber); die Gefahr, daß sich hier e1l1e autoritäre Organsations

kul[ur einnls[e[, ist nicht von der Hand zu weisen; sie ist jedoch umso geringer, je 

höher das Qualifika[ionsOlveau der Mitarbei[er/Bearnten ist bnv. wie stark das An

forderungsprofil einer Verwaltungseinhei[ ~professionalisiert" ISt; hochqualifizierte 

Mitarbeiter in den Verwalmngen neigen dazu, sich größere Autonomlespielräume zu 

sIchern, Entscheidungssuukturen faktisch zu dezentralisieren und Kompetenzgrenzen 

weniger eng zu definieren. Die Bedeutung des formalen Organisationsrahmens tritt 

h1l1ter sach- und leistungsbezogene Anforderungen zurück; 

• die formale Organisanonssuuktur Ist auch in der öffentlichen Verwalmng nur 111 ei

nem eingeschränkten Umfang e1l1 starres Regelsystem; charaktenstISch für sie ist je-

Hrlmut Klage> 199J: "Kooperanve FlIhrung". Ein Leitbild fur die Zukunft? In: Ders., Traditions

bruch als Herausforderung. hanIJimj~ev .. York, S. 170-188, hier S. 180; nach den Befunden "on 

Klage.-. besteht auf dIesem Gebiet akutl'r Reformbedarfin der öjJmtfichm Vl'TWaftung: "Es läßt SIch 

auch die weitere Folgerung ableiten, daß v.lr gegenwarng in der Tat eine akute Führungsproble

matik haben, denn wenn ca. 50 % der Vorgesetzten unkooperativ und gleichzeitig auch kontra

produktiv fuhren, wenn also, mn anderen Worten, jeder zweite Vorgesetzte den falschen 

FlIhrungsstil hat, dann ist dIes bei aller Toleranz und bei aller BescheIdenheit hinsichtlich dessen, 

was SICh in diesem Feld erreichen läßt - schlIcht gesagt eIDe ZIemlIche Katastrophe. Daß hier erwas 

getan werden muß. daß hIer. wIe man heute gern sagt, eJl1 ,Handlungsbedarf exiStJert, dUrfte 

schon von dieser eJl1en Zahl her gesehen unstreitig sein" (S. 182). Die empirischen Ergebnisse sind 

naher ddfgestellt JI1 Hrlmut Klagef 1990 (Hrsg); Öffentliche Verwaltung Im Umbruch - neue An

forderungen an FUhrung und ArbemmotivatJOn. Gurersloh, sOWIe in Helmut Klages 1991; 

Führung und ArbeltSmotivanon. In: Verwaltungsmanagement 5/91, S. 7 

Dietnch Fürst 1987: Zum Zusammenhang ZWischen Aufbauorganlsanon und Planungspro=en. 

In: Rainer Koch (Hrsg.), S. 190 ( 
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doch, daß die Gestaltungsspielräume extern beschränkt werden; dennoch spielt auch 

in "Bürokratien" die informelle Organisation oder "Organisationskultur"'ll eme er

hebliche Rolle; bei der Gestaltung der Organisationskultur kommt dem Faktor 

"Führung", "Managemenr" eine neue Bedeutung zu, welche lange Zelt unrerschätzt 

wurde'JJ. Em "gutes Betriebsklima" kann viel von den externen Beschränkungen z. B. 

für materielle Leistungsanreize, kompensieren; dazu gehört auch die Nutzung von 

Chancen Zut flexiblen Arbeitsgestaltung (z. B. Flexibilisierung der Arbeitszeiten - auf 

diesem Gebiet ist bereits einiges geschehen). Managemenr auf die "Pflege des Appa

rats" zu reduzieren, wäre allerdings ebenfalls verkürzt: Es gilt vielmehr, die möglichen 

negativen Folgen einer formalen Großorganisation im Blick zu behalten, welche von 

der Verwalrungsforschung immer wieder beschrieben werden: "organisatorische Par

zellierung" in Referaten/Abteilungen z. B. und die daraus resultierende Tendenz zu 

einem Informationsverhalten nach dem Muster der selektiven Perzeption und zu de

fensiv-negativer Koordination, die Auflösung einer Organisation in viele kleine "Tau

benschläge" zu verhindern, "Blickverengung als Systemkrankheit" zu diagnostizieren 

etc.''"' Kurzum: "Führung" bedeutet, die Lernpotenriale einer Organisation im Hin

blick auf die primären Organisationsziele zu fördern und zu stärken, Entmutigungen 

oder Frustrationen zu bearbeiten, Unsicherheiten aufzufangen und dabei immer die 

Veränderungen in der Umwelt der Organisation im Auge zu behalten, also den Typus 

einer "lernenden Organisation" auf den Weg zu bringen'15 . 

132 Peter Heinnch/Hom Bosetzky 1981" Organisatlons- und Bürokultur - Chancen und Elend eines 

neuen Ansatzes. In Ramer Koch (Hrsg.), Verwaltungsforschung In Perspektive, a. a. 0., S. 202-

215, troa der "Pyrarnidenform der Organisation" unterschiedliche "Organisations- und Bürokul

rurenu
• 

'33 Hemnch W Ahkmeyer 1994 Admimstrativer \X'andel. In: Darnmann/GrunowlJapp (Hrsg.), Die 

Verwaltung des politischen )vstems, a. a. 0 .. S. 183-197, hier S. 194 f "Selbstveränderung als 

Daueraufgabe: Herausforderungen für Führungsfunktionen"; Siehe auch Gerhard Reber 198]: 

Führung, Management und Entscheidungsvorgänge in der Vef\\/altung. In: Karl \X'engeriChri

stian Brunner/Peter Oberndorfer (Hrsg.), Grundriß, a. a. 0., S. 327-358; aufKlages sei nochmals 

hingewiesen, Helmut Klages 1991. Traditionsbruch als Herausforderung, a. a. 0., S. 170 ff.; Rudolf 
1XIJmmer 1996: Die Zukunft von Führung. - Brauchen wir noch Vorgeseate im herkömmlichen 

Sinn) In: Organisationsentwicklung 496: 47-57, mit der Warnung, "Führung" aufVorgesea

tenkommumkation zu reduzieren. 

134 Gen Hillmann 1986: Aspekte der Bürokratiediskussion. In: VerwArchiv 77= 1-29, hier insbes. S. 

15, S. 18. 

135 Helmut Klages 1998- Motlvlerungssrrategien für den Reformumbruch In der Verwaltung. In: \X'er

ner Jann/Klaus Kömg/Christine LandfriedlPeter Wordelmann (Hrsg.), Politik und Vef\\/altung 

auf dem Weg In die rranslndusrnelle Gesellschaft. - Carl Böhtet zum 65. GeburtStag. Baden-Ba

den: Nomos, S. 149-166, zu den verschiedenen Reformsrrategien, arn wichtigsten, so der Autor: 
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Dietrich Fürst resümiert die Bedeutung der Formalorganisation ganz ähnlich: 

rormalorganlsatlon bewirkt zweierlei: Sie setzt einen Ordnungs- und Onentlerungsrahmen, 

indem sie Grenzen zieht, ArbeitsteIlung bestimmt (horizontal und vertikal), indem sie ferner 

Zuständigkeiten verteilt und Aufmerksamkeit für Themen sowie Informationen institutiona

lisiert. Zum anderen definiert sie eine VerteIlungsstruktur (Ressourcen, Kompetenzen, Status, 

Einflußchancen u. a.), die sowohl materielle Handlungsmöglichkeiten zuordnen als auch "Be

gehrlichkeiten" resp. Hancllungszwänge (Abhängigkeiten) auslösen. Der Ordnungs- und On

entlerungsrahmen definiert Bedingungen für Rollenerwartungen, formale Abhängigkeiten, 

Handlungsrestriktionen u. ä. Die Vertetlungswirkung der Formalorganisation weckt Anreize 

(bestimmte Positionen zu erringen, mit bestimmten PositIonsinhabern Kontakt zu pflegen, be

stimmte Rollen zu llbernehmen ete.) und beWirkt materielle Abhängigkeiten. Die mit dem 

Ordnungs- und OrientIerungsrahmen verbundene Grenzziehung bildet System-Umwelt-Be

ziehungen aus, symbolisiert llber "institutionelle Eigeninteressen", und sie schafft Barrieren der 

Interaktion sowie systemspezifische DefinitIOnen dessen, was als relevant erachtet wird (oder 

umgekehrt: dessen, was ausgeblendet wird).' 16 

Wir haben oben festgestellt, daß die formale Organisation öffenclicher Verwaltungen in rela

tiv hohem Maße von externen FaktOren bestimmt wird. Dieser Punkt ist sehr wichtig, kann 

jedoch hier nicht mehr näher ausgeführt, nur kurz umrissen werden. Betriebswirtschafdiche 

Konzepte des "Controlling" z. B. - trotz des Modetrends in dieser Richtung - sind gerade 

deshalb im Bereich der öffenclichen Verwaltung nur sehr bedingt brauchbarIl7
• Internationale 

Betroffene zu Beteiligten des Reformprozesses zu machen sowie das Engagement der LeItung, d. h. 

möglichst die "Vermeidung von Verlierern"! 

1}6 DIetrich Fimt 198~· Zum Zusammenhang zwischen Aufbauorganisation und Planungsprozessen, 

a. a. 0., S. '91. 
'37 Habert Kömg 1976: Managementkonzeptionen für Regierung und Verwaltung. In' VerwArchiv 

67: 335 368; Hannes Rehm 1980: \Xfirrschaftlichken und Sparsamkeit Im öffentlichen Sekror. In: 

Die Verwaltung 13: 77-92; Klaus Grupp 198].. Steuerung des Verwaltungshandelns durch \Xfirt

schaftiIchkeitskontrolle? In: Die Öffentliche Verwaltung 36: 661-667; Nikolaus Stein bach [982: 

Grundlagen einer Verwaltungsbetnebslehre. In: Die Verwaltung 15: 1-31; Dietrich Budäus 1987: 

BetriebSWirtschaftslehre - Controlling - öffentliche Verwaltung. Tendenzen einer empirisch rele

vanten Annäherung. In: Rainer Koch (Hrsg.), Verwaltungsforschung, a. a. 0., S. 105-120, sowie 

im sei ben Band der Beitrag von '«'alter Oechsler 198,7: Controlling - ein betriebswirtschali:liches 

Steuerungs- und Kontrollkonzept für die öffentliche Verwaltung? S. 121-/28; Klaus Lüder 1993. 

Verwaltungscontrolling. In: Die Öffentliche Verwaltung 46: 265-272; Controlling läuft derzeit 

unter dem plakativen Titel des "New Public Management". Eher skeptisch auch der Bemag von 

Bat Riirup 199).' Controlling als Instrument effizienzsteigernder Verwaltungsreformen? In: Aus 

Politik und Zeitgeschichte, B. 5/95: 1-10. 
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Vergleiche in der Verwaltungsforschung weisen auf erwas anderes hin, nämlich dIe Einge

bundenheit der Verwaltung in das übergeordnete politische System: In parlamenrarischen Sy

stemen Iiegr die "Organisationsgewalt" großteils bei der Regierung; in den USA z. B. hat auch 

der Kongreß in relativ hohem Maße die Organisationsgewalt genurzt, was zu einer ver

gleichsweisen srarken Fragmentierung des amerikanischen Verwaltungssystems geführr har. 

Neben den - unseren Ministerien vergleichbaren - "Departmems" gibt es eine größere Zahl 

von ,,Agencies", die eine hohe Eigenständigkeit besirzen. Gerade deswegen sind diese ,,Agen

cies" einem ständigen MachtspiellJ8 ausgeserzt, dem sie sich nicht enrziehen können - den 

berühmt-berüchtigren iran triangfes - Machtbeziehungen zwischen dem sachlich zuständi

gen Ausschuß des Kongresses, einer gur organisienen Imeressenlobby und der Behörden9 • 

Hinzu kommt, daß der Präsidem zwar formell der Chef der gesamten "Exekutive" ist, aber 

auf diese Agencies wegen ihres Starus außerhalb der Departemenrs praktisch keinen Einfluß 

hat; daher ist es das Bestreben eines jeden Präsidemen, die Agencies in die Departmems ein

zugliedern. 

Die Präsidemen, die Abgeordneten des Kongresses und die Imeressengruppen haben ganz 

umerschiedliche Vorstellungen davon, wie die Verwaltungsstruktur aussehen soll. Abgeord

nete müssen sich auf hochinformiene Imeressengruppen einstellen und wollen eine dauer

hafte Delegation von Enrscheidungen auf eine streng verfahrende Bürokratie möglichst ver

meiden. Imeressengruppen, die heute "an der Macht" sind - aus welchen Gründen auch 

Immer -, müssen damit rechnen, daß sie es morgen vielleicht nicht mehr sind und wollen 

schon heure dafür Vorsorge treffen, indem sie "ihre" Agency möglichst einem künftigen Zu

griff enrziehen, daher die Verselbständigung außerhalb der formellen Departemems. Weiters 

besteht die Möglichkeit, in das Programm der Agencies ganz detaillierte Vorschriften einzu

bauen, deren Verfahren genau zu umschreiben; auch das macht künftige Imervemionen we

nig effektiv. Gleichzeitig soll das Personal hochprofessionell arbeiten, denn man weiß, daß 

sich Experten in der Regel ungern erwas dreinreden lassen. Die Kongreßabgeordneten sichern 

sich ihren künftigen Einfluß teils über politische Konuollmechanismen, teils über "sunset 

provisions", also zeitlich beftistete Finanzierungen oder in regelmäßigen Abständen durchzu

führende Evaluierungen und nicht zulerzt über rechtliche Regelungen, welche ,,]ustizialisie

rung" von Konflikten aus dem Programm bedeuren (also: eingebaute Chancen für künftige 

Imervemionen) . 

138 M. D. Cohenlj G Marchlj P. OLson 1972: A Garbage Can Model of Organizarional Choice. In: 

Adminisrranve Science Quarrerly 17, S. I ff., sprechen von einer Polirik der "organislerren Anar

chie". 

139 Solche "rriangles" gebe es hierzulande auch, verfügen aber nichr über eine mit der amerikanischen 

Situarion vergleichbaren Vero-Posiüon, so Fntz W Scharpf1990: Grenzen der insritutionellen Re

form. In: Ellwein/Hesse (Hrsg.), S. 1II-150, hier S. 124 f; siehe dazu auch Gerhard Lehmbruch 
1987: Administratlve Inreressenvermittlung. In: Adrienne Windhoff-Hereüer (Hrsg.), Verwaltung 

und ihre Umwelr. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. II-43. 
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Die Präsidenren haben im Unrerschied zu den Abgeordneten ein unmirrelbares Inreresse 

an der Konrrolle und Steuerung der Verwaltung, ja sie sind eigenclich die einzigen, die an der 

Frage inreressien sind, wie das Verwaltungssystem insgesamt aussieht oder als solches funk

tionien: ,,And theyare the only ones who actually want to run it ehrough hands-on manage

menr and contro!. Their ideal is a rational, coherent, centrally directed bureaucracy that 

strongly resembles popular textbook notions of what an effective bureaucracy, public or pri

vate, ought to look like."I4O Die Präsidenren wollen die Agencies den Chefs der Departments 

unrerstellt sehen wie auch dem Office 0/ Management and Budget'4 !. \X'ährend sie einerseits 

Professionalität, Unpaneilichkeit und Konrinuität der Bürokratie schätzen, so wollen sie doch 

auch gleichzeitig die Führung der Verwaltung ihren eigenen "political appointees" sichern 

und "they wanr to choose appointees whose types appear most conducive to presidenriallea

dership .... This is just what the winning group and its legislative a1lies do not want. They 

wanr [Q protect their agencies and policy achievements by insulating them from politics, and 

presidents threaten [Q ruin everyrhing by trying [Q control these agencies from above."141
-

Die Folge dieser Konstellation ist, daß die amerikanische Bürokratie als VerwaltungJSystem 

nicht darauf angelegt ist, effektiv zu sein und schon gar nicht so etwas wie ein "nationales 

Interesse" zu verwalten: ,,American public bureaucracy is not designed [Q be effective. The 

bureaucracy arises our of politics, and its design reflecrs ehe inrerests, strategies, and compro

mises of those who exercise power. "14J 

Das amerikanische Verwaltungssystem ist das Resultat einer spezifischen verfassungsrecht

lichen Situation, das ist zweifellos richtig; es zeigt aber auch auf anschauliche Weise, daß die 

Zerschlagung der Großorganisationen in unseren Verwaltungssystemen mit erheblichen Ge

fahren verbunden wäre'+!. Wenn man diese vermeiden will, dann gibt es zur "heiligen Form", 

zur Hierarchie in der äffenclichen Verwaltung, keine Alternative. 

140 Terry M. Moe 1989: The Politics of Bureaucratic Strucrure. In: John E. Chubb/Paul E. Peter~on 

(Hrsg.), Can the Governmenr Govern? Washington, D. c.: The Brookings Institution, S. 279; 

siehe zum folgenden auch Hugh Hedo 1978: Issue Nerworks and the Executive Establishmenr. In: 

Anthony King (Hrsg.), The New American Poljtica1 System. Washingron, D. c.: American En

terprise Institute, S. 87-124. 

141 Die Bürokratie des Weißen Hauses ist seit dem New Deal gewaltig expandiert, insbes. aber seit 

Anfang der 1960er Jahre, siehe Samuel Kernell 1989: The Evolution of the \J('hite House Sraff. In: 

John E. Chubb/Paul E. Peterson (Hrsg.), Can the Governmenr Govern) Washingron, D. c.: The 

Brookings Instirution. Vgl. nun George A. KraUJe/jejfrey E. Cohen 2000: Opportuniry, Constraints, 

and the Developmenr of the Institutional Presidency: The Issuance of Executive Orders, 1939-96. 

In: Journal of Politics 62: 8R-II4, zur Bürokratisierung des Präsidenrenamtes und gleichzeitig der 

Zurückdrängung des persönlichen Faktors. 

142 Terry M. Moe 1989: The Politics of Bureaucratic Structure, a. a. 0., S. 280. 

143 Terry M. Moe 1989: The Politics of Bureaucratic Strucrure, a. a. 0., S. 267. 

144 B. Guy Peters [992: Comparative Perspectives on Bureaucracy in the Policy Process. In: Larry B. 
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2. Das Personal der öffentlichen Verwaltung 

In den Srudien zur "Geschichte der Bürokratie" steht häufig das Personal im Vorderung des 

Inreresses, insbesondere die Frage nach den RekrurierungsmusternI4j . Et\vas grob verallge

meinernd lassen sich die Befunde folgendermaßen zusammenfassen: Bis zum Ende des Er

sten Weltkrieges spielte der Fortbestand der "ständischen Differenzierung" in der gesell

schaftlichen Umwelt der Verwalrung für die Rekrutierung des Verwalrungspersonals noch 

eine gewisse Rolle. In Preußen kam das Problem des "Militansmus" hinzuI46. Spätestens nach 

1848 verliert auch das Verwaltungspersonal seine politisch-ideologische "Unschuld": die Auf

nahme in den Staarsdienst sem dezidiere konservative politische Einstellung voraus, Liberale 

werden nicht gerne gesehen und Sozialdemokraten schlichrweg ausgeschlossenI47. Gleichzeitig 

wurde - als Teil der Staarsideologie - der rein "insrrumenrelle" Charakter der Verwaltung für 

die "Politik" bemnr, die Verwalrung als reines "Vollzugsorgan" definiere. Beides wurde in der 

Zwischenkriegszeit zum ProblemI48: Einmal der Fortbestand einer grundsätzlich "monarchi-

Hili (Hrsg.), The Srare ofPublic Bureaucracy. New YorklLondon: Sharpe, S. 87-110, insbes. S. 97 

f.: "Bureaucraric Srrucrure as aDependent Variable"; die Regierungen oszillieren offenbar in ih

rer PolItik zwischen Zentralisierung und Dezentralisierung. Oft sründe hinter der Politik der "Re

organisauon" die Irrige Auffassung, die Gbernahme von Srrukruren aus der Privarwirrschaft wäre 

schon die Lösung. Siehe auch B. CU] Peten 1981: The Problem of Bureaucranc Governmenr. In: 

Journal of Polirics 43: 56 82; und auch Wolfiang Losehelder 1988: WeIsungshierarchie und persön

liche Verant\vortung. In: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), S. 548: .die hierarchische Gliederung schürzr 

vor partikularen Einflüssen aus der Umwelt." 

145 Zum folgenden Hans Fenske 1985: Bürokratie In Deurschland. Berlin: Colloquium Verlag; Hans
joachlm Henning 1984: Die deursche Beamrenschaft im 19. Jahrhundert. Srurrgart: Franz Sreiner 

Verlag; zur Enrwicklung des Personals in Ösrerreich im 20. Jahrhundert siehe Heinz Schäffir 1983: 
Verwalrungspersonal. In: Karl WengeriChrisrian BrünneriPerer Oberndorfer (Hrsg.), Grundriß 

der Verwalrungslehre, a. a. 0., S. 181-226. 

146 Neben der schon zirierten Ll[erarur siehe Hans Friedrzch 1985: Zur Bewerrung des MilIräranwär

rerrums im 19. Jahrhundert: SozIale Mobtlirär oder Mdirarisierung der Verwalrung? In: Die Ver

walrung 24: 325-341 

147 Hans-Ulrzch Wehler 1988: Das Deursche Kaiserreich 1871-1918, a. a. 0., S. 231 ff.; das Verbund

sysrem von konservarivem Adel, Landrären und ProvinzIalbehörden als Säule der "Srabtlirär" im 

agrarischen Osrelbien, die Verkoppelung von Mtllrärdiensr mir Sozlalmilirarismus, dem Mythos 

der Bürokrarie, der obrigkeirssraaclichen Sraarsideologie, der Überlagerung von srändischem Ge

fälle und Klassengegensätzen, der Demokrariefeindlichkelr des Bildungsbürgertums erc. - "ein 

langer Karalog schwerer hisrorischer Belasrungen", und schon deshalb sei "die Kenntnis der Ge

schlchre des Deurschen Kaiserreiches von 1871 bIs 1918 unabdingbare Voraussetzung für ein Ver

srändnis der deurschen Geschichre in den lerzren siebzig Jahren" (S. 238). 

148 Hans Fenske 197J Monarchisches Beamrenturn und demokrarischer Sraat. Zum Problem der 

Bürokrarie in der Weimarer Republik. In: VerwArchiv 64: "5-135; Hans Fenske 1985.' Bürokrarie 
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schen", konservariv eingestellten "Verwaltung", welche eine sozialdemokratische Regierungs

politik zumindest erschwerte, wenn auch nicht immer offen konterkarierte. Zum andern ließ 

sich eine auf die .. VollzugsideoJogie" festgelegte Verwaltung nach dem Zusammenbruch der 

Demokrarie in der Tat relativ problemlos instrumentalisieren. Manche Beamte harren aller

dings schon zuvor mit den Nazis sympathisiert. 

Folglich war ein nicht unerheblicher Teil des Verwaltungspersonals nach 1945 politisch dis

kredl[lert. Der einsetzende Kalte Krieg sowie der akute Mangel an qualifiziertem VerwaJ

tungspersonalließen jedoch das Problem der .. Vergangenheit" bald in den Hintergrund tre

ten. Verwaltungen überdauern das gilt ziemlich allgemein - Revolutionen oder politische 

Zusammenbrüche relativ unbeschädigt. Die akme materielle Notsituation nach dem Kriege 

trug sicherlich ebenfalls dazu bei, die Frage der .. Kontinuität" zumindest als nicht vordring

lich zu behandeln. 

Die Restabilisierung der Demokratie und damit die Reetablierung des Parteiensystems be

einflußten das Rekrutierungsmuster für das Verwalrungspersonal nicht unwesentlich: In Öster

reich regierte bis 1966 die Große Koalition, wo .. Hausmachtpolitiken" regelrecht zu .. roten" und 

.. schwarzen" Ministerien führten'49. In Italien befand sich die Democracla Cristiana nach 1945 

fast ununterbrochen in irgendeiner Koalition an der Regierung: Nach einer internationalen Ver

gleichsstudie zählte die italienische Beamtenschaft zur konservativsten'!". In der Bundesrepu

blik Deutschland wurde das konservative Bias in den 1970er Jahren während der Zeit der so

zial-liberalen Koalition zwar erwas korrigiert, aber das dürfte sich schon wieder geändert haben. 

D,e .. Parteibuch-Wirrschaft"'51 scheint ein unausrottbares Phänomen zu sein. Warum ist aber 

der parteipolitische Einfluß auf das Verwaltungspersonal überhaupt problematisch? 

in Deutschland, a. a. 0., S. 39 ff; Horrt Möller 198J Verwalmngsstaat und parlamentarische De

mokratie: Preußen 1919-1932. In: Gerhard A. Rmer (Hrsg.), Regierung, Burokratie und Parla

ment in Preußen und Deutschland von 1848 bis zur Gegenwart. Düsseldorf: Droste Verlag, S. 

149-180. - Der formalrechtliche Zugang von Frauen zu allen öffentlIchen Ämtern wird durch dIe 

Weimarer ReIchsverfassung endlIch geSIchert, der tatsächliche Zugang muß aber z. T. noch vor 

Gerichten erstritten werden, SIehe Bernd Wunder 1986: Geschichte der BürokratJe in Deutschland. 

Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 115 f., im Art. 128 WRV heißt es: ,,Alle Ausnahmebestimmun

gen gegen welbltche Beamte werden beseitigt"; siehe auch Hans Hattenauer 1980: Geschichte des 

Beamtenturns. Köln u. a.: Carl Heymanns Verlag, S. 320 ff. 

149 Heinrich NelSSer 1992. Verwaltung. In: Herbert Dachs et al. (Hrsg.), Handbuch des polttischen Sy

stems Österreichs. Wien: Manz, S. 140-152, insbes. 'I. 146 f. mit der Tabelle zu den Ergebnissen 

der Bundespersonalvertretungswahlen (1975-1987). 

150 Joel D. AberbachlRobert D. Pu truzmlBert A. Rockman 1981: Bureaucrats and PolItIclans in Western 

Democracies. Cambridge, Mass.lLondon: Harvard Unlv. Press, S. 115 ff zum Vergleich von 

Deutschland, italIen, Großbritannien, den Niederlanden, Frankretch und den USA. 

151 Kenneth Dyson 1919: Die westdeutsche .. Parteibuch"-Verwalmng. In: Die Verwaltung 12: 129-160; 

KMus Seemann 1980: Die Politisierung der Minlstenalburokratie in der Parreiendemokratie als Pro

blem der RegierbarkClt. In: Die Verwaltung Ir 137-156; KMus Seemann 1981: Gewaltenteilung und 
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I. Zunächst sollte es nach Recht und Gesetz so sein. daß die Ämter der Staatsverwalrung allen 

offenzustehen haben. die über die erforderlichen Qualiftkationen verfugen. nicht nur jenen. die 

gerade .,zufällig" das richtige Parteibuch vorweisen können. 2. hat die Partei politisierung sicher

lich einen Effekt auf den .. Vollzug". insbesondere dort. wo es um die Umsetzung von .. Zweck

programmen" geht. 3. geht sie manchmal so weit. daß die Grenze zur Korruption erreicht wird 

(extremes Beispiel wäre das amerikanische spoi! system) I!'. etwa dann. wenn zuerst hochdotierte 

Führungsposten geschaffen und anschließend nach Proporz "verschachert" werden. Scheuch 

und Scheuch H haben daraufhingewiesen. daß sich hier eine kleine Elite auf Kosten der Allge

meinheit bereichert. Wir kommen auf die Problematik des .. Parteienstaates" zurück. 

Bernd Wunder hat wohl zu Recht daraufhingewiesen'54, daß der Aspekt der sozialen Her

kunft im Rekrutierungsmuster überschätzt worden ist - jedenfalls von den HistOrikern; dies 

könnte jedoch auch bei den Untersuchungen zum "representative government" der Fall 

sein"!. Qualifikation und beruHiche Sozialisation seien möglicherweise die entscheidenderen 

parteipolitisehe Ämterpatronage In Die Verwaltung 14: 133-156: Gm Hiflrruznn 1986: Aspekte der 

BürokratiediskussIOn. In: VerwArchlv ". S. IO f. zur "parteipolitischen Kolonisierung der Ver

waltung durch Arnterpatronage" 

152 Siehe die Beiträge In Chmtllln Briinner 1981 IHrsg) ' Korrupcion und Kontrolle. \X'ien/Köln/Graz: 

Böhlau. insbes. von Peter Gedieh. Wolf gang ~1antl. Anton Pelinka und Egon Marzner. 

153 Erwm K und Ure Scheuch 1996: Cliquen. Klüngel und Karneren. - Über den Verfall der politi

schen Parteien eine Studie. ReInbek b. H.: Rowohlt. 

IS4 BerndWurukr 1991: Zur Geschichte der deutschen Beamtenschaft 1945-1985. In: Ge~chichte und 

Gesellschaft I~ : 256-27~: "Hinter diesem Forschungsschwerpunkt steht die zumeist unausge

sprochene Vorstellung. daß die Herkunft der Beamtenschaft ihr Verwaltungshandeln beeinflußt. 

Die Rekrutierung wird als politische Entscheidung interpretiert. Das trifft am ehesten für die 

Spirzengruppe der Räte oder ~1inisterialbürokratle. insbesondere in Umbruchzeiten. zu. Be

zeichnend für das Verwaltunphandeln ist aber seine Kontinuität. Bürokratisches Verwaltungs

handeln ist primär von der Organisation und den Organisationszielen bzw. von der Sozialisa

tion des Personals auf diese Ziele hin bestimmt. - Angesichts dieser sozIalgeschichtlichen 

Ausrichtung der Forschungsliteratur ist die umfassendere Frage nach der Bedeutung bürokrati

scher Verwaltung für den historISchen Prozeß im allgemeinen und für die Gesellscliaft im be

sonderen bisher weitgehend unbeachtet geblieben. Die Frage. ob die Auswirkungen von Ver

waltungshandeln auf Teile oder die gesamte Gesellschaft repressiv und disziplinierend. 

patriarchalisch-konservativ oder innovativ war. bzw. die Frage. ob und wann Verv.-altungstätig

keit restaurativ. systemstabilisierend oder modernisierend war. ist eine Forschungsaufgabe. die 

mit den 1\ 1ethoden der Konflikt- bru:. Protestforschung sowie der Mentalitätsforschung einer 

Lösung näher gebracht werden könnte und unsere Kenntnisse über die Entwicklung der Neu

zeit wesentlich erweitern würde" (S. 2~7). 

155 Kenneth J ,'vfmr 1975-" Representative Bureaucracy: An Empirical Analysis. In: Arnerican Political 

Science Review 69: 526-543; Barbara RomuklJ. Stephen Hendricks 1982: Organizational Involve

mem and Represemarive Bure-aucracy. Can \X'e Have Ie Born Ways) In: American Polirical Science 



Die Imtitutionen des Staates IIL Die Verwalrung 

V'lriablen 's6. Hier konnte die öffendiche Verwaltung von der "Bildungsrevolution"'P der 

1960er und 1970er Jahre enorm profitieren, die ja ganz generellz.u einer ,,Akademisierung" 

vieler Berufe geführr har. Diese ge~tiegenen kognitiven Kompetenzen in der Verwaltung er

leichterten wiederum in der Folge den Einsaa von EDV, pes und moderner Kommunikari

onstechnologien. Der Anstieg an qualifizienen Sozialwissenscha1i:lern hat zwar nicht überall, 

aber doch in vielen Bereichen das traditionelle ,,]uristenmonopol" gebrochen. 

Das sozialsuukrurelle Bias im Personal der öffendichen Vef\.valtung (Stichwon; Mittel

schichtdominanz) ist miruef\.veile eher von den Selektivitäten des Bildungssystems verursacht 

als von Rekrurierungsmustern. Das Erfahrungslernen aus beruflicher SOZialisation wurde seit 

1945 in praktisch allen wesdichen Indusuieländern durch eigene Bildungseinnchtungen der 

Verwaltung ergänZ[ und ef\.veiten: In der BRD die Verwaltungshochschule in Speyer. in 

Österreich die Verwaltungsakademien, in Frankreich die berühmte Ecole Nationale d'Admi
nistratlOn (ENA), in Großbritannien das Civt! Service College etc. "Qualifikanon" dürfte in 

der öffendichen Vef\. .... altung nunmehr eigendich keine knappe Ressource mehr sein. Erwas 

anders sieht es mir der Morivation aus: Wie oben festgestellt, hängt dieser Fakwr nicht un

wesenclich mit den Organisationsstrukruren zusammen, insbesondere mit dem jeweiligen Or

ganisationsklima. Wir haben dies oben als ein Problem von "Führung" und "Management" 

identifiziere und vermutet, daß auf diesem Gebiet größere Nachholbedarfe in der öffentlichen 

Vef\.valtung existieren. Das Problem der "Effizienz" in der öffentlichen Verwaltung laßt sich 

jedoch nicht auf das der "Leistungsmotivation" des Personals reduzieren, sondern hier spie

len die anderen Dimensionen (Organisationssrrukturen, insbesondere die informationstech

nologische Modernisierung's8, sowie die Art der Programmgesraltung durch den Geseageber) 

ebenfalls eine wesentliche Rolle's9. 

Review 76: 75-82; das Problem scheint weniger "representation", sondern vielmehr nresponsive

ness" zu sein. siehe Grau Hall Saltzstem 1992: Explorations in Bureaucratic Responsiveness. In: 

Larry B. Hill (Hrsg.), The State of Public Bureaucrac)'. New York/London Sharpe, Armonk. S. 

171- 189. 

156 Renale Ma'yntz l!r8' Soziologie der öffentlichen Verwaltung, a. a. 0 .. S. 159. die Auswirkungen 

der schichtspezifischen Zusammensetzung der Beamtenschaft sei übertrieben worden. so Mayntz: 

nDas Verhalten des Personals im öffentlichen Dienst ist insgesamt wesentlich stärker von Fakto

ren wie ihrer ArheitsSlCuation. den positiven und negativen Anreizen des Beförderungssystems. 

ihrer Berufserfahrung sowie ausbtldungsbedingcen Einflüssen bestimmt als von dem sozialen Sta
tus der elterlichen Familie'" (5. 159). 

157 Daniel Bell 1976: Die Zukunft der westlichen Welt. Frankfurt: Fischer. 

158 

159 

Eberhard Laux 1988- Bürokratiekririk und Verwaltungsvereinfachung. In: Die Öffentliche Ver

waltung 41: 657-670; Rßmer J>/tschas 1987: Personalfuhtung in der Verwaltung zwischen Informa
riomtechnik und Recht. In: Die Öffentliche Verwaltung 40: 622-633. 

Hermann Lange 1988: Organisationswandel und Rekrutierungspolttik im öffentlichen Dienst. In: 

Die Öffentliche Verwaltung 41: 323-332. 
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3. Die Programmstrukruren der öffentlichen Verwaltung 

Nach der alten Lehre von der Gewaltenteilung beschließt ausschließlich der Gesetzgeber, also 

das Parlament, über die Programme, welche die Verwaltung zu vollziehen hat. Sogar die "Re

gierung" wurde zur "Exekutive" gerechnet'60. Diese verfassungsrechtliche Doktrin ist insbe

sondere in parlamentarischen Systemen nicht mehr aufrechtzuerhalten. Zu eindeutig sind die 

empirischen Befunde dahingehend, daß die Regierungen in der Ministerialverwaltung ent

sprechend ihren politischen Vorgaben "Referentenentwürfe" ausarbeiten und begutachten las

sen. die dann dem Parlament zur Beratung und Beschlußfassung zugeleitet werden'61 • 

Programmiert die Verwaltung sich selbst'62? Wenn das der Fall wäre, dann würde dies dem 

klassischen Fall eines Verwaltungsstaatd~ entsprechen - Österreich und Preußen in der 1. 

Hälfte des 19 . Jahrhunderts! Ein solcher Staat ist autoritär - wie wir sahen -, nicht demokra

tisch. Der Funktionsbereich der Gesetzgebung ist heute viel zu sehr bezogen aufVerände

rungen in der politischen Öffentlichkeit, in den politischen Parteien und Verbänden, auf die 

Eigendynamik des Parlamentarismus (Regierungsmehrheit und Opposition), als daß ein Mi

nisterialent\vurf genügen würde, der vom Parlament bloß "ratifiziert" zu werden bräuchte. 

Dennoch bleibt richtig, daß sich die Vet\valtung auch in Demokratien in einem gewissen 

Umfang selbst programmiert, denn die Verwaltung bereitet nicht nur die Ent\VÜrfe für das 

klassische Gesetzgebungsverfahren vor, sondern sie hat auch das verfassungsrechtlich ver

bürgte Recht zur eigenen Normsetzung - über Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, Fest-

160 Memhard Schröder 1988: Die BereIChe der Regierung und der Verwalrung. In: Isensee/Kirchhof 

(Hrsg.), Handbuch, Bd. III, a. a. 0., S. 501; die Verfassung des deurschen GG biere keine rrenn

scharfe InhalrsbeS[Immung. 

161 Niklos Luhmamz 1987; Machrkreislauf und Rechr in Demokrarien. In: Ders., Soziologische Auf

klärung 4, S. 142- 151. Opladen Wesrdeurscher Verlag, zum offiziellen Machrkrelslauf und dem 

inoffiziellen Gegenkreislauf. 

162 Siehe zur Diskussion aus Jurisrischer Sichr die Beiträge von Diner H. ScheuinglWolfiang Hoff 
mann-RiemlBernhard &schauer 1982; Selbsrbindung der Verwalrung. In: Veröffenrlic~ung der 

Vereinigung der Deurschen Sraarsrechrslehrer, Heft 40 Berltn.'New York: Walrer de Gruyrer; 

Joachzm Wolf 1992: Die Komperenz der Ver",a1rung zur "Normserzung" durch Ver.valrungsvor

schriften. In: Die Öffemliche Ver.valrung 45 849-860. 

163 Dwight WalM 1984: The Adminisrrartve Srare. New YorkiLondon: Holmes and Meier Pub!., mir 

einem begrifflich zu weiren VersrändnIs von "Verwalrungssraar"; siehe auch WilhelmJ Dodenhoff 
1984: Isr oder wird die Bundesrepubltk Deurschland eIn Verwalrungssraar) In: VerwArchiv 75: 

1-14, von einem Verwalrungssraar müsse schon gesprochen werden, wenn sich das Schwergewichr 

allen sraarlichen Handelns von der Geserzgebung auf die Verwalrung in einem solchen Umfange 

verschoben har, daß die Fesrsrellung gerechrfertigr isr, die Geserzgebung habe Im Verhältnis zur 

Exekurive nur noch eine Alibifunkrion oder sei im weiren Umfange als Annex von Regieren und 

Verwal ren zu beu rreilen. 
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legung von Meßwerren, Daten, Prozentsätze, Maßstäbe ete., und zwar teilweise auch ohne 

expliziten gesetzlichen Auftrag, sondern in ihrer Eigenschaft als eIgenständIger Staatsgewalt: 

Die Verwaltung Ist eine eigenständige Staatsfunkrion, die sich unbeschadet formalgesetzlicher 

Vorgaben selbst organisiert, formiert und die In ihrer organisatOrischen Vielfalt und Breite an

gesichts der Komplexität und Fülle ihrer Aufgaben der normativ dirigierenden Lenkung be

darf. AutOnome Rechtsetzung der Verwaltung ist danach die Gesamtheit jener Normen, die 

sich die Verwaltung innerhalb ihres verfassungsrechdich verbürgten Funktionsbereichs selbst 

gibt, um sich als eigenständige Staatsfunktion verwirklichen zu können. Diese Rechtsetzung 

ISt autonom, weil sie der Verwaltung als Staatsfunktion inhärent ist und nicht erst aufgrund ei

ner speziellen gesetzlichen Delegation zustande kommt. '64 

Trotzdem hängt es im wesentlichen vom jeweiligen Programmryp ab, wieviel Entscheidungs

spielräume eine Verwaltungseinheit tatsächlich hat. Grundsätzlich unterscheidet man zwei 

Typen von Verwaltungsprogrammen'61 : 

I. KonditlOnafprogramme, welche das Entscheiden der Beamten auf eine "Wenn-dann"

Form bringen. wenn bestimmte (im Gesetz spezifizierre) Sachverhalte (d. h. Informa

tionen) vorliegen, dann sind (wiederum im Gesetz definierte) Entscheidungen zu tref

fen. Das Steuerrecht z. B. enthält im wesentlichen eine konditionale Form der 

Enrscheidungsprogrammierung fur die Finanzbeamten. -

2. Zweckprogrmnme: Gesetze dieser Art bestimmen relativ vage, welche Ziele der Gesetz

geber erreichen will und welche Maßnahmen dafur zu setzen sind. In beiderlei Hin

sicht bestehen ziemlich breite Ermessensspielräume, und solche Gesetze sind voll von 

unbestimmten Rechtsbegri/fin, die der Auslegung bedürfen (z. B. " ... zur Förderung 

von ... "). In praktisch allen Bereichen der sog. Förderungsverwaltung hängt es in ho

hem Maße von der Verwaltung ab, was aus den Programmen wird (oder nicht wird). 

In diesen Fällen spielen dann sowohl die ven.valtungsinterne Programmsteuerung 

durch die formelle Organisationshierarchie als auch die politisch-ideologische Orga

nisationskultur einer Ven.valtungseinheit eine maßgebliche Rolle. Die mittlen.veile 

wieder abgeklungene Implementationsforschung hat jedenfalls daraufhingewiesen'66• 

164 Fritz OssenbühL 1988: Autonome Rechtsetzung der Verwaltung. In: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), 

Handbuch des Staatsrechts, Bd, Ill, a. a. 0., S. 425-462, hier S, 426. 

165 Siehe die Beitrage von Niklas Luhmann 19,71: Polinsche Planung. Opladen: Westdeutscher Verlag 

(insbes. der Aufsatz "Lob der Routine"); Rmate f>fayntz 1978' Soziologie der öffenclichen Verwal

tung, a. a. 0., S. 57 zu den Programmtypen. 

166 Renate Mayntz 197 8- Soziologie der öffenclichen Verwaltung, a. a. 0., S. 2U ff. zu Strukruren und 

Prozessen der Vollzugsverwaltung; Renate Mayntz 1988: Benlcksichngung von Implementations-
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Ungeachtet dieser Sachverhalte ist für moderne Venvaltungen ein hoher Grad an Regelbzn
dung sowie eine Orientierung an universalistischen, abstrakt-generalisierenden 'ormen cha

rakteristisch. Die Bevorzugung von Einzelpersonen oder die Begünsrigung partikularisrischer 

Gruppeninteressen wird vom Gesetzgeber (in der Regel) nicht vorgesehen und isr daher auch 

In der Verwaltungsentscheidung unzulässig. Kann einem Beamren unzulässiges Verhalren in 

dieser Richtung nachgewiesen werden, so hat er sowohl disziplinanscheI6- als auch wahr

scheinlich srrafrechdiche Sanktionen zu befürchren - ein himmelweirer Unterschied zu den 

"neopauimonialen Sysremen", die wir oben besprochen haben! Unser rechrssraadiches Sy
stem isr insofern eIne Errungenschaft ersren Ranges, ging es doch schon dem liberalen Rechrs

sraarsversrändnis primär um den Schutz des Bürgers vor BeamrenwillkürI68 . Inzwischen sind 

auch die Binnenverhalrnisse der Verwalrung durch Venvalrungsrechr rech dich geordnerl69 . 

Die grundsätzliche Bindung der Vem'alrung an,Rechr und Gesetz" sowie die Srelgerung 

des Prinzips der Rechrssraarlichkeir harre jedoch nichr nur posirive Effekre, sondern auch eine 

Reihe unbeabsichtigter Folgewirkungen, die ersr in lerzrer Zeir deudicher zurage ueren: 

I. Verrechtllchung und Normenflut:1"'O Der Gesetzgeber isr nichr nur darauf bedachr, der 

Komplexität des Regelungsbereichs möglichsr gereehr zu werden, er will auch - mir 

Blick auf die Venvaltung -, so gur es gehr, das Venvalrungshandeln in seinem Sinne 

fesdegen. Deshalb sind komplizierte Geserze wohl in der großen ~fehrzahl unaus

weichlich. Die Rechtsverordnungen/Vem·alrungsvorschriften der Minisrerien kom

men dann noch hinzu. Der Legalismus habe aber, so die Kririker, zwischenzeidich zu 

einer unübersehbaren ,J\ormenhypenrophie" gefühn: Jährlich enveirert sich In der 

BRD der Besrand an gedruckrer Rechrsinformarion um 300 Gesetze und 900 Rechrs

verordnungen des Bundes und der Länder, 5.000 Venvalrungsvorschriften, 20.000 in 

Fachzeirschriften veröffenrlichre Gerichrsentscheidungen sowie 20.000 in Fachzeir

schriften veröffendichre Aufsätze oder ~fonographien jurisrischen Inhalrst
7!. 

problemen bei der Gesetzesenrwicklung. Zum Beitrag der Implementaüonsforschung zur Ge

setzgebungstheone. In: Dieter Grimmf\X'erner .\1alhofer (Hrsg.), Gesetzgebungsrheorie und 

RechtSpolitik. Opladen: \X'estdeutscher Verlag. S. no-150. 

16; Ulnke DaLY 1991. Die FestStellung der Dienstpflichten. In: Zeitschrift für Verwalrung 16: 560-)76. 

168 Albrecht Funk 1986' Polizei und Rechtsstaat. Frankfurt/~ew lork, S. 120 ff. 

169 ~ralter Krebs 1988: Verwalrungsorganisation. In: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch, Bd. 1Il, a. a. 

0., S. 56; ff. 
170 Siehe die Beiträge in Rüdiger ~'tJigt 1980 (Hrsg) Verrechclichung. Königsteinrrs: Athenäum; Rü

diger ~igt 1986 (Hrsg./. Recht als Instrument der Politik. Opladen: ~'estdeutscher Verlag; Rüdiger 
~igt 1990 (Hrsg.). Politik und Recht. - Beiträge zur Rechtspolirologie. Bochum: Uni\'. Verlag 

Brock.meyer. 

171 Gm Hillmann [986: Aspekte der Bürokraüediskussion. In: VerwArchiv ...,.." S. 19· 
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Die Verwaltung reagiert auf die Einschränkung der HandJungsspielräume durch Nor

menproduktjon ambivalent: Viele Beamte empfinden die Vorschrifrengenauigkeit als 

psychische Endastung (siehe oben zur Unsicherheitsabsorption), es erleichtere ihnen 

die Bemühung, jede Entscheidung "gerichtsfest" zu machen. Wer aber nicht gerade 

ein "erlaßgläubiger Beamter" ist, sieht darin eher die negativen Auswirkungen auf 

seine Arbeit: Dequaliftzierung, Endeerung der Aufgaben von gestalterischen Funktio

nen bis zur Bedeurungslosigkeit, Zersplitterung der Zuständigkeiten und Standardi

sierung von Tätigkeiten (mit oder ohne Technikeinsatz), Einschränkung der Effekti

vität der Verwaltung ete. Die intendierten Effekte der "Verwalrungssteuerung durch 

Rechc'·,oL verkehren sich tendenziell ins Gegenteil. 

2. Infonnelles Verwaltungshandeln: Auf der anderen Seite wird seit etwa IO Jahren über 

neue Formen der "Konrextsteuerung"I73, über "informelles Verwaltungshandeln"I74, 

"Konflikdäsung durch Verhandlungsstrategien"'75 oder Partizipation diskutiert. Die 

172 Neben den o. g. Sammelbänden von Rüdiger Voigr siehe Karl-Heinz Ladeur I994. Recht und Ver

waltung. - Rechtliche .,Steuerung" und "Selbstprogrammierung" in "Beurteilungs-" und "Er

messensspielräumen" In: Klaus Dammann/Dieter Grunow/Klaus P. Japp (Hrsg.), Die Verwal

rung des politischen Systems, a. a. 0., S. 99-107. 

173 Helmut Willke I987 Kontextsteuerung durch Recht' Zur Steuerungsfunktion des Rechts in poly

zentrischer Gesellschaft. In: Manfred Glagow/Heimut Willke (Hrsg.), Dezentrale Gesellschafts

steuerung. Pfaffenweiler: Centaurus-Verl., S. 3-26; die Beirräge in der "Jahresschrift für Rechts

politOlogie", insbes. von Margarethe SudhofI990: Das prozedurale Recht als "Steuerungskonzept"', 

S. 53-64, und Nicolm Dose I990: Reflexion als Steuerungsprinzip - Darstellung und Kritik, S. 

81-102. 

174 Jürgen Becker I98s: Informales Verwaltungshandeln zur Steuerung wirtschaftlIcher Prozesse Im 

Zeichen der Deregulierung. In: Die Öffentliche Verwaltung 38: IO03-IOII; Hermann Hill I987; 

Rechtsstaatliche Bestimmtheit oder sItuationsgerechte Flexibilität des Verwalrungshandelns. In: 

Die Öffentliche Verwalrung 40: 885-895; Christlan Schrader I990: Das Kooperationsprinzip - ein 

Rechtsprinzip' In: Die Öffentliche Verwalrung 43: 326-333; Wolfiang Hoffinann-Rlem I990: Re

form des allgemeinen Verwalrungsrechts als Aufgabe - Ansätze am Beispiel des Umweltschutzes. 

In: AöR II5: 400-447; Yoichl Obashi I99I: Verwaltungsvorschriften und mformelles Verwalrungs

handeln: Zum besseren Verständnis der Verwaltungspraxis Japans. In: VerwArchiv 82: 220-245; 

Emst-Hasso Ritter I992: Von den Schwierigkeiten des Rechts mit der Ökologie. In: Die Öffentliche 

Verwalrung 45' 641-649; Winfned Brohm I992: Rechtsgrundsätze für normersetzende Absprachen. 

- Zur Substirution von RechtsVerordnungen, Satzungen und Gesetzen durch kooperatives Ver

walrungshandeln. In: Die Öffentliche Verwalrung 46: 1025-1035. 

175 Carl-Eugen Eberle I984; Arrangements im Verwalrungsverfahren. In: Die Verwalrung I]: 439-464; 

Walter Krebs I989: Konsensuales Verwaltungshandeln Im Städtebaurecht. In: Die Öffentliche 

Verwaltung 42: 969-975; Arthur Benz I990: Verhandlungen, Verträge und Absprachen in der öf

fentlichen Verwaltung. In: Die Verwaltung 23: 83-98; Dieter Kosta I993: Öffentliches Konflikt

managemenr. In: Die Verwaltung 26: 87-II2, sowie die Beiträge in Wolfiang Hoffmann-
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Konturen eines "kooperativen Sraates"p6 seien sichtbar, d. h. eines Staates, welcher 

nicht anordnet, vorweg in hoheitlicher Manier Bescheide erteilt, sondern wo der Ge

setzgeber lediglich normiert, wie die Verwaltung vorzugehen hat, z. B. im Bereich des 

Umweltschutzes, bei betrieblichen Genehmigungsverfahren, bei BauverhandJungen 

usw. Hier werden die HandJungsspielräume der Verwaltung ziemlich weit geöffnet, 

was einerseits die Verwaltung zwingt, eher den Konsens mit dem Bürger zu suchen 

bzw. den Konflikt möglichst zu vermeiden, wo man andererseits aber in keinem Fall 

mehr voraussehen kann, was dabei letztlich herauskommt. Man warnt mittlerweile 

vor einer entstehenden "Dunkelkammer der Rechtsstaaclichkeit" und sucht nach We

gen, die da herausführen könnten177
• 

Verwaltungsmodelle o Positionierung der Verwaltung im politischen System 

Der Umfang der Aufgaben der öffentlichen Verwaltung ist in den letzten IOO Jahren enorm 

gestIegen, ebenso das Personal. Die Ursachen dafür liegen jedoch nicht in der Verwaltung 

selbst (Parkinsonsches Gesetz), sondern in einer dynamischen Umwelt, die wir hier nur stich

wortartig benennen können - mit drei Faktoren (und deren Interaktionen): politische Öf

fentlichkeit, Parteiensystem und Parlamentarisierung. Es erscheint daher fraglich, ob eine 

"Bürokratiekritik" berechtigt ist, die sich primär als eine ,,Aufgabenkritik" verstehtI78 Rich

tig aber ist, daß mit der quantitativen Expansion auch die innere Heterogenität der öffent-

Rzem/Eberhard Schmidt-Aßmann 1990 (Hrsg.). Konfliktbewältigung durch Verhandlungen. Ba

den-Baden: Nomos. 

176 Ernst-Hasso Ritter 1979-" Der kooperative Staat. In: AöR 104: 389-413; siehe auch Ernst-Hasso Ritter 

1990. Das Recht als Steuerungs medIUm 1m kooperativen Staat. In: Staarswissenschaften und 

Staatspraxis I: 50-88. 

177 Hartmut Bauer 1987: Informelles Verwaltungshandeln im öffentlichen Wirtschafrsrecht. In: 

VerwArchiv 78: 241-260, hier S. 36. 

178 Hermann Lange 198s: Aufgabenkritik und Entbürokratisierung - berechtigte Hoffnung oder 

Selbsttäuschung) In: Die Öffentliche Verwalrung 38: 169-177; Kldus Lenk 198s: Verwalrungspolitik 

als Aufgabenpolitik. In: DIe ÖffentlIche Verwaltung 38: 85-91; GiseLa Färber 1998: Instrumente 

und Bedingungen für eine wirksame Aufgabenkritik. In: Werner ]ann/KJaus König/Christine 

LandfriediPeter Wordelmann (Hrsg.), Politik und Verwalrung auf dem Weg in die transindustri

elle Gesellschaft. Baden-Baden: Nomos, sofern man unter ,,Aufgabenkritik" nicht doch eine ,,Än

derung der Prioritäten" unter dem Diktat "leerer Kassen" versteht. Siehe jedoch Gunnar Folke 

Schuppert 1999: Privatisierung und Regulierung - Vorüberlegungen zu einer Theorie der Regulie

rung im kooperativen Verwalrungsstaat. In: Marrin NerresheimlPierangelo Schiera (Hrsg.), Der 

integrierte Staat. - Verfassungs- und europarechtliche Berrachrungen aus italienischer und deut

scher Perspektive. Berlin: Duncker & Humblor, S. 41-76, Privatisierungen, Auslagerungen erc. 
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lichen Verwaltung zugenommen hat. Dies hat mehrere Konsequenzen, auf die wir hier nur 

in Form einer Aufzählung hinweisen können: 

I. Die Einheit der Verwaltung '79 ging immer mehr verloren; die Grenzen zwischen staat
licher Verwaltung und nichtstaatlicher Verwaltung sind unscharf geworden - man 

denke an das Problem der "Übernahme öffentlicher Aufgaben durch Privatrechtssub

jekte"'So. 

2. Der exponentielle Anstieg der mneren Komplexität führte zu einem ebensolchen Anstieg 

von "relevanten Umwehen" der öffentlichen Verwaltung; dies betrifft in erster Linie den 

"Bürger als K1iencen" der zahllosen Bürokratien (insbesondere Sozialbürokratien). Für 

beide Seiten entstanden unvorhergesehene Probleme: Für die Bürger hat Habermas'81 

eine "Bürokrarisierung ihrer Lebenswelt" diagnostiziert - der Bürger habe ständig mit 

Bürokratien zu run, welche seine individuellen Probleme in die Form einer Formulars 

zwängen - also: Transformation individueller Lebenslagen in eme abstrakte bürokrati

sche Form, denn nur in dieser bürokratiegerechten Form akzeptiere die Bürokratie den 

Bürger als "K1iencen". Deswegen habe die Bürokratie trotz des Wandels des Staates zum 

Sozial- und WohlfahrtSstaat erwas von ihrem herrschaftlichen Charakter beibehalten, 

nun aber auf einer viel breiteren Ebene, als das früher der Fall war. Der Bürger sei mein 

führen nicht zum Abbau von Bürokratie, sondern ganz im Gegenteil zum Regulierungsstaat; so 

kam es in Großbritannien während der Privatisierungen 1980-1991 zu einer "regularory inflation", 

cLe Regulationen nahmen um 600 % zu! Trotzdem ergibt der Rückzug des Staates auf seine Steue

rungs- bzw. ReguJierungsfunktlon in vielen Bereichen einen Sinn, Siehe so manche Beiträge In 

DiNer Gnmm 1996 (Hrsg.): Staarsaufgaben. Frankfurt am Mam: Suhrkamp. 

179 Gunnar Folke Schuppm 1987: Die Einheit der Vernralrung als Rechrsproblem. In: Die Öffentliche 

Verwaltung 40: 757-768; Walter Krebs 1988: Verwaltungsorgamsatlon. In: Isensee/Kirchhof 

(Hrsg.), Handbuch, Bd. IlI, a. a. 0., S 570 f.: "Ohne Zurechenbarkeit zum Bereich des Staatli

chen ist eine Organisation kein Teil der Verwalrungsorganlsation." Krebs räumt allerdings ein, 

daß genau hier die Probleme liegen, wenn es dem Gesetzgeber freisteht, ob er cLe Aufgaben in 

den Handlungs- und Organisationsformen des öffentlichen oder des Privatrechrs erfüllen lassen 

will. 

180 Bernd-Christian Funk [981 (Hrsg.): Die Besorgung öffentlicher Aufgaben durch Privatrechrssub

jekte. WIen: Orac; Bernd &cka [979: Typische Eigenschaften der privatrechtlich organisierten 

Bundesverwaltung. Zugleich ein Versuch zur Neubestimmung des Verwalrungsbegnffs. In: Die 

Verwaltung 12: 161-185; Wi/fried Erbgut/Frank Stollmann 1993: Erfüllung öffentlicher Aufgaben 

durch private Rechrssubjekte? - Zu den Kriterien bei der Wahl der Rechrsform. In: Die Öffentli

che Verwaltung, S. 798-809. 

181 Jiirgm Habermas [981: Theorie des kommunikativen HandeIns. Frankfurt: Suhrkamp, 2 Bde.; 

siehe auch Rmate Mayntz 1982: Problemverarbeitung durch das politisch-administrative System. 

Zum Stand der Forschung. In: Politikwissenschaft und Verwaltungswissenschaft, PVS-Sondet

heft 13, S. 74 ff. 
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"Dickicht von Bürokratien" geraten, in welchem ihm die diversen Auskünfte von "Bür

ger-Service'-Stellen auch nicht viel helfen. - Auf der anderen Seite steht eine Verwal

tung, die sich ständig im Schußfeld öffentlicher Kritik befindet: Wer viele Aufgaben hat, 

macht viele Fehler. Fehler von Behörden, Konflikte der Bürger mit Behörden usw. sind 

ein gern aufgegriffenes Thema für Journalisten - das hat nichts mit der Verwaltung oder 

dem Bürger zu run, sondern mit der Eigenlogik der Massenmedien. Die Verwaltung 

\vurde weiters zum bevorzugten Objekt unzähliger Interventionen von Parteipolitikern 

und Interessenvertretern (mit der mehr oder weniger offenen Zielsetzung der "Indivi

dualisierung des Rechts"). Für die USA wurde sogar die Vermutung geäußert, die Ab

geordneten des Kongresses würden die Verwaltung absichtlich verbürokratisieren, um 

sich dann dem hilflosen Bürger als großer "Helfer" in lerzrer Not präsenneren zu kön

nen l82
• \X'ie immer dem auch sein mag, die Verwaltung befindet sich in einer Umwelt, 

der sie mehr ausgesetzt ist, als daß sie diese zu steuern vermöchte. 

3. Legitimatiomprobleme: Verwaltung wurde lange Zeit - aus einer staatsrechtlichen Per

spektive - über die Funktion des Gesetzesvollzugs definiert. Bereits bei Max Weber 

sind wir einer solchen "instrumentalistischen" Auffassung von Verwalrung begegnet: 

Historisch war die fürstliche Verwaltung zunächst in der Tat nur der verlängerte Arm 

des absolutistischen Monarchen: Sie führte seine Befehle aus bzw. realisierte dessen 

politische Ziele - Verwaltung verstanden als "Stab eines Herrschers". Im Zuge der De

mokratisierung der ,Politik" wurde der Herrscher durch Parlamente und Regierun

gen er~erzr, an der Stellung der Verwaltung habe sich dadurch jedoch nichts geändert. 

- Diese enge Auffassung von Verwalrung als bloßer "Exekutive" wird heute auch von 

der staats- und verfassungsrechtlichen 5eite her nicht mehr geteilt. Die komplexen Be

ziehungen zwischen Gesetzgebung (Parlament bzw, Staatsleitung) und nachgeordneter 

Verwaltung seien vielmehr im Sinne einer wechselseitigen, auf unterschiedlichen lei

stungen beruhenden "Beeinflussungen" zu verstehen. 

Dieter Oberndorfer'8J hat die vielfältigen Beziehungen zwischen der Verwaltung und ihrer 

Umwelt In einem Schaubild recht gut dargestellt, auf das wir kurz eingehen wollen. Das 

Schaubild veranschaulicht die zentrale Stellung, welche der Verwalrung in modernen politi

schen Systemen zukommen muß; ebenso sind die angesprochenen System-Umwelt-Bezie

hungen'" dargestellt. Dennoch ist die Graphik aus unserer Perspektive einer Theorie des po-

182 Moms P. Fionna 1989: Congress - Keysrone of me Washingron Establishment. New Haven/Lon

don: '{ale Univ. Press. 

183 Diner Oberndorftr 198].' Verv.·a1rung und Umwelt. In: Karl WengerlChrisnan Brünner/Peter 

Oberndorfer (Hrsg.), Grundriß der Verwaltungslehre. Wien/Köln: Böhlau, S. 406. 

184 Siehe auch die Diskussion von verschiedenen Verwaltungsmodelfen in der "Introduction" des Bu

ches von joel D. Aberb/Uh/Robert D. PutnamiBert A. Rockman 198r Bureauerats and Pohticians in 
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l/tischen Systems moderner Demokratien in mancherlei Hinsicht mißverständlich; ich erwähne 

nur einige Punkre: Erstens fehlt in der Graphik ein Bereich für den Staat. Im Zentrum des 

politischen Systems steht nicht nur die Verwaltung, sondern der gesamte Komplex des Staa

tes. Wir haben Militär und Polizei, Steuern und Finanzen, bürokratische Verwaltung bereits 

diskutiert; die "Staarsleitung" kommt im nächsten Kapitel hinzu. Dieser Komplex von Insti

tutionen bildet ebenfalls eine Einheit, die sich von der Umwelt relativ scharf abgrenzt. Diese 

Einheit des Staates, in welcher die Verwaltung zu posiriomeren gewesen wäre, ist aber nicht zu 

sehen. Zweitens WIrd an der Spitze der Graphik ein Bereich für "Politik" angedeutet, darun

ter die politischen Parteien und Parlamente. Die Frage ist aber, ob nicht alle Bereiche der Gra

phik politisch sind - im wahrsten Sinn des Wortes "Teile des politischen Systems" moderner 

GesellschafrenI85 Wenn dem so ist, dann kann man die Verwaltung nicht aus dem Bereich 

der .,Politik" herausnehmen; oder gibt es eine unpolitische Verwaltung? Drittens ist die Ebene 

der Staatsleitung zumindest mißverständlich dargestellt: Regierungen und Parlamente sind 

institutionell jedenfalls wichtiger, haben eine größere Bedeutung, als die Graphik vermuten 

läßt. 

Zusammenfassend können wir fes rhalten: Die öffentliche Verwaltung ist sowohl verfas

sungsrechtlich als auch funktionell eine eigenständige Institution des Staates, wenn man so 

will: eine eigenständige Staatsgewalt. Sie ist seit dem Ausbau der "Leistungsverwaltung" ein 

außerordentlich differenzierter Komplex von formalen Organisationen zur Herstellung von 

verbindlichen Entscheidungen gewordenl86, in welcher "Hierarchie" das vorherrschende Or

ganisationsprinzip darstellt. Die öffentliche Verwaltung operiert auf der Basis von - in Rechts

form gegossenenen - politischen Programmen, auf deren Inhalte und Ziele sie beIm Zustan-

Western Democracies. Cambndge. Mass.lLondon: Harvard Univ. Press; Gary L. Wamsley et al. 

1992: A Legitimate Role for Bureaucracy in Democratic Governance. In: Larry B. Hill (Hrsg.), 

The State of Public Bureaucracy, a. a. 0., S. 59-86; ausgezeichnet zu den derzeit diskutierten 

"VerwalrungsmodeUen" Wemer Jann 1998: Politik und Verwalrung im funktionalen Staat. In: Wer

ner Jann/Klaus KönigiChristine LandfriedlPeter Wordelmann (Hrsg.), Politik und Verwalrung, 

a. a. 0., S. 253-282, 

185 Die Schwlengkelt entsteht dadurch, daß die System theorie Im Anschluß an Arbeiten von Niklas 

Luhmann in der Theorie des politischen Systems moderner Gesellschaften einen eigenen Bereich 

für "Politik" ausweist; deshalb dann die Unterscheidung von "Politik" und "Verwalrung" - mit 

der Konsequenz, daß man dann auch eine "politische Politik" und eine "unpolitlsche Politik" un

terscheiden müßte! Genau dieses geradezu merkwürdige Theorieproblem durcmieht die meisten 

Beiträge des Sammelbandes von Klaus DammannlDieter GrunowlKlaus P. Japp 1994 (Hrsg.): Die 

Verwaltung des politischen Systems. Opladen: Westdeutscher Verlag, 

186 So der Grundtenor in der neueren Verwaltungstheorie, siehe die Beiträge in Kar! WengerlChn

st'lan BrünnerlPeter Oberndorfer (Hrsg.) (1983): Grundriß der Verwalrungslehre, a, a. 0.; die zitier

ten Beiträge von Niklas Luhmann sowie Dieter Grunow 1994, Politik und Verwalrung. In: Dam

mann/Grunow/Japp (Hrsg.), a. a. 0., S. 29-39. 
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dekommen nur einen teilweisen, manchmal gar keinen Einfluß hat, und danach gebunden 

ist an "Recht und Geserz". Charakteriscisch für modeme Verwalrungen ist generell deren hohe 

Regelbindung bzw. zumindest Regelorienrierung; sie hat die in Geserze gegossenen politi

schen Programme als Prämissm flr ihr weiteres Entscheiden zu verwendenl87. Erst dadurch wird 

ihr Tun demokrarisch legitimiert, d. h. findet sie Akzeptanz beim Bürger. In modernen De

mokratien nehmen die Bürokratien eine ambivalenre Stellung ein: Sie sind planerisch, sozi

algestalterisch tärig, nehmen am Prozeß der Geserzgebung teil, und doch dürfen sie sich nur 

in sehr beschränktem Umfange selbst programmieren. Der weiraus überwiegende Teil von 

Verwalrung (im Sinne der Tätigkeit) ist auch heure noch Einzelfol1entscheidung, nicht Norm

serzung. Einerseits ist die Verwalrung von den demokratisch legirimierren Organen von Par

lamenr und Regierung abhängig - denn nur diese erzeugen Legitimation (im engeren, for

maldemokratischen Sinne), ist die Verwaltung diesen Organen unrergeordnet und nur in 

dieser Unrerordnung demokratisch legitimlerr, andererseits muß sie auch unter demokrati

schen Bedingungen eine relariv hohe Eigenständigkeit und Selbständigkeit besirzen, um die

jenigen Funktionen erfüllen zu können, welche das Publikum von ihr erwarrer. Verwaltun

gen müssen vor der Dauerintervenrion von Polirikern und Inreressenvernetern geschürzt sein, 

obwohl nur diese Poliriker eine direkte oder zumindest indirekte demokracische Legicimacion 

besirzen: "Paradoxically, men, only where me power of a democracically-elecred policical elite 

has been resuained and counterbalanced by me power of a non-elected bureaucracic elite, 

have proper democratic procedures been pur inro place. In omer words, resuainr of me power 

of me elected policical elite by a nonelected bureaucratic elite is aprerequisite for a properly 

funccioning democracy. Not surprisingly, me independenr power of a non-elecred elite is also 

a source of problems for democracy. "188 

187 Niklas Luhmann 1969: Legitimacion durch Verfahren. NeuwiedJBerlin: Luchterhand. 

188 Eva EtzlOm-Halevy 1989: Exchanging Material Benefirs for Policical Support: A Comparative Ana

lysis. In: HeidenheimerlJohnsronlLeVine (Hrsg.), Po!icical Corrupcion, a. a. 0., S. 302. 



KAPITEL 7 

Die Institutionen des Staates IV: Die Staatsleitung 

Jeder Staat braucht eine gewisse Differenzierung zwischen der Ebene der politischen Führung 

oder Staatsleirung und den nachgeordneten exekutiven und bürokratischen Apparaten. Die 

vormodernen Imperien waren in relativ hohem Maße von den persönlichen Leadershlp-Qua

litäten ihrer Könige oder Kaiser abhängig und meist wegen der dynastischen Rekrutierung 

gewissen Zufällen auf diesem Gebiet ausgesetzt. Die Zufallsschwankungen in den Führungs

qualitäten der politischen Spitze wurden daher häufig durch die Einrichrung vorgelagerter 

Büros abgemildert, die teils kollegial, teils monokratisch geleitet wurden und mehr oder 

weniger große Entscheidungskompetenzen besaßen. Schon aus rein arbeitsökonomischen 

Gründen wurden Regelungen zur Differenzierung zwischen "wichtigen" und daher vorzu

tragenden Angelegenheiten einerseits und "unwichtigeren", vom Großwesir, Kanzler oder 

Premierminister etc. zu entscheidenden, unumgänglich. Als ein Ming-Kaiser in China eines 

Tages glaubte, alle Entscheidungen ansichziehen zu können und deshalb das Büro des "Kanz

lers" auflöste, war er innerhalb von nur emer Woche mit r.r60 Papieren zur Entscheidung 

konfrontiert, welche insgesamt 3.291 Angelegenheiten betrafen' . 

Max Weber hat zurecht darauf aufmerksam gemacht, daß der vormoderne Staat der Im

perien bis weit in die Neuzeit hinein unverkennbar Züge "patrimonialer Herrschaft" auf\vies 

und solche Züge auch beim frühmodernen Staat Europas nachzuweisen sind: Es fehlte rypi

scherweise eine strikte Unterscheidung zwischen Staats- und Privarvermögen - deshalb kann 

man den modernen Begriff der "Korruption" eigenclich nicht anlegen -, politische Herrschaft 

wird als ein persönliches Recht des Herrschers' begriffen, und von diesem leiten sich - der of

fiziellen Ideologie nach alle Machtbefugnisse der nachgeordneten DIenststellen ab, wobei 

diese Beziehungen wieder auf einer rein persönlichen Grundlage beruhen. Wie die DiskussIO

nen um "personal Rule", "politischem Klientelismus" oder allgemeiner" eopatrimonialis

mus" gezeigt haben, sind solche Phänomene keineswegs aus der Welt verschwunden: Be

schränkungen der \1achtbefugnisse "aus dem Amt" werden nicht akzeptiert oder nicht 

respektiert, die Herrscher/Präsidenten intervenieren in alle Entscheidungen, die irgendwo im 

Staatsapparat anstehen bzw. können Entscheidungen nach Belieben an sich ziehen, Kontrol

len der Machtausübung gibt es nicht oder werden eingeschüchtert, verfolgt, aus dem Weg 

Amhony Giddens 198.~; The ~atlon-State and \'iolence. Berkeley/Los Angeles: Univ. of Ca! . Press, 

S.61. 

2 johannes Kunrsch 1982 IHrsg.); Der dynastische Fürstenstaat. Berlin : Duncker & Humblor. 
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geräumt; die "Minister" oder Chefs der Armeen sind Freunde, Verwandte oder opportunisti

sche "Günstlinge" - entweder zu absoluter Loyalität verpflichtet oder ansonsten in Intrigen, 

Faktionskämpfe, konspirative Zusammenschliisse etc. verwickelt; die Verschwendung dieser 

korrupten Elite war manchmal atemberaubend: Asafud-daulah, Herrscher von Oud, besaß 

(1782) 20 Paläste, Juwelen im Wert von 8 Millionen Pfund, IOO Gärten mit 4.000 Gärtnern, 

1.200 Elefanten, 3.000 Pferde, 1.000 Jagdhunde, etwa 300 Diener usw. "Oud was not only an 

oppressed countryside of peasants [Oiling [0 suPPOrt this houshold, it was ,a chaos of disor

der and want(."l Nicht selten waren, wie erwähnt, die Herrscher schlicht und einfach inkom

petent oder geisteskrank: "The run of thirteen incompetent sultans who reigned from 1566 [0 

1703 included lechers like Mutad III., ... drunkards, Iike Selim the SO[, and mental defec

tives, like Mustapha, twlce deposed for idiocy. Occasionally a sultan would tr)' a vigorous 

measure or twO, but continuity was missing even within the reigns of men like these. Ir may 

indeed be that the problem with one-man rule was almost as much the lack of continuity as 

the despotism [ ... ]."4 Unter den Bedingungen von "personal Rule" können irgendwelche 

Charaktereigenschafren der Herrscher voll auf den politischen Prozeß durchschlagenS und ha

ben im Extremfall ganze Bevölkerungen terrorisiert, abgeschlachtet, ausgebeutet, die Wirt

schafr ruiniert, Bildung und Wissenschafr verhindert oder vertrieben, die Religion mißach

tet oder lächerlich gemacht, Recht und Moral dem Verfall ausgesetzt. "Personal Rule" als 

Prinzip der Staatsleitung sei, so Jackson, Rosberg, Decalo und andere, ein Risiko ersten Ran

ges und wurde von der Polirikwissenschafr und Soziologie als Phänomen verkannr oder un

terschätzr6. 

Aus all dem wird deutlich, in welch hohem Maße das Schicksal eines Volkes von det Art 

der Organisation der Staatsleitung und vor allem vom Niveau der Instttutionalzsierung ab

hängig war und - in vielen Ländern - heute noch ist! Schicksalshafr war diese Frage auch In 

der europäischen Geschichte, und es bestehen genügend Anhaltspunkte für die generelle Ver

mutung, daß die Modernisierung der Staatsorganisation enrweder direkt von der Initiative 

einer kompetenten Staatsleirung ausging oder überhaupt nicht starrfand- - mit aII den dazu

gehörigen Konsequenzen für den Lebensstandard der Menschen, für Rechtssicherheit und 

Schutz des Lebens oder des Eigentums, für Bildung und Wissenschafr, Schutz vor Seuchen 

oder Hungersnöten etc. 

3 E. L. jones I996· The European Miracle. Cambridge: Cambridge Univ. Press, S. 109. 

4 E. L. jones I996· The European Mlracle, a. a. 0., S. 186. 

5 Dies gilt auch für die europäische Geschichte, wie wir zu zeigen versuchen, vgl. dazujohannl's 

Burkhardt I997: Die Friedlosigkeit der Frühen Neuzeit. In: Zeitschrift für Historische Forschung 

24, S. 539: "Diese persönliche Ausrich rung bedeutete auch in der Praxis, daß der Staat noch das 

volle RiSiko der individuellen Herrscherpsyche einging." 

6 Robert H. jackson/Carl G. Rosberg I982: Personal Rule in Black Africa. Berkeley/Los Angeles/Lon

don: Univ. of Ca!. Press; Samuel Decalo I989. Psychoses of Power. - African Persona! Dictaror-
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7.1 Vom persönlichen Regiment der Fürsten 
zum bürokratischen Absolut ismus 

Die Verwalrung des frühmodernen Staates gewinnt nach dem 30jährigen Kriege zunehmend 

an Kontinuität, Umfang und Intensität, aber die alte patrimoniale Hofverwaltung und dIe 

neuen "Armer" der Landesverwalrung bleiben noch weitgehend ungeschieden. Entsprechend 

verstehen sich die Könige und Fürsten nicht nur als Herrscher uber den "Hofstaat", sondern 

auch als wirkliche Regenten uber Land und Leute, wie Gerhard Oestreich gezeigt harS. DIe 

laufenden Geschäfte erledigt der "Geheime Rat" mit Hilfe des Hofkanzlers und dessen Kanz

lei. Die wichtigsten Angelegenheiten behalten sich die Fürsten jedoch zur persönlichen Ent

scheidung vor; das sind im wesentlichen die Bereiche der Außenpolitik, der Finanzen und des 

Heeres. 

In den neuen Kanzleiordnungen wird nun wegen des steIgenden Arbeirsanfalls detaillierter 

geregelt, was "Unterschriftsachen" sind und was nicht'. Zu seiner Entlastung und Untersrüt

zung beschäftigt der Fürst in seinem "Kabinen", d. h. tn seinem Arbeitszimmer, persönlich 

zu Diensten stehende Sekretare, die für ihn die anfallende Arbeit organisieren. Aus diesem 

Dualismus von formeller Leitung der Zentralbehörde und dem Kabinert des Königs entsteht 

eine Kompetenz-Konkurrenz und oft ein regelrechter Machtkonflikt, der sich tn manchen 

Lindern bis weit ins 19. Jahrhundert hineinzieht oder überhaupt letztlich ungelöst bleIbt, wie 

z. B. tn Deurschland und Österreich. 

ships. Boulder/London: Wesrview Press. Vgl. insbe.sondere Kap. 1 und Kap. 3 hier im Buch! Umer 

modernen, verfassungsrechdich fixienen Komperenzsysremen sowie allgemein akzepnenen Ver

fahrensregeln (z. B. Geserzgebungsverfahren) usw. lassen sich Emscheidungen tatsachlich nichr 

mehr auf Individuen als "Emscheider" zurechnen, wie Luhmann zu Recht fesmellt; solche Ver

haltnisse müssen aber ersr einmal exisrieren; Siehe Niklas Luhmann 1997: Disziplinierung durch 

Kontingenz. Zu einer Theorie des pol irischen Entscheldens. In: Srefan Hradil (Hrsg.), Differenz 

und Imegranon - Die Zukunft moderner Gesellschaften. Verhandlungen des 28. Kongresses der 

Deutschen Ge.sellschaft für SOZIOlogie 111 Dresden [996. FrankfurrlNew York: Campus, S. 1075-

1088. 

7 So z. B. in Kurhessen in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts: Die Dynasne und Ihr veralteter 

Herrschaftsapparat sei den Modernlsierungsanforderungen nicht "gewachsen" gewesen, und des

halb habe das Land 1866 seine Eigensraatlichkelt verloren, so Stefon Brakmstek 1999: Fürstendiener 

Staatsbeamte Bürger. Amtsführung und Lebenswelt der Ortsbeamten in niederhesSlSchen 

Kleinsrädren (1750-1830). Görringen: Vandenhoeck & Ruprechr, S. 47. 

8 Gerhard Oesfmeh 1969: Das persön!tche Reglmem der deutschen Fürsren am Beginn der Neuzeit. 

In: Der>., GelSr und Gesralr de.s früh modernen Sraare.s. Berlin: Duncker & Humblor, S 201 ·234. 

9 Otto Hmtu 1967' Das preußische Staatsmllllsrenum Im 19. Jahrhundert In: Ders., RegJerung und 

Verwalrung, Görringen: Duncker & Humblor, S. 530-619, hier S. 534, Fn. 1, zu den "Unter

schnfrsachen" im Kanzleiregimem von 1700. 



Der Staat: Das Zcnuum des politischen Sysrems 

Die Organisation der Staatsleirung variiert in ihrer realen Gestalt beträchdich je nach
dem, welche Herrschergestalten die jeweiligen Dynastien'o der Länder jeweils - mehr oder 
weniger zufällig - hervorbrachten". Frankreich hat in Ludwig XIV. einen autokratischen 

Herrscher par excellence", der nicht bloß am "Hofe" repräsentiert, sondern auch tatsäch
lich selbst regien, d. h. die Fäden der Macht fest in der Hand hält und den dafür nötigen 
ArbeitsaufWand auf sich nimmt. Das Kabinen des Königs ist das eigendiche Machtzentrum 
des Landes: Der Monarch hält zwar höchstpersönlich die Regierungsgeschäfte in der Hand, 
aber er hat in Colbert zugleich einen fhltigen Minister, der imstande ist, offensichdiche ;Lu
fallsentscheidungen" des Königs zu korrigieren und so für eine gewisse Kontinuität in der 
Politik zu sorgen. Dasselbe gilt für den Einfluß des Kardinals Je Fkury in der Regent
schaftszeit Ludwigs xv. Trotzdem konnten auch sie die unvermeidbare Tendenz bzw. Ge
fahr der Irrationalität der Entscheidungen, die einem autokratischen Regierungsstil 
grundsätzlich inhärent ist, nur bremsen, aber nicht wirklich bannen. Wtr haben oben be
reits mehrfach auf die f.l.talen Folgen der Großmachtpolitik Frankreichs unter Ludwig XIv. 
hingewiesen. Die gewaltigen Kosten der Kriege haben die Winschaftskraft des Landes bei 
weitem überforden. Der Staatsbankron, den der Monarch bei seinem Tode hinterließ, war 

ja ausschließlich eine Folge dieses Sachverhalts. Die Kriege erschienen aus der persönlichen 

Sicht des Königs als unabwendbar, weil Macht und Gloire der Dynastie auf dem Spiele Stan

den, nicht zuletzt wohl auch der persönliche Ruhm des Königs selbst'l. Dynastische inter
essen und Staatsimeressen wurden vom König einfach gleichgesetzt, als wären sie identisch. 
und doch konfligierten sie ganz offensichdich: Leider blieb das Staatsinteresse in solchen 
Konflikten oft auf der Strecke, und zwar nicht nur in Frankreich, sondern in den anderen 

"absolutistischen" Staaten auch. Es handelt sich hier offenbar um eben das Phänomen, das 
wir in den ersten Kapiteln "personal Rule" genannt haben, also um die Konzentration und 

10 Wolfgang E. j. ~b" 1998: Dynastiesicherung und Staatsbildung. Die Entfaltung des frühmoder
nen Fürstenstaates. In: Ders. (Hrsg.), Der Fürst. Ideen und Wirklichkeiten in der europäischen 

Geschichte. Köln/WeirnarlWien: Böhlau, S. 91-136; daß der Staat aus der Dynastiebildung ,.ab
geleitet" werden könne, ist eine zweifelhafte These des Autors, beruht doch die Staatsbildung nicht 

unwesentlich gerade in der "Enrpatrimonialisierung der Sraatsleitung", wie wir in diesem Kapi

tel zeigen wollen. 

11 Otto Hintu 1970: Die Entstehung der modernen Sraatsminisrerien, a. a. 0., S. 306 f. zu Eng1and 
unter Georg III., welcher wegen "wiederholter Geistesstörungen", die schließlich in dauerndem 

Irrsinn endeten. kein "persönliches Regiment" habe entfalten können; ähnlich die Äußerungen 
zum "geistesschwachen Kaiser Ferdinand" von Österreich im Vormärz. 

12 Ernst Hinrichs 1989: Ancien Regime und Revolution. Frankfurt a. M.: Suhrkamp, in.sbcs. das Kap. 
"Absolute Monarchie und Bürokratie. Bemerkungen über ilm .Unven:inbarmt' im fiarrriisisdJ.:n 
Ancien Regime". S. 81-98. 

13 Johannes Kunisch 1992: La guerre - c' es( moi! Zum Problem der Sraatenltonflikte im Zeitalter des 
Absolutismus. In: Ders., Fürst - Gesellschaft - Krieg. Köln/WeimarlWlCD: Böhlau, S. 36. 
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Schrankenlosigkeit aller Machtbefugnisse der Staatsleirung in der Person des Herrschers: 

"LEtat, c'est moi!" 

Das Prinzip des "personal Rule"'4 hatte zur Zeit Ludwigs XIV nicht nur negative Auswir

kungen - anders als unter seinen achfolgern -, sondern ergab in der Konsolidierungsphase 

des "frühmodernen" Staates durchaus emen gewissen Sinn: Der Bau des Schlosses in Versail

les sowie die vom König auferlegte Verpflichtung für die gesamte Hocharistokratie Frank

reichs, dorr die "höfische Gesellschaft:" zu bilden, also die öffentliche Bühne für die Macht

demonstrationen des KönigsI! - haben möglicherweise zur inneren Pazifierung bzw. zur 

Durchsetzung des Gewaltmonopols mindestens ebensoviel beigetragen wie die Garnisonen 

der Armee und die ersten Ansätze für eine Polizei - so jedenfalls manche Autoren. Auch wenn 

man das so sieht, stellt sich trotzdem die Frage: Warum hat Frankreich im 18. Jahrhundert 

den von Ludwig XIV. eingeschlagenen Entwicklungspfad in Richtung autokratischer Herr

schaft: und höfischer Gesellschaft: nicht verlassen, zumal das Problem der Kontrolle und Dis

ziplinierung des Adels kaum mehr bestand - und warum bedurfte es der Revolution und der 

Guillotine, um die etablierten Irrarionalitäten des politischen Systems als Folge defizitärer 

Strukruren der Staatsleitung encllich zu beseitigen? 

Ein Teil der Erklärung dürfte in der Relevanz der bei den anderen Strukturmerkmale 

(neo)patrimonialer Systeme zu finden sein, nämlich im weitverzweigten polItischen Kliente

lismus als dominantem Kommumkationsmusrer einerseits, und in der eingespielten oder en
demischen K077'Uption in Gestalt unzähliger Chancen der Selbstbereicherung der klientelistisch 

strukturierten Eliten andererseits. Die Rekrutierung von Personal in die höchsten Staatsämter 

erfolgte unter Ludwig XIV. nach rein persönlIchen Beziehungen, und dieses Prinzip setzte sich 

ungehindert nach unten fort: ,,At every level of ehe administration, high-ranking officials had 

c1ients, often relatives, who honeycombed ehe ranks of ehe officers and commissaires."'6 Nach 

dem Tode F1eurys tritt Ludwig XV. seine zentrale Stellung als Zentrum des politischen Kli-

[4 Zu .personal Rule" als generellem Merkmal der absolutistischen Regime vgl. auch S. E Fmer 

1997: The Hisrory of Government, Vol. III. OxfordlNew York: Oxford Unlv. Press, S 1455 ff.; 

Finer diskutiert das Phänomen ganz treffend unter der Überschrift: "The Limits ofEuropean Ab

solutism". Speziell zu Ludwig XIV. und dessen persönlichem Regiment als "personal Rule" InS

bes. S 1325 f 
[5 Norbt:rt Eltas 198] Die höfische Gesellschaft. Frankfurt am Main: Suhrkarnp; siehe auch Carl 

Hmnchs 1986: Zur e1bstauffassung Ludwigs XIV In seinen A-[t:mOlreJ. In: Ernst Hintichs (Hrsg.), 

AbsolutISmus. Frankfurt am Mam: Suhrkarnp, S. 97-Il5. 

16 farnes B. Collins 1995: The State III Early Modern France. Cambridge: Cambridge Univ. Press S 

230 f; Collllls fährt fort: . .The personal facror played a cmical role In ehe instability at ehe h,ghest 

levels of French government after ehe deaeh of Fleur)'. The cardinal's perronalinfluence over Louis 

XV helped ro maintain a certain stability in governmental policy and personnel- Orry, for ex

ample, served as controller general from 1730 until '745, In a parrern soon ro become all-roo-fa

miliar, lost his position because ehe king's mistress, Mme. de Pompadour. speaking on behalf of 
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entelismus an seine Mätresse Mme. de Pompadour ab, die rücksichtslos ihre eigenen Ver

wandten und Freunde in die höchsten Staatsämter bringt. Ihr folgte unter anderem die 

berüchtigte Mme. du Barry, die nicht einmal vom "Hof" akzeptiert werden konnte, weil sie 

keiner aristokratischen Familie entstammte. Als Ludwig XV. 1774 starb, mußte Mme. du 

Barry und ihr ganzer Hofstaat der neuen Königin Marie Antoinette von Österreich weichen -

wie üblich in solchen Systemen brachen die alten Klientelstrukturen zusammen und begann 
eine neue Ära für "Elitenzirkulation". Zu diesem Zeitpunkt befand sich aber die Monarchie 

schon auf dem Tiefpunkt ihres Ansehens; und es sollte noch schlimmer kommen: König Lud
wig XVI. galt "offiziell" als impotent, was zu wilden Spekulationen über das Sexualleben der 

Königin Anlaß gab; insbesondere die libelks scandaleuses verbreiteten - natürlich im Unter

grund - Geschichten mit deutlich pornographischen Inhalten'? Der König interessierte sich 

für die laufenden Staatsgeschäfte wenig, er ging lieber auf die Jagd'8. 

her relatives, the financier Paris brothers, agitated for Orry's dismissal. As controller general, he 

placed too much scrutiny on military supply contractors (i. e., the Paris brothers). Orry's succcssor, 

Machault, lost his ministerial post in 1757 because of a similiar falling out with Mme. de Pom

padour (and, not coincidentally, the Farmers General). Later, in ehe 1760s and early 17705, the 

Court would be divided a10ng personallincs; dismissed ministers had invariably lost ehe conf1-

dence of the permanent administration in Paris. Policy considerations aside, personal intrigue at 

the Court provided one of the dominant motifs of French development in the eighteenth cen

tury" (S. 131 f.). 
17 Robm Darnton 1982: The Literary Underground of the Old Regime. Carnbridge, Mass.: Harvard 

Univ. Press, insbes. S. lOlff.; die Schmähschriftenliteratur setzte das unter Mme. de Pompadour 

und de Barry begonnene Werk fort; so zeigte eine der vielen Schriften ein Bild von einer mastur

bierenden Königin, eine andere Schrift beschrieb die angeblichen sexuellen Beziehungen der Kö
nigin zu einem Bischof usw. Wieder eine andere Schrift verbreitete das Gerücht, der Polizeichef 

von Paris baue an einer Maschine, mit welcher er zehn - narürlich unschuldige - Bürger in einem 

Zuge aufhängen lassen könne usw. - Eine antimonarchistische Publizistik spielte schon vor der 

Hinrichtung Charles 1. (1649) in England eine entscheidende Rolle, siehe Monika Wtmfort 1993: 

Monarchie in der bürgerlichen Gesellschaft. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht. S. 16 f.; wir 

kommen im Kapitel 8 auf die fundamentale Bedeutung der "politischen Öffentlichkeit" zurück. 
18 A. Cobban 19S7: The Dedine of Divine-Right Monarchy in France. In: The New Carnbridge 

Modern History, Vol. VII: The Old Regime 1713-1763, S. 214-240: "Louis XV was bored wich du

ties of a king even before he properly carne to exercise them, and he turned to the two things 

which were ever varied even when ehey were a1ways the same, hunting and women. The days 
when the king did not hunt, it was said, ,Je roi ne fait rien aujourd'hui', and a long procession of 

royal mistresses, among whom only ehe Pompadour and Mme du Barry knew more chan a ttan

sient favour, helped to keep boredom at bay .... His worst vice was the fatal incapacity for decl
sion which paralysed the machine of ehe State at its very centre, and arose perhaps in part from 

his pervading boredom and distaste for ehe labours involved in conducting the business of ehe 

State. Yet he dung stubbornly to his royal prerogativcs and ehe position he had inherited from 
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Die negativen Effekte dieser Verhälrnisse auf den Staat und in der Folge auf die Gesell

schaft sind kaum abzuschätzen: Wie wir bereirs sahen, belief sich das nach dem Tode Lud

wigs XIV beschlagnahmte Vermögen von Günsrlingen des Königs auf rd. 220 Millionen 

Livres - das war weit mehr als das gesamte Staatsbudget des Jahres 1740! Die verantwor

tungslosen und korrupten Schachzüge des neuen Finanzministers John Law hat die Instiru

tion einer Staatsbank, welche Frankreich dringend gebraucht härre, für den Rest des Jahr

hunderrs und sogar darüber hinaus diskreditiert. Nicht zuIerzr wegen der Märressenwirrschaft 

Ludwigs xv. hat frankreich zwei Kriege verloren - die Günstlinge erwiesen sich insbeson

dere im Siebenjährigen Krieg als völlig unfähig -, und trotzdem wurde als Folge der Kriege 

eine schier unbezahlbare StaarsschuId angehäuft. Die ständigen Affären und nicht zuletzt die 

verfehlte "Privatdiplomatie" Ludwigs XV. serzren das Land international der Lächerlichkeit 

aus. Ludwig XVI. besaß weder die Intelligenz noch die Charakterstärke, den Staat wieder in 

Ordnung zu bringen - im Gegenteil: Kaum war ein Finanzminister im Amt, war er schon 

wieder enrlassen. Der Monarch war die meiste Zeit für Staatsgeschäfte ohnehin nicht an

sprechbar, wed er sich eben in irgendwelchen Wäldern auf der Jagd befand - kein Wunder, 

harre sich doch die höfische Gesellschaft von Versailles längst aufgelöst und vom Hofe abge

wandr. Die Schmähschriftenliteratur des literarischen Untergrundsl9 hat die Legitimität der 

Monarchie wahrscheinlich weit stärker unterminiert als ein halbes Jahrhundert ,,Aufklärung". 

Das Königspaar war von dieser Literatur und der daraus entstandenen "öffentlIchen Mei

nung" längst hingerichtet, bevor es das Schaffon tatsächlich besteigen mußte. 

Ns die republikamsche Regierung in ein Terrorregime ausartete, hatte es sich ebenfalls als 

unfähig erwiesen, das Problem der Staatsleitung zu lösen. Die Intervention des Militärs in 

dieses Machrvakuum kam daher nicht von ungefähr, ebenso die Tatsache, daß das Militär 

natürlich keine Demokratie, sondern eine Diktatur errichtete. Napoleon war möglicherweIse 

ein genialer Feldherr, aber sicherlich kein gurer Politiker in dem Sinne, daß er es verstanden 

hätte, das langfristige Staarsinteresse kompetent zu interpretieren, im Gegenteil, er verfiel dem 

Größenwahn und überwg ganz Europa mit Krieg - bis vor die Tore Moskaus, wo eine halbe 

Million seiner Soldaten einen sinnlosen Tod starben. - Mit ein wenig Übertreibung könnte 

man behaupten, das Problem der Organisation oder InstItutionallsierung der Staatsleitung 

Louis XIV" (5. 226);}ames B. Collim 1995: The State in Earlr Modern France, a. a. 0., S. 259: 

"The lang dlcl not have the personal srrengm to creare a firm poltcy In response to me conflicnng 

demamls placed upon hlm. loUIS XVI lacked rhe qualities necessary for acrion. He had less intel

ligence rhan Louis XV and spent much of his time eImer hunting or tinkering wim locks." 

19 Vgl. Antome Je Baecque 1989: Pamphlets: Libel and Polirical Myrhology. In: Roben Darnton/Da

nid Roche (Hrsg.), Revolution in Pnnr: The Press in France 1775-1800. Berkeley/Los 

Angcles/London: Univ. of Californla Press, S. 165-176: "Dekadenz der Aristokrane" einschließ

lich des hohen Klerus CDom Pederasr") war das Hauprthema der - meisr pornographisch gehal

renen - Schmähschriftcnlirerarur des Untergrunds, so der Autor insbes. S. 169 " ... me degenerate 

aristocrar was a masterpiece of propagandistic moral desrablization." 
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sei in Frankreich eigenclich erst durch die gegenwärtige, halb präsidentielle, halb parlamen

tarische Verfassung gelÖSt worden. 

Für Österreich haben wir im vorangegangenen Kapitel behauptet, daß die lange Periode 

der Stagnation während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, durch welche Österreich im 

Verhälmis zu den westeuropäischen Ländern in einen deuclichen Enrwicklungsrückstand ge

raten ist, im wesentlichen als Versagen der Staatsfeitung zu erklären sei. Als Beleg für diese 

These ließen sich viele Autoren zitieren - und sie werden teilweise auch zu Wort kommen -, 

in der folgenden Erklärungsskizze wollen wir zwei Faktoren herausarbeiten: Erstens die spe

zifische Reaktion der Eliten auf die Tendenzen zur Parlamentarisierung und Konstirutionali

sierung der Staatsleirung nach 1815; und zweitens die Bedeurung der Person des Monarchen: 

Ist es "strukrurblinder Personalismus"20 im theoretischen Ansatz oder hängt auf dem Ent

wicklungsniveau, auf dem sich Österreich damals befand, nicht doch "ungemein viel von der 

Person des Herrschers" ab, wie Ignaz Beidtel formuliertlI? 

Den Sieg über Napoleon werteten die Eliten in Österreich - wIe auch in Preußen - zu

gleich als einen Sieg über die parlamentarisch-konstitutionellen "Ideen von 1789". Die Regie

rungen ""urden ausgesprochen konservattv - in bezug auf die süddeutschen Länder, die mit 

Verfassungen vorausgeeilt waren -, sogar reaktionär, d. h., sie wollten in der Tat das "Rad der 

Geschichte" zurückdrehen; und sie \~ußten, daß sie die "öffencliche Meinung" gegen sich hat

ten' Artikel 13 der "Deutschen Bundesakte" harte "landständische" Verfassungen versprochen; 

in den kritischen Jahren nach 1815 drehte sich daher die öffencliche Diskussion um die Frage, 

was denn genau unter dem Adjektiv "landständisch" zu verstehen sei. Merternich ist mit Si

cherheit nicht eigenmächtig an die Interpretation dieser Frage herangegangen, sondern hat 

wohl die Ansicht des Kaisers Franz 1. eingeholt, der ihm unmißverständlich dargelegt haben 

wird, daß er alle Einschränkungen der kaiserlichen Befehlsgewalt ablehne. Dies bedeutete 

nichts weniger als den Fortbestand absolutistischer Verhältnisse in Österreich, und genau die

sen Standpunkt hatte dann Metternich im Deutschen Bund zu vertreten - gleichgültig, ob 

es der seine war oder nicht. Merternich leitete die österreichische Außenpolitik, war daher ein 

vielbeschäfngter Mann, und deshalb engagierte er den politischen Schriftsteller Friedrich 

Gentz, der ihm die Position des Kaisers schriftlich ausarbeitete: "Landständisch" meine die 

altständische Verfassung der ständischen Monarchie des 1"7. und 18. Jahrhunderts, also nichts 

eues, die monarchische Gewalt sei an die Mirwirkung der Stände (Adel, Kirche, Städte) nur 

in bestimmten Angelegenheiten gebunden. Der berühmte Artikel 57 der Wiener Schlußakte 

20 Hans-Ulrich Wehler [995-" Deutsche Gesellschafugeschichte, Bd. 3: Von der "Deutschen Doppel

revolurion" bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges 1849-1914. ~1ünchen: Beck, S. 1017, hier al

lerdings zur These von der umfassenden Selbsuegierung Kaiser Wtlhelms Ir., also zum Problem 

einer ,monarchozenuischen" Interpretation einer späteren Periode. 

21 Ignaz Beidtel1898: Geschichte der österreich ischen Zentralverwalrung 1740-1848, 1I. Bd., Inns

bruck: Verlag der Wagnerschen Universitätsbuchhandlung, S. ~. 
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(1820) brachte dies unmißverständlich zum Ausdruck, wo es hieß: "Da der Deursche Bund, 

mit Ausnahme der Freien Städte, aus souveränen Fürsten besteht, so muß dem hierdurch 

gegebenen Grundbegriffe zufolge die gesamte Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staates 

vereinigt bleiben, und der Souverän kann durch eine landständische Verfassung nur In der 

Ausubung bestimmter Rechte an die Mirwirkung der Stände gebunden werden."ll 

Die ideologische Grundsrrömung des "Konservativismus"'3Iehnre Verfassungsexpenmenre 

jeglicher Art enrschieden ab, und dazu zählte vor allen Dingen die Idee der "Volksrepräsen

tation", also eines gewählren Parlamenrs. Von einer \X'iederbelebung der alten Stande hatte 

man in \'V'ien wenig zu befürchten - sie degenerierten ohnehin zu einem lächerlichen Trau

erspiel, so jedenfalls Ignaz Beidtel am Beispiel der böhmischen Stände14• Für die Organisa

tion der Staatsleirung bedeutete dies: Es blieb alles beim Nten! Der Monarch enrschied in 

letzrer Instanz bei allen Angelegenheiten, die nach seinem Gutdünken als "wichtig" einzu

stufen waren oder die man aus demselben Grunde In gewohnter Weise an ihn herantrug. Der 

alte .'staatsrat" aus der mariatheresianlschen Zeit (I760) harre den Kaiser bei Materien der 

Gesetzgebung nur zu "beraten", und so blieb es in Österreich bis zur Verfassung von I867. 

Es ISt dieses institutionelle Arrangemenr der Enrscheidungsstrukruren an der Staatsspitze, 

das seit Joseph 11. ganz auf die Selbstregierung des Monarchen zugeschnitten ist und nun zum 

enrscheidenden Problem wird. Joseph 11. harre von Sonnenaufgang am frühen Morgen bis 

spät in die Nacht gearbeitet - er entließ oft erst um Mitternacht seine Kabinerrssekretäre, um 

dann noch allein weiterzuarbeiten. Schon aus arbejrsökonomischen Gnmden wäre der Abso

lutismus nach Joseph 11. nicht mehr aufrechtzuerhalten gewesen. Von Kaiser Franz I. wird 

berichtet, daß er in einem "Meer von Kleinarbeit" versank'6; der Kaiser übernahm anfangs 

2.2 ZItiert nach Gerhard Gesfre/eh 1957: Monarchisches Prinzip. In: Ernst Fraenkel/Karl Dietrich Bra

eher (Hrsg.), Staat und Politik. Frankfurt am Main: Fischer, S 200. 

23 Wir kommen im nächsten Kapitel auf die Entstehung des modernen "politisch-ideologischen Co

des" zurück, unter anderem auch auf den Altkonservativismus, der in der ersten Hälfte des 19. 

JahrhundertS die "herrschende" ideologische Strömung war. 

24 Ignaz Beidtelr898: Geschichte der ösrerreichischen Zentralverwaltung, a. a. 0., S. 60 ff. 
25 RutW/fHoke 198]: ÖsterreICh. In: Deutsche Verwaltungsgeschichre, Bd. 2, S. 34"7: Im Staat des Vor

nürz, der ebenso Polizeistaat wie WohlfahrtSstaat und In Ansätzen Rechtssraat war, hane der Auf

gabenbereICh der \bv .. altung derartige Ausmaße angenommen, so Hoke, daß es dem Monarchen 

schon reIn physisch unmöglich war, die EntscheidungsgewaIr in allen Angelegenheiten sich selbst 

vorzubehalten. Damit aber war das Prinzip des Absolurismus bereits durchbrochen. Das in \Vtrk

ltchkeit unlösbare Problem, mir dem die Verwaltung unter Kaiser Franz und seinem Nachfolger 

Frrdinand rang, war deshalb, wie unter ungeschmälerter Erhaltung der ~1achrvollkommenhet[ 

des "-10narchen dieser In der Flur der Verwalrungsgeschäfte bis zur Schwelle seiner eigenen Ar

bcltSkapaZltät endastet werden könnte. 

26 Bruno Sehnnetschek 1984: Der österreich ische Beamte. Wien: Verlag !Ur Geschichte und Po!ttik, 

S·9-
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selbst den Vorsitz bei den "Conferenzen" des Staatsrats, die Chefs der "Hofstellen" hattm .... 
les schriftlich vorzulegen usw. "Bei einer solchen Behandlung der Regierungsgeschäfte war 
Alles auf die Persönlichkeit des Kaisers berechnet. "'7 Der Kaiser wird als integrer ~ 
beschrieben; er mied "Gesellschaften" und duldete keine Verschwendung; aber er mißtraute 
allen seinen Untergebenen und überzog sie mit einem Übermaß an Kontrollen - so konsul
tiene er bei seinen Entscheidungen oft nicht einmal seine "Günstlinge" - strikt daraufbe
dacht, daß die Rechte des Monarchen nicht beschnitten würden, in der Arbeitsweise pedan
tisch, eher ein Bürokrat denn ein weitblickender Politiker. Kaiser Franz war offenbar ein 

Altkonservativer reinsten Wassers, "ein Feind der republikanischen Verfassung und aller con

stitutionellen Regierungsformen, ja er war auch allen Einrichtungen abgeneigt, welche die 
Herbeiführung solcher Institutionen begünstigen konnten. Daher war er ein Gegner der 
fteien Presse, der freieren Gespräche, des öffendichen Gerichtsverfahrens, der freieren Ge
meindeverfassungen, der fteieren Stellung der Schulen, der hierarchischen Ansprüche der 
Geisdichkeit, der Publicität über den Staatshawhalt und der offenen Kritik an der Staatsver
waltung."UI Der Kaiser sei "ein Freund von Polizeimassregeln" gewesen, so Beidtd, vmratdie 
Ansicht, daß die WISSenschaften die revolutionären Bewegungen wenn nicht hervorgerufm, 
so doch begünstigt hätten und soll einer Abordnung der höheren Schulen gesagt haben: Jch 
brauche keine Gelehne, ich brauche nur brave Untenhanen. "19 Die bewußte Vernachlässi
gung der wissenschaftlichen Institute sowie die Herabsetzung der Universitäten zu "Berufs
schulen fur Bearnte"jO sei daher durchaw verständlich. 

Nach dem Tode von Kaiser Franz kann der "geistesschwache" Kaiser Ferdinand I. die Air 
ihn nach dem "monarchischen Prinzip" vorgesehenen Regierungsgeschäfte nicht überneh
men und wird daher von Erzherzog Ludwig venreten, von dem Beidtel berichtet: "Er war 
zwar gutgesinnt, aber langsam und unentschlossen, auch hatte er eine viel zu günstige Mei
nung von den unter Kaiser Franz bestandenen Zwtänden. ")I Trotz zunehmender Unzufrie
denheit wurde am Regierungssystem nichts geänden. Dieses System wurde 6ilschlicberwei 
..Metternichsches System" genannt, so Schimetschek. denn Metternich habe in der Innen~ 

27 IgntIZ &;du! 189ß.· Geschichte der österreichischen Zentralverwaltung. a. a. 0., S. 19. 

28 IgntIZ &;du! 1898: Geschichte der österreichischen Zentralverwaltung. a. a. 0., S. 7 f. 
29 IgntIZ &;du! 189ß.· Geschichte der österreichischen Zentralverwaltung. a. a. 0., S. 8. 
30 WaimzwJ Hmull 199« Gehorsame Rebdlen. - Büroknrie und Beunte in Oaa.eich I7fo .. r&tL 

Wien/KölniGraz: Böhlau, S. 102. 

31 IgntIZ &idul 189ß.· Geschichte der österreichische Zentralverwaltung. a. a. 0., S. us; siehe auch 
RwJolf Holte 19830' Österreich. In: Detusche Vcrwa1tungsgachichte, Bd. 1, a. a. 0., S. uR: .Kai
ser FertJinanJ war aufgrund seiner geistigen Besduinlabeit unBhig zu rtoßiam .... 0. Scabi
lititssystem des Kaisers Fwmz im Gefüge des Sam:s und dessen Venr.ahung ~ DUD zu a
nem System der Stagnation. K Die ZuBIIe des ,.I.cgitimismus·, nach wäc:hem die N.cbfaIge der 
direkten Abstammung, also des "Blures", zu erfolgen hrIm, mu8ten sich -.n der ~ 
Jage schlich~ negativ auswirken. 
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litik wenig zu sagen gehabt. Das Problem lag im "vollständigen Versagen des Vorsitzenden" 

der Staatskonferenz einerseits, d. h. bei Erzherzog Ludwig, und dem intriganten Graf Amon 

Kolowrat andererseits, dessen Wirkungskreis sich im Laufe der Zeit ausdehnte und oft gegen 

die Politik :'1etternlchs gerichtet war eine unkoordinierte Dyarchie in den Staatsgeschäften! 

Metternich .,c1bst soll gesagt haben: "Ich habe vlel1eicht manchmal Europa, niemals habe ich 

Österreich geleitet."." Das explizite Ziel dieses vormänlichen "Stabilnätssystem" sei leicht an

zugeben, 30 Beidtel, nämlich "die Aufrechterhaltung dessen, was vorhanden ist"'). Deshalb 

sei das Ausbleiben von Refonnen kaum verwunderlich. 

In der Zeit von 1835 bis 1848 hatte die Habsburgermonarchie trorz "monarchischem Pnn

zip" keinen Monarchen, folglich gab es keine Einheit der StlUltsgeschäfte! Die kol1eglallsch ver

faßten ober~ten Staatsorgane arbeiteten überaus langsam, umständlich und beschäftigten sich 

wechselseitig über ein kompliZiertes Kontrollsystem wahrscheinlich in hohem Ausmaß mit 

sich selbst. Was in der amerikanischen Politibvissenschaft "Leadership"~ genannt Wird, fehlte 

f.1St vol1ständig: Eine gut geführte Regierung braucht I. ein zumindest mittelfristig angeleg

tes polrtisches Programm, auf dessen Grundlage es überhaupt erst möglich wird, die vielfälti

gen Informationsbestände der Verwaltung fur Entscheidungen zu mobilisieren bzw. gegebe

nenfalls Informationsbeschaffungen über mögliche Entscheidungsbedarfe in der 

gesellschaftlichen Umwelt anzuordnen. "Zeit" ist 2. in einer turbulenten Umwelt eine knappe 

Ressource; "Leadership" bedeutet daher auch, Druck zu erzeugen auf den Output pro Zeit

einheit, also aufLeisrungen der Organisationen des Staates bzw. gegebenenfalls Hindernisse, 

Lelsmngsblockaden zu beseitigen Schließlich gehört zu "Leadership" 3. ein effiZientes "Kom

munikationsmanagement": Moderne Verwaltungen sind, wie wir im lerzten Kapitel sahen, 

ein hochgradig differenZierter Komplex von Organisationen, daher ist "Management" im 

Sinne von Contro!, also Steuerung, ein unabdingbares ErfordernislI. 

p Bruno Schmzetschek 1984. Der osterreichische Beamte" a. a. 0., S. 154. 

33 Ignaz Be/duI1898: CeschlChte der Zentralverwaltung, a. a. 0., S 213 f. 
34 Amon Pelinka 1997; "LeJ.dership": Zur Funkrionalirät eines Konzepts. In ÖZP 26: 369-376. 

~5 Das Problem des Fehlens von "Leadership" blieb auch nach [867 bestehen: Österreich wäre, so 

OrtO Hlntze, wohl gerne zur parlamentarischen Regierungsweise übergegangen, was aber J.nge

sichts der "unüberbrückbaren Gegensätze" zwischen den Parreien und dem "Hader der. atlona

litäten" als aussichtslo; erschienen sei. KaJser Franz Joseph hat während seiner langen Herrs~haft 

überwiegend "Beamtenkabinerte" gebildet, was zwar dem "monarchisch-konstttutlonellen Re

gierungssystem" entsprochen habe, aber - wie in Deurschland - auch nachtedige Folgen zeitigte: 

"Es ist richtig, daß die reguläre Beamtenlaufbahn nicht Immer sehr geeignet ist, .\1änner auszu

bilden. die eine fuhrende Stellung Im Staate einzunehmen bestimmt sind. Das Wesen des Im 

Dienste ergrauten Beamten bekommt leICht etwas Unfreies, Ängstliches, Rourinehaftes; die Scheu 

vor der Verantwortung lähmt oft Tarkraft und Unternehmungsgelsr und erschwert den Enrschluß, 

die hergebrachten Geleise zu verlassen. Aber es gibt immer kräftige Geister, die solchen Berufs

krankheiten nicht unterlIegen, und auch ZWischen den Beamten gibt es Unterschiede der erheb 



Der Staat: Das Zentrum des politischen Systems 

Wegen des Fehlens einer effektiven Organisation der Staarsleirung war es schon Mener

nichs Überzeugung, "dass im Nichtregieren das Hauptübel des Staates liege und dass solches 

aus der Verwechslung des Verwaltens mit dem Regieren enrspringe"!6. Der Personalismus in 

der Staatsleirung - rypisch für die Zeit des Absolutismus - wurde in Österreich zwar büro

kratisch eingehegr, aber zugleich hat sich die Organisation wegen des Fehlens von "Leader

ship" lahmgelegr! Die Spirre der Bürokratie kann nicht wiederum bürokrarisch organisierr 

sein (Max Weber). In Österreich - wie auch in Preußen - bedurfre es der hefrigen Erschüt

terungen der Revolurion von 1848, um die Organisation der Staarsleirung auf einen moder

nen, verfassungsrechrlichen Ent\vicklungskurs zu bringen. 

In Preußen findet der oben skizzierte Parallelvorgang der Zentralisierung der Staatsstruk

turen einerseits sowie der Etablierung eines Systems der aurokratisch-auroritären Selbstregie

rung der Monarchen andererseits durch die Errichrung des "Generaldirekroriums" unter 

Friedrich Wilhelm I. einen ersten Höhepunkt und Abschluß: die gesamte Behördensuuktur 

wird zentralisien; der ~10narch erklärt sich selbst zum Oberhaupt des neugeschaffenen "Ge

neraldirekroriums" An vier Tagen der ~'oche wurden Sitzungen des Generaldirekroriums im 

Schloß des Königs abgehalten, die Chefs der "Departements" legren ihre Immediatberichte 

geschäfrsordnungsmäßlg vor, v,urden besprochen und entschieden, wobei der König nur bei 

"Differenzen" entscheidend eingegriffen haben soll. Der österreichische Geschäftsführer am 

Berliner Hof, GrafSeckendorff, schreibt jedoch 1723 an den Prinzen Eugen nach Wien, daß 

der König mit großem Ernst sogar die kleinsten Detailfragen selbst bearbeiter: 

Alles diriglen der KÖnIg einzig und allein und arbeitet anbei In publicis, Privat-, Haushalrungs

und Domänenaffären mit solchem Ernst, daß auch kein Thaler ausgeben wird, so von ihm 

nicht unterzeichnet. \X'er es nicht sieht, kann es nicht glauben, daß ein Mensch in der \('elt, 

von was Verstand er auch ist, so viel differente Sachen In einem Tage expecLeren und selbst run 

könnte, wie dieser König täglich rue F 

lichsten An." So Otto Hintze 1970. Das Verfassungsleben der heurigen Kulrurstaaten. In: Ders., 

Staat und Verfassung, hrsg. v. Gerhard Oesrreich. Gömngen: Vandenhoeck & Ruprechr, S. 

390-423, hier S. 401. OrtO Hinrze verteidigte bekanntlich die Fortdauer gewisser Aspekte des 

.monarchischen Pnnzips" der Sraarsleirung, wie Preußen sei auch Österreich wesentlich ein ".\1i

litär- und Verwalrungsstaar" geblieben, und zwar aus geopolirischen Gründen, für einen solchen 

sei aber diese Regierungsform angemessener als cLe parlamentarische, ganz abgesehen vom Pro

blem der Reglerbarkezt, das sich für Ösrerreich in dramatischer \('eise gesrellt härte - noch viel 

schärfer als für Frankreich. 

36 19naz Bezdul [898: Geschichte der Zentralverwalrung, a. a. 0., S. 348. 
37 Walter Hubatsch [983: Verwalrung in den einzelnen Terrirorien - C. Preußen von 1713-1803. In: 

Jeserich/PohllUnruh (Hrsg.), Deursche Verwalrungsgeschichte, Bd. I, S. 901, Fußnote 20. 
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Friedrich der Große har diese Arr der aurokrarischen Selbsrregierung in exrremer Weise auf die 
Spirze gerrieben I': Seine Minisrer leireren nichr mehr eigenveranrworrlich ihren jeweiligen 

Verwalrungsbereich, für den sie offiziell zusrändig waren, sondern wurden vom König mir 

bei~pielloser Srrenge zu ausführenden Organen seiner von ihm persönlich gerroffenen Enr

scheidungen degradierr. Das Arbeirszimmer des Königs, also das "Kabinerr", wurde nun zum 

Orr. wo alle Fäden zusammenltefen und Enrscheidungen gerroffen wurden: Nur der König 

harre einen Überblick über die verschiedenen Zweige des Sraarsapparares, versrand die Zu

sammenhänge der Staarsgeschäfre und konnre so die ständig wachsende Vielzahl von Enr

scheidungen aufeinander abstimmen. Narürlich war dieser aurokratische Reglerungssril nur 

möglich, weil Friedrich ein gewalriges Arbeirspensum zu bewältigen imstande war, wie dann 

wenig spärer Joseph Ir. in Österreich!9. Unrer Friedrich dem Großen schrumpfre aber gewis

sermaßen die Lernfähigkeit des Sraarsapparares auf die Lernfähigkeir des Monarchen zusam

men. Der Starrsinn des Königs wurde gegen Ende seiner Regierungszeir geradezu sprich

wörrlich er ließ sich nichrs mehr sagen und erhielt von den Beamten zunehmend 

Unrerlagen, die mehr den Erwartungen des Königs enrsprachen als der Realitär, über welche 

sie ihn informieren sollren. Die Frustration der in wachsender Zahl akademisch gebilderen 

Beamren muß groß gewesen sein. Als der große Sraarsmann Preußens 1788 starb, jubeIre das 

Volk auf den Srraßen Berlins. Friednch harre ein Sysrem eingeführr, welches die gesamte 

Funkrion der Sraatsleirung bel ihm persönlich konzentrierte. Nun war Friedrich lange Zelt 

dieser Aufgabe halbwegs gewachsen, er war zweifellos ein Staatsmann von Format, und so 

funktionierte das System, wenn auch immer schlechter: Die längst überfälligen Reformen Im 

Heereswesen blieben aus, wie wir schon sahen, das Chaos in der zivilen Verwaltung nahm zu, 

und - was eigenrlich noch schlimmer ist - Friedrich wußte das, aber es dienre vorzüglich 

dazu, den autokratischen Reglerungssril zu rechtfertigen bzw. die Schwächen dieses Regie

rungssysrems zu verschleiern: 

Der Regierungsstil Friedrichs hat sich am Ende seines Lebens ad absurdum geführt. Die fähig

sten seiner Mitarbeiter haben seinen despotischen Regierungsstil nur errragen, Indem sie den 

König hintergingen. In dieser 1a.rsache werden die Grenzen seiner und der absolutistischen Re

gierung uberhaupt erkennbar: Verwaltung und Regierung einer Großmacht konnten von 

einem Mann nicht mehr übersehen werden. So hat Friedrich es mit seinem ewigen Drohen 

und Poltern gegen Ende seines Lebens nut dahm gebracht, daß ihm nur noch fingierte und ge

Eilsehte Unterlagen vorgelegt wurden. Hans Rosenberg verweist auf das Beispiel, daß ein diri-

38 Ham Rosenberg I958: Bureaucracy, Anstocracy and Autocracy. Cambridge: Harvard Univ. Press, 

Insbes. Kap. 5, S. 88 ff. 

39 Beide Herrscher gehörten zu den sogenannten "aufgekJä.rten Fürsren U der damaligen Zelt, vgL 

Hann Kluetzng I998: Der aufgekJarre Flirst. In: Wolfgang Weber (Hrsg.), Der Fürst. KölnfWel

marf\X'ien: Böhlau, S. 137-168. 
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gierender Minister einem Kammerpräsidenten heftige Vorwürfe machte, daß er dem König ge

naue statistische Unterlagen start manipulierter vorgelegt habe. Der auf die Person Friedrichs 

ausgerichtete aufgeklärte DespotISmus fing an, sich in einern selbstbewußter auftretenden Be

amtenturn zu verfangen. Das verschachtelte Neben- und Übereinander von Verantwortungen, 

das im wesentlichen dazu diente, daß Friedrich die Möglichkeit behielt, einen gegen den 

anderen auszuspielen, taugte nicht dazu, die Verwaltung zu straffen und durchsichtig zu 

machen 4° 

Mit einiger Sicherheit kann man davon ausgehen, daß Friedrich auch um die beschränkten 

Fähigkeiten seiner Söhne wußte, aber er tat nichts, um das System zu verändern und so die 

drohenden Cefahren abzuwenden. Preußen schlitterte aus Gründen der mangelhaften Orga

nisation und Institutionalisierung der Staatsleitung4' in eine "Fundamentalkrise"4\ ja in eine 

Katastrophe, wie Otta Hinrze schreibt: 

Es hätte nahegelegen, daß unter den schwächeren Nachfolgern Friedrichs des Großen, die der 

Arbeitslast dieser Art von SelbstregIerung nicht gewachsen waren, dIe Stellung der Minister 

sich zu gtößerer Selbständigkeit und Verantwortlichkeit gehoben härte. Eine Tendenz dazu war 

auch vorhanden, aber sie wurde gehemmt durch die Umbildung, die Im Kabinett des Monar

chen eintrat. Unter Friedrich dem Großen waren die Kabinerrsekretäre, mit denen er gearbeitet 

hatte, wirklich nur die Schreiber des Königs gewesen; unter seinen Nachfolgern, namentlich 

unter Friedrich Wilhelm BI., wurden sie zu den eigentlichen Beratern des KÖnIgs, zu Mini

stern hinter der Gardine, wie Hardenberg wohl einmal gesagt hat. Die ZähigkeIt, mit der die 

Nachfolger Friedrichs an der alten Form der Selbsuegierung fesrhielten, führte so zu einer Ent

artung der Kabinerrsregierung. Die alte RegIerung aus dem Kabinett war eine wirkliche Selbst

regierung des Königs gewesen; die neue Regierung durch das Kabinett hielt nur den Schein 

einer solchen aufrecht und legte alle Macht In die Hände von Organen, die keine Verantwort

lichkeit besaßen, da sie sich immer mIt den Befehlen des Königs decken konnten, die mit den 

ausführenden Behörden nicht wie die Minister in geschäftlicher Fühlung standen, die auch 

von den MInistern streng gesondert blieben, anders als selbst die alten Staatssekretäre. Es ist 

bekannt, daß die verkehrte RegIerungsweise großenteils die Schuld an der Katastrophe von 

1806 trägt.4l 

40 KarL Otmar Freiherr von Aretin 199J.' Vom Deutschen ReIch zum Deutschen Bund, a. a. 0., S. 32· 

41 johannes Burkhardt 1997: Die Friedlosigkeit der Frühen Neuzeit. In: ZeItschrift für Historische 

Forschung, S. 538 f, interpretiert die Abhängigkeit des Staates von der monarchisch-dynastischen 

SPItze sehr treffend als "lnstituttonalisierungsdefizit". 

42 Hans-ULrlch l);'ehLer 1987' Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. ',a. a. 0., S. 398. 

43 Otto Hlntze 1970: Die Entstehung der modernen Staatsministerien. In: Ders., Staat und Verfas

sung, a. a. 0., S. 300 f 
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In diesem Jahre 1806 ging auch das Heilige Römische Reich Deutscher arion endgültig zu 

Ende+'. Damit verloren die Stände - auch in den Ländern, wo sie noch etwas zu sagen hat

ten, wie z. B. In Bayern - ihren Rückhalt im Reich und verschwanden mit wenigen Ausnah

men von der politischen Bühne. Die Reformer der Jahre 1806 bis 1815 waren aus ganz ande

rem Holz geschnitzr15 als die alten ~10narchen des sog. Aufgeklärten Absolutismus46 und ihre 

ständischen Berater. Sie hatte einen ganz anderen Begnff vom StfUlte"' 

Die Reformprogramme des Aufgeklärten Absolutismus waren meist von den persönlichen Nei

gungen und Überzeugungen der Herrscher gepragt gewesen. Ihnen hatte etwas SpIelerisch-Zu

fälliges angehaftet, nIcht zuletzt weil die Herrscher als absolute Monarchen Immer wenIger in 

der Lage waren, den ;Ich rapide ausbreitenden Aufgabenbereich eines modernen Staates zu 

llhersehen Die Reformminister des begInnenden Jahrhunderts waren geschulte Beamte mit 

großer Verwaltungserfahrung. Sie und ihre Mitarbeiter entwIckelten die Reformprogramme 

der Jahre 180(>-1815 viel systematischer. Der Übergang vom Aufgeklärten zum Bllrokratischen 

Absolutismus bedeutete daher auch qualitativ einen erheblichen UnterschIed. Nicht mehr das 

Interesse des Monarchen, sondern das des Staates stand im Vordergrund." 

44 Siehe dazu fians-Ulnch W'ehkr 1981' Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. I, a. a. 0 ., S 47' Im 

spaten [8. Jahrhundert seI noch keine SInguläre deutsche GeschIChte auszumachen - es eXIstiert 

ein "barockes System", eine unentwirrbare Gemengelage von großen absolutIStISchen Territonal 

staaten, von ständisch mitregierten Landesfurstentllmern, theokratischen Kirchenfurstenrumern 

halbautonomen Städten mit patrizischen Geschlechteroltgarchlen, Adelssitzen mit fast privat 

wirtschaftlichem Charakter, obskuren Zwergobrigkeiten .eine wahre Milchstraße von Reichs

nrterschaften und Reichsstädten, Abteien und Bistümern, \1ark- und Rauhgrafschaften" EInem 

\ystematischen Definitionsversuch im modernen staatsrechtlichen 'linn entziehe sich dieses bunt

scheckige Gebilde des "Heiligen Römischen Reiches Deutscher '\;a[1on" durchaus, In welchem 

nahezu 1.800 Herrschaftseinheiten ihre souveräne Selbständigkeit beanspruchten. [789 zahlte man 

außer 1.475 reichsritterschaftlichen Pseudosouveränen noch 299 reichsunmittelbare ,:Ieilhaber der 

Hoheit des ReIChs, das von ihnen gebildet wurde" - njeder fur sich wiederum Inbegriff der lan

deshoheit, die der \X'estfälische Fnede (1648) ausdrücklich garantiert hatte". - Der nReichsdepu

tationshauptschluß" von t80~ und die Rheinbundakte von 1806 fuhrten dazu, daß von den 1.800 

Herrschaft,einheiten gut 30 llbrigblieben; die gelstltchen rllrstentllmer werden säkularisiert, fast 

alle Reichsstädte und Reichsfltter durch Mediatisierung in die Terrirorialstaaten eingeschmol2Cn 

H.luptgewinner dieser Cmwandlungen der politischen Landkane waren die sUddeutschen Mit

te!staaten. nSie stellen die eigentltche napoleonische RevolutIon auf deutschem Boden dar", so 

\X'ehler S. 363 zu diesen Veränderungen. 

45 &mhart Kosl!l~ck 1981: Preußen ZWIschen Reform und Revolution, a. a. 0., S. 188 ff, hier auch 

zur Frage nach der "Beteiligung der Stände" und der möglichen Auswirkungen auf die Staatsform. 

46 Siehe neben der schon zitierten l.lteratur auch RudolfVin-hl1us 1984: Deutschland im Zeitalter des 

AbsolutISmus (1648-1763). Görringen: Vandenhoeck & Ruprecht, 2 Auf!. 

4~ Karl Otml1r Frriherr!'On Amm 1993: Vom Deutschen ReICh zum Deutschen Bund, a. a. 0., S. 113. 
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Unter der leitung von Montgelas (1799-1817) werden in Bayern die alten patrimonialen Ge

bilde und Strukruren endgültig beseitigt: In der Verwaltung werden die verschiedenen "Kol

legien" abgeschafft bzw. moderne Ministerien, also das Realsystem, etabliert; das Adelsmo

nopol auf die höchsten Staatsamter wird gebrochen bzw. wird der Adel dem Leistungsprinzip 

in der Verwaltung unterworfen, Qualifikation und individuelle Leistung sollen in Hinkunft: 

ausschlaggebend sein, die Prüfungsmhalre der Sraatsexamina verbindlich festgelegt erc. - mir 

einem WOrt: die Beamren wurden nun ersr zu wirklichen "Staatsdienern", trugen die Uni

form des Staates und wurden zu einem selbstbewußten - teilweise auch privilegierten - S[aats

stand. Die Bayrische Verfassung von 1808 strich die lange Liste patrimonialer Rechtstitel des 

Monarchen und reduzierte ihn schlichr auf den "König von Bayern"; das alre Prinzip der 

"Fürstensouveranirät" im Sraat& wird außer Kraft: gesetzt: "Der König war nicht mehr der 

Staat, sondern ,nur' noch sein Oberhaupt ... "49, der König harre in Hinkunft: beim Regie

rungsantrirr einen Eid auf die Verfassung abzulegen. Die Constitution 50 dieser "Staats

Maschine" , wie es hieß, ist in erster Linie ein Staatsgrundgesetz, das die Organisation des 

Staatsapparates in ihrem Grundgerüst beschreibt und die Frage der Partiziparion der "Staats

bürger"!', ihrer Grund- und Freiheitsrechte zunächsr einmal im Hintergrund beließ. Den

noch werden in Bayern mit der Errichtung eines Zweikammernsystems durch die Verfassung 

48 Helmut Quantsch 1986: Souveränität. - Entstehung und Entwicklung des Begriffs in Frankreich 

und Deutschland vom 13. Jahrhundert bis 1806. Berlin: Duncker & Humblm; Dieter Wyduckel 

1919: Princeps Legibus Solutus. - Eine Untersuchung zur fruhmodernen RechtS- und Staatslehre. 

Berlin: Duncker & Humblot; johannes Kunisch 1982 (Hrsg..r Der dynastische Fürstenstaat. Ber

lin: Duncker & Humblot: Wmer Conze et al. 1990: Staat und Souveränität. In: Geschichtliche 

Grundbegriffe, Bd. 6, S. 1154; Niklas Luhmann 1989: Staat und Staatsräson im Übergang von tra

ditionaler Herrschaft zu moderner Politik. In: Ders., Gesellschaftsstruktur und Semantik, Bd. 3. 

Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 65-148. 

49 Paul Nolte 1990: Staatsbildung, a. a. 0, S. 185 f. 
50 Hemz Mohnhaupt 1990: Verfassung I.. Konstitution, Status, Lex fundamentalis. In: Geschichtli

che Grundbegriffe, Bd. 6, S. 831-862; Gerhard Ddrher 1988: Vom ständischen Herrschaftsvertrag 

zum Verfassungsgeserz. In. Der Staat 27= 161-193 

51 Paul-Ludwzg Wemacht 1969: "Staatsbürger". - Zur Geschichte und Kritik eInes politischen Be

griffs. In: Der Staat, S. 41-63; Mzchael Stolfeis 1990: Untertan - Bürger - StaatSbürger. In: Ders., 

Staat und Staatsräson in der fruhen ~euzeit. Frankfurt a. M .. Suhrkamp, S. 299-339; M. &iner 
LepszUJ 1993- Bürgertum als Gegenstand der Sozialgeschichte. In: Ders., Demokratie in Deutsch

land. Görungen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 289-302;jürgen Kocka 1995-' Das europäische Mu

ster und der deutsche Fall. In: Ders. (Hrsg.), Bürgertum im 19. Jahrhundert, Bd. 1. Gö[[ingen: 

Vandenhoeck & Ruprecht, S. 9-75, und zu Österreich der Bemag im selben Band von Ernst 
BruckmülferiHanns Stekl 1995. Zur Geschichte des Bürgertums in Österreich, S. 166--198. - Das 

19. Jahrhundert sei das Jahrhundert der Durchserzung der "StaatSbürgerrechte" gewesen, so die 
These von Thomas H Marshall 1992. Bürgerrechte und soziale Klassen. Frankfurr/New York: 

Campus, insbes. S. 33 ff. 
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zumindest die ersten Schienen gelegt, auf welchen sich später die Parlamentarisierung der 

Staatsleitung weiterenrwickeln konnte. Diese vorsichtige Formulierung deutet schon darauf 

hin, daß der "süddeutsche Konstitutionalismus" noch nicht sehr weit ging: Die erste Kam

mer blieb überwiegend aristokratisch besetzt und konnte jede Gesetzgebung blockieren, wel

che dem Adel die ihm noch verbliebenen Rechte hätte schmälern können (die Parimonialge

richtsbarkeit z. B. wird zwar eingeschränkt, aber erst 1848 aufgehoben). Von "Volksvemerung" 

war aufgrund des außerordentlich restriktiven Wahlrechts ohnehin wenig geblieben; nach 1815 

durfte nicht einmal das WOrt ausgesprochen werden, ohne sich verdächtig zu machen. Die 

Kammern konnten sich weder selbst versammeln oder organisieren, noch besaßen sie ein In

Itiativrecht bei der Gesetzgebung oder durften gar die Regierung kontrollierenP. 

In Bayern und einigen anderen Ländern hatte man 1815 immerhin eine Verfassung und 

RcpräsentativorganelJ, in Preußen bis 1848 nicht einmal das. Nach der Errichrung der Fachres

SOftS wurde Z\I(ar zunächst einmal Ordnung in das administrative Chaos gebracht, aber das 

Verfassungsversprechen wird nicht eingelöst. Der Grund dafür lag primär in der Frage der 

"Repräsentation": "Repräsentation der Gesellschaft - aber welcher?"54 Die alten Stände wa

ren aufgelöst, die sozialen und politischen Strukruren aber weit entfernt von einem "Staat der 

Staatsbürgergesellschaft" - man denke nur an die fortbestehenden patrimonialen Herr

schaftsrechte der Rittergutsbesirzer in den ostelbischen Gebieten! Die Reformer wollten je

doch beides - Staatsreform und Repräsentation, was scheiterte, und deshalb kam auch kelJ1 

"Staatsgrundgesetz" zustande. Die reale Verfassungslage blieb in Schwebe - typisch für elJ1 

autoritäres System, wie wir bereits im Kapitel 2 sahen. 

52 jiJrg-Dt't!ef Kiihn~ 1989' Volksvertrerungen im monarchischen Konstirutlonalismus (1814-1918). In : 

Hans·Peter SchneiderfWolfgang Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und ParlamentSpraxIs In der Bun

desrepublik Deutschland. BerlinfNew York: Walter de GruJ'ler, S. 49--101, hier insbes. 72 f. Die 

Kammern vor 1848 Sind eher als "Beirats-Parlamente" einzustufen, Ihre Mitgheder seien, so ein 

bayrischer StaatsmInIster 1840, "Räte des Königs", das Recht zu Ernennung der Regierung durch 

die Krone "ar so ,~e1bstverständhch, daß sich die Verfassungen oft gar nicht damit beschäftigten, 

ebenso selbstvemändlich die monarchischen Einberufungs- und Auflösungsrechte, das Erforder

nis der Bestätigung für das Amt des Karnmerpräsidenten. parlamentarisches Selbstversamm

lungsverbot, Verv-.eigerung von Geserzeslniriauve, die Budgets werden ledighch beraten, geprüft 

und festgestellt, es besteht Zusrimmungspflicht für staatsnorwendige Ausgaben etc. Zur Entpa· 

trimonialisierung der Staarsfinanzen siehe Ham-Peter Ullmann 198,~' The Emergence of Modern 

Pubhc Debts in Bavana and Baden berween 1780 and 1820. In: Peter-Chrisnan \X'in (Hrsg.), 

\X'ea]th and Taxation In Central Europe. Leamington Spa: Berg, S. 63-80. 

53 Die Liberalen haben in den meisten deutschen Ländern auch Diäten durchgesetzt - ein wichti

ger Punkr im Zuge der Demokrausierung der Parlamente im Sinne eines "burgerlich freien Sraats

lebens", siehe Chmtzan lamm 1999' Selbsrbe-.vußtseln oder gefügiges Parlament? Abgeordneten

diären und Berufspoliriker in den deutschen Sraaren des 19. Jahrhunderts In: Geschichre und 

Gesellschaft 25= 33-65. 

54 Paul Nolte 1990: Sraarsbildung als Gesellschafureform, a. a. 0., S. 79-107. 
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Hardenberg bekleidete bis zu seinem Tode (1822) das wichtige Staatskanzleramt, das von 

Historikern als "Brain Trust" der Reformen'l beschrieben wird, aber nach Hardenberg nicht 

mehr besetzt \\urde; so blieb es in Preußen bis zur Ernennung Bismarcks. Der König wollte 

keiner geschlossenen Einheit der Regierung gegenübertreten, sondern nur einzelnen Mini

sterns~. So blieben denn die Minister in Preußen weiterhin formell "Diener des Königs" und 

kam eine moderne Kabinettsregierung auch in Preußen nicht zustande. Die oberste Sraatslei

rung lag weiterhin beim ;\lonarchen, "der in Preußen niemals aufgehört hat, selbst zu regie

ren"s' Das "monarchische Prinzip" der Deutschen Bundesakte von 1815 und der \X'iener 

Schlugakte von 1820 brachten diesen Sachverhalt auf eine relativ präzise Rechtsformel, die 

55 Ham-Ulnch \'('ehln 1987; Deutsche Cesellschafugeschichte. Bd. I, a. a. 0, S. 402; die Bedeurung 

des Fre,herrn Karl vom und zum SteIn sei bisher maßlos überscharzt worden, so Wehler, dieser 

be,all z. T. "abstrus-reaktion are Anschauungen", aber mit dem a1tständisch-romantisierend den

kenden, zeirweilig frühliberal gefärbten, reformkonservatIven Beamten konnte sich die große 

Mehrheit der älteren HistorikergeneralIon identifizieren; das Zentrum der Reformen bzw. der 

"defensiven Modernisierung" in Preußen war jedoch das Büro des Staatskanzlers HaIdenberg, der 

es verstanden habe, einen kleinen. aber hochkompetenten, absolut loyalen "Brain Trust" von 

hochkaratigen Experten zusammenzustellen und Aufgaben zu delegieren; er besaß ~fenschen

kenntnis und erkannte die Grenzen der .~fachbarkelten durch Kompromisse. Vgl. Thomas 

Stamm-Kuhlnuwn 1997: .... "Ian vertraue doch der Administration!" Staarsverständnis und Regie

rungskunst des preußischen Staatskanzlers Karl August HaIdenberg. In: Historische Zeitschrift 

264: 613 654. ,Daß die Verfassung zu HaIdenbergs Lebzeiten nicht mehr zustandekam, ist - auf 

der Ebene der Personen - in erster LInie dem Köntg zuzuschreiben, der sie nicht wollte, da er es 

als seInen Stolz betrachtete, die oberste Gewalt im Staat ungeteilt zu erhalten und zu vererben. 

Immer noch ist frappierend. wie sehr In der ,gesellschafugeschichtlichen Diskussion über den 

preußischen Absolutismus der Wille des absolutistischen Königs einfach nicht in Rechnung ge

LOgen wird, wie sehr ständig über die Absichten aller möglichen Reformer, niemals aber über die 

Absichten des Herrschers spekuliert wird" (S. 643). 

56 OltO Hmz, [1,70 Die Entstehung der modernen Staatsministerien. In: Ders., Staat und Verfas

sung, a. a. O. S. 313; siehe auch Otto Hmtu 1967' Das preußische Staatsministerium im 19. Jahr

hundert. In: Ders., Regierung und Verwaltung, a. a. 0., S. 535' "Für den selbstregierenden Mon

archen aber war das Bedürfnts nach solidarischer Einheit der ~finisterien nicht vorhanden; im 

Gegenteil: die voneinander getrennten Ämter ließen sich leichter vom Kabinett aus beherrschen 

und leiten. Der Mangel einer organischen Einheit der MinisterialInstanz ist überall eine Begleit

erscheInung des autokratischen AbsolutISmus." 

57 Otto Hintze 1970: Die Entstehung der modernen Staatsministerien, a. a. 0., S. 316; hier auch zum 

Unterschied zwischen einer monarchisch-konstItutionellen und einer parlamentarischen Regie

rungsweise: "Der paIlamencarischen Regierungsweise entspricht das festgeschlossene, solidaIische, 

unter der Führung eines Premierministers stehende Kabinett, der monaIchisch-konstirutionellen 

RegierungswetSe mit ihrem starken Rest von persönlichem Regiment des MonaIchen entspricht 

eine Ministerkonferenz, deren eigentliche Bedeutung nicht in den kollegial ischen Beschlüssen. 

sondern in den mannigfachen Beziehungen zu der Person des MonaIchen und in dem Maß von 
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nach Gerhard Oestreich die deutsche Verf.1ssungswirklichkeit und -theorie sogar bis 1918 be

herrscht habe<8. TrorL aller späteren Regelungen wurde aus dem "monarchischen Prinzip" eme 

grundsätzliche, verfassungsrechrliche Zuständigkeim'ermutung für die Krone gefolgen (prae
JUlI/tlO regis) bzw. eine "verfassungstheoretische Klassifizierung der Parlamente als Hilfs- oder 

Sekundärorgane der Staatsgewalt" abgeleitetS9• 

Da es in Preußen bis 1848 zu keiner exakten, verfassungsrechrlichen Beschreibung der 

Staatsorgamsation kam . im Verbund mir Österreich -, konnte das "monarchische PrinzIp" 

wieder zur Geltung kommen, aber nichr mehr im autokratischen Sinne des 18, Jahrhunderts, 

sondern eben "verbürokratisiert". Mit der Einführung der Ministerien war auch m Preußen 

der alte monarchische Absolutismus gebrochen. Der Minister vvurde nicht nur formell, son

dern auch real zum Leiter einer obersten Staatsbehörde: er blieb trotz der Abhängigkeit vom 

Monarchen fur seme Amtsfuhrung veranrworrlich, Starr einer Volksvertretung wurde nun 

aber der "Staatsrat" wiederbelebt, eme Art "Beamtenparlament"60, denn es durften dem 

Einfluß besteht, den einzelne Mitglieder m dieser Hmslcht ausüben; nach außen freilich und na

mentlich der Volksvertretung gegenüber erschemt das Ministerium als eme Einhel[, als der Ge

samtvenreter der Reglerung,politik .... Ahnlic.h wie m Preußen ist auch die Enrwicklung in den 

meisten anderen größeren Bundesstaaten verlaufenu (5. 316 f.). 

58 Gerhard Oestmch [957: Monarchisches Pnnzip. In: Ernst Fraenkel/Karl Dietrich Bracher (Hrsg,), 

Sta.lt und Polink. Frankfurt a. ~1.~ Fischer, S. 199-202; Emst- W'olfgang Bockmforde 1976' Der deut

scheI)rp der koostllutionellen Monarchie. In: Ders., Staat, Gesellschaft, Freiheit. Frankfurt a. M .. 

Suhrkamp, S. I12-145; siehe auch Ramer Wahl 198,7: Die Enrwicklung des deutschen Verfassungs

staates biS 1866. In: Joseph Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg,), Handbuch des Staatsrechts, Bd. I, Hei

delherg: C. F. Muller, S. 3-34. 

59 Jörg-Det14 Kühne 1989: Volksverrrerungen Im monarchischen KonstitutionalIsmus (1814-1918). In: 

Hans-Peter Schneider/Wolfgang Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamenrspraxls, a. a. 0, S. 

49-101, hier S. 51 f. 
60 Otto Hmtu 19~O: Der österreich Ische und der preußische Beamtenstaat im I"'. und 18. Jal1rhun

den. In: Staat und Verfassung, a. a. 0., S. 345 f. zum Staatsrat, der auch in Österreich keine 

eigentliche Behörde war, keine Exekutivbefugmsse besitz!. .. Er Ist eme beratende und begutach

tende Behörde !Ur dIe mnere Verwaltung und Gesetzgebung, ein Areopag von Sachverständigen, 

eine Art von Beamtenparlamenr. Hier sollten dJe Reformpläne erwogen und abgeklärr werden, ehe 

sie der ahsolurc \X!illc als Gesetz verkündete .... Der österrclChische Absolutismus Ist früher als der 

preußische in das burokranschc Regicrungss)'stem emgemündet" (5. 345); Siehe auch Otto Hintu 
1967: Das preußische Staatsmimsterium im 19. Jal1rhunderr, In: Regierung und Verwaltung, a. a. 

0" S. 552 zur Einrichtung des Staatsrats in Preußen (r817): Er ist eine höchste, beratende Behörde, 

hat durchaus keinen Anteil an der VefVI:alrung. Der Minelpunkt der Organisauon lag damals noch 

beim Staatskanzler. Die ~finister berichten an das Kabmen des Königs, die Berichte werden aber 

sogleICh dem Staatskanzler zugeschickt und gingen dann auf Anordnung des Königs an den Staats

rat; siehe auch Rnnh'lrt Kosl'lk,.k [981: Preußen Z\ ... ischcn Rcform und Revolution, a. a. 0., S. 266 f. 
zum Staatsrat als ,,Ahschluß der mneradminisrranven Konstirutionalisierung". 
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"Staatsrat" nur beamtete Staatsbürger angehören; der König ernannte dessen Mitglieder: 

Leitende Beamte, oberste Richter, hohe Militärs (und den Kronprinzen), die im Auftrag des 

Königs Gesetzentwürfe zu beraten harren. Damit repräsentiert das Preußen der I. Hälfte des f9. 

Jahrhunderts den geradezu reinsten Typus eines autoritären Verwaltungsstaates, zn welchem sich 

die Verwaltung selbst programmiert. "Seit 1823 wurde in Preußen nicht mehr regiert, sondern 

nur noch adminisrriert."61 Gleichzeitig blieben die Engpässe in der Leistungsfähigkeit des 

Staates auf der Ebene der Staatsleirung erhalten. Als sich die preußischen Staatsminister 1848 

für eine parlamentarische Veranrwortung aussprachen, soll der König geantwortet haben, so 

regiere man "mit dem geistesschwachen Kaiser Ferdinand" (in Wien), nicht aber in Preußen62. 

Damit war die Frage nach einer parlamentarischen Regierung oder einer monarchischen Re

gierung entschieden. In Preußen und später auch im kaiserlichen Deutschland ist die Fort

enrwicklung der Staatsleitung zur "parlamentarischen Regierungsweise" bis 1918 nicht gelun

gen"!, ebensowenig wie in der Habsburgermonarchie64. Nicht zuletzt aus diesem Grunde wird 

61 Fritz Hartung 1981: Zur Geschichte der preußischen Verwaltung Im 19. und 20. Jahrhundert. In: 

Ono BUsch/\X'olfgang Neugebauer (Hrsg.), Moderne Preußische Geschichte 1648-1947. Ber

lin/New York: Walter de Gtuyter, S. 701. Charakteristisch sei auch fur Preußen das "Vorherrschen 

einer geistlosen Routine" gewesen, selbst auf dem Gebiet der WirtSchaftspolitik ließ die lei

stungsfähigkeit deutlich nach ; "Es geht auch so", soll das boshafte WOrt eines Referendars zu Be

ginn der 1840er Jahre gelautet haben. 

62 Otto Hmtu 1967: Das preußische Staatsministerium Im 19. Jahrhundert. In: Regierung und Ver

waltung, a. a. 0., S. 585, andere "geistesschwache" Herrscher werden im Text genannt. 

63 Klaus von Beyme 1970: Die parlamentarischen Regierungssysteme in Europa. MUnchen: Piper, S. 

248 ff.; Jörg-Detlef Kühne 1989: Volksvertretungen im monarchischen Konstitutionalismus 

(1814 ·1918). In: Schneider/Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, a. a. 0., S. 49-101; 

Konrad L'on ZwehL 198]. Zum Verhältnis von Regierung und Reichstag Im KaiserreICh (1871-1918). 

In: Gerhard A. Ritter (Hrsg.l. Regierung, BUrokratie und Parlament in Preußen und Deutsch

land von 1848 bis zur Gegenwart. Dlisseldorf: Droste Verlag, S. 90-II6; Hans-Jürgen Puhle 197]: 

Parlament, Parteien und Interessenverbände 1890-1914. In: Michael StUrmer (Hrsg.), Das kaiser

liche Deutschland. Darmstadr: Wiss. Buchsellschaft, S. 340-377; Hagen Schulze 1982: Preußen 

und das Reich. In: H.-D. LoockiH. Schulze (Hrsg.), Parlamentarismus und Demokratie im Eu

ropa des 19. JahrhundertS. MUnchen: C. H. Beck, S. 156-172. 

64 WaLter GoLdinger 1975: Die Zentralver.valtung tn Cislenhanlen. In: Die Habsburgermonarchie 

1848-1918, hrsg. v. Adam WandruszkalPeter Urbanitsch. Wien: Verlag der österreichischen Aka
demie der Wissenschaften, Bd. II, S. 100-189; die MonarchIe sei auch nach 1867 "ein Obrigkeits

staat geblieben", der Kaiser fUhlte sich nicht als konstitutioneller Regent, sondern sei ganz im 

Sinne des monarchischen Prinzips ein Autokrat geblieben, besaß die Kommandogewalt uber die 

Armee, oberste LeItungsgewalt uber dIe gesamte Burokratie, Verkörperung der Staatsetnheit usw. 

Siehe auch Bruno Schimetschek 1984: Der österreichische Beamte, a. a. 0., S. 170, Kaiser Franz Jo

seph sei "seinem Wesen nach immer ein Autokrat geblieben"; die politischen Parteien waren 

durch erbitterte Feindschaften kaum koalitionsfähig, keine Partei wäre stark genug gewesen, eine 
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für Deutschland ein Modernisierungsnicl<S[and des politischen Systems bekJagr65 - etwa im 

Vergleich zur raschen Modernisierung auf den Gebieten der WirtSchaft, Wissenschaft, Kunst 

unO Bildung und können zahlreiche Entwicklungsprobleme aus diesem Umstand heraus 

erklart werden: der Fortbestand des Militarismus sowie das Fehlen einer "echten" liberalen 

Ku I tur66. 

Nach der deutschen Reichsverfassung 1871 wurde der preußische König zugleich deutscher 

Kaiser, der preußische Ministerpräsident in Personalunion deutscher Reichskanzler. Wie im 

KÖnIgreich Preußen blieb das Oberkommando über die Streitkräfte, die Kompetenz zur lei

tung der Außenpolitik (Diplomatie) sowie letztlich auch die Regierungsgewalt im Inneren in 

der Hand des Monarchen. Der Kaiser ernannte den Kanzler, die Staatssekretäre (des Reiches) 

sowie für Preußen die MInister, und konnte bereits über diese Personalentscheidungen die 

Richtung der Politik maßgeblich bestimmen. Während der Bismarck-Zelt fielen die weitrei

chenden Kompetenzen des Monarchen wenig ins Gewicht, weil sie im wesentlichen vom 

Kanzler ausgefüllt wurden und zwischen Kaiser und Kanzler weitgehende Übereinstimmung 

bestand. Wie immer man über die Inhalte der Politik in diesen Jahrzehnten denken mag, an 

den hervorragenden Leadership-Qualitäten Bismarcks besteht wenig Zwelfel6' . 

Regierung zu [ragen, der iCaJser ernannre "Bearmenkabinette". Siehe auch Ernst Hamsch [986: Be

obachtungen zur ,eschlChte der ös[erreichischen Bürokraue. In: Zeitgeschichte 14: 1-18. "Der ob

ngke1lSstaathche Charakter der Monarchie blieb bis 1918 erhalten" (S. 10), und diese obrigkeIts

staatlich au(Omare Verfaßrhei[ habe auch die Zeit der Ersten Repubhk geprägt, so Hanisch S. 14 f. 
65 Ham-Ulnch ~l('rhkr [988: Das Deutsche Kaiserreich 1871- 1918. Gömngen: Vandenhoeck & Rup

recht, 6. AuA, 5. 238 mit einer ErkLlfung für die ,,Anfälligkeit für autoritäre Politik" usw.; siehe 

auch Ham-}ürgm Puhle /980: Preußen: Enrwicklung und Fehlenrwicklung. In: Hans-Jürgen 

Puhle/Hans-Ulnch Wehler (Hrsg.), Preußen Im Rückblick. Göttingen: Vandenhoeck & Rup

recht, S. Il A2., konstatiert drei "Rückständlgkeiten": verspätete IndustrialiSierung, verspatete Na

tionals[aatsbrldung und fehlende Parlamenrarisierung, S. 37. 

66 &lfDahrmdoifI97I: Gesellschaft und Demokratie In Deutschland. München: dty, das kaiserliche 

Deutschland sei eIn "autoritärer Staat", aber troo.dem keIn Willkürregime gewesen, seine Trager 

herrschten nicht mit Terror, sondern mit jener Mischung von Strenge und Wohlwollen, die die 

Gesellschaft insgesamt, die Familie Im besonderen, gekennuichnet habe. ,,Autoritär ist also eIne 

Politik, die sich nIcht ausschließlich der ,RepresSion' bedienr, sondern gleichuitig um die Wohl

fahrt der Bürger besorgt 1St. .. . Det Staat bedarf der Beteiligung der Betroffenen nicht. Der kai

serliche Reichstag mit seiner eigenrümhchen Mischung von Rechten (in Budgetfragen) und 

Rechclosigkeiten (in Fragen der personellen Zusammensetzung des Ministeriums) markiert schon 

den äußersten Punkt, bis zu dem autoritäre Herrschaft gehen kann, ohne ihre Grundlage In Frage 

zu stellen. Die Vielen dürfen innerhalb gewisser Grenzen reden, auch Wünsche äußern, aber das 

Handeln bleibt den wenigen, dazu Berufenen überlassen" (5.69). 

67 Nach dem preußischen Sieg 1866 bei KÖnIggrätz über die österreichischen Truppen wollten der 

Monarch und führende Militärs die Fortsetzung des Krieges, der mit einem Triumphzug in Wien 

hätte enden sollen. "In geradezu erbitterten Zusammenstößen mit dem Monarchen gelang es Bis-



Nach der Machtübernahme durch den jungen Kaiser Wdhdm 11. bekam jedoch auch der 
allmächtig scheinende Kanzler die Konsequenzen des "monarchischen Prinzips· zu spOral'I: 
Er wurde nach den ersten Konflikten mit dem Kaiser schlicht und einfach entlassen - zu sei
ner eigenen Verwunderung. Für das Ende der Sozialistengcsetze und manch ancieR Maß
nahmen war das zwar ein Segen, aber daß der Moanrch sich einbildete, er könne sein eigener 
Kanzler sein, wurde in den 1890er Jahren zu einem besondcttn Problem, denn der pcnönIicbe 
Charakter des Monarchen erwies sich für eine stIIIIIskitmJe Frmhion als wmig geeignet: • Wal 
man dem Kaiser schon bald nach seinem Regierungsantritt zum Vorwurf machte, war nicht 
das institutionalisierte ,persönliche Regiment', sondern die improvisierte Sdbsaegienmg, ein 
Regime, das sich in willkürlichen, gelegentlichen, fast zufällig zu nennenden Eingriffen in den 
normalen Gang der Regierungstätigkeit dokumentiene. Allerdings wirkten diese Eingrifti:, 
eben wegen ihres unberechenbaren, überfallartigen Charakters, als eine um so stirkeft 
Störung des Amtsbetriebes und oft als eine vmetzende Herausforderung der Öffmdic::bka:it. "'" 

Die verbalen Eskapaden des Kaisers richteten in der Innen- und Außenpolitik schweren 
Schaden an, zuletzt durch die sog. Daily-Tdegraph-Affiue (1908), welche die Beziehungen 
zwischen Deutschland und England empfindlich stötten. Nach diesem Emgnis ~ der 
Kaiser angeblich in "nervöse Depressionen" und zog sich aus der Tagespolitik watgcbcod 
zutück. Zu dieser Zeit war aber das Image des "persönlichen Regiments" des Kaisers baäts 
so weit verfestigt, daß niemand mehr daran zweifeln mochte, und so schlug damit die Stunde 
der persönlichen Kabinette des Kaisers, also der "Kabinettsregierung" (des Zivilkabinctts, des 
Militär- und Marinekabinetts}70. Im Juli 1914 soUte dieses institutioneUe Arrangement oder 

marck unter höchster Nervenbdastung. diese Rache- und Sttaf.akrion zu YCrhindem., 10 n... 
Ulrich WJJkr 1m: Deutsche Gesdlschaftsgeste. Bd. 3, a. a. 0., S. 19S - eine C.lamleiw,.. 

Bismarcks, denn nur diese Entscheidung ermöglichte später cbs Bündnis mit Oaa.eidL 
68 Otto Himu 1970: Das monarchische Prinzip und die konstiwtiondlc Ver&sa'*'B In: Smat uad 

Verfassung. a. a. 0., S. 3S9-389: Das .persönliche ~t· Kaiser Wdhdms D. war ...... ]djdo 

eine Folge des .monarchischen Prinzips·, W3S aber HinDlC aus seiner Betnchwng ,,~ 
69 Ernst RwloIfHuhn- 19'J2: Das persönliche Regiment Wdhdms D. In: Ernst-WoIfsang 86 L 4ilIrdc 

unter Mitarbeit von Rainer Wahl (Hng.), Modeme deuache V~ (JIbt-l9Jl). 

Köln: Kiepenheuer & Witsch, S. 181--310, hier S. 190. Huber besueiu:t trotzwIrm, cId es cia .pu
sönliches Regiment" gegeben habe, die These vom penönIicbcn ~malt sei YieImdw c:i.e 
.Kampfparole der Opposition" gewau, außadan,.lag es nicht:am ,sJlUm', lODIIaa - .. -
der Schwäche des amtierenden Kanzlers, wmn Ende Juli 1914 militiriscbc uad Dicht p ..... 
Rücksichten den Ausschlag gegeben haben sollten" (S. )OS). Dem bon man sdlwaiich __ 

mert. 

70 HIlN-Ulrich WJJkr 1995: Deuache GaclIschafagescte, Bel 30 a. a. 0., s.1s' E; die ,.K.Iir 
nette" gewannen unter Wdhdm D. an Einftuß, obwohl sich WII iImm wederia der i** g t n 
noch in der Rachsvaf.assung ein Wort fimd. widam als .... COri!, i' a". der ß! .jJ. n ....... 

den im.Mindpunkt eines informellen KomJDlInibmwq .. " __ dIc:."~~ 
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dieses "System" der Staatsleitung die schwerwiegendsten Folgen haben: Die Verbindung 

ziviler und militärischer Staarsleirung war formell nur beim Kaiser angesiedelt, nicht einmal 

der Kanzler besaß dafür verfassungsmäßige Kompetenzen - ganz abgesehen davon, daß der 

Kanzler Bethmann Hollweg offenbar ebenfalls nicht das Politikerformat aufwies, das die 

Lücke hätte füllen können. Persönliches Versagen von Kaiser und Kanzler sowie unkoordi

nierre Entscheidungsinstanzen verliehen nun aber der Obersten Heeresleitung diejenige Un

abhängigkeit und Selbständigkeit, die sie sich so sehr gewünscht harre und während des Welt

krieges in eine An Militärdiktarur einmündete. Der "Staarsleirung als Instirucion" ist es nicht 

gelungen, das Militär7! unter zivile Kontrolle zu bringen - folglich die schweren DefIZite im 

Bereich dessen, was wir oben die "Interpretation der Interessen der Staatssicherheit" genannt 

haben"'2. Das katastrophale Ende des Krieges ist bekannt, ebenso das fatale Vermächtnis dieses 

Endes für die junge Republik, die dann endlich die Parlamentarisierung der Staatsleitung 

durchführre. 

eröffnete", wurden Teil einer "Polykratie" etc., so Wehler auch S. 1016. - Siehe auch Fntz Har

tung 1972: Die Regierung der KabInerre im I. Weltkneg. In: Ernst-Wolfgang Böckenförde (Hrsg.), 

Moderne deutsche Verfassungsgeschichte, a. a. 0., S. 311-322: "In rue Lücke, die durch das Ver

sagen des Kanzlers und rue freiwillige Zurückhaltung des Kaisers entstand, traten die Kabinette" 

(S. 312). 

71 Samuel E. Flner 1962: Man on rhe Horseback. - The Role of rhe Military in PolItics. London: PalI 

Mall Press, S. 25 f, das deutsche Militär habe - wie auch in Japan - trotz hoher "ProfessionaliSie

rung" eine zivile Führung nie wirklich akzeptiert, so Finer gegen Humingron. Das Problem lag 

aber weniger beim Militär selbst, sondern bel dem, was wir hier die "Institutionalislerung der 

Staatsleitung" nennen. 

72 Katastrophal im wahrsten SInn des WOrtes auch die Entwicklung zum "FührerprinZIp" im 

Faschismus und damit die Berungung für diktatorische Vollmachten für Hlcler nach der Macht

ergreifung; der Faktor "Person Hicler" wird oft unterschätzt, so z. B. wenn es um die Erklärung 

für den Befehl zum Angriff auf Rußland geht - eine Folge des Fixierung Hlclers auf die Umset

zung seiner Lebensraum-Ideologie, oder um die praktische Durchführung der sog. "Endlösung 

der Judenfrage" In Gestalt des Holocaust - alI dies ist nIcht eInmal aus den NS-Doktrinen direkt 

abzuleiten, siehe dazu Hemnch August Winkler 1978: Die "neue LInke" und der Faschismus: Zur 

Kntik neomarxistischerTheorien über den Nationalsozialismus. In: Ders., Revolution, Staat, Fa

schismus. Göningen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 94; vgl. Uta Gerhardt 1993: Chansma und 

Ohnmacht. - Bemerkungen zur These der Verwilderung der Herrschaft als Dynamik der Bar

bareI. In: Max .'v1iller/Hans-Georg Soeffner (Hrsg.), Modernität und BarbareI. Frankfurt am 

MaIn: Suhrkamp, S. 1"75-194, hier insbes. mit Bezügen zu Max Weber und Talcorr Parsons Theo

rie charismatischer Herrschaft in ihrer Relevan2 für die Erklärung des "Führerprinzips" und den 

daraus resultierenden Konsequenzen nationalsozialistischer Herrschaft. 
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7.2 Die Entwicklung zum modernen Parlamentarismus 

Die Frage, ob es in den deutschen Landen eine hisrorische Kontinuität von der Ständeorga

nisation zum modernen Parlamentarismus gegeben habe oder nicht, ist nach wie vor um

stritten". Meine Beschäftigung mit dieser Frage kommt zu dem Ergebnis, daß nur sehr we

nig für die Kontinuitätsmese spricht74 . Die Stände haben ja ganz generell die Modernisierung 

des Staates eher blockiert als gefördert, wie man gerade am Beispiel Österreich aus der Ge

schichte entnehmen kann. Bestenfalls hat es so etwas wie eine gewisse Tradition der Idee der 

"Volksrepräsentation" gegeben sowie daß diese Repräsentation einmal das Steuerbewilli

gungsrecht besessen habe. Beides ist zwar hisrorisch falsch - die Stände haben niemals das 

"Volk" repräsentiert, sondern sich selbst; sie haben Gelder bewilligt, aber nie Steuern, jeden

falls nicht freiwillig -, aber Ideen haben ihre eigene Geschichte und können sich daher auch 

relativ unabhängig von der realen Institutionengeschichte fortentwickeln'5. 

Eine durchgängige hisrorische Kontinuität vom vorstaatlichen, vormodernen Parlament 

zum modernen Parlamentarismus gab es nur in England. Zur Geschichte des Parlamentaris

mus in England gibt es sehr viel Literatur, die wir hier auch nicht annähernd diskutieren kön-

73 Siehe die Beiträge in Heinz Rausch [974 (Hrsg.): Die geschichtlichen Grundlagen der modernen 

Volksvertretung. - Die Entwicklung von den mittelalterlichen Korporationen zu den modernen 

Parlamenten, Bd. 2: Reichsstände und Landstände. Darmstadt: Wiss. Buchgesell.; Heinz Rausch 

[980 IHrsg.): Die geschichtlichen Grundlagen der modernen Volksvertretung, Bd. I: Allgemeine 

Fragen und europäischer Überblick. Darmstadt: Wiss. Buchgesellschaft; Korl Bosl [977 (Hrsg.): 

Der moderne Parlamentarismus und seine Grundlagen in der ständischen Repräsentation. Ber

IIn: Duncker & Humblot; Dietrich Gerhard I974 (Hrsg.): Ständische Vertrerungen in Europa Im 

17. und 18. Jahrhundert Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht; Gerhard Gestreich I96~' Stände

rum und StaatSbildung In DeutSchland. In: Der Staat 6: 61-73. 

74 Hannes Wimmer I996: Evolution der Politik, a. a. 0., S. 346 ff.; siehe auch Klaus v. Beyme I970. 

Die parlamentarischen Regierungssysteme in Europa. München: Piper, S. 49: "Von den konser

vativen Gegnern der parlamentarischen Regierung wurde diese Regierungsform als eIne Beson

derheit der englischen Entwicklung hingestellt, die von keInem Lande des KontinentS nachge

ahmt werden konnte. An dieser These war etwas Richciges, soweit es die historische Entwi,klung 

betraf, denn England war das einzige Land der \'qelt, das die parlamentarische Regierung ohne 

wesentlichen Bruch der Kontinuität in der Verfassungsentwicklung aus dem ständischen System 

seit dem Spätmittelalter entwickelte." 

75 Hasso Hoftnann I974: Repräsentation. Berlin: Duncker & Humblot; Adalbert Podlech I984· Re

präsentation In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 5, S. 509-547; Hasso Hoftnann I988: Der spät

mittelalterliche RechtSbegriff der Repräsentation in Reich und Kirche. In : Der Staat 21' 523-545; 

Helmut G. Walther I990. Die Gegner Ockhams: Zur Korporationslehre der mittelalterlichen 

Legisten. In: Gerhard GöhlerlKurt LenkiHerfried Münkier/Manfred Walther (Hrsg.), Polirische 

Instirutionen im gesellschafrJichen Wandel. Opladen: WestdeutScher Verlag, S. 113-139. 
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nen. Es sei daher gestattet, nur die wichcigsten Emwicklungssradien anzugeben und dann zur 

frage der Staatsleirung in unserem Gegenwansstaat zurückzukehren. 

Entwicklungsstadien des englischen Parlamentarismus. 

• Vom "Parlamem als Ereignis" zum "Parlamem als Instirution"76: Die englischen "Par

hamems" waren bis 1688/89 im wesemlichen zeidich befristete Ereignisse - ähnlich 

den Ständeversammlungen auf dem Kominem, aber schon früh als Zwei-Kammern

System (House ofLords, House ofCommons) organisiere, nicht als Drei-Kurien-Sy

stem~; ein "ParlJamem" beriefen die Könige im wesendichen nur dann ein, wenn sie 

Geld brauchten. Kamen die Könige ml( Ihren Finanzen zurecht, gab es auch kein 

"Parliamem" - zur Zeit der Sruam manchmal ein ganzes Jahrzehm nichr. "Parlia

mem" bezeichnet also nur die vom König einberufene Versammlung, die über Geld

forderungen berät, keine auf Dauer geseme, zeidich unbefristete Imtitution. 
• Die klassische Zeit der Parlamemssouveränmlt (im 18. Jahrhundere) und die Emste

hung einer parlamemarischen Opposition-': Nach der Glorious Revolution (1688/89) 

beansprucht das Parlamem die Hoheit über das Steuer- und Budgeuechr. Damit muß 

es zumindest jährlich einberufen werden. Darüber hinaus pocht das Parlamem zuse

hends auf den Grundsatz, alle Rechrsänderungen beueffend "Life, Liberry and Esrate" 

bedürnen der Zusnmmung des Parlamems. Es beansprucht somit die Kompetenz zur 

76 Kmneth Mackmzu I963: The Engiish ParlIament. Baltimore/Maryland: Penguin Books; Helm 

/vfaud Cam I98o: Theorie und Praxis der Reprasemanon Im mmelalterllchen England. In Heinz 

Rausch (Hrsg.), S. 325-345; MIchael A . R. Graues I990: Early Tudor ParIiamems 1485- 1558. 

London/:\'ew York: Longman, MIchael A R. Graues I98J: Elizabethan ParlIaments 1559-1601. 

London/:\'ew York. Longman; G. R. Elton I987: The ParIiamems of England 1559-1581. Cam

bndge u. a.: Cambridge Umv. Press; Jmnifer Loach I99I. Parliamenrs under me Tudors. Oxford: 

Clarendon Press. 

77 Otto Hintze I97o: 1}pologle der ständischen Verfassungen des Abendlandes. In: Ders., Staat und 

Verfassung, a. a. 0., S. 120-139. 

78 Kurt Kluxm I983: Geschichte und Problematik des Parlamentarismus. Frankfurt a. ~L Suhrkamp; 

B. W: HIli I98S: British Parliamemary Parties 1742-1832. From me Fall ofWalpole ro me First Re

form Act. London: George Allen Um ... ·in; Ingeborg Bode I962: Ursprung und Begriff der parla

memarischen Oppomion. 5tuttgart: Gustav Fischer; WoljgangJäger I978: Opposition. In: Ge

schichtlIche Grundbegriffe. Bd. 4, S. 469-517; Kurt Kluxen I9S6' Das Problem der politischen 

Opposition. - Enrwicklung und \{'esen der englischen Zweiparteienpolitik Im 18. Jahrhundert. 

Freiburgl~lünchen: Karl Alber; Kurt Kluxm I967: Die geistesgeschichclichen Grundlagen des eng

lIschen Parlamentarismus. In: Ders. (Hrsg.), Parlamemarismus. Köln/Berlin: Kiepenheuer & 

Wirsch. S. 91-98. 
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Gesetzgebung. Gleichzeitig mangelt es aber insbesondere dem House of Commons 

an innerer Einheit, jedes Zusrandekommen von Mehrheiten wird zum Problem. Die 

königliche RegIerung greift zu nkorrupten" Praktiken der !v1ehrheitsbeschaffung 

(Snmmenkauf, Bestechung, Versprechungen von Sinekuren usw.) und wird deshalb 

von den Zeitungen heftig attackiert. Aus der Verbindung von Gegnern der Regie

rungspolink im Parlament mit der kritischen Öffentlichkeit entsteht dIe "Opposition" 

als Dauerphänomen; dIe Formel "Ihrer Majestät loyale Opposition" besagt aber, daß 

sich die "Opposition" nicht gegen die Dynastie richtet und auch keine Systemverän

derung anstrebt. 

Die Entstehung der parlamentarischen RegierungswetSe, die Herauslösung des Regie

rungskablOerrs aus dem ~1achtbereich der Krone und ihre Integration ins Parlament"9: 

Anders als auf dem europäischen Kontinent haben dIe Könige Englands im 18. Jahr

hundert kaum selbst regIert, d. h., dIe Krone beschränkte sich die meiste Zeit auf die 

Einsetzung "ihrer" Regierung. ~1it zunehmender Gesetzgebungsaktivität verschärfte 

SICh jedoch das Problem der Mehrheitsverhälmisse, die korrupten Praktiken des 18. 

JahrhundertS wurden immer weniger durchfuhrbar, zumal sich das Parlament fur 

Journalisten geöffnet hatte, also eine direkte Verbindung bestand zwischen Parla

mentsöffendichkeit und "bürgerlicher" Öffentlichkeit. Deshalb wuchs die Überzeu

gung, der PremIerminister und die anderen Mitglieder der Regierung müßten Teil des 

Parlaments sein, d. h. des House of Commons, damit sie die Abgeordneten dauerhaft 

und nachhaltig beeinflussen können. 

Die Demokratislerung des Parlaments (ab 1832) und die Beherrschung des Parlaments 

dun.h die Regierung(smehrheit), das \X'estminster-Mode1l80: Parallel zur Ausdehnung 

des \X'ahlrechts entstehen um die Mitte des 19. Jahrhunderts politische Parteien, die 

nun im Parlament dIe "Fraktionen" bilden. Durch das .\1ehrheitswahlrecht verfugt 

die jeweils siegreiche Partei im Parlament über eine satte .\1ehrheit, gleichzeitig "dis

zipliniert" die Regierung die Hinterbänkler ihrer Fraktion, mit anderen \X'orten: die 

Regierung "beherrscht" die Parlamentsmehrheit und damit das Parlament. 

Kwus ton Bryml' 1970: Die parlamentarischen Regierungssysteme in Europa . .\1ünchen: Plper; 

Klaus von Bryml' 196.7: Der Begriff der parlamentarischen Regierung. In: Kurr Kluxen (Hrsg.), Par

lamentarISmus. Köln/Berlin: JGepenheuer & \X'irsch, S. 188-195; Kurt Kluxen 196,~' Die Umfor

mung des parlamentarischen Reglerungssystems in Großbmannien beim Übergang zur .\fassen

demokratie. In: Ders. (Hrsg.), Parlamentarismus, a. a. 0., S. 112-137. 

D. G. Wnght 1970: Democracv and Reform 1815-1885. London: Longman; AMlfM. Blrkl' 1982: 

England. In: H.-D. Loock/H. Schulze (Hrsg.), Parlamentarismus und Demokratie Im Europa des 

19. Jahrhunderts. München: C. H. Beck, S. 21-32; zu den Merkmalen des ,,\X'estminster-.\1odells" 

siehe insbesondere Arend Lijphart 1984: Democracies. Panerns of Majoritarian and Consensus 

Government in Twenty-One Countries. :-lew Haven/London: Yale Univ. Press. 
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• Ocr Beginn der "Emanzipation" des Parlaments von der Regierung und die Bildung 

t1nes an den Ministerien orientierren Ausschußwesens (seit 1979)81 

Parlament und Regierung als Staatsleitung 

Die EinbCZlehung des Parlamenrs in den Funkrionskreis der "Staarsleirung" wird manche Po

litologen und vor allem taatsrechrler In Erstaunen versetzen. ~ach Auffassung der Staats

reclmlehre wäre die taatsleirung wohl dIe zenuale Aufgabe der Regierung, nicht des Parla

ments. Schließlich sind die Minister die Chefs der Ministerien, obliegt es der RegIerung als 

Kollektivorgan, die verschiedenen "Pollcies" zu koordinieren (in Österreich die Funktion des 

Bundeskanzlers) und ist nicht die Rolle des Bundeskanzlers uber die Kompetenz zur Besnm

mung der "Grundlinien der Regierungspolitik" . BRD) definierr' 

DIe Politikwissenschafr hat einen Begriff der" Staatsleitung" kaum benöngt, weil dafUr der 

Begriff der "politischen Führung" (Leadership) stand und dieser überdies den Vorzug harre, 

nicht "etatistisch" verkürzt, sondern sehr viel breiter angelegt zu sein, et\va die poliuschen Par

teIen und Verbände einbezieht - wie auch Funktionen der .5e1bstinszenierung der Politik", 

dIe In einer Demokratie im "Zeitalter der MassenmedIen"" ebenfalls wichtig sei und mit 

., 'taatslwung" wenig bis gar nichts zu run habe. Den Parlamenten komme überdies ganz an

dere Funktionen zu, et\va die Repräsentatjons- und Geserzgebungsfunktion, der Herstellung 

von Öffentlichkeit usw., nicht aber die Staarsleitung, wofür das Parlament ein viel zu großes 

und intern gespaltencs Kolleknvorgan sei, als daß es dafür in Frage käme. 

Haben wir es mit konträren theoretischen Positionen zu tun, die ein unterschiedliches Ver

ständnis von "Parlamentarismus" implizieren? Mein Eindruck ist, daß hier in der Tat zwei 

unrcrschiedliche Perspektiven durcheinanderlaufen, dIe man analytisch auseinanderhalren 

sollte, nämlich eine demokratietheoretische und eine staarstheoretische Perspektive. Die EIn

beziehung des Parlaments in den Funktionskreis der Staatsleirung bezIeht primär eine stlUlts

theoretISche Posinon. Wir könnten an dieser Stelle noch gar keine andere Position darstellen, 

weil wIr dIe Sphären der politischen Öffentlichkeit, der Relevanz von Ideologien, der Parreien 

und ParrelenSpteme, der Interessenveruerungen sowie der Interaktion dieser BereIche bei der 

Abhaltung von Wahlen etc., nicht diskutiert haben und folglich eine demokratietheorensche 

81 Stuart A. Walkumd 1981: Das neue Ausschußsysrem des bririschen Unterhauses. In: ZParl. Heft 

4:81. S 463-473; Phi/ip Norton 198s: Das neue Gesichr des Unterhauses. Herausforderungen von 

außen '>tarkung von innen. In: ZParl. HeITJ485 S 522-544: Phzlip Norton 1990: Parliament and 

Polie)' in Bnrain The House ofCommons as a Pohcy lnfluencer. In: Ders. (Hrsg.), Legislarures. 

Oxford u. a. : Oxford Uni\'. Pre~s, S. P7- "180; Phibp Norton 1993: Doe~ Parhament .\1atter? New 

lork u. a.: Harvesterf\('hearsheaf: Th"rrulJ StUllftld 199).' On Dogs and \X'hips: Recorded Vore5. 

In; H. Dönng lHr~g.), Parliamenrs and Majority Rule in Western Europe. FrankfurrJ Tew York: 

Campus. s. 528-565. 
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Sicht nur im Vorgriff auf den folgenden 3. Teil emwickeln könmen. Daher mein Vorschlag

um es bildlich auszudrücken -, die beiden Scheinwerfer nicht gleichzeitig einzuschalten, son
dern nacheinander. 

Wir haben oben gesehen, daß das englische Parlamem, die "Mutter aller Parlameme", zu

mindest bis zu den Reformen von 1832 keinesfalls als demokratisches Parlamem verstanden 

werden kann. Dennoch hat dieses Parlament schon im 18. Jahrhunderr beansprucht, jedes 

Gesetz beschließen zu können, das es zu beschließen fur richtig befindet. Die süddeutschen 

Parlameme waren bis 1848 primär "Beirats-Parlamente" und hatten mit Demokratie ebenfalls 

noch wenig bis gar nichts zu tun8l . Die Ausdehnung des Wahlrechts nach 1848 sowie die ver

fassungsrechtliche Etablierung von Parlamemen kann bestenfalls als Beginn des Demokrati

sierungsprozesses verstanden werden, dennoch waren die Parlamente keinesfalls irreievanrBl. 

Der amerikanische Kongreß ist bis zum Bürgerkrieg in den 1860er Jahren schwerlich als ein 

demokratisches Parlament zu klassifizieren, solange es eben im Kongreß Abgeordnete gab, die 

fur die Aufrechterhaltung der Sklaverei kämpften. Schließlich sind wir oben in manchen au

toritären Systemen von Emwicklungsländern Parlamemen begegnet, deren Existenz ebenfalls 

nicht unwichtig war (wie auch im kaiserlichen Deutschland nicht), wenngleich sie in der 

Staatsleitung eine eher untergeordnete Rolle spielten. - Man kann also auch aus empirischen 

Gründen Parlameme nicht nur aus demokratietheoretischer Perspektive begreifen. 

Bis 1918 stand die Staatsleitung unter dem Funktionsvorbehalt der RegierungB4; auch die 

wichtigste Waffe des Parlaments gegen die Vormachtstellung der Regierung, nämlich das Bud

getrecht, konnte dann nicht voll wirksam werden, wenn es um "staatsnotwendige" Ausgaben 

82 Manfred Botzenhart 1982: Der süddeutsche Konstitutionalismus und die Revolunon von 1848/49. 

In: Hans-Dietrich LoocldHagen Schulze (Hrsg.), Parlamentarismus und Demokratie im Europa 

des 19. Jahrhunderts. München: Beck, S. 135-155: "Es gab im deutschen Frühkonstitutionalismus 

weder einen Parlamentarismus im heutigen Sinn des Wortes noch war er demokratisch" (S. 135). 

Dasselbe gilt noch viel mehr fur die "Provinzialstände" Preußens vor 1848, vgl. Herben Obenaus 
1984: Anfänge des Parlamentarismus in Preußen bis 1848. Düsseldorf: Droste Verlag. 

83 Günther Grünthai 1982: Parlamentarismus in Preußen 1848/49 - 1857/58. - Preußischer Konstitu

tionalismus - Parlament und Regierung in der Reaktionsära. Düsseldorf: Droste Verlag; Hans

Uirich Wehler 1995.' Deutsche Gesellschafugeschichte, Bd. 3, a. a. 0., S. 460: "Obwohl parlamen

tarisches System und demokracische Politik an sich nichts miteinander zu tun haben und in der 

historischen Analyse über lange Zeiträume hinweg - wie auch die Geschichte von Westminster 

lehtt - auseinandergehalten werden müssen, war der Reichstag dank seinem Wahlrecht auch von 

Anfang an die Schwungkraft der Demokratisierungstendenzen des Zeitalters gekoppelt. Das eröff

nete fur die Innenpolitik Im Prinzip vielfältige Chancen, die gerade deshalb von den Verfechtern 

des Status quo als tödliche Gefahr bekämpft wurden." 

84 Raban Graf von Westphalen 1996: Parlamentsentwicklung in Deutschland: Von der konstitutio

nellen Repräsentation zur verantworrlichen Volksvertretung. In: Ders., Parlamentslehre, a. a. 0., 

S.26-80. 
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ging. Deshalb verstanden sich die Parlamenre mehr als .. Opposirion" zur Regierung denn als 

·Teil der StaatsleitungB' - mit Folgewirkungen für die Verfassungen nach 1918 und für die Ge

waltenreilungslehre bis heute! - Das hat sich aber seit der verfassungsrechtlichen Etablierung 

der "parlamenrarischen Regierungsweise" - jedenfalls seit 1945 - grundlegend geändert: Die 

Regierung ist in ihrem Bestand vom Vertrauen der Parlamentsmehrheit abhängig, ja sie scheinr 

überhaupt nicht vlel mehr zu sein als ein "exekutiver Ausschuß" der Parlamentsmehrheit. Die 

Mitglieder der Regierung sind - in der Regel- zugleich Parlamentarier, also Mitglied des Par

lamenrs. Da gegenwärtig kein wichtiges Projekt einer Regierung ohne Gesetzgebung zu reali

sieren ist und das Parlamenr über das Gesetzgebungsmonopol verfügt, kann die Regierung 

ohne Billigung der Parlamentsmehrheit fast nichts mehr tun - es sei denn, die Regierung zöge 

sich auf das ,,Administrieren des Bestandes" zurück. In den USA ist dies in Situationen eines 

"Deadlock" zwischen dem Präsidenten und dem Kongreß zeitweise der Fall. 

In den präsidenriellen Systemen86 finden wir noch den alten Gegensatz zwischen Regie-

85 Klaus v. Bryme /970: DIe parlamentanschen Regierungssysteme in Europa, a. a. 0., S. 255 f. zur 

Theorie des .,negativen Parlamentarismus" in der deutschen KaiserzeIr; vgl. WolfgangJ Momm

sen /993. Das Ringen um den nationalen Staat. Berlin: Propyläen, S. 349: ,.Anstelle eines von Ver

anrwortungsethlk geprägten Klimas breitete sich beI den Parteien des ReIchstages der Hang zu ei

ner oberflächlichen Gesinnungspolitik aus, der es in erster LinIe um den Beifall der jeweils eigenen 

Klientel zu tun war, während die Veranrwortung für die Gesamtheir dähinter vielfach aus dem 

Auge verloren wurde", so der Auror zur "grundsätzlichen Trennwand zwischen Parlamentarier

und Minisrerkarrieren" bzw. der fehlenden Beruck5ichtigung der Exisrenz der politischen ParteIen 

in der Verfassung und In der offiziellen Sraatsideologie. - In Österreich sollte der Reichsrat nach 

1867 eine neue lntegrarionsebene darstellen, wenigstens fur dIe "im Reichsrat vertretenen König

reiche und Länder", also für Cisleithanien, das Staatsgrundgesetz garantierte allen "Volksstämmen 

des Reiches" Gleichberechtigung, aber die Hoffnung auf "Integration" erfullte sich nicht, siehe 

Mathzos &math 1982: Die Habsburgermonarchie. In: Hans-Dietrich LoocldHagen Schulze 

(Hrsg.), Parlamentarismus und Demokratie im Europa des 19. Jährhunderts, a. a. 0., S. 120-134; 

&ma NicklAnton Pe/inka 1984. Parlamentarismus in Österreich. Wien/München: Jugend und 

Volk, S. 88: "Noch 1897 existierten im Abgeordnetenhaus 17 Klubs, dIe meisten davon national 

geprägt: von den insgesamt 425 Abgeordneten gehörten dem Klub der tschechischen Abgeordne

ten allein 60 Parlamentarier an, der damit die stärk5te Fraktion bildete; auch der ,Polenklub' hatte 

59 Abgeordnete, während die ,Christlichsoziale Vereinigung' Luegers nur 26, der ,SOZIaldemo

kratische Verband' nur 15 Abgeordnete umfaßte", so die Autoren, und deshalb isr es zwar richng, 

darauf hinzuweisen, daß der immer häufigere Rückgriff auf den Norverordnungsparagraphen 

durch den Kaiser als "undemokratisch" zu qualifizieren ist, andererseits hatte der Kaiser wohl 

nicht ganz unrecht, wenn er im Hinblick auf den "Nationalitätenhader" feststellte, es seI unmög

lich, Österreich "konstitutionell zu regieren". 

86 lX'infoed Steffoni /979· Parlamentarische und präsidentielle Demokratie. - Srrukturelle Aspekte 

westlicher Demokratien. Opladen: Westdeutscher Verlag; Arend Lijphart /992 (Hrsg./ Parliamen

tary versus Presidential Governmenr. Oxford: Oxford Univ. Press; Fred W Riggs /997' Presidential-
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rung und Parlamenr, wie ihn die traditionelle Doktrin von der Gewaltenreilung vorsah8,. 

Dennoch besteht der Gegensatz zwischen diesen beiden "Organen der Staatsleirung" nur 

dann, wenn sich die politisch-ideologischen (parteilichen) Grundoriemierungen der Regie

rungsmannschaft: des Präsidenren und der Kongreßmehrheit umerscheiden. Dies war jedoch 

über eineinhalb Jahrhunderte hindurch kaum der Fall; erst in den letzten Jahtzehmen häu

fen sich die Zeiten des "Deadlock", also der wechselseitigen Blockierung. Die "Founding 

Famers" wollten dies sicherlich nicht; sie wollten "Checks and Balances" zwischen den ober

sten, staatsleitenden Verfassungsorganen, aber nicht "Deadlock". Die Gefahr des Blockierens 

enrstand eigentlich erst dadurch, daß die Macht des Präsidemen88 durch die Expansion der 

BundesverwalrungB9 seit dem New Deal gewaltig ausgebaut wurde und die USA in dieser Zeit 

zu einer Supermacht der Welt wurden. Die meisten Präsidemen der Zeit davor waren in der 

Tat eher Administratoren. Der Schwerpunkt der Staatsleitung lag eindeutig beim Kongreß. 

Besäße der Präsidem kein legislatives Veto, so wäre er - samt seinen "Secretaries" - auch heute 

nicht viel mehr als der Chef der Bundesverwalrung, welchem der Kongreß die Programme 

sowie die Limits budgetärer Ressourcen vorgibt - mit der gerichtlich einklagbaren Verpflich

tung, sich an die vom Kangreß beschlossenen gesetzlichen Vorgaben zu halten. Seit dem New 

Deal haben sich jedoch die Erwartungen an den Präsidenren grundlegend gewandelt: Der 

Präsidenr muß nun nicht nur gewisse "Leadership"-Qualitäten90 besitzen, sondern auch ein 

politisches Programm, das er in seiner Amtszeit realisieren will. Man versteht die Wahl zum 

Präsidenten auch als Gestalrungsauftrag! Der "White Hause Staff'91 zu seiner Unterstützung 

hat sich seither vervielfacht; für die wichtigen Issues gibt es ganze Teams von Experten und 

Profis, auf die sich der Präsidem stützen und in der Regel auch verlassen kann. 

ism versus Parliamentarism: Implications for Representaciveness and Legitimacy. In: Internatio

nal Political Science Review 18: 253-278. 

87 Michael Rostock I974: Die Lehre von der Gewaltenteilung in der politischen Theorie von John 

Locke. Meisenheim/Glan: Anton Hain; Kurt Kluxen I969: Die Herkunft der Lehre von der Ge

waltentrennung. In: Heim Rausch (Hrsg.), Zur heutigen Problematik der Gewaltenteilung. 

Darmstadr: Wiss. Buchgesellschafr, S. 131-152. 

88 TheoMre J Lowi I98S: The Personal President. - Power Invested, Ptomise Unfulfilled. Ithaca/Lon

don: Cornell Univ. Press. 

89 Der Verfassungskonflikt ist eine der wesentlichen Ursachen des oben beschriebenen Phänomens 

der Fragmemierung des amerikanischen Verwalrungssystems; siehe auch R Douglas Amold I979: 

Congress and the Bureaucracy. New Haven/London: Yale Univ. Press. 

90 Fred 1. Greenstezn I988 (Hrsg.). Leadership m the Modern Presidency. Cambridge, Mass.lLondon: 

Harvard Univ. Press; Barbara Kellerman I984: The Political Presidency. Practice of Leadership. 

New YorkiOxford: Oxford Univ. Press. 

91 Fred 1. Greenstezn I978: Change and Cominuiry in the Modern Presidency. In: Amhony King 

(Hrsg.), The New American Political System. Washingron, D. c.; Amencan Emerprise Instirute, 

S.45-86. 
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Der Machtzuwachs des Präsidenren und die veränderre Rolle des Armes setzten in der 

Folge auch den Kongreß unter Zugzwang. Der Kongreß bewilligre sich ebenfalls soviel 

"StafF'91 , daß heute ein Abgeordneter wie ein mittlerer Unternehmer erscheint, der zwischen 

20 und 50 Angestellte beschäftigr und über ein Millionenbudget verfugr9J. Das Repräsentan

tenhaus und der Senat sind längst nicht mehr Versammlungen von Dilettanten '4, die zwar 

gewisse politische Zielvorstellungen haben mögen, aber im Grunde von der Sache, über die 

sie zu entscheiden haben bzw. Gesetze beschließen, nicht viel Ahnung haben. Jeder Abgeord

nete in einem Ausschuß ist heute Imstande, seme Argumente mit fundienen Unterlagen zu 

untermauern. Diese Grundtendenz zur ProfessionalisIerung der Parfamentsarbeit ist allerdings 

in fast allen Parlamenten der westlichen Indusrrieländer zu beobachten95 . Der wesentliche Un

terschied zu den "parlamentarischen Parlamenren" besteht darin, daß der Kongreß in den 

USA auf die Kooperation mit dem Präsidenten bzw. dem "White House SraH" oder mit den 

"Deparrments" der Bundesverwaltung nicht angewiesen ist. 

Die Spezifika des amerikanischen Kongresses sind hier nicht zu diskutieren, sie sollen Ge

genstand eines Kapitels des 3. Teiles sein. Worauf es hier ankommt, ist, zu zeigen, in welch 

hohem Maße das amerikanische "Parlament" Funktionen der Sraarsleirung96 wahrnimmt und 

es auch verstand, Kompetenzverluste auf diesem Gebiet gegenüber dem Präsidenten zu ver

hindern. Die Präsidenten verstehen ihr Amt nun ebenfalls als Gestalrungsaufrrag für ihr Pro

gramm - ein Anspruch, welchen die Verfassung zwar nicht vorsieht, aber auch nicht verbietet. 

Von einem "starken" Präsidenten erwartet die politische Öffentlichkeit, daß er sich durch-

92 Morrn P. Fionna 1989: Congress - Keysrone of the WashIngton Esrablishmem. New Haven/Lon

don: Yale Univ. Press, Sec. Ed., S. 54 ff zur Emwicklung der "personal staffs" der Abgeordneten; 

heute gibt es mindestens 25.000 (!) Angestellte für den Kongreß. 

93 Roger H Davuison 1988: Der Kongreß als repräsemative Institution. In: Uwe Thaysen/Roger H. 

Davidson/Robert G. Llvingsron (Hrsg.), CS-Kongreß und Deutscher Bundestag. Opladen: 

Westdeurscher Verlag, S 59 f.: Ein Senaror verfügt im Durchschnin über 40 Mitarbeiter, die Ab

geordneten des Repräsentantenhauses etwa 22. 

94 Auch nicht mehr auf der Ebene der Einzelstaaten, siehe Morris P. Fiorina 1994: Divided Govern

mem In the American States: A Byproducr of legIslative Professiona11sm? In: American Political 

Science Review 88: 304-316. 

95 Damit zusammenhängend die Tendenz zum Berufipolitiker, siehe nur Klaus von Beyme 1997: 
FunktIonswandel der Parteien in der Entwicklung von der MassenmItgliederpartei zur Partei der 

Berufspolitiker. In; Oscar W. Gabriel/Oskar Niedermaver/Richard Stöss (Hrsg.), Parteiendemo

kratie in Deurschland. Opladen: Westdeurscher Verlag, S. 359-383. 

96 Samuel C Patterson 1988: Parteien und Ausschüsse im Kongreß. In: Taysen/Dav,dson/Livingsron 

(Hrsg.), a. a. 0., S. 236: Der amenkanische Kongteß ist eine der mächtigsten gesetzgebenden Kör

perschaften der Welt - trotz Vero-Macht des Präsidemen, so Panerson. Die großen Präsidemen 

waren aber nur deshalb "groß", wetl sie den Kongreß auf ihrer Seite harten. 
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setzt97• Seine "Secreraries" sind bei einem starken Präsidenten tatsächlich noch das, was früher 

einmal die "Minister" des Königs gewesen waren: seine Berater und Helfer - persönlich loyal 

und auf seine politischen Ziele verpflichtet98 Sie besitzen auch als Chefs der Departments ge

genüber dem Präsidenten kaum größeren Gestalrungsspielraum. Samuel P. Huntington99 hat 

einmal formuliert, die amerikanischen "Founding Fathers" hänen die altenglische Tudor-Ver

fassung kopiert und dabei übersehen, daß das ehemalige Munerland im Begriffe war, auf ein 

parlamentarisches Regierungssystem umzustellen. 

Wie dem auch sei, fest steht, daß in den USA zwei hochprofessionelle Verfassungsorgane 

um Prioritäten bei den Kompetenzen der Staatsleitung konkurrieren und dabei in Konflikt 

geraten können. Die Vor- und Nachteile dieser Situation sollen hier wenigstens stichwortanig 

angedeutet werden. Als Vorteile gelten: Die Konkurrenzsituation hat den Professionalisie

rungsgrad auf der Ebene der Staatsleirung stimuliert, beschleunigt und hält ihn weiter am lau

fen . Im Grunde genommen bedeutete dies jedoch nichts anderes, als einen Rückstand ge

genüber dem Professionalisierungsprozeß in der Verwaltung aufzuholen. Dies gelang in den 

USA wahrscheinlich wie kaum in einem anderen Land. Der Präsident und seine Adminisua

tion sind Garanten der Regierungsfähigkeit auch dann, wenn der Kongreß aus irgendeinem 

Grund einmal nicht entscheidungsfähig sein sollte. Das amerikanische politische System 

kennt keine Regierungsinstabilitäten, wie sie für parlamentarische Systeme typisch sindIOo
• 

Auf der anderen Seite ist die Deadlock-Situation ein Problem, für das die Verfassung keinen 

Ausweg vorsiehtIOJ
• Sie kann zu einem vorübergehenden "Governmenr-Shutdown" fuhren, 

97 SamueI Kernell 1984: Going Public. New Srrategies ofPresidential Leadership. Washington, D. c.: 
Congressional Quarterly. 

98 Ob es ein Regierungskabmett gibt oder nicht, hängt vom Leadership-Stil des Präsidenten ab, so 

Ludger Helms 1999: Die historische Entwicklung und politische Bedeurung des Kabinetts im Re

gJerungssystem der USA. In: PVS 40: 65---92, hier insbes. S. 89. 

99 Samuel P Huntmgton 1968: Political Order in Changing Socieues. New Haven/London: Yale 

Umv. Press, S. 122 ff. 

100 Man denke an die RegJerungsinstabilitäten in Frankreich zur Zeit der Vierten Republik, auf deren 

Beseitigung ja die Verfassungsreform 1962 bezogen war, vgl. Sabme Ruß 1999: Bröckelnde Pyra

mide? Zur Entwicklung der französischen Mehrheitsdemokrarie. In: ZfP 46: 68---94. Für Italien 

vgl. Ludger Helms 1997: Pluralismus und Regierbarkeir. Eine Bestandsaufnahme der italienischen 

Parteiendemokratie aus Anlaß der Parlamentswahlen 1996. In: ZfP 44: 86-100; beide Fälle ver

weisen darauf, daß die Stabilität der "Infrastrukruren der Staatsleirung" abhängig ist von be

stimmten Verhältnissen in der Umwelt des Staates, nämlich vom Parteiensystem bzw. von parlia

mentary fit partzes, wie Sartori treffend formuliert, GlOvanni Sarton 1994: Comparative 

Consrirutional Engineering. New York: New York Univ. Press, S. 94. 

IOI Louis Fisher 1978: Constirurional Conflicts Between Congress and the President. Univ. Press of 

Kansas; Theodore C Sormsen 1984: A Different Kind of Presidency. A Proposal for Breaking the 

Political Deadlock New York u. a.: Harper and Row Pub!. 
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wie das in der ersten Clinron-Adminisuation tarsächlich eingeueten isr. Zweitens haben die 

Kritiker des Präsidentialismus wohl recht, wenn sie behaupten, das System begünstige eine 

dezenualisierte Enrscheidungsstrukrur m den Parlamenren, also "commirree-governmenr"JO'. 

Die Koordination der politischen Maßnahmen, die Einheit der Staarsleirung falle durch den 

Rost unkonrrolliener Partikularismen in und durch den Wildwuchs des Ausschußwesens im 

Kongreß. Dies habe wiederum mit der Schwäche des amerikanischen Parteiensystems zu run 

(pani es in congress)JOJ, was allerdings Gegenstand zahlreicher polirikwissenschafclicher Kon

troversen ist und im 3. Tet! ebenfalls diskutiert werden soll. 

In parlamentarischen Systemen kommt ein Deadlock-Problem nicht vor, weil ja die Re

gierung von emer Parlamenrsmehrheir "geuagen" werden muß. Wegen dieser Verschränkung 

von Regierung und Parlament verschwimmen allerdings auch die gesonderten Kompetenz

berelche1"4, Möglichkeiten der Zurechnung von Veranrworrung bzw. ergeben sich Schwierig

keiten der KontrollelOj
• Man kann nicht mehr sagen, bei welchem Verfassungsorgan die Kom

petenz zur Staatsleirung liegt, erwa wenn der Haushaltsausschuß des Parlaments jeden 

Budgetansarz der Regierung ändern kann - das eine Programm zusammenkürzt, das andere 

aufpolsten - und damit unmittelbar die Akrionsspielräume verschiedener Ministerien fest

legt, für welche wiederum einzelne Minister als deren Chefs veranrworrlich zeichnen müssen. 

Eigendich sollte der Bundeskanzler als Chef des Koliekrivorgans "Regierung" die verschiede

nen Maßnahmen koordinieren - dafür steht ihm zumindest in der BRD die sog. "Richclini

enkompetenz" zu, aber das hätte ihm in einem solchen Falle der Haushalrsausschuß des Par

lamenrs bereirs abgenommen. - Weil in parlamentarischen Systemen die Kompetenzen zur 

Staatsleirung auf Regierung und Parlament verteilt sind bzw. weil sich die Verfassungen re

gelmäßig über die genaue Verteilung ausschweigen, spricht man in der Sraarsrechrslehre nun

mehr davon, die Staarsleirung komme gewissermaßen Regierung und Parlament "zur gesam
ten Hand" zu: 

102 Kmnt'th A. Shepsle 1989: The Changing Textbook Congress. In: John E. Chubb/Paul E. Peterson 

(Hrsg.), Can the Government Govern? WashIngton, D. c.: The Brookings Institution, S. 238-

237· 

103 Gary U;7 CoxlMatheu' D. JvfcCubbins 1993: legislative Leviathan. Party Government in the House. 

Berkeley/Los Angeles/Oxford: Univ. of California Press; Kmneth A. Shepsle/Barry R. Wezngast 
(Hrsg.) (199)). Positive Theories of Congressional Institutions. Ann Arbor: The Univ. of Michi

gan Press, aus eIner "Rational Choice·'-Perspektive. 

104 Hans Hugo Klein 1987: Die Aufgaben des Bundestages. In: Isensee/Klfchhof (Hrsg.), Handbuch 

des Staatsrechts, Bd. Il, a. a. 0., S. 341-366, sowie im selben Band der Beitrag von lvfeznhard 
Srhrödn 1987: Die Aufgaben der Bundesregierung, S. 585-602. 

105 Für Österreich siehe Jedoch Herbert Schambeck 1997' Regierung und Kontrolle in Österreich. Ber
lin: Duncker & HumbloL 
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Jeder Staat bedarf einer Leitung ... Das Parlament hat eine staatsleitende Funktion in dem 

Maße, in dem es zur Konstitution der staatlichen Einheit beiträgt und Einfluß auf die Verfug

barkeit und den Einsatz staatlicher Instrumente hat, sei es In der Form der Gesetzgebung, der 

BereItStellung von Finanzmitteln durch verbindliche Planungsvorgaben oder durch Teilhabe 

am Prozeß öffentlicher Meinungsbildung. 

Mit der Ausprägung des parlamentarischen Regierungssystems vollzog sich ein Wandel in der 

Wahrnehmung staatsleitender Funktionen. Während diese früher bei der Regierung gebündelt 

waren, vollzog sich in der konstitutionellen Bewegung in den deutschen Ländern im 19. Jahr

hundert eine Enrwicklung zur Staatsleitung als kooperativem Akt von Regierung und Parla

ment bis zu einer stärker verflochtenen Staatsleitung "zur gesamten Hand" von Regierung und 

Parlament [ . .. ] Eine solche Betrachtung entspricht zwar auch der gegenwärtigen politischen 

Praxis, in der die Regierung den Eindruck vermittelt, daß ihr die politische Willensbildung an

vertraut sei. Berücksichtigen wir aber, daß letztlich das Parlament über die Regierung ent

scheider, daß es im Wege der Gesetzgebung für die Regierung verbindliche Anweisungen ge

ben kann , und daß sich nur durch die Wirkungsweise des Parlaments staatliche Einheit 

konstituiert, so erscheint es uns zurreffend, im Verfassungssystem der Bundesrepublik Deutsch

land von der staatsleitenden Funktion des Parlaments zu sprechen - unbeschadet davon, daß 

Regierung, Verwaltung und Justiz in der Verfassung auch selbständig legitimiert sind. Das Par

lament als Ganzes hat unabhängig von seiner Gliederung in Regierungsfraktionen und Oppo

siuon die polirische Verantwortung für das Gemeinwesen."" 

Für die nähere staatsrechdiche Bestimmung von "Regierung im institutionellen Sinne" sei 

der Begriff der "Staatsleitung" ohnehin unentbehrlich, so Schräder, bei der Staatsleitung 

106 Klaus Grimmer 1996: Aufgaben und Zuständigkeiten des Parlaments. In: Raban Graf von West

phalen (Hrsg.), Parlamentslehre. MünchenfWien: Oldenbourg Verlag, hier S. 171-173; siehe ins

bes. Siegftled Magzera 1979: Parlament und Staatsleitung in der Verfassungsordnung des Grund

gesetzes. Berlin: Duncker & Humblot, Kap. 5, S. 218 ff.; Hans Hugo Klem I987: Aufgaben des 

Bundestages. In: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. Il, S. 341-366, insbes. 

zu den Funktionsüberschneidungen zwischen den Staatsorganen Regierung und Parlament: Der 

Regierung steht z. B. das Recht der Geserzesinitiative zu, Rechtsetzung durch Verordnungsrecht 

wie auch das Parlament kraft seiner Kontrollbefugnisse an der Ausübung der vollziehenden Ge

walt partizipiert: "Die Vielfalt der sich wechselseitig durchdringenden Aufgabenbereiche von Par

lament und Regierung sowie der zwischen ihnen bestehenden, von der Verfassung vorausgesetzten 

und gewollten politischen Interdependenzen hat die Staatsrechtslehre zu der weithin überein

stimmend vertretenen Meinung geführt, daß die Staatsleitung, die politische Leirungsgewalt, eine 

kombinierte Gewalt sei, die Parlament und Regierung ,zur gesamten Hand' zustehe" (S. 345); die 

Formel "zur gesamten Hand" stammt von Ernst Friesenhahn I957: Parlament und Regierung im 

modernen Staat. In: VVDStRL 16; siehe auch Ernst Friesenhahn I967: Parlament und Regierung 

im modernen Staat. In: Kurt Kluxen (Hrsg.), Parlamentarismus, a. a. 0., S. 307-319. 
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handle es sich um eine "Grundfunktion des Staates", die aber verfassungsrechrIich nicht ex

akt einzufangen sei. 

CherWlcgend wird die RegierungsfunktIon als politISche Staatsführung oder gleichbedeutend 

ab St.latsleirung gekennzeichnet .. Eine aussagekräfrigere Definition, die dem umfassenden 

f hndlungsaufi:rag des Regierens gerecht würde, ist bisher nICht gefunden worden und läßt sich 

wohl auch nicht finden. Wie jede Leltungs- und Führungsfunktion entzieht sich die Staatslel

rung einer trennscharfen oder abschließenden InhaltsbestImmung. Man kann sie charakten

sieren, etwa Im Sinne einer permanenten Aufgabe. Die Verfassung kann ihr nach Inhalt, Um

fang und Instrumentarium Vorgaben machen. Aber sie kann niemals alle Aspekte und 

Aufgaben des Reglerens im voraus bedenken und regeln. Das Erscheinungsbild der StaatsleI

tung wechselt, unbeschadet gewisser Konstanten, In der Zelt, ist abhängig von politischen 

Ideen und Energien, von handelnden Personen.'<r. 

Oie Wechselbeziehung zwischen Regierung und Parlament kann sich nicht nur über die Zelt 

hinweg ändern, sie variiert auch im Ländervergleich doch ganz beträchrIich. Für die Bundes

republik Deutschland und Österreich wird nach wie vor eine gewisse Präponderanz der Re

gierung konstatiert: zwei Drinel bis drei Viertel aller Gesetzesinitiativen gehen von der Re

gierung aus, es werden die Entvvürfe auf Auftrag der Regierung in den Ministerien 

ausgearbeitet, es besitzt das Parlament - insbes. die Opposition - zuwenig Ressourcen, um 

dem Übergewicht der Regierung im Gesetzgebungsverfahren entgegenwirken zu können. Die 

Regierungsmehrheit im Parlament ist gewissermaßen privilegiert, denn sie wird über die Re

gierung mit Unterlagen und Informationen aus den Ministerien versorgt, die Opposition 

muß dagegen selbst sehen, wo sie bleibt; die parlamentarischen Hilfsdienste' 'würden jeden

falls nicht ausreichen, um den Regierungsvorsprung auszugleichen etc. Wenn dem so ist, 

107 Afdnhard Schroder 1987: Die Regierung. In: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Bd. I1I, S 499-520, hier S. 

500; siehe auch ~fmer Kalt~lter 1989: Regierung, Regierungssysteme. In: Staatslexikon, hrsg. v. 

der Görresgesellschafi:, Bd. 4, Sp. 766-772; eher policy-onentiert als institutionell rue Srudle von 

Manfted G Schmldt 1992. Regieren In der Bundesrepublik Deutschland. Opladen: Leske + Bu

drich; Siehe Jetzt auch rue Bemäge In Ger/inde Somma/Raban Graf von Westphalen 1999 (Hrsg): 

Staatsblirgerlexikon. Staat, Politik, Recht und verwalrung In Deutschland und der Europäischen 

Union. Mlinchen/\'{'Ien: Oldenbourg; für Österreich, allerdings eher in einem traditionelleren 

Interpretationsrahmen Herbert Schambeck 1997: Regierung und Kontrolle In Österreich. Berlln: 

Duncker & Humblot; Wolfgang C Müller 1992. Regierung und KabInettsystem. In: Herben 

Dachs et al., Handbuch des politischen Systems Österreichs, a. a, 0., S. 1l8-133. 

108 Das ästerreichische Parlament hat seit dem "Parlamentsmitarbeitergesetz' 1992 auch auf diesem 

Cebiet aufgeholt, vgl. ~'after Schwimmer 1993." Das neue Parlamenrsmltarbe'tergesetz, Aufwertung 

des Parlamentarismus' In: Österreichisches Jahrbuch für Politik 1992: 387-414; Anton Pe/inka 1999: 

Wachsende Autonomie und Differenzierung: Parteien und Fraktionen Im pJIlamentarlschen Sy-
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heißr dann dies, daß das Niveau der Professionalisierung der Staatsleirung auf der Seite des 

Parlaments zurückgeblieben ist und hier nach wie vor ein Nachholbedarf besteht? Das Para

doxe an der Siruation ist jedoch, daß dies für die letzrlich die Entscheidungen treffende Par

laments-/Regierungsmehrheit eigenrlich gar nicht gilt, und die jeweils an der Regierung be

findliche Fraktionsmehrheit kein Interesse haben kann, an der Benachteiligung der 

Opposition erwas zu ändern. Solange die Fraktionsdisziplin halt, wird der Regierungs(mehr

heits}bonus kaum zu brechen sein und sich die Opposition Im Nachteil befinden. Aus staats

theoretischer Sichr, also aus der Perspektive der lnstitutionalmerung der Staatsleitung, wäre al

lerdings zu bedenken, daß die Opposition gewissermaßen eine "Regierung im Wartestand"'09 

darStellt und man damit rechnen muß, daß sie an die Regierung kommt, ohne ausreichend 

dafür vorbereitet zu sem. 

Bis zur Revolte der Hinterbänkler Ende der 1970er Jahre wurde wohl kaum ein Parlament 

dermaßen von der Regierung beherrscht wie das britische in London"-. Das Wahlrecht er

zeugt relativ gut gepolsterte Mehrheiten im Parlament, die Whips sorgten für strenge Ab

stimmungsdisziplin in den Fraktionen etc. Diese Praxis führte letztendlich dazu, daß man 

eine Abstimmungsniederlage der Regierung im Parlament zugleich als Mißtrauensvotum in

terpretieren konnte und sich die Regierung keine einzige Niederlage erlauben durfte, wenn 

sie nichr scheitern wollte: In den 1950er Jahren gab es bei den "Backbenchern" in allen Ab

stimmmungen strikte Gefolgschaft: für die Whips, keine einzige dissentierende Stimme! Die 

Regierungsvorlagen passierten mit geringfügigen Änderungen das Parlament und wurden Ge

setz. Das Ausschußwesen blieb folglich unterentwickelt: Die "Standing Comminees" ver-

stern Österreichs. In: Ludger Helms (Hrsg.), Parteien und Fraktionen. EIn internationaler Ver

gleich. Opladen: Leske + Budrich, S. 219-239, insbes. S. 2J2: Das Mitarbeitergesetz habe, so Pe

linka, die Abhängigkeit der Abgeordneten von außerparlamentarischer Unterstützung ebenso re

duziert wie von derjenigen der FraktIOnen. Der Hinweis auf einen "Professionalisierungsschub" 

fehlt allerdings noch. 

109 Herbm D(mng I993: Das klassische Modell in GroßbritannIen. Ein Sonderfall. In: Walter Euchner 

(Hrsg.), Politische Opposition in Deutschland und im internarionalen Vergleich. Görtingen: Van

denhoeck & Ruprecht, S. 21-38, hier zur Formulierung S. 22: "Bereitstellung einer A]ternativre

gierung" und der staatsrechtlichen Anerkennung dieses Sachverhalts in GB: Seit dem "Ministers 

of ehe Crown Act 1937" erhält der Führer der zweirsrärksten Parrei im unterhaus als "Leader of 

the Opposirion" ein Minisrergehalt, seit dem "Minisrerial Salanes and Members Pension Acr 

196( beziehen auch die beiden "Opposition Chief Whips" des Hauses und der Lords das GehaIr 

eines Ministers der Krone; S. 27 zum klassischen Modell der parlamentarischen Opposition in 

GB: Bereirsrellung eines "shadow government ready ro take over ehe a1fa.irs of state ar a moment's 

norice. Two equally legirimare political forces, government and opposition, compere in parliament 

and [Wo political pareies seek popular suPPOrt." 

110 lan Budge and David McKay et al. I983: The New British Political Sysrem. Government and So

ciery in the 1980s. London/New York: Longman. 
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dienten kaum ihren Namen, denn sIe waren weder "Sranding", sondern wurden von Fall zu 

Fall ad hoc eingesetzt, noch waren sie "Commirrees" Im srnkten Sinn, denn In der Regel löste 

sich das Plenum als solches auf, um sich als Committee neu zu konstituieren, waren also ein 

verkleinertes Plenum in etwas anderer GestaIr (z. B. ohne Speaker). Eine stärker sachlich ori

entierre Beratung der Gesetzestexte konnte daher kaum stattfinden, die in anderen Parla

menten übliche Spezialisierung der Parlamentarier auf bestimmten Policy-Feldern über das 

Ausschußwesen unterblieb. 

Das britische Parlament hatte sich im 20. Jahrhundert kaum verändert: Es bewahrte in ho

hem Maße seinen alten Charakter als Versammlung von Amateur- oder Spectaror-Politi

kernlII, deren Aufgaben Im wesentlIchen darin bestand, je nach Parteizugehöngkeit entweder 

die Regierung oder die Opposition zu unterstützen. Bis in die 1960er Jahre hatten dIe mei

sten MPs nicht einmal eIn eIgenes Büro: Sie trugen ihre Unterlagen wie Schüler In Schulta

schen, oft auf der Suche nach einem Sitzplatz - Irgendwo auf den Gängen oder in der Parla

mentsbibliothek, um sich wenigstens setzen zu können und einIge Unterlagen zu studieren. 

Die Gänge von Westminster waren zu "corridors of frustration" desillusionierrer Backben

cher geworden. - Ihre Revolte führte 1979 endlich zu den überfälligen Parlamentsreformen: 

"Since 1979, Parliament has ceased ro be the loyal, chamber-oriented institution that it was 

in preceding decades. "1Il 

Die Reformen von 1979 brachten schließlich ein an den J4 Ministerien orientiertes Aus

schußwesen"I, das fest In der Geschäftsordnung des House of Commons verankert ist und 

für dIe Dauer einer Legislaturperiode besetzt wird. Mittlerweile gibt es 16 ressortbezogene 

111 Phtllp Norton 1994. Representation ofInterests: The Case of ehe British House ofCommons. In: 

Gary Copeland/Samuel C. Panerson (Hrsg.), Parliaments In ehe Modern World. Ann Arbor: The 

Univ. ofMlchigan Press. S. 13-28, hier insbes. S, 16, 

III Phtlip Norton 1994: Representation, a. a. 0., S. 22; siehe auch Herben Döring 199],' Das klassische 

Modell in Großbritannien. Ein Sonderfall. In: Walter Euchner (Hrsg.), Politische Opposition in 

Deutschland und im internatIonalen Vergleich. Göningen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 21-38, 

hIer s. 35 zum "Rückgang der Abswnmungsdisziplin"; oder siehe Davld Dmver 1981: Great Bri

taIn From OppoSltion wieh a Capltal ,,0" [0 Fragmented Opposiuon. In: Eva Kolinsky (Hrsg,), 

Opposition In Western Europe. London/Sydney· Croom Helm, S, 78-II5, hier insbes. die Be

schreibung auf S. 80 L Tag rur Tag waren die Mitglieder des House of Commons in die Lobbies 

ihrer jeweiligen Partei geströmt - "wieh a Prussian discipline" (!) - und hätten die Anweisungen 

ihrer Whips entgegengenommen; zu den früheren Verhältnissen siehe auch Allen Potter 1966: 

Great BritaIn: Opposition wieh a Capital ,0'. In: Robert A. Dahl (Hrsg.), Political Opposinons 

In Western Democracies. New Haven/London: Yale Univ. Press, S. 3-33-

113 StuartA. \'(Ialkbznd 1981: Das neue Ausschußsystem des britischen Unterhauses. In: ZParl. 4'81, S. 

463--473; Phtllp Norton 198s: Das neue GeSIcht des Unterhauses. Herausforderungen von außen 

- Stärkung von innen. In: ZParl. 4'85, S, 522-544. 
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Ausschüsse, welche zwischen 1979 und 1992 dem House über 900 Berichte vorlegten1l4 • Die 

höhere Kontinuität in den Ausschußmitgliedschaften erlaubt nun einen Abbau des Sachkun

derückstandes der MPs gegenüber Regierung und Verwaltung. Im internationalen Vergleich 

zählt das britische Parlament jedoch noch immer zu den eher "reactive parliaments" und kon

statiert Norton "a relative weakness as a reactive legislature"!I5• 

Auch dies wird sich in absehbarer Zukunft ändern; Margaret Thatcher zerstörte zwar die 

meisten "korporativen Netzwerke'" zwischen Interessengruppen, Ministerien und Parla

mentsfraktionen - sie regierte bekanntlich "mit eisener Hand" - und beherrschte wiederum 

weithin das Parlament"6. Aber sie schuf nichts Neues, was die korporativen Netzwerke funk

tional hätte ersetzen können. Deshalb entstanden in den 1980er Jahren in London rund um 

Westminster political consultancies"7, Konsultingflrmen, die sich darauf spezialisieren, auf Ab

geordnete der Parlaments parteien Einfluß zu nehmen. Diese politischen Konsultingflrmen 

werden von allen möglichen Interessengruppen genutzt. In diesen Kommunikationsprozes

sen geht es nicht nur um blanke Versuche vorteilsheischender Einflußnahme, sondern auch 

um die Erstellung und Übermittlung von Unterlagen, Informationen, Kontakte, PR-Arbeit 

usw. - all das stärkt die Selbständigkeit und Unabhängigkeit des einzelnen Abgeordneten. 

Gleichzeitig stieg der Bedarf an Wahlkreisarbeit; die MPs wurden unversehends zu "welfare 

officers" und "grievance chasers"; auch dadurch hat sich die typische Arbeit eines MPs stark 

verändert: "The typical Member ofParliament in the 1990s, and especially ehe newly-returned 

Member of Parliament, is a constiruency-active member with a horne in the constiruency, 

with a far greater proportion of time given over each week to correspondence and con

stituency engagement that was ever the case with his or her predecessor. For many MPs, con

stiruency work is becoming the predominant part of their parliamentary work ... "118 

Il4 Thomas Saalfeld 199f Die zentrale Rolle des Parlaments in London. Enrwicklungstendenzen von 

Thatcher bis Major (1979-1994). In: ZParl.-Sonderband 1/95, S. 95-113, hier S. !O4 f. 

115 Phifzp Norton 1990: Parliament and Policy in Britam: The House of Commons as a Policy Influ

encer. In: Ders. (Hrsg.), Legislatures, a. a. 0., S. 177 ff.; siehe auch Philip Norton 1993: Does Par

liament Marter? New lork: HarvesterN:'heatsheaf. 

Il6 Andrew Adonis 1993: Parliament Today. ManchesterlNew York: Manchester Univ. Press, S. 159: 

"Nonemeless. me Thatcher government was careful to circumscribe me powers of me new com

mirtees: their chaJrmen were not to be paid; me power to compel ministers to attend was denied; 

no time limit was speeified "imin whieh departments were obliged to respond to reports; and no 

specific commmment was given to make extra time available on me floor of me House to debate 

committee reports. As David Judge remarks, the story of the committee since 1979 reveals ,both 

the fundamental limitations imposed by these initial resrrictions, and the artempts by me com

mirtees to retrieve me initial losses'." 

117 Thomas Saalfeld 1995." Die zentrale Rolle des Parlaments in London, a. a. 0., S. !O8 f. 
H8 Philip Norton 1993-" Does Parliament Matter?, a. a. 0., S. 152. Wie in den USA und anderswo 

gehört constituency seroice zu den unabdingbaren Beschäftigungsfeldern des neuen, eine beruf/i-
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'Irorz mancher ~kepmcher Äußerungen ("decline ofParliament") scheint das britische Par

lament in den 1980er Jahren einen enormen Professionalisierungsschub erlebt zu haben: Die 

,\1Ps entdeckten die ,,-'facht ihrer Stimme"1I9, ihre Wahlkreisarbeit wurde profeSSIOneller, 

ebenso ihre Parlamentsarbeit in den Ausschüssen, ihre kommunikativen Beziehungen - unter 

t'-:'urwng der modernen Kommumkationstechnologien - zur gesellschaftlichen Umwelt viel

fältiger und intensiver, ihre Informationelle Basis reichhaltiger und tiefer, allerdings auch ihre 

Arbeitsüberlasrung größer. Der Trend zum hoch professionellen Berufspolitiker ist nun auch 

in GB unaufhaltsam. Die Zeit, in welcher die parlamentarische Mehrheit nur der verlangerte 

Arm der Regierung Im Parlament war, dürfte dem Ende entgegengehen. 

Was können wir aus diesen Beispielen sowie aus den voranstehenden Abschnitten zum 

Thema der S'taatsleitung als InstitutIOn lernen? \X'elche Schlußfolgerungen sind zu Ziehen? Als 

vorliiufiges Ergebnis lassen sich vielleicht folgende Punkte zusammenfassen: 

1. Die Staatsleirung des früh modernen Staates oblag (mit wenigen Ausnahmen: Eng

land, USA) fast überall den Königen und Fumen. Am Anfang stand also "personal 

Rule", oder in den \'\'orten von Gerhard Oestreich, "das persönliche Regiment" der 

Monarchen sowie ein hochgradigpersonalrstirches Verständnis von Politik, z. B. in Ge

stalt von Patron-Kl!entel-Beziehungen. Es gibt noch keinen "unpersönlichen" Begnff 

vom Staat"": Teils denkt man in antiken Begriffen von Polis-Herrschaft oder res pu

blJ,a swe Jocretas cil'zlzs, don, wo es noch Stande gibt, smd sie das "Land", d. h., sie sind 

keine Repräsentanten des "Volkes", sondern repräsentieren nur sich selbst, beanspru

chen hIStOrISch gewachsene Herrschaftsrechte, die ihnen niemand verliehen hat, son

dern aus der "gottgewollten" Standeordnung der Gesellschaft resultieren. 

2. Im Absolutismus erfährt das "persönliche Regiment" eine ungeheure Steigerung und 

wird gleichzeItig anfällig rur Leadership-Versagen; die persönliche Leistungsfähigkeit 

wird trorz enormer Arbeitsbelastung, die manche .\10narchen auf sich nehmen, durch 

die rasch ansteigenden Entscheidungsbedarfe überfordert. Das Niveau der Instltutio-

che Ka"iere als Politiker anstrebenden ParlamentarIers. Seine Verankerung im \('ahlkrels Wird 

seme oder ihre große tarke, folglich die größere Unabhangigkeit. 

119 Thonu1J S'iUI/fi1d 19991: On Dogs and Whips: Recorded VOtes. In: Herben Döring (Hrsg.) Par 

liarnent.< and \1aJority Rille in Western Europe. FrankfurtlNew York Campus, St Martln's Press, 

S. 528-565. 

120 i'aul-Ludu'zg \(femacht 1968: Staat. - Studien zur Bedeurungsgeschlchte des Wortes von den An

fangen bis ins /9 Jahrhundert. Berlm Duncker & Humblot, insbes. S. 108 ff., \(ferner Conze et 

nL 1990: Staat und SOllveraniuL In Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 6. S. /-154, und zum Ver

gleich der vonügliche Beitrag von Manfted RUMl 1972: Gesellschaft, btirgerliche. In: Geschichtll

che Grundbegriffe, Bd. I. S 719-800, hier insbes. S. 739 zu den vielfälagen .Personenverbanden" 

sowie zur ~icht-Gnterscheidung von bürgerlicher Gesellschaft und politischer Gesellschaft, $0-

cmdS Clllzlzr Sll'l m publzcn, einer Herrschaftsordnung, welche als Standeordnung gedacht wird. 
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nalisierung ist in Militär, in der Verwalrung, im Finanz- und Steuerwesen wesentlich 

weiter vorangeschritten als auf der Ebene der - diese Apparate steuernden - Sraatslei

rung. Hier liegen im 18. Jahrhundert die entscheidenden Engpässe für Enrwicklungen 

in vielen Bereichen - "political development" wird zur Voraussetzung für gesamtge

sellschaftliche Modernisierung, wen ngleich sich das nich t auf alle gesellschaftlichen 

Bereiche gleichermaßen auswirkt, dafür sorgt die einsetzende funktionale Differen

zierung der Gesellschaft. Im Prinzip der Fürstensouverämtät kommt dann aber die zu

mindest tendentielle Entmachtung der Stände zum Ausdruck bzw. die Zenualisierung 

aller politischen Entscheidungsprozesse auf den Staat. Dem Monopol der physischen 

Gewaltsamkeit folgte ein "Monopol von Politik" durch den Staat - alle anderen ge

sellschaftlichen Bereiche werden entpolitisiert, z. T. durch repressive Maßnahmen. 

3. In England geht im 18. Jahrhundert die Staatsleitungsfunkrion zum Teil auf das Par

lament über, welches sich 1688/89 das Selbstorgamsationsrecht erkämpft hatte und nun 

vor allem die Gesetzgebung und die Finanzen beherrscht. Der Schwerpunkt der 

Staatsleirung im Sinne der "freien Politikgestaltung" liegt jedoch weiterhin bei der 

kÖniglichen Regierung. Auf dem Kontinent kommt es erst durch die Turbulenzen der 

Französischen Revolution zu einem neuen Durchbruch: Etablierung von Ministerien 

mit monokratischer Leirung, erste Ansätze zur Bildung von "Kabinemegierungen" (z. 

B. in Preußen unter Hardenberg). In manchen Ländern steht dann jedoch das sog. 

"monarchische Prinzip" einer weiteren Institutionalisierung der Regierung als Kollek

tivorgan (von verantwortlichen Ministern) der Staatsleirung im Wege und erfolgt erst 

nach 1918. Dennoch wird das Ausmaß der monarchischen Selbsuegierung immer stär

ker reduziert und durch bürokratische, und d. h. institutionalisiertere Formen der 

Entscheidungsfindung ersetzt, z. B. in Form eines "Staatsrates". 

4. Nach 1848 setzt sich auch auf dem Kontinent der Prozeß der Parlamentarisierung 

durch, aber die Herauslösung der Regierung aus dem Machtbereich der Krone - wie 

in England - und ihre Integration ins Parlament gelingt nicht. Immerhin ist jetzt die 

Staatsleitung in der Gestalt einer Regierung als Kollektivorgan fest institutionalisiert und 

verbleiben der Krone nur noch einige "Prärogativen" (z. B. das Oberkommando über 

das Heer - oft mit fatalen Folgen, wie die Kriege zeigten). Die Parlamente haben an 

der Staatsleirung teilweise noch wenig Anteil und geraten daher in einen Gegensatz 

zur Regierung. 

5. Dieser Gegensatz wird in den konsolidierten Demokratien durch die Etablierung ei

ner "parlamentarischen Regierungsweise" aufgelöst. Nur in den USA und anderen 

präsidentiellen Systemen bleibt der Gegensatz erhalten, wird er durch die verfas

sungsmäßige "Gewaltenteilung" bei gleichzeitiger Machrverschränkung zum Problem 

der Einheit und der Effizienz der Staatsleirung. In parlamentarischen Systemen ent

steht dagegen das Problem der Regierungsstabilität, d. h. die Abhängigkeit der Regie

rung von der Koalitionsfähigkeit der Parlamentsparteien. Dieser Sachverhalt verweist 
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bereits darauf, daß die Staatsleitung in Demokratien abhängig wird von Veränderun

gen in der politischen Umwelt des Staates (siehe TeillII). 

6. Parlamente sind relativ große Kollektivorgane: Der Kongreß in den USA umfaßt 450 

Abgeordnete des Repräsentantenhauses und 100 Senatoren; im Vereinigten Königreich 

hat allein das Unterhaus 65I MPs; im vereinten Deutschland hat der Bundestag 662, 

in Österreich der Nationalrat 183 Abgeordnete. Warum die Bildung so großer Kollek

tive, obwohl man doch weiß, daß bei steigender Zahl der MitglIeder Konsens, Bera

tung und Beschlußfassung immer schwieriger werden? Die große Zahl mag empirisch 

aus verschiedenen historischen Umständen zustandegekommen sein, theoretisch sind 

große Kollektivorgane den kleineren - etwa der Regierung - in zweierlei Hinsicht 

überlegen: Erstens läßt sich über die Zahl der Personen gleichzeitig eine Vielfalt von 

politisch relevanten Aspekten der Gesellschaft auf der Ebene der Staarsleirung "reprä

sentieren", z. B. regionale Bezüge, sozialstrukrurelle (Berufsgruppen, Geschlecht), 

parreipolitische - und, wo es sie gibt, z. B. in Belgien, Kanada, Spanien usw. - auch 

ethnische Differenzierungen (Konflikte). Die Diskussion des Begriffs der "Repräsen

tation" gehört nicht hierher, sondern in die Demokratietheorie, wo sich zeigen wird, 

daß gerade die Unschärfe des Begriffs funktionalIst für die Flexibilität in der Zusam

mensetzung der Parlamente und damit für die Integration von politischen Proble

men/Konflikten. Zweitens erlaubt sie Gruppenbildungen innerhalb des Parlaments 

zum Zwecke der Spezialisierung, insbes. für politische Grundorientierungen (Frak

tionen) und bestimmte Policy-Bereiche (Ausschüsse). Die Größe der Parlamente 

zwingt überdies zu verbindlichen Geschäftsordnungen, was dem Instirutionalisie

rungsprozeß ebenfalls förderlich war. Das britische Parlament hat diese bei den Vor

zuge mehr als ein halbes Jahrhundert kaum genutzt und blieb daher im ProfessIOna

lisierungsniveau der parlamentarischen Arbeit hinter anderen Ländern zuruck. Der 

amerikanische Kongreß dagegen hat sie in einem Maße gesteigert, daß die Staarslei

tung sehr fragmentiert oder uberhaupt in eine Unzahl von Einzelaktionen zu zerfal

len scheint. Deshalb ist es verständlich, wenn man In den USA nicht vom "Parla

ment", sondern vom Präsidenten die große "Vision" der PolItIk ef\varret, die er jedoch 

aufgrund der gegebenen verfassungsrechrlichen Lage nicht in wünschbarer Weise er

füllen kann. - Nach all dem ist die Frage ,,00 instirutions matter?" eher als eine rhe

torische Frage zu verstehen und die Frage "Can the governments govern?" die bedeu

rungsvollere. 

Der Vorschlag der deutschen Staatsrechtslehre, den Akzent auf den Aspekt der Staatslettung 

zu verlagern, erscheint uns erfolgversprechend zu sein. Der hier im Kapitel vorgeschlagene 

Ansatz bietet nun die Möglichkeit, ihn von der Interpretation des deutschen "Grundgeset

zes" zu lösen, d. h. ihn von einer konkreten Verfassung zu abstrahieren und /Ur weitreichende 

Vergleiche zu verwenden: einerseits zu vormodernen, historischen Staatsgebilden, anderer-
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seits zu Verhältnissen in den kontemporären Entwicklungsländern. Für die Ebene der Staats

leirung können wir wiederum frappierende Ähnlichkeiten zwischen dem europäischen, 

hisrorischen Prozeß und den Enrwicklungsproblemen der EL konstatieren: Von "personal 

Rule" auf niedrigem Niveau der Instirutionalisierung, über bürokratische Formen der Staats

leitung mit ihren Engpässen im Hinblick auf Leisrungsfähigkeit - nicht zuletzt im Bereich 

der Herstellung von Akzeptanz der Entscheidungen, also der Legitimation, in auroritären Sy

stemen - bis zur Arbeitsteilung zwischen Regierung und Parlament auf einem sehr hohen und 

gefestigten Niveau der Instirutionalisierung in modernen Demokratien. Der Ansatz erlaubt 

es weiterhin, Parlament und Regierung als Einheit zu sehen, und zwar als Einheit der Staats
leitung. Aus staatstheoretischer Sicht erscheint darin ein gewisser Erkenntnisfortschritt zu lie

gen. 
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KAPITEL 8 

Die politische Öffentlichkeit als Subsystem 
moderner Demokratien 

In den we~r1ichen Industriegesellschaften sind de facta alle Lebensbereiche von modernen 

Kommunikationstechnologien penetriert - und zwar bis in die letzten Winkel unserer alltag

lichen Lebenswelt hinein, so daß wir uns kaum noch vorstellen können, wie ein Leben ohne 

dieselben aussähe. Die Massenmedien umhüllen uns wie eine "soziale Haut", schreibt No

elle-Neumann., allgegenwärtig und so unmerklich, daß uns das gar nicht mehr auffällt. Tele

fon, Radio- und Fernsehgeräte zählen langst nicht mehr zu den "Luxusgegenstanden", auf die 

man verzichten könnte, sondern zur lebensnotwendigen Grundauss(attung. Mittlerweile gibt 

es viel mehr Radio- und Fernsehgera.te als Haushalte; kaum jemand hat SchWierigkeiten, diese 

Produkte modernster Hochtechnologien zu bedienen nicht einmal die K.ll1der, wie die mei

sten Eltern aus leidvoller Erfahrung wissen. Am Ausgang des Pflichtschulalters, also mit 15 

Jahren, haben die meisten Kinder mehr Stunden vor dem Fernseher verbracht als 111 der 

chule'. Aber auch für die Erwachsenen ist der Medienkonsum zur wichtlgsten Freizeitbe

schäftigung geworden l . 

Bisabeth Noelle-Neumann 1996' Öffendiche Meinung. - Die Entdeckung der Schweigespirale. 

ßerlinlrrankfl.trt: Ullstein, 4., erw. Auf!. 

2 V:'infrted Schulz 199~' Politische Kommunikation. - TheoretISche Ansätze und Ergebnisse empi

rischer Forschung zur Rolle der Massenmedien in der Politik. Opladen: Westdeutscher Verlag, 

SIll: Ein Jugendlicher in den USA soll auf etwa 18.000 Fernsehstunden kommen, mehr als er 

je 111 der Schule verbracht hat, 111 Deutschland im Durchschnitt zwischen 8.000 und 10.000 

Fernsehstunden: "Ganz überv'legend handelt es Sich dabei um Unterhaltungsfernsehen. Siehe 

auch Lawrence K Grossman 1995: The Electrol1lc Republic. Reshaping Democracy in the Infor

mation Age. New York u. a.: Vilong Press, S 76 f.: "ln less than half a century, teleVision has 

transformed every major Amcncan institution and all of American sociery - the family, religion, 

work, leisure, educanon, politics, sportS, the arts." Vgl. Sonia LlVingstone 1998: Mediated Child

hoods. - A Comparative Approach ro Young People's Changing Media Environment in Europe. 

In European Journal of Communication [r 435-456. 

Der durchschnirtliche Amerikaner Sieht die Hälfte seiner FreIZeit fern, das Fernsehen ist beson

ders Wichtig für die frühk111dliche SOZialisation geworden, so Doris A. Graber 1997: Mass Media 

and American Politlcs. Washingron, D. c.: Congresslonal Quarrerly, 5th Ed., S. [91: "Mtllions 

ofbJbles watch teleVision, 111 den \'7intermonaten 3[ Stunden pro Woche, 81 % der Programme 
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Die meisten Infrastrukturen unserer Gesellschaft würden ohne moderne Kommunika

tionstechnologien nicht mehr funktionieren. Das gilt auch für die Politik. Die moderne 

Demokratie wäre ohne Massenmedien nicht möglich. Genau das unterscheidet sie von der 

antiken Demokratie, wo es zwar auch eine politische Öffentlichkeit gab, aber keine "media

tisierte". Die antike Demokratie war wesentlich "Versammlungsdemokratie", d. h. abhängig 

vom physischen Erscheinen der Bürger an bestimmten Zeiten und bestimmten Orten. Was 

für die Politik galt, galt auch für die meisten anderen Aspekte der antiken Kultur: Immer 

mußte man sich physisch an bestimmte Orte begeben, um an der gesellschaftlichen Kommu

nikation partizipieren zu können. für die Religion z. B. in die Tempel. für die Kunst ins Thea

ter, für die \X'irrschaft zum Hafen usw. 

Der gesamtgesellschaftliche Strukturwandel. der in Europa - und zwar zunächst nur in 

Europa - zur "Moderne" führt, sei, so Anthony Giddens4, konditioniert durch Innovationen 

auf dem Gebiet der Kommunikationstechnologien zur Überwindung raum-zeitlicher Re

striktionen gesellschaftlicher Kommunikation i . Die moderne Gesellschaft habe "no sense of 

place"b, die lokal gebundenen Gemeinschaften früherer Zeiten sind verschwunden: Ein In

tellektueller In New York kann mit einem Intellektuellen in San Francisco, BostOn, London, 

Berlin oder Wien intensiver kommunizieren und mehr gemeinsam haben als mit seinen 

0lachbarn im Wohnviertel, und Vertreter der Theorie der "Informationsgesellschaft" würden 

schon hier anmerken: \Vas wir bislang an Informations- und Kommunikationsrevolutionen 

erlebt haben. sei nur der Anfang gewesen einer viel radikaleren Transformation, die uns erst 

bevorsteht, die aber mit dem raschen Ausbau der Infrastrukruren für die neuen Informations

Superhighways alsbald Realität werden wird; die Frage. ob wir das überhaupt wollen bzw. gut

heißen oder nicht, stelle sich gar nicht mehr, sondern nur noch die Frage. ob wir uns "intelli

gent" genug darauf einstellen. Unsere Zukunft hänge von der Lernfähigkeit und der 

Lerngeschwindigkeit unserer Kommunikationsstrukruren ab - nicht nur, aber auch. von den

jenigen des politischen Systems. 

Diese kursorische Einleitungsskizze deutet schon auf die hohe Komplexität. aber auch auf 

die aktuelle Relevanz dieses Kapitels hin. Der erste Abschnitt soll sich mit der histOrischen Di

mension des Themas beschäftigen, und Z>var mit der zentralen Fragestellung: Inwieweit läßt 

sich die Entwicklung zur Demokratte aus der inneren Dynamik der massenmedial strukrurier-

wären aber eigentlich für Erwachsene gedacht; andererseits gibt es in den USA rd. 23 Millionen 

halbe Analphabeten ... funcrionally illiterate". die für Informationen über Politik völlig auf das 

Fernsehen angewiesen sind. so Graber. 

4 Anthony Giddens 1990: The Consequences of Modernity. Stanford. Cal.: Stanford Univ. Press; 

siehe auch Niklas Luhrrumn 1992: Beobachtungen der Moderne. Opladen: Westdeutscher Verlag. 

5 So vor allem auch Niklas Luhmann 1997' Die Gesellschaft der Gesellschaft. Frankfurt am Main: 

Suhrkamp. 

6 jOJhua Meyrowitz 1985: i':o Sense of Place. The Impact of Electronic Media on Social Behavior. 

~ew YorklOxford: Oxford Univ. Press. 
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ten "Sphäre der Öffentlichkeit" erklären? - Dieser Aspekt erscheint aus mehreren Gründen 

wichtig: Zum einen wird immer wieder beklagt, die Geschichte der Massenmedien sei ein 

weithin vernachlässigtes Forschungsfeld7. Die GeschichtsWissenschaft habe sich mit der Idee 

einer Geschichte als "Geschichte von Kommunikationsereignissen" erst seit kurzem anfreun

den können - Hans-Ulrich Wehler hat sie in seine monumentale "Deutsche Gesellschafrsge

schichte" erstmals integriert8
• Die Publizistik- und Kommunikationswissenschaften haben 

sich zwar wieder auf die Historizität ihres Gegenstandes besonnen, aber an der Dominanz des 

Gegenwarrsbezuges hat dies noch nicht viel geändert. Die Soziologie scheint das Thema -

nach der kommunikationstheorerischen .. Wende" seit Anfang der 1980er Jahre - ebenfalls erst 

entdeckt zu haben; die Klassiker der Soziologie (Kar! Marx, Emil Dutkheim, Max Weber) 

hatten sich mit dem Phänomen der Massenmedien so gut wie gar nicht beschäftigt. Dasselbe 

gilt für die Politikwissenschaft, wo in den renommiertesten amerikanischen und deutsch

sprachigen Zeitschriften bis zur Mitte der 1980er Jahre fast keine Beiträge zu den "Massen

medien" zu finden waren9• In einer berühmten Srudie zur "politischen Partizipation" kamen 

die Massenmedien fast gar nicht vor'o, und sogar die Wahlforschung beschränkte sich im we

sentlichen aufInteraknonen zwischen den politischen Parteien und den Wählern, den Mas

senmedien schrieb man bestenfalls "minimale Effekte" zu. 

Mit Ausnahme der Studie von Jürgen Habermas zum "Strukrurwandel der ÖffentlIch

keit"l1 wurde die demokrauetheoretische Brisanz des Themas "Massenmedien" weithin überse-

7 jtirgm \'(Ti/ke 1989: Geschichte als Kommunikationsereignis. Ocr Beitrag der Massenkommuni

kation beim Zustandekommen historischer Ereignisse In: Max KaasefWinfried Schulz (Hrsg.), 

Massenkommunikation. - Theorien, Methoden, Befunde. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 

57' 71. V gl. jetzt jorg Requote 1999: Öffentlichkeit und Medien als Gegenstande historischer For

schung. In: Geschichte und Gesellschaft 2f 5-32. 

8 Ifons-Ulrtch V:'ehler 1987h99S: Deutsche Gesellschaftsgeschichte. 3 Bde. München: Beck. 

9 Max Kame 1986: Massenkommumkation und politischer Prozeß. In: Ders. (Hrsg.), PolItische 

\Vissenschaft und pol irische Ordnung. Analysen zur Theorie und Empirie demokratischer Re

glerungsweise. Wiesbaden: Westdeutscher Verlag, S. 357-374; zwischen 1970 und '984 setzten 

sich lediglich '7 von 2640 wissenschaftlIchen Beiträgen in deutschen und amerikamschen poli

tikwissenschaftlichen Fachzeitschriften mit der Rolle der Massenmedien auseinander, und auch 

neuere Studien zum \'qandel politischer Institutionen nehmen die Massenmedien, wenn über

haupt, nur am Rande zur Kenntnis, vgl. auch Hans Mathias Kepplinger 1998: Die Demontage der 

PolItik in der Informationsgesellschaft. Freiburg/München: Karl Alber, S. '9; siehe auch Max 
Kaase 1998: Politische Kommunikation - Politikwissenschaftliche PerspektIven. In: Otfried Jar

ren/Ulrich SarcinellilUlrich Saxer (Hrsg.), Politische Kommunikation in der demokratischen 

Gesellschaft. OpbdenI\X'iesbaden: \'qestdeutscher Verlag, S. 97 "3. 

IO Sidney Verba/Norman H. NielJae-on Kim 1978- Participation and Political Equaliry. Chicago/Lon

don: Univ. ofChicago Press. 

1I jiirgm Hobermos 19621/983: Struktul'\vandel der Öffentlichkeit. Darmstadt/Neuwled: Luchter

hand, 1+ AuA. 



hen, und die obige Behauptung: ,.Eine modcmc DcmoIaarie ist ohne Mmmmcdica 
möglich", wäre wohl noch vor kurzem als kuriose Nebenbemedamg abgcan wordco. s.-. 
rechtler hätten vielleicht den Bezug zu den Grund- und Fmheitsm:hrm. zu dmen cbea", 
die ~eit gehört, hapd1rz. Trottdem, in der Tradition wo MD Weber koonec_ 
z. B. sogar die Lcgitimationsproblematik von Demokratien ohne Bezug auf die Mawn,.. 
dien abhandeln. Die meisten Schriften zur .politischen KommlIDikarionK sind ganz ~ 
Datums. Kurzum, man darf wohl ohne Übcrmibung behaupten. die Politikwisscnda&. 
Disziplin habe - wie die Nachbardisziplinen der Geschichtswissenschaft und der SmioIatit 
- hier einen blinden Reck gehabt: "Man siebt nicht. daß man nicht siebL· 

Der historische Teil schließt mit dem Thema ,.InformationsgadlschaftK ab. Die n.a.. 
tiker der Information.sgesdlschaft vemeten ja ganz entschieden die Auf&ssung, das ZIIIfiIä. 
liegende 20. Jahrhunden sei im wesentlichen als das Jahrhundert der permanenteD .... 
beschleunigten Revolutionen auf dem Gebiet der Informations- und KommuoikarionMe(5: 

nologien zu verstehen'). Dieser Prozcß sei nun so weit fon:gc:schrinen, daß er die GrA', , 
unserer Gesellschaft berühre: Die alte Indu.striegcsc:lls beruhte aufRatiooalisicnmp .. 
der Gewinnung und Nutzung von Energie, und eben diese Ratiooalisienmg crrnögIid •• 
seit dem Ende des 18. Jahrhunderts die enonnen Wohlstandszuwäcb der wadichco ..... 
strieländer. Diese Periode neige sich dem Ende zu: Der neue Rohstoff heißt nicht .... 
Energie, sondern Information. Die Grundoperationen der künftigen Gesellschaft .aa. ... 
her bezogen auf die Verarbeitung und Vernetzung von Informationen. Fortan waden ~ 
standszuwäch.se oder -verluste weltweit über diesen rasch cxpandic:Imdcn Sektor ~ 

Wir nehmen diese Ansätze ernst, auch wmn hier teiIwme noch in Sznarien gaIada wW. 
Einige Kenner der Materien sprechen aber ben:iu wo "Mysti6zierung. der llCUCIl Infom d 
ons- und Kommunikationsrechnologien (Stichwort: ,.Mythos Internetj, so prominente .. 

12. Siehe jedoch den Beitrag von Michtul K1«pftr Ip8r. Ofrmdiche Mein .... Maam"M"diaL fit 
Joseph lsensecIPauI Kirchhof (Hng.), Handbucb des Staarsruhu, Bel D: nc-4,,,ia'" 
lensbildung - Die Saaaorgane des Bundes. Heiddbcrg: C. E Müller, S. I71-20S0 iasba. S. 
zum ,,5piegd-Urttil- des BVeriGE 10, 161, wo es beiße ,.Eioe fiae. nicbI: 'IOD ca tillllidlll~ 
Gewalt gelenkte, keiner Zensur unterworfene Pn:sse ist ein Wesensdement des IR:iIbcitlä_II 

Staates; insbanndere ist eine fiae. reseJmäßig erscheinende politiscbe Pn:sse flIr die --tl 
Demokratie unentbehrlich.· P,,:s ... :ficibeir, &ae MciDl'nphild" .. die VorwIIu. 
bewab der Meinungen in &aet Diskussion gehörten daher Da den.. heu -.-,.--
1mDie. Für Ostatacb siebe den allnd;..., ebc:r......timpolirid ............................ . 
sn- 1992: Massenmedien. In: Herben Dachs CI: aI. (Hng.). Handbuch dra poI;.w* 
Ostenachs. Wten: Manz. S. 41HJ1. 

13 Michtul M MirrIbitD IfIH: Tbc Ne.. Communiations T ................. ~ 
Pn:ss. Sec. Ed.; Uwmra K. G,_ .... I~The Fla:aoaic R.,+'ic 1tcI ..... lO' .... 
tbe Infomwion Agc. Ne. York IL L: VIking: A T_tietb Ceaauy FlUId Boak. 
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roren wie Niklas Luhmann bezweifelnJ4 generell die These von einem grundlegenden 5uuk

rurwandel der Gesellschaft und verweisen die ganze Diskussion ins Reich der Spekulanonen. 

Selbst wenn man Luhmanns gesellschaftstheorerische Argumente überzeugend findet, stellt 

sich doch die Frage, welche Auswirkungen die neuen Informations- und Kommunikations

technologien (IuK) auf unsere gewohnten Demokratien bereits haben und welche mögli

cherweise zu erwarten sind. So verbindet die dafür zuständige KommiSSion der EU mit den 

IuK große Hoffnungen für die Modernisierung der Wirtschaft, fur die Schaffung von Ar

beitsplätzen und auch für verstärkte Basispartizipation an politischen Entscheidungsprozes

sen. Sind sie begrundet? 

Der zweite Abschmtt rezipiert und diskutiert a) die jungsten Entwicklungen auf dem Ge

biet der Kommunikationsforschung im allgemeinen, z. B. Ansätze zur Überwindung des alten 

Sender-F.mpfänger-Modells der Kommunikation, die Akzenrverlagerung zum Aspekt des 

"Verstehens"T, die Konzeption des "aktiven" Publikums (etwa Im "uses-and-gratification 

approach ") oder SrudJen zum Bereich der polittcal cognitlOl1S, insbesondere der Schema-Theo

rie; b) weiterhin sollen hier makro-theoretische Ansätze einer Art Plausibilitätstest unterzo

gen werden, etwa der Vorschlag von Frank Marcinkowski, Niklas Luhmann u. a., Massenme
dien als Funktiomsystem der Gesellschaft zu begreifen. Dieser Vorschlag ist von der Publizistik 

als Disziplin z. T. mit großem Enthusiasmus begrußt wordenJ6 , ob man aber von einem "Sie

geszug systemtheoretischer Konzepte auch in der Kommunikationswissenschaft" sprechen 

14 Wir kommen darauf zurück. 

15 Niklas Luhmann 1986: Systeme verstehen Systeme. In; Niklas Luhmann/Karl Eberhard Schorr 

(Hrsg.), Zwischen lntransparenz und Verstehen. Fragen an ehe Pädagogik. Frankfurt am MaJJ1: 

Suhrkamp, S. 72.117: Niklas Luhmann 1995." \Vas ISt Kommunikation) In : Ders .. SOZIOlogische 

Aufkl.lrung 6. Opladen: Westdemscher Verlag. Gebhard Rusch 1992: Auffassen, Begreifen und 

Verstehen. Neue Cberlegungen zu einer konstruktivistischen Theorie des Verstehens. In; Sieg

fried J Schmidt (Hrsg.), KognItion und Gesellschaft. Der DIskurs des Radikalen KonstruktIVIS

mus frankfurt am Main; Suhrkamp, S. 214256; Gebhard Rusch 1994. KornrnumkatIon und Ver

stehen. In: Klaus Merren/Slegfried J. SchmidtlSiegfried Weischenberg (Hrsg.), Die Wirklichkeit 

der Medien. Opladen: Westdemscher Verlag, S 60-78, und im selben Sammelband Klaus 

Krtppendorffl994: Der verschwundene Bote. Metaphern und Modelle der KommunIkation, S 

79-11 3; Klaus Krippendorff 1994· A Recursive Theory of CommunicatIon. In: David Crowley/Da

vld ~1ltchell (Hrsg.), Communication TheoryTodav. Stanford, Cal; Stanford Univ. Press, S. 78-

104, sowie Beiträge in DoruzM P. CushmanlBrom.slav KOL'aac 1995 (Hrrg. Watershed Research Tra

ditions in Human Communication Theory. AJbany: State Univ ofNew York Press. 

16 Ahander GörkeiMatthias Kohnng 1996: Unterschiede, die Unterschiede ausmachen: Neuere Ent

würfe zu PublIzistik, Massenmedien und Journalistik. In Publizistik 41: 15-31; Ahander 

Görk~/Afatthlas Kohrmg 1997: \X'orüber reden wir? Vom Nutzen system theoretischen Denkens 

für dIe Publizistikwissenschafr. In: Medien Journal 21: 3-14; Matthtas KohringlDetlefM. Hug 1997: 

Öffentlichkeit und Journalismus. Zur Notwendigkeit der Beobachtung gesellschaftlicher Inter

dependenz. - Ein systemrheoretischer Enm1Jrf. In: Mecüen Journal 21: 15-33; Stephan W't-ber 199~: 



kann'7, wollen wir hier ZWläch.st einmal offcnlasscn. Kepplingcr4 und Schuh 1. B. kommaa 
nach wie vor mit dem alten Input-Output-Moddl von David Easton zwa:bt, Fritz ~ 
diagnostiziene vor Jahren eine Tendenz der Verschmelzung von journalistischem und poliO
sehern System zu einer An "Superstruktur", die in eine neuartige Form von "Tddaarie"lJlÜD.. 
den würde; nicht wenige Autoren sehen in den Massenmedien ein "intermediäres System
("System" ist hier gerade nicht systemtheorerisch gemeint), welches 1. B. im Bereich der p0li
tischen Kommunikation eine Verbindung darstellen würde zwischen den politischen lnstitu
tionen und dem Publikum (so vor allem Jarren). Wenn man von einer zunehmenden Tc. 
denz der "Kommerzialisierung" spricht, wäre zu fragen, ob die Medien nicht immer scboa 
ein Teil der Wutschaft waren, sowohl was die Unternehmensform betrifft als auch dam Pr0-
dukte (content industry), schließlich waren die Druckereien/Verlage fast ausschließlich pD
vatwinschaftlich organisien gewesen und ihre Produkte (Zeitungen) ein Geschäft wie jcda 
andere auch (siehe historischer Teil). - In diesen KonteXt gehören auch die theoretischen Koe
zeptualisierungen von "Öffentlichkeit" und .. öffentlicher Meinung". 

Der dritte Abschnitt wendet sich den Funktionen und Effekten der Massenmedien fUr die 
Institutionen und politischen Prozesse unserer Gegenwartsgesdlschaft zu. Gnwdsättlidt 
besteht an der zunehmenden "Mediatisierung der Politik" - jedenfalls seit das Fernsehen zum 
Leitmedium geworden ist - in der einschlägigen Literatur wenig Zweifel. Umso wich. 
sind die Untersuchungen zur Qualität der Informations- und Politikvermittlungsfun.la:ioa 
der Medien. Hier ist zwischen den Print- und Tdekommunikationsmedien zu diffeIenziaaa 
und vor allem auf die heftige Debatte über die Rolle des Fernsehens einzugehen. Die • Wadi
dog-Funktion" wurde schon von den Aufklärern als Argument fUr die Ptcssc:fteiheit ins Feld 
gefühn. Die Aufdeckung von Korruption und Machtmißbrauch ist noch immer eine wich
tige Funktion der Medien - nicht zuletzt deshalb sind sie ja grund.ttchdich geschützt"" -, ab. 

Doppelte DiffctellZ. Schritte zu einer konstruktivistisc Systemthcorie der Medienkommwü
kation. In: Medien Jownal 21: 34-43; RotJrigrJ Joltisch I99T- Die Form der Mc:dien. Eine djqjnlqj... 

onsthcorctische Bcobachnmg. In: Mc:dicn Journal 21: 44-59. 
17 Joachim W~ 199~ Journalismus und ÖffmdichkciL In: Publizistik 40: IS1-161-

18 Hans MIlIhi4s Krpplingu 19850· Systemthcoretischc Aspdae politischer Kommuojbrioo. 10: pg.. 
blizistik 30: 247-2.6.4; Hans MIlIhi4s Krppüngrr 1998; Die Demontage der Politik in der ..... 
tionsgcsellschaft, a. a. 0.; W;"friuJ Schuk I99T- Politische Kommunikation. 1DcomiIcbeAa.
sätze und Ergebnisse empirischer Forschung zur Roße der Massenmedien in der PoIiäk. 
OpladenlWJCSbaden: Westdeutscher Verlag. 

19 FriIz P"-r I98~ Elektronische Politik und politische TcchnosttuIaur n:ifer Ineln"'; i "., J 
(CD. In: Fritz PWserlPeter A. UlramIMan&ied Wdan (Hrsg.), Demnlmrirritualc. - Zur ~ 
sehen Kultur der Informationsgesdlsc:baft. WIetllKölnlGraz: BöbIau, s. 9-32-

20 Mllrli" BrJJingrr I98fJ: Fn:ibeit von Presse, Rundfunk, Film. 10: jOIef IRaIa:IPaallWddilllf; 
(Hng.), Handbuch des Staaam:hrs, Bd. VI ,.FreibciaRdue-. Hciddhnz: c. F. Milk 
scher Verlag, S. 667-7}8. 



I ),e polilische Offenrlichkeil als .)ubsyslem moderner Demokrarien 

die Sbndalberichterstartung der jüngsten Zeit hat doch in erschreckender Welse gezelgr, wie 

sehr eine sich als "investigativer Journalismus" gerierende Medienpraxis über selbstdefinierte 

~achrichtenwerre gegenüber der politischen Realität verselbitändlgen kann"'. 

Die Unrersuchung der Agendasernng-Funknon der '\1edien scheinr sich zu einem spezia

"sierren Forschungszweig zu en(\vickeln. Daß die Medien diese Funknon erfüllen, Wird 

grundsärzlich bum mehr bezweifelr; dennoch Wird aus neueren Studien immer klarer, daß 

hier beträchdiche Variationen existieren, die mir "inrervenierenden Variablen" zu tun haben, 

die Prozesse einerseits abhängig sind von Merkmalen des Publikums (Informarionsnlveau, 

Aufmerksamkeir, Inreresse), andererseirs von der Art der Issues (obtrusive/unobrrusive issues). 

8.1 Die historische Entwicklung der Massenmedien und ihre 
Bedeutung für den Demokratisierungsprozeß 

Der Beginn der En(\vicklung zu den modernen Massenmedien ISt unrrennbar verknüpfe mir 

der Erfindung des Buchdrucks Im Jahrzehnr zwischen 1440 und 1450 durch Johannes Gu

tenberg. Zwar hane es in China schon Jahrhunderte zuvor eine ähnliche Innovarion gegeben, 

aber die Technik des Buchdrucks blieb fesr in der Hand der Zenrralgewalr, also des kaiserli

chen Hofes. Man druckre z. B. Schrifeen des Konfuzius, um die Lehr- und PrüfungsinhaIre 

bei der Rekrunerung von Beamren besser srandardisieren zu können, d. h., der Buchdruck 

blIeb Herrschaftstechnik und diffundierte nicht in die Gesellschafr». Ganz anders die Situa

tion in Europa am Ausgang des Mirrelalrers: Hier gab es keine Zenrralgewalr, welche die Ver

breitung des Buchdrucks harre verbieren können 1, . Die rypographischen '\1edien (Bücher, 

Flugschrifeen, Pamphlere) folgren den exisnerenden Handelsnetzen: \Ver Geld und Inreresse 

harre, bufee sich ein Buch. 

2l So vor allem die Arbeiren von Thomas E. Patlerson am Beispiel der \X'ahlkampfkommunikario

nen in den U.'>A. Näheres dazu Im Abschnm ,Wahlkampfkommumkallon". 

22 Micharl Glruckr 1998' Der Buchdruck In der frühen Neuzeit. Frankfurr am Main: Suhrkamp, S. 

128 f., am Köm~hof von Korea druckre man auch Geserzesbücher und In hoher Auflage Geld

scheine, wahrscheinlich war deshalb die Anwendung des Buchdrucks durch Privare srreng ver

boren. - Ob Gurenberg das "chineSISche Vorbild" kannre, isr eher zweifelhaft; jedenfalls gibr es 

dafür keine Hinweise. \X'ahrscheInlich dürfre Gmenbcrg völlig selbsränrug an der Erfindung sei

ner "Schreibmaschine" gearbclrer haben - darum ging es GUlenberg Ja Im Grunde genommen, 

also um die Mcchanislerung der SkriplOrien, aber dahInrer sreckre ein ganz anderes Moriv: 

Gmenberg woll re Geld verdienen. er versprach Sich von seiner Erfindung ein gures Geschäft und 

riskierrc deshalb sogar eine hohe Verschuldung. Eine solche ~10rivlage ware In China doch sehr 

unwahrscheinhch gewesen. 

2} Die "prinr-revolullon" erfolgre um ein ganzes Jahrhunderr vor der .,mIlirary revolullon", welche 

den wichllgslen AnrriebsfäklOr rur den Aufbau moderner sraatlicher Srrukturen dargesrellr har, 
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Die Verbreirung der Technik des Buchdrucks sowie das Tempo der Produktion und Dif

fusion von Druckerzeugnissen in Europa ist eine ErfolgsstOry sondergleichen: Um das Jahr 

1500 besaßen bereits 235 Städte zumindest eine Druckerei; wahrscheinlich waren bis zu die

sem Zeitpunkt schon 20 Millionen Bücher produziert worden.'" Zwischen 1500 und 1600 er

schienen zwischen 150.000 und 200.000 Buchtitel auf den europäischen Märkten. Abgese

hen von den hohen Auflagen, welche die Schriften Martin Luthers erreichten, dürfte die 

durchschnirrliche Auflagenhöhe bei ca. 1.000 gelegen haben, d. h., es wurden 150 bis 200 Mil

lionen Bücher gedruckt und verkauft, und dies liOtz der relativ hohen Papierpreise'5. "Bücher 

werden als die ,ersten Massenartikel' für den ,Massenmarkt' beschrieben."16 Mit der neuen 

Wundermaschine konnte man an einem Tag mehr drucken als man früher in den SkriptO

rien in einem Jahr hatte abschreiben können; es war keine Schwierigkeit mehr, an einem Tag 

300 Selten zu drucken'? Insofern muß man das Buch dieser Zeit zu den Massenmedien rech

new·. 

Trotz der explosionsanigen Verbreirung von Druckerzeugnissen leben in vielen Bereichen 

der Gesellschaft - vor allem in den östlichen RegIOnen Europas -- die alten Traditionen einer 

primär oralen Kulrur weiter. Literalität ist schichtspezifisch und regional sehr ungleich ver-

d . h., zu Gutenbergs Zeiten gab es zwar lokale Herrschaftsstrukturen, aber noch keinen Staat -

geschweige denn ein "Empire" von der Wucht Chinas. Zur "milirärischen Revolution" sei auf 

das Kap. 4 zurückverwiesen 

24 Die Zahlen schwanken naturgemäß, weil es sich um Schärzungen handeIr, siehe Aleida 
Assmannljan Assmann 1994 Das Gestern im Heute. Medien und soziales Gedächtnis. In: Klaus 

Merten/Siegfned J. SchmidrlSiegfried Weischenberg (Hrsg.), Die \X'irkJichken der Medien. Op

laden: \X'estdeutscher Verlag, S. 114-140, hier Insbes. S. 135: Im ersten halben Jahrhundert des 

Buchdrucks habe die Zahl der Bücherproduktion ca. 8 Millionen umfaßt, immerhin aber ein 

Ourput, "der In sämtlichen Skriprorien Europas in elfJahrhunderten nicht erreicht worden ist". 

- Die Zahlen im Text sind entnommen aus R A . Houston 1988: Literacy in Early Modern Eu

rope. London/New York: Longman, S. 156 f. 
25 R. A . Houston 1988' Literacy in Early Modern Europe, a. a. 0., S. IF. 

26 /'vfichael Glesecke 1998- Der Buchdruck in der frühen Neuzeit, a. a. 0., S 396; siehe auch Erd

mann Weyrauch 1995: Das Buch als Träger der frUhneuzeltlichen Kommunlkarionsrevolution. In: 

Michael Norrh (Hrsg.), Kommunikationsrevolutionen. - Die neuen Medien des 16. und 19. Jahr

hunderrs. Kölnf\X'eimaIf\X'ien: Böhlau, S 1-14. 

27 Jan-Dirk Müller 1988- Der Körper des Buches. - Zum Medienwechsel zW'ischen Handschrift und 

Druck. In: Hans Ulrich Gumbrecht/K. Ludwig Pfeiffer (Hrsg.), Marerialität der Kommunika

non Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 203-2l'', hier S. 205: " ... jetzt aber konnte ein Drucker 

in einem einzigen Tag mehr Seiten herstellen als ein Schreiber in einem Jahr." 

28 Erdmann 'VV'eyrauch 198r Überlegungen zur Bedeutung des Buches im Jahrhundert der Reforma

tion. In: Hans-Joachim Köhler (Hrsg.), Flugschriften als Massenmedium der Reformationszeit. 

SturrgaJl: K1err-Corra, S. 2.43-260; vgl. Uwe Neddnmeyer 1993: Wann begann das ,Buchzeiralter'? 

In: Zeitschrift für Hisrorische Forschung 20: 205-216. 
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teih. Es seI daher "nicht leicht", schreibt auch Luhmann, "auszumachen, was denn nun 

eigentlich neu ist und was genau die Kommunikationsweise der Gesellschaft: tiefgreifend ver

ändert"29. Dennoch sollen hier wenigstens einige Aspekte angeführt werden. 

Entens, der Aufbau eines von Individuen unabhängigen gesellschaftlichen Gedächtmsses: 
Schon dIe damaligen Zeitgenossen erkannten, daß dIe Bucher Informationen nicht nur prä

sentieren und verbreiten, sondern auch speichern. Merlin Donald sieht daher mit dem Buch

druck eine neue Epoche des Ausbaus eines "External Memory Field" (EXMF) beginnen!". 

Zunächst WIrd das langzeitgedächtnIs restrukturiert, d. h. im besonderen das kulturelle Erbe 

aus der Antike, von den Humanisten druckfertig aufbereitet und publiziert; schon um 1520 

war die große Aufgabe des Druckes klassischer Werke abgeschlossen. Wir sprechen heute von 

"Renaissance", wohl wissend, daß die antiken Autoren nicht erst in dieser Zeit entdeckt und 

gelesen wurden. Das Epochenmachende leistete offenbar der Buchdruck, aber auch das dau

erte nicht lange: "Nachdem das alte Wissen Im Archiv war, wurde - nicht nur von der Wis

senschaftlergemeInschaft:, sondern auch von der übngen Gesellschaft: - das neue Wissen prä

miert."" Der enorme quantitative Output sowie der dezentralisierte Modus der Diffusion 

führen nicht nur zu einer Explosion des Wissens, sie problematisieren auch die Beschrän

kungen der traditionellen Bildungseinrichtungen (KIrche, Universität, Palast samt fursclicher 

Patronage). wo Wissen tradiert, gelehrt und monopolisiert worden war. Manche Autoren 

sprechen schon fur diese Zeit von einer "umfassenden Demokratisierung der Kultur"J2. 

Zweitem, der Buchdruck läutet gewissermaßen die Geburtsstunde der neuen, exakten WIs

senschaften ein. Elizabeth Eisenstein ll hat diesen Aspekt besonders herausgearbeitet. Der Buch

druck erlaubt und ermöglicht es in viel höherem Maße als je zuvor, Bücher nebeneinander 

zu legen, dIe Inhalre zu vergleichen, Widersprüche zu entdecken. falsche Daten zu identifi

zieren, irrige Ansichten zu kritisieren etc. Es werden neue Sicherheitsgrundlagen des Wissens 

gefordert und gesucht34 ; schließlich glaubt man sie gefunden zu haben - in der Mathematik! 

Drittens, der Buchdruck ermöglicht die Reformation, eines der bedeutendsten Ereignisse 

der europäischen Geschichte. Die Reformation ist nicht bloß aus religiös-theologischen oder 

sozialen Ursachen zu erklären, "sondern kann und muß zugleich als Phänomen der Massen-

29 

30 

31 

Ntklas Luhmafln 19r Die Gesellschaft der Gesellschaft. Frankfurt am Mam: Suhrkamp, S. 293. 

Merlin Donald I!lW Ongins of the Modern Mind. - Three Stages in the EvolutIon of Culrure 

and Cognition. Cambndge, Mass.lLondon: HarvaId Unlv. Press. 

A11chael Gwecke 1998: Der Buchdruck in der frühen Neuzeit, a. a. 0., S. 328. 

32 Akuia Assmannljan Assmann 1994. Das Gestern Im Heute. Medien und soziales GedächtnIS. In: 

33 

34 

Klaus Merten/Slegfried J. SchmidtlSiegfried WetSchenberg (Hrsg.), DIe Wirkltchkeit der Me

dien.Opladen Westdeutscher Verlag, S. 114-140, SIehe insbes. Tab.5: "Das soziale Gedächtnis in 

den Etappen der MeruenevolutIon", S. 139. 

f.1izabeth L. ElSfrlStein 1983: The PrintIng Revolution in Early Modern Europe. Cambndge u. a.: 

Cambridge Univ. Press. 

Bmjamm Nelson 1986. Der Ursprung der Moderne. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 165 ff. 
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kommunikation erklän werden"H. Nachdem Luther (1517) seine 95 Thesen angeschlagen 

harre, wurden sie gedruckr und waren innerhalb eines Monats in ganz Europa bekanm16. Lu

thers Flugschrifr ,,An den chrisrlichen Adel deurscher Nation", mit einer Auflage von 4.000 

Exemplaren am 18. August 1520 erschienen, war in funfTagen vergriffen und erlebte noch 

weitere 15 AusgabenF . Zwar wird die Reformation als "book evem" beschrieben, ebenso wich

tig waren aber auch die Flugschrifren und PamphleteJ8 : Für das deursche Sprachgebiet rechnet 

man für die Zeit bis 1530 mit einer Flugschrifrenpublikarion von rd. 10.000 Ausgaben; nimmt 

man eine durchschnitdiche Auflage von 1.000 Exemplaren an, so wurden in dieser Zeit 10 

Millionen Flugschrifren verbreitet! Die massenweise produzienen Schrifren diemen weniger 

der Information und Meinungsbildung, sondern viel mehr noch der Propaganda und Agita

tion: "Sie stellen Öffenrlichkeit her und schufen neue Verhaltensdispositionen."J9 

Viertens, eine der oben angesprochenen "neuen Verhaltensdispositionen" war die Bereit

schafr zum Krieg. Kriegspropaganda begleitete schon die religiösen Kriege des 16. Jahrhun

dem, einen ersten Höhepunkr erreichte sie jedoch zur Zeit des Dreißigjährigen Krieges40. 

König Gustav 11. Adolph von Schweden z. B. fuhne in seinem Troß eine komplette Drucke

rei mit, um jeweils vor On die Trommeln der Propaganda rühren zu können4': Die umer

drückten Religionsverwandten müßten vom päpsdichen Joch befreit werden. In der pro te

stamischen Propaganda wird Gustav Adolph zum Löwen aus Mitternacht stilisiere, die 

Schweden kämen als Freund und keineswegs als Feind, es gehe um den wahren Glauben, die 

Freiheit, die Gerechtigkeit usw. Nach der Schlacht von Breitenfeld 1631, in welcher die Schwe-

35 Jürgen Wilke 1989: Geschichte als Kommunikationsereignis. Der Beitrag der Massenkommu

nikation beim Zustandekommen historischer Ereignisse. In: Max KaaselWinfried Schulz (Hrsg.), 

Massenkommunikation. - Theonen, Methoden, Befunde. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 

57--71, hier S. 60. Vgl. Euan Cameron I991: The European Reformation. Oxford u. a.: Clarendon 

Press, S. 106 ff., sowie De Lamar Jensen 1992: Reformation Eutope. - The Age ofReform and Re

volution. Lexingron, Mass.lToronto: D. C. Heath and Company. 

36 Mltcheff Stephens I989: AHistory ofNews. New York u. a.: Penguin Books, S. 85· 

F MIchael Giesecke 1998: Der Buchdruck in der frühen Neuzeit, a. a. 0., S. 65· 

38 Siehe vor allem die Beiträge in Hans-Joachlm Köhler 1981 (Hrsg.). Flugschriften als Masse'nme

dium der Reformationszeit. S(Ungarr: Klen-Cona; Ola/Mörke 1995: Pamphlet und Propaganda. 

Politische Kommunikation und technische Innovation in Westeuropa in der frühen Neuzeit. In: 

Michael North (Hrsg.), Kommunikationsrevolutionen. Die neuen Medien des 16. und 19. Jahr

hundertS. KölnfWeimarfWien: Böhlau, S. 15-32. 

39 Jürgen Wilke 1989: Geschichte als Kommunikationsereignis, a. a. 0., S. 61; von 70 bekannten 

Druckern unterstützten ungefähr 40 Luther, während nur 15 katholische am Werk waren. 

40 Johannes Burkhardt 1992: Der Dreißigjährige Krieg. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 22.5 ff 
41 Michael Kunczlk 1997-" Geschichte der Öffenclichkeirsarbeit in Deutschland. KölnfWeimarlWien: 

Böhlau, S. 53 f.; vgl. auch Bernd Sösemann 1995: Die Kommunikations- und Medienrevolution. 

In: Hans-Vlrich \Vehler (Hrsg.), Scheidewege der deutschen Geschichte. - Von der Reformation 

bis zur Wende 1517-1989. München: C. H. Beck, S. 65-78, hier insbes. S. ~3. 
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den ein Heer von 1I11y schlugen, schien der Sieg des norddeutschen Protestantismus besie

gelt - in allen Schriften wird geJubelr; der Schwedenkönig war zu einem "Mann des Volkes" 

geworden: "Von jetzt an brauchte er sich nicht mehr zu rechtfertigen ... , deutsche Zeitungs

schreiber machten Propaganda für die Sache Schwedens und des Protestantismus."4> 

hinftens, der Buchdruck förderte wesentlich die Entstehung der modernen Nationalsprachen 

und hot neue formen der Unterhaltung in den Volkssprachen. Drucker wie Autoren des 16. 

Jahrhunderts hanen mit großen Problemen der Textvereinheirlichung zu kämpfen, jeder Au

tor pflegte eine andere Ausdrucks- und Schreibweise - schrieb eben in den lokalen Dialekten 

und kannte noch keine generalisierten Regeln der Orthographie etc. 41 Wir wissen heute um 

die enorme Bedeutung der Lutherschen Bibelübersetzung für die Entstehung der deutschen 

I lochsprache Das Englische hat sich dank der Standardisierungsleistungen des Buchdrucks 

seit den Zeiten Shakespeares nur mehr unwesentlich verändert; das Französische muß aller

dings erst in emem langen Prozeß gegen die Resistenz der Regionalsprachen durchgesetzt wer

den usw. Die Druckpresse stand also nicht nur im Dienste der Religion und der Wissen

schaften - für diese blieb das Latem auch noch längere Zeit die wichtigste lingua franca-, 

sondern auch der Befriedigung der Neugierde oder schlicht der Unterhaltung durch mehr 

oder welliger "f1ktive" Geschichten. So erscheint 1562 m Lendon eine Flugschrift mit dem Ti
tel: The tme reporte o/the forme and shape 0/ a monstrous Chzlde borne at Muche Horkesley44. 

Cher monströse Geburten bei Mensch und Tier wird viel publiziert. In Paris erscheint 1579 

eme Flugschrift, worin berichtet wird, daß am 18. Februar, 2 Uhr nachmittags, ein großer 

doppelköpfiger Drache über die Stadt geflogen sei (das Titelblatt zeigt das Bild dieses Dra

chen). Eine ähnliche Drachengeschichte enthält eine Londoner Flugschrift aus dem Jahre 

1614: Ein Drache halte sich in einem \XTald in Sussex auf (nur 30 Meilen von Lendon entfernt) 

und habe bereits einen Mann, eine Frau, mehrere Hunde und Rinder gefressen. Die mon

strösen Ausmaße des Drachen werden ausführlich beschrieben. Abschließend entschuldigt 

sich der Autor, daß er nur "schlechte Nachrichten" habe; er würde über gute berichten, wenn 

er welche hitte ein frühes Beispiel für einen journalistischen Trick! 

Sehr beliebt waren auch Sex-and-crime Storzes, also Geschichten über Ehemänner, die ihre 

hauen verkaufen oder ermorden bzw. Geschichten über Frauen, die zusammen mit ihren 

Liebhabern Männer umbringen und deren Leichen zersrückein usw. Eine Flugschrift aus dem 

Jahre 1613 berichtet auf 168 Seiten über einen Gerichtsprozeß gegen Hexen in Lancashire mit 

42 Aflchael f(unczlk 1997: Geschichte der Öffentlichkeitsarbeit in Deutschland, a. a. 0., S. 55; man 

Sieht, wie schnell der Buchdruck die Legitimationsproblematik auf die Tagesordnung seme, ver

schärft nanirlich in Zeiten de~ Krieges; siehe dazu auch Peter Ukena 1981: Flugschriften und ver

wandte Medien im Kommunikationsprozeß zwischen ReformatIon und Frühaufklärung. In: 

Köhler (Hrsg.), Flugschriften, a. a. 0 .. S. 163-170. 

43 Fmu-nc Harrweg 1981: Buchdruck und Druckersprachen der früh neuhochdeutschen Penode. In 

Köhler (Hrsg.), Flugschriften, J. l. 0., S. 43-64 

44 Mache!! Stephem 1989. A Hisrory of~ews, a. a. 0., S. 123. 
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genauen Beschreibungen, wie diese den Teufel verehrten. Der Glaube an den Teufel, an He

xen und Hexerei, Schwarze Magie und Wunder war und blieb noch eine ganze Weile im 

Volksglauben fest verankert. Ebenso werden Naturkatastrophen und Seuchen (die Pest) um

standslos als "Strafe Gones" gedeutet. - Ob die Inhalte dieser Geschichten tatsächlich allge

mein für "wahr" gehalten wurden, ist ungewiß, Tatsache ist jedoch, daß sie gerne gekauft und 

gelesen wurden. Giesecke41 spricht von einer "Technisierung der Unterhaltungskunst"; die 

Stichworte zur anlaufenden Transformation sind: Übergang von höfischer zu städtischer Li

teratur, Verbürgerlichung der Kunst, Prosaauflösung. 

Aus heutiger Sicht können wir mit Erstaunen festhalten: Der vielbeklagre Sensationsjour

nalismus ist keine Degenerationserscheinung seit der 2. Hälfte des 19. JahrhundertS, sondern 

steht schon am Beginn der modernen Publizistik. Die Vorliebe für sog. Human Interest 5to

ries ist ebenfalls nichts Neues; gleichfalls kannten offenbar schon die Autoren und Drucker 

des 16. und 17. JahrhundertS den Grundsatz: Crime news is pnme news! Warum ist das so? Die 

Geschichten enthalten, so Stephens, Berichte über "disturbances of causaliry"46, sie überra

schen, verunsichern, erregen Gefühle usw.; das macht sie so attraktiv. Man könnte dahinter 

ein Paradox vermuten: Die Leser nutzen die modernen Medien mit ihren verunsichernden 

Informationen, um für sich selbst Sicherheit zu gewinnen; sie suchen die Welt nach mögli

chen Bedrohungen ab. Auch heute noch erzeugt es ein Gefühl der Unsicherheit, wenn man 

über mehrere Tage hindurch keine Nachrichten bekommt. Man weiß nicht, was passiert ist 

und ob man möglicherweise von unvorhergesehenen Ereignissen beuoffen ist, das Fehlen von 

Nachrichten erzeuge "a universal sense of uncertainry", so Stephens47. Genau dieser Hinter

grund führte offenbar schon sehr früh zur Entstehung von Zeitungen. 
Im Unterschied zu den Flugschriften und Pamphleten weisen Zeitungen drei charakteri

stische Merkmale auf: 

J. Eine Zeitung identifiziert sich selbst mit einem Namen und einem bestimmten For

mat. 

2. Eine Zeitung erscheint in einem regelmäßigen zeitlichen Abstand: Die ersten Zeitun

gen erschienen wöchentlich, meistens an einem bestimmten Wochentag; dann Rom

men einige bereits mehrmals wöchentlich auf den Markt, und nur ein halbes Jahr

hundert später (Mitte des 17. JahrhundertS) finden wir die erste Tageszeitung. 

3. Eine Zeitung enthält Berichte über verschiedene Themen. 

45 Michael Gzesecke 1998: Der Buchdruck der frühen Neuzeit, a. a. 0., S. 307. 

46 Mitchell Stephens 1989: AHistory ofNews, a. a. 0., S. 145· 

47 Mltchell Stephens 1989: AHistory ofNews, a. a. 0., S. 221. 
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Die wichtigste Errungenschaft des neuen Mediums besteht wohl in der Mulriplikarorfunk

tion 48 : Prinzipiell kann jedermann aus den Zeitungen das Neueste erfahren; es entsteht 

Publizität von alfern fiir affe, die Zeitung ist für alle verständlich und ISt - mit steigender Li

teralität im Prinzip für alle erreichbar. Im Jahre 1609 erscheinen gleich zwei "Zeyttungen" 

zum ersten Mal: die "Meßreiationen" in Straßburg und der ,,Aviso" in Wolfenbüttel bei 

Braunschweig. Zuvor harte es die sog. "Fugger-Zeitungen" aus Augsburg gegeben mit Infor

mationen über Preise und Waren an den wichtigsten Handelsplätzen sowie Hinweise auf Be

drohungen der Handelswege, erwa durch Kriege49 • Der Informationsbedarf insbesondere der 

Geschaftswelt war damals wie heute außerordentlich hoch ;0 : Der Untergang eines einzigen 

Schiffes mit einer bestimmten Warenfracht konnte das Preisgefüge drastisch verändern (die 

erste Nummer des .,AvISO" berichtet z. B. über den Untergang eines Schiffes mit einer Zucker

ladung), oft genügten jedoch schon Gerüchte über Störungen, um Störungen zu verursachen. 

Nach 1609 ging es mit den Zeitungsgründungen Schlag aufSchlag: 1610 erscheint clie erste 

Wochenzeitung in Basel, 1615 eine in Frankfurt und in Wien!', 1616 in Hamburg, 1617 in Ber

lin, 1618 in Amsterdam, 1620 in Anrwerpen, 1621 erscheint clie erste englische Zeitung in Lon

don und 1631 ersrmals die berühmre Gazette de France, die bis 1789 bestand - die "Gazette" 

bestand nicht zulerzr deshalb so lange, weil sie von Anfang an ein Regierungsblatt war und 

48 Nikl4s Luhmann [997: DIe Gesellschaft der Gesellschaft. Frankfurt am Mam: Suhrkamp, spricht 

daher vorzugsweise von "Verbreltungsmedien", um SIe begrifflich von den "symbolisch genera

lIsierten Kommumkationsmedien" zu unterscheiden, siehe die Zusammenfassung auf S. 312 f 
Schon die auf den Buchdruck aufbauenden Printmedien problematisieren zwei Organisations

pnnzlpien der vormodernen Gesellschaft: die DifferenZIerungsform der hierarchIschen Stratifi

kation (Hierarchie) und die GlIederung nach TerritOrialität, auf welche sich allerdings der kon

solIdierende moderne Staat geradezu zu gründen versucht; die Verbreitungsmedien verfolgen, so 

jedenfalls Luhmann, ,,AlternatlvproJekte". 

49 Aleida Assmannljan Assmann [994 Das Gestern Im Heute. Medien und soziales GedächtnIS. In: 

Klaus Merten/S,egfried J. Schm,dt/S,egfned Welschen berg (Hrsg.), Die Wirklichkeit der Me

dien. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 151. 

50 Mit dem Buchdruck konnten Waren- und PreIslisten gedruckt und verbreitet werden - fast jede 

größere europäische Stadt wurde mit diesen versorgt -, und ebendies half u. a., die "Transakti

onskosten" der Wirtschaft zu senken, so Dougl4ss C. NorthlRobert Paul Thomas [973: The Rise of 

the \'\'estern \X1orld. Cambridge u. a.: Cambridge Umv. Press, sowie Douglass C. North [981: 

Structure and Change in Economic HistOry. ew York/London: orton Company. Siehe für 

Beispiele Cora Gravesfel]n 1995: Amsterdam and the Origll1s of FinanCial Journalism. In: Michael 

North (Hrsg.), Kommunikatlonsrevolutionen, a. a. 0., S. 61-72, hier insbesondere S. 67, für 

ell1e gedruckte Preisliste aus dem Jahre 1631 aus Amsterdam. 

51 Die Anfänge des Zeitungswesens in Wien liegen im dunkeln, gesichert ist als erste ZeItung die 

1621 gegründete Ordinari Zeittungm, vgl. Helmut Ir' Lang [983: Der österreichische Zeitungsver

lag im 17. Jahrhundert. In: Franz Ivan/Helmut W Lang/Heinz Purer (Hrsg.), 200 Jahre Tages

zeitung in Österreich, 1783-1983. Wien: Österreichische NationalbiblIothek, S. 41-54, hier S. 43-
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schon von Richelieu gezielt für Propagandazwecke genutzt wurde. Die meisten anderen Zei

tungen standen zwar unter Regierungsaufsicht, waren aber primär privatwirtschaftliche Un

ternehmen von Druckern und Verlegern (und auch von Postmeistern). Der Dreißigjährige 

Krieg sorgte in der I. Hälfte des 17. Jahrhunderts ganz wesentlich dafür, daß die Zeitungen 

nicht gleich wieder zugrunde gingen: Bad news are good news - auch das galt schon damals. 

Mit der Konsolidierung der Fürstenmacht zur Zeit des Absolutismus geraten aber die mei

sten deutschen Zeitungen ebenfalls in direkte Abhängigkeit von der jeweiligen Regierung: 

Die Vorzensur wird oft rIgoros administriert, InlandsnachrichtenU dürfen fast überhaupt 

nicht mehr gedruckt werden, die Zeitungen bekommen Schwierigkeiten, ihre Spalten und 

Selten zu füllen. Die Leser erhalten hauptsächlich Auslandsnachrichten bzw. Nachrichten aus 

aller Welt oder "news of special interest to traders", so Stephensll , über Innenpolitik erfahren 

sie fast nichts mehr, außer es gibt "offizielle" Verlautbarungens4, feierliche Zeremonien am 

Hofe der Dynasten lS oder glorreiche SIege von Generälen. Und so blieb es m den deutschen 

Landen im wesentlichen bis zur Französischen Revolution, manche Autoren meinen, sogar 

bis zur Reichsgründung 1871". Natürlich gab es auch während dieser Zeit schon eine be

trächtliche Ausdehnung des literarisch-publizistischen Marktes und folglich eine zunehmende 

Verdichtung der öffentlichen KommunikationS? Ende des 18. Jahrhunderrs erreichte die deut

sche Tagespresse mit emer Gesamtauflage von 300.000 Exemplaren rd. drei Millionen Leser. 

52 Jurgrn Wilke 1984: Nachrichtenauswahl und Medienrealität in vier Jahrhunderten. Berlin/New 

York: de Gruyter, berücksichtigt diesen Sachverhalt zuwenig. 

53 MacheIl Stephelli 1989: AHistory ofNews, a. a. 0., S. 157. 

54 Zu einem rypischen VerlautbalUngsorgan wurde in ÖsterreIch das 1703 gegründete WirnmscheJ 
Dianum, später Wirner Zettung genannt, "das heute die älteste noch erscheinende Tageszeitung 

der Welt ist", so RUcWljAntoni 198J." "Wiener Zeitung" seit 280 Jahren Fixpunkt in der Medien

landschaft. In: Franz IvanlHelmut W Lang/HeInz Pürer (Hrsg.), 200 Jahre Tageszeitung in 

Österreich, a. a. 0., S. 329. 

55 Unter Ludwig XIV. gab es erstmals einen massenmedial inszenierten Persönlichkeitskulr größten 

Stils, vgl. Jürgrn 'Xli/ke 1998: Analytische Dimensionen der Personalisierung des Politischen. In: 

Kurr Imhof/Peter Schulz (Hrsg.), Die Veröffentlichung des Privaten - Die Privatisierung des Öf

fentlichen. OpladenlWiesbaden: Westdeutscher Verlag, S. 283-294, mIt Bezug auf Peter Burke 
1995." Ludwig XlV. Die Inszenierung des SonnenkÖnigs. BerlIn: \XTagenbach (Taschenbuchaus

gabe: Frankfurt am Mam: Fischer). 

56 Siehe die Beiträge im Sammelband von Heinz-Dietrich Fischer 1972 (Hrsg.): Deutsche Zeitungen 

des '7. bIS 20. Jahrhunderrs. Pullach bel München: Verlag Dokumentation. 

57 Hans-Ulneh Wehler 1987: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. I, München: Beck, S. 303 ff., der 

Anteil der Leser an der erwachsenen Bevölkerung stieg im Laufe des 18. JahrhundertS auf rd. 

25 %, die Versorgung der Bevölkerung mit Büchern, Zeitungen und ZeItschriften könne man 

"als Elemente eines großartigen soziokulturellen Mobilisierungsprozesses begreifen". Vgl. auch 

&ymond Birn 1989: Malesherbes and [he Call for a Free Press. In: Robert DarntonlDaniel Ro-
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Ebenso stieg mit der Verbesserung des Schulwesens das Niveau der Literalität58 - in den pro

testantischen Ländern schneller, in den katholischen (z. B. Österreich) langsamer. Die Frage 

ist aber, ob damit auch eine Expansion der politISchen Öffentltchkeiteinherging oder nicht? Mit 

dem Blick auf die Zeit des Vormärz muß man dies bezweifeln. Schon 1816 wird der berühmte 

"Rheinische Merkur" des joseph Görres - die erste deutsche "Gesinnungszeitung von wahr

haft großem Ausmaß"59 - durch Kabinettsorder verboten. In den 1830er jahren werden in 

Preußen jährlich erwa 55 Presseverbote verhängt. In Österreich herrscht das "System Metter

nich": Die "Wiener Zeitung" ist wegen des trockenen Verlautbarungsstils wenig beliebr6<', des

wegen wird als politisches Blatt der "Oesterreichische Beobachter" gegründet, "von der Re

gierung befördert, kontrolliert und geleitet, ohne daß sie sich öffentlich dazu bekennen 

durfte"6I Schon 1812 hatte man die Gründung eines "Volksblattes" in Wien abgelehnt mit 

der Begründung, "das Volk müsse von der Politik ferngehalten werden"62. Durch die Karls

bader Beschlüsse (1819) werden die durch die Bundesakte (1815) verbrieften Garantien der 

Pressefreiheit fast gänzlich zurückgenommen und das Polizei-System der Censur wieder einge

fuhrr6J. Um das jahr 1845 soU es im Deutschen Bund nicht mehr als IOO politische Zeitungen 

gegeben haben, jedoch fast die zehnfache Anzahl von unpolitischen Anzeigen- und regie

rungsabhängigen Amtsblättern. In England existierten zu dieser Zeit bereits 373 politische 

Zeitungen - "die schiere Zahl, ihre vergleichsweise riesige Auflagenhöhe, erst recht der fteiere, 

kritische Stil verweisen auf einen grundlegenden Unterschied in der Natur der öffentlichen 

Meinung"64 • 

che (Hrsg.), Revolunon in Prinr. The Press In France 1775-1800. Berkeley/Los Angeles/London: 

Univ of Cal. Press, S. 5cr68, insbes. S. 63: Wegen des Anstiegs an Literalität sei die Zensur nicht 

mehr durchserzbar gewesen. Der Zwang zur korporativen Organisation fur Drucker und Buch

händler diene nur der Selbstbereicherung einiger privilegierter Familien, schrieb Malesherbes 

schon vor der Revolunon und forderte Pressefreiheit sowie die Aufhebung des Zunftzwanges. 

58 R. A . Houston [988: Literacy in Early Modern Europe. London/New York: Longman. 

59 Hans-Ulrich Wehler [987: Deutsche Gesellschafrsgeschichte, Bd. I, a. a. 0., S. 526. 

60 Sie wird Im Vormärz von den Intellektuellen "Schlafmüuc" genannt, siehe Rudolf Antoni [983: 

"Wien er Zeitung" seit 2.80 Jahren Fixpunkt in der Medlenlandschaft, a. a. 0., S. 337. 

61 So Wolfiang Piereth [994: Propaganda im 19. Jahrhundert. Die Anfänge aktiver staatlicher Pres

sepolitik in Deutschland (180crI871). In: Ute DanielIWolfram Siemann (Hrsg.), Propaganda.

Meinungskampf, Verfuhrung und politische Sinnstifrung (1789-1989). Frankfurt am Main: 

Fischer, S. 2.1-43, hier insbes. S. 24; siehe zu den Strategien der "aktiven" Beeinflussung der Presse 

auch den Beitrag von Gertrud Näth-Greis [997 Das Literarische Büro als Instrument der Presse

politik. In: Jürgen Wilke (Hrsg.), Pressepolitik und Propaganda. Hisrorische Studien vom Vor

märz bis zum Kalten Krieg. KölnlWelmar/Wien: Böhlau, S. 1-78. 

62. Wolfiang Piereth [994: Propaganda im 19. Jahrhundert, a. a. 0., S. 2.5. 

63 Franz Schneider [978' Presse, Pressefreiheit, Zensur. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S. 

899-927, hier insbes. S. 92.3 [ 

64 Hans-Ulrich Wehler [987' Deutsche Gesellschafrsgeschichte, Bd. 2, a. a. 0., S. 528. 
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Für die frühliberale Öffentlichkeit des Vormärz wurde das Wort "Preßfreiheit" zum zen

tralen, system kritischen Oppositionsbegriff. Die Machthaber verstanden nicht oder wollten 

nicht verstehen, daß die politische Kommunikation spätestens seit 17896; neu codiert worden 

war, denn seit dieser Zeit gab es etwas Neues, nämlich politische Ideologien. Die repressiven 

Maßnahmen der Regierungen konnten die Sichtbarkeit des Codes vielleicht beeinträchtigen, 

eliminieren konnten sie ihn nicht mehr. Der Code "liberal/konservativ" zwang zur Stellung

nahme; man mußte eine der beiden Seite beziehen, und so wurden die Regierungen "konser

vativ", gleichgültig, ob ihnen die Bezeichnung gefiel oder nichr'6. Schon zum klassischen Li

beralismus gehört die Forderung nach ungehindertem Austausch von kontroversen 

Meinungen auf dem freien Markt der politischen Ideen und Überzeugungen, damit der po

litisch mündige Bürger im vernünftigen Diskurs eine problemadäquate Entscheidung treffen 

könne. Sofern der Liberalismus in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts die große, "progres

sive'" politisch-ideologische Strömung war und in ihr die "politische Öffentlichkeit" auf der 

Basis von Pressefreiheit im Zentrum der "Weltanschauung" stand, könne "politische Öffent

lichkeit" als eine "epochalrypische Kategorie" gelten, so WehJer'7, denn an dem Vordringen 

einer ungefesselten öffentlichen Meinung lasse sich die graduelle Durchsetzung einer liberalen 

Politik- und Gesellschaftsordnung, an der Rigidität ihrer Einschränkung die Härte des Wi
derstandes gegen sie ablesen. 

Wie sehr die autoritären Systeme die Entwicklung der politischen Öffentlichkeit blockier

ten, zeIgt ein Blick auf Österreich im Jahre r848: Vor der Revolution hatte es 79 Zeitungen 

65 In Paris gab es vor der Revolution nur vier Tageszeitungen, im Jahre 1789 wurden 184, 1790335 

Zeitungen gegründet, von denen allerdings der Großteil der Konkurrenz nIcht standhielt und 

wieder verschwand; trotzdem zeigen die Zahlen einen explosionsartigen Anstieg der "politischen 

Presse", die sich ziemlich klar einer "royalistischen" oder radikalen "revolutionären" Richtung 

zuordnen ließ; so war der L'Ami du ROI ein vehementer Verfechter des Ancien regime, Jean-Paul 

Marats L'Ami du Peupfe oder Louis Prudhommes Revolutiom Je Paris wurden zu berühmten Re

volutionszeitungen für die Linke (der "Jakobiner"), vgl. Jm:my D. Popkin 1989. Journals: The New 

Face of News. In; Robert DarntonlDaniel Roche (Hrsg.), Revolution in Print. The Press in 

France 1775-1800. BerkeleylLos Angeles/London: Univ. of Cal. Press, S. 141-164. 

66 Paul Nolte 1994 Parteien und Propaganda im Vormärz. - Die schwierigen Anfänge staatlicher 

Meinungslenkung in einer politISierten Gesellschaft. In: Ute DaniellWolfram Siemann (Hrsg.), 

Propaganda. - Meinungskampf, Verführung und politische Sinnstifrung (1789-1989). Frankfurt 

am Main: Fischer, S. 83-100, sowie WolJi;ang Piereth 1994 Propaganda Im 19. Jahrhundert. Die 

Anfänge aktiver staatlicher Pressepolitik in Deutschland (1800-1871), im selben Band, S. 21-43. 

67 Ham-Ulrich Wehler I987: Deutsche Gesellschafrsgeschichte, Bd. 2, a. a. 0., S. 540. Siehe zum 

Zusammenhang der Intensivierung der "nationalen Bewegung" mit der Verdichtung öffentlicher 

Kommunikation Otto Dann I978: Nationalismus und sozialer Wandel in Deutschland 1806-1850. 

In: Ders. (Hrsg.), Nationalismus und sozialer Wandel. Hamburg: Hoffmann und Campe, S. 77-

128, hier insbesondere S. 89 f, ebenso zur Steigerung der "Volksbildung": Der Alphabetisie

rungsprozeß ist bis 1850 in Preußen weitgehend abgeschlossen. 
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gegeben, davon 19 politische; nach der Revoluüon waren es 388, davon 306 mü politischer 

Ausrich[Ung - Piereth68 nennt das zu Recht eine "ungeheure Expansion politischer Öffent

lichkeit". Das Problem der beiden folgenden Jahrzehnte war dann aber, daß mit dieser Ex

pansion - fast parallel - die Entstehung der politischen Parteien einherging und sich die 

Presse zu einer parteipolitisch orientierten "Gesinnungspresse" weiterentwickelte. Im Ver

gleich zu England, den Niederlanden, den USA und teilweise auch Frankreich, fehlten in 

Deutschland und Österreich fast einhundert Jahre an Erfahrung im Umgang mit konflikto

rischen Themen in der politischen Öffentlichkeit. Unsere Hypothese ist nun, daß eben dieser 

FaktOr in Deutschland und in Österreich die graduelle Transformation des politischen Systems 

von einem autoritären zu einem demokratischen verzögert und blockiert hat; deshalb hier die 

Eskalation der Gewalt im Jahre 1848 und die Radikalisierungen in den Folgejahrzehnten. Die 

Regierungen in Wien und Berlin reagierten nach 1848 auf die Entfesselung der Presse bzw. 

der politischen Öffentlichkeit mit einer - zunächst hilflosen, dann aber effizienten - Kombi

nation von Repression und Strategien der aktiven Pressesteuerung69. Die politische Öffent

lichkeit wiederum reagierte darauf mit Tendenzen zur Radikalisierung, und zwar auf beiden 

Seiten des ideologischen Codes. Es kann wohl kein Zufall sein, daß radikale marxistisch ori

entierte Parteien fast nur in denjenigen Ländern entstanden, wo der Staat repressiv auf die 

Organisierung der Arbeiterbewegung reagiert hat70. Diese Entwicklungen mündeten be

kanntlich in der Formierung von "polüischen Lagern" mit ihren je eigenen Presseorganen7! 

sowie zur zunehmenden Abschot[Ung entsprechender "sozialmoralischer Milieus"72
• Damit 

waren die Weichen gestellt für den "polüischen Radikalismus als Massenbewegung" in der 

Zwischenkriegszeit, der bekanntlich von der Presse mitgetragen wurde: Während der Zeit der 

Ersten Republik gab es in Österreich kaum eine Zeitung, die vor Wahlen keine Wahlemp

fehlung für eines der politischen Lager abgegeben härte7J. Die politischen Eliten stellten sich 

68 WolfKang Ptereth 1994: Propaganda im 19. Jahrhunderr, a. a. 0, S. 32. 

69 Kurt Paupte 1966: Handbuch der österreichischen Pressegeschichte, Bd. II: Die zentralen presse

politischen Einrichtungen des Staates. Wien/Stuttgart: Braumüller. 

70 Seymour Martin Lipset 1983: Radicalism or Reformism: The Sources ofWorking-class Politics. In: 

American Political Science Review 77: 1-18. 

71 }örg Requate 1995." Journalismus als Beruf - Entstehung und Entwicklung des Journalistenberufes 

im 19. Jahrhundert. Deutschland 1m internationalen Vergleich. Göttingen: Vandenhoeck & Ru

precht, S. 290 ff. 
72 Siegfried Weichlem 1996: SozIalmilieus und politische Kultur in der Weimarer Republik. Göttin

gen: Vandenhoeck & Ruprecht, insbesondere S. 52 ff. zur "Formation der Sozialmilieus" und der 

zentralen Rolle der Presse. 

73 Gabriele Melischekijoseph Seethaler 1996: Zwischen Gesinnung und Markterfolg. Zum politischen 

Spektrum der Wiener Tagespresse der Ersten Republik. In: K. Imhof/P. Schulz (Hrsg.), Politi

sches Raisonnement in der InformatIonsgesellschaft. Zürich: Seismo Verlag, S. 61-78; siehe auch 

Det/ef Lehnen 1995: Politisch-kulturelle Integrationsmilieus und Oflentierungslager in einer po-
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darauf ein, denn in ideologisch polarisierten Systemen lohnt es sich, so Sartori~4, keine Kom

promisse einzugehen, sondern die je eigene Position zu profilieren; nur so gewinnt man 

Wahlen. 

Das hier nur grob skizziene Modell zur Erklärung des Demokratisierungsprozesses ope

rien ausschließlich mit Variablen des politischen Systems und weicht in dieser Hinsicht von 

anderen Modellen ab: Die Entstehung einer ökonomisch aufstrebenden, urbanen Mittel

schicht wäre z. B. die zentrale Variable der Modernisierungstheorie7l ; krisenhafter Verlauf des 

Kapitalismus und Klassenkonflikte die Variablen der kritischen Theorie76; Protestantismus, 

Säkularisierung und Durchserzung universalistischer Werte die Variablen der verschiedenen 

"kulrurtheoretischen" Ansätze-'. Auch die sog. "Cleavage-Theorie" von Lipset und Rokkan78 

ist nur eingeschränkt brauchbar, nämlich für die Frage der Politisierbarkeit von Konflikten in 

der politischen Öffentlichkeit, also als Chancen für die Codierung von politisch-konfliktori

sehen Kommunikationen '9. Darauf kommen wir zurück. 

Die Enrwicklung in England verlief bekanntlich völlig anders; nicht zulerzt, weil England 

als paradigmatischer Fall für eine relativ friedliche Evolurion zur parlamentarischen Demo

kratie gilt, soll an diesem Beispiel erwas genauer untersucht werden, welche Bedeurung der 

politischen Öffentlichkeit in diesem Prozeß zukommt. Einige "Seitenblicke" auf den Fall der 

USA könnten das Bild abrunden. 

larislerten Massengesellschaft. In: Emmerich Talos (Hrsg.), Handbuch des politischen Systems 

ÖsterrelChs: Erste Republik 1918-1933. WIen: Manz, S. 431-442. 

74 GlOlIa1mi Sartori 1916. Pames and Party Systems. Cambridge u. a.: Cambridge Univ. Press. 

7S Die Frage der kapitalistischen "Kommerzialisierung der Land,,;rtschaft" einerseits oder eines "ar

beltSrepressiven Landwirrschaftssystems" andererseits wäre entscheidend fur Barrington Morr~ 
1987" Soziale Ursprunge von Diktatur und Demokratie. Frankfurt am Main. Suhrkamp, 2. Aufl.; 

siehe als Überblick Larry Dzamond 1992: Economic Development and Democracy Reconsidered. 

In: American Behavioral Scientist 35: 450-499. 

76 So vor allem bei Dietrich Ru~rchemeyerlEvelyne H. Stephenslfohn D. Stephl'nS 1992: Capitalist De

velopment and Democracy. Chlcago: Univ. of Chicago Press; eher selbstkritisch bereits Göran 

Therbonz 1983: The Rule uf Capital and the Rise of Democracy. In: David Held (Hrsg.), States 

and Socienes. ~~ York/London: UnIv. of~ew York Press, S. 269, sowie Samuel Bowles!Herbm 
GmtlS 1987: Democracy and Capitalism. Basic Books, und Bob ferrop 1990: State Theory. Penn

sylvania: Univ. ofPennsylvanIa Press, insbes. S. 170 ff. 
77 Gemeint sind die Arbeiten im Anschluß an .\fax ""eber von Talcott Parsons, Reinhard Bendix 

und S. No Eisenstadt. 

78 Seymour ,~fartin LlpsetlStem Rokkan 1961: Cleavage Structures, Parry Systems, and Voter Align

ments: An Introducrion. In: Dies. (Hrsg.), Party Systems and Voter Alignments: Cross-National 

Perspectives. ~ew York/London: The Free Press, S. 1--64. 

79 Vorzüglich dazu Bernhard Glmn 1993." Die Intellektuellen und die Nation. Frankfurt am Main: 

Suhrkamp, insbesondere S. 46 zur "Entkoppelung von Code und Prozeß" seit der 2. Hälfte des 

18. Jahrhunderts. 
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\X'ährend der Tudor-Zeit befand sich auch die englische Presse unter strikter Regierungs

kontrolle80: Die Drucker mußten entsprechend dem Zunftzv,rang in der ~Starioners Com

pany" organIsiert sein; alle Druckwerke bedurften seit 1538 einer amtlichen Genehmigung. 

Natürlich bedienten sich die Regierungen selbst immer wieder der Druckerpresse: So ließ 

Heinrich VIII. seine Ehescheidung öffentlich rechtfertigen und seinen Konflikt mit Rom pu

blizistisch austragen; 1588 wurde der Sieg über die spanische Armada öffentlich gefeiert. Un

merklich, aber doch, veränderten Druckpressen und das gedruckte Wort die politische Land

,chaft, so jedenfalls das Urteil von Stephens81• Was in dieser Zeit gelesen \'.urde, wurde oft laut 

gelesen, und so erreichten die Informationen auch das gewöhnliche Volk. James I., der mit 

absolUlistischen Praktiken liebäugelte, mußte vom Thron herabsteigen und die Auflösung ei

nes Parlaments schriftlich - natürlich gedruckt - rechtfertigen. 

Einen dramatischen Einschnitt in der Geschichte der englischen Publizistik brachten aber 

em die Bllrgerkriegsereignisse der 1640er Jahre, als die Regierungskontrolle llber die Drucker

pressen völlig zusammenbrach: "English journalism had been released all of a sudden into a 

politically polarized country whose King and Parliament would soon be facing each other 

ac ross a battIefleId. For ehe next eight years neieher King nor Parliament would obtain suffi

cient power to force ehe press back into its cage."8. Innerhalb kürzester Zeit kamen neue Zei

tungen auf den :--1arkrBJ; 1644 hatte der Londoner Bürger eine Auswahl aus 12 regelmäßig er

Kheinenden Zeitungen: ~Bad times are invariably good rimes for newspapers. " Zweifellos 

trugen die Zeitungen zur Radikalisierung des Meinungsklimas bei, und insofern waren sie 

selbst ein leil des Bllrgerkrieges, d. h., gekämpft \'.urde nicht nur mit den Waffen, sondern 

auch mit dem gedruckten Wort - wie zuvor auf dem Kontinent die schon er.vähnte Kriegs

propaganda. Aber, so Zarer'4, das sei nicht die entscheIdende Innovation gewesen, vielmehr 

die extensive Berichterstattung über die mnenpofttischen Ereignisse, insbesondere die Publi

kation von Petitionen. 

Das Recht des Petitionierens galt in England als "uralte" Tradition, man erachtete es als ein 

"birthright"gs. Nach dem Wegfall der Regierungskontrolle llber das Pressewesen wurden die 

Petitionen aber publiziert. Die einen petitlonierten öffentlich an die Krone - solange es sie 

gab -, die anderen trugen ihre "grievances" dem Parlament vor. Auch für das Parlament war 

die nunmehr entstandene Öffenclichkeit etwas Unerhörtes; Das Parlament kannte bislang nur 

80 Annab/!! PaftfTSOn 198;: Censorshlp and Interpretation. The ConditlOnS ofWritlng and Reading 

in Earl)' Modern England. Madison: univ. of\:('isconsln Press. 

81 Afuch/!II Stephens 1989: A HlStory ofNews, a. a. 0., S. 99. 

82 Muchell Suph/!m 1989. A History ofNews, a. a. 0 .. S. 167. 

83 joad Raymond 1996: The Invention of the Newspaper. - English ~ewsbooks 1641-1649. Oxford: 
Clarendon Press, insbes. Kap. I. 

84 Dm!/d ZIrn 1996: Petitions and me "Invention" of Public Oplnion in the Engllsh Revolution. 

In: American Journal ofSociology 101: 1497-1555. 

85 Hier liegen die ersten Ansärze für eine Theorie der Grund- und Freiheitsrechte! 
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eine interne Öffentlichkeit; was debattiert und entschieden wurde, durfte nicht auf direktem 

Wege nach außen dringen. Eine solche Arkanpraxis des Parlaments war jetzt aber nicht mehr 

durchzuhalten; die Zeitungen setzten sich über das alte Verbot einfach hinweg und berichte

ten ausführlich über die parlamentarischen "Proceedings". Damit war erstmals eine Verbin

dung hergestellt zwischen der Parlamentsöffentlichkeit und der allgemeinen Öffentlichkeit 

des Bürgerpublikums86! 
Für David Zaret wirft dies ein neues Licht auf die Entstehung und Bedeurung der moder

nen politischen Öffentlichkeit: Ältere Autoren hätten sie aus den religiösen Konflikten erklärt 

(Weber, Bendix, Marshall), Habermas beziehe sie auf das Selbstbewußtsein einer bürgerlich

kapitalistischen Bourgeoisie des 18. Jahrhunderts; aber, so Zaret, das sei weder zeitlich noch 

soziologisch korrekt. Die Öffentlichkeit des Petitionierens war keine "bourgeoise" Angele

genheit, sondern eine allgemeine, sogar "weibliche", und nicht einmal eine primär urbane. 

"If correct, mis account of me ,invention' of public opinion requires mat we reject old soci

ological certainties about the origins of democracy."87 Man beachte in dieser Formulierung 

den Begriff "democracy", den der Autor für die neue "aumority of public opinion in polities" 

in Anspruch nimmt; entstanden sei diese als nichtintendierte Folge der Kombination eines 

alten Rechts, nämlich des Rechts des Petitionierens, und der neuen Praxis des Publizierens: 

"Thus, innovative communicative practices had intimate links wim novel ideas on the im

portance of public opinion in politicallife, and these ideas signal me advent of liberal-de

mocratic conceptions of poli ties. "88 

Wie sehr sich die öffentliche Meinung in der Tat auf demokratische Strukturen zubewegte, 

zeigt die Liste der "key issues" für Reformen, die in den I640er Jahren auf der Tagesordnung 

standen und die Keim Williamss, vorzüglich zusammengestellt hat: 

• The abolition of me House oflmds 

• The ending of traditional honors and payments 

• Decentralization of me judicial system 

• Elimination of class distinctions before ehe law 

• A more equitable rediStribution ofland 

86 Joad Raymond 1996: The Invention of the Newspaper, a. a. 0., S. to8 ff.; für den Aufschwung der 
ewsbooks sei, so der Autor, nicht zuletzt eine Gruppe von Abgeordneten des House of Com

mons veranrworrlich gewesen, die sich energisch für einen Appell an das "Volk" einsetzten, 

wahrend es der König bis zu den Bürgerkriegsereignissen strikt ablehnte, die Druckerpresse zu 

seinen Gunsten einsetzen zu lassen - ein schwerer Fehler. 
87 Davzd Zaut 1996: Petitions and the "Invention" ofPublic Opinion in the English Revolution, a. 

a. 0., S. 1543. 
88 Davzd Zaret I996' Petitions, a. a. 0., S. 1540. 
89 Kezth Willzams I977: The English Newspaper. An Illusrrated History to 1900. London, Spring

wood Books, S. 12. 
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• The ending of rithes 
• The endmg ofimprisonmenr for debt 

• The creation of a democratically elected Parliamenr 

• The fights of free speech90 

Aus der Realisierung dieser Forderungen wurde damals nichrs, aber sie weisen weit voraus, z. 

T bis in die unsere Gegenwarr! Unrer Cromwells Protekrorat wurde jedoch wieder eine rigo

rose Pressezensur eingefuhrr; die Könige der Restaurationszeit kehrren ebenfalls zur alten Pra

xis der lizensierung und behördlichen Genehmigung zurück. Die Zeitungen verlagerren da
her den Schwerpunkt ihrer Publizistik auf Wirrschafrsnachrichten und "human inrerest 

srories" .. ach den Turbulenzen um die Glorious Revolution verlierr die Krone aber erneut 

die Konrrolle über die Presse: Der berüchtigte licensing Act wird aufgehoben (endgültig 

1695), und landon erlebt soforr wieder eine wahre Explosion des Journalismus: Ein Dutzend 

Zeitungen erschien mehrmals wöchendich, mit dem Daily Courant (1702) die erste Tageszei

wng (sie erscheint immerhin 12 Jahre, "ernährr" sich aber hauprsächlich mit Berichten aus 

dem Spanischen Erbfolgekrieg auf dem Kontinent), 1709 gab es in landon 18 regelmäßig er

scheinende Zeirungen91 • Die Besteuerung von Zeitungen durch die Stamp Act (1712) bedeu-

90 Es ist dies das poltnsch-visionäre Programm der "Levellers", die in den turbulenten Ereignissen 

Ende der 1 640er Jahre eine bedeutende Rolle spielten, vgl. Hans-Chnstoph Schröder 1984-' Die le
vellers und das Problem der Republik 10 der Englischen Revolunon. In: Geschichte und Gesell

schaft 10: 461-497. Neben eimgen wichtigen Pamphleten gehörte die Zeitung Mercunus Mzlita
rtS zum publizisnschen Hauprorgan der Demokratiebewegung, ebenso stand die ZeItung The 
J'tlfoderate den Levellers nahe; beide hatten zeitweIse u. a. großen Einfluß auf die Soldaten der 

"~ew Model Army" Cromwells. So schrieb "The Moderate" 1648: ,,All Governments come orig

inall)' from the People, and are mutable at mw pleasure, for meir furcher good and weil-belOg" , 

d. h., die Levellers propagierten das Prinzip der Volkssouveränität in einer Klarheit, die erst Tho

mas Paine eIneinhalb Jahrhunderte später wieder erreichen sollte: "Entscheidend sollte in dieser 

Frage sein, daß die Levellers als erste polt tische Bewegung Europas konsequent das Prinzip der 

Volkssouverämtät anerkannten", so Ko.spar von Greyerz 1994: England im Jahrhundert der Revo

lutionen 1603-1714. Stuttgart: Vlmer UTB, S. 108 (Hervorhebung im Original). Der Prozeß 

gegen KarI!. und schließlich dessen Enmauptung ließen sich als "pseudoradikale Ablenkungs

revolutIon" der Grandees 1648/49 interpretieren, um danach entschlossen gegen die Sozialrevo

lutionäre der Levellers vorgehen zu können, so Schröder (5. 478). Vgl. Peter Graf Kielmansegg 

1977: VolkssouveränItät. Eine Untersuchung der Bedingungen demokratischer LegInmität. Stutt

gare Ernst Klett. S. 120, zur Leveller-Bewegung, die mit erstaunlicher Genauigkeit die Verfas

sung der parlamentanschen Demokratie des 19. und 20. Jahrhunderts vorweggenommen habe, 

jedenfalI sei das Prinzip der Volkssouverärrirär klar formuliert worden. 

91 Keith Will/ams 1977: The English ~ewspaper, a. a. 0., S. 21. Vgl. fames 0. R/chards 1972: Part)' 

Propaganda Gnder Queen Anne. - The General Elections of 1702-1713. Amens: The COIV. of 

Gcorgia Press, unter den Auroren der Zeitungen befanden SIch beruhmre ~amen WIe Daniel De-
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tete einen harren Rückschlag für die Presse - man bezeichnete sie schon damals als "taxes on 

knowledge" -, aber das Rad der Geschichte ließ sich nicht mehr zurückdrehen. 

Jeremy Black9l ist der Meinung, das 18. Jahrhundert habe für die Enrwicklung der politi

schen ÖffentlichkeIt in England kaum Neues gebracht. Es ist das Jahrhundert des Aufstiegs 

der Lokalpresse, aber ansonsten seien die Weichen für das Jahrhundert bereits 1695 gestellt 

worden, und die technologischen Innovationen zu Beginn des 19. Jahrhunderts standen erst 

bevor. DIe Krone und ihre Regierung seien unangefochten das Machrz.entrum des Landes ge

blieben usw. - Wahrscheinlich unterschätzt Black dieses Jahrhundert gerade für England in 

mehrfacher Hinsicht: 

Erstens entsteht während der langen Whig-Herrschaft bzw. während der langen Regie

rungszeit des Premiers Walpole (Premierminister von 17Z1-1742) das, was man damals und 

auch heute noch die pofztische Opposztion nannte bzw. nennt93• Ebensowenig wie die \Y/higs 

waren die Tories damals schon eine Partei im modernen Sinne, sondern Faktionen des Parla

ments mit mehr oder weniger großen Seilschaften nach außen94 . Entscheidend wichtig ist 

nun, daß sich die Opposition mit dem Craftsman (1726) ein eigenes publizistisches Organ 

schuf, denn erst damit etablierre sich die Presse "recht eigentlich zum kritischen Organ eines 

/oe, der rur die \Xfhig-Blätter Revzew und Rehearsal zahlreiche Beiträge verfaßte, ein anderer war 

Jonathan Swift - beide schrieben oft im Auftrag der damaligen "Parteien", also der Whigs und 

Tones, die sich immer stärker auch bei den \'qahlkampfen der Presse bedienten; die Kaffeehäu

ser Londons waren teilweise "ideologisch" geprägt, man fand daher dort nur die "eigene" Presse 

(S. 58), die Publizistik wurde, so der Autor, ein eigenständiger Faktor der Wahlkampfe und der 

.,ideologischen" Auseinandersetzungen (S. 154 ff). V gl. Kospar von Greyerz I994' England im Jahr

hundert der Revolutionen, a. a. 0., S. 265: "Vergleichen wir Englands angebliche ,Ancien Re

gime Sociery' mit Deutschland im 18. Jahrhundert, so Wir auf, daß sich in Deutschland eine po

linsche Öffentlichkeit längst nicht im selben Maße zu entwickeln vermochte wie In England, wo 

u. a. die Alphabetisierung im 17. Jahrhundert - im Gegensatz zu Deutschland - große FOr!

schritte macht und sich politische Parteien und partelpolitische Auseinandersetzung viel früher 

zu etablieren vermochten. Hinsichtlich der politischen Kulmr des 18. Jahrhunderts ist daraus der 

Schluß gezogen worden, daß sich das damalige England schwerlich als Ancien Regime bezeich

nenlaßt." 

92 Jemny BlLzck I987: The English Press in ehe Eighreeneh Century. London/Sydney: Croom Helm. 

93 Zur Geschichte der Opposirion gibr es gute Literatur, die hier nur beiläufig angeführt wird, so 

Ingeborg Bode I962: Ursprung und Begriff der parlamentarischen Opposition. Smttgarr: Fischer; 

WolfiangJäger I978: Opposition. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S. 469-517; KMrt Klu
xen I9S6: Das Problem der politischen Opposirion. - Entwicklung und Wesen der englischen 

Zwei parteien politik im 18. Jahrhundert. FreiburgiMlinchen: Alber; Kurt Kluxm I983: Geschichre 

und Problematik des Parlamentarismus. Frankfurt am MaIn: Suhrkamp. 

94 Zum historischen Hintergrund siehe Jererny BlLzck I990: Roben Walpole and ehe Namre ofPoli

(1CS In Early Eighteeneh-Cenrury Britain. London: Macmillan. 
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politisch räsonierenden Publikums."9\ Mit spitzer Feder greift Bolingbroke im Crahsman die 

Patronagepolitik des Premiers an und macht das Thema ,.Korrupnon"J6 zum Dauerbrenner 

der oppmItionellen Presse fur den Rest des Jahrhunderts, Zwei Faktoren erscheinen hier we

sentlich: Zum einen die Verbindung der parlamentarischen Opposition mit der politischen 

Öffentlichkeit. Die Macht der Opposition liegt in ihrer Chance des Appells an die Öffent

lichkeit. sie hat hier eine Verankerung. die es ihr damals erstmals ermöglichte. sIch selbst auf 

Dauer ZII 5tellen. ohne an Machtpositionen teilzuhaben. Damit wird die Unterscheidung von 

Regierung und OpposItion inscitutionalisiert und - wie l.uhmann formuliert - zum ~ekun

därcode des politischen Systems moderner Demokratien, zugleich ein Machtcode, der die 

weitere Amdiffercnzitrung des politischen Systems voranrreibt9 . Die Anerkennung bzw. le

gitimität der Existelll emer politischen Opposition - HIs or Her "Majesty's l.oyal OppOSIt

Ion", wie sie heute noch genannt wird - sollte man wegen ihrer immensen Bedeutung fur den 

Demokratisierungsprozcß zu den größten Innovationen des 18. Jahrhunderts rechnen<)'! 

95 }ürgm Ifabermm 1983: Srruklurwandel der ÖffentlIchkeir. Oarmstadt/Neuwled: Luchterhand, 

S.7R. 

96 I rnda Levy Ihk 1998: Corruption and Political Development In Farly !\.lodern Britain. In Ar

nold J. Heidenheimer/l\1lc1ldel Johnston/Vicror T LeVine (Hrsg,), PolitJcal Corruption A 

Ilandbook. New Hrunswick/London:li-ansacnon Publishers, S. 2J9~232. 

97 Niklas I.llhmann 1989. J'heoric der pollllschen Opposition. In: Zeitschrift für PolIuk 36: 13 26, 

98 Kurt Klllxen 198]: Ceschichre und Prohlematik des Parlamentarismus. hankfurt am Main: Suhr

kamp, S, IlO: "Dle erste Opposiuonsthcoric wurde von Holmgbroke enrwlckelt. Sie war der ver

allgememerte Ausdruck einer eigentümlichen Form der Innenpolitik, die sich in Dlsputcn und 

im \Viderspicl von Aktion und Kritik entfaltete - wer;( mnerhalb des Parlaments, dann auch In 

der PublIZistik und offentliehen Meinung. Das Recht auf Opposition wirksam werden zu lassen 

und die freie Auseinanderseuung in die politischen Entscheidungsprozesse cinzubauen, war die 

bletbcnde Errungenschafr des 18. Jahrhunderts. - /l.hn hielr die Herausbildung eines einheitli

chen Cesamrwillens bel politischen fntschetdungcn I11chr mehr für möglich und auch im Inter

esse der heihw nicht für wünschbar, ... " Ganz im (;egensarz zu Rousseau! Vgl. auch Kurt 

Klllxm 196~: Etnfiihrung zum sechsten Ted - "O,e parlamentarische OppositIOn". In: Ders, 

(Hrsg.l. Parlamentarismus. a, a. 0" S. 393 ff zur "r.cholUnktion der Öffenrllchkw' .. ,Aus die

ser langanhalrendcn Kampfmu.ltion entsrand eine entsprechende ':>irzordnung. Seit etwa 1750 

war c.s üblich, daß h1l1ter der .ueasurv beneh' die Anhänger der Regierung und Ihr gegenuber die 

OpPosItion ['!atl nahmen. wenn auch ein vollständiger Kab1l1cmwechsel mir gleichzel!lgem ')el

tenwechsd Im Lnterhaus crsr 178} nachweisbar ISr. D.Untt hane sich die Zwelreilung 111 rorm ei

nes innerparlamentarischen Brauchs quasi insritutionaltsierr. ~lCht mehr das ganze Parlament, 

sondern die Oppnsirion in dun übernahm die Rolle der Kmik und Kontrolle der Regierung." 

Der Verlängerung der Regierung ins Parlament enrsprach aber komplemenrär die Verlängerung 

der Opposition In die Ötfenrlichkeit, so Kluxen S, 395, - In England habe sich. so Fraenkcl, der 

C;edanke eines gfwernment by pllblrc OpmlOl1lm Kampf gegen das Gespenst der Herrschaft der 

volome gmemle durchgesetzt. Siehe Ernst f-YllenkeI1991' Deutschland und die wesrlichen Demo-



Zwdtms, es ist klar, daß Bolingbroke als Journalist des Craftsman nicht nur über Ab .... 
mungsergebnisse des Parlaments (votes), sondern auch über die Par'lanlenlt5V,emancllw .. li 
selbst berichten wollte; das war aber nach wie vor verboten, und als er es dennoch tat. WUlIIIIi 
das Verbot 1738 per Gesetz nochmals explizit bekräftigt. Ein Journalist der Evming LWt • • ' 

mens Wilkes mißachtete einige Jahrzehnte später diese Gesetz, organisierte öffentliche 
monstrationen dagegen und setzte schließlich durch, daß der Strafvollzug unterblieb"; __ 
war das Gesetz zwar nicht juristisch, aber de facto außer Kraft gesetzt; man durfte im ---, 
ment noch keine Notizen machen, und deshalb spezialisiene sich ein anderer JOIlIl1UIIiIII_ 

"Memory" Woodfall darauf, Parlamentsreden in Erinnerung zu behalten und sie mögüc_ 
wörtlich reproduzieren zu können"'''. Erst 1803 wird den Jouma1isten offiziell ein Platt md' .. " 1 

Tribüne eingeräumt; der Druck der Öffentlichkeit hatte gesiegt, die entscheidenden Kill __ 
zogen sich über fast das ganze 18. Jahrhunden hindurch. - Parallel dazu verlief noch ein 
derer, vielleicht noch wichtigerer Reformprozeß ab'''': Zu den Zeiten Walpoies war es eiIl~_ 
fenes Geheimnis, daß die Regierung Parlamentarier bestach, um Mehrheiten fiir ihre Ga ... 
zu beschaffen. Je stärker die Presse ins Parlament eindrang, desto schwieriger wurde 
Form der Mehrheitsbeschaffung. Die Premiers der letzten Jahrzehnte des 18. Jahrhundats 
langten immer deutlicher zu der Auffassung, daß die Regierung dem House ofCtmmums 
gehören, hier den Schwerpunkt ihrer Tätigkeit haben müsse, um in geordneter Weise 
ren zu können. Genau das geschah, es erfolgte die Herauslösung der Regierung aus 
Machtbereich der Krone und die Integtation der Regierung ins Parlament. Ebendies 

kratien. Frankfun am Main: Suhrkamp, S. 2}4. Die Volonre Generale als Roussca,wchts PlilIIIiIIIII 
der" Volkssouveränität" enttieht im Grunde jeder Opposition die Vorausscaung ihrer_. 
Berechtigung. 

99 Hannah Barlt" 199ß.· Newspapers, Politics, and Public Opinion in Lare EiglItm:nm,.Ccnturyiill 
land. Oxford: C1arendon Press: "AIIied to rhe growth in political awarencss al1lOIIp ehe 
public, the growth of parliamenrary reponing was one of the most suiking develoj:JIDII_" 
newspaper contem in the Iate eighteenth cenrury", so die Aurorin S. 3S und hier auch _ 
liam Woodfalls Morning Cbronick. Ab den I?8oer Jahren wird die Berichraswtung üb. 
menrsreden zu einem der wich~ten der joumalistischen Gcscbäfte, seit 1783 waden __ .. 
tizcn der Journalisten auf den Parlamenr:sgalerien erlaubt. 

100 }ürgm HaImmm 198j: Strukturwandd der Offmtlichkeit, a. a. 0., S. 82: Wood&Il_~ 
zu 16 Spalten Parlamenrsreden wörtlich reproduzieren, ohne daß er sich Notizen r .... 
was verboten war. 

101 Hannah BarItn 1998: Newspapers, PoIitics, and Public Opinion in Lare EilItIlll:ndl-Ücna.,lli 
land, a. a. 0., S. 78 f. zu den RdOnnbewegungm; der GmmU~wurdezualtill ... 
Blau der "radikalen" Rdonner: Allgemeines und gleiches (Männcr-)WahIad1c, IW"_ 
Wahlkreiseinrei1ung zugunsten der Scädte, ~ Abbaltuog wo WalaIea,Jibdidl ___ , 

Iamentsscssionen, Ende der Korruption usw. _ die Ziele. für wdche dcrAIII ......... .. 
beliebtes joumaIistischcs Mittel für die Publikation YOIl.GesinnWJFlK ww_J..a ..... iIIJ 
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man heute "parlamentarische Regierungsweise": Die Regierung hängt nicht vom Verrrauen 

der Krone (des Monarchen), sondern vom Verrrauen der Parlamentsmehrheit ab. 

Drittens, welche Bedeutung hatte die Presse fi.lr den Ausbruch und Erfolg der Amerikani

schtn Revolution? Unterschärzre die britische Regierung die Macht der Presse m den Kolo

nien? - Im Jahre 1690 gab es in Bosron den ersten zaghaften Versuch für eme Zeitung, der 

aber vom Gouverneur und vom Co/mal 0/ Massachusetts abgelehnt wird. Nach dem Auslaufen 

des Licensing Act 1695 erschien dann doch die Boston Newsletter lO1
• Bis zur Mine des 18. Jahr

hunderrs harten die meisten größeren Orre ihre eigene Zeitung, und die ameflkanlschen 

"Journalisten" übernahmen auch den politisch aggressiven Stil Ihrer Kollegen des "Mutter

landes" Der deutschstämmige Peter Zunger z. B. publizierre in seinem New York Weekly Jour

nal e1l1en Bericht über Korruption des britischen Gouverneurs, wurde wegen Verleumdung 

vor eericht gestellt, schließlich aber freigesprochen, weil sich die Sachverhalte der Anschul

digungm als wahr erwiesen. 

Als die Bmen 1765 auch In den Kolonien die Stamp Tax, also die Stempelsteuer auf Zei

tungspapier, e1l1führen wollten, erachteten dies die amerikanischen Drucker und Verleger als 

einm tötlichen ~chlag auf ihr Geschäft: Manche Blätter zelebrierten auf der Titelseite ihr ei

genes BegräbniS nur um wenig später wieder auf dem Markt zu sein und ihrer Empörung 

Luft zu machen. Obwohl die Briten die meisten Steuern wieder zurllcknahmen, radikalisierre 

sich die Presse zusehends. Ns das britische Parlament der East India Company 1773 die Di

rekrvermarkrung von Tee erlaubte unter dem Preis der amerikanischen Händler , organi

sierte der Verleger und Journalist der Boston Gazette die berühmt-berüchtigte Boston Tea Party 

- die Zeitungen wenerten gegen die "tyranl1lschen" Briten, berichteten uber angebliche Über

griffe von Redcoats auf Frauen der Kolonisten, beschworen die Amertcan Liberty: 1""'74 traten 

erstmals Delegierre der Kolonien zu einem "Kongreß" zusammen, 1775 fiel der erste Schuß. 

[[emdern hatte es eine Zeitlang eine beachtliche (probritische) Tory-Presse gegeben, aber sie 

wurde innerhalb kürzester Zelt schlicht vertrieben: Ns e1l1em probrinschen Drucker 1775 in 

TtW '}()rk die Fensterscheiben e1l1geschlagen wurden, floh er nach England, andere gaben ein

fach auf: Somit gab es bald nur noch eme Meinung und diese richtete sich scharf gegen die 

Bmen' . Dennoch lag die "wahre" revolutionäre Bedeutung der Presse weniger in ihrer ra

dikalen Agitation, sondern ga.l1z woanders, nämlich in der Herstellung einer ,,Amerikanischen 

Identltät" '04 Im ~inne von Andersons "lmagined Communities": 

102 ,\lrtcheU Stephem [989: A Hisrory of News, a. a. 0 .. S. 185 f 
103 Wichtig wurde die ~chrifr von 'nomos Pame ["'76: Common Sense eine Revolurionsschnfr und 

ein publllls[lSches .\1eistcr.verk, das In hohen Auflagen erschien und deren publIzistISche \X'ir

kung kaum ZlI üherschätzen ist. 

104 I' nrsprcchend derI)'pologie von :-iatlonsblldungen von LePSIUS kommUlenen sich die Ameri

kaner als Sttliltsbürgematron, nicht als "Volksnation" und auch nicht als "Kulrurnatlon , so /11 

R11Iner LepsllIs [990: Interessen, Ideen und Institutionen. Opladen: \X'estdeutscher Verlag. 5. 242 
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The true power of the pre-revolutlonary press is nor ro be found in irs ability ro wound rhe 

Bnrish . The rrue power of rhis press was irs abiliry ro enfranchlse and unif}' rhe Americans ... 

In producing a "juncrion" of a majonty of rhe Amencan people, unificatlon of rheir own 

group. Residenrs of Bnram"s American colonies were beginnlng ro see memselves as Americans, 

and rhe news rhey exchanged - of reSlS[ance ro rhe Sramp Acr or harassmenr by Redcoars in 

Bosron helped direcr rhelr gaze roward fellow inhabiranrs of rhe conrinenr, as wrmen news 

media had helped direcr rhe gaze of Romans roward Rome"" . 

Als die verfassunggebende Versammlung in Philadelphia am 17. Sept. 1787 die Verabschie

dung der Constitutlon beschloß, regre sich insbesondere im Bundessraar New York heftiger 

'X' idersrand in der Presse. Drei entschlossene Vertrerer der Verfassung gingen nun daran, den 

New Yorker BlJrgern die VorzlJge der Verfassung zu erklaren: Die Arrikel von Alexander Ha

milron, James Madison und John Jay soll ren an verschiedenen Tagen in verschiedenen Zei

tungen erscheinen: Diensrags im The New York Packet, mirrwochs im The IndependentJour

nal, frenags im The Daily Advertiser (die Reihenfolge wurde nichr genau eingehalren) usw. 

Diese Arrikel sind uns heure als die berühmren Federalist Papers erhalren'06 . Diese Vorgänge 

zeigen, welche Machr die Presse bei der Erzeugung der "öffendichen Meinung" bereirs da

mals besaß. Die Pressefreiheir wurde schließlich Im Firsr Amendmenr auch noch verfas

sungsrechdich verankert; der Texr gilr bis heure unverändert">7. 

Dennoch blieben zwei Merkmale charakrerisrisch für die amerikanische Presse (zumindesr 

in der ersren Hälfte des 19. JahrhundertS): Ersrens, die Presse blieb ausschließlich lokale Presse, 

die Auflagenzahlen bescheiden; die Sradr New York z. B. harre 1833 eine Einwohnerzahl von 

218.000, die größre Zeirung, der Couner and EnqUlrer, verkaufte pro Tag nur 4.500 Exem

plare. Trotzdem gab es in den USA schon zu dieser Zeir mehr Zeitungen für mehr BlJrger als 

sonsrwo in der damaligen Welr" '. Wegen des lokalen Charakrers der Zeirungen verblieb "Po

lirik" weirgehend Lokalpolirik - ,,All polirics is loeal", soll der Speaker der Demokraren noch 

f, dies habe der Idee der "Volks"-Souveränirär enrsprochen, wobei "Volk" aber als "Demos", 

nichr wie In Europa spärer als .,Erhnos" versranden wurde. Siehe auch für eine spärere Phase 

Volker B15choff!Marino Mama 1991: Melzing Pot-Myrhen als Szenanen amenkanischer Idenrirär 

zur Zeir der Neu; Immigration. In: Bernhard Giesen (Hrsg.), Narionale und kulturelle Idenrität. -

Srudlen zur Enrwicklung des kolleknven Bewußrseins in der Neuzeit. Frankfurt am Main: Suhr

kamp, S. 513-536. 

105 Mitchell Stephens 1989: A Hisrory ofNews, a. a. 0., S. 190 f. 
106 Jacob E Cooke 1961: The Federallst. Ed. wim Inrrod. and Nores. Middlerown, Conn.: Wesleyan 

Univ. Press. 

107 David P. Cu me 1988: Die Verfassung der Vereinigren Sraaren von Amerika. Frankfurt am Main: 

Alfred Merzner Verlag, S. 61 ff:.Congress shall make no law ... abndging me freedom of speech, 

or of rhe press ... " 

108 Mitchell Stephens 1989: A Hisrory ofNews, a. a. 0., S. 201 f. 
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in den '970er (!) Jahren gesagt haben. \X'enn man von den Bürgerkriegsereignissen der 1860er 

Jahre absieht, gilt der Satz jedenfalls noch für das ganze 19 . Jahrhundert. 

Zweitem, die Zeitungen waren weitgehend "partisan", also parteipolitisch ausgerichtet''''' , 

"Objektivit:ir" als journalistische Norm war und blieb bis zum Ende des Jahrhunderrs unbe

kannt. DIe Zeitungen ergriffen Partei - sei es für eine '>ache oder für einen Kandidaten bel 

den Wahlen. Wo es nur eine ZeItung gab, konnte es eigenrlich auch nur einen Kandidaten ge

ben, und so war es auch, z. B. verliefen die Kongreßwahlen in den Sudstaaten noch bIs welt 

Ins 20. Jahrhundert hmein "uncontested", d. h., es gab nur einen KandIdaten! Es liegt auf der 

Hand, daß dIese Bedmgungen die Entstehung eines festgefügten Parteiensystems mcht ge

rade gefördert haben. 

Die sozialräumliche Zersplirrerung des Pressewesens harre natürlIch auch technologische 

Cründe: Bis zur Erfindung des Telegraphen mußten die "neuesten" Nachnchten im wahrsten 

~inn des \Vones "transportiert" werden - dIe Botschaften wanderten mit dem Boten; die Über

windung von räumlichen Distanzen kostete Zeit und das harre manchmal sogar gravIerende Fol

gen. So fand am 8. Januar 1815 dIe Schlacht von New Orleans starr, wo 2.000 Soldaten ihr le
ben verloren, nur deshalb, weil die Generäle noch nichts wußten vom Friedensschluß, der zweI 

\I:'ochen zuvor m Europa unterzeIchnet worden war. Zum andern arbeltete man bis zum Beginn 

des 19. Jahrhunderrs noch immer mit der TechnologIe Gurenbergs. Da die Verleger immer 

höhere Auflagen auf dem Markt absetzen konnten, ließen sie an mehreren Druckpressen gleJch

zeitig arbeiten, dafur mußten aber die Druckvorlagen mehrfach m Identischer Form geserzr wer

den. In der Nacht vom 28. auf den 29. ovember 1814 wird die Londoner Times erstmals von 

einer dampfmaschinenbetriebenen Schnellpresse gedruckt, und prompt machte die neue Tech

nologie einen Teil der Drucker arbeJtslos"o. MIt der neuen Maschine konnten 1.100 Blatt in der 

Stunde bedruckt werden, durch kleinere technische Verbesserungen stieg der Output Ende der 

1820er Jahre auf über 4.000 beidseitig bedruckte Blärrerlll
• Mit diesen RationalIsIerungen war 

der Grundstein gelegt für die sog. "Penny Press: So brachte der Verleger Benjamin Day 1833 in 

\;ew York die kieme unscheinbare Zeitung The Sun auf den Markt, die nur einen Penny kostete, 

mit dem Mono: "Ir shines for all". Innerhalb von nur vIer Monaten wurde sie zur meisrverkauf

ten Zeitung. Der Verleger Bennerr startete 1835 mit dem Herald em ähnliches Blanm - Auch 

109 Timothy E. Look [997' Governing with the News. - The r-..:ews Media as a PO!J[Ica! InsmutIon. 

Chlcago/London: t;nlv. of Chlcago Press; Thomas E. Patterson 1990: The Amencan Democracy. 

New York u. a.· ,\1cGraw-Hd! Pub!., insbes. Chapter I); The News Media - LinkIng rhe People 

and rhclr Readers, S. 341 ff. 
110 Siegfi-ted Werschenberg/Ulrich Hienzsch [994' Die Enrwicklung der Meruemechnik. In: Klaus Mer

rcn/Siegfried J SchmidrlSiegfned Weischenberg (Hrsg.), Die Wirklichkeit der .\ledien, a. a. 0., 

S. 455-480, hier IOsbes. S. 460 

111 Kmh Williams 1977. The English Newspaper, a. a. 0., S. 46 mit Abbtldungen der Maschinen. 

1I2 Jamf5 L. Crouthamel [989: Bennerr's NEW YORK HERALD and ehe Rise of the Popular Press. 

Syracuse. W: Svracuse Uni\'. Press. 
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diese Entwicklungen zur sog. pauper press, WIe sie abfällig genannt wurde, stand in direkter 

Wechselbeziehung zur Politik: "The rise of the penny press in the Unired States has been 

connected with the spread of Jacksonian democracy . - Bennetr's Herald and many of the other 

cheap papers were indeed staunch supporters ofJackson and his Democratic party."'" 

In der Tat bestand im 19. Jahrhundert ein quasi "natürlicher" Zusammenhang zwischen 

der neuen Massenpresse und progressiver Politik"4 - beiden ging es um die "kleinen Leute", 

um mehr Chancengleichheit, mehr bzw. bessere Bildung etc H
" und daß die Medienunter

nehmer dabei auch Ihre Eigeninteressen mitverfolgren, liegr auf der Hand, ist aber für unseren 

Zusammenhang zunächst einmal von sekundärer Bedeutung. Joseph Pulitzer, ein deutsch

stämmiger Immigrant, kaufte in den 1850er Jahren die herabgewirrschafrete New York World, 
verfolgre eine aggressive Mischung aus Sensationsjournalismus und progressiver Politik, pro

duzierte mit der neuesten Technologie und trieb die Auflagen in ungeahnte Höhen: Pulirzer 

verkaufte an den \X'ochentagen rd. 200.000 Exemplare, an den Sonntagen eine Viertelmil

lion"6• Pulirzer wie auch sein Konkurrent William Randolph Hearst wurden die ersten "Me

dien moguln" der Geschichte und als solche extrem reich. Auch das war neu; früher konnte 

man vom Zeltungsgeschafr mehr oder weniger gut leben, aber man wurde nicht reich. Die

jenigen, dIe für dIe Zettungen schrieben, waren und blieben arme Schlucker, besonders in 

Deutschland. Einen "Journalismus als Beruf' hatte es bis zu Pulitzer und Hearst eigentlich 

noch gar nicht gegeben ' . 

In England beginnt sich die Publizistik in den 18zoer Jahren zunehmend zu radikalisieren: 

Zum einen bestand das Hauprhindernis für die Entwicklung zur Penny Press weiter, nämlich 

die Stamp Tax u8 , ja sie war zwischenzeitlich sogar erhöht worden, jerzr aber häuften sich die 

113 Mitchell Stephens 1989: A HistOrv ofNews, a. a. 0., S. 205. 

114 Lawrence K Grossman 1995' The Elecrronlc RepublIc. Reshaping Democracy In me Information 

Age. l\:ew York u. a.: Penguln <." ~3 f , die Jackson-Ära (1829-1837) sowie die Administration Van 

Buren waren eine Zeit der Ablösung der alten .,gentry rule" und des Übergangs zum .ideal and 

the Insmutional fact of nuss democracy": "The United States became the greatest news papers

reading country of the world." Die Billig-Presse förderte die Ausdehnung des Wahlrechts, des öf
fentlichen Schulwesens und betOnte das Prinzip der Gleichheit der Bürger, war entscheidend für 

"the rise of an egalltarian marketplace democracy". 

115 Gerald j. Balddsry 1992: The Commercialization of News In the Nineteenth Century. Madi

son/l.ondon: Univ. ofWisconsin Press. 

116 Milche!! ,~tephens 1989: AHistOry ofNews, a. a. 0., S. 208 f 
H7 Thomas C Leonard 1986: The Power of the Press. Ihe Birrh of American Political Reporring. 

New YorklOxford: Oxford Univ. Press; Mlchae! 5chudson 1995." Thc Power ofNews. Cambridge. 

Mass.lLondon Harvard Univ. Press. 

118 Aled Jones 1996: Powers of the Press.- Newspapers, Power and the Pubic in Nineteenth-Centurv 

England. Aldershor: Scolar Press, S. 10 ff zum Problem nLiberry of the Pre'5", d. h., die Stamp 

Tax wurde mit dem alten Kampfbegnff"Pressefreiheit" bekämpft. 
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Fälle von offener Steuerrebellion: Zwischen 1830 und 1836 wanderten rd. 800 Verleger und 

Auroren wegen der Verwendung ungestempelten Papiers ins Gefängnis. Dennoch kam 1834 

der Tu'opmny Dispatch in ähnlichem Format wie die Sun auf den .\1arkt und erreichte inner

halb von nur zwei Jahren eine Auflage von 27.000! Im Jahre 1841 erschien erstmals die ll/ews 

ofthe WorM. die auf der Titelseite folgende editorische Absicht bekanntgab: .. To give to the 

poorer c1asses of sociery a paper that would suit their means". und gleichzeitig schossen eine 

Reihe von ..Illustrierten" wie Pilze aus dem Boden: fllustrated London News (1842), Illustrated 

{ondon Ufo (1843). !l/ustrated Vleekly Times (1843), Oxfordshire fllwtrated Telegraph (1859); wir 

beobachten also den Einzug des Bildes in die ,\1edienwdt. und zwar lange bevor es .. bewegte 

Bilder" gab"9• 

Zum andern entzündeten sich heftige publizistische Kontroversen an zentralen Issues der 

damaligen Zeit. vor allem an der Wahlrechtsfrage. so 1830 im Verlaufe der revolutionären Er

eignisse in Paris. als man z. B. im Poor ,'\,fan's GuardIan lesen konnte. Politik sei die vornehme 

Aufgabe der Spaltung der Gesellschaft in zwei Klassen - in Sklaven und in Räubd2ll
. Auf der 

anderen Seite traten explizit konservative Blätter auf den Plan. wie z. B. The Wilts and 

Gloucestershire Standard (r837). die ganz offen die Entwicklung zur Demokratie anpranger

ten; die ideologischen Alternativen werden nun klar formulierbar: 

Parliamem is approaching. the Session is about to open. \X'hat are the measures which with 

unblushing efTronrery are proposed by these men as being necessary to their scheme of govern

mem. Fim the Ballot is declared to be groundwork. next Annual Parltaments then Uniuersal 

SuJfrage. an tmcontrolled Press. the ;eroerence of Church and State. the extinction of the House 

of Lords. and the paramoum supremacy of the House of Commons .... .\1onarchy or Anarchy. 

C;overnmem or mob-violence. Conservatism or spoilation. are the onl)" alternatives.'" 

Im Jahre IR)I fand in London die \X'eltausstellung statt. und das war naturlieh auch ein .\1e

dienereignis ersten Ranges. Am I. .\1ai 18s1 erschien die South SJJlelds Gazette mit der ersten 

.. Tdegraphic News Edition". man feierte den Einzug des "Telegraphen" in die Medienweltll2• 

In den Folgejahren brachen alle Dämme gegen den Aufstieg der Penny-Press, es gab eine 

119 Kmh V:'illzams 1977: The English Newspaper. a. a. 0,. S. 79 (; siehe IUr die weitere Enrwicklung 

Alan j. Lee Ir6: The Origms 01' the Popular Pres, in England. 1RS5-1914- Rowman and Lmlefield 

"Totowa. NJ: eroom Helm. 

12.0 Jo,fttchl'U Stl'phms 1989: A Hi..;tory of~e" .. s. a. a. 0., S. 206; man beachte die Verwendung d.:s Be

griffs .,Klasse" - die linke Ideologie der Selhstbeschrc,bung der Ce.~ellschafr als "Klassengesell

schaft" formierte sich nicht zuletzt in der "verofTenrhchten :-detnung". also in der Presse; wir 

kommen darauf zurück. 

I2I Zitiert nach Km" Williams 1977:The English N"ewspaper. a. a. 0 .• S. 52. 

122 Rubm Boyet! 199,: Submarine Cables as a Facror in Brirain's Ascendency as a \X'arld Power. In: 

.\1ichad, onh (Hrsg.). Kommunikationsrl'\·olurionen. Kölnf\X'elmarf\X'ien: Böhlau. S. 81-100. 
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wahre "explosion an eruption of newspapers , so Williams!23, 1855 wird die 5tamp Tax end

gültig abgeschafft Selbst eine anspruchsvolle Zeirung wie die Londoner Times zirkulierte in 

diesem Jahr mit rd 60.000 Exemplaren pro Tag! 

Auf dem Weg in die Informationsgesellschaft? 

In der 2. Hälfte des 19. JahrhundertS wird die Vollinklusion der Bevölkerungen in die politi

sche Öffentlichkeit weitgehend abgeschlossen. Nicht zufällig ist dies eben jene Zeit, in wel

cher das allgemeine, gleiche und geheime Wahlrecht eingeführt wird - mit Ausnahme der 

Frauen, die m den meisten Ländern erst nach dem Ersten \X'eltkrieg das Wahlrecht erhalten 

~rahrscheinlich wäre aber das Frauenwahlrecht kaum realisiert worden, härten nicht Frauen

bewegungen w\'or mit ihren Je eigenen publizistischen Organen um dieses Recht jahrzehn

telang gekämpft"4. 

Nach dem Krisenjahr 1848, den anschließenden Reformen zur Liberalisierung der Wirt

schaft, dem Einzug der sog, "industriellen Revolution" auch m Deutschland und in Teilen 

der Habsburgermonarchie, der Infragestellung der lerzten Reste von ständischen Schichtungs

und feudalen Herrschaftsstrukturen, der Entstehung eines industriellen Arbeiterproletariats 

etc intensivieren sich die Erfahrungen eines raschen sozialen ~'(/andefs und eben diese erzeug

ten damals - wie auch noch heute - tiefgreifende Verunsicherungen und ganz neuen Orien

tIerungsbedarf Rem objektiv schreitet der Prozeß der funktIOnalen Differenzierung der Ge

sellschaft weiter voran, also die Verselbständigung der Funktionssysteme für die ~'irtschaft, 

Politik, Wissenschaft, Religion, Kunst, das Recht, sowie - für den Bereich der Intimkommu

nik.mon die Familie. Damit geht auch Jeder "archimedischer" Punkt der Beobachrung in 

der Selbstbeschreibung der Gesellschaft verloren (Luhmann). "Gesellschaft" wird immer ab

strakter, enthält heterogene, kaum mehr durchschaubare oder überblickbare Informations

welten und ist eigentlich nur noch über wechselseitige Interdependenzen der Funktions

systeme "integriert"'"'. 

12l Kerfh WII!/ilrm 19;'": The EnglIsh Newspaper, a. a. 0 , S, 61. 

124 hzedenke Herrmanll 1996' "Schleppenträger der bisher von r-..1ännern belIebten ParteipolItik"? 

Eine Spurensuche zur politischen Öffentlichkm von Frauen, In: K. Imhof/P. Schulz (Hrsg.), Po

lItISches Raisonnement in der Informationsgesellschafr. ZUflch: Seismo, S. 39-69: siehe jedoch 

zur Gegenwarrsproblcmatik grundsäczlich Sabzne Lang 1998: Mediale polItische Kommunikation 

und Demokratie. Überlegungen zu Selektivität und Maskulinität der elektronischen MedIende

mokratie. In: Eva Kreisky/Blrgit )auer (Hrsg.), Geschlechterverhältnisse im Kontext politischer 

Transformationen. Opladen/\Xiesbaden: \X'estdeutscher Verlag, S, 98- 119. 

125 Amzin NasseiJl 1997: Inklusion, Exklusion-Integration, Desintegration. Die Theorie funktionaler 

Differenzierung und die De.lintegrationsthese. In: Wilhe1m Heitmeyer (Hrsg.), Was hält die Ge

sellschaft zusammen? Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 1l3--148: "Theoretisch ergibt sich daraus 
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Die politische Semantik reagiert auf diesen "Entpersönlichungsprozeß" (:-'-iax \X'eber) mit 

der "Imagination von Cemeinschaften",!6; "Gesellschaft" wird zusehends als ,,~fassengesell

sthaft"'l' erlebt - kalt. unpersönlich. bedrohlich, lebensfeindlich -. und man sehnt sich nath 

den Ceoorgenhenen und Vertraurheiren, die man aus der Face-w-face-Kommunikarion der 

Primärgruppen kennt. Aus diesen Spannungen beziehr das Denken in polirischen Gemein

Jchafienlls seine Energien und Evidenzen - Romano sprichr treffend von einer gememschafts-

die Konsequenz. daß die moderne Gesellschaft nicht durch einen überv,ölbenden Gesamtsinn, 

durch normative Ordnungen oder durch das moralische Geserz integriert werden kann. Das Si

gnum der gegenwartigen modernen C;esellschaft scheint dann zu bestehen, daß Geselbchaft 

nicht mehr nach dem l\lodell des solidarischen Verbandes, des rechtlichen Vertrages oder der 

IInnhaft integrierten Bedeutungskonvergenz gedacht werden kann. sondern daß Sie sich in dispa

rateIeile differenziert. die zugleich hochgradig unabhängig und hochgradig abhängig voneInan

der sind. Ge~dlschafthche AutOpoiesls laßt sich in diesem SInne nur vorstellen als je sptemspe

zifische AutOpolesls. So kann das Rechtssystem eben nur rechtlich, das ökonomische nur 

ökonomisch und das politische nur politisch, und das heißt: In den engen Grenzen des Jeweili

gen Codes. aufl'robleme, Herausforderungen und l\1öghchkeltcn reagieren. Selbst solche Pro

bleme. Herau;forderungen und .\1öglichkeiten SInd nur teIlsystemspezifisch zu denken, denn es 

SInd die fÜreinander nICht substltuierbaren Perspektiven selbst, die eine Je spezifische Sicht auf 

die Dinge, genau besehen: sogar die DInge selbst, konstruktivistISch erzeugen" (S. n8). 

126 Benedict Andmon 198]. ImagIned Communities. Reflcwons on the OrigIns and Spread of 1\;a

tiomlism. London/~ew York: Verso; deutsch "Oll' Erfindung der Nation (1996), Frankfurt/New 

York: Campus. 

127 Vgl. Reznhart Kmelleck er al. 1992. Volk. i\atlon. :\ationalismus, l\lasse. In: Geschichtliche 

(,rundbegriffe. Bd. T 141-432. insbesondere S. 366 fr zum Aufmeg des BegnffS "Masse" ab der 

.\1me des 19. Jahrhundens. 

128 ~ lan denke an rerdinand Tönni~ und dessen Gnterscheldung von "Gemeinschaft und Gesell

schaft"; ferdinalld TönflIes 188;!I96J: Gemelllschaft und Gesellschaft. Darmstadr: \X'iss. Buchge

sellschaft: siehe dazu auch RnIfDahrendoifl971: Gesellschaft und Demokratie In Deutschland. 

:-"1unchen: dt\", S. 145 f.; die \X'elt der Gemeinschaft, wie sie Tönmes schildert, sei eine vormo

derne ,,\X'elt der menschlichen :\estwarme", die Sehnsucht nach Harmonie sei aber eine ,.deut

sche Ideologie", zutiefst antihberal; Siehe auch Mallfted Rzedel 1975: Gesellschaft, Gemeinschaft. 

In: <.eschichdlChe C;rundbegriHe. Bd. 2: 801-862, insbes. S. 854 ff. zur Debatte um die "Auflö

sung persönlicher Lebensgemeinschaften" in der zweiten Hälfte des 19. JahrhundertS; Rzchard 

,\lzinch 1986: Die Kultur der "1oderne. Bd. 2: Ihre EnrWlckJung In FrankreICh und Deutschland. 

Frankfurt am Malll: Suhrk.lmp. S. 806 f, und Cornelius Bzckell987: Ferdinand Tönmes. In: 

Pipers Handbuch der politischm Ideen, Bd. 5, hrsg. v. Iring Fetscher und Herfried ~lünkJer, 

"lUnchen/Zürich: Piper, S. IJR-143; aus systemmeoretischer Sicht Peter Fuchs 1992. Oll' ErrelCh

barkei[ der Cesdlschaft. - Zur Konstruktion und Imagination gesellschafthcher Emheit. Frank

furt am Mam: Suhrkamp, S. 174 ff.; Lothar Probst 1996: Gesellschaft versus Gemeinschaft? Zur 

1radition des dIChotom ischen Denkern in Deutschland. In: APuZ B 36: 29- 35. 
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uleowgzJChen Tramfonnation politischer Kommunikationl19• Als größte soziale Gruppe, die noch 

als "Gemeinschaft" stilisiert werden kann, wird die Volksgemeimchaft entdeckt und nach dem 

Vorbild der Französischen Revolution auch "Nation" genannt'3< . Die Idee der Nation war 

natürlich nicht neu, auch in Deutschland nicht, wo man sich zumindest seit Herder und 

':>chiller als "Kulturnation" verstehen konnte. Neu ist dagegen die PolItISIerung '3' der Volks

gemeinschaft zum Zwecke der Identitätsstiftung und der Abgrenzung von ,.anderen", die 

nicht dazugehören"2. eber die Kriterien, welche die Identität der Volksgemeinschaft herstel· 

len soll, wird zwar gestritten - die eInen bemühen die Geschichte (z. B. wird das Deutsch-

129 ('aet,wo Romano [996: Vernunft und Charisma. In K. Imhof/P. Schulz (Hrsg.), Politisches Rai

sonnement in der Informationsgesellschafr, a. a. 0., S. 107-[46, hier S. 114. 

110 .,Natlonen sind Gesellschaften. die aufgrund gemeinsamer geschichtlicher Herkunft e1I1e politl· 

sche Interessengemeinschaft bilden. Sie verstehen sich als Solidargemeinschafr; denn sie gehen 

aus von der Rechtsgleichheit ihrer Mitglieder. :--JatIonen s1I1d stets auf ein konkretes Territorium 

(patria) bezogen. Ihr wichtigstes Anliegen ist die eigenverantwortliche Cestaltung ihrer l.ebens

verhältI11sse. d. h. politISche Selbstver.valtung (Souveränität) innerhalb ihres lerritoriums bzw. 

e1I1 eigener Staat. i'-:ationen werden zusammengehalten durch einen Grundkonsens über ihre po

litisc.he Verfassung und Kultur", definiert Dtto Dann 1996: Nation und Nationalismus in 

Deutschland. [770-1990. :-'!ünchen: Beck, 3., überarb. u. er.veiterte AuA., S. 12. Der Begriff der 

Nation sei strikt zu unterscheiden vom Begriff Nationalismus als politischer Ideologie oder als ein 

.,politisches Verhalten, das nicht von der Überzeugung der Gleichwertigkeit aller t'-.1enschen und 

Nationen getragen ist, sondern andere Völker und Nationen als mlnder.vertig oder als Fe1I1de 

einschätzt und behandelt", so Dann S. 20. 

[31 Auslösendes Moment waren natürlich die napoleonischen Kriege, so z. B. fur die Reden an die 

deutsche NatIOn (1807!t808) von Johann Gottlieb Fichte: .. Der Nationalismus verließ die Stu

dierstube und nahm einen aggressiven, kriegerischen Charakter an', so Martin van Creveld 1999' 

Aufstieg und l:ntergang des ':,taates. :-'lünchen: Gerling Akad.-Verl., S 223; von hier führt aber 

ke1I1 direkter Weg zum Nationalismus der zweiten Hälfte des 19. JahrhundertS, so auch Helga 

Schultz [996: '\lythos und AuAJärung. - Frühformen des 1\ationalismus in Deutschland. In: Hi

stoflSche ZeltSchnft 263: 31-67, mit Interessanten StatIStiken zum Zeitschnftenmarkt in 

"Deutschland'. Vgl. auch Dtto Dann 1978- Nationalismus und sozialer \X'andel in Deutschland 

1806-1850. In: Ders. (Hrsg.), NationaI.smus und sozialer Wandel. Hamburg: Hoffmann und 

Campe, S. 77-128. 

132 Zum VerständI11s von "Nation" als Gemelnschafrscode über dIe Differenz "Wir/Andere" siehe 

die vorzügliche Studie von Bernhard (rIesen 1993: Die Intellektuellen und die :--Janon. Frankfurr 

am t'-.la1I1 Suhrkamp, hier I11sbesondere S. 4'7. In direktem Anschluß an Luhmann Anmn Nas

sehl1990. Zum Funknonswandel von EthnlZltät Im Ptozeß gesellschaftlicher Modernisierung. 

Ein Beitrag zur Theonc funktionaler Differenzierung. In: Soziale ~'e1t 41: 261-282; Dlrk RIchter 

[996: Nation als Form. Opladen: Westdeutscher Verlag, die Fonn der :--Jation bestehe in der Un

terscheidung "vertraut/unvertraut' (S. 151); Annin Nassehl I997: Inklusion, Exklusion-Integra

tion, Desintegration. Die Theorie funktionaler Differenzierung und die Desintegrationsthese. 

In: \X'ilhelm Hcitmeyer (Hrsg.), Was hält die Gesellschaft zusammen? Bundesrepublik Deutsch-
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rum abgeleitet von heroischen Germanen, die ,\1irrelalterforschung der 1. Halfre des 19. Jahr

hunderts harre die "germanischen Stämme" wiederentdeckt), andere die Biologie (Begriff der 

"R.asse" \owie AnSJue des Sozialdarwinismus, also der Behauptung einer biologIschen Über

legenheit der je eigenen Rasse gegenüber "minderwertigen" ete.· eme mächtige Quelle für 

das "Selbstweregefühl", sofern man zur "überlegenen Rasse" dazugehöre)'!!' als Sprachge
meinsch.Jft gilt die Nation auf jeden Fall'H, und pareikulare kulturelle Traditionen (Brauch

tum, Volkslieder, Märchen, Mythen usw.) werden falls sie verlorengegangen waren wle-

land: Auf dem Weg von der Konsens- zur Konfltkrgcsellschaft, Bd. 2, Frankfurt am Mall1: <"uhr

kamp. S. 113-148. DIe 'muktur der modernen Gesellschaft, also dIe funktionale DifferenZIerung. 

SIeht Croßkoliektive wie .Nationen" eigentlich gar nicht vor, deshalb mllSsen sie fingiert werden; 

die Kollekllvsemantiken sind aber trorz Ihres fiktionalen Charakters keineswegs irreal, im Ce

gcotei!. sie sind :iußersr Wirksam, wed sie auf ein Oriennerungsdefizit im Zuge raschen sozialen 

\X'andels reagieren. ;\Js "Gemeinschaft" können sie sich selbsr nur dann pr.Llenlleren, wenn sie 

[nklusionsll1divldualitär und ExkJusionslndivldualirär konsrruieren. Siehe auch Ruth V?odakIRu

do!/de Cd/ialAfartm RWlg!IKarm LtebhartlKlaus HofitätterlMana Karg! 1998. Lur diskurSiven 

Konstruktion nallonaler Idenlllär Frankfurt am Mam: Suhrkamp. hier auch zur hage nach einer 

.. österreich Ischen Narion". 

133 \\7erner ConzelAnfje Sommer [984: Rasse. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 5: 135-178; der 

Begriff .. Rasse" diente schon im 18. Jahrhundert zu Wertungen endang der Unterscheidung 

.. lIberiegen/minderwertig". in der ersren Hälfte des 19. Jahrhunderts enrsreht mit der Entdeckung 

des Sanskrit eine allgemell1e Bewunderung der .,Arier" (arya - edel) als .. Herrenrasse" des alren 

Indien. wesentlICh aber Wird ab den 1870er Jahren die geschichrsphilosophische Deutung des bio

logischen Rassebegnffl. also die Konzepnon von Geschichre als Kampf der "blond-blauen" 

Hochrasse gegen die andersartigen ,Niederrassen". und '0 wird der Rassebegnff völlig von ell1er 

"wissenschaftlichen" BaSIS abgehoben. IdeologiSiert, etwa durch den Begriff einer "Volksrasse" 

Im ~inne des deurschen Germanenrums, verbunden mir der Forderung nach "Remhaltung der 

Rasse", also der Ausgrenzung minderwertiger Rassen, Wie immer expliziter gefordert Wird ge

genüher den semitischen Juden, die Jerzt biologistisch als "Rasse" definiert werden. ete. durch

weg gehr es 111 allen diesen Konsrrukllonen um Einschließung/ Ausschließung aus fikllven 

(;emeinschaften! Vgl. zur "Rasselehre" der 2 Hälfte des 19. Jahrhunderts biS zum Faschismus 

und Narionalsoziallsmus Ernst Nolte /96,. Der Faschismus 111 seiner Epoche. München: Piper, S. 

343 fr; Ifemz-(;eorg Marten [98~: Rassismus. SozIaldarwinismus und Antisemitismus. In: Plpers 

Handbuch der polnischen Ideen, Bd. 5, a. a. 0 .. ). 55- -82. 

1)4 Hagen Schulze /994 Staar und ~allon 111 der europäischen GeschIChte. Mlinchen: Beck,). F2 

Ir lur "Erfindung der Volksn.Hlonen". neben der Geschichte sei es die Sprache, welche die \'olks

n.Hion ausmache; vgl. Eric J Hobsbawm 1996' arionen und Nationalismus. Myrhos und Rea

lit;!t seit 1-;80. l\llInchen: dr\'. die Definlllon von.Na[lonallrären" uber dIe Sprache srand beson

ders im Nallonalirärenkonflikr der Habsburgermonarchie in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts 

im Vordergrund U'l. 114 ff); in vielen Fällen waren die "Narionalsprachen" Jedoch selbst relallv 

Jungen Dalllms Konstruktionen einer kJeinen Bildungselire und deren Publlzisllk, so z. B. im 

Falle des )lo\'akischen. 
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derenrdeckt, geschätzt und geförderr. Handlungs- und durchserzungsfähig sei die Volksge

meinschafr aber erst dann, wenn sie einen eigenen Staat habe - genau das unrerscheidet ja 

den Nationalismus von anderen gemeinschafrsideologischen Konstruktionen. Die Volksge

meinschafr wird nun verstanden als vorstaadiche Substanz des Staates; das "Wesen des Staates" 

wird neu definierr als politische Selb~rorganlsatlOn "des" Volkes, Instrumenr der Durchset

zung seiner Ziele und Inreressen, vor allem gegenüber fremden Völkern'll. 

Die Ideologie der Volksgemeinschafr vermittelr den von ihr Begeisterren das Gefühl, "zu

sammenzugehören", "jemand zu sein", bietet also Idenritätsversprechungen und Zukunfrs

hoffnungen, läßt die Menschen wieder "näher zusammenrücken", obwohl es sich fast aus

schließlich um einander Fremde'l6 handelr, die miteinander kommunizieren'l-. Die Idenrität 

IjS K"lUS Hddebrand 1994. Reich - (;roßmacht 0:ation. Betrachtungen zur Geschichte der deut

schen Außenpolitik [87[-[945. In: Historische Zeitschrift 259: 369-394, mIt problematischen 

1 hesen zu den "Spiel räumen" deutscher AußenpolItik: sIehe jedoch W0/fiangJ. A!ommsm 1991. 

Das Rlngen um den nationalen Staat. BerlIn: Propyläen. S 25~ f.; nach 1870 habe "unmerklich 

eine snlle ~1ilitansierung der Denkweisen und politischen Anschauungen auch im bürgerlichen 

1 ager" eIngesetH, "die auflange frist höchst bedenkliche Auswirkungen gehabt hat". DIes wird 

schlIeßlich gesteIgert zu eInem wahren ,,Knegsnationallsmus" im Jahre 1914, so Otto Dann 1996: 

~atlon und 0:ationalismus in Deutschland, a. a. 0 .. S. 225 ff., der allerdings ganz Europa erfaßt 

habe. Der Knegsnatlonalismus erfaßte .lUch die Arbeiter, die nach Marx eigenclich gar kein "Va

terland", keine ,,"'\aoon" haben sollten. Der Internationalismus der sozlahstischen Ideologie brach 

Im August [9[4 quasi über 'acht in SIch zusammen. 

136 Die Anwesmhelt von Fremden gehört zur 0:ormalität von Kommunikationssiruationen moder

ner Cesdlschaften, und genau darauf reagiert der Inklusionscode "i'Jation", siehe das instruktive 

Schaubild [ zur ,:r:vpislerung von KommunikatIonsprozessen" bei Bemhard Giesen /993-' Die In

tellektuellen und dIe 0:ation, a. a. 0., S. 66. 

13;' Zur kommunikationstheoretischen Deutung des NationalIsmus noch Immer gruncllegend fVtrl 
W: DeutSl'h 1972: Nationen bildung - ~ationalstaat - Integration. Düsseldorf: Bertelsmann L'ni

versitätsverlag, vgl. auch Bernhard Giesen 1995: Code und Situation. - Das selektlonstheorensche 

Programm eIner Analyse sozialen 'J('andels - Illustriert an der Genese des deutschen :-";ationalbe

wußrseIns. In. Hans-Peter Müller/~!ichael Schmid (Hrsg.! SozIaler W'andel. Frankfurt am :--lain: 

Suhrkamp, S. 228-266: "Eine soziologIsche Analyse dIeses Prozesses der Nanonwerdung kann 

nun nicht davon ausgehen, daß 0:anonen als rranshlstorische Entitaten schon von immer her 

ell1e gleIchsam schlafende Existenz besitzen, die dann im Nationalstaat gleichsam zu sich selber 

findet. Aus selektionstheorctischer Perspektive erscheint ,Nationalität' vielmehr ab ein spezifi

scher Code der InklwlOn und Vergemelmchaftung, der grundsätzlich in Konkurrenz zu anderen 

Inklusionscodes steht und der SIch für Vergemeinschafrungsprozesse in bestimmten historischen 

SItuationen als angemessener als andere er.veist. Regionale Herkunft, Stand, KonfmlOf/ oder die 

Enrgegcnserzung von Aujkldrung und TradItIOn sind solche Alternativen der Inklusion oder der 

kollektiven InklUSIOnscodes, mit denen am Vorabend der ~1oderne die Grenzen von Gemein

schaftlichkeit konstituiert und Dritte als Fremde zumindest teilweise von Kommunikation und 
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der Volksgemeinschaft kann daher nur massen medial hergestellt sem und muß sich über die 

massenmedial verminehe Kommunikation reproduzieren. In Deutschland kommt es darauf 

.In, die regional begremten Zeirungsöffenrlichkeiten aufzubrechen und sie in die große Öf

fentlichkeit der "deutschen Nation" zu Il1tegneren. DIe beiden siegreichen Kriege 1866 und 

1870 sowie die anschließende ReIChsgründung bewIrken große Schmte m diese Richtungn8
; 

der Reichskal1ller Bismarck schien zu beweisen, daß einer Nation auch das unmöglich Er

scheinende gelingt, wenn nur mit eIsernem \X'illen daran gearbeitet wird. Genau das verlieh 

Interaktion ausgeschlossen werden konnten. Gerade bei der Verfhissigung sozialer BezIehungen 

und der Beschleunigung des W'andds Im Modernlsierungsprozeß gewll1nt die Konstruktion von 

(,renzen zWIschen Innen und Außen und von stabilen Grundlagen der Identität eine besondere 

DringllchkClt. Im Cegenzug zur funktionalen Differenzierung erweIst sich die Integration mo

derner Gesellschafi:en uber ellle kollektive .- und da, heißt zunächst vor allem nationale Iden

tit.ü als ein zentrales, wenngleIch auch von der sOZIologIschen Theone häufig vernachlässigtes Be

zugsproblem'. ~. 241 f. (Hervorhebungen im Original). lI.lit den Im lext angesprochenen 

alternattlJen Formen von InkluslOnJcodes werden wir uns weiter beschäftigen, Giesen geht darauf 

nicht weiter ein, er setzt allerdlllgs auch zeitlIch früh an, deshalb kann er den Zusammenhang 

mit den lI.Lmcnmedlen nur andeuten. Siehe auch Hagen Schulze 1994: Staat und Nation III der 

europäischen CcschlChte. München: Beck; S 267 zum "Integralen 0!ationalismus", sowIe Peter 

Alter 1985." N.lt1onalismus. hankfurt am Main ~uhrkamp, wo zwischen einem "Risorgimenro

Nation.ll",mus" I. B. der Italiener, DeutSchen. Polen, Gnechen usw. und einem "Illtegralen Na

tionallSll1us" (S. 4.1 ff.) unterschieden wird; V?o/fiang j. Mommsen 1993: Das Ringen um den 

nationalen Staat, a. a. 0., S. 562 f.; vgL auch james j. Sheehan 1996. Nation und St33t. Deutsch

land al, "ImagInIerte Cemeinschaft". In; lI.!anfred Hetding/Paul "iolte (Hrsg.): l'iatlon und Ge

sellschafi: in Deutschland. HIstOrische Essays. München: Beck, ). 33 -45, II1sbesondere S. 34 zur 

"Cemclllschaft 111 der AnonymItät" Im Rahmen der Nation. Grundlegend auch die StudIe von 

Ernest Gellner 1983. ~atlons and NatIonalism. IthacaJ0!ew York: Cornell Univ. Press: IndustrialI

SIerung, Ausbau des staatlichen Bildungswesen (Schulen), Anstieg der Literalität, steigende Par

nzipatlon an der :-"1assenkommunlkatlon sowIe damIt verbunden: Cenerallsierung der "Hoch

kultur" eIner früheren Elite, rascher sozialer \X'andel, Ansätze zur OemokIansierung etc, SInd 

auch für C;elIner dIe zentralen Variablen Nationen sind "new social unitS" auf höherem Inklu

SlonSlllveau verglichen mit den zahllosen lokalen Cemell1schafi:en einer Agrargesellschafi:; aus so-

2iologischen Cnll1den interessant der A5pekt von nations als "inhibitOrs of social entropy" S. 63 ff. 

IlS Einen nicht zu unterschätzenden Vereinsnationalismus bereits vor diesen Kriegen arbeItet vor

lüglich heraus Dtetnwr Klenke 199f: Natlonalknegensches Gemell1schafi:S1deal als politische Re

ligIOn. - Zum VereinsnatIonalIsmus der Sänger. Schützen und lurner am Vorabend der Eini

gungsknege. In: HistOrISche Zeltschrifi: 260: 395-448, siehe insbes. ). 436: "Das 'X'orr EInigkClt 

wurde hIer lur Zauberformel, ein Ausdruck der ungestillten Sehnsucht nach Geborgenheit und 

stabiler Gemelllschafi: in ell1er Zeit des rapIden konkurrenzwIrtschafi:lichen und sozialen \'\'an

dels. Hier bot sich die nationale Cemell1schafi:sidee an. SIe schuf ideelle OrientierungssicherheIt, 

vermochle den entstehenden nationalen Markt als rorm der grenzüberschreitenden Vergesell

schafi:ung kulturell und Ideell zu uberhöhen und vermittelte 111 ihrer kriegerischen. nach außen 
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Bismarck persönlichkeirscharismatische Zügell9 , auch das war kein Zufall: "Gemeinschafr co

dien Kommunikation personalistisch - als Kommunikationszusammenhang absichm'oll han

delnder IndIVIduen." 4' Die Gememschaftssemantiken operieren mit der Differenz mteraktl

ver Kontrollierbarkeit (Zuschreibung von Intentionalität als Ursache für \XTirkungen in der 

Gemeinschaft) versus externer Eigendynamik (der quasi naturwüchsig ablaufenden Prozesse 

der Gesellschafr), .Politik" erscheint als das voluntaristische Resultat absichtsvoll handelnder 

Personen an der Staatsleitung, deren Ziele verstanden, durchschaut werden, deren Absichten 

aber an den Zielen anderer scheitern können. Diese gesteigene Form der Personalislerung po

litischer Kommunikation habe, so Max Weber, archaische Wurzeln im Sinne eines Glaubens 

an die außeralltäglichen (in seinen Ursprüngen: magischen) Fähigkeiten einer Führerperson; in 

seinen modernen Erscheinungsformen beruhe das Charisma jedoch auf "massendemagogi

schen Mitteln", auf "Massenpropaganda". Heute wissen wir, daß der Nachrichtenfaktor 

"Prominenz" Im modernen Journalismus in der Tat einen hohen Nachrichtenwen besitzt: 

"Prominenz" wird im 19. Jahrhunden von einer Statusfrage zu einer Publizitätsfrage'41 . Auch 

das indizien einen Strukturwandel in der medialen "gesellschaftlichen Konstruktion von Rea

lität" 

Während in Deutschland der "Glaube an das deutsche Volk" m manchen nationalistischen 

">trömungen ersatzreligiöse Zuge annimmt'41, entfaltet der Natlonalismus in der Habsbur

germonarchie Österreichs eme geradezu den Bestand der Monarchie gefährdende Spreng-

abgrenzenden und nach Innen bindenden Gestalt ein Gefuhl der Zusammengehörigkeit und Ge

borgenheit. Diesen Geist atmete die gesamte nationale LVrIk und RherorIk, ein exprcsslves Ze

remoniell, das sich als Gegengewicht gegen die nüchterne Geschäfrsmäßtgkeit und Rechenhaf 

tlgkeit des bürgerlIChen Erwerbslebens anbot." Inreressanr auch die unübersehbaren reltgiäsen 

Anklänge und 7.eremonlen auf den Vereinsfesten. 

139 Zur Inrerpretation der Bismarck-Ara als "charismatische Herrschafr·' siehe Ham-Ulrich V?ehln-

199f' Deutsche Gesellschafrsgeschichte, Bd. 3. München: Beck, S. 368 ff 
140 Gaetano Romano 1996. Vernunfr und CharISma, a. a. 0., S. 122, Hervorhebungen im Original. 

141 lürgen 'X'ilke 1996.' Starus und Meruenprominenz. In: K Imhof/P Schulz (Hrsg.), Politischcs RaJ
sonnemenr in der Informatlonsgesellschafr. ZÜrIch: Seismo, S. 99-106. 

142 Remhart Koselleck et al. 1992. Volk, Nation, Nationalismus, Masse. a. a. 0., S. 408 zur religiösen 

Metaphorik; Peter V;'a/kenhorst 1996. Nationalismus als "politische Religion"? Zur religiösen DI

mension nationalistischer Ideologie Im Kaiserreich. In: OlafBlaschke/Frank-Michaei Kuhlemann 

(Hrsg.l, Religion Im Kaiserreich. Milieus - Menralitäten - KlISen. Gütersloh: Chr. Kaiser Ver

lagshaus, S. 503-530. Voraussetzung rur die \Xlrksamkeit derselben war allerdings die bereits weit 

vorangeschrt[tene "Enrkirchlichung der ReligioSItät", vor allem im protestantISchen :-':orden 

Deutschlands, vgl. Luezan Hälscher 1990: Die Religion des Bürgers. - Bürgerliche Frömmigkeit 

und Protestantische Kirche im 19. Jahrhundert. In: Hisrorische Zeitschrifr 250: 595-630; Lucian 

Hälscher I99J Bürgerliche Religiosität im protcstantischen Deutschland des 19. Jahrhunderts. In: 

\X'olfgang Schieder (H rsg.), Religion und Gesellschafr im 19. Jahrhundert. Srurrgart: K1err-Corra, 

S. 181-215. 
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kraft'4i. Mcttcrnich hatte genau gcwußt, daß die politische Einheit dcs Vielvölkerstaates nur 

1lI bewahren wäre, wenn es gelange, "das Volk von der Politik fernzuhalten", d. h. die Presse 

1lI knebeln. Dicse Politik war bis 1848 erfolgreich, längerfristig jedoch kontraproduktiv, denn 

sie er/eugtc Im Vormärz gegen den Zentralstaat tiefsitzcndc Rcssentiments, die nach 1848 ge

rade die gemeinschaftsideologischen Diskurse aufhelzen und sich dann in der Nationalitä

ren presse artikulieren konnten. Nach dem Ausgleich von 1867 erhielten die Ungarn de facro 

ihrcn Nationalstaat, alle anderen "Gemeinschaften" aber fühlten sich zurückgesetzt, der 

Reichsrat zerfällt in nationalistische Clubs, die deutschsprachigen Kernländer befinden sich 

nstmals in einer Mlt1derheitenposltlon und sehen sich in ihrer prIVilegierten Stellung bedroht 

rtc.'44 Demokratislerung bedeutcte überall, nicht nur in ÖsterreIch, zunachst einmal eine Ver

stärkung dcr Imagination von Gcmeinschaft. Allc politischen Strömungen in Österreich wer

dm in diescm Zusammenhang gezwungen, zur Frage Zentralismus/Föderalismus Stellung zu 

beliehen; entsprechend hoch ISt die Sichtbarkeit des Problems lt1 der polnischen ÖffentlICh

ken, nicht zuletzt in den Massenmedien ". 

Die "Volksgemeinschaft" \var wohl die wichtIgstc, weil folgenreichste Form der gemein

schaftsideologischen "SelbstbeschreIbung der Gesellschaft";46 , schließlich hat sie die Ent

wicklungen zu r;aschlsmus und Nationalsozialismus Im 20. Jahrhundert vorbereitet, aber sie 

W,lf nicht die einZige. Als zweite wäre die Ideologie einer gefohrdeten Glaubensgemeinschaft 

n;iher zu diskutieren, dIe in Deutschland in besonderer \'V'eise den politischen KatholiZISmus 

prägte'4.', aber auch lt1 anderen europäischen Ländern auftritt und hier die Entstehung von 

"christlichen" Parteien fördert. Wie die Volksgemeinschaft zehrt auch die Ideologie der ge

fihrdeten Glaubensgcmeinschaft von einer doppeltcn informationellen Aufbereitung ihres 

141 Vgl. JetZ! die Bwräge 111 Heiner lanmermann 1998 (Hrsg): EntWicklung der Natjonalbewegun

gm in Furop.1 1850-1914. Berhn: Duncker & Hurnblor. 

IH Albert !i/cln 1996: GClStIge Strömungen in Österreich, 1867-1918. \X'len: Löcker. S 165' 196, vor 

allem zur deutsch-nanonalen Bewegung und den Cruppen um Ceorg v. Schönerer: die Kom

munikatIon einer Bedrohung ist jedoch nichts fur die Nationalisten der Habsburgermonarchie 

SpeZifisches, sondern dürfte in allen Nanonalismen eine große Rolle spielen, vgl. Eric J 
Hobsbawm [996' Nanonen und Nationalismus. München: drv, S. 143: »Das Schlüsselwort Im po

IltlSchcn Vokahular der franzilSlschen Rechten in den achtziger Jahrcn des vorigen Jahrhunderts 

war nICht ,I'amilic', ,Ordnung', ,Tradition', ,Religion', ,~1oral' oder Irgendein ähnlicher Begriff 

Es war das \\'ort ,Bedrohung'" 

145 Kurt PaupIe [960, Handbuch der östcrreichischen Pressegeschichte 1848-1959, Bd l. Wien: 

Braumüllcr. 

146 NiklLzs Lulnl/al/n 1997: Die Cesellschaft der Gesellschaft, a. a. 0., S, 1045 ff 

147 Kar! Rohe [992.' \X'ahlen und \Vählertraditionen 111 [)cmschland. - Kulturelle Grundlagen dem

scher Partelcn und Partciensystemc Im 19. und 20. Jahrhundert. Frankfurt am ~1ain: Suhrkamp, 

S, -3 ff; Htlns· Ulrrch W'ehkr [99).' [)cmsche Cescllschafugeschlchte, Bd. 3, a, a, 0" S 384 ff und 

S. 892 fI 
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Diskurses in der polirischen Öffendichkelr: einmal in der Darsrellung einer akuten Bedro

hungssiruarion, zum andern in der srraregischen Mobilisierung von scheinbar "alren" Tradi

rionen'48. In Deurschland kann eine gewisse Gefährdung plausibel gemachr werden, als nach 

der Reichseinigung 1871 der karholische Süden gegenüber dem proresranrischen ~orden in 

eine Minderheirenposinon gerär und gewisse Schikanen, welchen Karholiken während der 

Zen des sog. "Kulrurkampfes"!49 ausgeserzr waren, fasr allrägliche Anlässe für publizisrische 

Agirarionen liefereen. Trorzdem isr es so, daß nichr der gesamre karholische Süden vom poli

rischen Karholizismus domll1iere wIrd, sondern diese Srrömung lerzdich zur "politischen Be

wegung des Dorfes' wurde' I' , wo die lokale Öffendichkeir der Kirchengemeinde vom Pfarrer 

besrimmr wird!!!, der seinerseirs wiederum an die Öffendichkeir der karholischen Presse an

geschlossen warlll• 

In Ösrerreich har es eine akure Bedrohungssiruarion für den Karholizismus eigendich nichr 

gegeben, zumal in den Besrimmungen des Konkordars (1855) der karholischen Kirche noch 

größere Akrionsspielraume 111 der Gesellschafr eingeräumr worden waren, als sie zuvor beses

sen harre, so z. B. Im Schulwesen und im Eherechr!IJ. Die Bedrohung mußre srilisiere und 

dramarisiere werden; man sah sie zuersr ausgehen vom laizisrischen Liberalismus und dann 

148 Gleichzeitig auch die forcierung neuer Kulte, vgl Norbert Busch 1996: Frömmigkeit als Faktor 

des katholischen ,~Iilieus. Der Kult zum Herzen-Jesu. In: Olaf Blaschke/Frank-\lichaei Kuhle

mann (Hrsg.), ReligIOn im KaiserreICh, a. a. 0., S. 136-165. 

149 Vgl dazu \'t/o/jgangj. lv!ommsen 1993: Das Ringen um den nationalen Staat. Berlin: Propyläen 

Verlag, S. 405 .446. 

ISO JosefMooser 1993-" K.Hholische Volksreligion, Klerus und Bürgertum in der zweiten Hälfte des 

19. JahrhundertS. Thesen . In: Wolfgang Schieder (Hrsg.), RelIgion und Gesellschaft Im 19· Jahr

hundert. Srungarr: Klen-Cona, \. 144 .156. 

151 Dia! Blaschke 1996· Die Kolonlallslerung der Lalenwelr. Priester als Milieumanager und die 

Kanäle klerikaler Kuratel. In: OlafBlaschke/Frank-Michaei Kuhlemann (Hrsg.), Religion im Kai

serreich, a. a. 0, S. 93" 135. 

152 JoseJAfooser 1996' Das karholische Milieu In der bürgerlichen Gesellschaft. Zum Verell1swesen 

des KarholiZlSmus im spären Deutschen KaiserreICh. In: Olaf Blaschke/Frank-Michaei Kuhle

mann (Hrsg.), Religion Im Kaiserreich, a. a. 0., ).59-92. Vgl. DlafBlaschke 1997: Kamolizismus 

und Anriseml[lsmus Im Deutschen Kaiserreich. Görnngen: Vandenhoeck & Ruprechr; im Zuge 

der Durchse[zung des "Clrramonranismus" "md auch der rradirionelle Anrijudaismus zur inne

ren Konsolidierung des ,.ka[holtschen Milteus· benurzr, der rassistische "Raudauan[isemirismus" 

aber abgelehnr; zum "Inregralismus" insbes. S. 61 tf. 

153 Der "liberale Ka[holizismus", den es in Ansärzen auch 111 Österreich gegeben hane, geriet nach 

1848 unrer die Räder ell1er vers[ärkren "ul[ramonranlsnschen" und "romanmch-konservativen" 

Strömung: ~ Weil der liberale Karholizismus von den maßgebenden kirchlichen S[ellen mir dem 

Papst an der Spme mIt aller Kraftanstrengung nIedergekämpft ,",urde, wird es verständlich, daß 

der Karholizismus In der Donaumonarchie trorz oder gerade wegen der Tarsache, daß sich die 

Sraatsführung aufs engstc an die Kamolischc Kirche anlehnre, geistig ins Ger[Q gedrängt ....urde", 
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auch von der "atheistisch-marxistischen" Arbelterbe\Vegung. Im wesentlichen aber wurde die 

sich aus der Indumialisierung ergebende Bedrohung der tradirionalen Lebenmdt der Bau

ern auf dem Lande Ideologisch verknüpft mit einer angeblichen Bedrohung der Kirche als 

(J Iaubensgone/flschaji. 

Im Prozcß der funktionalen Differenzierung der Gesellschaft wird "ReligIOn zu einem 

spezialiSIerren ICllbercich neben anderen 'l4, die Kirche zum organisaronschen .Ienrrum dieses 

h1l1ktio!1Ssystems mit Ihrer je eigenen Öffentlichkeit. Alle anderen Sozialstrukturen werden 

\'On religiösen KonditIonierungen sukzessive freigesetzt, und es ist letztlich genau dieser Sach

verhalt, der von den einen begrußt, von den anderen als Verfallsprozeß bekämpft wird. Dieser 

langfmtige gesellschaftliche Strukturwandel wird nun geme1l1schaftsideologisch aufgefangen 

und politisierr. Eine reichhaltige katholische PubliZlSnk hält den Vorgang am Leben, macht 

ihn beobachtbar und schirmt ihn nach außen ab. 

Am Heg1l1n der Arbeiterbe\Vegung steht das zunächst eher unpolitische Vere1l1swesen, 

also keine von einer "Gesinnungspresse" getragene politische Strömung, an welche etwa die 

Cründung von politISchen Parteien im eigenrlichen Sinne hätte anschließen können. Die 

Verbindung von lokalen ArbeItervere1l1en samt den genossenschaftlichen ~e1bsthilfeorga

nis<ltionen - mit der marxistischen Theorie bietet dann aber auch hier relanv früh eine 

Crundlage für gemeinschaftsideologische Transformationen, einerseits für die Selbstbe

schreibung als'olidargememschaji'!< der Arbeiter mit der bekannren Idenmätsstiftenden 

Funktion, gleichzeltJg 111 Abgrenzung nach außen als Klassengemeinschaji gegenuber der 

ausbeutenden Klasse der "Kapitalisten". 'ach anfängltchen Schwierigkeiten - nicht zuletzt 

wegen presserechtlicher Verfolgungen, vor allem in Deutschland zur Zeit der "Sozialisten

gesetze" - gelingt es schließlich doch uberall, für die Gemeinschaft e1l1e eigene massen me

diale Offentlichkeit herzustellen, so schon für den Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein 

die Zeitung "Sozialdemokrat" (SeIt Dezember 1864, anfangs auch unter Mitarbeit von Marx 

und Engels), nach der Gründung der SOZialistischen Arbeiterpartei Deutschlands in Gotha 

1875 geht aus dem "Demokratischen Wochenblart" die neue Zeitung "Volksstaat" (nach-

sO Fdw.ml iVr1ller 1969: Revolution, :--Jeoabsolunsmus und Liberalismus in der Donaumonarchie 

\X'icn: Europa Verlag, S. ;6 und S. 86 ff. zum Konkordat, sOWie Albert Flieh, 1996: Geistige Strö

llIungen, a. a. 0 .. S. 43-82. 

1)4 ,\'Iklas LlIImlilWI 19& Funktion der Reltglon. hankfurt am Main: Suhrkamp, lllsbes. ~. 225 ff. 
155 )0 CXpltZlt f'eter Losehe/franz Waltey 1989: Zur Organisanonskultllr der sozialdemokratischen Ar

bmerbewcgung in der Weimarer Republik. - Niedergang der Klassenkultur oder solldargemeIl1-

schafdicher Höhepunkt? In: GeschIChte und Ccsellschaft 15: 5II-536; die Autoren kritisieren sy
stcmthcoretischc und modernislerungstheoretlsche Erlärungsansätze, wenn man aber dIe 

,ozlaldemokranschc. olidargemcIl1schaft" als fnkluslOrJScode begreift - Il1 Konkurrenz zu den In

klU\lonscodes der. \'olksgemelllschaft" und der .(;Iaubensgemeinschaft" -. so löst Sich m. E. der 

\Xider'pruch aui: 
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mals "Vorwäns") hervor's6, in Ösrerreich erscheint seir 1889 die Arbeiter-Zeitllng'-. Im 

Kampf um das "Rore \'\'ien" der ZWIschenkriegszeit kann die Gemeinschaftsideologie 

nochmals gewaltig gesteigert werden ("Von der \X'iege bis zur Bahre"). 

Diese Entwicklungen bedürften genauerer Ausführungen, z. T. kommen wir im Abschnirr 

über die politischen Ideologien und Im nächsren Kapitel zu den politischen Parteien darauf 

zurück. Im .\foment kommt es darauf an, den kommunikatiollStheoretischen AlISatz vorzustel

len. Die Grundhypothese läßt sich etwa folgendermaßen formulteren: Die polnischen Ent

wicklungen im Jahrhunden zwischen 1848 und 1945 sind wesentlich besnmmt durch die 

Kommunikationsverdichtung im Bereich der massen medial verminelren Öffentlichkeit. Es 
ISt dies die letzte Stufe einer fast ausschließlich von der Printmedlenkuftur bestimmten Sphäre 

der öffendichen Kommunikation, und genau das ermöglichte die gemeinschafuideologischen 

lransformanonen sowie die entsprechende Segmentierung der Öffendichkeit in abgeschot

tete Gemeinschaftsöffendichkenen. 

Die Pnntkulturen wahrend der Zeit der "Gurenberg Galaxis" (~1cLuhan) erzeugen sozlal

srrukrurell definierte Informationswelten, so jedenfalls Joshua Me:>TowHZ')s, welche besnmmre 

soziale Gruppen mir eng begrenzrem Schriftgur versorgen, aus denen dann diese ihre Infor

marionen beziehen. Schüler z. B. durfen entsprechend ihrem A1rer nur besnmmte Bücher le

sen, dafür sorgen die Auromaren der Lehrer, Pfarrer, Bibliothekare oder auch die EIrern. Je

des Schrifrsrück muß mdlVlduell als physisches Objekt angeeigner werden, damir man an die 

Informationen herankommr; das gilr auch für die Zeimngen. Genau hier liege der Punkt, an 

welchem sich die Leserpublika auch relariv gur kontrollieren ließen: Ein Sozialdemokrar liesr 

die Arbezter-Zeltlmg, keinesfalls die "Kirchenzeirung", die "Reichsposr" oder die ,,~eue Freie 

Presse", und dieselben Regeln gelren für die anderen "Gemeinschaften" auch, d. h., die ge

meinschaftsideologischen Informationswelren waren über das physische Objekr "Zeimng" 

konuollierbar. konnten sich abschließen gegen andere Informarionsumwelren und blockier

ten so die politische Kommunikation zwischen den politischen "Lagern". Ein solches Klima 

begünsrige narürlich - rendenziell zumindesr - ideologische Radikalisierungen, also die Dar

srellung der Unterschiede als Fundamentaldissens, als "Entweder-Oder-Konflikr", in welchem 

156 Grorg Fiilberth 197 ,: Die EnrwlCklung der deutschen .)ozialdemokrane von Ihrer Cründung biS 

zum Ende des Sozialistenge.>erze.>. In: Juna von Freyberg et a1 •• Geschichte der deutschen SOZial

demokratie 1863-1975 Köln: Pahl-Rugenstein, S. 24 f. 
I)'" Schon in den IS;-oer Jahren gab e.> eine Reihe SOZIaldemokranscher Schriften wie z. B. die "Volks

stimme", die "Cleichheit". "Der Gewerkschafter", "Der Sozialist", "Die Zukunft", vgl. .~farüJmu 

Lw/zer 198].' Parteien und Parreipresse Im wirtSchaftlIchen und gesellschaftlichen \X'andel des 

19. JahrhundertS. In: Franz Ivan/Helmut \X~ Lang/Heinz Pürer (Hrsg.), 200 Jahre Tagö7~itung 

10 Österreich. a. a. 0., S. 8"'-11"'. 
158 Joshuo ,~ff)'TOU'ltz 198r: ~o Sense ofPlace. - The Impact ofElectronic ~fedla on Social Behavior. 

r-.;ew l:ork/Oxford: Oxford GOI'.'. Press, S. 90 ff 
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Kompromisse nicht möglich sindl59 . Die politischen Lagerbildungen beruhten somit auf ei

ner hochenm:ickelten Printmedienkultur und gleichzeitig auf den Beschränkungen, welche 

eine solche Kultur aufWeist. 
Daran hat das neue Medium Radio während der Zwischenkriegszeit offenbar nicht viel zu 

ändern vermocht. Politisch WIrksam wurde das Medium erst, als es die NationalsozIalisten 

nach der Gleichschaltung der Presse für ihre Propaganda nutzten. Deswegen wurde damals 

das Medium eher kritisch beurteilt bzw. sogar als "gefährlich" eingestuft; es läßt sich aber wohl 

kaum behaupten, das Medium wäre die Ursache für den Aufstieg und den Propagandaerfolg 

der Nazis gewesen. 

Der entscheidende Angriff auf dIe "Guten berg-Galaxis", also auf die spezifischen Infor

mationsweIten der Printkultur, kam erst mit dem Fernsehen. Das Fernsehen ist deshalb ein so 

amaktives Medium, weil es Bild und Ton kombiniert, also ein audiovisuelles Medium istl60
• 

Das l.esen ist eIne vergleichsweise anstrengende, im Grunde genommen einsame Tätigkeit, 

und es setzt Literalität voraus. Der Rezipient des Fernsehens braucht nichts dergleichen; selbst 

Kleinkinder können Fernsehen. Man braucht nur ein entsprechendes Gerät zu kaufen und 

schon ist man an die Informationsströme der großen weiten Welt angeschlossen. Beim Fern

sehen setzt man sich aber auch ankommenden Informationen aus, für welche man sich in 

den Printmedlen gar nicht interessiert hätte, jedenfalls wäre man vielleicht nicht bereit gewe

sen, extra dafür zu bezahlen. Für politische InformatIOnen gilt genau das in hohem Maße, wie 

wIr noch sehen werden. 

Den wichtigsten Unterschied der elektronischen Medien zur Printkultur formuliert Mey

rowitz folgendermaßen: "The programs on television are not experienced as physical objects 

Wlth independent physical dimensions or eXlS[ence. A person who owns one television set, 

telephone, or radio need not purehase or borrow any specific messages. Once these elements 

are in the horne, the messages are able to flow constantly and indiscriminately."161 

Wegen der technischen Vorzuge des Mediums - es ist audiovisuell-, wegen der fehlenden 

sozialstrukturellen Beschränkungen - Literalität z. B. wird nicht vorausgesetzt -, wegen der 

niedrigen Kosten der Anschaffung und des fast kostenlosen Konsums - Fernsehgeräte wur

den in rasender Geschwindigkeit zur billigen Massenware - sowie wegen des hohen Unter

haltungswertes der Programme wird das Fernsehen innerhalb kürzester Zeit zum ersten Me

dium, das die Öffentlichkeit gesellschansweit penetriert und dIe früher noch segmentierten 

Zeitungsöffentlichkeiten zu einem einzigen Publikum integriert; es wird, so Meyrowitz, zum 

ersten "nationalen" Medium im strengen Sinne: 

159 Ktm Imhof 1996: Fine Symbiose: Soziale Bewegungen und Medien. In: Kurt Imhof!Peter Schulz 

(Hrsg.), PoiIrisches RaJsonnemenr in der lnformarionsgesellschaft, a. a. 0., S. 169. 

160 Peter M. Spangenberg 1999: Das Medium AudIOviSIon. In: RudolfMaresch/Niels Werber (Hrsg.), 

Kommunikation, Medien, Macht. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S.59-82. 

161 joshua /\IIeyrowitz 198s: ~o Sense of PI ace, a. a. 0., S. 81 f. 



500 Demokratische Systeme 

A great part of the social significance of television, therefore, may lie less in what is on televi

sIOn than in the very existence as a shared arena. Television provides the largest simultaneous 

perceptlon of a message that humanlt)' has ever experienced. Through television, rich and poor, 

young and old, scholars and IllIterates, males and females, and people of all ages, profeSSIOns. 

classes. and religions oEren share the same or ver)' similar Information at the same moment.,62 

Bei beliebten Sendungen sitzen bis zu zwei Drittel der Bevölkerung vor den Fernsehschirmen 

und rezipieren dieselben Inhalte; zur Pnme Time konsumieren lI1 den USA zwischen 20 und 

40 Millionen die Evening News, im Falle dramatischer Ereigl1lsse sind es wesentlich mehr. Es 
sind im Vergleich zu den Zeitungen riesen Publika, die das Fernsehen erreicht und infonna

flanell integriert. Genau das sei, so die zenrrale These von Meyrowitz, neu: "What is new is 

that formerly segregated information-systems are inregrated. Information once shared only 

among people of certain age, dass, religion, sex, profession, or other sub-group of the culture 

has now been thrown inro a publIc forum . .. ".6, 

In den USA hat eigentlich erst das Fernsehen die lokalen Subkulturen zusammenge

schlossen und damit erstmals die Vorstellung von einer ,,American Nation" geschaffen, also 

erst sehr spät und wahrscheinlich zu spät, um die nun mögliche "Imagination von Gemein

schaft" Im SlI1ne eines Nationalismus noch als realistische politische Strategie erscheinen zu 

lassen. Statt dessen bot das Fernsehen die Chance zur Konstruktion von neuen Subgruppen, 

,Minoritäten" , sowie der PolitiSierung von Benachteiligungen aufgrund wahrgenommener 

Ungleichveneilungen; das sei ein Paradoxon des Fernsehens, so Meyrowitz, denn die "Ent

deckung" eines MlI1derhenenstarus beruhe auf dem Zugang zu den gleichen Informationen: 

"The rise of minoriry consciousness. according ro chis analysis, acrually indicates che demise of 

one aspect of minorit), starus in the traditional sense. Minorit), affiliations were on ce based 

on lJolated information-systems and ver}' dzstinct group experiences. The demand for full 

equality in roles and rights dramatizes the development, in a way, of a mass ,majoriry', a single 

large ,group' whose members will not rolerate any distinctions in roles and privileges."164 [n 

diesem SlI1ne sind "Minderheiten" ein Kommunikationsparadox der elektronischen Massen

medien: Minderheiten Identifizieren sich als Minderheit einer großen Allgemeinheit durch 

die Partizipation an der großen Allgemeinheit, von der sie sich abheben; sie sind also das Re

sultat "of a sudden increase 111 access ro a !arger, more inclusive information environment" '61. 

So durfte es kell1 Zufall sein, daß z. B. die Bürgerrechtsbewegung der Afroamerikaner in den 

USA Ende der 1960er Jahre einen ersten Höhepunkt erklomm, als das Fernsehen nahezu je

den Haushalt erreicht hatte (1970: 96 % der Haushalte). 

162. J05hua Afeyrou·ltz 198s: No Sense ofPlace, a. a. 0., ':>. 90. 

163 Joshua l'vfeyrou'itz 1985: No Sense ofPlace, a. a. 0 .. S. 8:-. 

164 Joshua Meyrowitz 198f No Sense ofPlace, a. a. 0., ':>. IJ2. 

165 Joshua l'vfeyroU'ltz 198s: No Sense ofPlace, a. a. 0., S 132.. 
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[n den europäischen Ländern dürfte die homogenizauon 0/ regional spheres ebenfalls der 

primäre Vorgang gewesen sem: Die lokalen "sozial moralischen Milieus" - sofern sie nach dem 

Zweiten Weltkneg noch bestanden bzw. wieder aufgeforstet worden waren - wurden von den 

elektronischen MedIen "penetrien" und weitgehend aufgelöst. Parallel dazu sank die Akzep

tanz der Parteienpresse; sie wurde plörzlich zu einem ,,Auslaufmodell"I66 und ist in fast allen 

europäischen Ländern von der Medienlandschaft verschwunden (mit Ausnahme skandinavi

scher Länder). Man könnte dies als einen Beleg für die These von der Homogenisierung der 

Kulturen durch die elektr0111schen Medien verstehen - vielleicht, müssen wir beronen, denn 

die These hatte eine gewisse Plausibilität in der Zeit, als es ein nur sehr beschränktes Chan

nel Repenolre gab. 
Der Aufstieg des Fernsehens zum Leitmedium der Öffentlichkeit ist nur ein Aspekt eines 

viel umfassenderen und tiefergehenden sozialen Wandels, in welchem die "neuen Informati

ons- und Kommunikanonstechnologien" (IuK) die zentrale Rolle spielen; darin sind sich viele 

Auroren einig. Die Frage ist nur, mit welchen Konzepten dieser Wandel am besten auf den 

Begriff gebracht werden kann und wie die entsprechende "empirische Evidenz" dazu aussieht. 

Daniel Bell I6' enrwickelte anhand des Drei-Sektoren-Modells (LandwirtSchaft, Industrie, 

Dienstleistungen) eine Theorie des langfristigen Srrukturwandels des Wirrschaftssysrems und 

prägte für dieje111gen Gesellschaften, deren Wirtschaft überwiegend auf Dienstleistungen um

gestellt harren, den Begriff "Dienstleistungsgesellschaft" oder "nachindusrrielle Gesellschaft", 

d. h., er zog aus seiner Wirtschaftsrheorie bzw. Theorie der Verteilung von Beschäftigungs

sekroren sehr weitreichende gesellschaftstheorerische SchlußfolgerungenI68 Ähnlich der An

satz von James Beniger zur "control revolution": Mikroprozessoren, Computerverfahren und 

-technologien, Informationsdienste usw. hätten die "alten" industriellen Strukturen revolu

nomert. In der Tar zeigten die Umstellungsprobleme auf das Datum 1. 1. 2000, wie sehr de 

facro die gesamte Gesellschaft vom Funktionieren von Computertechnologien abhängig ge

worden ist. Schon im Vorwort schreibt Beniger: "To say that the advanced industrial world 

IS rapidly becoming an Information Sociery may already be a diche. In the Uni ted States, 

Canada, Western Europe, and Japan, the bulk of the labor force now works primarily at in

formational tasks such as systems analysis and computer programming, while wealth comes 

increasingly from informational goods such as microprocessors and from informational serv

ices such as data processing. For the economies of at least a half-dozen coumries, the process-

166 ,I"ftchael Schmolke 1996' Von der Parreipresse zur Meruenpartei: EIn fragwürdIges Verhältnis un

ter dem Druck der real exisncrenden Polink. In: Kurr Imhof/Peter Schulz (Hrsg.), PolInsches 

Raisonnement in der Informationsgesellschafi:, a. a. 0., S. 187 ff., hier auch zu den Resten der 

ParteIenpresse In Österreich. 

167 Daniel Bell 1976 Die Zukunft der wesdichen Welt - Kultur und Technologie Im Widerstreit. 

frankfurt: Fischer. 

168 Daniel Bell 1976 D,e Lukunft der westlichen Welt, a. a. 0., Insbes. 209 ff z. B. !Ur d,e "politi

sche Ordnung" 
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Ing of informarion has begun ro overshadow rhe processing of maner and energy."<69 Die 

Schlüssel rolle falle nun der "Informarionsindusrrie" zu, die nun ebenso zemral sei wie die 

Transporr- und Schwerindusrrie beim Übergang von der Agrar- zur Indusrriegesellschafr, also 

bedingr durch rechnologische Innovarionen. ~ Die neueren Ansärze zur "informarion sociery" 

gehen von ähnlichen Prämissen aus (als Indikaroren gehen: \X'errschöpfung durch Informa

rionsrärigkeiren plus An7..ah1 der "Informarionsarbeirer"). 

Die Kririk an dieser primär ökonomisch inspirierren Diskussion konnre nichr ausblei

benn : Selbsr wenn die aufgesrellren Indikaroren für einen \{'andel der W'iTtschaft zuueffend 

wären, so lasse sich daraus noch lange nichr auf einen gesamtgesellschaftilchen Suukrurwandel 

schließen. "In funkrional difterenzierren Gesellschafren folgr sozialer \{'andel keineswegs al

lein rechnisch oder ökonomisch spezifizierren Rarionalir;üen."·7' Die Dynamik der Informa

rionsgesellschafrn enrsrehe vielmehr aus der sreigenden Auronomie, Spezialisierung und Re

kursivirär der Funknonssysreme bei gleichzeirig wachsenden lnrerdependenzen, folglich müsse 

die hohe Sröranfälligkeir informarionell aufgefangen werden, insofern ergäbe die Rede von 

der "Risikogesellschafr"'" eher einen Sinn. 

Ähnlich kmisch wird auch der Begriff der "posrmodernen Gesellschafr" bt:uneilr; Niklas 

Luhmann' 4 sprichr in diesem Zusammenhang von einem "inrellekruellen Schronhandel", 

der sich um ein Recycling von Ideen bemühe und seine Bedarfsartikel nur noch mir Firmen

namen wie ,,:--':eo-" und "Posr-" unrerscheide; man sehe einen in Gang befindlichen sozialen 

\Vandel, aber niemand Wisse, wohin er führe, und deshalb werde das Neue mir Aleem be

seempelr. - .\1an solle "Posemoderniräe" niche zur Bezeichnung einer neuen hzstonsehen Peri

ode verwenden, die Posrmoderne sei keine Alrernarive zur .\10derne, so auch Siegfried J. 
')chmide, "sondern ihre (selbsr herbeigeführte) permanenre Selbsebeobachrung - also die De

poeenzlerung ihrer Gelrung;ansprüche", und zwar niche zulecze durch die Enrwicklung von 

ausdifferenzierten und reflexiven .\ 1ediensys eemen I';. 

169 filme, R Benr~er 1986. The Control RevolUlion. Technologlcal and EconomlC Origins of the 

Information Sociery. Cambridge, \!ass.lLondon: Harvard Univ. Press, S. V. 

170 Frank W}bster /99,.. Theones of the Information. ociery. Londonli':ew York: Roudedge 

I~I Afilrtm Läffilh,,&Klaus-DI<·ter Altmeppt'n /994- Kommunikation in der Informarionsgesellschaft. 

In: KlalLs ~lerrenJ)legftied J Schmidt.'''iegfried \\'eischenberg (Hrsg.), Die \\"'irklichkeit der ~le

dien, a. a. 0., S 5~o-591, hier S 5~4· 

172 Roben \Hzgner 1996: DIe Informationsgesellschaft Chancen für eine neue Lebensqualitär am Be

ginn des dritten Jahrtausends .• \1 ünsterli':ew Yorkl:--"lünchenIBerlin: \X'axmann. 

173 Ulrich Beck /986: RIsikogesellschaft - Auf dem \\'eg In eine andere Moderne. Frankfurt am 

.\hin, 'uhrkamp, S. 67 ff 
1-4 Niklas Luhmilrlrl 1997: Die Gesellschaft der GeseUschaft. Frankfurt am \lam: Suhrkamp, S. 1096 f 
175 Szegfrud j. Schmidt /994: Die \X'irklIChkeit de~ Beobachters. In: ~ferten/"chmidt/~''eJschenberg 

(Hrsg.), Die \\'irklichkeit der Medien, a. a. 0., S. ,-19; sowie Sugfrudj Schmuit 1998: Moder-
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"Irorzdem sind nicht wenige Medienspeziahsten überzeugt, daß die neuen digitalisierten 

InfraStrukturen (ISDN) samt ihren Mulri- und Hypermedien des Cyberspace ein "zweites 

~ledicnzeitalrer" einläuten"6. Dafür sprechen bestimmte Ent\vlcklungen des Mediensekrors 

im engeren Sinne, wie z. B. "Electronic 1':ews Gathering" (ENG), die Verschmelzung von 

C:omputer- und Nachrichtentechnik ' ,Beheferungen durch Bildschirmtexte, Anschlüsse an 

Datenbanken, "elektronisches Publizieren" usw. Die rd. 180 Nachrichtenagenturen in aller 

Welt verbreiten heute mehr als 13 Millionen \'V'örter täglich'"'. Zwischen 1960 und 1990 hat 

sich das Medienangebot um 4.000 Ofo erhöht; das mitderv"eile erreichte Niveau und die Be

schleunigung dieser Ent\vicklung rechtfertige den Begriff "Mediengesellschafr"n. Eine "In

formatIonslawine" rolle auf uns zu, die Informationsbestände verdoppeln sich alle paar Jahre! 

In den t.;SA erprobt der Medienkonzern Time Warner seit 1991 ein Kabelfernsehen mit 

zunächst 150 Kanälen, das auf über 1.000 Kanäle erweitert werden soll, welches das traditio

nelle Broadcasting ln "Narrowcasting" transformieren und ln absehbarer Zukunft neuartige 

Informationsdienste gleichzeitig mit indiVidualisiertem Fernsehen anbieten werde können'!!<' . 

Zum anderen sprechen die Ent\vlCkiungen auf dem Gebiet des Internet für die o. g. Ein

schätzung: Die Zahl der Homepages im World Wide Web explodiert, und entsprechend der 

C1inton-Gore-Initiatlve für die NatLOnallnformation Inftastructure (NIl) sollte in absehbarer 

Zelt Jeckr amerikal1lsche Haushalt - zumindest potentiell - über einen eigenen Anschluß ver

fugen'! , Die Europäische Gemeinschaft folgt - mit einem time lag von mehreren Jahren -

mit dem ESPRIT-Programm (European Strategic Programme for Research and Development 

nisierung, Kontingenz, Medien: Hybride Beobachmngen. In' Glanni Varnmof\'V'olfgang Welsch 

(Hrsg.), Medien-Welten, Wirklichkeiten. Munchen: FInk, S. 173-186, im Text zitiert S. 183 

176 So die These von Mark Poster I99f The Second Media Age. Cambridge/UK sowie die Beiträge 

in StevenJones I99S(Hrsg.), CyberSoClery: Computer-Mediated Commul1lcation and Commu

niry. Thousand Oaks/CA and London. 

177 Sybzlle Krdmer I998 (Hrsg.;, \ledlen, Computer, Realnät. - \VIrklichkeirsvorstellungen und Neue 

Medien. Frankfurt am Mall1: Suhrkamp. 

178 ~'ugfrted V/ezsehenberg/Ulrzch HUf/zseh I994: Die Enrwicklung der Medlentechl1lk. In. 

Merten/5chmidt~'elschenberg (Hrsg.), Die WirklIChkeit der Medien, a. a. 0., S. 47 4. 

179 Klau; Merten I994: Evolution der Kommul1lkatlon. In: MertenJSchmidt~'elschenberg (Hrsg.), 

Die WirklIChkeit der tl.ledien, a. a. 0., S. 141-162, hier insbes. S. 158. 

180 Afartzn LöffilholzjKlaus-Dteter Altmeppen I998: Kommul1lkatlon in der Informationsgesellschaft, 

a. a. 0., S. 579. Die steigende Zahl an "Optionen" In der \ledlemvelt sei nur paradigmatisch für 

eInen viel umfassenderen gesellschaftlichen Trend, so Peter Gross I994: Die MultIoptionsgesell

schaft. Frankfurt am \laIn Suhrkamp. 

181 Herml1nll E. /lan BolhulJ und ~teente Co/mn I998' Der Eintrm in die Informationsgesellschaft. Po

litISche und Juridische Grundlagen ell1er europäischen Perspektive. In: Frank Hartmann (Hrsg.), 

Informationsgesellschaft -- SozIalwissenschaftliche Aspekte. \X'len: Forum SOZIalforschung, Bd. 

3, S. 43-74, hier zu NIl insbes. S. 52; Lutz Fruhbrodt 1998: Die "National Information Infra-
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in Information Technology) und anderen Programmen nach' 2; 150 Milliarden ECUs sollen 

auf dem Gebiet tnvestiert werden; hier verbergen sich, so die Annahmen, noch gewaltige Ra
tionalisierungspotentiale. - Drei Tendenzen charakterisieren gegenwärtig die Gesamtent

wicklung: Kommerziallsierung, Internationalisierung und Individualisierung der Kommuni

kation'8'. 

8.2 Konzepte zur politische Öffentlichkeit 

Die Begriffe "ÖffentlIchkeit", "öffentliche Meinung" etc. stnd Wonprägungen aus der Mitte 

des 18 Jahrhunderrs'84 • Als David Hume in den 1740er Jahren schrieb: "It is therefore on 

opinion only, that government is founded"'81, kannte er die heute ubliche Wortverbtndung 

"public optnion" noch nicht bzw. war sie ihm noch nicht geläufig'8b. "To keep the press 

open", meinte Hume, sei deshalb so wichtig, weil sich sonsten "arbirrary power" einschlei

che; eine Verfassung sei aber nur insoweit eine gute, "as it provides a remedy against mal-ad

mtnlsrranon Schon sehr früh Wird also von Hume die zentrale Funktion der Pressefreiheit 

für die Macht der öffentlichen Meinung anerkannt, die ihrerseits die wichtigste Vorkehrung 

zum Schurze der Bürger vor l\hchtmißbrauch darstelle. "Schutz der Bürger vor Macht

mißbrauch", "Sicherung der Menschenrechte" und "Kontrolle der Regierenden" sind bis 

heute die Themen geblieben, die den Diskurs um die "politische Öffentlichkeit" bestim

men'8 . 

structurc" (0111) - Die USA als weltweiter Schnttmachcr auf dem \X'eg in die InformatIonsge

sellschaft. In: H Wenzel (Hrsg.), Die Amerikanisierung des Medienallrags. Frankfurt/New York: 

Campus, S 18} 219 . 

182 Angelika Kojler 1998: Quo Vadls) Europa In der Informationsgesellschaft. In. Frank Hartmann 

(Hrsg.), InformatIonsgesellschaft, a. a. 0., S '75-104; AnatoL Badach 1996' Kommunikariow Die 

technologischen Grundlagen. In' G. \X \X'mkämperJA. Kohl (Hrsg.), Kommunikationspolitik 

Darmstadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft, S. 38-63. 

183 l'Vfartzn l.öjfiLhoIzlKLlus-Dlfter Altmeppen 1998: Kommunikation in der Informationsgesellschaft, 

a. a. 0, S 581. 
184 Lzman Hölscher 19}8' Öffentlichkeit. In: GeschichtlIche Grundbegnffe, Bd. 4, S. 413-467, hier 

insbes. 5. 446 

185 Dal'ld Hume 1987: Essays. - Moral, Political, and Literary, ed. by Eugcne F. MIller. Indianapolis: 

Liberry Press. 

186 I A. ~: Gunn 1989. PublIc 0plnlOn. In: T. BallI]. FarrlR. L. Hanson (Hrsg.), Political Inno\"a

tion and Conccptual Change. Cambridge u. a.: Cambridge Unlv. Press, S. 247-265. 

187 James Curran 1992: :V1ass Media and Democracy: A Reappraisal. In: James Curran und Michael 

Gurevitch (Hrsg.), Mass Media and Socier)'. London u. a.: Edward Arnold, S. 82-117; Stephm 

HoLmes 1990: Liberal Constraims on Pm'ate Power? Reflectlons on the Origins and Rationale of 
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W:1S aber iJt die Öffentlichkw und wie sollen wir die ~pezifikation "politische Öffentlich

keit" ver\tehm? Worin besteht die Macht der ÖfTentlichke[( - schon das 19. Jahrhunderr sei ja, 

~o Jürgen \X'ilke, das Jahrhunderr des Aufstiegs der Öffentlichkeit zu einer "Großmacht" ge

wesen, und bereits apoleon soll gesagt haben, vier feindliche Zeitungen selen gefährlicher 

als 100.000 [hjonette! 

Ursprünglich bezog sich das Adjeknv "öffentlich" auf den Unterschied zu .,privat", dienre 

die Unterscheidung im wesentlichen dazu, die Macht der Stände in die "Pnvatsphäre" zu ver

weisen und sie auf diese \X'eise zu entpolitISieren. Dies entsprach der politischen Grundten

denz des Absolunsmus, nämlich den Ständen ihre tradierten Partizipationsrechte zu entzie

hen und alle Fntscheidungsrechte beim Monarchen zu konzentrieren; der Bereich der 

"Offentlichkeit" wird mit dem .. ~taat" gleichgesetzt - diese Gleichsetzung enrsprach }eden

I:ll1s dem damaligen herrschaftlichen Anspruch absolutistischer Regierungen. In der Auf

kl.!rungsliteratur wird d:tgegen die Cnterscheidung öffenrlich/privat ersetzt bzw. überlagert 

durch die L'nterscheidung öffentlichfgehe,m'88 , denn diese wendet sich nun sch:trf gegen die 

Arkanpolitik der Höfe, gegen Korruption und Patronage usw., und will die Regierenden auf 

elll wie Immer zu definierendes Gemeinwohl verpflichten. Wir wissen heute, daß die staat

lichen Amtn damals noch im Sinne der "patrimonialen Herrschaft" Max Webers verstanden 

wurden, also als ein Objekt der Ausbeutung und Selbstbereicherung einer kleinen herrschen

den Elite. Die Gemeinwohlverpflichtung als Grundprinzip bürokratischen Enrscheldens hielt 

spät Einzug 111 die Amtsstuben, 111 Österreich erst unter Joseph II., wie wir ben.:irs sahen. 

"Öffentlichkeit" ist für die Aufklärer der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderrs der komm unika

tin' Raum eines "kritisch räsonierenden Bürgerpublikums" , so Habermas m[( Blick auf Eng

land und Irankreich: Die Bürger strömten in die zahlreichen Kaffeehäuser Londons, griffen 

nach den dort aufliegenden Zeitungen, ereiferten sich in heftigen DiskUSSIOnen, während 

gleichzeing die Drucker ihre "Rapporteurs" in die Kaffeehäuser und Pubs schicken, um zu 

erfthren, was die Gemüter bewegt Schon hier sehen wir: Die Sphäre der Öffentlichkeit 

konsnrulert sich aus der lnreraknon von !'dassenmedien und Diskursen der Bürger. In den 

Pariser Salons ging es etwas vornehmer zu, aber auch sie wurden zu einer "Institution der Öf

fentlichkell'. HabernlJs kommt es vor allem auf den kritischen Gmt in diesen Bürgerforen 

an, ganz im ~ll1ne Kanrs ,,\X'as ist Aufklärung?", ,\'0 es heißt, ,.daß aber ein Publikum sich 

ACC~S5 Regulation. In, ]ud,th LKhtenberg (Hrsg.), Democracy and the II.lass I\ledla. Cambndge 

u. a.' Cambridge Gniv Pre .. s, .... 21-65. So Ist es biS heure geblIeben , siehe V:'olfgang Langenbu
dlt'rllrmg'lrd Sttllldtld,er 199], ]ournallsmm als Komplementärinstitution politIScher Kontrolle. 

StudIen 7lI m.lkrosozialen \X'irkungen der medienvermmelten Kommunikation 111 Österreich. 

In: \X'olfgang R. I.angenbucher 1991 (Hrsg. I. Politische Kommulllkatlon. Grundlagen, Struktu· 

ren, Professe. \X'ien: Braumüller, 2 AuH., S. 174185. 

188 Nik"rs fllhrt/aml 1994. DIe Beohachtung der Beobachter Im politischen Svstem: Zur Theorie der 

öffentlIChen II.kinung. In: Jürgen \X'ilke I Hrsg.), Öffentliche .\lclIlung. Theone, Methoden, Be· 

fimde. heiburg/:-'lünchen: K,ul Alber. '>. ~-86. 
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selbst aufkläre, ist eher möglich, ja es ist, wenn man ihm nur die Freiheit läßt, beinahe un

ausbleiblich"18
9. In Preußen dagegen läßt Friedrich 11. in einem Reskript aus dem Jahre 1784 

wissen. eine Privatperson sei nicht berechtigt, über Handlungen, Gesetze, Maßregeln und An

ordnungen der Souveräne und Höfe, Kollegien und Gerichtshöfe öffentliche, vielleicht sogar 

tadelnde Urteile zu fällen. Eine Privatperson sei dazu gar nicht kompetentI90. Ganz im Un

terschied dazu ent\vickelt die Aufklärung das Selbstverständnis eines "urteilenden" oder gar 

"richtenden Publikums", das sehr wohl nicht nur eine "Meinung", sondern auch ein "Urteil" 

zu haben beanspruchtI9'. 

Im Konstitutionsprozeß der bürgerlichen Öffentlichkeit seien zwei FaktOren entscheidend 

gewesen, so HabermasI92: 

bstens. die Fiktion der einen Öffentlichkeit mit dem Publikum im Singular als Träger der 

"öffentlichen Meinung". Die Selbstplausibilisierung der Einheit der Öffentlichkeit verdankt 

sich also der Fiktion der Einheitlichkeit eines Subjekts, nämlich des Publikums. Aus der 

Kunstkritik wird von den Aufklärern die Figur des "Kunstrichters" übernommen und für das 

kritisch räsonierende Publikum beanspruche Dort kommen literarische Kunst\verke vor den 

"Richterstuhl der Vernunft", hier sind dIe Handlungen der Regierenden vor den Richterstuhl 

der "öffentlichen Meinung" zu ziehen. - Zwei Aspekte wollen wir für spätere Überlegungen 

festhalten: a) zum einen die Fiktion einer Einheit der Öffentlichkeit, b) zum andern die Tat

sache, daß die Öffentlichkeit keinesfalls "politisch" per se ist, sondern sich erst zu spezifizieren 

hat über die Themen, welche "Politik" zum Inhalt haben. Die StOßrichtung der Kritik der 

Aufklärung zielte zunächst auf dIe Arkanpolitik des Staates; sie richtete sich gegen alles, was 

in der Politik "geheim" ist. und setzt solche Politik einem Pauschalverdacht aus: "Was das 

Licht der Öffentlichkeit scheuet •... "! - ~ach der Llnterscheidung öffendich/geheim wird der 

<"taat nun nicht mehr der Seite "öffentlich" zugerechnet, sondern der "geheimen", während 

das - Leitungen lesende und kritisch räsonierende - Bürgerpublikum sich selbst als "politi

sche Öffentlichkeit" begreift. 

Zweitens sei das Merkmal der prinzipiellen "Unabgeschlossenheit des Publikums" ent

scheidend gewesen für das Selbstverständnis der aufklärerischen Öffentlichkeit, so Haber

mas I9J : Alle Bürger müssen dazugehören können. Dieser Anspruch habe in der Folgezeit eine 

starke Dynamik für libertäre und egalitäre Tendenzen entfaltet, die dann in der Französischen 

Revolution voll zum Durchbruch kommen. - ~'iederum halten wir zwei Aspekte für die spä

tere Diskussion fest: a) Die demokratische Idee der Gleichheit der Bürger - gerichtet gegen 

18'} LI/Clan Hölscher 19}8: Öffentlichkeit. In: GeschIChtliche Grundbegnffe, Bd. 4. S. 437· 

190 lürgen Habennas 198). Struktur.vandel der Öffentlichkeit. a. a. O.,~. 40. 

191 Die Wortbildungen "öffentliche Meinung", "public opinion" verraten, daß man im 18. Jahrhun

dert dem Volk nur elI1e ,,~lelI1ung" zu haben ge~ta[[ete. aber kein "erteil". 

192 lürgen Habenna.' 1983; Struktur.vandel der Öffentlichkeit. a. a. 0., S. 74 ff 
193 lürgen Habermm 198]. 5truktur.vandel der Öffentlichkeit. a. a. 0., 5·53· 



Die politISche Öflentlichkelt als Suhsystem moderner Demokratien 

tÜe Realität der hierarchischen Ordnungen der Ständegesellschaft wird zuerst realisiert vom 

Hürgerpublikum der Öffentlichkeit, das keine ständischen Zugangsbeschränkungen aner

kennt; es ist dies eines der ,,Alternamprojekte" der massenmedial vermittelten Öffentlichkeit, 

auf das Niklas Luhmann oben schon hlllgewiesen hat. b) Das demokratische Recht auf "freie 

Meinungsäußerung" bzw. "Preßfreiheit" beansprucht die ÖffentlichkeIt als ein Recht flr sich 

selbst! Wir würden sagen: als ein Recht zur Absicherung der eigenen Autonomie. Dieses Recht 

liegt gewissermaßen auf dem Pfad der eigenen Entwzcklungsfogik. Deshalb kann die sich for

mierende politische üpposmon später daraus ihre kritischen Impulse beziehen und sich selbst 

in ihrer Verblt1dung LUr Öffentlichkeit auf Dauer stellen. 

Die Habermassche fhese vom Niedergang der kritISchen Öffentlichkeit im 19. Jahrhun

dert durch Vermachtung und Kommerzialisierung (Stichwort: Kultur in Warenform) 

brauchen wir hier nicbt zu diskutIeren, zumal sie auch Habermas so mcht mehr vertmt. In

teressanter erscheint uns die neue re Idee von Habermas, daß nämlich die "kritische Öffent

lichkeit" genau den theoretischen Ort einzunehmen habe, der bei den Klassikern der Demo

krJtietheorie der ,Volkssouveränität" zugekommen war. Das Prinzip der Volkssouveränität 

besagt, daß sich alle Entscheidungen des Staates letztlich auf eine Willensäußerung des Volkes 

lllrückführen und so legitimieren lassen müssen. Hier liege aber das entscheidende Problem, 

denn: "Das Volk, von dem alle staatlich organisierte Gewalt ausgehen soll, bildet kelt1 Sub

jekt mit \X'illen und Bewußtselt1. Es tritt nur Im Plural auf, als Volk ist es im ganzen weder 

beschluß- noch handlungsfähig."'94 Die altere Demokranemeone bezog ihre Plausibilität aus 

der Unterstellung, daß die Gesellschaft insgesamt als eine ,,AssoziatIon im großen" vorgestellt 

werden könne und der demokratische Staat nichts anderes sei als deren politische Selbstorga

nlsatIon. 

Helden Vorstellungen fehlt in der modernen Gesellschaft ein fondamentum in re. Den va

kanten Sitz der Volkssouveränität haben die Meinungsbildungsprozesse der politischen Öf

fentlichkeit elt1zunehmen, die aber als solche ebenfalls nicht organiszert werden können, Es 
sind vielmehr dezentraliSierte "freie A'isoziationen" (z. B, Bürgerinitiativen, soziale Bewegun

gen etc,), welche Themen von gesamtgesellschaftlicher Relevanz entdecken, Beiträge zu mög

lichen Problemlösungen beISteuern, gute Gründe für oder gegen Lösungen vorbringen usw., 

kurzum: normative Gründe bilden in den politischen Diskursen "die Währung, in der sich 

die kommunikame Macht zur Geltung bringt. Die ÖffentlichkeIt nimmt den Pool von 

Cründen, aus dcm die administrativen Entscheidungen rationalisiert werden müssen, in 
eigene Regre,"'9< 

194 jU/gen Haberm,lS 1990: Volkssouveränität als Verfahren. Ein normativer Begriff der Öffentlich

keit. In: Der5,; Die Moderne· Ein unvollendetes PrOJekt. Leipzig: Reclam. S, r80-212, hier S 

187. 

195 /ürgen H,zbermas 1990: Volkssouveränität als Verfahren, a, a. 0" S, 204-
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Dieser i\fodus einer selbstbezüglichen Reproduktion der Öffendichkeit verrär den Ort. an den 

sich die Erwartung einer souveränen Selbsrorganisarion zuruckgewgen hat. Die Idee der Volks

souveränität wird damit entsubstantialtsierr. Zu konkreristisch ISt selbst die Vorstellung. daß 

em :\etz von Assoziationen - sozlL~agen als vakanter Sitz der Souveränltär - einnehmen könnte. 

Die vollends zerstreure Souveränität verkörpert sich nichr einmal in den Köpfen assoZIIerter 

i\fltglieder. sondern - wenn von Verkörperung überhaupt noch die Rede sem kann m jenen 

subJekdosen Kommunikarionsformen. die den Fluß der ruskurslven .\1emungs- und Willens

bildung so regulieren. daß ihre falliblen Ergebnisse die Vermutung praktischer Vernunfr für 

sICh haben Eme subjekdos und anonym gewordene. intersubjeknvisrisch aufgelöste Volkssou

veränitat zieht sich in die demokratischen Verfahren und in die anspruchsvollen kommunika

tiven Voraussetzungen ihrer Implementierung ZUrllck. Die kommunikativ verflüssigte SoU\'e

ränirät bringt sich m der .\facht ötTendicher Diskurse zur Geltung. die auronomen 

Öffendichkeiten entspringt. aber m den Beschlüssen demokratISch verfaßter Institutionen der 

,\fcmungs- und ,\('illensbildung Gestalt annehmen muß. weil die Verantwortung für prakrisch 

folgenreiche Beschlüsse eine klare insritutionelle Zurechnung verlangr. 96 

Die Kritiker dIeses normatIVen Ansatzes von Habermas konzentrieren sich im wesentlichen 

auf folgende Punkre: Erstens. Habermas umerstellt - wie schon die klassische Demokratie

theorie - den politisch interessierten. allseirs informierten und aktiven Bürger. den es in der 

Realität aber nur als verschwindend kleme '\'1mderheit gibt. Alle empirischen Befunde wei

sen darauf hin p. \X'ir haben das Problem des "politischen Interesses" der Bürger sowie das 

l\iveau von ,.political sophisrication" als Themen noch zu diskutieren. soviel aber sei schon 

hier angemerkt: Filr den Durchschnirrsbürger ist .. Politik" ein peripherer Bereich. dem er oder 

sie In Normalzeiten nur wenig AufmerksamkeJ[ schenkt. Zweitens. die Diskurse der alterna-

196 Jürgen Habermas 1990. Volkssouveränität als Verfahren. a. a. 0 .. S. 207 (Hervorhebung Im On

ginall; vgl. auch Jürgen Habermas 1993: FaktIZität und Geltung. Frankfurt am .'-!am. Suhrkamp. 

S. 399 ff "Zur Rolle von Zivilgesellschafr und politischer Öffendlchkeir." 

197 W Russell Neuman 1986.' The Paradox of :-fass Policics, a. a. O. S. I~I die Figur zur .. Theory of 

Three Publics"; G. Bmgham POWl'llI986. Amencan Voter Turnout in Comparative Perspective. 

In: Amencan Polirical SClence Review 80: 17-43, die \X'ahlbeteiligung wäre auch in den USA 

höher. wenn es das Svsrem der '\('ählerregistrierung nicht gäbe. so Powell. räumt aber ein. daß 

rue Bürgerinnen und Bürger bei Befragungen dazu neigen. ihr tatsächliches Interesse an Politik 

zu uberrreiben; siehe auch Jan W van Deth 1990: Interesr in Politlcs. In: M. Kent Jennings/Jan 

V./ van Deth er al. (Hrsg.l. Contlnuities m Polirical Action. BerlinlNew York; de Gruyrer. S. 

275-312; RuyA. Teixeira 199J.'The Politlcs ofTurnout Decline. In; Richard G. ~eimi/Herbert F. 
\'':/eisberg (Hrsg.l. Controversies in Voting Behavior. 3rd. Ed .. Washington. D. c.: Congressional 

Quarrerly Inc.. S. 23-38; Afichael A. Dimock/Samuel L. Popkm 1997- Political Knowledge in Com

parative PerspeCtlve. In: S. Iyengar' R. Reeves (Hrsg.). 00 ehe Merua Gm'ern? Politicians. Voters 

and Reporters in Amenca. Thousand Oaks/LondoniNew Delhl: Sage. S. 21~-224· 
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tiven Cruppen und AktIvisten der sozialen Bewegungen entsprechen realiter wenig dem Ide

almodell des "herrschaftsfreien Diskurses"; sie müssen in der Regel ganz im Gegenteil ihren 

niedrigen OrgamsatJonsgrad durch "inneren Konformitätsdruck" kompensieren 'Q8 • Häufig 

gehe es in diesen weniger um die Hervorbnngung von "guten Gründen" als vielmehr um die 

} Iervorbringung von "guten AktIonen". - Drittens setzt Habermas in seinem Diskursmodell 

voraus, daß die 'Ieilnehmer tatsächlich physisch anwesend sind und so aktiv an den Diskus

Sl(men partizipieren, d. h., Habcrmas gründet sein Modell auf ellle spezifische Form von Face

ro-face-KommunikatIon, Die ExpanSIOn der mediatisierten Öffendichkeiten erfolgte aber 

prinür auf der Ebene der interaktionsfreien KommunikatIon; race-to-face-Encounrers er

scheinen demgegenüber vergleichsweise peripher, wenn nicht marginalisiere Bürgerinitiati

ven und Aktivisten von sozialen Bewegungen haben nur dann Aussicht auf Erfolg für ihre 

Anliegen, wenn die große Massenpresse ihre Themen aufgreife und sie auf die Tagesordnung 

der Entscheidungmäger drängr. Habermas hält die große Massenpresse für "vermachter" und 

kommerzialisiert, deswegen traue er ihr eine Agendasetting-Funktion für Anliegen der "Ge

gt:l1öfTent!lchkeiten" nicht zu, überSieht dabei aber, daß Konflikte für den Journalismus routi

nenüßlg einen hohen achnchtenwert beSitzen. Schlußendlich überläßt es Habermas der 

Phantasie selller Leser, wie denn die Diskursergebnisse seiner ..freien Assoziationen" - sollten 

sie denn einen Konsens tatsächlich zustande bringen in den offiziellen Emscheidungspro

zeß der staadichen Instanzen einfließen könnten'"9? 

Die system theoretischen Ansätze verzichten dagegen auf jegliche normative Ansprüche, 

bilden aber ihrerseits alles andere als e1l1e Einheit, konnen bestenfalls Im systemtheoretzschen 
Paradzgma unter elllen Hue gebracht werden. Mathlas Kepplinger z. B benutzt nach wie vor 

das Input-Ouput-Modell von David Easton. Einen der originellsten und inretessamesten 

1<)8 Dleler Rucht [994: ÖffentlichkeIt als Mobillsierungsfaktor für soziale Bewegungen, In. F. 
Neidhardt (Hrsg.), Öffentlichkeit, öffentliche Meinung und SOZiale Bewegungen Opladen. 

Westdeutscher Verlag (50nderhefr 34 der Kölner ZCl[schrifr für SOZIOlogie und Sozialpsycholo

gie), S 33'" 358; Kun lmhofl996: Eine SymbIOse: Sonale Bewegungen und Medien. In: Kurr Im

hof/Peter Schulz (Hrsg.), Politisches Raisonnement In der Informationsgesellschaft Zünch: 

Seismo Verlag, <; [65[86. 

[<)<) jurgm Gerhardsirrzedhelm Nezdhardl 1993: )trukruren und Funktionen moderner ÖffentlichkeIt. 

Fragestellungen und Ansätze, In: Wolfgang R. Langenbucher (Hrsg.), Politische Kommunika

tion. Grundlagen, )trukruren, Prozesse. Wien: Braumüller, 2. AuA., S. 52-88;}ürgen Gerhards 

1994· Politische ÖffentlIchkeit Ein system- und akteurstheorerischer BestImmungsversuch. In. 

F Neldhardt (Hrsg.), Öffentlichkeit, uffentllche Meinung und soziale Bewegungen, a. a. 0., S. 

---[05, sowlejürgm Gerhards 1998: ÖffentlichkeIt. In: Otfried JarrenlUlrich SarcinellilUlnch 

'iaxer (Hrsg.), Politische Kommunikation In der demokratischen Gesellschaft. OpladenlWies

baden: Westdeutscher Verlag, S. 268-274; Stefan Marschall 1998: Mediatisierte Öffenrlichkeiten. 

In: leViathan 23: 394-416. 
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Theorievorschläge hat wieder einmal Niklas Luhmann2'>O vorgelegt. Danach ist "Öffentlich

keit" ein Produkt der Massenmedien und die Massenmedien - einschließlich des Aspekts des 

Verstehens/MIßverstehens der Kommunikation seitens des Publikums - zu einem Funktions

system der modernen Gesellschaft geworden, d. h., zur Liste der von Luhmann bereits ausge

arbmeten Funktionssysteme (für Wirtschaft, Wissenschaft, Recht, Politik, Kunst, Religion, 

Familie) käme nun ein weiteres hinzu, das der Massenmedien. 

Um emen gesellschaftlichen Realitätsausschnitt als Funknonssystem der Gesellschaft spe

zifizieren zu können, müssen nach Luhmann einige Bedingungen erfüllt sein, die hier zu

mindest enumerativ am Beispiel der Massenmedien angeführt werden sollen. Erstens, Ausdif 

jerenzzerung;. Unter ,,Ausdifferenzierung" versteht Luhmann die Emergenz eines besonderen 

Teilsystems, "das die Merkmale der Systembildung, vor allem autopoietische Selbstreproduk

tion, Selbstorganisation, Strukrurdeterminiertheit und mit all dem: operative Schließung 

selbst realisiert" . Seit der Erfindung des Buchdrucks stieg das Schriftgut so stark an, dafS 

eine interaktionsbezogene Kommunikanon aller Beteiligten als Reaktion auf ein Schriftstück 

unmöglich wird und sich statt dessen die Produktion an Produkten anderer oriennert, z. B. 

wenn eme Zeitung über et>vas berichtet anhand eines Berichts einer anderen Zeitung. Das 

war - historisch nachweisbar - in der Tat relativ früh der Fall und gehört heute schon zur 

journalistischen Routine. Prestigemedien, wie in den USA die New York Times, erfüllen für 

fast den gesamten Medienmarkt solche Orienrierungsfunktionen, aber weniger als I % 

Beiträge der Times sind selbst recherchiert L. Die meisten "Kachrichren" werden dem Ange

bot der großen Presseagenruren entnommen oder entstammen der PR-Arbeit. Die operative 

Schließung des Systems sei, so Luhmann, "nicht zu verkennen">< I. 

Zweitens, die Selektion der systemeigenen Operationen erfolgt nach der ~aßgabe der 

binären Codierung Information/Nichnnformation '4. Öffentlichkeit beruht - das hat Luh

mann schon sehr früh erkannt" - auf der Unterstelfbarkezt der Bekannthelt von Themen, und 

auch hierin reagiert das System auf den eigenen Output, nämlich auf die Bekannrheit, die es 

selbst produziert. Das System ist auf ständiges Produzieren von Neuem eingestellt, auf schnel

les Erinnern und Vergessen, ist dadurch aber zugleich offen für Ereignisse in den gesellschaft-

200 Niklas Luhmann 1996: Die Realität der Massenmedien. Opladen: Westdeutscher Verlag; zuvor 

schon Niklas Luhmann 1990: Gesellschafrliche Komplexität und öffentliche Meinung. In: Oers., 

Soziologische AufkläIUng 5. Opladcn: \X1estdeutscher Verlag, S. 1"'0-[82. 

2O[ Siklas Lllhmann 1996. Die Realität der Massenmedien, a. a. 0, S. 49. 

202 W~ Lance Bennett 1996.' News. The Politics of Illusion. Landon u. a.: Langman, 3rd. Ed., S. 107 

[ 

203 Niklas Lllhmann 1997: Die Gesellschafr der Gesellschafr. Frankfurt am Ma1l1: Suhrkamp, S. IIO!. 

204 Niklas Luhmann 1996.' Die Realität der Massenmedien, a. a. 0., S. 36; Niklas Luhmanrz 1997; Die 

Gesellschaft der Gesellschafr, a. a. 0., S. II03. 

205 Niklas Lllhmann 197 [: Öffentliche Meinung. In: Oers., Politische Planung. Opladen: 'VC'estdeUI

scher Verlag, S. 9-34. 
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lichen Umwehen (Polirik. Wirtschafr usw.). und so enrsrehr in der Gesellschafr eine andau

ernde Unruhe und Irrit;lrion: .. .\1assenmedien haIren, könnre man deshalb auch sagen, die 

Cesdlschafr wach. Sie erzeugen eine ständig erneuerre Bereirschafr, mir Überraschungen, ja 

11m Srörungen tU rechnen."w,; - Der Code des Sysrems isr für die Verarbeirung von riesigen 

Informationsmengen aber zu absrrakr, deshalb bedarf es der Konkrerisierung zu spezifischen 

Programmen des Sysrems, also der Aggregierung von Informarionen für rhemarische Präfe

renzen, die z. B. als Zeirungsseiren oder als Sendeplärze den Zugriff auf Informarionen er

leichrern. 

Drittens, die Leisrungsfähigkeir eines Funkrionssysrems wird gesreigerr durch formale Or

ganISationen sowie in diesen Organisarionen durch proftssionalislerte Rollen. Diesen Aspekr har 

Luhmann nichr weirer verfolgr, aber die Exisrenz dieser bei den Fakroren im Mediensysrem 

wäre leichr nachzuweisen: Verlage. Rundfunk- und Fernsehansralren wären die typischen 

Organisarionen des Sysrems. der .. Journalisr" die mehr oder weniger hoch professionalisierre 

Be ru fs roll e><Y'. 
Viertens, die hmktion des Sysrems der Massenmedien liegt im "Dirigieren der Selbsrbeob

achrung des Gesellschafrssysrems"'·AI. Diese Funkrionsdefinirion besirzr offenbar eine relariv 

hohe Plausibilirär. jedenfalls wurde sie sehr schnell in der einschlägigen Lirerarur rezipierr; so 

definierr z. B. Jürgen Gerhards "Öffenrlichkeir" als ein "Beobachtungssystem der Gesellschaft"v",. 

Die Primärfunkrion der ,\1assenmedien liege. so Luhmann. in der Bereiltgung aller an einer 

gemeinsamen Realirär. oder genauer, in der Erzeugung einer solchen Unrersrellung. Um dafür 

ein Beispiel zu geben: Die allermeisren Bürger ha.rren keine Ahnung. was im polirischen Sy

stem vorsichgehr. würden sie nichr die Nachrichren verfolgen. Auf der anderen Selre wissen 

auch die Poliriker nichr. \vas die Bürger denken. worüber sie kommunizieren. wie ihre Präfe

renzen gelagen sind usw. Poliriker können Meinungsforschungsinsrirure beaufrragen. aber 

das isr ein relariv reures und aufwendiges Verfahren, jedenfalls eigner es sich nichr für alle Tage 

und für alle Themen. Srarr dessen beobachren sie. worüber in den Massenmedien berichrer 

wird. Bürgerpublikum und Poliriker bewegen sich gewissermaßen auf demselben Terrain. Im 

sei ben Medium, "parrizlpieren an derselben Realirär". eben der "Realirär der Massenmedien". 

Fünftens, Funkrionssysreme enrwickdn zu ihren Umwelren in unrerschiedEchem Maße 

und in verschiedenen Formen strukturelle Kopplllngen. Für den Bezug des Sysrems der \1as

senmedien zu anderen I:unkrionssysremen der Gesellschafr definierr Luhmann "Themen" als 

srrukrurelle Kopplung, und diese Kopplung sei besonders wichrig für das polirische Sysrem, 

auf das sich das .\1ediensy,rem durch den Nachrichrenbereich beziehr; für die Beziehung .\1e-

L06 Niklu Llilmlilnn 1996: Die Realirät der I\lassenmedien, a. a. 0, S. 4H f. 
207 Armm Scho/IJSlegfrzrd V:'flSchmberg 1998. Journahsmus in der Cesellschaft. Opladen/Wiesbaden: 

'\I:'estdeulscher Verlag; die AUlOren komi pieren den Journalismus selbst wiederum als .,soziales 

Sysremw
. 

208 Niklm [,,;'mann 1996: Die Realirät der :-'lasscnmedien, a. a. 0 .• S. 173. 

209 Jurgen (;erhards 199& Öffentlichkeit, a. a. 0 .• S. 268, Hervorhehung im Onginal. 
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diensystem Bewußtsein der Rezipienten setZ( Luhmann "Schemabildung" als strukturelle 

Kopplung ein IC Beide Systemt}'pen verwenden "Schemata" zur Reduktion von informatio

neller Komplexität. Darauf kommen wir zurück. 

Luhmanm TheoneentwurfbesItZt zweifellos eme hohe Amakrivität, zum einen wegen sei

ner mternen KonSIStenz und Eleganz, zum andern weil er als Teil eines viel umfassenderen 

Theorieprojekts zu versrehen ist. nämlich einer allgemetnen Theorie der funktionalen Diffe

renzierung der (,esellschafr. Bevor wir auf die Problematik des Luhmannschen Ansatzes näher 

eingehen, sei zumindest der Vollständigken halber darauf hingewiesen. daß vor Luhmann be

reits Frank :V1arcinkowski' einen ähnlichen Theorievorschlag entwickelt und publiziert harre, 

und dieser Autor relativ unbeeindruckr von Luhmanns Publikanonen - unbeirrt an seiner 

eigenen Version einer Theorie der Publizistik als Funknonssysrem weiterarbeitet. ]ürgen Ger

hards verf{llgt dagegen - ebenfalls schon sei r geraumer Zeit· das Projekt einer srärkeren Ver

knüpfung von Sy;remrheorie und Akteurstheorie mit dem Ziel, an die :V1akro-:V1ikro-Pro

blematik des Offendichkemsystems empirisch näher heranzukommen"'. 

Dessenungeachret fehlr bislang eine kritische Auseinandersetzung mit dem Luhmannschen 

rheorievorschlag; im folgenden sollen daher einige Sachverhalte wenigstens andiskutiert wer

den, welche der Funkrionssysrem-Theorie im \X'ege zu stehen scheinen. 

Kritische Anmerkungen zur Theorie der Massenmedien als Funknonssysrem: 

• Luhmann en[\vickelt seine Theorie vom Informationsbegriffher; schon ell1 Blick auf die 

Besrimmung des Codes des ysrems zeigt das ganz deudich. Eine solche SlChm'eise wird 

Ihm auch durch semen Kommunikationsbegriff nahegelegt Kommunlkarion verstan

den als Einheir dreier SelektIOnen, nämlich von Information, :V1irreJ!ung und Verstehen"l. 

Das Problem ist aber, daß der Großteil des massenmedialen Angebots mir Information 

210 Niklm llihmtllin 1996. Die Realit;'t der .\I.menmedien. a. a. 0., S. 190 ff; Niklm Lllhmann 199~' 

Die (,öellschafi der Gesellschaft .. a. a. O. ). 1106 f; NlkLu [lihmann 1999: Öffentliche .\lelOung 

und Demokratie. In: Rudolf .\Iaresch/:--:iels \X'erber (Hrsg.), Kommunikation • .\Iedlen, .\1achr. 

Frankfurt am .\tun Suhrkamp, S. 19 34; Luhmann hielt am Begrift" der "öffentlichen Meinung" 

feM, sonderbarerweise. denn der BegrIff entstammt der a1teurop.iischen Semantik, welcher Luh

mann ansonsten immer nußcraur hat; wir dagegen reflektieren die .,Realität der .\fassenmedien" 

im polItIschen System im Kontext elOer I'heone der politISchen ÖfFentlichkel! und liberl=en 

die "öHcmhche .\lelOung" den \felOung>forschern. 

211 Frank /'vfarcmkowskl 199J: Publizistik als autopOietISches System. Politik und .\lasscnmedien -

Eine sy,temtheorensche An.uy,e. Opladen: \Vötdeurscher Verlag. 

212 flirgen Gerhards I994. Politische Öffentlichkeit Fm system- und akteurstheoreti,cher Bestim

mungsver~uch. In: F. :\eldhardt (Hrsg.), Öffentlichkeit, öffentliche .\femung und SOZiale Bewe

gungen, a. a. 0., S. 77-1°5. 
213 Niklm [/lhmarm 1995' \X'as I,t Kommunikation? In: Ders., Soziologische Aufklärung 6. Opladen: 

\X'estdeutscher Verlag,~. 113-124. 
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wenig w tun h.lt, sondern schlicht und einfach mit Unterhaltung' '. Die starke Anzle

hlJngskr~ft der Massenmedien hegt wel1lgn im InformationS\\'ert des Angebots, sondern 

Im C'nterh.dtungswerr. Empirische Studien zeigen das: Zillmann und Bryant 1l< z. B. se

hen .1lIfgrund ihrer Studien die Primärfunktion der Medien Im mood management ("ro 

feel good"); die Mcdien sind gesehen von dcr c,esarntproduktion - primär Stimmungs

regul.tlOren, I . B. das Fernsehen am Abend: um Srreß abzubauen, oder umgekehrt Span

nung JufiubJuen, um vor einer unangenehmen Realität zu entfliehen (Stichwort: Eska

pismus), um nicht alkine zu sein - besondcrs WIChtig rur alte Menschen und Singles usw 

Die C'nterhalrungsfunktion der Medien ist aber nichts Neues, denn wir f.1ndcn sie schon 

"at the wry beginnll1g" , bCI den erw:n Flugschriften des 16. JahrhundertS! Die Unterhal

tung steht nicht nur bei Rundfllllk und Fernschcn im :Vlirrelpunkt: Von den Printmedien 

erreichen die :V1agazine mit fast ausschließlichem C'nterhalrungswert die weitaus höch

sten ,\ufbgen2 ;! \'qas bedeutet das allcs fur die Medienrheorie? - Zunächst einmal 

k()nnre man vermuten, daß sich hinter der Fokussierung auf den Inlormationsaspekt ein 

111lelleklllelles Bias verbirgt oder gar ein blinder neck der SOZialwissenschaften. (Wir sehen 

nicht, d.lß wir nicht sehen, daß der Durchschnitt des Publikums die Medien ganz anders 

SIl~ht). Zweitens, Luhmann und andere System theoretiker nehmen an, daß die Evolu

tion der !euten 300 J.lhre nur 111 die RIChtung der funktionalen Differenzierung gegan

gen sei. Das ist aber gerade aus evolutionstheoretischen Gründen nicht plausibel. Wim

mer'l l1ImnH vielmehr an, daß der "Entertall1menr-Sekror" der modernen Gesellschaft 

ellle ellofutioniire Abu'elchungdarstellt, die es zwar schon zu Beginn des Modernislerungs

prozesses gegeben hat, über zwei Jahrhunderte hindurch relativ unauffJJlig geblieben war, 

im w. J,lhrhunden jedoch - ausgelost durch technologische Innovationen ellle enorme 

Verstärkung bzw. Expansion erlebt har. · \'qie immer man das sehen mag, hktum ist, daß 

21j Vgl WIl1 Ii>lgenden ['eta /vI Spangenberg /999. Das Medium AudioviSion Plädoyer fur ell1e 

TheOrie der Organisation qualitanvcr <"e1bsmritationen von psychischen und sozialen <"\'stemen 

durch \1assenmedien. In: Rudolf II.laresch/:\Ie1s \Verber (Hrsg.), Kommunikanon. \!edien, 

1\lacht, a. a. 0., <., S9" 82, hier insbes. S. 6;"' F 

215 DlJlfZil/mtlnn/lronmg~ ß')'tlnl 1994. !'ntertainment as II.ledla Fffecl. In: Jennillgs Bryam/Dolf 

ZI1lnldllll (Hrsg.J, il.ledla EtTects. Advances III Theorv and Research. Hillsdale, Nj/Hove, LK: 

l.awrence F rlbaum, S. 43~-462. 

216 IImfltlfln iHeyn 198~ Die ~kdien1andsch.lh der ßundesrepublik Deutschland. In: H.C. \Veh

ling (Ilrsg.), !l.1cdienpolink. SlU[(gart: Kohlhammcr. <.,. 38"70; die großten deutschen Z-cllUngen 

und /.citschrllten wie ADAC. MOlOrwe!t, D.1S Haus, ßurda Moden, Br.1vo, D.15 Beste; die Frau

enlemchrilten: Bild der Frau, Brigmc, rur Sie, Freundin, Neue POSt; odt:r die Illustrierten. Stern, 

BUlHe, 0:eue Revue, QUick oder die grö{\te Boulevardzeitung des Springer Verlages, die "Bild 

Zl'itung" etc. haben enrweder gar keinen oder nur geringen Informalionswen für die Funkti

onssystcme. 

217 }{i11I11~S \'('imma 1996: Evolution der [>olirik. \Vien: \VL'\'-Unlversitärsverlag. 
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der Enterrainmentsekror der Massenmedien samt der gewaltigen Unterhaltungsindustrie 

Im Modell der funkrionalen Differenzierung nicht unterzubringen ISr. Luhmann hat diese 

Schwierigkeit selbst angedeutet'~. 

Zweitens, die Funktionssysteme sind ohne interne Öffendichkeiten undenkbar. Hier Iiegr 

die Grundproblematik der These von der Eznhelt des Systems der Massenmedien. Dazu 

einige Belege: Im Religionssystem gibt es nicht nur die Andachts- und Gebetsöffendich

keiten 111 den Kirchen, sondern auch eine so beachdIChe Presse, daß Heinz Glässgen die 

Kuchen als Medienrresen erster Ordnung k1assifizlerr' . Im Wirrschahssystem sind Märkte 

ohne Öffentlichkeit ebenfalls undenkbar. Auf die Intransparenz der Märkte haben sich 

die Medien Ziemlich früh eingestellt, etwa durch Zeitungen ausschließlich für den Handel 

oder als "Anzeiger " sowie - ebenfalls relativ fruh - mit Werbung für bestimmte Arrikel: 

"Werbung" aber ist ell1 Teil der Werbewirtschaft und als solcher Teil der Kommunikation 

der Wirtschaft ebenso wie das Geld, das die Wirtschaft für Werbung bezahlt: Die amerI

kanischen TV-Networks finanzieren Sich zur Ganze, die Printmedien zu zwei Dritteln 

über das Werbegeschäft:. Auch in Europa finanziert sich die Tagespresse zu rd. zwei Drit

teln über das Inseratengeschäft. Die Milliardenbeträge der \'('irtschafr für \'V'erbezwecke 

~tehen im Zeichen der Markrkonkurrenz und sind wohl kaum als Presseförderung zu ver

stehen. Hinzu kommen Zeitungen und ZeitschrIften, die sich fast ausschließlich auf die 

Öffentlichkeit der \,('irrschaft spezialiSiert haben; die Wirrschaft hat läng~t auch die neuen 

IuK entdeckt, Stichwort: "Teleshopping"HO, dem eine große Zukunfr vorausgesagr wird. 

sobald das Problem der Zahlung gelöst isr. - Ein noch viel gravierenderer Fall "SpezialI

sierter Öffentlichkeit" ist natUrllch die "politische Öffendichkeit", denn die massen me

dial strukturierre Öffendichkeit gehörr zu den "Essentials" einer jeden modernen Demo

kratie. Darauf kommen wir zurück. Die Frage, die wir hier aufzuwerfen haben, ist eine 

andere: Das Konzept der ,,AuropoleSJS" sollte doch dazu dienen, die System-Umwelt

Differenz stärker zu profilieren; "operative Schließung" bedeutet ja bezogen auf die 

Funktionssysteme -, daß es außerhalb des Wirtschafrssystems kein \'V'irtschafren gibt. 

außerhalb des Religionssystems keinen Glauben oder Erlösung, außerhalb der Intimbe

ziehungen keine Liebe, außerhalb des polItischen Systems keine "Politik"HI usw., d. h. 

unter anderem auch, die Funktionssy~teme können in ihrer Umwelt keine Operationen 

218 Nlkll1J Luhmann 1996' Die Realität der Massenmedien, a. a. 0., S. 126 f 
219 Hemz Gldssgen 198.~: Kirchliche Medienpräsenz. In: H.-G. Wehhng (Hr>g.), Medienpohtik. Srutt 

gart: Kohlhammer, S. 85-98. 

220 Chnst/On Bachem 199.~- Online Markrkommunikation. In: Klaus BecklGcrhard Vowe (Hrsg.). Com

puternerze - elIl Medium öffentlicher Kommunikation) Berhn: Verlag Volker Spless, S. 21-jO. 

HI Siehe als typisches Beispiel !Ur die Konsequenzen dieser Problematik Frank AfarcinkoUJski 19r: 

Politische Macht und Publizität von Politik. Das Verhältnis zweier Medien und die Empirie des 

"dualen" Fernsehsptems. In H. SchauJO. jarren/B. Knaup (Hrsg.), ,\1achtkonzemratlon in der 

Mulrimediagesellschaft? Bmräge zu einer Neubestimmung des VerhäItIlIsses von polItIscher und 
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durchführen. Ifhm man diese Annahmen zugrunde legt, ist es dann noch plaUSibel, emen 

so riesigen Kommunikanonskomplex wie die npolinsche Öffendichken alsgememsamen 

Realnätsbereich des Systems der .\1assenmedien und des politischen Systems zu definie

ren L21 ) \X'ird das Konzept der "srrukturellen Kopplung" da mcht uberstrapaZlert? Das

selbe Problem der Svstem-Umwelt-Differenz stellt sich bei allen anderen Funknonssyste

men auch, besonders aber zur Wirtschaft: Sind nicht die meisten formalen 

Organisationen des Mediensystems in Wahrheit "LJnrernehmen der \X'irrschaft"? Die 

Pnntmedien waren immer schon privatwirtschaftlich organisiert; die besondere Organi

sationsf()rm des öffenrlich-rechdichen Rundfunks war - hJS[orisch gesehen - wahr

schemlich nur ein ZWischenspiel europäischer Länder (Stichwort: Dualisierung, Deregu

lierung, Pnvati,lerung), eine Grundtendenz des gesamten .\1edlensektors sei p - so die 

Einschätzung zahlreic.her MedienspezIalisten - die der Kommerzralislenmg. 

Versucht man einen ÜberblICk über die gegenwartlge einschlägige Forschungslandschaft zu 

gewinnen, so bekommt man eine ganze Reihe von ,,Ansätzen" zu sehen, deren Plausibtlita

ten zu überprüfen wären. läßt man ältere Ansatze außer Betracht, so ISt aufJarren21l und des

sen Konzept eines "inrermediären Systems" (ZWischen den Instirunonen der Gesellschaft und 

den diversen Publika) zu verweisen oder auf\Vesterbarkeys "Inrerpenetranonsmodell"224 , auf 

Fritz Plassers Diagnose einer Verschmelzung von Politik und Medien zu einem "Supersystem" 

medialer Realltat. Opladen: \X'estdeurscher Verlag, S. 46-.64; die ~ledien können ke1l1e "politi

sehe ~bcht« haben, weil ,Ie e1l1 Funk!lonssystem in der Umwelt des poli!lSchen Systems seien, 

so der AUlOr konsequent, aber mcht gerade plausibel. 

.1.22 NlkulS luhmann 1990: GesellschaftlIche Komplexlt.J.t und öffentlIChe Meinung. In: Ders., SOZIO

logische Aufklärung 5. Opladcn: Westdeutscher Verlag, 5.170-182; Luhmann schreibt selbst, die 

politische Öffentlichkeit diene der Selbstbeobachtung des poli!lSchen Sy;tems und uber deren 

Themementrierung der "selbstrefcrcn!ldlen )chlleßung des politischen Systems" (S. 182). Dem 

wurden wir uns sofort anschließen, aber gen.lU das ist mit einer Theorie der Massenmedien als 

!'unktionssntem der Gesellschaft mchl kompatibel! 

221 Otftu'd farrm 1988' Poll!ik und .\tedlcn Im Wandel: Autonomie, Inrerdependenzen oder Sym

bIOse? Anmerkungen zur Theoriedeba!!e in der politischen Kommunikation. In: Publizistik 33: 

61')632; Otftud farren 1991: Po!tti."he Kommunikation im elektronischen ZCI!a1ter. Cber die Ver

anderungen von ÖffentlichkClt und politISchen Prozessen Im \'leI-Kanal-~lediensY.ltem. In H.-

11. llamnchfl,. \'{'ewer (Hrsg.), Regieren lt1 der Bundesrepublik Ill. Opladen: Leske + Budnch, 

S. 215. 233; Otftred farren 1994: Politik und politische Kommunikation lt1 der modernen C,esell

schaft In Aus Politik und Zeitgeschichte B 39f94: 3 10; Otfried farren 1996 Auf dem Weg in die 

.,.\kdicngesellschaft"? .\kdlen als Akteure und It1s!I!utionaiisierter Handlungskonrext Theoreti

sche Anmerkungen zum \'('andel des inrermediaren Systems. Iw Kurt ImhoflPeter Schulz (Hrsg.) 

Poll!1sehes Raisonnement in der Informationsgesdlschafr. Zurich: )C1SmO, S. 79 <)6. 

2.1.4 fM/hm \f'merbilrkry 199).' Journalismus und Öffentlichkeit. In: PubliZIStik 40: 152-/62, insbes. 

das SchaubIld .I. auf S. Is8. 



haben wir schon hingewiesen. was ja das genaue Gegenteil dessen bedeutet, was die 1'beorie 
der Massenmedien als Funktionssystem anpeilt. Teilweise wird in diesem Zusammenbaaa 
auch die Theorie der Schweigespirale von Noclle-Ncumannus genannt. obwohl deren ~ 
retischer Anspruch ein viel spezifischerer ist. nämlich zu klären. wie wahrgenommene MeIar
heiten in der "öffentlichen Meinung" individuelles Kommunikationsverhalten bccinßUSIID 
können; die Theorie wäre also eigentlich zum Bereich der Mcdieneffokte zu rechnen (wie .... 

dere auch. z. B. "mird-person effect". "persuasion "-Ansätze. die WlSSCnskluft-Hypothcsc, die 
These von der Video-Malaisc etc.). 

Eine konzise Antwort auf die simple Frage" Was ist die Öffentlichkeit?" steht offcnlw 
noch aus. Nehmen wir abschließend als Beispiel eine der elegantesten Formulierungen, die 
es derzeit dazu gibt: 

Die Öffentlichkeit ist der Bereich moderner Gcsdlschaften. der sich dadurch auszeichnet, daß 
ihn alle voraussetzen und daß alle an ihm teilhaben können. Indem an Öffentlichkeit alle cäI
haben können. dient sie allen gemeinsam als Refc:renzrahmen Air Dinge. die als allgemcin be
kannt vorausgcsc:tzt werden oder von denen Kenntnis zu nehmen allen möglich ist. Im U~ 
schied zu allen anderen soziaIen Bereichen. außer der GcsdIschaft selbst, verbinden wir mit der 
Öffentlichkeit die Vorstellung. daß es etwas gibt. worin alle involviert sind. GcsdIschaft ist da
halb ohne Öffentlichkeit im eigentlichen Sinne des Woncs nicht denkbar. Ausschließlich die 
Öffentlichkeit macht für die Subjekte einer Gesellschaft die Vorstellung des KoIk/nivsrJJjJtll 
"Gesellschaft" erst möglich und damit die weitere Vorstellung. daß man sich diesem KoIIdai
vsubjekt als solchem zuwenden könne. Öffentlichkeit macht also aus einer Summe von Indi
viduen eine Gesellschaft. an der und in der sich diese Individuen orienricrcn. ihre Idcntidlm 

ausbilden und an die sich die Individuen wenden. wenn sie etwas allgemein zugänglich ma

chen wollen. Damit ist die Öffentlichkeit das Medium der Selbstrifmtu der GcseIlschaft. Ia 
der Öffentlichkeit spic:gdt sich die Gesellschaft - und nur. weil sie sich darin spiegelt. ist sie 
sich ihrer selbst bewußt. 116 

Die Antwon der Autoren wäre bestechend. gäbe es nicht die bohrende Frage nach der 
sibilität der Annahme eines "Kollcktivsubjckts" "Gesellschaft" sowie die daraus fCSldtICftII • • : 

These von einer Einheit der Öffentlichkeit: Gibt es überhaupt die Öffentlichkeit im ~iII_·.~ 
lar. oder haben wir es ~ nicht doch mit einer Fiktion zu tun. wie Habcrmas schon für 
frühbürgerliche Öffentlichkeit festgestellt hat? - Wie immer dem sein mag. wir Icgm 
ren Untersuchungen folgende Prärnissc:nstruktur zugrunde: 

225 Elistzbeth Noelk-NeuTNInn r99« Öffentliche Meinung. - Die Eutdtcbm8 der Sd_ip .... 
BerlinlFrankfun: Ullstein. +. crw. Auflage. 

226 KMTt ImhojG4nmw RoTNtno r996: Die Diskontinuilit der Modeme. Fr.mIdUrtINew ~ 
pus, S. 202. f.. Hcrvorhcbungen im Original. 



Die polillsche ÖflendichkcH dis Silbsystem moderner Demokratien 

Lmens, die Theorie der nInküonal differenzierten Gesellschaft wird vorausgesetzt und als 

gesellschaftstheorcmche Grundlage akzeptiert. 

Zweitens, es wird aus der Theorie der Informationsgesellschaft die Hypothese einer zu

nehmenden Konditionierung aller gesellschaftlichen Operationen durch Computer-, Infor

mations- und Kommunikationstechnologien hereingenommen, gletchzeing bleibt der gesell

schafmheoretische Anspruch der Theorie der Informationsgesellschaft vorläufig mit einem 

grollen hagezeichen versehen. 

Drittens, die Annahme von der Einheit der ÖffentlIchkClt, welche durch das System der 

Massenmedien em:ugt werde, erscheint problematisch und wäre In künftigen Forschungspro

jrkten durch Alternativhypothesen zu testen, die lauten: Es gibt a) auf die Erfordernisse der 

FlInktionssysteme spezialISierte ÖffentlIchkenen, darunter eine auf die Beobachrung der "Po

litik" spezialisierte, die wir deshalb.politische ÖffenrllchkClt" nennen. Sie Ist das Produkt eines 

bngfristigen, also e\'olutionären Prozesses der Segmentierung der Öffendlchkeit in speZialisierte 

"!riloffendichkeiten; lind dieser Segmentierungsprozeß wird b) durch die neuen IuK noch wei

tcr voranschreiten' ,d. h., es werden auch die funktionssystemspezifischen feilöffendichkeiten 

erflßt und in kleinere Spczlalpublika aufgelöst. Da es sich dabei mit einiger Sicherheit um einen 

rrreZ'ers/blen Trend handelt, wird u. a. die Selbstbeobachtung des polinschen Systems zum Pro

blem. Irorzdem definieren wir den Kommunikationskomplex der "politischen Öffentlichkeit" 

c) als ein Subsystem des politischen Systems, also als eine thematisch konstitUierte, selbstreferen

tielle Linhen - neben dem Apparatekomplex des Staates und dem Parteiensystem das drrtte 

Subsystem des FunktIOnssystems der Politik der Gesellschaft. Unter anderem wäre auch dieses 

drrigliednge Strukrurmodell des politischen Systems moderner Demoksanen im Theonever

gleich mit konkurrierenden Ansätzen aufPlausibilität hin zu überprüfen'. 

Viertens, es gibt in Gestalt des Entertarnmentsektors einen Realttätsbereich der Gesellschaft, 

welcher der Struktur der funktiOIlaien Differenzierung J1Icht entspncht und deshalb als evolu

tiondre Abweichung interpretiert werden muß. Dieser Sektor weist seit der Etablierung der elek

tronischen Massenmedien die höchsten Wachsrumsraten auf; seine Expansion wird durch die 

neuen IuK wailfScheinlich nochmal enorm gefördert. Der Unterhaltungssektor reprasennert für 

al//' Funktionssysteme eine andersartige, innergesellschaftliche Umwelt, die vor neue Heraus

forderungen stellt, so u. a. auch nir die demokratischen Strukturen des politischen Systems129 . 

227 )'askia S;1JSen [99;: Cyber-Segmennerungen. Elektronischer Raum und Machr. In: Stefan Mlln

kerl Alexander Roe~ler (Hrsg.), Mythos Interner. Frankfurt am Mam Suhrkamp, S. 215' 235; 1'ho
mas SelJ/er! 1997: Das Internet auf dem Weg zum Massenmedium? Möglichkeiten und Gefahren. 

In. Klaus BecklCerhard Vowe (Hrsg.), Computernetze - ein Medium öffentlicher Kommuni

kation? Berlin: Volker Sple~s Verlag, ) 63-84. 

228 Siehe meine Modellgraphik in Hannes W'immer 1996: Evolution der Politik, a. a. 0., S. 539 

229 Andreas Dörner 1998: Medien als politische Idenritärsgeneratoren. Zur Inszenierung des Republi

kanismus in der amerikanischen Medlenkulrur. In: PVS 39: 3-27, am Beispiel der populären 



Demokratische Systeme 

Schema-Theorie 

Die Lebemwelr des weitaus größten Teils des Publikums der Bürgerinnen und Burger besirzt 

keinerlei direkte Konrakrstellen zu den Ins(I(mionen der Politik und kann daher auch keine 

Informationen aus eigenen, persönlichen Erfahrungen beziehen; sie alle sind ausschließlich 

aufInformationen aus den Massenmedien ange\\1e~en. Ohne ~lassenmedien wilrden wir wie 

in einem großen dunklen Zimmer smen, schreibt \X'alter Llppmann ueffend; ein schmaler 

Lichtkegel wurde unseren Körper und dessen unminelbare Umgebung beleuchten, aber an

sonsten könmen wir nichts sehen; wir hanen keine Ahnung, was in den "unseen environ

mems" eigendich vor sich gehtHo. Die mfonnatiorIelle AusleuchturIg des politischen Systems 

oder die nPolitikvermitrlungsfunktion '211 kann man als die zenrrale Leisrung verstehen, wei

che die 1\la.ssenmedien fur die Politik erbringen. Wie gut oder schlecht sie diese Aufgabe er

füllen, wird sich Wie ein roter Faden durch den weiteren Text hindurchziehen, ebenso aber 

auch die Frage, ob SICh die Burger durch Aufmerksamkeit fur politische Kommunikation 

uberhaupt ins politische System "einklinken", und wenn ja, wie sie mit der "Informations

tlm" umgehen. 

Die klaSSISche Demokratiemeone setzte den "informierten Burger" ganz einfach voraus. 

Das war damals ohne weiteres möglich, weil mit dem "Bürger" nur eine kleine, wohlhabende 

Elite gemeint \UL BIS zur Jackson-Ära waren z. B. in den es:\. höchstens 10 % der Erwach

senen wahlberechtlgt_ Die Demokratien unserer Gegenwart haben es dagegen mit riesigen 

Elektoraten zu run, das \X'ahlrecht schließt Ja fast keine Staatsbürgerin mehr aus. Empirische 

Erhebungen der letzten Jahrzehnre zeigen aber immer wieder aufs neue, daß das politische In

teresse der Burgerinnen und Bürger keinesfalls selbsrverstindlich ist, sondern mirderweile so-

Fernsdm~nt" "The Simpsons". Ob dIe Medien "anomische Tendenzen" In der Gesellschaft för

dern oder nicht, diskuueren UIIJ~ ),mder/[)orotJ,~e ,H Aft'lSter 19r :-"!edien und Anomie. Zum 

relationalen Charakter von :-"!edicn In modernen (,,~,eUschafren. In: \\Tuhelm Heiuneyer (Hrsg), 

\X'as treibt die CeseUschafi: auseinander? Frankfurr .Im }"!ain: Suhrkamp, . 196-Lp. :-\ach unse

rer Deurung geht es um eine Ausdifferenzierung und Verselbständigung des L'nrerhaltllngssek

rors, und 1I1 diesem kommen (;ewaltdamellungen 1I1 der Tat häufig vor; daß dIe }..!edien die 

Häutlgkeit von phVSlScher Gev,.alt in der Gesellschah fördern würden, wird von den Autoren a1-
lerd1l1gs eher bezweifelt. 

230 watter Ltppmann 1965: PubIic 0p1l1IOn. ~ew York: The Free Press, S. 201; vgI. Fmz Wolf1996: 

Alle Politik ist medlel1vermittelr. Cber das prekäre Verhaltl1ls von Politik und Fernsehen. In: 

APuZ B 32 26-31 

2,1 Ulncb Samn~Ut It)8- F mwicklung'tendetllen zur Pohtlkvermitrlung in der Informauonsgesell

schaft. In: Dm. (Hrsg.), Politik-ycrmlt[lun~. Sruttgare BO~);, AI\.'TCELL, S. 30.1-)28; Ulrich 
Sarctn~Ut I9t)2 \!assenmeruen lind Poliub-ermmlung. - Eine Ptoblem- und ~orschungsskizze. 

In: C. \X~ \X'ittkämper (Hrsg.), \!edien und Politik. Darmstadt: \X'issenschafrliche Buchgesell

schaft, S. F-62. 
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gar elllt' krinsehe Vlriahle damellt. :-':ach \X~ Russell i'-:euman'31 setz[ sich das potentielle Elek

!Or;Jt in den CSA aus 20 % Apolimchen, 75 % schlecht informienem ~1assenpublikum und 

nur 5 % gur IIlformienen .,Aktivisten" zusammen. Die \X'ahlhetedigung ist bei Präsident

schaftswahlen auf etwa 50 % gesunken und liegt bel nmid-term" Kongreßwahlen deutlic.h 

darunter. D.lS kann bedeuten, daf\ etwa ein Präsident von einer .,Mehrheit" gewählt wird, die 

gerade lllal t'rwas mehr als ein Vienel der \'V'ahlberechtigten ausmacht, und das heißt umge

kehn, drei Viene! der Bevölkerung haben den Präsidenten mcht gewählt. Auf die legitima

tiollsproblematik solcher ~ac.hverhalre kommen wir zuruck. 

Die Cmfragewene für "politisches Interesse" in den europäischen ländern schwanken so

wohl im Zeitverlauf als auch im Ländervergleich: In Deutschland - und wahrscheinlich auch 

111 Ösrerreic.h stieg das politische Interesse nach einem verständlichen Tiefmrand nach 1945 

konti11l11erlich an'·3. 'Wahrsche1l1lich hat der Aufstieg des Fernsehens zum leitmedium positive 

Effekte gehaht, denn allen Cnkenrufen zum Trotz hat das Fernsehen die Zeitung nicht ver

(kingt, sondern kam als wenere Informarionsquelle hinzu und erreichte vor allem in den 

1970er Jahren fast tllfe Haushalte. Sen der Mitte der I980er Jahre häufen sich a1lerd1l1gs die 

kritischen Stimmen, und ab Beg1l1n der 1990er Jahre machte das Schlagwon von der,Poli

tih'erdrossenheir" eine sreile KarrIere. In der amerikanischen Literatur wird von einem zu

nehmenden "Zynismus" gesproc.hen. Was isr damir gemeinr? 

• 

• 

E1I1 wachsender Anteil der Befragten gibt an, sich uberhaupr mcht für "Politik" zu inter

essieren - "no polltics on rhe screen"! Etwa 20 % der Erwachsenen zahlen zu den "Apo

litischen" - nach unserer 'Terminologie "klinken" sie sich nicht in die Kommunikations

srrukruren der politischen Öffentlichkeit ein und partizipieren auch nicht an den \Vahlen. 

- Es Ist dies eine Folge der funktionalen DifferenZierung der modernen Gesellschaft, daß 

man game Funktionssysteme ignorieren kann, 111 unserem Falle betrifft es die Politik, aber 

man denke auch an die Religion, die Kunst oder die \X'issenschaft usw. 

F.Jn steigender Anred der Bürgerinnen und Burger har den Eindruck, Politiker selen Per

sonen, die primär ihr Eigeninteresse verfolgen, selen "out of touch" zu den Problemen des 

Normalbürgers. Die lnsmunonen (vor allem Parlamenre) selen wenig geeignet, die "Pro

bleme des Landes" zu lösen etc. Das Ansehen der Poliriker befindet sich auf e1l1em hlsto

rischenliefscstand, ebenso das der politischen Parteien, und angeblich sinkt auch das Ver-

232 Ir( RIWI'l/ Nronum 1986: The Paradox uf /o.,lass Polmes. Cambndge, Mass.llondon: Harvard 

Univ. Press. 

233 Hans ,\farh,1JS Kfpplmger /998: Die Demontage der Poli[ik in der lnformanonsgesellsehaft. Frel

burgl!\lunchen. Alber, . 22 fT.; V:'infrud 'ichulz 19r: Polimche Kommunikauon. Opbden/ 

\X'iesbaden: \\'estdelmcher Verlag. S. 114 C.; Siehe zur Verteilung der PartizipatiombereIL~(h.lft in 

Jer Hevölkerung ,lUch Oscar \\7 (,abrirl/Frank Bremd11ll'ider /998: Poli[ische PartIZIpation . In: O. 

larren/C. ~arcll1elliJC. Saxer (Ilrsg.), Politische KommumkatIon 111 der demokramchen C;esell

schaft ()pladenl\X'iesbaden Westdeutscher Verlag. S. 285 291, II1sbes. S. 2S9 f. 
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• 

rrauen der Bevölkerung in die Problemlösungsfähigkeit der Institutionen (Stichwort: 

,confidence gap"). 

\X'ie in eIner negariven Spirale ist nun nur mehr ein schrumpfender Anteil der Bürgerin

nen und Bürger bereit, den Informationsauf\lland bzw. die Informationskosten für poli

!ISche Partilipation auf sich zunehmen: Die politischen Seiten der Zeitungen werden be

stenfalls überflogen oder überhaupt überblättert, um zu den wirklich interessanten 

"human Interst stones" oder zum Sport zu kommen; die Fernsehnachrichten laufen, 

wahrend man etwas anderes tut I z. B. Abendessen), danach gibt es Spielfilme oder - für 

die "Interessierten" das "Universum" der Tiere und Pflanzen, SPOrt oder Unterhal

tungsshows; "Polink" wird gemieden, schließlich will man ,ich nicht ärgern. - \X'ir be

kommen hier drastisch vor Augen geführt, was es bedeutet, daß der Entertainmentsekror 

mit "politischer Kommunikation" konkurriert"4! 

Die :-"1edlenkrltlk hat für das schwindende Interesse der Bevölkerung an Polirik bzv,'. für den 

wachsenden Zynismus (,.groWIng cynicism abour politics and politicians", so Graber)lI< - ge

rade auch des gut IlIformierten Publikums'lo ,in emer l.inie die Art der Berichterstattung 

in den :-"1edHC'n veranrwortlIch gemacht, vor allem den Trend zum Negativismus: .,Skandali

sierung"J.l wäre nur die '>pltZe des Eisberges, denn auch sonst würden Berichte über Politi

ker überwiegen, wo es um Konflikte, Fehlverhalten, Inkompetenz, Egoismus, Ignoranz für 

die Sorgen der .'.1enschen usw. geht, also Negatlvbewerrungen. Probleme haben einen höhe

ren Nachrichtenwerr als Problemlösungen, d. h., es wird häufiger über ungelöste Probleme be

richtet ab, über positive Leistungen der Politik. Die Berichterstattung insbesondere des Fern-

234 ,Vet!l'ostman 1988' \Vir amusieren uns LU ·lode. Frankfurt am 1I.lam: Fischer, mir einer allerdings 

"popubrwJ5sensLhafrhchen" Version der These 

HS Dom A. Graber 199~' .'.lass Media and Amencan l'olitlw. \X'ashington, D. c.: Congressional 

Quarrerly lnc.. S 165 

236 josep!' N Cappel1aJKtahken H ja,meson 1996. :-Jews fTames, Political Cynicism, and .\ledia Cyn

ieism In: K. H Jamleson (Hrsg.), The .\ledia and Polincl. Thousand Oaks/I.ondon/",'ew Delhi: 

Sage, "The Annals of the American Academy ofPolirical and Sou al Science", Vol. 546, S 71-84, 

hier insbes. S. 72;jOJeph N. Cappel/a/Kilthleen H janueson 199~' Spiral of Cynicism. The Press 

and the l'ublic (,ood. ~ew YorkiOxford: Oxford Univ. Press. 

2r Siehe die Beiträge in Jamer lulllStephen Hillerman 1997 (HTJg.)- .\ledi.! Scandals, .\foralitv and 

Deme 111 the Popular Culrure :--"farketpbee. New York: Columbia Uni\'. Press; Robert \'('dliams 

1998: Political Scandals 111 [he GSA. Fdinburgh: Keek Unl\'. Press; Hans Mathias Kepplingt7' 1996: 

Skandale und Pol!rikverdrossenheit - ell1 Langzeir\'crgleich. In: Orfried Jarren/Heriben Schatz! 

Harrmut \X'eßlcr (Hrsg.), lI.fedien und politischer Prozeß. Politische Öffentlichkeit und massen

mediale Politikverminlung Im \X\lt\del. Opladen: \X'esrdeutscher Verlag, S. 41-58, und in diesem 

Band auch lw/ke FnednchJel/ 1996.' Politik- und Parreiverdruß durch Skandalberichterstanung~, 

S ~1-94. 
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sehen5 würde Immer mehr den Charakter von Infotainment annehmend, 50 Jedenfalls die 

lernschkritik, d. h. kurze ~tOnes mit möglichst dramatischen Bildern oder eine Art .,Kas

perltheater" mit promlI1enten. mediengeden oder "populistlSchen" J>olitikerstars usw. 

Journalisten kontern auf diese Knnk meist mit folgender Replik: Wir als Journalisten zei

gen die Politiker .so, wie sie sind. Wenn Politiker uberelI1ander herfallen, sich gegenseitig be

schimpfen, verd.lchtlgcn, Inkompetenz, Nichtsrun, Nepotismus o. a. vorwerfen, so ISt das 

I11cht unsere Schuld. Außerdem sind auch für den Bürger die anstehenden Probleme interes

santer als die alten, uber die nicht mehr gesprochen wird. Der Vor.vurf des bottom fine oder 

Inf(nJlI1mcnts ist ungerechtfertigt, denn es gehört zur Aufgabe des Journalisten, die politi

schen Informationen so zu präsentieren, daß sie die Aufmerksamkeit eines möglichst großen 

Publikums erreichen, und dazu gehört eben auch die Anwendung gewisser "Stilmittel". 

\X'as wir hier elI1em replizierenden Journalisten in dem Mund gelegt haben, Ist 111 Wahr

hm ein 'Ieil der mitrler.veile umfangreichen, kontroversen Diskussion um die sogenannre te

In,ision hypothesiJ: Die Nachrichten oder auch andere politische InformatJonssendungen des 

Fernsehens befinden sich 111 der 'Eu in einern entertainment envIronment des Mediums und 

k()nnen da nicht herausgelost werden; und trotzdem scheint es so zu sein, daß die Fern

sehnachrichten die hoehsten Einschaltquoten erreichen, derart große Publika VOr.velsen, an wel

che die Prinrmedien nie herankommen wurden. Dies gilt vor allem flir die unteren 50zio

ökonomischen Schichten, für die das Fernsehen oft die einzIge Informationsquelle über 

Politik darstellt. Der Fernsehkritik wird denn auch mitrler.veile ein gewisser intellektueller 

~)I1obismus vorgeworfen'19. 

Das viel beklagte DeslI1teresse, das niednge Informanonsniveau und der Zynismus ge

genüber der Politik stellen letztlich aber doch ein "Informationsparadox" unserer "informa

tlonsgesell5chafrlichen Demoksatien" dar: Noch nie hatten Bürgerinnen und Bürger Zugang 

21ö Ir' Lance Rmllett 1996' ~ews. I'he Polities ofIlluslon. London u. a .. lrd. I:.d., Longman. S. 4 Fr. 
Für Kan~da siehe die medienkritische <;tudle von .Hary A ComberiRobert S. Afa)'ne 1986 The 

~ewsmongers. How the Media [)isrorr the Politlcal News. Toronto: McClelland and Stewarr; 

eher kritisch auch die Beiträge in Adi Grewmig 1993 f Hrrg.J. lnszelllerre Information. Politik und 

strategische Kommunikation in den Medien. \Viesbaden: Westdeutscher Verlag. Ganz anders da

gegen die meisten Beiträge 111 Hartmut V?eßlerlC'/mstiline ,HatzenIOtji-ll'd JarrmlUu'e Harebrmk 

199 7 (Hrsg.l. Perspektiven der :-"'1edlenkritik. Die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit öf

fentlicher Kommunikation 111 der .\Iedlengesellschaft. Opladen: \X'esrdeutscher Verlag. und in 

KW/If f(,lmpslJUmllffl JHeckel/998 (flrsg)' Fermehnachnchten. Prozesse, ~trukturen, Funktionen. 

Opladen/\'Viesbaden: \('estdeutscher Verlag, sowie 111 Harald VC'enul/998 fHrsg.): Die Amerika

IlIslerung des .\.Iedlenalltags. Frankfurr/~ew 'lork: Campus; ~t''erner huh/Chriiloph Kuh!

mallnl\t''erner ~l,'irth 1996: Unterhaltsame Information oder II1fornllerre Unterhaltung' Zur Re

LCption von Reality-TY In: PubliZIstik 41: 428-4S1 

239 Dort.' A. (,mber 1996' Say It with Pictures. In: K. H. Jamieson (Hrsg.), The Media and Polities, 

a. a. 0 .. S. 8S-96; und Dom A. Graber 1997: ,\Iass Media and American PolitIes, a. a. 0 ., S. 38t f. 
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zu so viel Information über Polirik, noch nie waren Informarionen so leichr und nahezu ko

srenlos zu haben wie heure. Der Kosrenfakror spielr kaum noch eine Rolle, wohl aber der 

Zeirfakror: ~1an würde an emem Sonntag den ganzen Tag brauchen, um z. B. nur die NeU' 

York llme( zu lesen; die Washmgton Post, die Financial Time" das V?allstreet Journal, das \1:'0-
chenmagazin Times würden ebenso ungelesen liegenbleiben wie die vielen Regionalzeirun

gen. Wer wellig Lei[ har, könnte CNN einschal ren und nebenbei USA Toch] lesen. Wer sich 

fur die Debarren des Kongresses mreressierr, kann wählen zwischen dem Hause of Represen

ratlves oder dem Senar und den enrsprechenden Kanal im C-SPA,\, einschalren. \X'er über ei

nen Internet Anschluß verfugr und viel Zeir har, könnte sich die zahlreichen Homepages des 

Kongresses oder des \X'eißen Hauses anschauen oder über das Service der Library ofCongms 

die neuen Geserze lesen. Das Informarionsangebor in den europäischen Ländern isr kaum 

geringer: Der Leirungsmarkr Isr vielfältiger und amakriver geworden; wer verkabelr isr, kann 

neben den heimischen ~achrichren rund um die Uhr zwischen drei verschiedenen Informa

tionskanälen "zappen", auf dem Zeirungsrisch könnten mindesrens 20 qualirariv hochwer

rige europäische Magazine begen uS\v. 

Die Knappheir an Zeir und die .Vordringlichkeir des Befrisreren" (Luhmann) sind die eine 

Seire des Problems; auf der anderen Seire srehen die ebenso grundsärzlichen Fragen, wie denn 

a) die riesige InformatIonsmenge kognlriv zu verarbeiren ware, und b) welchen Nurzen die 

Durchschnirrsbürgerinnen und -bürger davon überhaupr härren? 

ad a) lnfonnationsverarbertung durch Schemata. Die Kognirionspsychologie gehr von der Exi

srenz zweier Bereiche unseres Gedächrnisses aus: Ersrens verfugen wir über einen ziemlich 

großen "Speicher" des Lallgzei~'!,echchtnisses ("Iong-rerm memory", LT~1), wo Informarionen 

offenbar semantisch "gebündelr" und über Verbindungsschleifen verknüpfe werden, 

Grundsärzlich arbeirer das Bewußrsein ähnlich wie das Gehirn in Form von assoezatlOnal net
u'orks'4" - Zwei rens gibr es ein Kurzzeir- oder ArbeltSgedachrllls ("working memory", \XT~1), 

das aber folgende Charakrerisrika aufweise 1. limited capacity und 2. aserial narure of auen· 

rion, weshalb wir zu einem besrimmren Zeirpunkr nur einer begrenzren ~1enge an Informa

nonen unsere Aufmerksamken zuwenden können, und was weirerhin unsere Fähigkeir be

grenzr, größere Informarionsmengen glezchzeitig zu prozessieren, erwa um riefergehende 

Cberlegungen anzusrellen; sowie 3. a slow fixiltion rate beim Transfer von neuen Informario

nen lIlS LTM14. 

240 Mzfton Lodge 1995." Toward a Procedural .\-todel of Candidare Evaluation. In: .\-1ilron Lodge/Kath

leen M . .\-kGraw (Hrsg.), Polltical Judgemenr - Srrucrure and Process, Ann Arbor: Lniv. of 

Michigan Press, ). 111-140, hier IIlsbes. S. 126, ganz ähnlICh zuvor schon },fzlton LodgellV1thkm 

}'f. ,tfcG'rau.![>atnck Stroh 1989. An Impression-Driven },.!odel ofCandidate Evaluanon. In: Arne· 

ncan Polirical Science Review 8r 397-419, 

241 Afifton Lodge 1995- Toward a Procedural .\-Iodel, a. a. 0., S II~ f, Hervorhebungen im Onginal. 
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Wegen dieser Beschränkungen Isr das Arbeirsgedächrnis der eigendlche "Flaschenhals" un

serer Informarionsverarbeirungskapazirären: Die Informarionsbesrände des Arbemgedächr

nisses werden rasch von neu etnlaufenden Etndrücken verdrängr, überlagert und schließlich 

gelöschr, sofern wir nichr - durch mehr oder weniger bewußre Akre die Speicherung beab

sidHigen. Dafür isr aber Aufmerksamkeir erforderlich und diese isr wegen der o. g. seriellen 

Arbemweise des Arbelrsgedächrnisses eine sehr begrenzre Ressource. Damn im Arbeirsspei

cher von den ungeheuer schnell fließenden Informarionssrrömen nichr zu viel verloren gehr, 

operIert das Bewußrsein mir kognitwen Routinen, welche einerseirs die akruelle Informarions

komplexirär reduzieren helfen, andererseirs eine Verbindung zu den semanrischen Feldern des 

CL'v! herwsrellen erlauben, um blirz.schnell eine Bewerrung vorzunehmen: [sr die einlaufende 

Inf(lrmarlOn im Lichte meiner Informationsbestände wlchng/inreressaDr genug, um ihr weirere 

Aufmerksamkeir zuzuwenden, oder kann ich sie ohne weireres vergessen' Die Bildung von 

allgemeinen Karegorien \väre eine solche Rourine41, Ordnungsbildung durch Verlethung von 

BezeIChnungen ("labeling"), Zuordnung zum reld sozial relevanrer Informarionen und emo

lionaler Check, binäre C:odlerungen, wären wenere. Dons A. Graber har die Bedeurung von 

.)chemara vorzüglich zusammengefaßr: 

~chemara perform fOUf funcrions : (I) Thev derermine whar Informarion wdl be noriced. pro

ce5sed, and slOred \0 rh ar Ir becames available for rerncval from memory. (2) They help Indl

vlduals organizc and cvaluare new informarion so rhar Ir can be firred Inro esrabltshed percep

(Ions. Thls makes ir unnecessary ro conS(fucr new conceprs whenever famdlar informa(lon 15 

prcsemed. (3) Schemara malee I( pOSSlble for people ro go beyond rhe immedlare informanon 

presenred ro rhem and fillin mlssIng informarion, which permirs rhem ro make sense of in

complcre commulllcarions. (4) )chemara also help people ro solve problems because rhey can

lain Informalion abo ur likely scenarIOs and ways ro cape wlrh rhem. 1'hi5 makes rhem an Im

porram e1emem In deciding wherhcr ro acr and how ro acc1.4J 

0:ach Luhmann arbeiren aber nichr nur Bewußrseinssysreme mir solchen Rounnen, sondern 

auch soziale ~vsreme; auch Kommunikarionen openeren mir "schemara, frames, scriprs, sre

reorypes, cognnive maps, impltcir rheories" ere. "Die Begriffe bezeichnen Sinnkombinario

nen, die die Gesellschafr und den psychischen Sysremen dazu dienen, ell1 Gedächrnls zu bt!

den, das fasr alle eigenen Operanonen vergessen, aber ellllges 111 schemarisierrer Form doch 

behalren und wiederverwenden kann. Bei der Verwendung von Schemara serzr die Kommu

lükarion voraus, daß jedes bereiligre Bewußrsein versrehr, was gemeinr isr, daß aber anderer-

14 2 Rober! Axe!rod 19~, <"chcma-Thcory: An Informarion Processing Model of Percepnon and Cog

nirion. In: Amcncan Polmcal SClcnct' Review 67: 1248-1266. 

243 Dons A. (,'raber 1988: Proces;lng rhe ~ews How People Tarne rhe Informanon lide. Lan
ham/Maryland: Cniv. Press of America, Sec. [d., S. 29. 
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seits dadurch nicht festgelegt ist, wie die Be,vußtseinssysteme mit dem Schema umgehen, und 

erst recht nicht: welche Anschlußkommunikationen sich aus der Verwendung von Schemata 

ergeben,"2H Deshalb dienen )chemata der strukturellen Koppl/lng psychischer und sozialer 

Systeme. 

Schemata werden während der Sozialisation erworben und sind dal1er kulturspezifisch; 

nicht zuletzt aber sind es die Massenmedien, welche Schemata extensiv verwenden und da

mit für dIe an sie anschließenden Bürgerdiskurse anbieten"ls. Graber, Iyengar und Kinder246, 

:\euman, Just und Crigler'-l7, Gamson'48 und andere haben solche Schemata, teilweise auch 

"frames" genannt, vorzüglich herausgearbeitet, z, B. soziale Kategorisierung (wie schon der 

fundamentale Aufsatz von Axelrod 1973), also ,,\Vir Österreicher", oder "Wir - die Ande

ren"'I9. die oben genannten gemeinschafi:sideologischen Konstruktionen operierten bzw. ar

beiten noch heute auf dieser Basis; das Denken und Argumentieren in sozialen Kategorien 

(Gruppen) Ist aber so fimdarnental, daß es weit in die soziologische und politologische For

schung hineinreicht's< . \'\:'enn man die Auszüge aus den experimentellen Diskursprotokollen 

der o. g. literatur lies, fällt sofort auf, wie leicht und unmerklich dieses Schema aktiviert '.\~rd. 

Dds Pl'rson-Schema'" ist amibutionspsychologlsch gut begründet: Es bezieht sich auf die 

Frage, ob ein bestimmter Sachverhalt auf die Handlungen oder Eigenschafi:en einer Person 

244 Nik/as Lulmulnn 19r Die Gesellschaft der Ge,dlschaft, a. a. 0 S. II< ,6. 

24~ Dom A. Graber 1988: Processing the :--Jews, a. a. 0, S 234 ff. 
246 51,anto Ivmgar/Donald R. Kinder 1987: News That Mauers. Chicago/London: Umv. ofChicago 

Press, S 82 ff. 
2..r W: Russel! Neuman!,'vfarlOn R. juJt/Al/n IV Cngla 1992. Common Knowledge, - :-':ew, and the 

Conmucrion ofPolltical Meamng. ChlCago/London: C"niv. ofChicago Press, S, 62 fr; Afanon 

R justiAnn ,\~ Criglerl'X' Rlwell Neuman 1996. Cognitive and Affecrive Dimensions of Pohtical 

(:onceptual,za(lon. In: Ann )i. Crigler (Hrsg.), The Psychology of Political Commumcation, 

Ann Arbor· The Umv. of,\1Ich'gan Press, S. 133-148. 

248 'Xll!tarn A. Garnson 1996. Talking Politics. Cambridge u. a. Cambridge Cmv. Press, '>. 31 ff. 
249 Hmry E. Brilt{y/f'aul AI Smdennan 1985" Amtude Amibu(lon; A Group Basis for Polirical Rea

somng. In: American Poli(lcal SClence Review 79: 1061-1078: siehe auch (harles M juddiRoger 

A. Drakeljames W Dou'mngljon A. Krosmck 1991: Some Dynamie Properries of Anirude Srrucru

res: Comexr-Induced Response Facilitarion and Polarizarion. In: Journal ofPersonaliry and Social 

Ps'."chology 60: 193-202; Ch,zrles /vf. juddljames 'X: Dowmng [99): Stereot)-llic Accuracy 111 Judge

mems of rhe Polirical Posinons of Groups and Individuals. In: \1i!wn Lodge/Karhleen M, ;"1c

Graw (Hrsg.), Polinea! Judgemem . 'mucrure and Process, Ann Arbor: rhe Univ. of Michigan 

Press, S. 6590. 

250 Die soziologische Großgruppenforschung gehr langsam seinem Ende zu. die Pollribvissenschaft 

wird früher oder später "nachziehen". 

251 Reld Hastlelf'urohit A. Kumar 1979: Person Memory: Personal i t)-. Trairs as OrganizlI1g Principles 

in Memorv for Behavlors. In: Journal of Personalirv and '>OClal Psvchology 37: 25-38; Kathlem 

lvI !vfcGraw/Alarco Steenbergen 199): Picrures 111 the Head: Memory Represemarions of Polirical 
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oder aut dessen C'mwelt zugerechnet werden soll; die Tendenz zur Personalisierung, welche 

msbesondere dem Fernsehen nachgesagt wird, begünstigt die Aktivierung dieses Schemas_ 

Auf der anderen Seite haben Shanto Iyengar und .\1ltarbeIter gezeigt, daß man zwischen ei

nem "episodic frammg" und ell1em "thematic tramlng" unterscheiden mußl<2. "Framing" be

zeidll1et hier den intormationellen Kontext einer Meldung oder eines Bertchts 111 den Me

dien; "episodisch" ist ell1 Framing dann, wenn ein komplexer Saclwerhalt in der Form einer 

kUflen Story präsentiert wird, also wenn Themen wie Arbeitslosigkeit, soziale Armut, Ras
sendiskrimmlerung, Inflation, KrIminalität und Terrorismus usw. lediglich in den Effekten 
dargestellt werden (z. B. Arbeitslosigkeit als Stol) eines Arbeitslosen). "ThematISch" wäre ein 

I-r,lIll1ng, wenn der Bericht versucht, möglichst objektiv auf die Ursachen eines Problemtel

des einzugehen, also "background intormation" bietet (z. B. Statistiken über die Zahl der of

ICnen Stellen und der Arbeitsuchenden). Die Experimente sche1l1en zu beweisen, daß das Fra

ming die Kausalamibution der Rezipienten beeinflußt: Episodisches harn1l1g begünstigt die 

Zurechnung auf Personen, thematisches Frarning auf die Umwelt. So waren die Rezipienten 

eines episodisch gehaltenen Berichts über ArbeItslosigkeIt mehrheitlich der Auffassung, Ar

beitslose wären selbst Schuld an ihrem Schicksal. 

Das )chema GerechtIgkeit (gerecht/ungerecht) Ist verwandt mit den o. g. beiden Formen 

des Framing, implIZIert aber zusätzlich eine Bewertung. Die Message eines Berichts: "Das ist 

ungerecht!" - wird leicht verstanden und kommt bei den ReZipienten meist gut an, weil sie 

kognitiv gleichfalls 111 raschen Bewertungen neigen. - Das Moral-Schema (gut/böse oder 

gut/schlecht) bedarfkell1er Erläuterung; es versteht SICh von selbst, daß es sich z. B. für Skan

dale gut eignet - auf die neuerlichen 'lendenzen zu "Moralisierungen" in der Politik wäre hier 

lüher einzugehen. Erwas anders gelagert ist das pou·erlessness ftame 2 ;1, auf deutsch könnte 

man es das Schema der Opferrolle nennen, das offenbar besonders häufig von Frauen aktiviert 

wird.· Das KonflIkt-Schema besim für den Journalismus hohen Nachrichtenwert und steu

ert daher die Nachrichtenselektion nicht unwesentlich; es ist eine erfolgreiche Strategie des 

".lttention grabbing", weil das Publikum natürlich an Konfltkten mehr interessiert Ist als am 

friedlichen, unauffalligen Nebeneinander. 

Candldates_ In: Milton LodgelKarhleen .'1. McGraw (Hrsg.), PolItIcaI Judgement, a. a. 0, S. 

15-42, sowie Im selben Sammelband der Beitrag V;''t>ndy l'v!. &hn [995-" Candidare Evaluation In 

Complex Information FnvIronments: Cognitive Organization and Comparison Process, <; 

43 64. 

2)2 Shanto lyengilr [991: Is Anyone Responsible l How Television Frames Politlcal lssues. 

Chicago/l.ondon: The Univ. of Chicago Press; Shanto Iyengar 1994: \'Vie I'ernsehnachnehtcn die 

\Vlhler beeinflussen: Von der Themensetzung zur HerausbIldung von Bewertungsmaßstäben. 

In: Jlirgen Wilke (Hrsg.), ÖftenrIiche .'I.leInung. Theorie, t-.lerhoden, Befunde. Frelburg/Mün

ehen: Kar! Alber, S. 123-142: -"/lamo I)'mgar 1996 Framing ResponslbIlitv for PolItrcallssues. In: 

Karhleen 11. Jamieson (Hrsg.), The Media and Politics, a. a. 0., S. 5970. 

2)3 \t: Russell Neumanl!vfanon R. j/«lIAnn N. engler 1992: Common Knowledge, a. a. 0, ). 66 f 
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Für die :-"1ikro-.\1akro-Problemarik der polirischen Öffenrlichkeir besI[Zr die Schema

rheone erhebliche Trag;veire, aber abgesehen vom Links-recht.<-Schema, auf das wir ausfuhr

lich zurückkommen, gibr es dazu fasr nur amerikanische Srudien'l4. Dies srellr vor gewisse 

Probleme der Übertragbarkeir der empirischen Befunde auf europäische Verhälrnisse . Für 

die Erklärung des "Informarionsparadox" moderner Demokrarien erscheint uns die Schema

Theorie ein wichriger Ansarz. - Zunächsr isr John A. FereJohn zuzustimmen, wenn er von 

der grundsärzlichen pertpherality ojpolulCS to most people sprichtz<6; deswegen sei es eigenrlich 

gar nichr verwunderlich, so auch \X'. Russell ~euman, wenn Erhebungen Immer wieder zei

gen, "that rhe public is profoundly uninrerested in rhe political world" . Schon die Studie 

von Berelson, Lazarsfeld und .\1cPhee harte ergeben, daß rd. zwei Drittel der Bürgerschaft 

nur mäßiges bis überhaupr keIn Interesse an Polirik zeigen2 \s, und zum selben Ergebnis kam 
später die .\lichigan-Schule. Insbesondere die Schichren mir niedriger 5chulbildung finden 

Polirik "downnghr confusing"'59. 

Beziehen wir das Informationsparadox auf die o. g. Forschung zu "polirischen Kognitio

nen" und der Schema-Theorie, so lösr es sich "s'eitgehend auf: Fast alle Nachrichten des Fern

sehens. des RadiOS oder der Zeirungen werden noch am selben Tage vergessen; von 15 Tages

meldungen des Fernsehens wird schon nach kurzer Zeit nur noch ein Thema erinnert'''''. 

2)4 Diskussionen zur Schema-Theonl" Sind sparlich, siehe aber Ham-Bernd Bros/Us 1991: chema

TheOrie ein brauchbarer Ansatz Ln der \X~rkungsforschung? In: Publizisnk 36: 2.85'29:--; die Dls

ktmlOn von/ames H KzlklinskzlRobm C Luskmlfohn Bo/land 1991" \X'here [, rhe )chema) GOIng 

Bcyond the "So \X'ord In Polmcal Psychology In; American Polirical Science ReView 85 1341-1356; 

und J,fdton LodgelK1zthieen ,\,f McGrawlPameul Cmoverl')tan/ey FeldmanlArthllr Afiller 1991; 

Where Is the Schema? Cnnque,. In: Amerlcan Political SCience Review 85: 1357-[380. 

255 rür elllen anderen Zusammenhang siehe jedoch Gerhard Schulze 199~: Die Erlebms-Gesellschaft. 

KultursozlOlogll" der Gegenw,lrt hankfurt l 0:ew York: Campus. insbes. S. 163 mH einem 

Ühcrbhck rur .,AlltagsästhetlSche Schemata III Deutschland"; die theorerischen Parallelen liegen 

auf der Hand. 

256 /olm A. Ferqolmljames H Kllklinskr 1990: [nformarion and Democratic Process. GrbanalChicago: 

Univ. of IllInois Press. S. II. 

2,~ W Russel! Sellrnan 1986: The Paradox of .\lass Polirics. CambrIdge, .\!ass.lLondon: Harvard 

Unlv. Press, S. 9 

258 Bemhard R. BerelsonlPall1 F. LazarsjeldlV:'illldm X AfcPhee 1954. \'oring. - A Srudy of OpinlOn 

forma[lon In a Presidenrial Campalgn. Midway ReprInt: ChicagolLondon 1986. The Chicago 

Unlv. Press, ). 306. 

259 \.V Russell Neuman 1986' The Paradox, a. a. 0., S II 

260 Dom A. Graber 1988: Processing rhe 0:ews, a. a. 0., S. 249 f; Afilton LodgelAfarco R. Stember

gen/Shau'n Brau 1995-' The Re'ponslve Vorer: CampaIgn Informarion and the Dynamics of Can

didare Evaluation. In: American Polincal SClence Review 89: 309-326, Insbe~. S. 316 zur .,\'ergö

senskurve", und siehe auch ,Ur/ton Lodge 1995-' Toward a Procedural .\lodel of Candidate 

Fvaluanon, a. a. 0., S. 129 f. zum Problem de, "memory decay". 
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\Venn es kem dramatische.-. Ereigms gegeben hat, Ist es fur den Durchschnimbürger nach -

Tagen völlig unmöglich anzugeben, was die \X'oche zuvor m den I\chlagzeilen oder ~1e1dun

gen gewesen war .. 'ach 165 Tagen mit Zel[ungslekrüre und Fernsehnachriehten ("Zelt Im 

Bild", "heute", "Tagesschau") wISSen die Bürgennnen und Burger .Im Ende eines Jahres weni· 

ger über das poliusche Geschehen eines Jahres, als der ubliche nJahresrückbhck" des Fernse· 

hens m emer halben Srunde z.usammenfaßr. Fast alles, was Wir an polnischer Informanon auf

nehmen, verbleibt Im Arbeitsspeicher des Kurzzengedächrnisses und wird ra~ch WIeder 

vergessen. Es hat fast den Anschem, oll> ob SIch der Informanonsaufwand gar nicht lohnen 

würde. Eme solche Schlußfolgerung wäre aber falsch Zum emen zeigt p gerade die 'ehema

'Jbeorie, daß Sich die Burgerinnen und Burger doch ein CITeil bilden - uber Persönhchkenen 

der Polniker, über poll[l~che Paneien, tiber besnmmte Zusrändeli-.1ißstände, Problemstellun

gen oder Maßnahmen usw .. und daß sIe dIese errelle durchaus Im Langzengedächrnls gespel

cherr haben; sie können aber meht mehr angeben, aufgrund welcher Informationen/Fakten 

sIe zu ihrem Ureeil gekommen smd. Um den 'iachverhalr auf eine Formel zu bringen: Die Cn

zahl an Fakten \\1rd vergessen, lediglich gewIsse Uneile/Bewenungen werden Im Langzel[ge

dachrnis zur weiteren Verwendung aufbewahrt, und zwar m sehematisiener Form·6'. 

Zum anderen be~teht das Pnmännteresse des Großteils der RezipIenten gar nicht dann. 

über nPo!tnk" besonders gut mformlert zu sem; es gehr vielmehr um das, was wir oben als 

"Beseitigung von Unsicherheit" angesprochen harren: Das Publikum num die. -aehnchten 

261 Auf das .Onlme-Moddl' der Informauonsverarbeirung kommen wir zunick. SIehe neben den 

erWahnten Arbenen ~on Lodge, McGraw und ~)[[oh 19S9 sowie Lodge 1995 auch Dam~/ R. An

dnsonlDum~ Fi~/d [991 Online and Omine Assessment of the TelevIsion Audience In: Jennmgs 

Bryam!Dolf 7~llmann (Hrsg.), Re<ipondmg (Q rhe Screen. HiIl<dale .• ')fHove and London: Law

rence I:.r1baum, S. 199--216, d.ls Onlme-:-'1oddl b~gt um es kurz zu charaktemieren ,daß 
dIe \'ergessenskulVe der Rezipienten tur Fakten zwar 'teil nach unten zeigt. aber die Bewertung 

der Fakten in kompakur Form doch ge;peIChen WIrd, z. B . .,.,enn eme Burgerm eme rermeh

konfrontauon vor der \X'ah1 verfolgt: dIe F-akttn der Diskussion werden mnerhalb kürzester Zen 

vergessen. die Bewertung der Kandidaten wdhrmd der FemsehubertrJgUng Jedoch nicht, sie \'md 

als "Kompaktinformanon" zn actu gespeichen, eben über das nPerson-Schema"' dIe \X'ahlent

scheIdung fur oder gegen emen Kandidaten beruht oft auf solchen Kompaknnformationen, des

halb muß SIe aber nicht schlechter sein als andere f rltScheidungsgrundlagen. siehe dazu l. B 

Arthur H. Mil/n/Marti1l P Uturmbn-g/Oksana AfauzndJUk 1986: <"cheouuc Assessments ofPresl

demlaI Candidates. In: Amenc.an Pohueal SClence R~'lew 80: ,21-540; PamrlaJ. Conour u1ld 
StIlnUy F~ldnutn 1986: The Role ofInference in rhe Perc.eprion of Polmwl Candrdares. In: Richard 

R. Lau/David O. Sears (Hr~g.), PolJlleal Cognition Hillsdale, ~J/London: uwrence Erlbaum 

. 12--158; Patnck rroh 199r. Vorers as Pragmauc Cognmve Misers; The Accuraev-Eftore Trade

oft m (he C1I1didJ.te Evaluation Process. In: Milton Lodge/Karhleen M. McGraw (Hrsg.), Po

liueal Judgemem. a. a. 0, ::i. 107-22 ; Wmdy M. RtzhnlJoh1l H. A/dnch!Eug~ BorgulmJolm L. 

SuOi~'lJn 1990: A Socul·Cogniuve Model of Candidate Appraisal. In: John A. Ferejohn!James H 

KukIinslo (Hr'g.), Informauon and Democratic ProceS>. a. a. 0., S. 116-159. 
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der 1-1edien zum "monitoring of the environmem", " ... to make sure mat no unexpecred 

dangers lurk"J'. Nach den ;-\achrichten kann man zufrieden feS[Stellen: Es gibt keinen Krieg, 

die WirtSchaft funktioniert normal, die Regierung hat die Situation im Griff, es gab kein 

schweres Erbeben, die \('irbelsnirme betrafen "nur" Nicaragua und Honduras - solche Un

wenerkatastrophen kann es bei uns nicht geben, sagen Experten -, die Polizei hat einen 

Schwerverbrecher gefaßt, tut also etwas für unsere Sicherheit usw. - Der Rezipiem, der ge

rade die neuesten Nachrichten Im Fernsehen verfolgt hat, kann dann auf die Frage "Gibt's 

was :\'eues?" zufrieden anrwonen: "Nein, nIchts :\'eues!" 

ad b) ~0m Nutzen und den InfonnatlOnskosten: Nach dem Grundtheorem des "Rational

Cholce-Ansatzes" verhalten sich Akteure dann "rational", wenn sie ihren Nutzen zu ma

ximieren, die dafür anfallenden Kosten zu minimieren trachten. \('elchen Nutzen können 

Bürgennnen und Bllrger aus politischen Informanonen ziehen? Die AntWOrt des Rational

Choice-Ansatzes Ist einfach: Eigentlich keinen! Das eigentliche Paradox Ist folglich gar nicht 

der uninformierte Bllrger, sondern der informierre'63. Wenn dem so Ist, daß für den Durch

schnmsbllrger im Grunde genommen die Informationskosten für Politik zu hoch sind, dann 

verhalten sich die rd. 20 % der Bevölkerung, die sich llberhaupt nIcht für Politik imeressie

ren, "rational", und es Ist ihnen keIn Vorwurf zu machen, wenn sie etwas "Sinnvolleres" zu 

tun haben. ~1an braucht keine tiefgrllndigen Überlegungen anzustellen, um zu sehen, daß 

eine solche Argumemation jede funktionierende Demokratie ruinieren wllrde. ~ach Z\vei 

Jahrhunderten Kampf ums \X'ahlrecht kommt der Individualistische Ansatz der "rational 

cholce zum Schluß, die Demokratie verlange vom Bürger zu hohe Informanonskosten! In 

den "lchulen und auch im sogenanmen öffentlichen Diskurs wird daher in der Regel mit dem 

Argumem der "Bllrgerpflicht" vorgegangen, erkennbar in den Diskursprotokollen der ame

rikanischen Experimeme als "civic duties", also als moralische Pflicht, sich zumindest zu in

formieren und wählen zu gehen. Dieses Argumem emspricht aber in geradezu idealtypischer 

\X'eise dem ~10ral-Schema: \X'er möchte schon als ein "schlechter Bllrger" erscheinen? ~10ra

lisierungen im Bereich der Politik himerlassen fast immer einen schlechten Beigeschmack und 

262 Dons A. Graber 1997" Mass Media and American Politics, a. a. 0., S. 210. 

261 MIchael/vI. GrantiDwIght F DavlS I984' Mental Economy and Voter Rarionaliry: The Informed 

Citizen Problem in Voting Research. In: The Journal ofPollncs 46: 132-153, bezogen auf das Pa

radox der niedrigen Informanonsniveaus und des angeblich Informierten "lssue voring"; siehe 

aber vor allem !'vforns Fionna I990: Informarion and Rationaliry in Elections. In: John A. Fere

john/James H. Kuklinski (Hrsg.), Informanon and Democratic Process, a. a. 0., S. 328-342: 

., ,\('hy should Everyman know where ehe candidates stand on the issues? \\'hy should Evervman 

know what government is doing In a given policy area? \\'hy should Everyman have an opinlon 

abo ur the future course of public policy) \X'irh an elecrorate numbering in rhe millions, wh)' 

should Everyman rationali)' know anyehing> The simple fact is [hat in mass election, no rational 

ci[izen should be informed" (S. 335). 
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bleiben lerzrendlich wenig überzeugend. "Rarional chOlce" härre dagegen die Theone des 

,kolleknven (,ures" anzubieren: Isr nichr demokrarische Polirik jedem anderen Sysrem vor

zuziehen? Wenn p, dann isr "Demokrane als Sysrem" ein kollekrives Gur: Es wird von allen 

"produzierr", es kann niemand davon ausgeschlossen werden, es zu "genießen", es Isr mchr 

"priV;1tisierbar" US\v. \X'ie im Falle der Steuern für den Staar verlangr die Demokratle dem 

Burger gewisse "Informarionskosren" ab, und wie in anderen Fällen von kollekriven Gürern 

'>teilt slCh auch hier das Free-Rider-Problem. Das völlige Absenrieren von der Polirik wäre so

mir ein free-Rider-Verhalren, weil es davon ausgehr, daß andere die Mühen der Informanon 

und des \X'ählens aufslChnehmen, um so das Kollekrivgur Demokrarie zu reproduzieren, 

während die Free-Rider das Rechr beanspruchen, die Vorrede einer stabilen Demokrarie bloß 

zu genießen. Gegenwarrig kann man sICh völlig folgenlos für die eigenen Lifestyles von der 

Demokrane verabschieden. Ranonal-choice könnre zeigen, daß darin Gefahren liegen; aber 

soviel aus der Lirerarur dazu zu enrnehmen isr, isr man Rahmen dieses Paradigmas über das 

"ll1formed vorer paradox" noch nichr hinausgekommen264 . 

8.3 Politische Ideologien 

Zu den poluischen Ideologien glbr es eine kaum mehr überblickbare Menge an Lirerarur. Nichr 

zulerzr deshalb schwanken die Ideologiebegr!ffi berrächrlich; dennoch wollen wir einem ersren 

Schrirr versuchen, die wlChrigsren Bedeurungsvananren herauszuarbeiren. Im zweiren Schnrr 

gehr es um neuere Ansärze, die Entstehung moderner polirischer Ideologien zu erklären; wichrig 

!Ur unseren Zusammenhang sind narürlich die Hinweise auf die Massenmedien. Drirrens sollen 

einige hisroflSche Konrinuirärslinien, aber auch Veränderungen in der Subsranz ideologischer 

Posirionierungen diskunerr werden, um schließlich vierrens der Frage nachzugehen, ob die Jour

nalisrische 0:orm der "Objekrimär", das Verschwinden der Gesinnungs- und der Panelenpresse 

sowie die rasanren Enrwicklungen bel den e1ekrronischen Medien den polirisch-ideologischen 

Code bzw. das Lmks-rechts-Schema so wen verdrängt haben, daß es die Kommunikarion in der 

Sphäre der polirischen Öffenrlichkeir nichr mehr zu srrukrurieren vermag. Die These vom an

geblichen "Ende der Ideologien" Wird p schon seir geraumer Zeir diskurierr. 

264 Vgl. jedoch StcHen .\1. KühnellDlcter Fuchs 1998: :--Jichrwählen als ranonales Handeln: Anmer

kungen zum "-utzen des Rational-Choice Ansatzes In der empirISchen 'X'ahlforschung II In: 

.\Iax Kaase/Hans-Dieter Klll1gemann (Hrsg.), \X'ahlen und Wähler. - Analysen aus Anlaß der 

Bundestagswahl 1994. Opladenl\X'iesbaden: \X'estdeurscher Verlag, S. 31~-356. Siehe auch Kir
Jtm ,'vfmsch 1996: Inrernahstische versus externalistische Erklärungspnnzlplen In Ranonal-ChOlce

Ansätzen, oder: Wie erklarr ehe Ranonal-ChOlce-Theone die Höhe der Wahlbcteiligung? In; PVS 

17: 80- 99 Für eIne grundsätzliche Krink am Paradigma vgl. Donald P. Green/fan ,)hap/ro 1994: 

Pathologies ofRanonal CholCe Theory. A Cricique of Applications ll1 Polincal Science. ~ew Ha
ven/London: Yale CnIv. Press. 
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Das \'rV'on "Ideologie" wurde von Destutt de Tracy 1796 erstmals in einem Vonrag vor dem 

Pariser "Institut National" verwendet, in welchem de Tracy das Konzept fur eine neue "Wis

senschaft von den Ideen", des Denkens und der Urteile vorstellte, also einen ersten Enrwurf 

für eine ideo-fogie, eine Ideenlehre; 1801 hat er mit seiner Schrift Elements d'fdeologie den 

Grundstein dafür legen wollen'6<. Das \'rV'erk war erfüllt vom Glauben an die neue \X'issen

schafrlichkeit, der Exaktheit und Beweisbarkeit durch streng methodische Vorgangsweise, 

denn nur so werde man sichere "Fortschritte" erzielen. Das menschliche Denken werde man 

auf\X'ahrnehmungen und Empfindungen zurückführen und diese wiederum als rein biolo

gische Vorgänge erklären können. Dadurch werde die "Ideologie" letztlich zu einem Zweig 

der Zoologie, so de Tracy. Zwei Aspekte erscheinen an dieser Enrstehungsgeschichte des 

\X'orres inreressant: Zum einen die Überzeugung vom "FortSchritt durch \'rV'issenschaft", wel

che schon die Aufklärung genähn hatte und nun in einen reduktionistischen Wissenschafrs

begriff mündet. Zum andern die Sroßrichtung gegen Theologie, \1etaphysik, Aberglauben 

etc., womit de Irac)' ebenfalls eine Grundtendenz der Aufkläsung (Stichwort: Rationalismus) 

fortführt 266. 

Napoleon aber strebte nach seinem Staatsstreich ein Konkordat mit Rom an (1801) und 

geriet damit zwangsläufig in einen Konflikt mit den sog. "Ideologen". Napoleon warf ihnen 

jerzr vor, sie würden sich auf wirklichkeitsfremde Spekulationen stürzen, würden selbst "fin

stere Metaphysik" betreiben und hätten keine Ahnung von den Erfordernissen der "Realpo

litik"; genau dies habe zur Schreckensherrschaft Robespierres geführt267. 

Napoleons Worrverwendung verbreitete Sich rasch: "Ideologe" wurde zu einem Schimpf

won fur doktrinäre Professoren. Prinzipien menschen, Schwärmer, politische Theoretiker US\\: 

und wird in einer Linie gebraucht mit anderen Schimpfworten dieser Zeit wie Jakobiner, Ter

romt, Demokrat, d. h., "Ideologie" wird zu einem Sammelbegriff fur jegliches realitätsferne 

Denken und gleichzeitig zu einem politischen Kampfbegriff, denn "Ideologie" findet man 

nicht bel sich selbst, sondern immer nur beim politischen Gegner. Der Ideologiebegriff er

hielt eine negatwe Bewertung, von der er bis heure nicht ganz frei ist. 

Die folgenreichste Begriffsprägung erfolgte jedoch durch Kar! Marx268: Der junge Marx 

enrwickelte In der Auseinandersetzung mit Hegel und Feuerbach den Begriff des "enrfrem-

265 Dtto Brunner 1956: Das Zeitalter der Ideologien: Anfang und Ende. In: Ders., Neue Wege der 

Sozialgeschichte. Gömngen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 194-219: Ulrzch DIt'rSe 1982: Ideolo

gie. In Geschichdiche Grundbegriffe, Bd. 3 131-169: David Mcüllan 1995: Ideology. ,\1innea

polis: univ. of Minnesora Press. Sec. Ed. 

266 Siehe auch U. DlerJelR. Romberg 19-6' Ideologie. In: Historisches Wörterbuch der Phtlosophk. 

Bd. 4, ~p . 158-185 

267 Hans Barth 19 74: \'rV'ahrheit und Ideologie. Frankfurt am ~1all1: Suhrkamp, S. 13 ff. 
268 Richard Sorg 1981: Die Ideologietheorie von .\1arx, Engels und l.enin. Zur materialistischen Ana

lyse des Inhalts von K1assenbewußrsein. In: Anron Pelinka (Hrsg.), Ideologien im Bezugsfeld von 

Geschichte und Gesellschaft. Innsbruck: Inn-Verlag, S. 79-94: Leon P. Baradat 1991: Polirical 
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deten Bewußtseins", das der ältere Marx dann auch "falsches Bewußtsein" nennt und in seine 

Theorie von der Dialektik von Basis und Überbau einrückt. "Ideologien" sind konfliktbe

dingte Überbauphänomene, in denen sich gesellschaftliche Konflikte zwangsläufigfoLrch dar

stellen. Soziologisch seien Ideologien ein Teil des Klassenkampfes - die "herrschenden Ideen 

einer Zeit waren stets nur die Ideen der herrschenden Klasse" 26
9 - zu Marxens Zeit eben die 

Ideologie der "bürgerlichen Gesellschaft": Sie präsentiere sich als einzig vernünftige, allgemein 

gültige, gebe sich die Form der Allgemeinheit, enthalte aber in Wahrheit einen eznseitigen In

teressenstandpunkt. Die Formel von der "Klassenbedingtheit" der Ideologien wird bis in die 

I9"7 oer Jahre weithin akzeptiert, ebenso die marxistische Position, daß nur der "wissenschaft

liehe Sozialismus" imstande sei, die "ideologischen Verblendungszusammenhänge" aufzu

decken. Über die Formel von der "Einheit von Theorie und Praxis" werden auch die entste

henden Sozialwissenschaften auf "Ideologiekritik" verpflichtet, z. T. mit Erfolg, etwa in der 

sog. Frankfurter Schule, z. B. als Habermas in "Technik und Wissenschaft als ,Ideologie''''70 

die Eliminierung des Unterschieds von Technik und Praxis in den spätkapitalistischen Ge

sellschaften kritisiert: Politik werde auf technische Rationalitäten reduziert; ideologische 

Zwänge blockierten Reflexionspotentiale; vermachtete und kommerzialisierte Strukturen der 

'\1assenmedien lassen kritische Potentiale der politischen Öffentlichkeit "austrocknen" usw. 

- fast alle bisher angeführten Ideologiebegriffe gehören heute der Ideengeschichte an, wer

den nur mehr selten vertreten'-', und dennoch ist es entscheidend wichtig, einen Gesichts

punkt hervorzuheben: Der Ideologiebegriff stand in den angeführten Traditionslinien bis zur 

Frankfurter Schule im Gegensatz zur Wahrheit, harre also epistemologischen Status, und des

halb können im sog. "Positivismussrreit" auch Vorwürfe der Ideologisierung ausgetauscht 

werden. 

~ach 1945 werden die - auf Geschichtsphilosophien basierenden - Hochideologien des 

.\1arxismus und Faschismus nochmal im Rahmen der Totalitarismuskritik demontiert, zu

gleich aber erklärt, diese Ideologien hätten sich angesichts der Katastrophen von National-

Ideologles. Their Origins and Impact. Englewood Cliffs, JN: Premice Hall, 4th Ed., S. 139 ff.; 

Paul SchumakerlDwlght C KielJThomas W Hei/ke 1996: Great Ideas/Grand Schemes. - Political 

Ideologles In the Nineteemh and Twemieth Cenruries. New York u. a.: The McGraw-Hdl 

Comp., S. 141 Ir 
269 Karl MarxlFnednch Engels 1847/48: Manifest der Kommunistischen Partei. In: MEW, Bd. 4, S. 

480; ähnlICh schon zuvor dies., Deutsche Ideologie. In: MEW, Bd. 3, S. 46: "Die Gedanken der 

herrschenden Klasse sind in jeder Epoche die herrschenden Gedanken, d. h. die Klasse, welche 

die hemchende matmell.e Macht der Gesellschaft ist, ist zugleich Ihre herrschende geIStige Macht" 

(Hervorhebungen im Original). 

2-0 Jurgen Habermas 197 I; 1echnik und Wissenschaft als "Ideologie". Frankfurt am Main: Suhrkamp. 

271 Siehe jedoch Kurt Salamun 1988. Ideologie und Aufklärung. Weltanschauungsrheorie und Politik. 

~'ien/Köln/Graz: Böhlau, hier 5.53 zur Defil1ltion mit einem expliziten Währhei[Sbezug. 
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sozialismus und des Terrorregimes 5talins ohnehin selbst desavouiere"'. Die Ideologien seien 

zwar nicht unbedingr klassengebunden, wohl aber gebunden an eme bestimmte historische l:.po

ehe, nämlich an die Epoche der Transformation von Agrar- in Indusuiegesellschafren. und 

dwe Epoche gehe mit dem Einuirr tn die Phase des .. Spätkapitalismus" zu Ende: .. So weist 

vieles daraufhin, daß das Zeitalter der Ideologien zu Ende gehr"'''3 In den 1960er Jahren ent

steht zwar etne neue Linke, aber dieser fehle jegliche Ctopie, beobachtet Daniel Bell: "This 

,new lefr' has passion and energy. bur litde definition of the future."174 Die utopischen Ener

gien härren sich "erschöpft'" so auch die Formulierung von Habermols"" das Zeitalter der 

Ideologien gehe zu Ende. 

Parallel zu den ersten Takten der Grabmusik für politische Ideologien suchte die amerika

nisehe Soziologie einen ganz anderen Zugang zum Phänomen der Ideologien. Entsprechend 

dem systemtheoretischen Ansatz von Talcorr Parsons treten Ideologien in der gesellschaftli

chen Entwicklung dann auf. wenn der Kanon der traditionalen Lebensregeln und \X'erre seine 

unmittelbare und unbefragre Gültigkeit verloren hat. In solchen Situationen erstellen Ideo

logien neue Onentierungsmuster und dienen der "evaluative integration of the collectivity"'-6. 

Ideologien enthalten wichtige kognitive LegitImationen für neue .\luster der \X!ere-Orientie

rung. und dies sei entscheidend wichtig, denn der soziale W'andel stelle die Subjekte andau

ernd vor neue Handlungsdilemmata - die Optionen für diese oder jene Lebensentscheidung 

steigen und verursachen ständig Verunsicherungen. In solchen Situationen helfen Entschei

dungen fur bestimmte W'erte. denn sie ermöglichen einen "Verzicht auf Begründungen"; so 

auch Luhmann: .. ie stützen sich ... auf eine stillschweigende Verständigung darüber. daß 

über bestimmte \X'errkonflikte nicht gesprochen wird und die entprechenden \X'erre nur in 

separaten Kontexten benutzt werden. \X'erre sind das .\ledium fur eine Gemeinsamkeitsun

terstellung, die einschränkt, was gesagt und verlangt werden kann, ohne zu determinieren, 

was getan werden 5011."'" 
Ideologien erfullen auf dem Hintergrund möglicher \X'errekonflikte in der Gesellschaft die 

Funktion einer Rationalisierungshilfe für W'erteselektlonen, so Parsons, "an ideology ,rationa

lizes' these value-selections. it gives reasons why one direcrion of choice rather than its a1ter-

272 Seymour Martm Lipset 19ih Political .\-i.m. The Social Basis of Polirics (hp. Ed.). Balrimorel 

~!ar:'land: Johns Hopkins üniv. Press. Chap. I,. S '24-,6,; Dania Bell 1988. The End of.ldc

ologv. Cambridge . .\!ass.lLondon: Harvard üni,·. Press, wirh a new Afrerword. S. Wl-407. 

273 Dtto Bnmner 1956: Das Zeltalrer der Ideologien. a. a. 0 .. S. 219. 

274 Dame! Bell 1988.' The End ofIdeology. a. a. 0 .. S. 405· 

275 }ürgen Habennas 1990: Die Moderne - Ein unvollendetes Projekt. Leipzig: Reclam; siehe auch 

Thomas ,Heyer 1994: Die Transformation des Polirischen. Frankfurr am .\!ain: Suhrkamp, S. 191-

195· 
276 Talcott Parsons 1968: The Social Sysrem. New YorklLondon: The her Press. 4th Prinring. S. 3)0. 

277 Niklas Luhmonn 1997' Die Gesellschafr der Gesellschafr, a. a. 0 .• S. H3· 
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native should be selected, why it is right and proper that this should be so"·'~. Parallel zu Par

SOllS versuchte Clifford Geerrz einen ganz ähnlichen Zugang zum Phanomen der Ideologien: 

DIe ersten Jahm:hnre des 19. JahrhundertS wurden von den Zeitgenossen als "tirnes of chaos" 

beschrieben, alte Amichten galten als überholt, neue härren noch keine Gelrungskraft gehabt, 

man empbnd die \Velt als einen .,Scherbenhaufen" etc., und das sei, so Geerrz, verstandlich, 

denn der Prozeß der sozialen DifferenzIerungen habe zu gewaltigen sozialstrukturellen Span

nungen geführt, z. B. zu sozialen Dislozierungen - teils freiwillige, teils ermungene ~lIgra

flonen, zu Umstruktunerungen Im Beschäfrigungssystem in großem Ausmaß, zu erheblichen 

Problematisierungen tradinonaler Herrschafugebilde USW!'9 , was nur schwer eruäglichen so

zialen und psychischen Sueß verursacht haben müsse. In diesen Situationen härren Ideolo

gIen "maps of problemanc social realit)' and mauices for the creation of colleaive conscience" 

dargestellt180• Ideologien seien also gewissermaßen "Landkarten für problemgeladene gesell

schaftliche Realitäten", auf die man blicken kann, um SIch neu zu onenrieren, wenn alte Ge

wißheiten verlorengegangen sind. 

278 Tauott Parrom 1968: The 'iocial Svstem a. a. O. S. 351. Vgl. John R. Zzller 1992. The 0:ature and 

OrigIns of ~1ass 0pInion. Cambridge u. a. Cambndge UnIv. Press, S. 26: Ideologien bringen 

\X'erte - verstanden als "predIspomions" - in eine konSIstente Ordnung, wenngleIch die KonsI

stenz teilweise nIcht "uberprllft" WIrd, so daß von manchen Personen f)-'Plsch linke und rechte 

\X'ertemuster zugleICh kombiniert werden (so von der "liberrarians"); in der Regel sorgen Jedoch 

die Ideologien fiir konsistente \X'ertemuster, die auf der Links-rechrs-Achse gut zu plazleren SInd, 

in .. people's sdf-descripuons as liberal or conservauve". 

279 "Die Bourgeoisie, wo sie zur Herrschaft gekommen, hat alle feudalen, patriarchalischen Idylltschen 

VerhältnIsse zer,tÖn. Sie hat die bunrscheckJgen Feudalbande, die den 1\1enschen an seInen natur

lIChen Vorgesetzten knllpften, unbarmherzig zerri"en und keIn anders Band Z\vlschen ~1ensch und 

~1ensch llbriggdassen als das nackte Interesse. als die gefühllose ,bare Zahlung' Sie hat die heili

gen Schauer der frommen Schwärmerei, der rirterlichen Begeisterung, der spleßbllrgerlichen \X'eh

mm In dem eiskalten \X'asser egoistischer Berechnung ertränkt. Sie har die persönliche \X'llrde in 

den lauschwert aufgelöst und an die Stelle der zahllosen verbrieften und wohlef\ .... orbenen Freihel

ren die eme gewissenlose Handelsfreiheit gesetzt Sie hat, mit einem \X'on, an die Stelle der mit re

ligIosen und politischen IllUSIOnen verhüllten Ausbeutung die offene, unverschämte, direkte, dllrre 

Ausheutung gesetzt. ... Die fortwa.hrende Umwälzung der Produktion, die ununterbrochene Er

schllrterung aller gesellschaftlichen Zustände, die C\ .... ige C"nsicherhelt und Bewegung zeichnet die 

Bourgeoisieepoche vor allem anderen aus. Alle festen eingerosteten VerhaIrnisse mit ihrem Gefolge 

von altehf\\ürdlgen Vorstellungen und Anschauungen werden aufgelöst. alle neugebildeten veral

ten, ehe sie verknöchern können. Alles Ständische und Stehende verdampft, alles Heilige wird ent

weiht, und die ~1enschen SInd endlich gezwungen, Ihre Lebensstellung, ihre gegensemgen Bezie

hungen mit nllchternen Augen anzusehen\ so die Zeitzeugen Kar{,\.1arxlFnedrich Engels [847/4 8: 

~1al\ltest der Kommunistischen Partei. In ~IE\X. Bd. 4, S. 464 f 
280 CbIJord Gi!ertz 1964. ldeology as a Culrural System. In: Dand E. Apter (Hrsg.), Ideology and 

Disconrenr. ~C\\" YorkJLondon: The Free Press, ). 47-76, hIer S. 64 
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Sind Ideologien auf das Problem der "Unsicherheit des Entscheidens" bezogen, so darf 

man sIe weder als elI1 historisch bedlI1gtes Phänomen des 19. Jahrhunderts begreifen, auch 

nicht nur als Resultat sozialer Verwerfungen, uncertamty sei vielmehr die Grundsituation aller 

Akteure des politischen Systems gerade der modernen Demokratien, so Anthony Downs,gr, 

und diese Unsicherheit resultiere grundsätzlich aus unzureichender Information. Das gelte so

wohl fur die Bürger als auch für die Eliten der politischen Parteien. Die Bürgerinnen und 

Bürger können unmöglich bei jeder zur Entscheidung anstehenden Frage vergleichen, welche 

Positionen die Parteien beziehen, um daraus Schlußfolgerungen zu ziehen, welche Partei 

seine/ihre Interersen am besten vertritt. Die Informationskosten des Vergleichs zwischen den 

Parteien auf einer "Issue-Basis" wären zu hoch. Starr dessen vergleichen sie die Ideologien der 

Parteien und gehen davon aus, daß die Parteien die entscheidungsbedürftigen Issues ohnehin 

in einem ideologischen Lichte sehen und entscheiden werden. Auf der anderen Seite haben 

auch die Partei-Eliten kein perfektes \X'issen darüber, wie sich die Präferenzen der Bürgerin

nen und Bürger während einer \X'ahlpenode verändern. Die Eliten wissen aber, daß sie nicht 

alle Gruppen in der Gesellschaft zufriedenstelIen können und wollen daher auf jeden Fall ver

meiden, daß sie von den Wählern aufgrund nur einer einzigen Entscheidung bewertet und 

möglichef\veise abgewählt werden. Folglich ist es für die Parteien "rational", sich nicht auf ei

nige wenIge Issue-Posnionen festzulegen - damit V'.'llrde man zu wenige Wählergruppen an

sprechen, um \X'ahlen zu gewinnen -, sondern nur relativ allgemeine programmatische Aus

sagen zu machen, die zwar hinreichend konkret einen möglichen künftigen Regierungskurs 

erkennen lassen, aber keine bestimmte Entscheidung determinteren. Für die Partei-Eliten sind 

solche Aussagen kein Selbstzweck, vielmehr ein ~1ittel zum Zweck der Machterhaltung bzw. 

zur Erlangung von Regierungsrnacht. Dafür braucht man aber Wählermehrheiten. Folglich 

sind programmatische Aussagen so zu gestalten, daß sie an eine hinreichend große Zahl von 

\X'ählergruppen appellieren. Das gesamte Ensemble solcher längerfristig angelegter, pro

grammatischer Aussagen ergibt dann eine "X'eltanschauung (Hervorhebung auch bei A. Downs 

Im Original). Sind die Parteien weltanschaulich hinreichend differenziert, brauchen die Wäh

lerinnen für ihre Wahlentscheidung nur ein zdeolog)' differential "berechnen"'8'. Kurzum, 

Ideologien sind "cost-saving devices" oder "information shortcurs" - mit anderen \'Vorten, 

Ideologien reduzIeren Infonnatzonskosten im politischen System. 

Eben auf diesen Zusammenhang von hoher Systemkomplexität und daraus resultierender 

Erfordernisse zur Reduktlon von Komplexität ist auch - das hatten wir schon gesehen - die 

Schema-Theorie bezogen; die Begriffsvem'endung "Code" durch NikJas Luhmann liegt auf 

281 Anthony Downs I95~; An Economic Theory of Democracy. New Yark: HarperCollinsPlIblishers. 

5.96 ff. 
282 Anthony Downs [957: An Econamic Theory of Demacrac)" a. a. 0., S. 99, Hervorhebllng im Ori

ginal. 
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derselben Ebenesl , Der Ideologische Code "progressiv/konservariv" habe, so Luhmann, seir 

der FranZÖSISchen Revolunon zunehmend begonnen, die polirische Kommunikarion zu 

muktuneren, quasi als Sekundärcode des politischen Sysrems. Man legr sich auf die eine oder 

andere Sei re des Code fesr. bezieht "Posinon", und ersparr sich so den Aufwand, sich ständig 

im polimchen 'Iagesgeschäfr posirionteren zu müssen,g4. 

Der Großteil der empirISchen Forschung gehr von einem - leider nichr einheidich defi

nierten - "Links-rechts-Schema" aus, unterlegr zumeist eine IOsrufige Skala, um so die Ver

teilungen der polirischen bnsrellungen im Wählervolk erheben zu können. Abgesehen vom 

Sonderfall der USA zeigen die Befunde, daß sich die Bürgerinnen und Bürger rarsachlich re

lativ leichr auf der Einscellungsskala zu plazieren vermögen, und das laßr auf eine ziemlich 

weirverbreitete Ver.vendung des Schemas oder Codes zur ideologischen Selbstposirionierung 

sowie - daran anschließend - zur Beobachrung der politischen Kommunikation schließentSI. 

Alle zuletzt genannten Ideologiebegriffe sind positiv formuliert, d. h., sie tradieren die ne

ganven Konnorarionen seir der Napoleonischen Zeir nichr mehr, und sie enthaIren auch kei

nerlei Bezug mehr zu einer etwaigen "Wahrheir". - Wollte man die wlchrigsren Ideologiebe

griffe formelhafr zusammenfassen und sie überblicksmäßig darstellen, so käme man 1I1 der 

einen oder anderen Form zu folgender LJS[e2.8~: 

283 Die Schema-Theone untersucht primär politische Kognitionen, bezieht sich also auf Bewußt

seInssysteme; der Code-Begriff liegt dagegen in erster Linie im sozialen Bereich der Kommuni

kationen - belde haben Jedoch mit "strukturellen Kopplungen " zu tun, folglich beSItzen sie in 

belden Bcretchcn bestimmte Relevanzen. 

284 NiklLts I.uhmann 1974: Der polnische Code. "Konservativ" und "progressiv" In systemtheoreti

scher Sicht. In: ZeltSchnft für Politik, S. 253-271. 

285 fenn Laponce 1970: :\rote on the Use of the Left-Right Dimension. In: Comparative Political Stu

dies 3: 481502; fenn Laponce 197): Spatlal ArcheCJ'Pe5 and Po!itical Perceptions. In: American Po

lincal SClence ReView 69: 11-69; V:'olfgang G. Gibowski 19r' Die Bedeutung der Links-Rechts

DimenSion als Bezugsrahmen für politische Präferenzen. In: PVS 18: 600-626; Hans-Dleter 

K/mgemann 1982: Fakten oder Programmatik? In: PVS 23: 241-224: 94 % der Bevölkerung wa

ren 1976 bereit, ihre Ansichten auf der Links-rechts-Skala einzustufen, aber nur ein geringer Teil 

der Befragten verbinde mit dem Schema einen" \'V'enbezug" - das erscheint theoretisch verwir

rend, denn politische Ideologien sind geradezu nichts anderes als seleknve Kombinationen von 

'X'enbezugen; vgl. Dleter fuchs/Hans-Dieter K/ingemann 1990: The Left-Right Schema. In: M . 

Kent Jennings/Jan \XI van Dem et al. (Hrsg.), ContinUitles lI1 Po!ttica1 Action. Ber!tn, ~C\V York, 

de (;ruvrer, S. 2°3-234: Dat'ld F j. Campbell 1992: Die Dynamik der politischen Links-rechts

SchwlI1gungen in ÖsterreICh. In: ÖZP 21: 165-179; Uwe BackeslEckhardfme [997: DIe Rechts

LlI1ks- Unterscheidung - Betrachtungen zu ihrer GeschIchte, Logik, leistungsfähigkeit und Pro

blematik. In: Dies. (Hrsg.), Jahrbuch bmemismus & Demokratie, Bd. 9. Baden-Baden: ~omos, 

sowie Frank Decker 1998: JenseItS von rechts und links? In: Uwe BackesiEckhard Jesse (Hrsg.), 

Jahrbuch Extremismus & Demokratie, 10. Jg., Baden-Baden: Nomos, S. 33-48. 

286 Malco/m B. Hamilton 198;, The Elemenrs of me Concept ofIdeology. In: Po!ttical Srudies XXXV: 
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Überblick: Ideologiebegriße 

288 

I. Ideologie verstanden als realitätsferne theorecische Konstruktion - abmakt und häufig 

u[Opisch (~apoleon); 

2. Ideologie als Ersatzreligion - Ideologien seien ein Produkt des Sakularisierungsp[O

zesses. so '\1ark Goldie!l!' ; rur die geschichtsphilosophisch basienen Ideologien (die 

sog. HochIdeologien) kann man das so akzeptieren. rur die anderen Ideologien jedoch 

nicht; 

3. Ideologie als .. falKhes Be ... ;ußtsem". als Überbauphänomen ('\1arx und der Marxis

mus); den ersten .. posinven" Ideologiebegriff fand bereits der Austromarxismust8.~, als 

man erkannte, den Arbeitern sei das .,richtige" Klassenbewußtsem keinewegs amo

matisch uber ihre Stellung im Produkciomprozeß gegeben, sondern mUsse vielmehr 

geformt, gebildet, geschuh werden. und zwar von der Partei; hier versteht man die (ei

gene) Ideologie als ,,\X'affe im Klassenkampf'; 

4. Ideologie als der gesamte BereICh des \X'issens m emer Kulrur (Kar! '\1annheim, '\1i

chael .\1ann u. a.) - "the [Otal mucrure of the mind" (so die Formulierung dafür von 

Hamihon). '\<:'enn man so definien, mUßte man Phänomene wIe die Religion, die 

\X'issenschafr, die Kunst US\\'. zur "IdeologIe" zählen, was den meisten Au[Oren aber 

wenig sinnvoll erscheint; 

). Ideologie als Herrschaftslegitimation (Neo marxismus) , als " [0 taler )chein" bei Th. W 

Adorno, als "instrumentelle Vernunft·, bel Max Horkheimer oder als" ozialtechno

logie" bei Jürgen Habermas; 

6. Ideologie als kolleknv geteihes \X'erremuster (Talcorr Parsons) diem der Sozialimegra

tion von ubkollektiven und errulh die Funktion der Rationalisierungshilfe rur Wen

eselektionen; 

, . 

8. 

9 

Ideologien als "Landkarten rur gesellschafrliche Konfliktzonen" (Clifford Geerrz); 

Ideologien als '\1inel zur Senkung der Informationskosten im policischen System -

"information shorrcuts" - so Anthony Downs und der Rational-Choice-Ansatz; 

Ideologien als Sekundäreode des politischen Systems - Reduktion der informationel

Ien KomplexHät sowie trukrurierung der politischen Kommunikacion (Niklas Luh

mann); 

18-~8, fand nicht weniger als 2;' Dennmonsmerkmale in ~einer umfassenden lJnter,u~hung zu 

den Ideologlcbegriffen. eIn gut Tell davon ist jedoch redundant. 

lvfare Coldie 1989: Ideology. In: T BalII]. Farr/R. L. Hanson (Hrsg.), Polineal Innovation and 

Conceprual Change. Cambridge u. a.: Cambndgc Umv. Pre"" S. 247-291. 

Vgl. CeraldAfozt'tlc 198, (Hrsg.J. Ausrromaomtische Positionen. \X'ien/Köln/Graz: Böhlau. darin 

vor allem die Kontroverse zwischen Kar! Renner: "ISt der Marxismus Ideologie oder ""'i,sen

schaft". S. 74 ff., .\lax Adler: "Cber das Pnnzlp der proletarischen Politik", S. 91 ff., und 0((0 

Bauer: "Klassenkampf und IdeologIe", S. 100 ff. 
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10. Ideologien als Schema (Schema-Theorie), als "Links-rechrs-Schema" mir weireren 

Möglichkeiten der inneren Differenzierung·~9 und der Frage, ob es "jenseits von links 

und rechts" eine eigene Position glbt'}( bzvv. ob sich überhaupr alle Ideologien auf ei

ner einzigen Dimension einrragen lassen'9'. 

Je nachdem, welc.he Regrifflichkeit man wählr, wird man auch anders an die Frage nach der 

Enmehl/ng der politischen Ideologten herangehen. Enrsprechend dem Ansarz von ,\1ic.hael 

t-.1ann'}~ gab es "Ideologien" z. B. schon im Reich der Alren Ägyprer, Römer oder Azreken. 

Ähnli<.h verfahren (neo-)marxisrische Auroren, für welche Ideologien ein Überbauphänomen 

der I ierrschafrslegitimation darsrellen. Problemarisch ist auch die These von Mare Goidie, 

der beh;llIptet, Ideologien stünden seit Marrtn Lurher pnmär im Zeichen des Sakularisle

mngsprozesses. Religion spielr in einigen Ideologien nvar eine zenrrale Rolle, aber die Politt
sirmng der Ausdifferemierung von Religion zu einem Funknonssysrem neben anderen darf 

nichr dazu wrleuen, 10 den Ideologien nur ErsarzreiiglOnen zu sehen. Die meisten Auroren 

datieren daher die Enrsrehung der modernen Ideologien um die Zen der französischen Re

volmion, und das hetf~t, zuvor har es keine Ideologien gegeben; rradinonale Gesellsc.haften 

mögen "Welrbilder" gehabr haben, aber keine Ideologien. 

In den beiden Jahrzehnren vor der Französischen Revolurion lasse sich, so Retnharr Ko

selleck",9J, eine zunehmende Ideologisierung gesellschaftlicher "Grundbegnffe" fesrsrellen, und 

dies habe mit dem Aufkommen eines neuen Zeirversrändnisses zu run: Die Zeitgenossen der 

2.89 GiolJt11l11i 5arton 19~6: ['arues and Pany Sym:ms. CImbridge u. a.: C.lmbridgc Lnlv. Press; Nor

berto BobbIO 1994: Rechrs und l.mks. Grunde und Bedeurungen einer polimchen UnrerschcI

dung. Bcrlm: Klaus 'V:~lgcnbach. 

290 AntllUny Guldens J()9 7 ' Jenseits von Rechrs und l.mk> .. Die /ukunfr radlkalcr Demokrane 

hankfurt am \.lam: Suhrk.imp; Siehe dagegen Seymour lll!artmllp.cet 1991:;-';0 Third 'V:'ay; A 

Comparauve I'erspecuve on the l.eh. In: H. -D. KlingemannIR. Sröß/B\X'eßels (Hrsg.), Polm

sehe Klasse und politische Imrirurionell. OpladenI\X'iesbaden: Westdeutscher Verlag, S. 57- 106. 

291 D~tler Murphy/hank NII/lmeter/joachtm Raschkdfrauke RllbartlTlJUmar Saretzkt 1981. H.lben 

»links und "rechts" noch Zukunh) Zur akruellen DiskUSSIon über die politischen Richrungsbc

griffe In: I'VS 22: ~9S-414. als es um die Frage ging, oh die "postmarerialisrischen Werte" der 

"neuen 1'011IIk" auf der 1 inks-relhrs-Achse eInzutragen wären oder eine eigene DimenSion dar

stellen würden; die Allwren haben die W'erte der "Crünen" schon damals ganz richtig auf der 
,,1 inken" plaziert. 

292. Aftrhael .~farm 1986: The Sourccs 01 SocialPower. Vol. I. C.ambndgt u. a.: Cambndge Cniv. Press 

(deutsch: l;e,chichte der :-'laeht. hankfurr/:\ew York Campus). 

2.93 Relllj,art KOJe/leck /972' Etnleirung. In; Ceschichdiche (;rundbegrifTe, Bd. I, S. XII XX'\'IL Siehe 

auch Reif/hart Kose/leck 197 9: Vergangene Zukunfr. hankfurt am Main: SlIhrkamp; Hdnne, 

\\7im111er 1996: Evoluuon der Polnik, a. J.. 0, S. 62 ff., Niklas /.uhmann 199-' Die Gesellschafr 

der (;esellschafi, a. a. 0., S. 1076 f. 
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2. Hälfte des 18. Jahrhundens bringen das Gefühl zum Ausdruck, in einer "neuen Zeit" zu le

ben und definieren ihre Gegenwart ä1s ,,:\euzeit". Darin artikuliert sich eine gewisse Distanz

erfahrung zur Vergangenheit, zur eigenen Geschichte, zum "Erfahrungsraum", wie Koselleck 

sagt, und gleichzeitig wird erwartet, daß die Zukunft Neues bringen wird, der "Erwartungs

horizont" wird immer weiter in die Zukunft hinein ef\,veitert und mit Hoffnungen auf Bes

seres gefüllt; das Zaubem'ort der neuen Zeit heißt nun "Fonschritt"294• - Es handelt sich um 

die gesellschaftsweite Durchsetzung des abstrakten, linearen Zeit- und Geschichtsverständ

nisses mit einer nach \'orne offenen Zukunft, und genau das sei "modern", so Luhmann und 

andere Auroren'91. Die ~1öglichkeit der Perspektivierung zur Zukunft steigert nun die 

grundsätzliche Kontingenzerfahrung, deren man sich ohnehin seit längerem bewußt war: 

~1an weiß, die gesellschaftlichen Verhälmisse könnten besser sein, wenn ... Erst aus dieser Re

perspektivierung zur Zukunft hin wird der radikale Bruch mit der Vergangenheit erklärbar, 

den die Französischen Revolutionäre 1-,89 vollziehen: Die Vergangenheit des Anden regime 

wird abgelehnt, denn da gäbe es nicht viel, was zu bewahren wäre; gefragt sind vielmehr Pläne 

für die Zukunft. \X'enige Jahre zuvor harten die amerikanischen Kolonisten einen ähnlichen, 

wenn auch nicht so radikälen Bruch mit der Vergangenheit vollzogen'96• 

\X'ie ist dieser \X'andel am ausgehenden 18. Jahrhundert zu erklären) Wahrscheinlich hat 

Luhmann recht, wenn er auf Effekte der Printmedien vef\,veisr: "Es scheint nun, daß das dis

ruptlve :-'foment in der Erfahrung und der zunehmenden \'(Tertschätzung des Neuen gelegen 

hat"'9 , die ,,:\ews" der "l\ewspapers" mußten ja per definitionem neu sein; wer wollte sich 

294 Robert Nisbn 1980: Hismry of the Idea of Progress. New York: Basic Books; A'annerl 0. Kro

hanelAfaTl'in ChodorowlRoy H Pearee 1982 (Hrsg.), Progress and its Disconrenrs. Berkeley u. a.: 

Univ. of Ca!. Press: .YikidS Luh,,1I1nn 1992. The Direction of Evolution. In: Hans Haferkarnp/Neil 

J. Smelscr (Hrsg.l, Social Change and Modernity. Berkeley u. a., S. 279-293. 

295 l\r1kl,zs lllhmann 19"6 \Xrelaelt und Sysremgeschichte. Über Bcriehungen zwischen Zeithoriwn

ten und sozialen Strukturen gesdhchaftlicher Systeme. In: Hans Michael BaumgartnerlJörn Rü

sen (Hrsg.), Seminar: Geschichte und Theorie. Frankfurt am .\bin: Suhrkamp, sowie Niklds Luh
mann 1980: Tempora!isierung von Komplexität. - Zur Semanrik neuzeitlicher Zeitbegriffe. In: 

Ders. Gesellschaftsstruktur und Semantik. Bd. I. Frankfurt am .\bin: Suhrkarnp. S. 235 ff.: Hans 

Ulnch GlImbrecht 1978: .\lodern .• \lodernitär, .\loderne. In: Geschichtliche Grundbegriffe. Bd. 4. 

S. 91-131; AnthollJ Giddnzs 1990:The Consequences of.\lodernitv. Stanford, Ca!.: Stanford Univ. 

Pre,,; Niklm Luhmdnn 1992. Beobachtungen der .\10derne. Opladen: Westdeutscher Verlag. 

296 Siehe das eloquente Plädoyer für einen Bruch mit dem britischen ,\lutterland von Thomas PaiM 

r~611986: Common Sense. London: Penguin Books, gleichzeitig eines des ersten Dokumente /Ur 
die Errichtung einer liberalen Demokratie. Paines Schrift ist in hohen Auflagen immer wieder 

erschienen und wurde von den revolutionären Kolonisten wie die Bibel in den Brusttaschen ge-

tragen. 

297 .vlkidS Luhnumn 1997: Die Gesellschaft der Gesellschaft, a. a. 0., S. 1000, Hervorhebung im Ori

ginal. 
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eine SchrIft kaufen. die er oder sie schon kennt? - Information informiert ja nur dann. so 

Luhm.lnn. wenn sie neu ist, d. h., die professionelle Orientierung der Printmedien am Neuen 

dürfte den quasi natürlichen "Traditionalismus" der Gesellschaft zusehends aufgelöst haben. 

Das \X'ort .. Revolution" ha ne früher den Umlauf der Gestirne am Firmament bezeichnet; 

im Jahr 1789 bedeutete es radikale Veränderung der gesellschaftlichen Verhälmisse198. In der 

französischen Nationalversammlung saßen zur Unken Hand des Parlamentspräsidenten die

Jcnigen Abgeordncten, die für solche radikalen Veränderungen ell1rraten, zur rechten Hand 

saßen diejenigen, die einen Bruch mit dem Ancien Regime ablehnten und für gemäßigte Re

formen plädierten. Diese Praxis der Sztzordnung hat sich 111 vielen Parlamenten bis heute er

halten; das Lll1ks-rechts-Schema bringt dies als Raummetapher zum Ausdruck, in \1Vahrheit 

liegt ihm aber eine Codierung von Zeit zugrunde99: Die ideologische "Linke" blickt 111 die 

Zukunft, kritisiert aus Zukunftsentwürfen heraus die gegenwärtig bestehenden Verhälmisse, 

sie ficht für Veränderung. Die ideologische "Rechte" blickt von der Vergangenheit auf die Ge

genwart, pocht auf historische Kontinuirat, d. h. auf Bewahrung .111 dessen, was sich 111 der 

Ceschichte "be\.väl1ft" hat, den "Test der Zelt'lOO bestanden hat und plädiert für vorsichtige 

Reformen. 

Die modernen polt tISchen Ideologien verdanken ihre Entstehung diesen grundsätzlichen 

Perspekti\'ierungen, und daran hat sich biS heute nichts geändert. "Die entwlcklungsideologi
sehe Verdichtung SOZialer Zeit zur Identität von Gesellschaft zeichnet die liberale Forrschrirrs

ideologie genau so sehr aus wie kulturalistische Gemell1schaftsideologien - ob konservativ 

oder progressiv, immer geht es zuerst einmal um Codierung von Zei(."'~' 

Zunächst aber zwangen die Ereignisse und die "Ideen von 1789" selbst schon zur Stellung

nahme: Entweder man war dafür oder dagegen. \Vie ein Lauffeuer verbelteten sich die ach

richten - bis nach Königsberg, wie I. Kant schrieb: "Ein solches Phänomen vergißt sich l1Icht 

mehr, weil es eine Anlage und ein Vermögen in der menschlichen Natur zum Besseren auf

gedeckt hat ... " (Kant, Der Streit der Fakultäten, A 150). Die Nachrichten aus Paris lösen bei 

den meisten intellektuellen KreISen Europas helle Begeisterung aus, so auch in England, was 

dann Edmund Burke veraniaßt, gegen diese Einstellung seiner Landsleute die "Reflecnons on 

the Revolution in France";Ol zu Papier zu bringen, also das erste Dokument des "Konservati-

1.98 Reinhart Kosel/eck et al. 1984: Revolution. In: Geschichtliche Grundbegnffe, Bd. 5, S. 653-788. 

299 Xorberto BobbIO 1994' Rechts und Links, a. a. 0., S 48 f. 
jOO Ted lIondr/ch 1994. Das Elend des Konservativismus. Hamburg: Rorbuch Verlag, S. 45. 

,01 Glefarlo Romano 1996: Vernunft und Charisma. In: Kurr Imhof/Peter Schulz (Hrsg.), PolitISches 

Raisonnement In der Informationsgesellschaft. Zürich Seismo, S. 1"--146, hier S. In, Hervor

hebungen 1m Original. 

,02 Edm/Illd Burke 1790!J9Sf Reflccrions on thc Revolution In France. The Liberal Ans Press, 0:ew 

York, siehe dazu ;luch Christ/an Graf lJ. Krockow 1986' Fdmund Burke. In: Pipers Handbuch der 

politischen Ideen, hrsg. \'. Iring FetscheriHerfried t-.lünkler, Bd. 4. sowie Albert 0. Hirrchman 

199/: The Rheroric of Reaction. Cambndge, ~1ass.lLondon. 
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vismus" - brillanr formuliert und deshalb bis heute eine relevanre Grundlage dieser ideologi

schen Grundströmung. 'X'enig später publiziert Thomas Pame seme Schrift: ,The Rights of 

Man" (r79If92)'O' eine ebenso brillante Replik auf Burke aus "progressiver" Sicht. - Damn 

war der politisch-ideologische Code "progressiv/konservativ" durchformuhert und publiZiert 

Der Aspekt der Publizität wird hier von uns besonders betonr, weil er oft in der DlskusslOn 

um politische Ideologien übersehen wird; unsere These aber lautet: Ideologien sind eine Strok

tur der politISchen Öffintllchkeit. Sie werden gewissermaßen m der Inreraktion von ~1assen

medien und Diskursen der Bürger erzeugt. Der Code muß in der Öffenrlichkeit SIchtbar sem, 

denn anders könnre er die politische Kommunikation gar nicht strukruneren. Hören die 

Massenmedien auf, den Code zu .,zeigen", verheren Ideologien automatisch an Bedeurung. 

und genau dies ist der Punkt, der für unsere Gegenwartsgesellschaft zu diskutieren ist. 

Kurzcharakterisierung der \\'ichtigsten politischen Ideologien 

1. Der Llberaftsmus 

Die Zauberformel der "Imken" ideologischen Strömung Im 19. Jahrhundert hieß .,Fort

schritt": "Die Zukunft heißt Fortschritt"30 4. Über diese Formel läuft die erste Selbstbeschrei

bung der modernen Gesellschaft (Luhmann), und sie stand auch Im Zenrrum der ersten 

Großideologie nämlich des Liberaftsmus fCl . Die Aldiberalen waren .,Linke", das darf man 

nicht vergessen' Sie setzten nach 1815 gegen die Verteidiger des Ancien regime auf radikale Re

formen: Sie fordern eine \'erfassung, und Z\var im doppelten Sinn, einmal als Staatsgrundge-

303 Thomas Pamt' I79I!I987' The Rights of Man. London: Penguin Books, eine der besten .progres 

slven" Schriften der Zeit. 

304 Dlt'ur Langt'wlf!Sche 1988: Liberalismus in Deutschland. Frankfurt am Mal11: Suhrkamp, S. Il6. 

305 Zum Liberalismus gibt es viel Literatur, wir beziehen uns neben der Im folgenden ZItierten Lite

ratur auch auf die Beiträge im Plpt'r5 Handbuch der politlSchen Ideen, hrsg. v. [ring Fetscher/Her

fried Münkler, Bd. 4, S. 323-364; sowie Paul SchumakerlDwlght Kit'IJThomas Hdkt' 1996' Great 

Ideas/Grand Schemes, a. a 0, S 44-78 und<; 2r-280,john Schwarzmantt'l I998: The Age of 

ldeology. '\'ew York: New lork Gmv. Press, <" 63 ·86 und 131-150; .vorberIO Bobbio I9W Liberal

ism and Democrac)'. London,!\le\\ York: Verso; Karl-Georg Faber I9~5: Strukturprobleme des 

deutschen Liberalismus im 19. Jahrhunderr. In: Der Staat 14: 201-227; Wolfgang Schledt'r 1983 

(Hrsg.) Liberalismus In der Gesellschaft des deutschen Vormärz. Görtingen: Vandenhoeck & 

Ruprecht (Sonderheft 9 der Zeitschrift "Geschichte und Gesellschaft");}amt's j. Sht'ehan 1983: 

Der deutsche Liberalismus. Von den Anfängen im 18. Jahrhundert biS zum Ersten \X'eltkrleg 

'770-1914- München: Beck (Sheehan behandelt in erster Linie die Geschichte der liberalen Par

teien, siehe das nächste KaPitel); Dieter Langewit'sche I988: Liberalismus in DeutSchland. Frank

furt am Main: Suhrkamp;}ohann BaptlSt Müller I98I: Liberalismus, Konkurremwirtschaft und 
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setz, zum andern als Proklamation und Garanne der Grund lind Freiheitsrechte'~ SIe 

bmpftcn an vordcrstcr frone für dIe .\1einungs- und Pressefreiheit, die weder 1m reaktionären 

Preußen noc..h im "System Merrernich" bis 1848 durchsetzbar war. Die Liberalenlehneen die 

~pielereien mit mirrelalterlichen Repräseneationsformen ab (gemeine sind dIe alten,Land

lände") und forderten die Errichtung von Parlameneen auf der Basis des modernen 'X'ahl-

rechts. Bekanntlich hielten die AJtliberalen von elllem allgemeinen Wahlrecht nichts und 

wolllen es auf das Besltz- und Bildungsbürgerrum beschränkt WIssen. 

l'arlarncnrsd,skusslon als Voraussetzungen ökonomischer und politIScher freiheit. In: Anton Pe

linka (Hrsg.), Ideologien IIn Bezugsfeld von GeschIChte und Gesellschaft. Innsbruck. Inn-Ver

lag, S. P3- 186; Ralph Dahrendo119?1: Ccsellschaft und Demokratie in Deutschland. München. 

drv; I'l'la Brandt 1990: Liberalismus. In: Bürgerliche (,e~ellschaft 1ll Deutschland. Frankfurt am 

M:un Fischer. S 143-165; l.othar Döhn 1998: Liberalismus - 5pannungsverhaltnls von FreIheIt. 

Clelchhelt und hgentum. In: ham. Neumann (Hrsg.). Handbuch Politische Theorien und 

Ideologien, Bd. I, 2., überarb. u. erw. Auflage. Opladen: Leske + Budrich, S. 159-143; zur Ge

schichte Siehe vor allem RudolfVierhaui 1982. Liberalismus. In: GeschIChtlIche Grundbegnffe, 

ßd. J: 741-785; entscheidend für die \\'ortprägungen "lIberal", "Liberale", und später "Liberalis

mus" durften lllnäthst die ParteibezeIChnungen 1ll den spanischen Cortes 1812 gewesen sein, die 

sich in ,l.iberales" und .. ServIles" teIlten, aber schon in napoleomscher Zelt wird viel über lelrei 

libtlülf'i diskutiert - zum TeIl als Folge der napoleomschen Propaganda - etwa auf dem Cebiet 

des Verfassungslebens, dem Repräsentatlvsystem, der .. Liberalltät Im Unterrichte" und an den 

Universitäten, der freien Meinungsäußerung in der Öffentlichkeit usw.; 1ll r.ngland erscheint 

1822 die Zeltslhrift The LIberal, wo die südosteuropäischen Revolurionen gefeiert werden. die 

Bezclchnung "l.iberals" burgert Sich als ParteibezeIChnung erst nach der \'«ahlrechtsreform 1832 

ein. als dann im Gegenzug die Tories die Bezeichnung "Conserval1ves" erhalten; feste term1110-

logische I'artelnamen formieren sich allerdings erst mit den \'«ahlen 1847. als offiZiell für die 

\X'hlg~ "l.iberall'arry" und für die Tone; "Conservative Party" gebräuchlich werden. 

106 l.otlw Ga1l1976: l.iberalismus und .. bürgerlIChe Gesellschaft". Zu Charakter und Entwicklung 

der liberalen Bewegung in Deutschland. In: Ders. (Hr;g.), Liberalismus. Köln: KJepenheuer & 

\X'itsch. S. 162-186: .. Unter Liberalismus verstehe Ich hier 111 erster Lime, bezogen auf dIe westlI

chen und mmleren leile Konrinentaleuropas. jene polItische Richtung, die SICh aus der soge

nannten Verfassungsbewegung des späten 18 und frühen 19 Jahrhunderts entwickelte, aus dem 

spontanen gesinnungsmaßigen ZusammenschJuß deqenlgen also, deren Haupmel die Durch

setzung C111CS repräsentativen Verfassungsstaates mit klar umrissenen. in einem Grundrechtska

talog neganv fixierten E111gnfErechten in die individuellen und InterindivIduellen Beziehungen 

seiner Mitglieder war. wobei das Ausmaß dieser Elngnffsrechte abgeleitet wurde von einem Ide

a1rypisch konzipierten BIld des 111 geISl1ger wie marerieller Hinsicht frei und selbsrverantwortlich 

hancllungstahigcn Individuums." Vgl. U7alta Bltßmann 1968' Zur Geschichte des deutschen Li

beralIsmus im 19. Jahrhundert. In: Helmut Böhme (Hrsg.), Probleme der Relchsgrundungszelt 

1848-1879. KölnIBerIin: KJepenheuer & "''itsch, 5.85-103 Zum "Liberalismus als Verfassungs

bewegung" siehe auch Peta Brandt 1990: Liberaltsmus. a. a. 0., . 150 f. 
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Als "philosophische'" 7 Seite des liberalismus werden in der literatur häufig zwei Unter

scheidungen genannt: Einmal die Unterscheidung von "Staat und Gesellschaft". "Gesell

schaft" wird verstanden als staatsfreier Raum bzw. wird oft - wie schon bei HegelJo8 , der ja 

diese Unterscheidung in die Philosophie eingefuhrt hatte - überhaupt mit der Wirtschaft 

gleichgesetzt. In der Wirtschaft regiere die "unsichtbare Hand" (Adam Smith, den die libera

len Beamten Preußens schon zur Zeit Hardenbergs verehrten) des freien Marktes109, der Staat 

habe sich auf seine Ordnungsfunknon zu beschränken - in diese Richtung verweist Jedenfalls 

die zunehmende Burokratiekritik der liberalen11O• Nur die Dynamik des freien Marktes 

307 luden verschiedenen Strömungen bürgerlicher Ph!losophie, die im 19. Jahrhundert vorherrsch

ten, zählten seit der Aufklärungszclr: PoSItivismus, Utilitarismus und KritiZismus, so PanajotlS 
KondyllS 1991: Der Niedergang der bürgerlichen Denk- und Lebensform. \X'einheim: Acta hu

mamora, S. 136; diese Strömungen entsprachen dem bürgerlichen \X'unsch, "das Transzendente 

zwar praktisch auszuschalten , es aber aus ethischen Überlegungen heraus nicht ganz zu vernich

ten, die Substanzen zwar durch funktionen zu ersetzen, doch sie andererseits weiterhin irgendwo 

Im Hintergrund ihr Dasein fristen zu lassen, da auf die Substanzialität von normativ geladenen 

ontologischen Größen, wie die :'-Iatur und der Mensch es waren, nicht ohne bedenkliche ideo

logische folgen verzichtet werden konnte; ein so oder so nuancierter Agnostizismus wurde von 

allen Selten vertreten, der diese rvpisch bürgerliche Ambivalenz philosophisch ermöglichte", so 

Kondylis. 

308 Manftd Rmie! 197 5." Gesellschaft, bürgerliche. In: Geschichdiche Grundbegriffe, Bd. 2: 71')-800; 

vgl jedoch Rainer 'lchüttle 1994: Politische Theorien des süddeutschen Liberalismus im Vormärz. 

Studien zu Rotteck, \X'elcker, Pfizer, .\.!urhard. Baden-Baden: Nomos; die Autoren des .,Staats

lexikon' blieben noch weitgehend auf einen vorhegeIschen Staats- und Gesellschafubegriff fixiert. 

309 Der vormärzliche Nationalismus der Liberalen zielt in erster Linie auf die Schaffung größerer 

Märkte, so explizit Friedrich List; für viele Jahrzehnte gehen "Nationalismus und Liberalismus 

.. ] in Deutschland mcht nur Hand 111 Hand, sondern sie sind eigentlich identisch", so Peter 

Bmndt 1990: Liberalismus, a. a. 0, S. 144. Für ell1en Laissez-faire-Liberalismus des "freien Spiels 

der Kräne" sprachen sich dagegen nur wenigc deutsche Publizisten aus. 

310 Liberalismus als Bewegung gegen ,.die politische Kultur des Etatismus" , so lX0/fi,ang Mant! 1996: 

llherallsmus und Amiliberalismus in Österreich. Eine Spurensuche. In: Fmil Brix/Wolfgang 

.\fand (Hrsg.), Liberalismus. Interpretationen und Perspektiven. \\"ien/Köln/Graz: Böhlau, S. 

15-48: Trennung von Staat und Gcsellschaft, Begrenzung der Staatsaufgaben und damit der 

Staat,tätigkelt, Machtbegrenzung und Machtkontrolle, Gewährleistung und Sicherung der 

Grund· und Freiheitsrechte, ein Parlament als Zentralorgan und Relais für die aus der Gesell· 

schaft kommenden Gemeinwohlvorstellungen, Skepsis gegen direkte Demokratie, grundsätzli

che Öffentlichkeit des Staarshandelns, Ausbau der Rechrsstaarlichkeit, wären, so Manrl, die wich

tigsten staarsrneoretischen POSitionen des Liberalismus. Daß der Autor im Falle der Gcschichte 

des Liberalismus in Österreich nur eine ,.Spurensuche" unternehmen kann, spricht bereits für 

sich. Leider fehlt dem Sammelband der konzeptuelle Zugang zu den "politischen Ideologien" als 

Phänomene der "politischen Öffentlichkeit", deshalb immer wieder die Behauptung der "Unde

finierbarkeit des Liberalismus" 111 den Beiträgen. 
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schaffe Wohlsrand, nur diese garanriere Innovarionen. Forrschrirc us\'.', Dies isr der Kern des 

~()g. \Vimchafrsliberalismus (der in den deurschen Ländern aber ersr nach 1900 zum fesren 

Besrandreilliberalen Denkens wird)!". Die andere Unrerscheidung sei diejel1lge von "Indivl

duum und Gesellschaft"'" (also gerade nichr: Gemelllschafr und Gesellschafr!l'" ; "Individu

alismus" isr ein wichriger Grundzug des klassischen Liberalismus, er srrebr die Freiserzung des 

Individuums von rraditionalen Bindungen an. beronr individuelle Freiheir. aber auch Illdlvi

duelle Verantwortung für das eigene Schicksal und stehr mir dieser Auffassung in scharfem 

Cegensau zu allen gemeinschafrsideologischen Richtungen l'4 . Dem Liberalismus har das den 

VOf'.vurf einer aromisrischen Gesellschaftsauffassung eingetragen; er verkllnde in Wahrheir 

)11 RudoljTialther 1982: Exkurs: WirtschaftlIcher LibeLlIlsmus. In: C;eschlChrilche Grundbegriffe, 

Bd. 3: 787-815: die freihändlerischen Agitationsverell1e und Frethandelsbewegungen, so die der 

Kaufleute 1838 in Manchester: Die Antl.Corn-Leage bis zum Fall der Korngeserze 1846 - eine 

der ersten Massenbewegungen fnglands - wurden 111 Deutschland bis zum Ende des 19· Jahr

hundertS kaum in den •. politischen Libnalismus" integriert; vgl. Jedoch Er/ch \X~ 5treissLer 1996: 

Der \X'irtschaftslibcralismus in ,\1irreleuropa: Umsetzung einer wJr[schafrspolinschen Grund

kOllzepnon' In: Fmd Brix/\\'olfgang Manrl (Hrsg.), l.iberalismus. Interpretationen und Per

speknven. \X'ien/Koln/Cra/: Böhlau, S 135-179; zumllldest den Kampf um den Abbau von 

SchutZ/öllen, also um den "freien Handel'. sowie um die "Freiheit des Gewerbes" (Gewerbe frel

hClt elllschließlich der NiederlassungsfreihClt) könne man schon im 19. Jahrhundert als "\\'irt

schaft.,llberallsmus" verstchen, so Srrelssler. 

jll Nik/.,ts I.lIhmann 199).' Die gesellschaftliche Differell7ierung und das Individuum. In: Ders., So

ZIologische Aufklärung 6. Opladen: \X'estdeutscher Verlag, S. 125' 141; "IndIVIduum" Wird um 

1800 mit dem Begriffs des Subjekts verschmolun, bleibt aber noch weithin bestimmt durch Be

ZIehungen aus verschIedenen sozialen Gebilden, z. B. durch die Schichrzugehörigkeit der Famdie, 

Sünde. BcrufswgehörigkClt, \errragspartner, NationalItät usw .. bIS es schließlich ni(ht durch seme 

Bl'Zlehlingen zu anderen charakteriSIert WIrd. sondern durch seine "Beziehung Zll SIch selbst und. 

da dies tautologIsch ist, durch seine auf Grund dieser Selbstbeziehung erworbenen Eigenschaften" 

(S. 126; Hervorhebung im Original). In diesem Begriffssllln wird es zum Allgemeinen der Ge

scllschafi: schlechthlll. denn elll "Individuum" ist schießlich ein Jeder Mensch. hst zu Beginn des 

20, Jahrhunderts wird für diese Differemierung der Begriff "Individualismus" erfunden und in 

dIe S07l010gie elllg~führt - als Cegensarz zum .. Soziallsmus". 

lI3 Vgl. auch Niklds Lul"nann 1994: Copierte EXIstenz und Karriere. Zur Herstellung von Individu

alit;it. In: C'lrich BeckJE!Jsabeth Beck-C;ernsheim (Hrsg.l. RIskante FreIheiten. -IndiVIdualI

sierung in modernen Cesellschaften. Frankfurt am .\1alll: Suhrkamp. S. 191--200; nach der Um
stellung der gesdlschafi:lichen Differenzierungsform von Stratifikation auf funktionale 

DlfTerenzlerung werden "Karrieren" möglich. und zwar in den FunktIonssystemen. und sie sllld 

Immer ellle "spt"Zlfische Kombination von Fremdselektion und Sclbstselekrion". 

114 CharLes lfinnore 199).' Politischer I.iberalismus. In: Axcl Honneth (Hrsg.), Kommunitansmus.

Eine Debarre über die moralischen Grundlagen moderner Gesellschaften. Frankfurt/:\'ew York 

Campus. ,. Autl .• ~. 131-156. 
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eine asozi,ue Gesellschaft von Individuen. die nur "Marktfreundschaften" kennen oder an

dere. rein voluntaristische Formen von Beziehungen - voller Eigennutz. und die deshalb ihren 

momentanen J\'utzen nicht Liberdauern. 'lypisch dafür seien die vertrags theoretischen Ge

seIlschaftskonstruktionen: Sie entwerfen elllen rechtlichen Rahmen fLir die ungehinderte 

Selbstwahl kontextloser Subjekte purer Rationalismus. ohne Geschichte. ohne Traditionen 

und ohne menschliche Gemeinschaft. John )tuart Mill hat darauf geantwortet: 

DIC menschlichen Fähigkeiten. wahrzunehmen. zu urteilen, unterschiedlich zu fühlen. gClStig 

täug zu sem und moralische Vorlieben zu haben. werden nur durch das Fällen von Entschei

dungen gesch1llt DerJell'ge. der alles nur darum tut. weil es Brauch 1S(, trifft keme Entschei

dungen ; .. . ; \X'enn em .\1ensch ein tolenerbares Maß an gesundem l\lenschenverstand und 

an Erf.,hrung besitzt, muß seine eigene An der Lebensplanung als die beste gelten. und zwar 

nicht. weil sie an sich die beste. sondern weil sie ihm eigen ist."; 

Die Trennung von Kirche und Staat bzw. "Religionsfreiheit". "Gewissensfreiheit" gehörten 

eben(;ll1s schon zu den klassischen forderungen des Liberalismus. Hundert Jahre brutaler 

Glaubenskriege waren ein Sachverhalt. den kein frLihliberaler Denker Ignorieren konnte. 

Dennoch wurde er wegen "IrreligioSltät" von den sich formierenden Konseryativen angefem

det - vor allem rief das den entschiedenen \'«iderstand der katholischen Kirche auf den 

Plan' 6 , die im Laufe des 19. JahrhundertS zur Erzfeindin des Liberalismus wurde, insbeson

dere Im Streit um die Schulaufsicht In den katholIschen RegIOnen Furopas hat der Libera

lismus kaum Fuß fassen können, so z. B. in Bavern oder in Österreich . Selbst in England 

blieb der Liberalismus im wesentlichen die Ideologie der "Dissenters", also des nonkonfor

mistischen Lagers. das in religionspolitischen Fragen gegen die etablierte Staatskirche 

kämpfte"s. Da die Reaktion nach 1815 das "monarchische Prinzip" und damit das Gottesgna

dentum als Legitimationspnnzip monarchischer Herrschaft wiederbelebte, befand sich der 

Liberalismus bis 1848 in den meisten deutschen Ländern und in Österreich in der prekären 

~I) (harIes Lannore 1995-' Politischer LiberalIsmus. a. a. 0 .. S. 136. als Zitat aus Mills "On Liberty"'

Jedes Festhalren an Traditionen beruhe Icrzrlich aut der Entscheidung, sich nicht zu entscheiden. 

das ist hIer der entscheidende Punkt. DIe Moderne läßt eben kClIlc andere \Vlhl. 

j16 Auch im Protestantismus entstand ein entschIedener, religiös motivierter Annltberalismus, siehe 

Friednch V;TilheLm Graf 1993: DJ( Spaltung des Protestantismus. Zum VerhältniS von evangelI

scher Kirche, Staat und .Gesellschaft' Im frühen 19. Jahrhundert. In: Wolfgang Schleder (Hrsg,). 

Religion und Gesellschaft Im 19 Jahrhundert. Sturrgarr: Klerr-Cona. S. 157-180, 

jl7 Klaus Koch 1988: hühltberallsmus III Üsterreich bis zum Vorabend der Revolunon von 1848. In: 

Dieter I.angewiesche (Hrsg.l. LIberalismus. Deutschland im europäischen Vergleich. Görringen' 

Vandehoeck & Ruprecht. S. 64 70. 

318 Wo/fgangj. Afommsen 1988: Einfuhrung: Deutscher und britischer Liberalismus. - Versuch einer 

Brlanz. In: Dleter Langewiesehe (Hrsg.!. Liberalismus, a. a. 0 .. S 211--222. hier imbes. S. 219· 
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Lage einer Systemopposition, obwohl die meisten Liberalen keinesfalls gegen die Monarchie 

als Staatsform eIngestellt waren. Sie wollten eIne "konStItutionelle Monarchie"I'9, also die ver

fassungsrechtliche Einbindung der monarchischen Gewalt sowie eine verfassungsrechtliche 

Regelung für die politische Partizipation der Burger als neuem Leginmationsprinzip und da

mit eIne strikte Trennung von "Thron und Altar". Religion solle endgultig zur Privat sache je

des eInzelnen werden. 

Der klassische Liberalismus ist eine Ideologie der FreiheirJl"; das Prinzip der Gleichheit, 

das in der Französischen Revolution noch gleichrangig neben Freiheit und Solidarität gestan

den hatte, wird eingeschränkt auf die Formel von der "Gleichheit vor dem Recht" (im anglo

amerikanischen Schrifttum heißt es: "equaliry of opportunities, not of condirions"), anson

sten rolerieren Liberale alle möglichen Formen von Ungleichheit, sei es als Resultat der auf 

Privateigentum beruhenden MarkrwirtSchaft, sei es als Folge von Bildung. Die A1t1iberalen 

harren durchaus einen elttären Bildungsbegriff und fürchteten nichts mehr als eIne "Herr

schaft der Mittelmäßigkeit". Sofern Demokratie zu einer solchen Herrschaft führe, waren die 

Altllberalen durchaus skeptisch, wie z. B. Alexis de Tocquevillel2l , John Stuart Mill l2> oder 

Robert v. MohjJ'l- in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts wandten sich viele Liberale strikt ge

gen die Ausdehnung des Wahlrechts l24 , um eine mögliche "Herrschaft der Vermögenslosen" 

zu verhindern. 

319 Ihomas Würtenberger 1998: Der Konstitutionalismus des Vormärz als Verfassungsbewegung. In: 

Der Staat 37: 165-188. 

320 RudolfVierhaus [982: LiberalIsmus, a. a. 0., S. 755, so heißt es 111 eInem Artikel der Zeltschnft 

"Allemania" 1816 zur "Llberalttat el11er Regierung", sie habe das "große Drei der bllrgerlichen 

Wohlfahrr" zu fördern: FreIheit des Erwerbs, Freiheit der Person und Freiheit der Meinungen; vgl. 

Giouannt Sarton [997: Demokranetheone. Darmstadt: Primus Verlag, S. 369 ( 

321 Alexis de Tocquevzlk 1985: Über dIe Demokratie in Amenka, hrsg. v. J P Mayer. Srurtgart: Reclam; 

,\.farcel GaUMt [990: Tocqueville, Amerika und wir. Über die Entstehung der demokratischen Ge

sellschaften. In Ulnch Rödel (Hrsg.), AutOnome Gesellschaft und Itberräre Demokrane. frank

furt am Main: Suhrkamp, S. 123206. 

312 John Stuart Mi/l [991: Consideranons on Representative Government. Buffalo/New York: Pro

memeus Books;fohn Stuart Mt/I [8591 [990. On Liberty. In: Ders., Utilitarism. Glasgow: Fonrana 

Press, insbcs. S. 195 "collective mediocnty". 

323 Robm von Mohl 1966 Politische Schriften, hrsg. v. Klaus v. Beyme. Opladen: Westdeutscher Ver

lag, hier I11sbes. S. XLI des Herausgebers und S. 125 zur Rllckzugsposinon des deutschen libera

lismus und relanv deutlichen antidemokratischen Einstellungen. 

324 Theodor Sclneder 1974: Die Krise des bllrgerlichen liberalIsmus. EIl1 Beitrag zum VerhältnIS von 

politischer und gesellschaftlIcher Verfassung. In: Lothar Gall (Hrsg.), Liberalismus, a. a. 0., S. 

187-207. Von seinen Anfängen an begleItete den LiberalIsmus dIe Furcht vor den Schrecken der 

Massenherrschaft, wIe SIe in der Französischen Revolution aufgetreten war. Fast alle liberalen Pu

blIZIsten von Rang setzten sich beim Wahlrecht für ell1en Zensus eIn; an der Frage des allgemei-



Demokrausche Systeme 

\Vie bereits erwähnt, gehörte die Forderung nach Pressefreiheit überall zu den wichtigsten 

der Liberalen - jedenfalls außerhalb Englands. Der deutsche Liberalismus hatte im berühm

ten Rheinischen Merkur (1814-1816) kurzfristig ein eigenes publizistisches Organ, nach Weh

ler"l die erste deutsche "Gesinnungszeitung von wahrhaft großem Ausmaß", wurde aber 

durch Kabinettsorder verboten. Nach 1830 nehmen aber die Spannungen deutlich zu: 1832 

wird der "Deutsche Preß- und Vaterlandsverein"" gegründet, der bei den Mittelschichten 

großen Zulauf erhält und in großem Umfang liberale Schriften vemeibC-. Nach 1848 gibt es 

einige altliberale Blätter (bzw. sympathisierende) wie z. B. die Spenersche Zeitung in Berlin, 

die National Zeitung ebenfalls in Berlin, die Allgemeine Deutsche Zeitung in Leipzig, die Köl
nische Zeitung, teilweise auch die Allgemeine Zeitung (die Cotta'sche Zeitung) in AugsburgJIß• 

Österreich erhält nach 1848 gleich zwei liberale Blätter, nämlich Die Presse und die Neue Freie 

Presse (die Trennung der Blätter 1864 hatte nichts mit der Blattlinie, sondern mit einer inner

redaktionellen Fehde zu run)129• Der Systemwechsel von 1848 bescherte dem Liberalismus eine 

Zeitlang einen beträchtlichen Aufschwung, so war er in der Paulskirchenversammlung 

1848/49 die dominierende Strömung, beherrschten liberale Mehrheiten die Parlamente, selbst 

in Österreich stellten Liberale zeinveise die RegierungJJO, aber der Liberalismus als Partei 

nen Wahlrechts trennten Sich schon vor 1848 die "Demokraten" von den "Liberalen"; wie Bis

marck lD Deutschland 1867 haben auch in Großbritannien konservative Regierungen das allge

melDe \X'ahlrecht eingefuhrt bzw. das \Vahlrecht erweitert, nicht die liberalen! 

325 Hans-Ulnch Wehkr 1987: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 2. München: Beck, S. 526. 

326 Comelza Foenter 1983. Sozialstruktur und Organisationsform des deutschen Preß- und Vater

landsvereins von 1832/J3. In: Wolfgang Schieder (Hrsg.), Liberalismus in der Gesellschaft des 

deutschen Vormärz, a. a. O. S. 147-166, mit viel empirischem .\1aterial. 

327 Dieler Langtwiesche 1988- LiberalIsmus in Deutschland, a. a. 0., S. 35, zu dieser Geschichte gehört 

auch die Vorliebe der Liberalen für Vereine oder AssociatlOnen, wie Welcker im "Staatslexikon" 

darlegte, ein wesentlicher Aspekt der "bürgerlichen Gesellschaft". Politische Vereine waren in 

Preußen und in Österreich bis 1848 verboten, trotzdem war wahrscheinlich die Unterscheidung 

schwer zu treffen . - Über die Presse und über die Vereinsakrivitäten wuchs die liberale Elitt 
Deutschlands schon lD den 1840er Jahren zunehmend zusammen, die Gründung der Deutschen 

ZeItung (1847) verdeutliche das Hinauswachsen des FrühlIberalismus über die Einzelstaaten, .so 

Langewiesche, dringt aber nicht überall vor: "Österreich blieb weitgehend ausgespart" (5. 37). 

328 }örg Requate 1995.' Journalismus als Beruf. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 293 ff zur 

"liberalen Presse"; nach 1866 hat es rd. 300 täglIch erscheinende Zeitungen gegeben, davon stan

den 209 der nationalliberalen Richtung nahe, also zwei Dritteil Die liberalen Blätter bildeten Je

doch alles andere als eine Einheit. 

329 Adam Vlandruszka 1972: Neue Freie Presse, \X'ien 1848-1939. In: Heinz-Dietrich Fischer (Hrsg.), 

S.225-24°. 
330 Harm-Hznrzch Brandt 1988: Liberalismus in Österreich zwischen Revolution und Großer De

preSSIOn. In: Dieter Langewiesche (Hrsg.), Liberalismus, a. a. 0., S. 136-160, die Vorherrschaft 

des Liberalismus ist in Österreich auf die Jahre des "Bürgerministeriums" 1867-1870 beschränkt, 
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Khrumpfr zusehends zu einer Bewegung des Bildungs- und Besirzbürgertums im soziologI

schen Sinne. Im Nationalitätenproblem in Österreich traten dIe Liberalen für eine zentrali

stische Lösung ein und semen sich damit auf einen absteigenden Ast. In Deutschland spal

ten sich die liberalen am Problem der ReichseinigunglJl ; die ablehnende Haltung der 

Liberalen gegenüber einem weitergehenden Demokrarisierungsprozeß vereitelte ihnen jede 

Chance auf eine Massenbasls lJl. Entscheidend aber rur den Niedergang des Liberalismus wur

den in Deutschland zwei Faktoren: Erstens, die Spaltung des Liberalismus in einen linkslibe

ralen und einen nationalliberalen Flügel In den Jahren der Reichseinigung; die Integrations

kraft des Liberalismus als politischer Strömung der politischen Öffentlichkeit nimmt 

nunmehr ab. Bis 1866 war der "nationale Gedanke", den die deutschen Liberalen ganz vorne 

in ihrem Programm stehen harren, durchaus ein fortschrittlicher gewesen - so erhofften sich 

die preußischen Liberalen von einem deutschen Nationalstaat eine Minderung der Militär

lasten wie überhaupt eine Zurückdrängung des "Militärstaates", Frelheir des Handels und 

Verkehrs, die schritfWme Überwindung des dynastisch-feudalen Parrikularismus lH - so be

zeichnete die Berliner National-Zeitung 1861 die territoriale Zersplitterung Deutschlands als 

eine Folge der "Grundlagen des feudalen Staatswesens" USW. Einheit und Freiheit wurden 

auch von den "entschiedenen Liberalen" zusammengedacht, auch wenn sie sich nicht gletch

zeitig würden realisieren lassen'"'. Die Nationalliberalen waren bis 1878 die Regierungspartei 

Bismarcks und konnten in dieser Zeit zahlreiche Geserzeswerke beschließen, die die Moder

nisierung Deutschlands eine großen Schriu voranbrachten. Die Liberalen übersahen aber, 

daß der "Weltanschauungspanzer" des Liberalismus immer löchriger wurdem , daß sie im 

der Börsenkrach 1873 wird unter anderem auch dem Liberalismus angelastet, nach 1879 herrscht 

in Österreich das langlebige gouvernemental-konservanve System Taaffes, ganz ähnlich zur sel

ben Zeit eLe Politik Bismarcks im Deutschen Reich. Im Vordergrund der Gesetzgebung des Bür

gerministeriums steht der Kampf gegen das Konkordat von 1855, welches 1870 aufgehoben, Ehe 

und Schule den ausschließlich lorchlichen Hoheits- und Aufsichtsansprüchen entzogen, die 

GleichberechtIgung der anerkannten Konfessionen Sichergestellt werden (5. 151 f.). 

331 Dlnl?' Langtwmche 1988: Liberalismus in Deutschland. Frankfun am MaIn: Suhrkamp, S. III ff.; 
Karl Rohr 1992; Wahlen und WählemaeLtionen in Deutschland. Frankfurt am MaIn: Suhrkamp, 

S. 65 ff. 
332 Karl-Grorg Fabl?' 197 5: Strukrurprobleme des deutschen Liberalismus im 19. Jahrhundert. In: Der 

Staat: 201-·22~. hier S. 220 f 
m Theodcr Schledn 1991: Nationalismus und Nationalstaat. Götungen: Vandenhoeck & Ruprecht, 

Insbesondere S. 166 ff. "Partikularismus und nationales Bewußtsein im Denken des Vormärz". 

334 Hemrich August 'X'inkln 1978- Vom linken zum rechten Nationalismus. - Der deutsche Libera

lismus In der Krise von 1878/79. In; Geschichte und Gesellschaft 4: 5-28. Siehe auch Hl'mrich 

August 'X'inkln 1979: liberalismus und Amiliberalismus. SrueLen zur polmschen SOZialgeschIChte 
des 19. und 20. Jahrhunderts. Görtingen: Vandenhoeck & Ruprecht. 

335 Hans-Ulrich Wl'hln 1995: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3, a. a. 0., S 1051. 
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Kulturkampf viele Anhänger verloren, also eine rein protestantische Bewegung \\·urden, und 

vor allem daß der politische Massenmarkt es nicht mehr gestartete, die alten Traditionen des 

Liberalismus als "Honoratiorenpanei" fortzuführen. Auf das Problem der Parteiorganisation 

kommen wir im nächsten Kapitel zurück, es sei hier nur angemerkt, daß es bei den Libera

len weitgehend ungelöst blieb. - Zweitens vollzogen sich in 1870er Jahren Veränderungen in 

den ideologischen Strömungen, mit welchen der Liberalismus nur schlecht zurechtkam. Zum 

emen wanderte der "nationale Gedanke" ms rechte Lager ab, wurde zu einer rechten "Inte

grationsideologie" bZ'.\·. wurde der Nationalismus ein Synonym für konservative Gesin

nungH6• Die "nationale Parole" hatte m den RegierungsJahren zuvor die Funktion der Absi

cherung der Anspruchs gehabt, legitime '\1ehrheit zu sein, und Z'.var gegen die feudalen 

Trägerschichten des preußisch-konservativen Partikularismus, gegen die Uluamontanen des 

politischen Katholizismus und gegen die umstürzlerischen Sozialisten, wie die Erfahrungen 

der "Pariser Kommune" zu beweisen schienen. ~un wanderte gewissermaßen der Nationa

lismus aus dem liberalen Lager aus und wurde vom Konservativismus vereinnahmt: das wurde 

zum Hauptproblern der Nationalliberalen. Zum andern aber schwand die Zuversicht in das, 

\\'as früher der Forrschrirrsgedanke verheißen harte: ständige Modernisierung der Gesellschaft 

im Sinne des "Forrschrirrs der Freiheit", denn jetzt bezog der Sozialismus als neue Ideologie 

genau diese Position. Die ZukunnsvislOn der Gesellschaft sei nicht liberal, sondern soziali

stisch, d. h , dem Liberalismus wird ab nun der Anspruch streitig gemacht, die "Panei der Be

wegung" zu sein, die er früher unangefochten gewesen war. Indem der Sozialismus die Per

spektlVlerung zur Zukunfr besetzt, wird der Liberalismus aus der linken ideologischen 

Position verdrängt, und daraus resultiert schließlich die tiefe Identitätskrise des Liberalismus 

in den letzten beiden Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg. In der Zwischenkriegszeit des 

zoo JahrhundertS wird der Liberalismus Z'.\·ischen den Rädern der exuemistischen Strömun

gen regelrecht aufgerieben. Österreich blieb ebenfalls zuriefst illiberal. 

Der Liberalismus nach 1945 hat sich natürlich mit den Gegebenheiten der Demokratie 

längst angefreundet, aber die liberalen Paneien blieben in allen Ländern auf dem Niveau von 

Kleinparteien, so die Freie Demokratische Partei (FD.P) m Deutschland, die Liberal Part}' 

in Großbritannien, die Paniro Liberale in Italien (PLI), Vensrre in Norwegen; in Dänemark 

336 Einer der bemerkenswertesten Vorgänge der nationalen Geschichte zwischen 1871 und 1914 sei, 

so Schieder, das Einschwenken der konservativen Führungsschichten Preußens in die Gefolg

schaft der nationalen Reichspolicik, beginnend mit der Gründung der Deurschkonservativen Par

tei 1876 und der damit einsetzenden Gleichsetzung der Begriffe national und konservativ, siehe 

TheodorSchreder 199I; Nationalismus und Nationalstaat, a. a. 0., S. 200; vgl. auch U?olfiangJ. 
Mommsen 199]," Das Ringen um den nationalen Staat. Berlin: Propyläen. S. 4~6 ff wr "innen

politischen Kurswende Im Jahr 1879" sowie S. 50- ff. zur imperialistischen Wende des deutsch

konservativen Nationalismus bzw. zum "BekenntniS wm nationalen Machtstaat", S. 562 f. wm 

aufkeimenden Antisemitismus in einem "neuartigen integralistischen Nationalismus". 
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und Belgien sind die Liberalen in eine rechts- und linksliberale Partei gespalten lJ7; in Öster

reich hat sich der liberale Flugel der FPÖ (r993) abgespalten und als "Liberales Forum" einige 

Jahre relativ erfolgreich halten können - nicht zulem dank der Aufmerksamkeit der Massen

medien, denn ohne Parteiapparat war das Liberale Forum zunächst nichts anderes als eine 

"Medienpartei". Während die Liberalen in Deutschland nach dem von ihnen herbeigefllhrten 

Regierung5'.vechsel (1982) ideologisch deutlich nach rechts rückten, gab sich das Liberale 

Forum in Österreich ein ziemlich klares linksliberales Programm plus einiger eher rechts an

zusiedelnder wirrschaftsliberaler PunktelJ8• Was seit den 1970er Jahren als "Neoliberalismus" 

firmiert, trat als relativ eng gefaßter \X'irrschaftsliberalismus auf, hat also nur wenig Bezug zu 

337 [-rands G. Ctllieus/Pem Mair 1984; Left-Right Politlcal Scales: Some "Expert" Judgements. In: 

European Journal of Pohtlcal Re~earch 12: 73-.88. 

HR Gnfrud Sp(T1 1994; Das Programm des Liberalen Forums. In; Österreichisches Jahrbuch für Po

litik 1993: 375-380: das Programm de~ LIF folgt - abge$ehen von den wirrschaftspolitischen Vor

stellungen weitgehend den Ideen des linken Liberalismus, erwa des Michael \X'al2er: "Der LI

beralismus lä{\t sich am treffendsten kenn2elchnen als eIne Theorie der menschlichen 

Beziehungen, in deren Zentrum der freiwillige Zusammenschluß steht und die unter FreiwillIg

keit das Recht begreift, eine bestehende Beziehung aufzukündigen oder sich aus ihr zurückzu

ziehen. \X'as eine Ehe zu einer freiwilligen GemeInschaft macht, ist die permanenre Möglichkeit 

der Scheidung. Was jeder Individualität und jeder Gruppierung Freiwilligkeitscharakter verleiht, 

Ist die leichte Verfügbarkeit je anderer. Aber je leichter der Wechsel ist, umso instabiler sind un

sere BezIehungen. Die ... Mobilirätcn schlagen uns In ihren Bann, und dIe Gesellschaft hört nie

mals auf, in Bewegung zu seIn, so daß das wirkliche Subjekt liberaler Praxis nicht ein präsozia

les, sondern sozusagen eIn postsoziales Selbst Ist, ein Mensch, der endlich frei ist von allen auf 

Dauer angelegten uneIngeschränkten Bindungen :-.lun spIegelt Sich die Fragmentlerung der It

beralen Gesellschaft im liberalen Selbst direkt wider: Es ISt zmießt unrerdetermInlert, in sich auf

gespalten und so dazu gezwungen, sich bei jedem öffentlichen Anlaß neu zu entwerfen. Einige 

Liberale preisen diese Freiheit und die Möghchkelt des dauernden <;elbstenrwum, wahrend die 

KommunItaristen sie allesanlt lautstark beklagen, wie wohl SIe g1eidu.eltlg darauf inSIStieren, daß 
es ~Ie gar nicht gebe, weil ein solcher Zustand keine mögliche condition humaine set, so Michael 
Wtzlzer 1995: Die kommunitanstische Kritik am LIberalismus. In: Axel Honnerh (Hrsg.), Kom

munitarismus, a. a. 0., S. 179, d. h, "liberal" ist die Ideologie der "FreiheIt der lebensstile", der 

Autonomie des Subjekts, der individuellen Entscheidung, die jedoch keine Anrwort hat auf das 

mögliche Problem der Versorgung der Gesellschaft mit "Gemeinschaft". Siehe Jerzr auch Michael 
Wtzlzer 1999: Vernunft, Politik und leIdenschaft. Defizite liberaler Theorie. Frankfurt am Main: 

Fischer. Zur Relevanz SIehe auch RaIn(T Schmalz-Brum 1992: Die Konruren eines "neuen Libe

ralismus. - Zur Debarre um Liberalismus, Communitarismus und CIVII Sociery. In; PVS 4192; 
Andretll &/(Twaltes 199f Das Ende des Liberalismus? Der philosophische Kommunitansmus in 

der polmschen Theone. In: APuZ B 43: 24-35: Sibylu TönnteS 1996: Kommunitarismus - dIes

seits und jenseits des O=s. In: APuZ B 36: 13-19; Mark Arenhövl'l 1998: Kommunitarismus -

Eine Kritik am politischen LIberalismus. In; Franz :-.leumann (Hrsg.), Polinsche Theorien und 

Ideologien. Bd. 1,2., überarb. u. erw. Aufl., Opladen: Leske + Budrich, S. 235-266. 
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den anderen Aspekten des liberalismus und wurde in mehr oder weniger gemäßigter ~ 
eher von den Konservativen aufgegriffenm . 

Als Resultat können wir festhalten: Der liberalismus als ideologische Strömung bar bi.e 
eindeutige Positionierung mehr und kann daher nicht mehr schmuztisch er&ßt und tmma. 
niziert werden. Folglich kommt es bei den liberalen Parteien sehr vid stärker als bei dea .. 
deren Parteien auf ihre Programme an. Ob es angesichts der heutigen Medienrealititm ... 
möglich ist, komplexere Programmpakete in der Öffentlichkeit zu präsentieren und zu .. 

kutieren, ist aber fraglich. 

2. IRr Sozialismus 

Die linke Seite des politisch-ideologischen Schemas wurde in der 2. Hälfte des 19. Jahrbu..: 
dem von der Ideologie des SoZÜt/ismus J40 besetzt. Der Sozialismus ist sehr vid stärker .. 
kunfoorimtim, als es der liberalismus jemals war; der Begriff "Sozialismus" gehört daher ja 

die Kategorie zukunftsorientierrer Bewegungsbegriffe. Die Grundwerte des Sozialismus. wie 
Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität ließen sich relativ leicht utopischw aufladen und damir 
radikalisieren. Utopim sind a/unuztivt ~lIschafomtwür:fo for die fomnr Zu/nmft. Troczdaa 
werden Utopien nicht fur völlig unrealistisch gehalten, im Gegenteil. die entscheidende ~ 

für Sozialisten war, mit wdchen Mittdn man wie schnell den angesttebten Zustand e:rrac.bal 
könne. An dieser Frage schieden sich dann auch die Geister: Der Sozialismus spaltete sich iI 
eine gemäßigte Richtung der Sozialdemokratie und in die radikale des Kommunismus. MIiIl 
könnte von einem Re-entty des Schemas ins Schema sprechen: Das Lir· lks-·rec::ha;.-Sc:be:lIM 

339 EdgIlT Grande 198T- Ncoconservarism and conscrvative-libcral ccooomic poIicy in West GaIlDl"'; 
In: Europcan Joumal of Politica1 Research 15: 2.81-196; Kristin4 Bomu 199T-The sbift 10 ehe 
Nco-libcralism in argumentation and Ianguage in the SwaIish public debare since 1969. In: 
ropean Joumal ofPolitical ~ 31: 15]-186. 

340 Wu beziehen uns hauptsächlich auf DavitJ McLelltm 1m Ideology, a. a. 0., S. 191:; u. P. 
rruJat 1991: Political Ideologies, a. a. 0., S. 164 1:; Plltd D. SchrmuzJmIDwipt I<iJII7JtJmM 
1996; Grat Ideas, a. a. 0., S. 2B4 ff.; [ring FmcIxr 1972: Sozialismus. In: SowjetsysIan und 
mokratische Gesellschaft, Bd. V, FreiburglBasdlWien: Herder, Sp. 976-993 sowie Bc:ialp 
Pranz Nn47Nl71n 1981: Handbuch politischer Theorien und Ideologien. Ranbc:k bei Hu". 
RowohIt; weit ausgreifend (bis ins alte Ägypten> der Sammdband wn l&htmI IWINr 19H 
Sozialismus in Geschichte und Gegenwart. Würzbwg: Verlag Königshauscn & Neo_ 
den zentralen F.guren des Sozialismus siehe W.Jtn- EtM:Imn 1991 (H,.".): Klassiker da ".._ 
MUS, 1 Bde. München: C. H. Beck. 

w Siehe die Textsammlung wn AmhJm NnISfiss 1916 (H,.".): Utopie. - Begriffund Pbi ........ 

Utopischen. FrankfurtlNew York: Campus Verlag; RiJNurJ ~ 1991: PoIitisc:be Um,.I. 

Neuzeit. Darmstadt: WJSSenSchafdiche BuchpIIschaft. 
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wird innerhalb der Linken nochmals angewandr, d. h., die Sozialdemokrarie srehr nun Z\var 

"links" vom l.iberalismus und Konservarivismus, aber "rechrs" vom Kommunismus. 

Der SoziaIJsmusbegriffbleibr in der ersren Hälfte des 19. Jahrhunderrs noch ziemlich un

bestimmr, jedenfalls isr er umstrirren: Als Ursprungsland für den modernen Sozialismus 

könne England gelren, so Schieder l4>, als man die Anhänger von Robert Owen "Socialisrs" 

nannte und da.~ \Vort "Socialism" den älreren Sysrembegriff"Owenism" verdrängte (ab erwa 

1837). Anlaß für diese begrifflichen Umsrellungen waren heftige Angriffe der anglikanischen 

Kirche gegen Owens "London Ciry Mission", gegen die die Kirche mt[ unzähligen Predig

ten, Vorrrägen und antisozialisrischen Pamphleren zu Felde zog: Der.5oclalism" wurde als 

rystem ofblasphemy and athemn oder als system ofpractical atheism abgelehnt, weil er auf eine 

absolure re;ection ofthe Christian Faith hinauslaufe; 184r142 erschien eine religiöse Zeirschrift 

mir dem programmarischen Namen The Anti-Sodalist Gazette, and Chnstian Advocate; In 

Frankreich werden in der Zeirschrin ReL'ue des deux mondes (1836) in einer Arrikelserie die 

Schriftsreller Sainr-Slmon, Fourier und Owen als "Socialisres modernes" bezeichner, ähnlich 

wird in einem Artikel der Preußischen Staatszeitung (1841) zum Thema "Pauperismus und die 

neuesren Sysreme, ihn zu sreuern" auf die verschiedenen sodalistischen und chartistzschen Be

wegungen in England hingewiesen. Eine Schlüsselrolle nahm jedoch da.s Buch von Lorenz 

Srein "Socialismus und Communismus des heurigen Frankreichs" (1842) ein, der berelrs die 

Bewegung zum Sozialismus in den hisrorischen Zusa.mmenhang mir der Formierung des Pro

lerariars als "K1a.sse" srellre: "Sozialismus" bezeichne jedoch nichr nur die neueren Besrrebun

gen, dm Los des Proletanm zu verbessem, sondem er ist selb .. t eine V;'issenschaft, so rein. Bereirs 

vor 1848 beginnr jedoch schon der Srreir um den "wahren Socialismus", woran abgelesen wer

den kann, wie schwierig es noch war, die diffusen Vorsrellungen aus den Schrinen der Früh

sozialisren und die neueren Srrömungen in der polirischen Öffenrlichken zu konkrerisieren 

. immerhin werden Sozialismus und Kommunismus nun srärker differenziere: Kommunis

mw,I4J sei negariv, gegen das Bestehende, aber ohne Klarheit und Bewußtsem der ihm dunkel vor

schwebenden Idee einer Ordnung der Gesellschaft, während der Sozialismus unstreitig die größere 

342 V:olfiang Schmier 1984. SOZIalismus. In: GeschIChtliche Grundb.:griffe, Bd. 5: 923-<)96, hier ins

bes. S. 934 f. 
H3 Vt'olfgang 5chiedn 1982: Kommunismus. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 3: 455--530; In den 

184Der Jahren kam "commumsme" in Frankreich als Systembegriff In Gebrauch und bezeichnete 

"alle Theorien, die auf der Basis der Abschaffung des Privateigentums eine egalitäre Gesell

schafuordnung herbeifuhren wollten", so Schleder S 473. Zum "Gespenst des Kommunismus" 

- einer .\1etapher, die bereItS vor 1848 in der politischen Publizisnk vorkam - Siehe S. 484; Marx 

und Engels leiteten bekanntlich ihr ".\1amfest der kommunistischen Parrei" ml1 dem berühmt 

gewordenen Satz ein: "Ein Gespenst geht um in Europa - das Gespenst del> KommUnismus. Alle 

.\lachte de, alten Europa haben sich zu einer heiligen Hetzjagd gegen dies Gespenst verbündet, 

der Papst und der Zar, '\1errermch und Guizot, französische Radikale und deutsche Polizisten", 

In: .\1EW Bd. 4, S. 461. Zu Marx und einer Marxismus-Deutung siehe aus Ideengeschichrlicher 
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Mäßigung, das engere Anschließen an die bestehenden Verhältnisse und somit die nähere Mög
lichkeit einer politischen Ausfohrung seiner Reformpläne for sich habel44 . Erst langsam formiert 

sich das grundlegende Selbstverständnis des Sozialismus als derjenigen Ideologie, die die so
zioökonomische Stratifikation der Gesellschaft politisiert. 

Die entwicklungsideologische Grundformel des Sozialismus hieß KlassengesellschajiHf. Karl 

Marx hat über diese Formel eine komplette Geschichtsphilosophie aufgebaut - alle bisherige 

Geschichte sei eine Geschichte von Klassengegensätzen und Klassenkämpfen gewesen, eben 

dies bestimme auch die gegenwärtige Entwicklung und bestimme den Endzustand, auf den 

die Geschichte zusteuere: die klassenlose Gesellschaft. Der Klassengegensatz des Kapitalismus 
- zwischen Bourgeoisie und Proletariat - sei die letzte Stufe in dieser Entwicklung, und des

halb könne man schon Jetzt für dessen Überwindung kämpfen. Das Proletariat wird zum re

volutionären Subjekt der Geschichte hochstilisiert. 

Aus solchen Konstruktionen bezogen die Ideologen des Sozialismus ihr Sendungsbewußt. 

sein. Das eigentliche "Objekt" der Mission stellte natürlich die Arbeiterklasse dar, welche wie

derum über ihre sog. Klassenlage definiert war. Eben dies erlaubte es auch dieser Ideologie. 

an das gemeimchaftsideologische Denken, das sich in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhun

derrs mehr und mehr durchsetzte, direkt anzuknüpfen: Die Arbeiterklasse hatte eine Solidar· 

gemeimchaft zu sein, beseelt vom selben Klassenbewußtsein und auf diese Weise in geschlos

senen Reihen aufzutreten gegen den Klassenfeind. Diese Strategie der Politisierung ist, wie 

wir bereits sahen, an eine hochentwickelte Printmedienkulrur gebunden, welche einerseits 

eine interne Öffentlichkeit herzustellen vermag, andererseits aber eine weitgehende informa

tionelle Schließung der Arbeitermilieus nach außen gestattete. Die Arbeiter-Zeztung, der vor
wärts, die Rote Fahne, die volksstimme etc. fungierten in diesem Sinne für die sozialistischen 

Strömungenl46• 

Perspektive Oskar Negt/Ernst- Theodor Mohl 1986: Marx und Engels - der unaufgehobene Wider

spruch von Theorie und Praxis. In: Pipers Handbuch der politischen Ideen, Bd. 4, hrsg. v. Iring 

Fetscher und Herfried Münkler, München/Zürich: Piper (S. 449 ff), darin auch der Beitrag von 

Otto Kallscheuer' Marxismus und Sozialismus bis zum Ersten Weltkrieg, S. 515-588. 

344 Wolfgang Schleder 1984 Sozialismus, a. a. 0., S. 959 f. 
345 Johannes Berger 1998' Was behauptet die Marxsche Klassenrheorie - und was ist davon haltbar? 

In: Hans-Joachlm Giegel (Hrsg.), Konflikt in modernen Gesellschafren. Frankfurt am Main: 

Suhrkarnp, S. z5)-6o. Vgl. Lothar Gall 1995." Vom Stand zur Klasse? Zu Entstehung und Struktur 

der modernen Gesellschafr. In: Hisrorische Zeitschrift Z61: I-Zr. 

346 Jörg Requate 1995." Journalismus als Beruf, a. a. 0., S. )21 ff. zur sozialdemokratischen Presse: Im 

Unterschied zu den anderen ideologischen Strömungen bzw. Bewegungen wurde der Journalis

mus Innerhalb der Sozialdemokratie sehr stark eingeschränkt auf die Linien der Partei - die mei

sten Zeirungen/Zeitschrifren befanden sich ja im Eigentum der Partei. 
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Die gemäßigte Linke kämpft für mehr Gleichheit und soziale Gerechtigkeit in der Gesell

schaft '4'. Ihr Projekt ist dIe Inklusion ("Emanzipation ") der Arbeiterklasse in die "Bürgerge 

sellschaft" (z. B. Kampf ums Wahlrecht bzw. "sociale Demokratie") sowie der Auf- und Aus

bau des Sozialstaatesl48• Während bis zum Ende der Zwischenkriegszeit dIe Existenz von 

Armut augenfällig festzustellen war, verbert sich die Armut in der Wohlstandsgesellschaft der 

Nachkriegszeit in den "Poren der Gesellschaft", d. h., SIe existiert unzweifelhaft weiter, aber 

man braucht Statistiken, um sie öffentlich festzustellen, dIskurieren und polItisieren zu kön

nen. "Und nIcht zuletzt brechen SIch die Schematislerungen der Klassengesellschaft an der 

Öffnung der Kommunikation für hochindividualisierte Erwartungen, Ansprüche, Identitäts

projektionen . "149 

Die radikale Linke entsteht als Folge der katastrophalen Erfahrungen des Ersten Weltkrie

ges und auf dem Hintergrund des Erfolges der Revolution in Rußland. Sie lehnt alle Kom

promisse mit dem kapitalIstIschen System entschieden ab, 1St auf "Revolurion" verpflichtet 

und 1m Grunde genommen strikt antidemokratISch. DIe Kommunisten wären wohl eine 

kleine unbedeutende Sekte geblieben, hänen sie sich nicht als Teil einer Weltkirche verstehen 

können mir dem Hauptquartier in Moskau1<o. Dieser Sachverhalt verweist auf ein Phänomen, 

das wir bislang nur gestreift haben, nämlich auf dIe Entstehung einer WeltöffentlIchkeit. 

Diese Weltöffendichkeit wird im 20. Jahrhundert vom Gegensatz Kapitalismus versus Kom

munismus beherrscht - das "kurze" 20. Jahrhundert von 1914 bis 1989 seI, so Hobsbawm, 

ideologisch das ~Zeitalter der Extreme". Am Ende des 20. JahrhundertS bricht auch diese Un-

347 Norbert Leser 1981 SozialIsmus, Marxismus und Anarchismus. Berührungspunkre und Unrer
schcldungsmerkmale dreIer hlswrtScher Bewegungen und sysremarischer Denkrichtungen. In 
Anwn Pelmka (H rsg.), Ideologien im Bezugsfeld von Geschichre und Gesellschafr. Innsbruck. 
Inn-Verlag, S. 161-172. 

348 Siehe die Programme des "soZlalisrischen Lagers" m Ösrerrelch m Klaus Berchtold 1967: Öster
reichische Parrelprogramme 1868-1966. Wien: Verlag für Geschichte und Politik, S. 109 ff. Die 
Programme enrhalten auch zahlreiche Forderungen, die bereirs der Liberalismus erhoben harte, z. 
B. volle Pressefreiheit, Vereins- und Koalirionsfreihelt, Trennung von JGrche und Staat bzw. die 
Erklärung, "Religion solle Privatsache" sem usw., zenrral aber geht es um "die BefreIUng der Ar
beiterklasse aus der Knechrschaft in jeder Form, um die ,,Abschaffung aller Klassenherrschaft" , 

wIe es z. B. im "Eisenacher Programm der Sozialdemokrarischen Arbeirerparret" (1869) hieß. 
Siche jerzr auch Albrecht K Kom'my 1993 I Hrsg. ) Modelle für dIe Zukunfr. DIe ösrerrelch,sche 
Sozialdemokranc und ihre Programme. \X'ien: Löcker Verlag, ab dem "Hainfelder Programm", 
mit hisrorischen Hinrergrundanalysen von W'oljgang Neugebauer. Trotz unserer Hinweise auf 

"Partclprogramme" darf man mehr vergessen, daß diese nur einen groben Indikaror für die "ideo
logischen Srrämungen" in der polirischen Öffentlichkeit darstellen. Auf diese DIfferenz kommen 
wir Im nächsten Kapitel zurück. 

149 Niklm Luhmann 1997: Die Gesellschaft der Gesellschafr, a. a. 0., S. 1059. 
150 Erle Hobsbawm 1995-" Das Zeitalter der Ex[reme. München/\X'ien: earl Hanser Verlag, S. 1I)(). 
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terscheidung zusammen, und zwar nicht ohne Mithilfe der neuen Kommunikationstechno

logienJSl . 

Die gemäßigte Linke der Sozialdemokratie hat die Katastrophen des "kurzen" 20. Jahr

hunderts fast überall relativ gut überstanden, aber sie verliert ihre traditionelle sozialstruktu

relle Basisll1• Nicht nur daß die Berufsgruppe der ,,Arbeiter" zahlenmäßig stark schrumpft, 

die Arbeiter sehen dasselbe Fernsehen wie die Bürgerlichen und die Bauern auch. Der Auf

stieg des Fernsehens zum Leitmedium löste alle sozialmoralischen Milieus auf, sofern sie noch 

existierten, und es war wahrscheinlich auch ein Effekt des Fernsehens, daß man als "einfacher 

Genosse" die Arbeiter-Zeitung nicht mehr brauchte. Die Frage ist aber, ob das Fernsehen den 

politisch-ideologischen Code noch in derselben Weise transportiert, wie das die Arbeiter-Zei
tung getan hatte? 

Eine radikale Linke gab es nochmals für wenige Jahre in der sog. 1968er Bewegung, als 

man wieder Marx, Engels oder Mao zitierte. Die Radikalität wich jedoch alsbald der Ernüch

terung. Ob die radikale Linke parteipolitlsch besetzt ist oder nicht, spielt in den Paneiensyste

men der westlichen Länder derzeit eine eher untergeordnete Rolle - sieht man vom Sonderfall 

der deutschen PDS ab, über deren Zukunft man heute noch nicht viel sagen kann. Viel wich

tiger erscheint dagegen die Linke, die in den 1970er Jahren im Zusammenhang mit den "so

zialen Bewegungen" entstand Es ist die Linke der sog. "posrmaterialistischen Werte"t5J , d. h. 

des Umweltschutzes, der Selbstverwirklichung, der Freiheit der Lebensstile, der multikultu-

J5I Peter Ludes 1991: Die Rolle des Fernsehens bei der revolutionären Wende in der DDR. In: Publi

zistik 36: 201,2[6 . . !0,4artin van Creveld 1999: Aufstieg und Untergang des Staates. ~1Unchen: Ger

ling Akad.-Verl., S. 432: ,,Allein in Ostdeutschland sahen 15 von [8 Millionen Menschen regel· 

mäßig westdeutsches Fernsehen", andere Medien kamen h1l1zu, so z. B. Radio Freies Europa, 

Voice of America, BBC und die Deutsche Welle, so daß sie [989 111 Osteuropa fast 100 Millio

nen Hörer gehabt haben, so Creveld. und Gorbatschow habe später anerkannt, daß die Medien 

die UdSSR 111 Richrungglasnost und perestr0Jka gedrängt härten. 

352 Thomas Meyer 1998: Die Transformation der Sozialdemokratie. Eine Partei auf dem Weg ins 2r 

Jahrhundert. Bonn: Dietz. Für die enorme Verunsicherung nach den Ereignissen 1989, die den 

Zusammenbruch des real existierenden Sozialismus einleiteten, also dazu zwangen, die "Linke 

ohne Sozialismus" zu denken, siehe die Beiträge 111 Wolfiang KowalskylWolfiang Schroeder 1993 

(Hrsg.). Linke, was nun? Berlin: Rotbuch Verlag. 

353 Ronald fnglehart 1984: The Changing Structure ofPolitical Cleavages in Western Society. In: Rus

seil J. Daiton/Scorr C. Flanagan/Paul Allen Beck (Hrsg.), Elecroral Change in Advanced Indus

trial Democracies: Realignment or Dealignment? Princeton; NJ: Princeton Univ. Press, S. 25-{)9: 

Ronald fnglehart 1990: Values, Ideology, and Cognitive Mobilization in New Social Movements. 

In: Russell J. Daiton/Manfred Küchler (Hrsg.), Challenging ehe Political Order. New York: Ox

ford UI1IV. Press, S. 43-66; Ronald fnglehart 1990: Cu!rure Shifr in Advanced Industrial Sociery. 

Pnnceton, NJ: Pnnceton Univ. Press; Helmut Klages 1993: Traditionsbruch als Herausforderung. 

- Perspektiven der \X'ertewandelsgesellschafr. Frankfurt/New York: Campus; Hans-Georg &rz 

1993: KJise oder WandeP Zur Zukunft der Politik in der postindustriellen Moderne. In: APuZ, 
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rellen Gesellschaft, der olidarität mit den Ländern der Drinen Welt etc. Diese Linke blickt z. 

T weit in die Zukunft (man denke an die Zeiträume, welche durch die Folgen der Aroffim

dusuie bedinge sind), ist dann vergleichsweise radikal, aber sie hat keine UtopIen im engeren 

SmneJI4, weist z. T. eInen pragmatischen Gegenwarrsbezug auf und versteht sich als alternative 

Linke zur Sozialdemokratie. Der Dauerkonflikt zwischen den "FundiS" und "Realos" in den 

grün-alternativen Parteien reflektiert diesen Sachverhalt. 

Die ideologische Strömung der "postmaterialistische Linken" interpretieren wir als ein Pro

dukt der Telekommunikationsmedien. Die sozialen Bewegungen leben ja geradezu von der 

Aufmerksamkeit der Medien, insbesondere des Fernsehens - man denke an die spektakulären 

Aktionen von Green Peace oder an die Medienau&nerksamkeit für die ProtestaktIonen gegen 

die Arommülltransporte in Deutschland etc. Schon die Protestmärsche, die Auseinanderset

zungen mit der Polizei bis hin zu Straßenschlachten, die Besetzungen, Sit-ins u. dgl. während 

des Jahres 1968 wären ohne die Live-Sendungen bzw. die Präsenz und Berichte des Fernse

hens weitgehend bedeutungslos geblieben, somit ist die sog. Alternativkultur eine Medien

kultur des Massenpublikums, wo sie als Differenz zur Mainstreamkultur des Status quo regi

striert und beobachtet werden konnte. 

Die alternative Linke ist die Ideologische Strömung der zahlreichen "Minoritäten", die Sich 

nach Joshua Meyrowitz überhaupt erst als solche identifizieren konnten, als das Fernsehen die 

B 1I/93: 3-13; sowie die Debarre im PV~-Forum von ~Vilhelm BürklinlMarkus Kktn/Achlm Ruß 

1994: Dimensionen des Wertewandels: Eine empirische Längsschnirranalyse zur Dimensionalität 

und der Wandlungsdynamik gesellschaftlIcher Wertonenrierungen. In: PVS 35: 579-606; Ronald 

IngkhartlHam-Duter Klingt:mann 1996' Dimensionen des Wertewandels. Theoretische und me

thodische RefleXionen anläßlich einer neuerlichen Krink. In: PVS 31' 319-340, und ~lhelm Bür

klinlMarkus Klein/Achim Ruß 1996' Postmateneller oder anrhropozcnrrischer \X'ertewandel? Eine 

Erwiderung auf Ronald Inglehart und Hans-Dieter Klingemann. In: PVS 31' 517-536; aus unse

rer Perspektive Ist an dieser Kontroverse Inreressant, wie es den Auroren gelingt, Jeden Bezug zu 

den "politischen Ideologien" zu vermeiden. Siehe auch die Beiträge von MarkltS Kletn 1995: Wie

viel Platz bleibt Im Prokrustesberr? Wertewandel in der Bundesrepublik Deutschland zwischen 

19-'3 und 1992 gemessen anhand des Inglehart-Index. In: Kölner Zeitschrift fUr Soziologie und 

Sozialpsychologie 47: 207 230; Ench H. Witte 1996' Alternative Inrerpretationen zum Inglehart

Index. In: Kölner Zeitschrift fur Soziologie und Sozialpsychologie 48: 534-541; Wolfgangjagod

zimkilSteffin Kühne11997: Werte und Ideologien Im Parteienwerrbewerb. In: Oscar W Ga

briellOskar Niedermayef' Rlchard StÖSS (Hrsg.), Parreiendemokratie in Deutschland. Opladen: 

Westdeutscher Verlag, S. 209-232. 

354 Rlchard Saage 1990: Das Ende der politISchen Utopie? Frankfurt am Main: Suhrkamp, insbes. S. 

13-2 5. Vgl. Jedoch Oskar Negt 1998: Sozialismus: Eine Jahrhundertidee im Verruf. In: Michael 

BuckmIiler/Joachim Perels (Hrsg.), OpposItion als Triebkraft der Demokratie. Hannover: Offi

Zin, S. 359-374, und WolfDieter Narr/Roland Roth 1995: Wider die verhängnisvolle neue 

Bescheidenheit: Kapitalismus ohne Alternative. Am .. Ende der Utopie" gilt: Demokratie und 

Sozialismus. In: PROKLA. Zeitschrift fur kritISche SOZialwissenschaft 25: 431-455. 



große Allgemeinheit des Durchschnittspublikums hergestdlt hatte. Dieses Paradomn .. 
"großen Publikums" haben wir schon herausgearbeitet und brauchen hier nur die ~ 
sche Integration der sozialen Bewegungen auf der linken Seite des Code m rcgistricn:n. a. 
Gruppierungen dürften von den neueren Entwicklungen zum Internet enorm pro~ 
Das Internet ist ja das für die Nenwerkstruktur als Organisationsform angnnessme Medild 
schlechthinl !!. Die Aktivisten sind überdurchschnittlich gebildet, arbeiten übetwic:gencl ia 
Dienstleistungssektor bzw. unmittdbar in der "information economy" und haben daher bäie 
"Anschlußprobleme " im technischen Sinn an die luK Das Internet wird in Zukunft das __ 
trale Medium der single isst« movmzmts zur Herstellung von - vor allem intnnm - ÖffmI. 
lichkeiten werden. Die problematische Seite dieser Entwicklung ist allerdings ebenfalls bcniII 
erkennbar: Der Zerfall der politischen Öffendichkeit in eine Unzahl segmentietter öß"a.. 
lichkeiten schreitet scheinbar unaufualtsarn voran. Wer sich für "Politik" interessiert, u..:... 
siert sich in Wahrheit nur für den Umwdtschutz, oder nur für den Tierschutz (sehr .... 

prägt in Großbritannien, bei uns etwa die" Vier Pfoten"), den Konsumentenschutz, Airdie 
Gleichstellung der Frau oder überhaupt "nur" für die Abtreibungsfrage (in den USA: ..,. 
choice" vs. "pro life"), nur für die rechdiche Gleichstellung von Homosexuellen und I ..... 
nur für Menschenrechtsvetletzungen (Amnesty International), in den USA z. B. nur Air die 
Civil Rights (Gleichstellung von Afroamerikanern, Hispanics, Natives) etc. Die Inklusion_ 
politische System läuft dann nur mehr über hochsegmentierte "Publics". Der Einsatz Alrdie 
Beseitigung von wahrgenommenen Ungkichheitm kennzeichnet sie als linke Strömung, _ 
Selbstbeobachtung als Einhritwäre jedoch nur von der "großen" politischen Öffent:licblMk 
her möglich. Daß es diese Öffendichkeit noch gibt, und zwar auch in den USA. beweist die 
Fremdbeobachtung der Issue-publics als linke ideologische Strömung durch den politische8 
Gegner - den Konservativismus. 

J. Dn- Konservativismus 

Komnvativ bezeichnet die "rechte Seite" des Schemas oder Codes; entsprechend WUICIIIIF 

Theorie der den Ideologien zugrunddiegenden Zeitperspektive blickt der Konscrwtift 
der Vergangenheit auf die Gegenwart bzw. betont die Gegenwart der Vergangenheit. 
leicht hat Karl Mannheim als erster erkannt: "In dieser ,Richtungsverschiedenheit' des eIJII_ 
zenden Erlebnisses ist bereits eine weitere radikale Verschiedenheit des konservativen -"-C"'C 

gressiven Erlebens enthalten, nämlich die Verschiedenheit des ZLitnlJmissn. Wenn ...... _. 
Differenz des Zeiterlebens schematisch fassen wollte, so könnte man sagen: Der ProF_ 

355 V gI. die Beiträge im Sammelband von CImu Let:tJtwielChristII MIIIIr 1191 (H",.): Ia~ 
litik. Von der Zuschauer- zur Beteiligungsdem Köln: BoI!"",nn 
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erlebt die jeweilige Gegenwan als den Anfang der Zukunft:, während der Konservative die 

Gegenwan als die leme Etappe der Vergangenheit erlebt."3)6 

Auch wenn der Konservarismus oder Konservativismus (wir vervvenden vorzugs>veise den 

lemen Terminus) historische "Konrinuität" und die Wertschätzung von "Tradition" hervor

kehrt, so ISt er doch bei weitem nicht gleichzusetzen mit "Traditionalismus". "Traditionalis

mus" könnte man definieren als den grundsät7lichen Widerstand aller sozialen Systeme ge

gen Veränderung, also das WohlbefindenlWohlfühlen in den eingespielten Lebenszyklen des 

Alltags und die daraus resultierende Auffassung, daß das Bekannre, Sichere, dem Unbekann

ten wenngleich möglicherweise Besseren - vorzuziehen sei. Michael Oakshott3F sah aller

dings genau hierin das Charakteristische für "Being Conservative" und bestritt, daß es darüber 

hinaus noch so etwas wie eme "konservative Ideologie" gäbe. Viele britische Konservative den

ken offenbar heute noch S0118. 

Wir bezweifeln die Angemessenheit einer solchen Gleichsetzung von "Traditionalismus" 

und KonservatiVismus im )inne des unreflektIerten Festhaltens anl Hergebrachten, denn das 

w~ire ja geradezu das Definitionsmerkmal für vormoderne (eben "traditionale") Gesellschaf

ten, als es noch wenig Handlungsspielräume, strenge Sitten und harte Sanktionen für Ab

weichungen gab. Die Moderne hat die Chance für einen gemütlichen unreflektierten Tradi

tionalismusl\9 gründlich zerstön; es gibt nur noch Alternativen, ZWischen denen gewählt 

werden muß, also kell1e Alternative zu den Alternativen! Schließlich sei darauf hingewiesen, 

daß der 'li tel der ersten Ausformulierung der konservativen Position mit "ReAections" (Ed

mund Burke) beginnr360, 

Der KonservatiVismus der ersten Hälft:e des 19. Jahrhunderts ist die mächtigste ideologi

sche Strömung, die sich m bewußtem Gegensatz sieht zum Rationalismus der Aufklärung, zu 

3)6 Karl Mannhelm 1984 Konservatismus. - Ein Bemag zur Soziologie des Wissens. Frankfurt am 

Main: 5uhrkamp, ). 121. 

357 MlchaelOakshott 1991- On BeIng Conservative. In: Dcrs., Ranonalism In Politics and Other Es
says. Indianapolis: Llberry Press, S. 407-437, 

358 Ltncoln Allison 1988: The Nature of Conservanve Thought. In: History of Polincal Thought IX: 

379-383; Andrew Vtncent 1994: British Conservansm and ehe Problem of Ideology. In: Political 

Studles XI.II: 204 -2r'. Vgl. Anna Gambl-es 1998: Rethinking ehe Politlcs ofProecction: Conserv

atlSm and ehe Corn Laws, 1830-52. In: Enghsh Historical Review: 928-952. "Taken togeeher, the 

pohncal caclysms of 1846, 1906 and 1997 confirm the Brieish Conservaeive PanI' as an ideologi

cally-dnven phenomenon. Histoncally, however, Conservatism's academics and praceitioners have 

ohen rejeceed the term ,ideological', preferring to don ehe speciously neutral mancle of the ,na

tural party of governmenr" (5 928), und verweist auf die "anti-ideological idea of Conservatism" 

bel L Allison 1984. Right Princlples: A Conservatlve Philosophy of Polincs. Oxford. 

359 Edward ShlLr 1981: 'Tradltion. Chlcago: Chicago Univ. Press. 

360 Zur Propagierung konservativer polItischer Ideen In England siehe Mark Phl/p 199): Vulgar Con

servatism, 1792-3. In: English HistOrical Review: 42-69. 
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den "Ideen von 1789", zur linken Fonschrittsideologie sowie zu den mehr oder weniger radi
kalen Forderungen nach Reformen361 • Insofern ist der Konservativismus eine Reaktion auf 
Reflexionstheorien der Modernisierung und als solche selbst ein Phänomen der Moderne. 

Dabei ist es bis heute geblieben36 •• Daß so manche Konservative einfach nicht glauben woIJ,. 

tm, ihre Weitsicht sei eine Ideologie wie die anderen Ideologien auch, steht auf einem Blatt. 

"Konservativ", "Konservativer" usw. bürgerten sich als Wortprägungen erst in den 183OCl" Jah
ren einJ63, wurden aber lange Zeit von den Konservativen zur Selbstbezeichnung abgelehnt. 
weil das nach "Ideologie" roch. "Ideologisch" dachten eben immer nur die anderen. 

361 Fritz Valjawc 1974: Die Entstehung des europäischen Konservativismus. In: Hans-Gerd Schu
mann (Hrsg.), Konservativismus. Köln: Kiepenheuer & Witsch, S. 138-155. Vgl. KInnms_ 
Kinn,,"" 1969: Konservativismus. In: Sowjetsystem und demokratische Gesellschaft, Bd. III, Sp. 
847-858; Kurt Lmk 1980: Ober Konservativismus. In: APuz BI: 1-18. 

362 Anders die Auffassung von Panajotis Kondylis 1986: Konservativismus. - Geschichtlicher Gehalt 
und Untergang. Stuttgart: Kien Verlag. S. 22 f., Konservatismus sei eine durch spezifische Merk
male gekennreichnete Einheit in der Geschichte der Politik und des Geistes, genauso wie wir 
heure von "Reformation" oder "Außdärung" sprechen, deren Ziel sei die ..Aufrechterhalrung der 
societas civilis" gewesen "und der Herrschaftsstellung ihrer Oberschichten", also des Adds als s0-

ziologischem Substrat des Konservativismus, und deswegen mußte das Ende des Konservatms
mus mit dem Ende des Adels zusammenfiillen. Was sich heute als Konservativismus verstehe, be
ruhe vielmehr auf einer Spaltung des Liberalismus (S. 31). - Ob sich Kondylis mit seinem 
restriktiven Konservativismusbegriff wird durchsetren können, darf man bezweifeln, siehe jedodt 
Stifan Bm4n' 1998: Der Staat. Reinbek bei Hamburg: Rowohlt, S. 202. 

363 RudolfViahaus 1982: Konservatismus. In: Geschichdiche Grundbegriffe, Bd. 3: 531-565, insbes. 
538 f., entscheidenden Einfluß hane offenbar Chateaubriands Wochenreitschrift "Le Conserva
reur" (1818-18w), ein Organ der Royalisten und, so Vierhaus, kennreichnend für den politischen 
Konservatismus - eine Gegengründung zur liberalen Zeitschrift "Minerve Francaise"; in Eng
land wird Anfang der 1830cr Jahre die alte Tory Pany als "Conservative Party" bezeichnet, und 
zwar in den Auseinandersetzungen um die Wahlrechtsreform, wo dann "conservative principlcs· 
an politischem Profil gewinnen, und Roben Ped hält es 1833 für die wichtigste Aufgabe der "coo
servative pany" "to resist Radicalism, to prevent mose further encroachments of demoaatic in
fluence which will be anempted"; in Deutschland wird zur selben Zeir im "Betliner Politischen 
Wochenblan", "dem führenden Organ der preußischen Konservativen im Vormärz" (VJerhaus, 
S. 542), erstmals eine "konservative Partei" identifiziert; der Brockhaus stdlt 1832 fat, daß in die
sen Tagen von einer "Partei der Bewegung" und einer "Partei der Reaction" gesprochen wade; 
in der Einleitung zum ersten Band des von Roneck und Welcker herausgegebenen ,.5taatslcD
kon" werden 1834 die beiden Hauptströmungm des LibmJismus UM Servilismus unterschieden; 
1835 publiziert Karl Heinrich Hermes eine Schrift mit dem TItel "Die libenIen und die Conscr
vativen" und spricht explizit von einer "conservativen Partei" USW.; man sieht, wie sich der p0li
tisch-ideologisch Code trotz Zensur langsam profiliert und die politische Kommunikation zu 
strukturieren beginnt. Politische Parteien gab es zu dieser Zeit natürlich noch keine, aber sie IrB. 
nen in den 1860er Jahren an diese Entwicklungen direkt anschließen. 
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Ideologien zeichnen - so Clifford Geertz - Landkarren für gesellschaftliche Konflikte. 

Einen der wichtigsten Konflikte sahen die Altkonservativen im unverblühmten Angriff der 

FranzoSISchen Revolution auf Religion und Kirche. Hier ging es nicht mehr - wie im frühe

ren ReligionskonflIkt um die Frage des wahren Glaubens, sondern um die Religion als sol

che Die Revolutionäre zelebrierren einen - der konservativen Meinung nach - abscheulichen 

Zivilkult, emeigneten die Kirche, Napoleon hob die KirchenfürstenfÜmer auf, trieb das Werk 

der Säkularisierung außerhalb der Grenzen Frankreichs voran, in erster Linie in den katholi

schen Regionen, wie z. B. in Bayern. wo der Kirche mehr als die Hälfte des Grund und Bo

dens gehöf( haue etc. Die Progressiven forderten die suikte Trennung von Staat und Kirche, 

erklänen Religion zur individuellen Privatsache. 

Der Konservativismus erblickt im Modernisierungsprozeß einen direkten Angriff auf die 

Religion sowie auf die durch Religion gestüme Moral t64 : Ohne religiös begründete Gebote 

und Verbote, ohne die Vorstellung von Slinde und göttlichen Sanktionen usw. fehle der Moral 

die noC\vendige normaClve Krafr und damit stehe gesellschaftliche Ordnung als solche in Frage'6s. 

Der Konservativismus war von Anfang an eine Ordnungsideologie mit starken religiösen Be

lligen, und auch heute noch empfindet ein Konservativer eine libertäre Moral, eine "Politik 

der Lebensstile", als einen persönlichen Affrom; der Konservative verurteilt eine frelzliglge Se

xualmoralund bekampft auch heute noch Sexualität außerhalb der Ehe, lehm die Homose

xualität ab, ist im Prinzip gegen die Legalisierung der Abtreibung und teilweise sogar gegen die 

Zulässigkeit der Verwendung von Verhürungsmirreln'~6. Wie keine andere Ideologie steht der 

Konservativismus EUr eine Politik der Erhalrung und Förderung der FamlfieJ67• 

364 \"uphrn Holmes 1995." Die Anatomie des Antiliberalismus. Hamburg: Rotbuch Verlag. 

365 So auch dic protestantischen Konservativen, vgl. Fnednch Wilhelm Graf 1993: Die Spaltung des 

ProtestantISmus. Zum Verhältnis von evangelischer Kirche, Staat und "Gesellschaft· Im frühen 

19. Jahrhundert. In: Wolfgang Schleder (Hrsg.), Religion und Gesellschaft im 19. Jahrhundert. 

Stungart: Klen·Cona. S. 15~-18o; die "PolitISierung der RationalismuskritIk" wird getragen von 

der 1827 gegründeten .. Evangellschen Kirchenzeitung" des Berliner A!nestamenclers Ernst \Xrd_ 

helm Hengstenberg; die Grundposition des Blanes:,Rationalismus und Liberalismus führten 

zwangsläufig zur Revolution, weil Sie politische Ordnung auf menschliche Autonomie und 

SelbstSucht zu basieren suchten und in sündhaftem Wahn des Prinzip der Auflösung aller Ver

bindlIchkeiten, dlc verabsolutierte Freiheit eines atomIStischen Einzelnen, zum Garanten neuer 

konstitutioneller Ordnung zu machen verlangten (S, 1"72) usw. 

366 Dies gilt besonders für die "Konservativen" in den Kuchen, vgl V:'oljgallg Beilll!rt 1991: Der "Ka

tholische" Fundamentalismus und die Freiheitsborschaft der Kirche. In Ders, (Hrsg.), "Katholi

scher" Fundamentalismus. Häretische Gruppen In der Kirche? Regensburg: Verlag Friedrich Pustet, 

S. 52-89; Suphan H Pfortner 1991: Fundamentalismus. Die Flucht ins Radikale. Fretburg/Ba

self\X'ien: HerJer, Iflsbes. S. 145 ft: Für dte "religiöse Rechte" in den USA siehe Claus Leggewle 19F 

America fim? Der Fall einer konservativen Revolution. Frankfurt am \1ain: Fischer, S, 205 ff. 
36~ Siehe den ausgezeichneten Beitrag von Hamnann Tjre11199J" KatholiZISmus und Familie· [nsti

rutJonalisierung und Deinstitutionalisierung. In: Jörg Bergmann/Alois Hahn/Thomas Luck-
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Der A1rkonservanvismus lehme die Narurrechtslehre entschieden ab und hielt von der Pro

klamation der Menschenrechte ebensowenig wie vom Wert einer geschriebenen Verfassung; 

so schon explizit Edmund Burke in seinen "Reflections". Die Hauptkomponemen des Bur

keschen Konservativismus lassen sich, so Huntingron1t8, folgendermaßen zusammenfassen: 

1. Der Mensch braucht grundsätzlich Religion, und Religron sei die Grundlage der bür

gerlichen Gesellschaft; ohne RelIgion gebe es keine verpflichtende Moral. 

2. Die Gesellschaft Ist das Produkt eines allmählichen, organischen, geschichtlichen 

\X'achstums. Bestehende Institutionen verkörpern die Weisheit vieler Generationen, 

die es zu schatzen gilt, weil sie den" Test der Zeit" bestanden haben. Trotzdem sind 

um der Erhaltung des Staates willen immer wieder Reformen notwendig, die aber nur 

vorsichtig angegangen werden dürfen, damit man Fehler korrigieren kann. 

3. Klugheit, Erfahrung und Gewohnheit sind bessere Wegweiser in der Politik als Ver

nunft, abstrakte Prinzipien, "politische Metaphysik"; \X'ahrheit findet man nicht in 

universalen Lehrsätzen, sondern in konkreten Erfahrungen. 

4- Die Gemeinschaft steht über dem einzelnen. Die Rechte der Menschen leiten sich aus 

den Pflichten her. Das Althergebrachte ist in der Regel der solideste Rechtstitel. 

5. Außer im letztlich moralischen Sinn sind die Menschen ungleich. Differenzierungen 

mann (Hrsg.), Religion und Kultur. Opladen: W~tdeutscher Verlag (; Sonderheft 33 der Köl

ner Zeitschrift fur Soziologie und Sozialpsychologie), S 126-149, zur Auflösung der Semantik 

des "ganzen Hauses. zum \X'iderstand der Kirche gegen den liberalen Gedanken der "Ehe als 
Vertrag" oder auch der romantischen Vorstellung einer bloßen "Liebesehe"; starr dessen forciert 

die Kirche die "Heiligkeit" der Ehe- und Familienbande, den vorrechtlichen, sakralen Charak

ter der Ehe und damit die Unauflösbarkeitsdokrnn: Ehe und Familie selen dIe Grundlage der 

ganzen menschlichen Gesellschaft, die heilige Keimzelle des Volkslebens, propagiert wird ein 

"christliches Familienleben" mit der Heiligen Familie als Vorbild US\v., gleichzeitig werden Ab

weichungen st.irker diskriminiert ("Wilde Ehe", "ledige ~1urrerschaft", Scheidung), das Sexual· 

leben in viel stärkerem Maße der "Ohrenbeichte" unterworfen, also reglementiert und konuol· 

liert, Insbesondere fur Frauen (Loslösung der Sexualität von der Ehe sei Unzucht, berom wird: 

Keuschheit); Siehe dazu auch Dleter Schwab 1975: familIe. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 

2. 253-301, insbes. S. 287 ff. - "Die Gesellschaft ruht auf drei Grundpfeilern: Familie, Beruf, Sied· 

lung. Ihr stärkster ist die Familie. Christliches Eherecht gibt ihr den Schurz, christliche Kinder· 

erziehung den Inhalt, Eigentum und Familienlohn die wirtSchaftliche Möglichkeit", hieß es 1-

B. Im "Linzer Programm" der ChIisdichsozlalen 1923, siehe Klaus Berchtold 196~· Österreichische 

Parteiprogramme 1868-1966. \Vien: Verlag fur Geschichte und PolItik, hier S. 3:'2; "Familie" als 

gesellschaftlicher "Grundwert" fehlt wohl In keInem konservativen bzw. christdemokrauschen 

Parteiprogramm. 

368 Samuel Huntillgton 19-4: Konservatismus als Ideologie. In: Hans-Gerd Schumann (Hrsg.), Kon

servativismus, a. a. O. S 89-111, hier insbes. S. 91; siehe jedoch auch Hannes Wimmer 1996' Evo

lution der Politik. \X'ien \l:1J\'-Universit.irsverlag, S. 62-76. 



Die politische Ötfenthchkeit als Subsystem moderner Demokratien 

in Klassen. Rangordnungen und Gruppen sind unausweichliche Merkmale der bür

gerlichen Gesellschaft; 

6. Die Vermutung spricht immer zugunsten der bestehenden Regierungm'eise und ge

gen nichterprobte Vorhaben (Experimente). Radikale Veränderungen, die bestehen

des Übel zu beseitigen trachten. enden gewöhnlich in noch größeren Mißständen, er

zielen also genau den gegenteiligen Effekt l69• 

Die konservative Rechtstheorie ent'.vickelt im Rahmen der Lehre von der "Gesellschaft als 

OrgaI1lSmus"17" die sog. organische Rechtslehre (v. Sangny), dIe im Kern behauptet: Das 

Recht lasse sich nICht auf "mechanischem" Wege von außen imponieren, sondern er. .... achse 

auf organische Weise aus dem Volksleben; es sei eine Emanation des "Volksgeistes". Der Alt

konser.·ativismus war bestrebt, die forrschreitende Positivierung des Rechts zu bremsen bzw. 

umgekehrt, den historisch gewachsenen Rechtspartikularismus zu schützen. Deshalb blieb er 

auch gegenüber der Enm'ickJung zur modernen BürokratIe äußerst skeptisch: Sie seI eben e1l1 

"Mechanismus", der mit Hilfe von abStrakten Schematismen alles Individuelle über ein und 

denselben Kamm schere. Diese Skepsis gegenüber e1l1er starken bürokratischen Zentralgewalt 

des Staates ist dem KonservatIVISmUS bIs heute eigentumJich geblIeben: Der KonservatIve will 

die politischen Aufgaben so weit als möglich auf der lokalen Ebene erledigt sehen; dafür steht 

heute das Prinzip der .,Subsidiarität". 'frotzdem will er den "starken Staat" als Ordnungmacht 

gegen Anarchie, "innere Feinde", Kriminalität usw., und natürlich gegen "äußere Feinde", da

her ist der Konservativismus eine ideologische Strömung mit starken Sympathien für Militär 

und PolIzei, so z. B. in besonderem Maße in Preußen. 

Der Alrkonser."atIvismus lehnte die naturrechrJich begründeten Konzepte der individuellen 

heiheit und der abstrakten Rechtsgleichheit ab, und forderte ganz im Gegenteil die Aner

kennung der historisch gewachsenen Hierarchien. Insofern war er eine Ideologie der legiti

mation von Strukturen des Ancien regime!""': Gottesgnadentum, Legitimismus, Geburtsrecht 

des Adels (d. h. PrIvilegien und autokratische Herrschaftsrechte), Partizipation durch Stände, 

l;ernhaltung des Volkes von der Politik, Erhaltung der lokalen Traditionen, gegen die Ver

marktung des Grund und Bodens, gegen den "Materialismus des Geldes" durch Handels

und Industriekapitalismus etc}:' Bis heute hat der Konservativismus einen gewissen "antika

pitalistischen" Grundzug bewahrt, typisch dafür waren aber schon im 19. Jahrhundert die So-

169 Albm 0. Hirrchman 1991: The Rhetoric of Reaction. Cambridge, Mass.lLondon Belknap/Har
vard Univ. Press. 

370 Dohm /Jan RossumlEmst-V:'olfiang Bäckenforde 19.78: Organ, Organismus, Organisation, politi

scher Körper. In: GeschIChtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S. 519-622. 

171 l'anajotis Kondylis 1984: Reaktion, Restauration. In: GeschIChtliche Grundbegriffe, Bd. 5: 

17')-230. insbesondere S. 190. 

372 Dat'ld EastUJood 1989: Roben Southe)' and the Imellecrual Origins of Romamic Consernrism. 

In: Engllsh Historical Review: 308-331 
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zialgeserzgebungen in England umer Disreali l7J , in Preußen umer Bismarck und in Öster

reich umerTaaffe in den 1880er Jahren174 . 

Statt dessen fordert der Konservativismus die Erhaltung und Förderung von historisch ge

wachsenen Formen von Gernemschaft: Die Kirchengemeinde steht hier an ersrer Stelle, und 

zwar nicht nur in den katholischen Regionen. "Die Church 0/ EnglLznd konme früher, was 

heure gewiß nicht mehr zutrifft, als die Tory-Partei beim Gebet gelten."ps Für die deutsche 

Geschichte des 19. JahrhundertS stellt sich die knifflige die Frage, wie der "politische Katholi

zismus" nach der Reichseinigung (1871) einzuordnen is(. Der Katholizismus Süddeutschlands 

befindet sich gegenüber dem protestantischen Norden plörzlich in der Minderheit und fühlt 
sich bedrohr - In der Zeit des sog. "Kulturkampfes" findet er dafür auch genügend Anhalts

punkte, wir haben darauf hingewiesen. läßt sich dieser Konflikt überhaupt auf einer eindi

mensionalen Links-rechts-Achse eintragen oder muß man - wie die Cleavage-Theorie vor

schlägt - mehrere Dimensionen zugrunde legen, z. B. Stadt-land-Konflikt, industrieller 

Grundkonflikt ZWischen besitzender Kapitalisten- und besirzloser Arbeiterklasse, Religion ver

sus Säkularisierung und eben seit der Reformation auch den innerreligiösen Konflikt zv.'i

schen Karholizismus und Porestantismus? 

0Jach der hier vertretenen Theorie massenrnedial vermirrelter Ideologisierung gesellschaft

licher Konflikte kann man von konkurrierenden Konservativismen ausgehen: Während der 

deutsche Süden den Katholizismus gemeinschafrsideologisch steigert, verlagert sich im Nor

den das gemeinschafrsideologische Denken zur "Nation". Beide Ideologien reagieren auf den 

raschen sozialen \X'andel im Zuge der "Doppelrevolution": Industrialisierung und Errichtung 

eines Nationalstaates durch zwei Kriege176. Das konservative Denken übernimmt aus der Ro

mantik den naruralistisch gedachten Volksbegriffl77 , verknüpft ihn mit Inhalten wie Heimat, 

Sirre, Glaube der \'äter, Sprache, Dichtung, das Lied- und Sagengut des "deutschen Volkes", 

der "deutschen Stämme" usw., d. h., es ist der "nationale Gedanke", der in der zweiten Hälfte 

des 19. JahrhundertS im deutschen Konservativismus enorm gesteigert und schließlich nach 

rechts radikalisierbar wird l -1!; ob man aber für die spätere Emwicklung von einer "konserva-

373 Duncan U"'tztts 1994. Tories, Conservarives and Unionisrs, 1815-1914. London: Hodder & 

Sroughron, S. 8o-U2. 

374 Emmmch TaLos 1981: Staatliche Sozialpolicik in Österreich. Rekonstruktion und Analyse. ~'ien: 

Verlag für Gesellschaftskritik; Lothar lWachthan 1994 (Hrsg): Bismarcks Sozialstaat. Beiträge zur 

Geschichte der Sozialpolitik und zur sozialpolitischen GeschIChtsschreibung. Frankfurt/~ew 

York: Campus. 

375 Ted Hondrich 1994-' Das Elend des KonservatiVismus, a. a. 0., S 260. 

376 Hans-Ulrich W'ehler 1995-" Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3·, München: Beck. 

377 &mhart Kost'lleck et al 1992. Volk, l\'anon, Nationalismus, Masse. In: Geschichtliche Grundbe

griffe, Bd. T 141-432, insbes. S. Fl f[ 

378 Zur zweiten ,.inneren" Reichsgründung um 1878 gehörte nicht unwesentlich die "erfolgreiche 

Okkupation des _ arionalismus" durch die Konservativen, der daran anschließende neue Radi-
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tiven Revolution"179 sprechen kann, ist strittig - widerspricht eigentlich dem Begnff "Kon

servativismus", den wir als gemäßigte Rechte definieren. 

Wie die anderen politischen Ideologien brauchte auch der Konservativismus PublIzit;u, 

um die KommunikatIon der Öffentlichkeit strukrurieren zu können. Der Altkonservativis

mu~ hat in der Kreuzzeitung (Berlin) sem wichtigstes Publikationsorgan, gerät aber mit einer 

Auflage von rd. 4.000 Exemplaren gegenüber den "nationalliberalen" Blättern weit ins Hin

tertreffen; so erreicht z. B. die NatiorU11 Zeitung (Berlin) etwa das Dreifache an Auflage' . So 

manche "Regierung~blätter" wie die Hannoversche Zeitung oder die Lelpzlger Zeitung "schmIe

gen" sich nach der chockwirkung der Ereignisse von 1848 an die konservativen Linien an JsJ . 

Der polItische Katholizismus wird getragen von Blättern wie der Münchner Vofksbote, dIe KiJI
msche Volkszeitungoder das Mamzer journal. Am wichtigsten bleiben aber die vielen partiku

laren Öffentlichkeiten der Kirchengemeinden: An Wahl tagen werden die bayrischen Bauern 

von der Kanzel aus zur Wahl des Zentrums aufgerufen. Der polirische KatholiZISmus ist dIe 

süddeutsche Variante des Konservativismus und bleibt als solcher daher auch weitgehend re

sistent gegen Radikalismen von rechts, so z. B. gegen Hitlers Nationalsozialismusls2 . 

kalnationalismus "verschob nicht nur das massenwirksame Leirbild ,~arion ins Konservarive, er 

veränderte auch den Konservanvismus", so Diner Langewit!sche 1992: Reich, ~arion und Staar In 

der Jllngeren deutschen G~chichre. In: Hisrorische Zeitschrift 254: 341-381, zit. S. 372 f. Zur stär

keren Offenheir des ProrestantlSmus für die ,,~arjon" im Vergleich zum KarholiZlSmus siehe die 

vonügliche Vergleichssrudle von \.f't-mer K Blessing 1991: Gortesdiensr als Säkularisierung? Zu 

Krieg, Narion und Polirik Im bayrischt'n Proresrantismus des 19 Jahrhunderts. In; Wolfgang 

Schieder (Hrsg.), Religion und Gesellschaft Im 19. Jahrhundert Srurtgarr; Klert-Corta, S. 216-

253, insbes. zur Flnbezlehung der Kriegerdenkmäler, GedenkfeIern an die Gefallenen, der Sedan

FeIern usw. In die kulrische Praxis. 

~79 Am/in Moh~r 1989. Die Konservanve Revolution in Deutschland 1918-1932. Darmsradr: WIS

senschaftltche Buchgesellschaft. Dritre, um einen Ergänzungsband erweirem Auflage; ~ handelt 

sich um diverse Intellekruelle Zirkel, die den Liberalismus, Sozialismus und NationalsozialIsmus 

ablehnen und dazwischen einen "drmen \X'eg" suchen. insbes. S 56 f.; ll1artin Gmffmhagm 
1974· Das Dilemma des Konservatismus. In; Hans-Gerd Schumann I Hrsg.), Konservanvismus, a. 

a. O. S. n) f.; siehe zur Kritik am Begriff Sufon Brroer 1990: Die "Konservarive Revolurion"

Knrik eines :>lyrhos. In: PV<; 31 585-607. Zur Parallelisierung der "~euen Rechren" mit der 

"Konservariven Revolunon SIehe aber Franz G~ß!Ham-Gerd }aschkdKlo.us Schimekäs 1990: Neue 

Rechre und Rechtsexrremismus In Europa. Bundesrepublik, Frankreich, Großbriranmen Opla

den; W~rdeut~cher Verlag, z. B. zu FrankreIch S. 56 ff. zur Ideologie: gepflegte Reflexionen el

n~ grundsätzlIchen Unbehagens an der Moderne. 

380 Siehe die Bemäge In Ht!lnz-Dretnch Fischer 1972 (Hng.). Deutsche Zeirungen des 17 biS 20. Jahr

hunderrs. Pullach beI "tünchen: Verlag Dokumemanon. Vgl.}örg Rt!qULlu 1995: JournalIsmus als 
Beruf. a. a. O. S. 314 ff. zur konservativen Pr~se. 

381 Kurt Paupie 1966 Handbuch der ösrerrelchischen Pressegeschichre, Bd. H, a. a. 0, S. 36 f 
382 Kort Rohe 1992.' Wahlen und Wähleruadinonen, a. a. 0., S. 143 f. DIes galt zunächsr auch für den 



In Österreich bestehen beide ideologischen Strömungen - politischer Katholizismus .... 

Nationalismen - nebeneinander, d. h., sie sind nicht so trennscharf gesondert wie in Deuarä. 
land, werden aber ebenfalls von unterschiedlichen Zeitungen der damaligen "Gcsinn ...... 
presse" getragen: Eindeutig katholisch-konservativ sind die Wtmn" J(jrrhmzeitung(katOOl_ 
konservativ-antiliberal), der ()st~chisch~ Volksfm4nd (katholisch-konservativ) und !Je 
Vaterland (konservativ-föderalistisch), die Rnchsr«hr venritt den Altkonservativismul. 

Eindeutig deutschnational sind die Dnltsch~ ZLitung (nationalliberal), die 0stt1eutsehe JWt 
(großdeutsch), Unvnfolschu Dnltsch~ WOrte (deutschnational-radikal), Al/Jeutsclm r.." 
(deutsch national) und die jeweiligen nationalistischen Blätter der Kronlän~J; die ReicIJI. 
post gehörte (1894-1945) zu den christlich-sozialen Blättern. - Diese Medien haben sicbedä 

unterschiedliche Bereiche des gesellschaftlichen Lebens für "schutzbedürftig", bedroht,'" 

erhaltenswert erachtet, trotzdem lassen sie sich der großen ideologischen Strömung des Kaeo
servativismus zuordnen, dessen inhaltliche Variationen ja nicht zuletzt darauf ~ 

sind, daß er häufig auf Positionen des politischen Gegners reagiert, also sich selbst definiM 
in Abgrenzung zu Positionen der anderen Seite. 

Fragt man nach den zu veneidigenden Wenen als den Inhalten konservativen Denkcos, so wa'

den vornehmlich folgende Begriffe genannt (wobei wir eine Skala absichtlich beschränkat, die 
man ins Uferlose fortführen könnte): Religion, Autorität, Königtum; Tradition, Sitte, Brauch, 

Familie, Adel, Boden, Heimat, Volk; Werden, Wachsen, Natur, Geschichte; Sein, Dauer, Or

ganismus, Leben, Ewigkeit. Der Sinn dieser auf den ersten Blick nicht notwendig sinnhaft ftr
bundenen Begriffe erschließt sich nur, wenn man auf das sinnstiftmtle Prinzip blickt, das ihnen 

gemeinsam und gleichursprünglich zugrunde liegt. Es steUt sich nämlich heraus, daß diese De
finitionen sämtlich insofern Negationen sind, als das Angriffiziel des Gegners dem Verteidiger 

erst zeigt, was er zu veneidigen hat. Der Gegner des Konservativismus ist die AuJkIiirung nüc 
ihrem Prinzip allgemeiner Gesetzmäßigkeit, rationaler Verknüpfung von Ursache und Wir
kung und aUgemein einem möglichst "vorurteilslosen" Blick auf die Welt der Natur und des 
Menschen. Unter diesem Blick erfuhren aUe oben genannten, bis dahin für "natürlich" gdten
den und somit nicht diskutierten Wene eine kritische Prüfung. Wie immer diese Priifima im 
einzelnen und im Laufe der Zeit ausfallen mochte, ihre Unmittelbarkeit und Unschuld ~ 

unwiederbringlich verloren. Indem der Konservatismus die Werte, die im Zerfallsproze& der 

Altkatholizismus, der aber nach dem Ende des Kulturkampfes immer water ins natt'J 

abdriftet und schließlich als "deutsche Nationalkirche" - natürlich in bewußter AbJp:IIlIII •• 
"Rom" - offen wird für radikalnationalistische Strömungen bis hin zu Hiders Natior __ 1111 

mus, so jedenfalls die Studie von O"'fR Bbzschlte I99~ Der Altkatholizismus 1870 bis 194J. 
tionalismus, Antisemitismus und Nationalsozialismus. In: Historische Zeicsduift utc 0-....... 

383 Kurt Paupie I960: Handbuch, Bd. I, a. a. 0., S. 1J.4; M4riarzM Umr.er I98J: Parteien lIDIl 
presse im wirtschaftlichen und gesdlschafdichen Wandel, a. a. 0., insbcs. s. I~IIJ. .. 
überblick. 



Die politische Öffentlichkeit als Subsystem moderner Demokratien 

Alten Welt gefährdet und problemansch werden, zu verreidigen sich anschickt, bleibt er eng 

an die Situation ihrer "Entdeckung~ gebunden. Wenn es ihm bis heute nicht gelungen ist, ei

nen vollständigen Katalog dieser Werre aufzustellen, so darum, weil diese Werre so zahlreich 

sind wie die Gesichtspunkte, unter denen man das Leben des Menschen überhaupt beurreilen 

kann. Der Konservativismus hat darum stets gut daran getan, seine Definition negativ am 

Gegner zu gewinnen, d. h. seme Zielvorstellungen im Kampf gegen den Rationalismus zu for

multeren.l84 

Der Konservativismus erlebte in den letzten Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg einen 

enormen Aufschwung, der nicht nur von den konservativen Parteien, sondern vor allem von 

,,Agitationsverbänden" und deren Publikationen getragen wurde,s5, so z. B. von "Bund der 

Landwirte", dem berühmt-berüchtigten ,,Alldeutschen Verband", dem "Flottenverein", dem 

"Kyffhäuserbund" oder dem "Deu tschen Ostmarkenverein ", deren ideologisches Spektrum 

z. T bereits diejenigen rechtsradikalen Züge aufwies, auf die später der Nationalsozialismus 

Hiders aufbauen konntel86. Der AJtkonservativismus war und blieb weitgehend eine antide-

384 Martin Greiffinhagen 1974: Das Dilemma des Konservatismus. In: Hans-Gerd Schumann 

(Hrsg.), Konservativismus, a. a. 0., S 158 f., Hervorhebungen im Origmal. 

385 Der .Bund der Landwirte" (BdL) z. B. gehörre zu den Interessenverbänden neuen Typs, schlag

kräfi:ig, mit hohen Mirgltederzahlen, der mit einem Dauerappell seines Propagandaapparates sehr 

große Öffentlichkeiten erreichte, verfilzt mit Parrelen und anderen Verbänden eine effiziente 

.Pressure Group" für die Legislative darstellte, darüber hinaus kam ihm jedoch noch weit größere 

Bedeutung für Entwicklung des politischen Systems Deutschlands zu, so Hans-Ulrzch Wehler 

1995-" Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3, a. a. 0., S. 1062: "Der BdL verließ sich nicht al

lem auf erfolgreiche Lobbyaktivität, er setzte vielmehr auch auf die Karte emes völkischen Na

tionalismus und rassistischen Antisemitismus, um mit Hilfe dieser neuen Integrationsideologien 

seine Anhängerschaft zu erhalten und auszudehnen. Auf diese Weise drangen beide Ideenkon

glomerate in den polItischen Konservativismus ein, sie stärkten ihn auf dem Land, wenn auch 

weit weniger in den Städten. Am wichtigsten aber war, daß der neue Antisemitismus, an die Tra

ditionen des religiösen und ökonomischen Antijudaismus mühelos anknüpfend, auf diese Weise 

gesellschaftsfähig gemacht wurde. Als Bestandteil einer angeblich honorigen konservativen Über· 

zeugung trug er zudem auflängere Sicht zu einer ideologischen Radikalisierung des Konservati

vismus maßgeblich bei. Wenn sich bel den Konservativen, wie ein liberaler Historiker 1914 kri

tisierte, bereits ,Kastenhochmut und sozialer Herrendünkel mit Chauvinismus' verband, stieß 

sen den späten neunziger Jahren zusehends noch der rassistische Antisemitismus hinzu." 

386 Ernst Nolte 196]. Der Faschismus in seiner Epoche. München: Piper; zu Recht betont gegenüber 

den "linken" monopolkapitalistischen u. ä. Fascrusmusmeorien die fundamentale Bedeurung von 

"Ideologie" Heinrzch August Winkler 1978: Die "neue Lmke" und der Faschismus: Zur Kritik 

neomarxistischer Theonen über den Nationalsozialismus. In: Ders., Revolution, Staat, Faschis

mus. Gö[[ingen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 65-II7, zur Konrinuitätsmese; besonders anfällig 

waren "vorindustrielle" Gruppen Wie der alte Mittelstand, die Bauern und vor allem die Groß-
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mokratische Reaktion auf die forrschreitenden Demokratisierungsprozesse\87
• die bekannt

lich in erster Linie der aufstrebenden Arbeiterbewegung und deren Ideologie des Sozialismus 

zugute karnen. Wohl nicht zulerzt aus diesem Grunde rückten die bei den Konservativismen 

des Katholizismus und des Nationalismus näher zusammen. schließlich galt es. den "chrisrli

chen Staat" gegen die "marxistischen Horden" zu verteidigen. 

Der aggressiv aufgeladene Radikalnationalismus trieb den Konservativismus immer wei

ter nach rechts und trug damit erheblich dazu bei. daß sich die "ideologische Distanz" der 

politischen Parteien vergrößerte. Die konservative ideologische Strömung wurde strikt anti

sozialistisch und großteils auch antisemitisch. eine scharfe Abgrenzung zum Rechrsradikalis

mus war deshalb kaum mehr möglichJ88 • Deshalb verabsäumte es der Konservativismus 

während der Weimarer Zeit. sich deutlich von der "Hirler-Bewegung" zu distanzierenJ89• die 

Ja zentrale Werte des Konservativismus verletzte. wie z. B. Werte des christlichen Men

schenbildes. oder auch den Seit Edmund Burke wichtigen konservativen Grundsarz. daß die 

grundbesitzer (z. B. der Agrarfaschismus in Italien); Hagen Schulze 1994. Staat und Nation in der 

europäischen Geschichre. München Beck, S. 276 f. Keine direkte Linie vom Konservativismus 

der Vorkriegszcn zum Nationalsozialismus sei zu ziehen. meint auch Geoff Eley 1991: WilheImI

nismus, Nationalismus. Faschismus. Zur historischen Kontinuität in Deutschland. Münster: 

Wesrphälisches Dampfboot. 

387 Klaus Fntzsche 1998: Konservatismus: EnTWÜrfe zur Sicherung sozialer Herrschaft. In: Franz Neu

mann (Hrsg.l, Politische TheOrien und Ideologien. a. a. 0., S.267-318; Franz Horner dagegen 

ist fasziniert von der immer wieder aufblitzenden Idee einer "christlichen Demokratie", muß aber 

einra.umen, daß die Amtskirche solche Ideen strikt ablehnre und auch erfolgreich bekampfte; 

siehe Franz Homer 1981: Christliche Demokratie und Konservativismus. Auf dem Weg zur 71:n 

tristischen Volkspartei. In: Anton Pelinka (Hrsg.), Ideologien Im Bezugsfeld von Geschichte und 

Gesellschaft. Innsbruck: Inn-Verlag, S. 18--200. 

388 Troczdem ist es ein Fehler, alles, was rechts steht, als konservativ zu bezeichnen, einschließlich des 

radikalisierten Nationalismus, Antisemitismus und Rassismus - diese sind nicht konservativ Im 

strengen Sinne, sondern eben Rechtsradikalismus bzw. Rechtsextremismus, siehe jedoch H8ns
Christo/Kraus 1993: Altkonservatismus und moderne politische Rechte. Zum Problem der Kon

tinuira.t rechter politischer Strömungen lfl Deutschland. In: Thomas Nipperdey/Anselm Doering

Manteuffel/Hans-Ulrich Thamer (Hrsg.), 'X'e1tbürgerkrieg der Ideologien. Berlin: Propyläen, S. 

99-121, hier S. 108 zur ,,Ausdifferenzierung der deutschen politischen Rechten um [900". 

389 Im Unterschied zu Österreich, wo sich Bundeskanzler Dollfuß nicht nur vom Liberalismus, ei

nem "Zeitalter der Willkür und der reinen Macht", "ohne Gottes- und menschliche Gesinnung" 

verabschiedete, sondern auch vom "brutalen Materialismus" des Marxismus undvom Radikalis

mus der Nationalsozialisten: "Wir wollen den sozialen, christlichen, deutschen Staat ÖsterreICh". 

so Dollfuß in der "Trabrennplatz-Rede" (1933), siehe den Text in Klaus Berchtold 1967: Öster

reichische Parteiprogramme, a. a. 0., S. 427-433. Zum "katholischen Traum von der Vormo

derne" Siehe Wolfiang Maderthaner 1995: LegitimatIonsmuster des Austrofuschismus. In: Richard 

Saage (Hrsg.), Das Scheitern diktarorischer Legitimationsmuster und die Zukunftschancen der 
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Komplexität der modernen Gesellschaft nur vorsichtige Reformen zulasse, also keine radika

len Veränderungen! 
Nach der Katasuophe des Zweiten Weltkrieges kehrte der Konservativismus zu den alten 

Pnnzipien zurück: Er wurde wieder chnstlich, bemnte den Wert von Traditionen, Brauch

tum und Sittlichkeit, setzte sich ein für den Erhalt der Familie' , der historisch gewachsenen 

Regionen und anderer Formen von "Gemeinschaft"191
, lehnte StaatsWirtschaft ab und hielt 

die "soziale Marktwirrschaft" dagegen, akzeptierte jetzt definitiv die demokratische Grund

ordnung und den Sozial- und WohlfahrtSstaat, lehnt aber Umverteilungen grundsätzlich ab 

und ist ständig besorgt um die Integrität der gesellschaftlichen Ordnung. Weil der Radikal

nationalismus nun endgültig diskreditiert ist, finden im Nachkriegsdeutschland die beiden 

Konservativismen des katholischen Südens und des protestantischen Nordens endlich zu-

Demokratie. Berlin: Duncker & Humblot, S. '59-'78; Maderthaner charakterisiert den politi

schen Katholtzismus in ÖsterreICh - die "Fonleichnam In Permanenz" - als: restauranv, autoritär, 

antidemokransch, legitimistISch, österreich-national, prämodern - und sei zu verstehen als ein 

"genuin rückwärtsgewandter Gegenenrwurf zu den Konsequenzen der Moderne". 

390 .,Die Familie ist die Keimzelle der Gesellschaft. Von ihrer gesunden Entwicklung und Ausstrah

lung auf die Gesellschaft hängr lerzten Endes das Schicksal des Staates ab. Die moderne Gesell

schaft fördert einen Lebenssni, der die Familie zu einer Eß- und Wohngemeinschaft zu degra

dieren drohr. Die heute In vielen Formen sichtbar werdende Familienverwahrlosung hat nicht 

In erster LInie matenelle, sondern tiefer liegende Ursachen. Ein Wandel kann hier nicht ohne 

Anderung der Lebensauffassung des einzelnen eintreten. Wir SInd aber entschlossen, dem 

Wunsch, Famtlie und Helm wieder zu einem Hort seelischen Wohlbefindens und kultureller Be

reicherung zu machen, alles aus dem Wege zu räumen, was seiner Verwirklichung hinderlich seIn 

könnte", hieß es im Grundsarzprogramm der Österreichischen Volkspartei '958 "Was wir 

wollen", Siehe den vollständigen Text in Klaus Berchtold 1967: Österreichische Parreiprogramme, 

a. a. 0., S. 386-397, hier Z1t. S. 389; vgl. Robm Krzechbaumer 1990: Parreiprogramme Im Wider

streit der Interessen. Die ProgrammdiskussIon und die Programme von ÖVP und SPÖ 

'945-1986. Wien/München: Oldenbourg (= Österreichisches Jahrbuch für Politik, Sonderband 

3), S. 63 ff. zur ÖVP 

391 Clnnens 1\1. AuerlWalter Marsch/tz 1996: Die Diskussion zum neuen Grundsarzprogramm der 

ÖVP. In: Österreichisches Jahrbuch für Politik 1995: 167-192; jeder zweite Sarz betont jerzt wieder 

"Gemeinschaft", direkt Im Anschluß an den rechten Flügel des amerikanischen Kommun!tarls

mus, siehe Chartes Taylor 1995: !\1egatlve Freiheit? Zur Kritik des neuzeiclichen Individualismus. 

Frankfurt am Main: Suhrkamp. ~1ir einem Nachwort von Axel Honnem. Chartes Taylor 1997: 

Das Cnbehagen an der '\1oderne. Frankfurt am Mam: Suhrkamp; Amttat EtzlOm 1999: Die Ver

anrwortungsgesellschaft. Individualismus und ~1oral In der heurigen Demokratie. Berltn: Ull

stein; vgl. die DiskUSSIOn von Hartmut Rosa 1998: Integration, Konflikt und Enrfremdung - Die 

Perspektive des Kommunirarismus. In: Hans-Joachlm Giegel (Hrsg.), Konfhkt in der modernen 

Gesellschaft. Frankfurt am ~1ain: Suhrkamp, S. 202-244. 



sammen, zumal die katholische Kirche keine akute Bedrohung mehr erkennt und sich -
auch in ÖsterreichJ91 - aus der Politik weitgehend zurückzieht. 

Wie auf der linken gab es auch auf der rechten Seite des Schemas die Möglichkeit da 
entry. Der Konservativismus lehnt, wie wir sahen, radikale Veränderungen gnlßdsälldicJla4ll' 
er gilt daher als "gemäßigte Rechte". Anders der Rcchtsradikalismusm, der sich fast 

392 Pranz HornerlPaul M. Zuklmn 1992: Kirchen und Politik. In: Herben Dachs er al. (HJ.-J~J 

Handbuch des politischen Systems ÖstctrCichs, a. a. 0., S. 441-4S6. Trotzdem vcmeht sich 
Konservativismus auch heute noch als Anwalt der Religion; siehe als Klage wegen einer .... 
bliebenen .. Wende" in Deutschland Günrn- Rohrmosu 1990: Ideologie-Zer&ll. Nachruf auf 
geistige Wende. Krefeld: Sinus Verlag. Vgl. H"""",n Lübk 1997." Modemisierung und FoItr:It
steno - Trends kultureller und politischer Evolution. Berlin U. a.: Springer; Lübbe - intdldmd 
an der Spitze der Reflexion der Modeme aus ..konservativer" Perspektive - nennt die ünlDdl. j 

findlichkeit des modemen Menschen, aus der sich der Konservativismus speise: "änderUßIIR. ' 
pobedingter Venrautheitssehwund", Traditionen im Sinne kulrureller SeJli>snrerständlichla_t. i 
altem in der modemen Gesellschaft sehr rasch - sofern sich .. Traditionen" überhaupr noch 
den können, so Lübbe S. 327-338 zum "strukturdlen Konservativismus". 

393 Zu den rechtsradikalen bzw. rechtsextremen Strömungen der Gegenwart gibt es eine Uui ...... i 
an Literatur: .. Die Beschäftigung mit Rechtsextremismus hat eine deran große Anzahl VOIIl .. t.t 

blikationen hervorgebracht, daß das Forschungsfeld von nictnandem völlig überschaut wird", 
Jürgm R. Winlt/n 1996: Bausteine einer allgemeinen Theorie des Rechtsextremismus. Zur 

lung und Integration von Persönlichkeits- und Umwdtfaktoren. In: Jürgen W. FaI1~IIHa1""(-" 

JaschkelJürgen R. Wmkler (Hrsg.), Rechtsextremismus. - Ergebnisse und PerspdaMn der 
schung. Opladen: Westdeutscher Verlag (PVS-Sonderband), S. 2s-48, hier S. 1S; an .... .: 
Husbaruls 1981: Conremporary Right-Wmg Exaemism in Western European Demoaacics: 
view Anicle. In: European Joumal of Political Research 9: 7S-99; Norbm Ltpszy 19119: Die 
blikaner. - Ideologie - Programm - Organisation. In: APuZ B 41-41> S. 3-9; lItlmtaII 
nerlThilo Castnn 1989: Rechtsextremismus und Jugend. In: APuZ B 41-420 S. 31-39; U. 
1989: Politischer Extremismus in demokratischen Ver&ssungsstaaten. Opladen: Wesrd_dii 
Verlag; Wi/k/m Hrit1MyeT 1990: Rechtsextremismus, Fremc:lenfeindlichkt und die Empalillll 
rung der Gewalt. In: Peter-Alexis AlbrechtlOtto Baci= (Hrsg.), Verdeckte Gewalt. Fr.llllldliittl 
Main: Suhrkamp, S. ISI-I73; Pranz cmpHans-Gnri JaschltelKlllfls SehiineItiJs 199« ..... ., ..... 

und Rechtsextremismus in Europa. Bundesrepublik. Frankreich, Großbritannien. 
Westdeutscher Verlag; Uwt: Bacltes 199« Extremismus und Populismus wn rechts. EiD 
auf europäischer Ebene. In: APuZ B 46-47: 3-I4ö Pino Ipm 1992: The silent CXlUtDIe ...... 

tion. Hypotheses on the emergence of extreme right-wing parties in Ewopc. In: Ew.-JII 
nal of Political Research 22: 3-W MichMI MinItmbng 1992: The New Rigbt in Ga:lllllIlJ'· .... 

Transformation ofConservatism and the Extreme RigbL In: Europeaajoumal of'''1aU, 
search 22: SS-8I; &ttina WmklOsIuzr N~ 1992: Comanporary riBbt-wiDlaalllli. 
West Gennany. - The Republicans and their e.Icctor.. In: Europeaa Joumal ofPolillilllJ 
an:h 22: 83-100; Armin PfohI-T~ Im R«.brsauanismus als FoIrF pk ...... . 
demisierung? In: PVS W 114-118; WmJn' ~ ~ w ..... . 
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schließlich aus dem gemeinschaftsideologischen Denken'·' des Ethnonationalismus speist: 

Die~e Ideologien funktionieren wie eine soziologische Sorriermaschine nach dem Freund

Feind-Schema: mit den einen lohnt sich Kommunikation, den anderen wird sie verwelgerr. 

Wie die früheren Rechtsradikalismen verhalten sich diejenigen unserer Gegenwart nicht viel 

anders: SIe sind Verfechter der nationalen "Volksgemeinschaft" als höchstem politischem 

Wert, gegen liberale Zersetzung von Religion, Familie und "Volks"-Kulrur, für einen starken 

Staat (inkl. Militär und Polizei), gegen Ausländer (insbesondere Asylanten), gegen "Sozial

schmarotzer", gegen Linke jeglicher Schattierung etc. Wie der Linksextremismus ist auch der 

Rechtsextremismus der Tendenz nach antidemokratisch. 

(Hrrg): Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Baden-Baden: Nomos: Uwe 
Barker/I'amck Moreau 1993: Die extreme Rechte in Deutschland. München: Akademischer Ver

lag; zum RechtsradIkalismus der FPÖ siehe Frltz Plasser 1993: Die populistische Arena. Massen

medien als Verstärker. In: W. R. Langenbucher (Hrsg.), Politische Kommunikation, a. a. 0., ). 

186-207: als .. ,rechtsextrem" klasSifiZieren die FPÖ Brzgitte Bailer/Wolfgang Neugebauer 199f: 

Rechtsextremismus. In Reinhard Sieder/Heinz Steinert/Emmerich Talos (Hrsg.). Österreich 

[945 [995· Wiene Verlag für Gesellschafrsknttk. S. 304-313, und in Brigitte Bailer-GaumdalWolf 
gang Nmgebauer [997: Haider und die Freiheitltchen in Österreich. Berlin: Elefanten Press (diese 

K1assifik:ltion ist aber weit überzogen und wäre vom sog. ,,\'Q'elsenbencht" der EU nicht aner

kannt worden); Kurt Lenk 1994. Rechts. wo die Mitte ist. - Studien zur Ideologie: Rechtsextre

mismus, Nationalsozialismus. Konservativismus. Baden-Baden: ~omos;Jürgen W' Falter 1994 

Wer wählt rechts~ Die Wähler und Anhänger rechtsextremistischer Parteien Im veremigten 

Deutschland. Munchen: Beck; die Beiträge in Wilhelm Heltmryer 1994 (Hrsg.): Das Gewalt-Di

lemma. Gesellschafrltche Reaktionen auf fremden feindliche Gewalt und Rechtsextremismus. 

Frankfurt am Maln: Suhrkamp; Band Wtzgner 1994 (Hrsg.). Handbuch RechtsextremIsmus. 

Netzwerke, Parteien. OrganisatIonen. Ideologiezentren, Medien. Rembek bei Hamburg: Ro

wohlt; Dinnch Thrtlnhardt 199):The Political Uses ofXenophobla in England. France and Ger

man)". In: Pany Politics I; 323-345; Uwe W0rm 199): Die Neue Rechte in der Bundesrepublik. Pro

grammatik. Ideologie und Presse. Köln: PapyRossa Verlag; Ruud Koopmans 1996· Explaining ehe 

rise of racist and extreme right violence 10 \X'estern Europe: Grievances or opportunities? In : Eu

ropean Journal of Polirical Research 30: [85-216; Ulrzke C. Wasmuht [997: Rechtsextremismus: 

Bilanz und Kritik sozialwissenschafi:licher Erklärungen. In: Leviathan 25: 107-13l. 

394 Hans-GerdJaschke 1981-" Rechtsextremismus. In: Iring Fetscher/Herfned Münkler (Hrsg.). Pipers 

Handbuch der politISchen Ideen. Bd. 5. München: Piper, S. 487 ff.; hier auch die treffende Un

terscheidung zwischen RechtsextremISmus, der den verfassungsrechtllChen Grundkonsens libera

ler DemokratIen verläßt, und dem RechtsradikallSmus. der sich zwar innerhalb des "Verfas

sungsbogens" befindet. aber Viel weitgehendere Veränderungen fordert als der Konservativismus; 

Hans-GerdJaKhke 1992. ~atlonalismus und Ethnopluralismus. Zum ~'iederaufleben von Ideen 

der "Konservativen Revolution". In: APuZ B 3-4/92: 3-10; vgl. Hans-Dieter König 1998 (Hrsg./. 
Sozialpsychologie des Recht-,extremlsmus. Frankfurt am Mam: Suhrkamp. 
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Einen Sonderfall besonderer An stellt die "neue Rechte" in den USA dar, die seit dem 

Ende der 1970er Jahre einen enormen Aufschwung eriebteJ95 . Diese Enrwicklung ist in mehr

facher Hinsicht erstaunlich und schwer zu erklären: Zum einen wird seit Beginn der 1960er 

Jahre in den empirischen Unrersuchungen immer wieder festgestellt, daß politische Ideolo

gien im amerikanischen Elekrorat fast keine Rolle mehr spielenJ96 Dies wird nicht zulerzr da

mit erklän, daß sich in den USA die journalistische Norm der "Objekrivität" viel früher 

durchgeserzr und damit die Gesinnungspresse des 19. Jahrhunderrs früher verdrängt habe als 

in Europa. Die Journalisten als Berufsgruppe seien zwar "liberaler" als der Durchschnin der 

Bevölkerung, aber sie würden den ideologischen Code nicht kommunizieren. - Zum ande

ren gibt es in den USA keine relevanre Tradirion für polirische Radikalisierungen (sieht man 

von der Sklavenfrage der 1860er Jahre und vom ~cCanhyism ab), ja es gab nicht einmal klare 

ideologische "Fronren"J9': Die Demokraten der Südstaaten sympathisierten eher mit den Re

publikanern des Nordens als mit den eigentlichen "Parteifreunden", und so stimmten sie auch 

häufiger mit den Republikanern im Kongreß. Beobachter des amerikanischen Kongresses hat

ten eine Zeitlang den Eindruck, als würden sich die ideologischen Unrerschiede zwischen den 

Paneien der Republikaner und Demokraten völlig auflösen. Der Niedergang der Parteien 

wurde ebenfalls als Medieneffekr erklarr: Der Trend der Medienberichterstattung zur Perso

nalisierung ruckte die "Charakterfrage" der KandidatenJ98 in den Vordergrund, für die poli

tisch-ideologischen Einstellungen inreressienen sie sich kaum; die Parteizuordnungen "De

mokrat" oder "Republikaner" \\lurden zu tickets herabgesrufr, denen keine besondere Relevanz 

zukommen würde. 

395 john C. Gremljames L. GuthlKevm Hilf 1993; Fairh and Election: The Christian Right in Con

gressional Campaigns 1978-[988. In Journal ofpolitics 55: 80-9[; Martin E. Martyl R. Scott Ap
pleby 1996: Herausforderung Fundamentalismus. FrankfurdNew York: Campus, insbes. Kap. 2: 

"Gegenangriff. Der protestantische Fundamentalismus in den Vereinigten Staaten von Amerika", 

S. 48-103; A1ary jo Wt-averl R Scott Appleby 1995 (Hrsg.): Being Righr. Conservative Carholics in 

America. Bloomingron/Indianapolis: Indiana Univ. Press; Robert Devlgne 1994. Recasting 

Conservatism. :--lew Haven/London: '{ale C"l1lv. Press, insbes. Chap. 5, S. 153 ff.; PaulSchuma
kerlDwlght C. KieUThomas \.f~ Heilke 1996. Great Ideas/Grand Schemes. - Political Ideologies in 

the ~ineteenrh and Twentierh Cenruries. :--lew York u. a.: The .\1cGraw-Hill Comp., S. 369-386. 

Vortrefflich dazu ll4ichael :l4inkmberg 1996.' Die amerikanische konservative Revolution. Radi

kale Rechte und Republikanische Partei am Ende des JahrhundertS. In: Aus Politik und Zeitge

schichte (APuZ) B 43: 45-53 

396 Phi/ip E. Convme 1964: The Nature of Belief Systems in Mass Publlcs. In: David E. Apter 

(Hrsg.), Ideology and Discontent. New YorkiLondon: The Free Press, 5. 206-262. 

397 Seymour Martin Lipset 1987' Ist Amerika konservativ) In: APuZ B 52: 3-1I; in den USA fehlte 

nicht nur ein '>ozialismus kontinentaleuropaischen Zuschnirrs, sondern auch ein daraufbezoge

ner KonservativIsmus. 

398 DOfWld R Kinder 1986.' Presidential Character Revisited. In: R. R. LaulD. O.Sears (Hrsg.), Polit

ical Cogninons. Hillsdale, ~J/London: Lawrence Erlbaum, S. 233-256. 
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Seir der Reagan-Ära haben sich die polirischen Verhälrnisse in den USA geradezu drama

risch verändere. Die Einleirung des Impeachment-Verfahrens gegen Präsident Clinton durch 

das Repräsenranrenhaus rechtfertigt diese srarke Formulierung. Was isr geschehen? Die 1960er 

und 1970er Jahre waren Jahrzehnte des Aufschwungs von Single-Issue-Bewegungen gewesen, 

die fasr alle zur linken ideologischen Grundrichrung gehörren: Die Bürgerrechts-, Frauen-, 

Friedens-(Anti-Vietnam-), Konsumentenschutz- etc. -bewegungen gewannen große Auf

merksamkeit, nicht zuletzt der Medien, für die p "Konflikt" ein hoher Nachrichtenwert dar

stelle. Die 1968er Studenten popularisierten eine neue Jugend- und Alternativkulrur mit Pop

musik, Jeans, langen Haaren, Drogenkonsum, "freier Liebe", des öffentlichen Bekennmisses 

zur Homosexualität sowie einer geballten Ladung an "Kapiralismuskritik" - Ausbeurung, Im

perialismus, Aromkriegsgefahr, Rassismus, Faschismus, Verslumung der Innenstädte, Gewalt 

etc. - fast alles wurde von den Intellekruellen aus Strukturen des Kapitalismus "abgeleitet". 

Parallel zur Ausbreitung der Jugendkultur schwächte sich die Winschaftskonjunkrur ab, die 

Inflationsraten stiegen, Viernam wurde als Schock, die militärische Niederlage als Schmach 

erlebt, "Watergate" und andere Skandale öffneten einen "confidence gap"J99 usw. Fast un

merklich reagierren verschiedene, zunächst unverbundene partikulare Öffentlichkeiten mit 

einer Gegenbewegung: Immer mehr Ökonomen propagierren Theoreme, die man später als 

"neoliberal" oder als "Monetarismus" bezeichnen wird und in der Politik als Reaganomics 

bzw. in Großbritannien als Thatcherismus umgesetzt werden: Deregulierung, Privatisierung, 

Senkung des Steuerniveaus - vor allem für Unternehmen -, restriktive Geldpolitik, Abbau 

des staatlichen Budgetdefizits in erster Linie durch Einschnitte in den Sozial- und Wohl

fahrtsstaat400 
- um nur einige wichtige Punkte zu nennen. 

Parallel dazu schossen christlich-fundamentalistische Gruppierungen aus dem Boden, die 

sich seit dem Ende der 1970er Jahre über Publikationen wechselseitig wahrzunehmen und -

erstaunlicherweise -- über Konfessionsgrenzen hinweg zu vernetzen begannen. Televangelisten 

erreichten Sonntag für Sonntag einen Millionenpublikum im Fernsehen; über reichlich 

fließende Spendengelder ließen sich Schulungszentren, "Forschungsinstirute" (Christian 

399 Srymour Martzn LipsetlWilham Schneida 1987: The Confidence Gap during me Reagan Years, 

1981-1987 In: Political SClence Quanerly 102: 1-24; vgl Fntz Plassa 1999: Culture of Mistrust: 

Polnischer Zyntsmus in den USA. In: ÖZP 28: 419-434, trotz der besorgniserregenden Daten 

zum Sinken des Vertrauens der AmerIkaner in ihre politischen Institutionen, der zunehmenden 

zyntschen Einstellungsmuster sei aber "eine Krise der politischen Sysremunrerstützung in den 

USA" n/chtabzuleiten (S. 429). 

400 Howard j. Karga 1991' The radJcal right and me welfare reform In me Uni ted States. In: Howard 

Glennester and James Midgley (Hrsg.), The Radical Right and me Welfare State. Henfordshire: 

Harvester Wheatsheaf. S. 63-78; zuvor jedoch schon Mdton and Rose Frudman 1979. Free 10 

Choose. (zit. 1990): San Dlego u. a.: A HarvestfHBJ Book; siehe dJe komparative Studie vonJms 

Borchm 1995." Die konservative Transformation des Wohlfahrtsstaates. - Großbritannien, Kanada, 

die USA und Deutschland Im Vergleich. Frankfurt am Main/New York: Campus. 
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Science} und Lehrstühle, hohe Auflagen von einschlägigen Publikationen, christliche Privat

schulen etc. aufbauen, bis sie schließlich imstande waren, auch in die Politik einzudringen: 

christlich-fundamentalistische Gruppen und republikanische Ortsgruppen schlossen sich zu 

einem Nemverk zusammen40J
• Auch für dieses Nemverk wurde das Internet inzwischen zu 

einem idealen Kommunikationsmedium402 . 

Katholische und diverse protestantische Fundamentalismen fanden eine gemeinsame Basis 

in erster Linie in ihrer Diagnose emes "erschreckenden moralischen Verfalls" in der Gesell

schafr4' . Sie verurteilen Drogen-, Zigaretten- und Alkoholkonsum (Stichwort: Puritanismus) 

und andere Formen der "Konsumgesellschaft", sie sehen die Institution der Familie bedroht 

durch die 0. g. Bewegungen, bekämpfen die Legalisierung der Abtreibung, lehnen gleichge-

401 John C. Greenljames L. GuthlKevm Hili 1993- Faith and Elecnon: The Chrisnan Right in Con

gressional Campaigns 1978-1988. In: Journal ofPolttics 55: 8<>-91. Vgl auch Everett Carll Ladd 
1992: The 1988 Elections: Continuation of the Post-New Deal System. In: Richard M. Pious 

(Hrsg.), Presidenrs, Elections, and Democracy. New York: The Academy ofPolitical Science, S. 

125-142, insbes. S. 140 f. zu den "born-again Christians", "born again experience - a turning point 

In your life when you committed yourself to Jesus Christ" als Variable in der amerikanischen 

Wahl forschung: 64 % derselben beuichnen sich selbst als "konservativ" und stellen daher ein 

wichtiges Wählerreservoir für die Republikaner. Vgl. Michael Terwey 1993- Sind Kirche und Reli

gion auf der Veriierersrraße? Vergleichende Analysen mit ALLBUS- und ISSP-Daten. In: ZA-In

formation 32: 95-112, insbes. S. 105: 94.1 % der 1991 befragten Amerikaner beuichnen sich selbst 

als "gottesgläubig" - erwa gleich viele wie In Irland oder in Polen' Vgl. Hans Vorldnder 1999: LI

berale Tradition und kultureller Konservatismus in den USA. In: ÖZP z8: 375-390, mit ähnlI

chem Datenmaterial. 

402 Berit Bretthauer 1998: Geschäfumänner Gottes auf Erden: Fundamentalismus und Medien in den 

USA. In: Heiner BielefeldtfWilheim Heitmeyer (Hrsg.), Politisierte Reltgion. Ursachen und Er

scheinungsformen des modernen Fundamentalismus. Frankfurt am Marn. Suhrkamp. S. 23l-Z55. 

hier auch zum Medienimperium des Fundamentalisten Pat Robertson, Propagandabasis der 

,Christian Coalicion", also der "Neuen Christlichen Rechten". Zum politischen Programm von 

Pat Robertson vgl. im selben Sammelband den Beitrag von Berndt OJtendorjl998: Consplracy 

Nation. Verschwörungstheorien und evangelikaler Fundamentalismus: Marion G. (Pad 

Roberrsons "Neue Weltordnung, S. 15""'-187. 

403 Dafür gab es schon längere Traditionen, siehe Philip C Chapman 1974' Der Neukonservatismus. 

Kulturkritik gegen politische Philosophie. In: Hans-Gerd Schumann (Hrsg.), Konservativismus, 

a. a. 0., S. 355-370. Vorzügltch der "Essay" von Thomas Meyer 1989: Fundamentalismus. Auf

stand gegen die Moderne. Reinbek bei Hamburg, insbes. S. 68 fE; der protestantische Funda

mentalismus datiert zurück auf das Ende des 19. Jahrhunderts, zwischen 1910 und 1912 erschie

nen Il Bände der Zeitschrifr: "The Fundamentals: The Testimony to the Truth" mit einer 

Millionenauflage und erheblicher BreitenwIrkung, nach dem ,,Affenurteil" (19z5, Dayronrren

nessee: Der Lehrer Scopes wurde wegen Behandlung und Diskussion der Darwinschen Evoluti

onstheorie bestraft, im Anschluß daran erließen einige Südstaaten Gesetze gegen die Evolutlons-
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schlechrliche Beziehungen als unmoralisch, weil "unchnsrlich" ab, wie sie ganz allgemein den 

moralischen Verfall auf fehlende ReliglOsirär zurückfuhren. Es müsse wieder die Bibel gele

sen und Religion in den Schulen unrerrichrer werden404 , das Schulgeber solle verpflichrend405 

sein die Schulen würden, so der Vorwurf - insgeheim eine An "Sekularreligion" vermirreln, 

und wenn solcher Unrerrichr verpfllc.hrend gemachr werde, musse doch dasselbe für dIe 

"wahre" ReligIOn gelren. Der einzelne musse in seiner lokalen Gemeinschafr4"6 wieder mehr 

Veranrworrung übernehmen - das richrer SIch gegen den Liberalismus der "Freiheir der Life-

lehre) ging der Zulauf zurück und stieg erst während der 1970er Jahre WIeder an. Vgl. Stephen 
Holmes 1995." Die Anatomie des AntIliberalismus, a. a. 0., S. 24 zur "allgemeinen Klage über den 

moralischen und geIstigen Verfall der modernen Gesellschaft". Siehe grundsätzlIch dazu den aus

gezeichneten BeItrag von Thomas Meyer 1998: Die PolitiSIerung kultureller Differenz. Funda

mentalIsmus, Kultur und PolItIk. In: HeIner Bielefeldt/Wilhelm Heitmeyer (Hrsg.), Politisierte 

Reltgion, a. a. 0 .. <; p-66: "FundamentalIsmus als politische Ideologie und Bewegung ist der 

Versuch, den modernen Prozeß der Öffnung und der Ungewißhen, seI es ganz, seI es in seInen 

zentralen Bereichen, umzukehren und die von seinen Verfechtern als zur absoluten GewißheIt er

klärte Variante der Weltdeutung, der Lebensführung, der Ethik, der sozialen OrganisatIon zu La

stcn allcr anderen PUr alle verbindlich zu machen. Fundamentalismus als Produkt der Moderne 

will Ungewißhen und Offenheit überwinden, indem er eine der Alternativen im Rückgriff auf 

gcheiltgte Traditionen oder künstlich immunisierte Gewißheiten absolut setzt. Das darauf ge

srützte geschlossene System des Denkens und HandeIns, das ZweIfel und Alternativen künstlIch 

ausschließt, soll nach dem Willen der Fundamentalisten an die Stelle der modernen Offenheit 

treten und damit Halt und SIcherheit, Orientierungsgewißhett und Wahrheit aufs neue möglich 

machen, Indcm sie auf dieselbe Weise for alle verbindlich gemacht und künftIgem Wandel entzo

gen werden" (S. 53, Hervorhebungen im Onginal); Martin Riesebrodt 1996' Zur PolitiSIerung von 

RelIgion. Überlegungen am Beispiel fundamentalistischer Bewegungen. In: Otto Kallscheuer 

(Hrsg.), Das Europa der Religionen. EIn Kontinent ZWIschen SäkularIsierung und Fundamen

talIsmus. hankfurt am Mam: Fischer, S. 247-276; GottfTled Küenzlen 1996' Religiöser Funda

mentalismus - Aufstand gegen dIe Moderne? In: Hans-Joachim Höhn (Hrsg.), KrIse der Imma

nenz, ReligIon an den Grenzen der Moderne. Frankfurt am Mam: Fischer, S. 50-71. 

404 Trotz verfassungsrechtlIcher Trennung von KIrche und Staat (First Amendment) bestanden zwi

schen Religion und Politik in den USA immer eher "freundliche Beziehungen", so MlchaelZöl
!er 1991: IndIvidualismus und Populismus - Religion und Politik In Amerika. In: Erhard Forn

dran (Hr'g.), Religion und PolItik In CIner säkularisierten Welt. Baden-Baden. Nomos, S. 77-90. 

405 Thomas Meyer 1989: Fundamentalismus, a. a. 0., S. 75: Schon 1962 und 1973 hatte der Oberste 

Gerichtshof entschieden, daß Schulgebete, Bibellektüre und andere religiöse Übungen aus dem 

Unterricht der öffcntlichen Schulen fernzubleiben haben; darauf traten die Fundis eine Massen

flucht aus den öffentlichen Schulen an: 1980 waren bereits 14.000 Privatschulen errichtet, täglIch 

kamen drei neue hinzu. Die fundamentalIstIschen Lehrer ignorierten sogar das Verfassungsur
teil. 

406 Siehe die Beiträge von Michael SandeI, Alasdair Maclntyre und Charles Taylor Im Sammelband 

von Axel Honneth 1995 (Hrsg. I. Kommunitansmus. FrankfurtlNew York: Campus. 
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sryles" - und kriminelles Verhalten harr besrrafr werden (wer als Kandidat heute "soft on 

crime" ISt, hat kaum Wahlchancen), "social welfare" stelle eine "Falle" dar, in welche die Ar
men vom Staat hineingelockt und in ihrer Armut "gefangen" würden; starr dessen solle der 

Arbeitsmarkt "Leistungsanreize" bieten USW'07. 

Der Alrkonservativismus harre die "Sozialpflichtigkeit" des Privateigentums verlangt (noch 

heure heißt es: soziale Marktwirrschaft) und war aus religiösen Gründen für eine gewisse "Für

sorge für die Armen" eingetreten. Die Integration des Neoliberalismus in die konservative 

Ideologie läßt einen solchen Standpunkt kaum mehr zu. Ansonsten finden wir geradezu "klas

sisches" konservatives Gedankengut, das nur deshalb "neu" erscheinr">8, weil man in den USA 

seit Beginn des 20. Jahrhunderrs "progressiv" zu sein harre - alle bezeichneten sich als "Pro

gressive", schreibt Walter Lippmann, und es käme einer Beleidigung gleich, würde man je

mandem dies bestreiten. Am Ende des 20. Jahrhunderrs ist es genau umgekehrr: Für "pro

gressiv" steht heute in den USA das Worr "liberal" und ist mirrlerweile so verpönt, daß man 

das "L-word" selten offen auszusprechen Wagr'09. - An diesem Sachverhalt kann man gut er-

407 Siehe auch die ausgezeichnete Darstellung und DiskUSSion bei Thomas Minkmbt:rg 1996: Die 

Neue Rechte in den USA. Kulturelle Dimensionen und politischer Prozeß. In: Jürgen W Fal

terfHans-Gerd Jaschke/Jürgen R Wmkler (Hrsg.), Rechtsexuemismus. Opladen: Westdeutscher 

Verlag, S. 443-463. - Jörg Haider hat die Strategien insbesondere von ~ewt Gingrich teilweise 

einfach kopiert, siehe Melanit! A. Sully 199.~: The Haider Phenomenon. New York: Columbia 

Univ. Press, S. 40 f. und S. 113 f zum "Contract wich Austria". 

408 ,,~eokonservativismus" wurde daher das Phänomen bezeichnet, allerdings von der anderen Seite 

des ideologischen Codes, d. h. war eine Fremdbezeichnung, siehe Helmut Dubiel198s: Was ist 

Neokonservatismus? Frankfun am Mam Suhrkamp, für Deutschland Helmut Duble11987: Neo

konservatismus. In: Iring FetscheriHerfried Münkler (Hrsg.), Pipers Handbuch der politischen 

Ideen, Bd. 5. München: Piper, S. 47 5 ff.; Iring Fetrcht:r 1983 (Hrrg. ' Neokonservative und "Neue 

Rechte". Der Angriff gegen Sozialstaat und hberale Demokratie in den Vereinigten Staaten, West

europa und der Bundesrepublik. München: Beck; vgl. Norbm Hilgt:r 1995; Deutscher Neokon

servatismu.; - das Beispiel Hermann Lübbes. Baden-Baden: ~omos. Hier werden doch über

wiegend "klassische" konservative Positionen diskutiert - abgesehen vom Standpunkt einer 

"liberalen Demokrati~", den auch Konservative heute beziehen: Neokonservatismus sei die 

"Trauer um die Auflösung traditionaler Wene" als unausweichliche Folge des wissenschafclich

technisch-industriellen Fonschrirrs, dem aber wenigstens kulturpohtisch entgegengewirkt wer

den soll, und zwar angeblich, um gerade die Errungenschaften der liberalen Demokratie nicht 

zu gefährden. - Was In dieser Diskussion "Neokonservatismus" genannt wurde, betraf die Refle

xionen und Publikationen kleinerer, heterogener intellektueller Zirkel; wir beziehen uns im Text 

auf eine breite rechtskonservative Ideologische Strömung in den USA, auf deren Wellen die Re

publikanische Panei seit der Präsidentschaftswahl 1980 (für Ronald Reagan) zahlreiche Erfolge 

erzielte und möglicherweise weiter erzielen wird. 

409 Claus Leggewu 199.~· America first? Der Fall einer konservativen Revolution. Frankfun am Main: 

Fischer, S. 25= "Zulem haben das ,L-word' selbst Leute, die vor nicht allzu langer Zeit noch stolz 
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kennen, daß der Mittelwert der Verrei1ung des ideologischen Verreilungsspektrums auf die 

Bevölkerung keineswegs eine konstanre Größe ist, sondern gewissermaßen mit den Rich

rungsänderungen "mitwanderr": Wer Ende der 1970er Jahre glaubte, mit seinen Ansichten 

die politische Mirre beserzr zu haben, steht heute damir eindeutig links4"'. 

An der sog. Clinron-Levvinsky-Affäre konnre man wie an einem Schulbeispiel ablesen, wie 

die Massenmedien indirekt an ideologischen Richrungsveränderungen mitwirken: "Sex-and

Crime-Srories" haben für die .\.1edien einen kaum zu überbierenden Nachrichrenwerr. Inso

fern Isr das gewalrige Medienecho, welches die an sich banale Geschichre auslösre, leichr er

klarhar: Es ging schlichr um Einschalrquoten und Verkaufszahlen - nicht anders als beim Tod 

von Gdy Diana. Je mehr aber die Medien daruber berichreren, desro srärker wurde offenbar 

der Einfluß der "Chrisrian Coalirion" der GOP im Kongreß, d. h., die Medien arbeHeren in

direkr in die Hände der Frakrion des moralischen Fundamenralismus, dessen Feindbild Nt. I 

ohnehin schon seir geraumer Zeir Bill Clinron hieß. Die Medien unrerschlugen genau die

sen Sachverhalr, der sie selbsr in ihrer Parteilichkeit berroffen härre, in dem sie im Sinne der 

sog. Moral MaJorrty der Republikaner publizierren und die komervative Ideologze, die dahln

rer srehr, nichr rhemarisierren. Die Medien machren sich zum Gehilfen einer politics ofper

sonal destrrictlOn, auf die es Kenneth Starr und die Fundis der GOP angelegr hatten411 • 

"ObjektlVirär" in der Berichrersrartung als Leirlinie für den professionellen Journalismus 

bedeurer in der Regel nur, beide SeHen eines Konflikrs zu Worr kommen zu lassen. Darauf 

wird anscheinend auch im amerikanischen Fernsehjournalismus genau geachrer. Trorzdem 

läufr die Berichrersrar.rung im amerikanischen Fernsehen immer wieder auf "Personalisierung" 

zu, und das liegr nichr nur am Medium, sondern auch am Journalismus. Die amerikanischen 

Wahlkämpfe der 1990er Jahre enrarreren geradezu zu charakreriologischen Schlammschlach

ren 4I2 , weil sich die .\.1edien dafür mehr inreressierren als für die politischen Einsrellungen der 

Kandidaren. Die Medien negieren die Existenz des polirisch-ideologischen Codes, und zwar 

auf diesen 1itel waren, kaum noch auf sich angewendet, als wäre es plörzlIch obszön to be a liber
al . .\.1it liberals wurde der linke, für amerikanische Verhältnisse etaristische Flügel der Demokraten 

und, nach ihrer \X'anderung nach rechts, die links von der Partei stehenden Krille tiruliert, die 

biS dahin eher als ,radicals' bezeichnet worden waren und Linken oder Linksradikalen Im eu

ropäischen (fretlich weniger marxistischen.' Sinne am nächsten kommen." 

410 'iehe zur amerikanischen Diskussion die Beitrage In Bert van den Bnnkf1X'zllem van Reijen I995 

(Hrsg.): Bürgergesellschafr, Recht und Demokratie. Frankfurt am Main: Suhrkamp. 

411 Erstaunlicherweise hat SICh das "Publikum" nicht wlrlclich beeindrucken lassen, im Gegenteil, 

die Wähler wahlten bel den Wahlen 1998 gegen die Reps. geradezu "Stabilltät" der bestehenden 

.\.1achrverhältnisse ZWischen den Parteien. so Gary C Jacobson I999: Impeachment Politics in the 

1998 CongresslOnai Elecnons. In: Political Science Quarrerly 114: 31-51. "The Millenium Show

down" srehe allerdings ersr bevor, so Jacobson vorSIChtig S. 51. 

412 Thom'l' E. I'atterson [993: Our of Order. New York: Alfred Knopf; Stephen AmolabehereiShanto 
lyengar I99S: (,oing Negative. - How Attack Ads Shrink and Polanze the Elecrorate. ;-.Jew York 
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In einem solchen Maße, daß es ihnen gar nicht mehr auffällt, daß sie das tun. Sie berauben 

damit aber zugleich die Wählerinnen und Wähler um die Möglichkeit, politische Ideologien 

als information shortcuts zu nutzen bzw. verweisen sie auf eine relativ triviale "Charakterolo

gie. Charakterologie ist aber der Schwerpunkt auch des moralischen Fundamentalismus. 

Seit der Entstehung der modernen politischen Ideologien im späten 18. Jahrhundert ist die 

Konflikthaftigkeit der Politik endemisch geworden: Jede zur Entscheidung anstehende Frage 

kann man zumindest aus einem zweifachen Blicbvinkel sehen - von links oder von rechts -, 

und deshalb gibt es zwangsläufig nicht nur verschiedene Anrworten, sondern schon für die 

Artikulation eines Problems verschiedene Fassungen. Überspitzt könnte man formulieren: 

Die Politik beobachtet sich selbst in der Öffentlichkeit fast ausschließlich ideologisch. Die 

Gesinnungspresse des 19. Jahrhunderts entsprach genau diesem Sachverhalt, ebenso die daran 

anschließende Parrelenpresse. Heute finden wir bestenfalls noch Zeitungen mit einer mehr 

oder weniger klaren "Blattlinie", die ein bestimmtes, ideologisch geprägtes Publikum versor

gen. Der Großteil der Medien, insbesondere aber das Fernsehen, beobachtet die Politik so, 

als ob der Code keine Rolle mehr spielen würde, und dies gilt schon für die Auswahl der The

men, über die berichtet wird. 

Agenda-Setting 

Die Untersuchungen zum Agenda-Setting gehören thematisch zum umfassenderen Diskus

sionszusammenhang der Medieneffekte. Bekanntlich variiert die Einschätzung der Medienef

fekte je nach theoretischer Position zur grundsätzlichen Rolle der Medien im politischen Sy

stem: Für die Vertreter der Position der "schwachen Medien" sind die Massenmedien im 

wesendichen lediglich Verbreirungsmedien, neutrale Vermittler von Nachrichten, Verlaurba

rungsorgan für politische Instanzen etc., kurzum: die Medien sind ein Instrument in der 

Hand der Politik und noch dazu kein besonders wirkungsvolles. - In den beiden Jahrzehn

ten nach den Srudien von Lazarsfeld u. a. beherrschte diese Position die Medienforschung. 

Seit Beginn der 1970er Jahre wiesen die Untersuchungsergebnisse aber immer häufiger in 

die andere Richtung, darunter die Chapel-Hill-Srudie von McCombs und Shaw·P1 zu den 

u. a.: The Free Press; Stephm Ansoll1beherelShanto lyengar 1996: The Crafi: of Pol I tical Advertising: 

A Progress Reporr. In: D. C. MuCZ!P M. Sniderman (Hrsg.), Political Persuasion and A((irude 

Change. Ann Arbor: Univ. of Mlchlgan Press, S. 101-124; Stephen Ansoll1behereiShanto 
lyengarlAdam Szmon 199~' Shifting Perspeccives on ehe Effec(S ofCampaign Cornmunicaoon. In: 

S IyengarlR. Reeves (Hrsg.), Do ehe Media Govern? Thousand Oaks/LondonINew Delhi: Sage. 

S. 149-155; Carsten Zelle 1996: Parteien und Politiker in den USA: Personalisierung trou "party 

revival". In: ZParl., Heft 2196: 317-335. 

413 J..-faxwell E McCombslDonald L. Shaw 1972: The Agenda-Se((ing FunC(!on of Mass Media. In: 

Public Opinion Quarterly 36: 176-187. 
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US-Wahlen von 1968, als die Auwren eine fast perfekte Korrelation zwischen den fünf wich

tigsten Issues der Medien und der Rangordnung dieser Issus in der öffentlichen Meinung fest

stellten. Die Interpreration dieses Resultats zur Agenda-Serung-Funktion der Medien4L4 wurde 

- und wird heute noch - in die berühmt gewordene Formulierung von Bernhard Cohen ge

faßt: "The Press may not be successful much of me time in telling people what w mink, but it 

is stunningly successful in telling its readers what w mink about."41
5 Der Erfolg der Medien 

ist jedoch keinesfalls auf den kognitiven Bereich beschränkt, wie die Cohensche Formulie

rung nahelegt, sondern gilt auch für die Kommunikation: Wenn Bürgerinnen und Bürger 

über Politik diskutieren, entnehmen sie die Themen der Kommunikation in der Regel den 

Medien. 

Niklas Luhmann416 hat die "öffentliche Meinung" treffend definiert als die "Untersteilbar

keit der Bekanmheit von Themen" der Kommunikation und genau in der Erzeugung von 

Bekanntheit läge somit die zentrale Funktion der Medien. Im Anschluß daran könme man 

behaupten: Je höher der Bekanmheitsgrad eines Themas, desto wahrscheinlicher ist es, daß 

darüber auch diskutiert wird4"- Wenn dem so ist, dann stellen sich mehrere Fragen: 

Erstens, "hoher Bekanntheitsgrad" setzt weirverbreitete Aufmerksamkeit des Publikums 

für ein Thema voraus; ,,Aufmerksamkeit" ist aber das knappste Gut418 , um welches täglich 

Hunderte von MedJemhemen konkurrieren - die kommerzielle Werbung weiß davon ein 

414 Klaus Schön bach 1982: "The Issues of the Sevemies". Elektronische InhaIrsanalyse und die lang

frIStige Beobachtung von Agenda-Sernng-Wirkungen der Massenmedien. In: Publizisrik 27= 

129 .140; Renate Eh/ers 198].' Themenstrukmrierung durch Massenmedien. Zum Stand der em

pirischen Agenda-Sernng-Forschung. In: Publizistik 28: 167-186; dIe ForschungsgeschIchte isr 

gut dokumentiert im Sammelband David L. Protess/Maxwell McCombs 1991 (Hrsg.): Agenda Set

ting. Readings on Media, Public Opll1ion, and Policymalcing. Hillsdale, NJ/Hove and Landon: 

Lawrence Erlbaum; siehe auch Hans-Bemd Brosius 1994: Agenda-Serring nach ell1em Viertel

jahrhundert Forschung: Methodischer und theorerischer Stillstand' In: Publizistik 39: 269-288. 

415 Cohen 1963. Zlt. n. james W DearinglEverett M. Ragers 1996: Agenda-Setting. Thousand 

Oaks/Landon/New Delhr: Sage. S. 1 

416 Niklas Luhmann 197I. Öffentliche .\1einung. In: Ders., Polirische Planung. Opladen: Westdeur

scher Verlag, S. 9-34. 

417 Michael Schenk 198s: Politische Meinungsfuhrer: Kommunikationsverhalten und pnmäre Um

welt. In: Publizistik 30: 7-16; Barbara PfttJch 1994: Themenkasrieren und politische KommUnI

kation. Zum VerhältnIS von Politik und .\1edien bei der Enrstehung der polItischen Agenda. In: 

APuZ B 39'94: II-Z0. 

418 Florian Rötur 1999' Aufmerksamkeit als .\1edium der Öffentlichkeit. In: Rudolf Maresch/Nieis 

Werber (Hrsg.), Kommunikation, Medien, Macht. Frankfutt am Main: Suhrkamp. S.35-58, hier 

insbes. S-4I: Öffentlichkeit werde von den Gesetzen der Aufmerksamkeit "regIert", durch sie em

stehen Bekanntheit, Begehrtheit und Prominenz, zuallerersr aber die Wahrnehmung dessen, was 

in der Öffentlichkeir erscheint, was in ihr präsent isr; die Publizität einer Mirteilung allein sichere 

noch keineswegs ihre Beachmng: "Öffentlichkeir ist zunächst eine leere Struktur mit besrimm-



Lied zu singen. Die Frage ist also: Welche Themen bewegen/interessieren das Publikwn so, 
daß viele davon wissen und ihr WISSen in der Kommunikation nutzen? Wrrd die Prominaa 
eines Themas der politischen Öffentlichkeit konditioniert durch Eigenschaften des ThcmaI 
oder durch Eigenschaften des Publik~9? Wie werden die Agmd4 des Publiltums crzcugr:? 

Zweitens, nur ein geringer Teil des Informationsangebots, über welches die Medien vera... 
gen, wird tatsächlich publiziert, d. h., der Großteil wandert in den Papierkorb der Journali. 

sten oder wird schlicht ignoriert. Jede Meldung, jede "Story" hat bereits einen hochgradip 
Selektionsprozeß hinter sich. Auf die Erklärung dieses Sachverhalts hat sich die Theorie der 
Nachrichtenfaktoren bzw. der Nachrichtenwerte von Nachrichtenfaktoren420 spezialisiert. 

Hierher gehört auch die Frage nach den Kriterien für die Redaktionscntscheidungen über_ 
Aufmachung oder Präsentation einer Meldung: Welches Thema kommt auf die Titelseite, 

welche Themen werden in den Fernschnachrichten ausführlicher behandelt und mit FJ1mbo,. 

richten unterlegt, welche Themen kommen in den "Meldungsblock" usw. All das bec:infllliI~ 
die Frage, was auf die Tag~sordnung der M~dim (Agenda der Medien) kommt4". Die zen~ 

Hypothese der Agenda-Setting-Forschung lautet nun: Die Rangordnung der Wichtigkeit a.
nes Themas beim Publikum korreliert hoch mit der Rangordnung der Medienthemcn, UDd 

diese Korrelation besteht ziemlich unabhängig von der Frage, ob das Thema ein in der gcseI
schaftlichen Realität wichtiges Problem artikuliert oder nicht (relative Unabhängigkeit da 
Agenda-Setting-Prozesses von realen Indikatoren)411

• 

Drittens, Politiker, Parteien oder staatliche Instanzen (z. B. die Regierung) haben ebc:nb. 

bestimmte Auffassungen darüber, was auf die Tagesordnung gehört und wie die Prioritital 

ten Randbedingungen, zu denen auch und immer stärker solche technischer Natur gehören, 

Auftreten und Bcachtetwerden unter Bedingungen der Knappheit regulieren und sdC:kti4m11. '; 

Wer oder was nicht beachtet wird oder keine Aufinerksamkeit auf sich zieht, ist als ölb:ndiidlllr ' 

Agent nicht vorhanden. Aufmerltsamknt g~ht j~tkr IkobllChtung voraus UM ist ti4her Gnmdi". 
j~tkr Kommunikation" (Hervorhebung im Original). 

419 David B. HiU 1985: Viewer Characteristics and Agenda Setting by Tdevision News. In: 
Opinion Quarterly 49: 340-350. 

420 Hans-Mathias K~pling" 1998: Der Nachrichtenwen der Nachrichtenfaktoren. In: Cluisälll 
Holtz-BachalHdmut SchererlNorben Waldmann (Hrsg.), Wie die Medien die Wdt erscbaßiII 
und wie die Menschen darin leben. OpladenlWiesbaden: Westdeutscher Verlag. S. I~. 

421 M~U McCombsiEdna EinsiedeUDaviJ W?aver 1991: Contemporary Public Opinion. Issucs 
the News. HilIsdaIe, NJ: Lawrence ErIbaurn, S. 38; H4ns-jürgm Wtifll98f1: Öffentliche Smi_ 
gen und massenmediale Argurnentationsfiguren. Ein Ansatz zur Analyse der inhaltlichen 
mension im Agenda Serting-Prozeß. In: Max KaasclWmfried Schulz (Hrsg.), MassenWIHIII. 

kation. Theorien, Methoden, Befunde. Opladen: Westdeutscher Verlag. S. 4n-4B9. 
422 Roy Behr/Shanto Iymgar 198J: Tdevision News, ReaI-World Cues, and Changcs in Ihe 

Agenda. In: Public Opinion Quanerly 49: 38-57. 
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zu setzen seien. Klaus von Beyme423 kommt in seiner Untersuchung zu der Schlußfolgerung, 

im Problembereich der Ordnungspolitik erfolge das Agenda-Setting im wesentlichen durch 

Politiker und politische Instanzen. Auch in anderen Bereichen komme den Medien eher eine 

Verstärkerfunktion zu, denn - so Beyme - die Medien könnten eigentlich gar nichts entschei

den; entschieden wird überwiegend in Gremien wie Parreivorständen, Koalitionsausschüssen, 

Parlamentsausschüssen oder in der Regierung. Hier fallen denn auch die Entscheidungen dar

über, was auf die Tagesordnung gesetzt werden soll. - Wie immer dem sein mag, richtig ist, 

daß es in der Policy-Arena im engeren Sinne ebenfalls ein Agendasetting gibt. Somit haben 

wir drei verschiedene Ebenen des Agenda-Setting zu unterscheiden: 1. Ein je nach Entschei

dungssiruation variierendes Agendasetting der Policy-Arena; 2. die Erzeugung von Themen

karrieren durch die Medien und 3. die Prioritätenliste der Agenda des Publikums424 . 

Das Bürgerpublikum ist nur selten - wenn überhaupt - "Opfer" massenmedialer Ver

fuhrungskünste4 25. Die Skepsis der Bürger gegenüber der Glaubwürdigkeit der Medien ist re

lativ hoch und in letzter Zeit noch gestiegen. Einen gewissen Glaubwürdigkeitsbonus ge

nießen offenbar nach wie vor die Bilder des Fernsehens: "The perceived realism of visuals 

lends mem credibiliry. Seeing is, indeed, believing. "426 Das Fernsehen vermittelt ein Gefühl 

des Dabeiseins und erzeugt so gesteigerte Aufmerksamkeit; wahrscheinlich können Bilder 

vom Gehirn sogar leichter verarbeitet werden als rein verbal präsensierre Texte. Das Fernse

hen erreicht deshalb auch aIl jene, die als "functionaIly illiterate" gelten. "Televised news has 

became the most widely used source of political information."427 Umso bedeutsamer ist da

her der sinkende Glaubwürdigkeitsbonus des Fernsehens: 1976 hielten noch 66 % der be-

423 K14us v.Beyme 1997: Der Gesetzgeber. Der Bundestag als Entscheidungszentrwn. Opladen: West

deutscher Verlag, S. 82 ff. 
424 James W DearmglEverett M. Rogers 1996: Agenda-Setting, a. a. 0., S. 5 Figure 1.1: Three Main 

Components of the Agenda-Setting Process: The Media Agenda, Public Agenda, and Policy 

Agenda. Zur Rezeption dieses Modells siehe Ulrich von Alemann 1997: Parteien und Medien. In: 

Oscar W GabrieIJOskar NiedermayerlRichard Stöss (Hrsg.), Parteiendemokratie in Deutsch

land, a. a. 0., S. 478-404. Diese drei Ebenen können gegeneinander variieren und so Instabi

litäten erzeugen, siehe Frank R. BaumgartnerlBryan D. Jones [993: Agendas and Instability in 

American Politics. Chicago/London: The Univ. ofChicago Press. 

425 Siehe allerdings die kritisch gehaltenen Beiträge in Michael MargolislGary A. Mauser [989 (Hrsg.). 
Manipulating Public Opinion. Pacific Grove, Cal.: Brooks/Cole Pub!. Comp.; Mare RLzboylPe
ter A. Bruck [989 (Hrsg.): Communication for and against Democracy. Montreal/New York: 

Black Rose Books; Phi/ip Schlesinger [986 (Hrsg.): Communicating Politics. Mass Communica

tion and che Political Process. Leicester Univ. Press/UK; Noam Chomsky [991: Detetring De

mocracy. London/New York: Verso. 

426 Dom A. Graber 1996: Say Ir Wich Picrures. In: K. H. Jamieson (Hrsg.), The Media and Politics, 

a. a. 0., S. 87. 

427 Dom A. Graber [996' Say Ir Wich Picrures, a. a. 0., S. 89. 
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fragten Österreicher das Fernsehen für die glaubwürdigste Informationsquelle, 1996 waren es 

nur mehr 53 % (im intermedialen Vergleich ist das noch immer sehr hoch: die Glaubwürdig

keit der Zeirungen sank von 27 % auf 13 %)42S . 

Die wachsende Skepsis des Publikums gegenüber der Objektivität und Qualität der Be

richterstattung der Medien dürfte zu einem Teil durch den Anstieg im generellen Bildungs

niveau der Bevölkerung erklärbar sein. Bildung schützt doch zu einem gewissen Grad vor nai

ver Faktengläubigkeit, außerdem dürfte "Medienkritik" zu einem Bestandteil der Lehrpläne 

des Mittelschulunterrichts geworden sem. Ein nicht unwesentlicher Anteil für die sinkenden 

Glaubwürdigkeitszuschreibungen gebührt jedoch den Medien selbst, vor allem den schon an

gesprochenen Tendenzen zu Negativismus, Dramatisierung, Personalisierung und der Vor

liebe für "Media Events". 

NegatlVmnus: Für den Journalismus besitzen Ereignisse mit einem negativ zu bewertenden 

Informationsgehalt einen hohen Nachrichtenwert42o . Dazu gehören Berichte über r--:arurka

tastrophen, l:nglücksfälle mit hohem Schadenswert, kriegerische Ereignisse, Gewaltverbre

chen, Tragödien, Konflikte aller An, KIisen, Skandale usw. Der Medienrez1pient muß auf die 

Dauer den Eindruck gewinnen, in einer von Katastrophen gefüllten \X'elt zu leben. Negative 

Informationen haben nicht zufälligerweise einen höheren Nachrichtenwert als positive, denn 

sie finden beim Rezipienten generell mehr Aufmerksamkeit und werden auch besser erinnert 

als positive. Vermutlich handelt es sich um eine .. ent:\vicklungsgeschichclich" verankerte Re

aktion, weil Negativinformationen "eine Warnfunktion ausüben"43c • Zweifellos haben solche 

Berichte meist auch einen gewissen Unterhalrungswert. Es wäre deshalb voreilig, die Medien 

zu verurteilen; ein Merkmal des Publikums sollte man nicht den Medien anlasten. Bei Skan

dalen z. B. verhält es sich so wie beim \X'erter: 1'\iemand interessiert sich dafür, aber alle spre

chen darüber (nur in vormodernen Imperien hat man die Überbringer schlechter Nachrich

ten hingerichtet). Die Tendenz zum Negativismus reicht jedoch wesentlich weiter. und hier 
liegen die eigentlichen Probleme: Zwei Drittel der Berichterstattung der Medien über die 

Amtsführung von Präsident Clinton enthielten eine negative Bewertun~J'. Thomas E. Pat

terson43l spricht von einem "attack journalism"; Politiker werden als selbstsüchtige Lügner 

"entlarvt", die keine Glaubvviirdigkeit verdienen. Die Journalisten erfreuen sich an "muck-

428 Fritz PlasserlPeter A. Ulram I998: Von der Parteien- zur Medienverdrossenheit? Trends in Öster

reich, Deutschland und den USA. In: E. Busel<iC. Hüffel (Hrsg.), Politik am Gängelband der 

Medien. \\''ien: Jugend und Volk, S. 107-122. hier S. II~. 

429 Hans Mathzas KepplingerlHelga Weißbecka I99I: l\egaavitär als ~achrichtenideologie. In: Publi

zistik 36: 330-342. 
430 Hans .... ,fathzas Kepplinger I998: Die Demontage der Politik in der Informarionsgesellschafr. a. a 

0, S. 199. 

431 Dons A. Graber I997: Mass Media and American Polirics, a. a. 0., S. 277. 

432 Thomas E Pattmon I996: Bad News. Bad Government. In: K. H. Jamieson (Hrsg.), The Media 
and Politics, a. a. 0., S. 102 f. 
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raking- sensarional exposes of corruprjon", "mudslmging", "feeding frencies" erc., und des

halb dürfe man sich über "growing cynicism abour polirics and poliricians" nichr wundern: 

"The prevalence of negarive informarion makes ir seem mar alJ of me candidares are mediocre 

or even poor choices. "41) 

Kepplinger umersuchre einige Zeirungen der deurschen Qualirärspresse und fand, daß 

mehr als zwei Drirel (69 %) der Aussagen über Poliriker negativ gehalten waren. Es dürfte 

kaum einen anderen Beruf geben, der von der Presse derarr pauschal diskreditiert werde wie 

der des Polirikers414. Die Arbeirsweise der Journalisren habe sich in den letzten beiden Jahr

zehmen merklich verändere "habirualisierrer Pessimismus" und Kritik als Berufspflichr seien 

die Kennzeichen. Der weltverbreitete Zynismus des Publikums4JS gegenüber Politik und Po

lirikern sei daher kein Zufall, sondern eben ein Effekr des Negarivismus der Medien in der 

polirischen Berichrersrarrung - so auch der Grundrenor der amerikanischen Autoren. Dieser 

Zynismus des Publikums schlage aber nun auf die Medien zurück: Man könne zwar keine 

"generelle Medienverdrossenheir" empirisch nachweisen, aber der Zusammenhang mIr dem 

diagnostizierten Glaubwürdigkeirsverlusr liegt doch auf der Hand4J6. 

Bis zum Beginn der 1990er Jahre konme man die Grundaussage der Agenda-Sening-For

schung relariv einfach zusammenfassen: "The position of an issue on rhe media agenda im

portandy derermines rhar issue's salience on me public agenda."4J7 Von II2 empirischen Sru

dien haben immerhin 60 % diesen Sachverhalr besrätigt. Ob die Agenda-Sening-Forschung 

auch in Zukunft solche Ergebnisse zurage fördern wird können, isr zumindesr ungewiß, eher 

unwahrscheinlich, und zwar aus folgenden Gründen: 

• Die Agenda-Serring-Funkrion isr abhängig von einem relariv hohen Niveau der 

Glaubwürdigkeir der Medien; daß die Medien ein solches zurückgewinnen werden, 

darf man bezweifeln, zumal die Tendenz vielmehr in die Richtung von Infotainment 

verläuft, also der Verwischung der Grenzen ZWIschen Umerhaltung und Informarion. 

Speziell die Informarionssendungen des Fernsehens sind unauflöslich in ein enter

tamment environment des Mediums eingebunden - man denke an den Sril der Be

richrersratrung in den privaten Fernsehkanälen. 

• Agenda-Setting war am stärksren in demjenigen Segmem des Publikums, das sich nur 

wenig für Politik imeressierte und daher auf niedrigem Informarionsniveau dazu 

433 Dorn A. Graber 1997: Mass Media and American Polirics, a. a. 0., S. 255. 

434 Hans Mathlas Kepplinger 1998: Die Demontage der Politik in der Informationsgesellschaft, a. a. 

0, S. 194 

435 joseph N CappellalKG.thleen H. jamieson 1997 ' Spiral of Cynicism. The Press and the Public 

Good. , ew YorkJOxford: Oxford Univ. Press. 

436 Fntz PlasserlPeter A. Ulram 1998: Von der Panelen- 2ur MedienverdIOssenheit? Trends in Öster

reich, Deurschland und den USA, a. a. 0., S. 120. 

437 james W DeannglEverett M. Rogers /996: Agenda-SettIng, a. a. 0., S. 91 f. 
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neigte, die eigene Informiertheit zu überschätzen bzw. aktuell aufgeschnappte Infor

mationen überzubewerten. Dieses Segment wird aller Voraussicht nach in Zukunft 

weiter schrumpfen, weil sich ein Teil völlig von der Politik verabschieden wird - "no 

politics on me screen", so W Russell Neuman. 

• Das politisch interessierte Segment wird sich aufgrund der Medienentwicklung in eine 

Vielzahl kleiner Publika auflösen. Wenn man künftig aus Programmen von zoo bis 

500 Kanälen wird auswählen können, ist es unwahrscheinlich, daß es noch ein Mas

senpublikum herkömmlicher Art geben wird4J8. Die interaktiven Kommunikations

möglichkeiten werden diesen Trend noch verschärfen. Die für die Agenda-Serring

Forschung so wichtige Unterscheidung von "obtrusive/unobtrusive Issues" verliert an 

Bedeutung, wenn in Zukunft nur noch die Frage entscheidend ist, ob jemand in die 

zahlreichen issue publies "eingeklinkt" ist oder nicht. 

Die These von der zunehmenden Auflösung des Massenpublikums ist derzeit allerdings noch 

mit Vorsicht zu genießen, denn es ist keineswegs ausgemacht, wie sich das Publikum unter 

.,Vielkanalbedingungen" tatsächlich verhalten wird. Manches spricht dafür, daß die Bürge

rinnen und Bürger bei ihrem "habitualisierten" oder gar "ritualisierten" Medienverhalten 

bleiben werden, d. h., es werden täglich dieselben Zeitungen gelesen und dieselben Fernseh

kanäle gewählt, und zwar immer zur selben Zeit - in den USA wird das Fernsehgerät offenbar 

automatisch nach der Rückkehr von der Arbeit eingeschaltet, bedeutet das laufende Fernseh

gerät soviel wie "being horne" -, d. h. die Wahl des Fernsehkanals erfolgt zunächst einmal 

ziemlich unabhängig von den Programm inhalten. Der Großteil des Medienangebots wird 

schlicht ignoriert419• Zum andern dürften die Konzenuationsprozesse im Mediensektor der 

438 Patnck Rössln 1997: Die Definitlonsmacht für Themen des politischen Diskurses in einer verän

derten Kommunikationswelt. - Agenda-Setting und die Indjvidualisierungstendenzen im On

line-Zeitalter. In: H. Schatz/O. Jarren/B. Knaup (Hrsg.), Machrkonzentration in der Multime

diageseUschaft? Beiträge zu einer ~eubestimmung des Verhälmlsses von politischer und medialer 

Macht. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 78-97, insbesondere S. 86; Christina Holtz-Bacha 

1997 Das fragmentierre Medien-Publikum. Folgen für das politische System. In: APuZ B 42: 

13-2 1. 

439 Siehe Jedoch Georg Ruhrmann 1996: Fernsehen im Alltag. In: Heribert Schau (Hrsg.), Fernsehen 

als Objekt und Moment des sozialen Wandels. Faktoren und Folgen der akrueUen Veränderun

gen des Fernsehens. Opladen. Westdeutscher Verlag, S. 333-370; die Nutzungskompetmz könnte 

im Zuge der "digitalen Revolution" beträchtlich steigen - siehe dazu Nicholas Negroponte 1997: 

Total Digital. - Die Welt zwischen 0 und I oder Die Zukunft der Kommunikation. München: 

Goldmann/Berrelsmann Verlag -, das Programm angebot wird in absehbarer Zeit 300 Pro

gramme erreichen. die Nuuung Wird selektlVffwerden: "Wie lassen sich 300 ,Programme' noch 

als Massenkommunikation begreifen?", S. 340; wir können heute schon zwischen über 2.700 

Sendungen täglich auswählen, so Negroponte (S. 213). 
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Diversifizierung entgegenwirken: Die Medienkonzerne besir:zen und managen ja eine größere 

Zahl von Fernsehkanälen, Radiostationen, Tageszeitungen und Zeitschrifeen unter einem 

DachHo; "Rationalisierung" bedeutet hier selbsrverständlich, die aus dem Informations

großhandel der Agenturen eingekaufeen Nachrichten, Filmberichte und Reportagen gleich

mäßig zu verteilen. Das medienmäßig diversifizierre Publikum bekommt dann doch wieder 

dieselbe Kost serviert, und die Meinungsforscher werden auch in den USA weiterhin dem 

Publikum die Frage stellen können: "What are ehe most imporrant problems facing the na

uon roday?" Die Befunde zur Zukunfe der Massenmedien sind allerdings keineswegs eindeu

tig, insbesondere was das herkömmliche Fernsehen betrifft. 

"Medienagenda" sind zunächst einmal ein beiläufiges Nebenprodukt der journalistischen 

bzw·. redaktionellen EnrscheidungH', welche Berichte/Meldungen publiziert werden und wel

che nicht. Hier liegen die zwei zentralen Aufgaben des Journalismus, die ihn auch in den 

kommenden Zelten der interaktiven Netzwerke nicht überflüssig machen werden: 1. Infor

mationsselektIOn: Die Selektivität der Berichterstattung verschärfe sich fast täglich, zumal das 

Informationsangebot exponentiell steigt, sich in immer kürzeren Zeitabständen verdoppelt! 

Ohne scharfe Selektion würde die politische Öffentlichkeit in kürzester Zeit einem Informa

tionskollaps erliegenH2. Die Selektionsentscheidung des Journalisten erfolgt wahrscheinlich 

nur selten nach rein persönlichem Belieben, sondern gehorcht bestimmten Regeln, die unter 

der Theorie der Nachrichtenwerren bereits mehrfach angesprochen worden ist44J• Entspre

chend dieser Theorie werden Meldungen bevorzugt publiziert, wenn sie inhaltlich eines oder 

mehrere der folgenden Kriterien erfüllen: 

Nachrichtenwerte - eine Übersicht: 

• Naturkatastrophen und Unglücksfälle mit hohem Schadenswert; 

• Skandale, also Normverstöße - insbesondere wenn prominente Personen involviert 
sind; dramarisierbare Ereignisse, Tragödien; 

• Konflikte - insbesondere nvischen großen Interessengruppen, Parteien, ranghohen 
Poliukern usw; 

• Prominenz von Personen, fast unabhängig von den Inhalten der Meldung; 

• gravierende Mißstände, je nach Grad oder Umfang von BetrofFenheiten; 

• lokaler Bezug eines Ereignisses (begunstigt Inlands- vor Auslandsmeldungen); 

440 Brn H Bagdikian I997' The Media Monopoly. Boston: Beacon Press, 5th Ed. 

441 K!ßus-Dzeter Altmepprn I999: Redal<tlonen als Koordinationszemren. Beobachtungen journalisti

schen HandeIns. OpladenlWlesbaden: Westdeutscher Verlag. 

442 Jürgrn Gerhards I994: Politische Öffencllchkelt, a. a. 0., S. 77-105. 

443 Siehe zum folgenden Niklas Luhmann I996' Die RealItät der Massenmedien, a. a. 0., S. 57 ff. 
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• Seltsamkeit oder Esoterik ("human Interest srories"); und schließlich 

• Aktualitär+'. 

2. Themenstruktunerung: Die Z\veite wichtige Aufgabe von Journalisten und Redaktionen be

steht in der Themenstrukturierung: Wie lautet die Schlagzeile des Tages, welche Themen wer

den auf der Titelseite angekündigt, nach vorne gerückt oder zurückversetzt, illustriert oder 

auch nicht, kommentiert oder auch nicht, welche Themen müssen dem Platzmangel geop

fert werden? - Solche Formatentscheidungen spielen für das Agenda-Setting eine große Rolle: 

Die Titelblätter der Zeitungen müssen wirksame Aufmerksamkeitsfänger sein, und auch die 

~achrichtensendungen des Fernsehens sollten spannend beginnen bZ\v. dürfen nicht lang

weilig werden, sonst verläßt der Rezipient den Kanal (und kommt möglicherweise den ganzen 

Abend nicht mehr zurück; es geht also auch um Einschaltquoten, welche wiederum die Preise 

für die kommerzielle Werbung zur Prime TIme bestimmen, d. h., es geht um sehr viel). Al
les, worauf es hier ankommt, ist "attention grabbing"! 

Front-Page-Srories seriöser Tageszeitungen werden selten mißachtet; die TItelsrory z. B. der 

New York Time! wird in den GSA von Hunderten anderen Zeitungen ebenfalls als Titelsrory 

gebracht oder zumindest als berichtenswertes Thema aufgegriffen; dasselbe gilt für viele Fern

sehstationen. Als eines der bekanntesten Beispiele für das Agendasetting der Medien wird in 

der Literatur immer wieder das "Drug Issue" angeführt445: Ausgehend von einer TIteisrory der 

New York Times (1989) erhielt das Thema eine solche Prominenz, daß alle Medien darauf ein

stiegen. Eher zufällig starben in diesen Tagen zwei prominente Personen an einer Überdosis; 

solche Schlüsselereignisse" (trigger events) sind für eine steile Karriere eines Themas oft ent

scheidend und tatsächlich verschwand das Drogenthema nicht mehr aus den Medien. Der 

Präsident erklärte feierlich einen "War on Drugs" und stellte ein te ures Programm zur 

BekämpfUng des Drogenmißbrauchs in Aussicht. Auch darüber wurde ausführlich berichtet. 

Innerhalb weniger Monate glaubten 54 % der Amerikaner, Drogenmißbrauch sei das wich

tigste Problem der Nanon. Dies alles geschah ohne Bezug auf Veränderungen bei den "real

world indicarors"446 , also ohne Daten zur Beantwortung der Frage, wie ernst ein Problem 

wirklich ist: Die Zahl der Drogenroten war z. B. nicht gestiegen; im Januar 1992, als das 

Thema aus den Medien weitgehend verschwunden war, glaubten nur mehr 4 % der befragten 

Amerikaner, Drogenmißbrauch gehöre zu den wichtigsten Problemen des Landes. Zwi

schenzeitlich hatte ein anderes Thema Karriere gemacht, nämlich das erime Issue, und auch in 

diesem Fall wiesen die Daten der Verbrechensstatistik keine Zunahme, im Gegenteil, eher 

444 Über Listen dieser Art besteht in der Theone der Nachrichtcnwerre allerdings kein Konsens. 

445 Stephm D. Rwe/Lucig H. Dame/um I99I: Intermedia Influence and ehe Drug Issue: Converging 

on Cocaine. In: Protess and McCombs (Hrsg.), Agenda Semng, a. a. 0., S. 237-250. 

446 farnes DeannglEverett M Rogers I996: Agenda-Setting, a. a. 0., S. 22. 
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rückläufige ;tAhlen aus. Trorzdem gehörre dann die Arbeit an der ~Crime Bill" zum Schwer

punktprogramm der Clinton-Adminisrration. 

In Europa wurde Ende der J970er Jahre das Thema "Umweltschurz" zum Dauerbrenner 

der Medien, obwohl die Zelten der ärgsten Umwelrverschmurzung längst vorbei waren und 

sich manche Indikaroren des Zustandes der Umwelt verbesserten. Ganz ähnlich liegen die 

Sachverhalte beim Ausländerrhema Ende der J980er Jahre. - Mit Ausnahme des Ökologie

Thema~ machten in den J980er Jahren in erster Linie solche Themen steile Karrieren, rue von 

Parreien auf der rechten Seite des politisch-ideologischen Codes "beserzr" waren. DIe Clin

ron-Lewinsky-Affare ist möglicherweIse ein letzter ,,Ausläufer" dieses Trends, der SIch in Eu

ropa seit kurzem umgekehrt und zur linken Seite verlagert haben dürfte. \X1ie die großen ideo

logischen Reorientierungen des Publikums und das Agenda-Setting der Medien längerfristig 

zusammenhängen, scheint noch wenig untersucht zu sein. Das Rätsel wird noch größer, wenn 

man bedenkt, daß die "Issue-Attention Cycles"447 relativ kurz sind - die Medien sind ja je

derLeit bereit, alte Probleme - die News von gestern - ungelöst liegenzulassen. 

Täglich konkUrrIeren Hunderre von Themen um die AufmerksamkeIt des PublIkums. 

Nach einer von Heinz Fischer vorgestellten Srudie448 wurden in Österreich in einem einzigen 

Monat UunI 1995) 1.428 Geserzesvorschläge 111 den Medien publiziert, im selben Monat aber 

nur 29 Anträge im Parlament eingebracht und "nur" 15 Geserze beschlossen. Wenn rue Bürger 

eines Landes nach den derzeit "wichtIgsten Problemen" gefragt werden, so nennen sie im 

Durchschnitt vier bIS fünf\49, d. h., nur eine sehr, sehr begrenzte Zahl von Issues ,erobert" die 

Aufmerksamkeit des großen Publikums. Die zentrale Variable des Agenda-Sening ist daher 

sa/lener, die Erzeugung von Prominenz für ein Thema/ein Problem: ,,AnentIon IS one of our 

polity's scarcest resources; so agenda-sening is powerful decislOn-makJl1g."45" 

Die politische Öffendichkeit fungierr wie ein riesiger "Resonanzboden" (Habermas) für 

gesellschaftliche Probleme, aber dessen Empfindlichkeit - system theoretisch gesprochen: des

sen hohe informationelle Offenheit trorz operativer Geschlossenheit des politischen Systems -

muß erkauft werden durch hohe und weitgehend unkontrollierbare Selektivitäten des Sy

stems. Die Macht der Medien ist eben hier anzusiedeln: Es liege in der Hand der Medien, ei

nem Problem Publizität zu verschaffen oder auch nicht; es liege JI1 der Hand der Medien, dem 

Publikum zu signalisieren, welche Issues "wichtig" sind und welche nicht, welche Politiker 

"gut" sind und welche nichr'51
, und zemveise gelinge es den Medien, ihre eigenen Präferen-

447 Anlhony Dowm 1991: Up and Down Wich Ecology: The ,,!ssue-Arrentlon Cyde" In: David Pro-

tess/Maxwell McCombs (Hrsg.), Agenda Setting, a. a. 0., S. 27-34. 

448 Quelle: Der Standard vom 26. Juli [995> S 4. 

449 jaml!s Dearmg/Evl!rett Rogm 1996' Agenda-Semng, a. a. 0., S. 66. 

450 Davld ~t-avl!r 1983: Media Agenda-Semng and Elecnons: AssumptIons and Imphcations. In: W 

SchulzlK. Schön bach (Hrsg.), Massenmedien und Wahlen. München: Verlag Olschläger, S. 

263-282, hier S. 273. 

45[ ~1anche PolItiker haben mit den Medien "schlechte Erfahrungen" gemacht, Siehe dazu emschlä-
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zen den Regierungen und Parlamenren "auf die Tagesordnung" zu setzen (Stichwort zum Pro

blem: Anlaßgesetzgebung). - Die demokratietheoretischen Konsequenzen können hier nur an

gedeutet werden: Die Enrscheidungsträger auf der Ebene der Staatsleirung sind konrrollier

bar, sind verantwortlich und können abgewählt werden. All das gilt für die Medien nicht, im 

GegenreiI, sie sind in ihrer Freiheit sogar verfassungsrechtlich geschützt, und sie orienrieren 

sich primär am eigenen Eifolg. Die Medien kontrolliert niemand - außer sie konrrollieren sich 

selbst. 

8.4 Die Wahlkampfkommunikation 

Der Terminus "Wahlkampf" verweISt auf Zelten, als Wahlen nicht unbedingt friedlich ver

laufen mußten. Bis gegen Ende des 19. Jahrhunderts verblieben Wahlen weitgehend ein Er

eignis auf der lokalen Ebene, wo die zu wählenden Honoratioren am Wahltag ein großes Fest 

mit viel Freibier zu veranstalten hatten (so jedenfalls in England)41>. Die geheime Stimmab

gabe gab es noch nicht, und so standen alle Türen offen für einen direkten Zugriff auf den 

Wähler: Aristokraten ließen Bauern geschlossen zur Wahl antreten, die Burgermeister der 

Kleinstädte ihre Klienren, Fabrikanren ihre wahlberechtigten Angestellten und Handwerker, 

die Pfarrer ihr sonnrägliches Kirchenvolk etc. Patrimoniale Machrverhältnisse spielten wohl 

überall noch eine wesentliche Rolle, ebenso Korruption: Wer die Kontrolle über das Wahl

verfahren besaß, verlor selten dIe Wahl. - Wegen des personalistischen Charakters der Kom

munikation und unrer dem Einfluß von Alkohol konnren die Wogen der Emotionen leicht 

hochgehen und die Wahlen zu einem Kampf im wahrsten Sinn des Wortes übergehen. In vie

len Ländern der Dntten Welt ist das heure noch so. 

Die Grundsätze des modernen Wahlrechts - des allgemeinen, gleichen, geheimen und di

rekten Wahlrechts - haben die Wählerrolle von allen externen Konditionierungen befreit, 

seien es askriptive Merkmale der Person wie Geschlecht und Hautfarbe, oder sozialstrukru

relle, wie Einkommen, Beruf, Konfession oder Bildung. Der politische Entscheidungskon

text des Wählens erreichte damit "eine gewisse Autonomie und Indifferenz gegenuber ande

ren Bereichen der Gesellschaft"41 - eine Folge der funktionalen Differenzierung der 

Gesellschaft, die auf das Wahlverfahren allerdings relativ spät voll durchschlägt. Als weitere 

Folge werden die kognitiven Strukturen der Wählerinnen und Wähler (z. B. Informations

niveau, politische Einstellungen, Wahlmotive etc.) auf der einen Seite und die Kommunika-

gige Beirräge im Sammelband von Erhard Busek/Clemem HüJfeI 1998 (Hrsg.): Polirik am Gängel

band der Medien. Wien: Jugend und Volk. 

452 Vgl. D. G. Wrzght I9;'0: Democracy and Reform, 1815-1885. Burnr Mill/Harlow: Longman; vgl. 

K Theorkre Hoppen I994: Gram mars ofElectorai Violence in Ninereenrh-Cenrury England and 

Ireland. In: English Historical Review: 597-620. 
453 Nik/as Luhmann 1969: Legi[lmarion durch Verfahren. Neuwied/Berlin: Luchrerhand, S. 160. 
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tionssuukturen der politischen Offendichkeit auf der anderen, weitgehend voneinander un

abhängige Realitäten, operieren auf unterschiedlichen Grundlagen, sind als Mikro- bzw. Ma

kro-Ebene analytisch zu trennen und bedürfen daher auch eines unterschiedlichen methodi

schen Zugangs. - Wir wenden uns im folgenden zuerst der Makroebene zu, fragen nach der 

besonderen Relevanz der Massenmedien in modernen Wahlkämpfen und untersuchen im 

zweiten Schritt zur Mikroebene Ansätze zur Erklärung von politischen EInstellungen sowie 

des individuellen Wahlverhaftens. 

Wahlen sind in jeder Demokratie kritische Ereignisse. Sie stellen gewissermaßen ein Herz

stück des demokratischen Prozesses dar, denn ohne freie Wahlen kann es keine funktionie

rende Demokratie geben4'4. Soweit besteht in der Literatur Konsens. Aber schon die Frage 

nach den Funktionen von Wahlen wird ganz unterschiedlich beantwortet. An der Oberfläche 

des politischen Systems geht es bei Wahlen um die Rekrutierung von Personal rur die Ämter 

der Staatsleitung, da sie in Demokratien nur zeidich befristet vergeben werden. - Bei ge

nauerer Betrachrung erfullen jedoch die Wahlen die Funktion der "Rekrutierung von politi

schen Fliten"4SS kaum mehr - man sieht ja schon im Fernsehen vor und nach der Wahl die

selben Gesichter -, denn dies widerspräche dem allgemeinen Trend zum Berufspolitiker. Das 

Kernanliegen fast aller Politiker heißt - jedenfalls bis zur Pensionierung - Wiederwahl, und 

zwar auch oder gerade in besonderem Maße in den USA, wo die Parteien bei der Aufstellung 

der Kandidaten eine geringe Rolle spielen. In den europäischen Ländern ist die Funktion der 

Selektion von Personal weitgehend in die Parteibürokratien abgewandert4s6. 

Ähnliches gilt rur die "MachrverreiJungsfunktion" von Wahlen auf Regierung und Oppo

sition. [n Ländern mit Proportionalwahl recht errullen Wahlen nur noch in besonderen, sei

ten auftretenden Konstellationen diese Funktion; ansonsten wird in den anschließenden Ko

alitionsverhandlungen darüber entschieden. Das Wahlergebnis am späten Wahlabend 

präsentiert die Veränderungen bei den Stimmstärken der Parteien und informiert uns nur 

über die geänderte Sitzverteilung im Parlament. In politischen Systemen mit runf und mehr 

"relevanten" politischen Parteien müßten vor der Wahl ziemlich klare Koalitionsabsichten be

kannt sein, damit man nach der Wahl wußte, welche Koalition gewählt (an die Regierung 

kommt) bzw. nicht gewählt wurde (in die Opposition muß)4S-. Die Wähler würden in der 

454 Ermt-V:'olfiang Bäckmforde [987' DemokratISche Willensbildung und Reprasenration. In: Josef Isen

see/Paul Kirchhof(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland. Bd. Il: De

mokratische Willensbildung - Die Staatsorgane des Bundes. Heidelberg: C. F. Müller, S. 29-48. 

455 So Jedoch Dleter Nohlen 1991 WahlenfWahlrecht. In: Ders. (Hrsg.), Wörterbuch: Staat und Po

litik. MünchenfWien: Piper, S. 762-768. 

456 Klaus von Beyme 1997: FunktIonswandel der Parteien in der Entwicklung von der Massenmit

gliederparrei zur Partei der BerufspolitIker. In: Oscar W GabriellOskar NiedermayerlRichard 

5töss (Hrsg.), ParteiendemokratIe In Deutschland, a. a. 0., S. 359-383. 

45"' \'gl. Jedoch Franz Urban Pappl 1999: Die Abwahl Kohls. Hauptergebnis der Bundestagswahl 

1998? In: ZFP 46: 1-29. 
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Tat gerne genau diese Chance der Wahl von Koalitionen sehen, aber da spielen die srrategi

sehen Kalküle der Parteivorstände ofr nicht mir. Über die Machrveneilung auf Regierung und 

Opposition wird durch Wahlen fast nur Ln Ländern mit einer parlamenrarischen Demokratie 

und einem Mehrheits·wahlrecht enrschieden, so z. B. in Großbritannien. In präsidenriellen 

Systemen kann man nichteinmal klar definieren, ob es so erwas wie eine "Opposirion" über

haupt gibr458; hier geht es primär um Mehrheiten für Kandidaten, so z. B. in den USA. 

\Velche Funktionen man darüber hinaus noch den Wahlen zuschreiben könnre oder sollte, 

wollen wir hier dahingestellt sein lassen und halten startdessen thesenartig fest: Die entschei

dende Funktion von Wahlen ist die Legitimationsfimktion. Der Begriff "Legitimarion" hat sich 

- trotz "1ax Weber - ebenfalls bis heute nicht eindeutig definieren lassen. Legitimität als Zu

stand beschreibe die spezifische. hisrorisch sowie kulturell variable Ausprägung der .,An

erkennungswürdigkeit einer politischen Ordnung",l.egitimation als Proußverweise auf den 

Vorgang, der sich ununrerbrochen vollziehe, so Sarcinelli459• Sarcinellis Begriffe beziehen sich 

auf dIe politische Ordnung, was darauf hindeutet, daß er primär den Problemaspekr der 

System!egttimatlon im Auge har46<. Autoritäre Systeme mussen sich in der Tat anders legiti

mieren als Demokratien, und auch in Demokratien wird die "freiheitlich-demokratische 

Grundordnung" von rechtsextremen und Imksextremen Ideologien angegriffen, wie wir sa

hen, d. h., es gibt politische Strömungen, die sich außerhalb des "Verfassungskonsenses" oder 

außerhalb des "demokratischen Verfassungsbogens" befinden. Auch die Phänomene wie "Po

litikverdrossenheit" oder .. Venrauensschwund in die Funktionsfähigkeit der demokratischen 

Institutionen" sind so manche Autoren - ein Anlaß für Beunruhigung. 

Trotzdem ist es bel nüchterner Betrachtung eine Tatsache, daß die seit Beginn der 1970er 

Jahre immer wieder prognostizierte "Legitimationskrise" (Habermas z. B.) nicht eingetreten 

ist, im Gegenreil, empirisch vergleichende Unrersuchungen belegen sogar langfristig eine Zu

nahme der Demokratiezufriedenheir46'; von einer Legirimationskrise könne daher nicht ge-

458 Siehe Kapnel 10. 

459 U/nch Samn(lb 1998: LegitimitäL In: O. Jarren/U. SarcinellilU. Saxer (Hrsg.), Politische Kom

munikarion in der demokrarischen Gesellschafr. Opladenl\\7jesbaden~ Wesrdeurscher Verlag, S. 

253-267, hier S. 254. 

460 Vgl Bmina \'\:"t-s& 1989: Polirische Legitimirät - Theorien, Konrepte, empirische Befunde. Ba

den-Baden: Nomos. im Anschluß an David Easron. 

461 !vficha~l Terwey 1996: Demokrariezurriedenheir und Vertrauen: Politische Unrersrürzung in \X'esr

europa und im vereinren Deurschland. In: ZA-Information 39: 94-129. Zulerzr die Daren zur 

\X'ahl in der BRD 1998 in der \X'ochenzeirschrifr Die ilit, Nr. 41, vom I. Okr. 1998. S. 18: Nur 

7 % in den westlichen Bundesländern sind mit der Demokrarie "gar nicht zufneden", im Osren 

dagegen 15 %: siehe auch Chmtoph EhrhartlEberhard Sandschneirkr 1994: Polirikverdrossenheir: 

Krirische Anmerkungen zur Empirie, \'V'ahrnehmung und Inrerprerarion abnehmender poliri

scher Paniziparion. In: ZParl., Hefr 3: 441-4:'1; Andreas Schedler 199]: Die demoskopische Kon

srruknon von "Polirikverdrossenheit". In: PVS 34: 414-435, siehe dazu allerdings die Replik von 
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sprochen werden46'. Dies beweisen auch die relativ hohen Wahlbeteiligungen, die außerhalb 

der USA und der Schweiz bei rd. 70 bis 80 % liegen. 

"Systemlegitimation" versteht sich auch in langfristig stabilen Demokratien nicht von 

selbst; das ist zweifellos nchtig, sie bleibt grundsätzlich problematisch. Der Alltag der Demo

kratie ist aber dennoch nicht einem Drucktopf vergleichbar, der ständig über dem Siedepunkt 

kocht und daher Ablaßventile braucht, um nicht zu explodieren. Wahlen und Wahlkämpfe 

könnten solche Ventile darstellen (so die These von der Konfliktkanalisierungsfunktion), auf 

der anderen Seite könnte man Wahlen ebensogut mit einem Durchlauferhitzer vergleichen, 

der die Stimmung geradezu anheizt und das Problem der Systemlegitimation überhaupt erst 

dramatisiert. Kurzum, Wahlen a1l eine können eine von innen gefährdete Demokratie nicht 

retten. 

Für den Normalzustand einer Demokratie braucht man offenbar zusätzhche Kriterien, um 

die Legirimationsproblematik besser in den Griff zu bekommen46J und unser Vorschlag lautet, 

hierfür den Bezug zur Primärfunktion des politischen Systems, nämhch die laufende Pro

duktion und Durchsetzung verbindlicher Entscheidungen trotz fehlenden Konsenses über den 

Entscheidungsinhalt beim betroffenen Kollektiv einzusetzen414: Gesetze, Verordnungen, Er-

Fntz PlasserlPeter A. Ulram 1994: Wie man durch die kritische Rekonstruktion von Apfelmus die 

Birne als "demoskopisches Konstrukt" endarvt. In: PVS 35" 271-276; Gm PlckelJDieter Wtzlz 1995: 

Politisches Irutitutionenvertrauen in der Bundesrepublik Deutschland in zeitlicher Perspektive. 

In: Journal !Ur Sozialforschung 35: 145-156; Hom Pättger 1996: PolitikverdrossenheIt und MedIen: 

Daren und Reflexionen zu einem virulenten Problem. In: O. Jarren/H. Scharz/H. Weßler 

(Hrsg.), Medien und politischer Prozeß. PolitISche Öffentlichkeit und massenmediale Poli

tikvermitdung im Wandel. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 59-72; Hans Mathias Kepplinger 
1998' Die Demontage der Politik in der Informationsgesellschaft, a. a. 0., S. 15 ff. zur "Poli
tikverdrossenheIt« . 

462 So auch Ulnch Sarcinelli 1998 legitimItät, a. a. 0., S 263. Wesentlich krinscher dagegen Eike 
Hmnig 1997: Demokraneunzufriedenheit und Systemgefährdung. In: Wilhelm Heitmeyer 

(Hrsg.), Was treibt die Gesellschaft auseinander? Bundesrepublik Deutschland: Auf dem Weg 

von der Konsens- zur Konflikrgesellschaft, Bd. 1. Frankfurt am ~1ain: Suhrkamp, S. 156-195. 

Zum Vergleich West- und Ostdeutschland siehe Dieter Fuchsl&Ultraud RollerlBernhard Weßels 
1997: Die Akzeptanz der Demokratie des vereinigten Deutschland. In: APuZ B 51: 3-12; Hans 
Herbert von Armm 1995: Politikerverdrossenheit, Werrewandel und politische Institutionen In: 

Volker J. Kreyher/Carl Böhret (Hrsg.), Gesellschaft im Übergang. Problemaufrisse und Antizi

pationen. Baden-Baden: Nomos, S. 31-38. die Frage ist allerdings. ob die von Arnim postulier

ten Partizipationschancen auf Dauer "greifen" werden, denn es ist ebenso denkbar, daß erhöhte 

ParriZipationschancen schnell zu Überforderungen, Konflikten und Frust fuhren. 

463 Vgl. Martm Grei/fmhagm 1997. Politische Legitimität in Deutschland. Gütersloh: Bertelsmann, 

hlerz. B. S. 171 fE zum "\J."'ohlfahrtSStaat als Quelle politischer Legitimität". 

464 Niklas Luhmann 1981: Selbsdegitimanon des Staates. In: Norben AchternberglWerner Krawierz 

(Hrsg.), legitimation des modernen Staates. Beiheft 15 des Archivs !Ur Rechts- und Sozlalphilo-
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lässe, Bescheide ete. fordern von den Rechtsadressaten Akzeptanz auch dann, wenn über die 

Inhalte der Entscheidung Dissens besteht, und über diesen Dissens öffenclich kommuniziert 

werden kann. So wird z. B. gegen das Habermassche Diskursmodell der ndeliberativen De

mokratie" das Argument vorgebracht, In modernen Demokratien seien Dissens und Konflikt 

wahrscheinlicher als Konsens, weil die Existenz des ideologischen Codes eben die ~ichteli

minierbarkeit von Konflikt bedeutet. Das ~ormalfunkcionieren von Demokratien beruht we

senclich auf der Unterstellbarkeit einer generalisierten Akzeptanz verbindlicher Entscheidun

gen bei gleichzeitiger Chance der öffenclichen Kommunikation von Dissens, z. B. seitens der 

parlamentarischen Opposition. Opposition heißt ja nichts anderes als "Institutionalisierung 

eines Dauerkonflikts", wozu natürlich auch eine geY.i.sse "Sueitkulrur" gehört, so manche kri
tische Auroren461• 

Genau auf diese Problematik der Erzeugung von generellen Akzeptanzunterstellungen sind 

Wahlen eingestellt: Sie eröffnen in regelmäßigen Abständen die Chance für einen "Rich

tungswechsel" In der Politik, und nur weil dies so ist, ergibt die ständige Artikulation von Al

ternativen, von Dissens und Konflikt als Hauptaufgabe der Opposition, überhaupt einen 

Sinn. Jeder \X'ahlsieg hat eben nur vorlLiufige Bedeutung, rue Unterlegenen bleiben "als Gegner 

erhaltenc466
• Jedes \XTahlergebnis testet gewissermaßen die kollektive Bereitschaft zur Akzep

tanz der Verbindlichkeit einer Emscheidung, mit deren Inhalt aber ein großer Teil der Bevöl

kerung gar nicht einverstanden Isr \X'ie immer knapp oder auch eindeurig ein \X'ahIergebnis 

ausfallen mag, die Demokratie lebt davon die nächsten weiteren Jahre - ähnlich wie In der 

\X'irrschaft ein Kredit funktioniert: Beide stellen quasi einen Veruauensvorschuß46" für einen 

produktiven Umgang mit einem knappen und deshalb werrvollen Gur dar. 

Ein \X'ahlergebnis kann eine große, machtvef',\'öhnte Partei samt ihren ~fillionen von An
hängern und \X'ählern über ~acht zu "Verlierern" erklären, und plötzlich stehen eingespielte, 

sophle. \\"ie5baden SteIner, S. 65-83, fUr dIe These, "Legirirnanon" könne nicht \'on außen be
zogen. sondern müsse Im politischen System selbst erzeugt werden. 

465 AmOr! Pelmka 1993: Zur Entwicklung einer Oppositionskulrur in Österreich. Bedingungen po

litISchen Erfolges In den achtziger Jahren. In: \X'. R. Langenbucher (Hrsg.). Politische Kommu

nikation, a. a. 0, S. 157-163; Heinnch Oberreutt7 [990: Defizite der Sueirkulrur in der Parteien

demokrane. In: U. Sarcinelli (Hrsg.). Demokratische Streirkulrur. Theoretische Grundposinonen 

und Handlungsalternanven in Politikfeldern. Opladen: \X'estdeurscher Verlag. S. ---100. 

466 Nikflli Luhmdllr! 1969. Legitimation als Verfahren, a. a. 0., S. 161. 

467 GUI/ter Bentt'klSttfan Seelmg 1996: Öffentliches Vertrauen und politischer Public Relanons. Zur 

Bedeurung von Diskrepanzen als lJrsache von Verrrauensveriust. In: O. Jarren/H. SchatziH. 

\X'eßler (Hrsg.). tl.1edlen und politischer Prozeß. Politische Öffentlichkeit und massen mediale 

Politikvermmlung im Wandel. Opladen: \X'estdeutscher Verlag, S. 155-168; Gtmtt7 Bentt'k [998: 

Vertrauen/Glaubv.'ludigken. In: 0 Jarren/lJ. Sarcineih/lJ. Saxer (Hrsg.), Politische Kommuni

kation in der demokratischen Gesellschaft. Ein Handbuch mit Lexikonteil. Opladenl\X'iesba

den: \\'estdeutscher Verlag, S. 305-310. 
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für selbsrvemändlich gehalrene "Besiezstände" auf dem Spiel; die Zukunft: ist ungewiß und 

mag für manche Gruppen sogar bedrohlich aussehen. - \VJr wissen aus den Erfahrungen von 

Enrwicklungsländern, wie kritisch so eIne Siruation sein kann, insbesondere wenn für die 

EnrtäuSchungsabwicklung mehrere Optionen offenstehen, z. B. die Anzweiflung der Kor

rektheit des Wahlverfahrens; In den westlichen Industrieländern ist das kaum mehr möglich. 

Hier erfüllen die beiden Aspekte der hohen Ungewißheit des Wahlausganges sowie die Dra

matisierung des "Es steht viel auf dem Spiel" oder "historische Wahl" andere Funktionen, 

nämlich die Erzeugung von Spannung als Bedingungfor hohe AufmerksamkeIt in der politischen 

Öffentlichkeit und erhöhte Partizipationsbereitschaft des Publikums am politischen Gesche

hen, denn viele empirische Befunde belegen p, daß sich die Bürgerinnen und Bürger norma

lenveise für Politik wenig inreressieren. - Wenn die Massenmedien dazu neigen, Wahlkämpfe 

zu dramatisieren, so tun sie dies zwar primär aus Eigeninreressen (Verkaufszahlen, Einschalt

quoten), sie gehen Jedoch durchaus konform mit der Eigenlogik des politischen Systems von 

Demokratien, die zumindest bei Wahlen eine sehr viel höhere Partizipationsbereitschaft vor

aussetzen als zu Normalzeiten. Wahlkän1pfe sollen das Bürgerpublikum politisch engagieren 

und zum Urnengang motiVieren, denn - so könnre man die System perspektive auf eine prä

gnanre Formel bringen - Partizipation legannlert. Partizipation steigert die Akzeptanz des 

Wahlergebnisses oder - um beim obigen Bild zu bleiben - erhöht den "politischen Kredit". 

WIr können nun auch den LegitImationsbegriff folgendermaßen versuchen zu reformulieren: 

Legitimation l'erweist auf das Problem gmeralisierter Akzeptanz kollektiv verbzndllcher Entschei

dungm trotz laufender Kommunikation von Dissens. 
Die Relevanz der Massenmedien in diesen Prozessen wurde bis vor nicht allzu langer Zeit 

rein instrumenrell begriffen, denn die Medien vvürden ja nur zwischen den Parteien/Kandi

daten und den Wählern "vermitteln". Bis in die 1970er Jahre beherrschte das "limited-effects 

paradigm "4~< Theorie und Empirie der einschlägigen Forschung. So wiesen schon die Studien 

der Columbia-School von Pau! Lazarsfeld und Mitarbeiter nach, daß die Wähler die Infor

mationen der Medien selektiv nutzen und in erster Linie solche Botschaften rezipieren, die 

ihre bereits existierenden PrädispoSItionen stürzen. Den Medien käme bestenfalls ein "Ver

stärkereffekt" zu, und dies primär bei den sog. OpInion Leaders, also bei demJel1lgen Perso

nenkreis, der in der Alltagskommunikation "den Ton angibt", und von diesen würden die 

Durchschnimburger - gefiltert - die Messages der Medien vermittelt bekommen409 . Diese 

468 Stt.'t'm H Chaffit.'/john L. Hochht.'lmer 198]. Mass Communicanon In Nanonal Electlon Cam

paJgns: The Research Experience in the Unired Srares. In: W SchulzJK Schönbach (Hrsg.), Mas

senmedien und Wililen. München: Verlag Ölschläger, S. 65-103. Vgl Chrzstzna Hoftz-Bacha 

[996: Massenmedien und Wililen. Zum Stand der deutschen Forschung - Befunde und Deslde

rara. In: Chrisnna Holrz-BachalLynda Lee-Kaid (Hrsg.), Wililen und Wahlkampf In den Me

dien. - Lnrersuchungen aus dem WiliJjilir [994. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 9-44. 

469 RaU/er-Dia! SchuLu 199I Wililforschung/Wahlsoziologie/'V<;'echselwähler In: Dleter NohJen 

(Hrsg.), Wörterbuch: Staat und Po!ttik. München/'V<;'ien: Piper, S. ~72.. 
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Annahmen sind als Zwei-Stufen-Fluß der Kommunikanon in die Literarur eingegangen und 

können in dieser Form nicht mehr aufrechterhalten werden4"'. Die Srudien von Lazarsfeld u. 

a. \\Urden seinerzeit das darf man nicht vergessen - a) in Kleinstädten durchgeführt, 1940 in 

Erle County (OhlO), 1948 111 Elmira (New York), wo es b) relative stabile republikanische 

},,1ehrheiten gab und pro republikanische Medien (Zeirungen). Seither hat sich auch dort 

das Mediensystem dramatisch verandert, insbesondere mit dem Aufstieg des Fernsehens zum 

Leltmedium wird jeder Wähler direkt von den }"fedien erreicht, deshalb können die in per

sönlichen Gesprächen geäußerten Meinungen nicht mehr den Einfluß haben, der ihnen viel

leicht einmal in der Vergangenheit zugekommen sein mag. 

Die berühmte Schrift der Michigan-School "The American Voter" von Angus Campbell 

et al. (1960) widmet der Rolle der Massenmedien gerade mal einen einzigen Absatz. Die zen

trale Variable dieses Ansatzes hieß ~party identification" und v.urde definiert "as a product of 

an indivldual's affective orientation tO an important gtOup-object in his em·ironment"4". Die 

Partei-Identifikation werde im Laufe der politischen Sozialisation (von den Eltern) erworben, 

sei deshalb stark affektiv besetzt und könne so die relativ hohe Stabilität des Wählerverhal

tens über die Zeit hinweg gut erklaren. Bis Anfang der 1970er Jahre hatte sich also auch die 

amerikanische \Vahlforschung kaum um die Medieneinflüsse gekümmerr72• Dann aber 

wurde das Fernsehen entdeckt, so auch 111 Deut5chland von Noelle-Neumann, als die \t;'ahlen 

Anfang und ~fitte der 1970er Jahre sehr knapp durch wenige hunderttausend Snmmen ent

schieden wurden und die Meinungsforscherin ein von den Medien erzeugtes "Me1l1ungs

klima" dafür veranrwortlich machen zu können glaubte: Je stärker insbesondere das Fernse-

470 A!Jchael S,-hmk 198)." Politische l\leinungs!Uhrer: Kommunikanonsverhalten und primäre Um

welt In: Publizistik 30: 7-16, MIchael SchenklPatrick Rässler 1994: Das unterschärzre Publikum. 

\X'ie Themenbewußtsein und politische Meinungsbildung Im Alltag von Massenmedien und 

interpersonaler Kommunikation beeinflußt werden. In: F. 1','eidhardt (Hrsg.), Öffentlichkeit, 

öffentliche Meinung und soziale Bewegungen. Opladen: \X'e,tdeurscher Verlag (= Kölner Zeit

schnft !Ur Soziologie und SozialpsychologIe, onderband 34), S. 261 295; Harn-Dieter Klinge
mann 1986. Massenkommunikation, interpersonale Kommunikation und politische Einstellun

gen Zur Kritik der These vom "Zwei-Stufen-Fluß" der politischen Kommunikation. In: Max 

Kaase (Hrsg.), Politische \X'issenschafr und politische Ordnung. Analysen zur Theone und Em

pirie demokratischer Regierungsweise. Opladen: \\'estdeutscher Verlag, S. 387-399; Rüdiger 
Schrmff-Beck 199J." Interpersonale Kommunikation und Massenkommunikation als Instanzen der 

Politikvermitclung: Aspekte der TheorieentwlckJung und empirischer Profile deurscher und ame

rikanischer Wähler. In: ÖZP 22: 445-462. 

471 So die treffende Formulierung von Strom Chaffieljohn Hochheimer 198;. Mass Communicanon 

in National Election Campaigns, a. a. 0., S. ~8: siehe auch das Büchlem \'on RudolfT)7ildmmann 

1992:'X'ahlforschung. Mannheim u. a.: B. I.-Taschenbuchverlag. 

472 Klaus Schänbach 1983: Massenmedien und Wahlen - Perspektiven der europäischen Forschung. 

In: W: Schulz.:K. Schön bach (Hrsg.), Massenmedien und Wahlen, a. a. 0., S. 104-113. 
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hen in der öffentlichen .\1einung den Eindruck verminelte, die Parteien der sozial-liberalen 

Koalnion hänen die .\1ehrheit der \X'ähler hinrer sich, desto weniger wagten es die Sympha

(!Santen von CDG/CSU, sich öffentlIch zu artikulieren, was wiederum verstärkend auf das 

.\1eInungsklima zurückgewirkt habe usw. Die zentralen Variablen der sog. Theorie der 

Schweigespirale sind: ein massenmedial vermitteltes MeInungsklima mit dem Inhalt, eine be

stimmte Partei hätte die Mehrheit; eine wachsende Zahl von Wählerinnen und \~ähIer, die 

den subjektwen Eindruck gewinnen, daß es sich tatsächlich so verhält; sowie drittens eine ab

nehmende Berwschaft: von \X'ählern anderer Parteien, öffentlich ihre Sympathie zu kommu

nizieren - aus Ang~t, sich sozial zu isolieren (Isolationsangst)n. 

Seit den 1970er Jahren wird in den USA ein NIedergang der politzschen Parteien diskutiert, 

wobei man aber im Begriff der Partei für die CSA unterscheiden muß zwischen den "Parteien 

In der \X'ahrnehmung der \X'ähler" (parttes In the electorate), den Parteien Im Kongreß (par

tles in Congress) und den "Parteien als formale Organisationen"F4. Für Joshua .\1eyrowitz 

liegen die Zusammenhänge mit dem Aufstieg der elektronischen .\1assenmedien klar auf der 

Hand: Ende der 1960er Jahre war das Fernsehen in den USA In fast allen Haushalten präsent, 

das veränderte die "informational environments" u. a. auch für die politischen Parteien 

grundlegend: I. Das Fernsehen eröffnet die Chance für die Enrdeckung neuer .. group identi

ties" (die "minorities", von denen wir schon sprachen), und mit diesen entstanden die issue 
pI/blies ohne Anbindung an die Parteien. Die sozialen Bewegungen setzten einerseits ein ge

\\isses i\'iveau der Erosion der traditionellen Parteibindungen voraus - damals vor allem bei 

der Jugend -, andererseits beschleunigren sie diesen Prozeß, indem sie .. alternative Loyalitä

ren" anboten. 2. Das Fernsehen erleichterte den Trend zu den Single-Haushalten - schon 1982 

bestand ein Viertel aller Haushalte nur aus einer einzigen Person -, weil es einen fast kosten

losen kommunikativen Anschluß an die Außenwelt bietet. Der Unterschied der Single-Haus

halte zu den Familien sei aber gar nicht so groß, wie man meinen mächte, denn "many ,fa

milyencounters' now take place in ftont of the television set"47< - die vielfältigen Folgen dieser 

Sachverhalte für die moderne Gesellschaft stehen hier nicht zur Diskussion; für die politi

schen Parteien sind sie aber greifbar: "People no longer inherit their political parry along with 

their religion. The trend since the early 1970S has been toward issue and interest group politics 

473 E'lzsabrth No~/&-Nromann 1983: :VIassenmedien und ~leinungsklima im Wahlkampf. In: \X'. 

SchulzlK. Schön bach (Hrsg.), .\lassmmedien und Wahlen, a. a. 0., S. 377-405; Elisabeth 

No~l&-Nromann 1990: ~Ieinungsklima und Wahl forschung. In: ~1. Kaase/H.-D. Klingemann 

(Hrsg.), Wahlen und Wähler. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 481-530; Elisabeth Noel&-Nro

milnn 1996: Öffentliche ~leinung. - Die Entdeckung der Schwelgespirale. Berlin/Frankfun: Ull

stein. 4., erw. AuA. 

474 ,Warlin P U?attmberg 1994: The Decline of American Polincal Panies, 1952-1992 Cambridge, 
Mass./London: Harvard Gniv. Press. 

475 Jos/mo Afryrowltz 198y: ~o Sense ofPlace, a. a. 0 .. S. 14-. 
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over party politics."4'6 3. "Questioning Authority" oder "our generalloss of faith in powerful 

centralleadership"P, also Verrrauensveriust in die Instirutionen und insbesondere in das Lei

rungs- oder Führungspersonal, wovon auch die politischen Paneien betroffen waren. Die Par

teizentralen haben die Kontrolle über die Informationsflüsse längst verloren, selbst die ,,Ak
tivisten" beziehen ihre Informationen über Kandidaten, deren Standpunkte, Issues und 

\X'ahlkampfpläne primär aus den :'1edien - wozu dann noch den Kontakt zu den Paneibüros. 

Neben diesen "säkularen Trends" in der z. Hälfte des zoo Jahrhunderrs kamen noch einige 

spezifischere Faktoren hinzu, die geeignet waren, die ohnehin schwache Position der Paneien 

im amerikanischen politischen System weiter zu unterrnimeren. Präsident Andrew Jackson 

erachtete seinerzeit (I830er) den "King Caucus" als zu elitär und undemokratisch, die Präsi

dentschaftskandidaten sollten von "Conventions" aus Parteidelegierten aller Bundesstaaten 

nominiert werden; ab 1840 war das gängige Praxis. Im Jahre 1972 wiederum beschloß der 

Caucus der Demokraten, das Nominierungsverfahren durch "Primaries" (Vof\vahlen) weiter 

zu demokratisierenP8• Die nicht intendierte Folge dieser Entscheidung war aber, daß die Kan
didaten auf ihren Wahlkampf touren der Primaries von einem ganzen Troß von Journalisten 

begleitet wurden und ausführlich über alle möglichen Details des \X'ahlkampfes berichteten. 

\X'ährend der ereignisarmen Srunden und Tage fanden sich die Journalisten zusammen und 

diskutierten über Issues des Wahlkampfes und genau dies führte zum sog. "pack journalism" 

der \X'ahlkämpfe, d. h., die Journalisten stimmten sich aufeinander ab, so daß die Publika der 

verschiedenen :'1edien mehr oder weniger dieselben Events, Meinungen, Bewertungen etc. 

serviert bekamen. Die Journalisten hörten auf den \X'ahlkarnpfversammlungen immer wie

der dieselben Reden der Kandidaten und fanden die Inhalte natürlich mit der Zeit öde, 

nichtssagend, langweilig, nicht berichtenswert, und darum konzentrierten sie sich auf "horse

ra ce Aspekte" des \X'ahlkampfes, berichteten kaum mehr über Sachthemen, um die es den 

Politikern eigentlich ging. Der \X'iderspruch der Interessen liegt auf der Hand: Ein wahlwer

bender Politiker bringt seine Agenda nur dann effektiv ans Publikum heran, wenn er immer 

wieder auf seine zentralen PUflkte hinweist, also immer wieder dasselbe sagt; für den Journa

listen, der täglich Neues zu berichten hat, ist dies Einfallslosigkeit schlechthin. Politiker 

kommen mittlerweile nur dann länger ins Fernsehen, wenn es um "Hooplas" geht oder um 

476 Joshua J\1eyrowlfz 198s: '\0 Sense ofPlace, a. a. 0., S. 164. 

477 Joshualvfeyrowitz 198s:)\,'0 Sense ofPlace, a. a. 0., S. 302. 

478 Davul B. Tmman 1992 Party Reform, Parry Atrophy, and Constitutional Change: So me Reflec

tions. In: Richard M. Pious (Hrsg.), Presidents, E1ecrions, and Democracy. ~ew York: The Acad

emy ofPolicical Science, S. 105-124: "The clirect primarv has been rhe most potem in a complex 

of forces pushmg [Qward the dismtegration of the party" (S. II~). Die Pnmaries bewirkten de 

fac[Q eine Entmachtung der Parreiche& der Einzelstaaten, sie hebelten die bestehenden Konven

tionen im CIIrfUS honomm aus und übertrugen die Macht der Kanclidatenselektion weitgehend 

den ~1eclien. 
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inszenierte "media evenrs", ansonsten sieht das Publikum die längste Zeit emen sprechen

den/berichtenden Journalisten479• 

Die Vorwahlen wurden und werden beherrscht von den Medien - bis hin zu den "Con

venrions", wo die Delegierten die Ergebnisse der Primaries nur mehr ratifizieren, Im wesenr

lichen aber als Staffage für ein großes Medienereignis dienen. Auch "King Convenrion" ist 

nun enrmachtet4' , die neuen "King Makers" sind die Medien48I • Die Medien "enrscheiden" 

über Sieg oder Niederlage von Kandidaten - wozu dann noch das "Volk"? 

Die Etablierung eines kandidatenzentnerten Wahlkampfes wurde durch einen weiteren, 

nicht inrendienen Effekt begleitet, nämlich dem sprunghaften Anstieg von "Political Action 

Committees" (PACs), deren Funktion im wesentlichen darin besteht, Gelder für die Wahl

kampffinanzierung der Kandidaten (fund raising) zu akquirieren, bestehen also aus finan

ziellen Ressourcen der Kandidaten (daneben gibt es auch andere PACs mit einer stärkeren 

inhaltlichen oder Inreressenorienrierung). Damit wurden die Kandidaten weitgehend unab

hängig von den finanziellen Zuwendungen der Parteizenrralen in Washingtoli - die Kandi

daten organisieren und finanzieren ja den eigenen Wahlkampf selbst, und eine Zeitlang schien 

es, als hätte das ParteiIabei, das sie sich umhängen, eigentlich keine Bedeutung mehr: Wahl

strategen, Opinion Pollsters, Werbefachleute, Firmen zur Produktion von 30-Sekunden

Wahlwerbespots für das Fernsehen, "direct mailing", Medienspezialisten zur Organisation 

von "media evenrs" usw. bildeten den harten Kern der Wahlkampforganisation, die alten 

Haudegen der Parteien wurden ebenso überflüssig wie die freiwilligen Wahlhelfer. 

Ein durchkommerzialisierter Wahlkampf enrfaltet eine gewisse Eigendynamik, deren 

Merkmale nun auch in Europa unter dem Utel ,,Amerikanisierung" diskutiert werden, wenn

gleich teilweise nicht ohne Vorbehalte; um welche Merkmale handelt es sich? 

J. Auf den Aspekt der Personalisierung haben wir bereits mehrfach hingewiesen; er ist in 

der \XTahlkampfkommunikation eine Folge der Kandidatenzenmerung und ist in besonderer 

Weise auf das Medium Fernsehen zugeschni[[en4F1 . "Parteien" spielen da eine geringe Rolle, 

479 Dons A. Graber 1983: Hoopla and Horse-Race in 1980 Campaign Coverage: A Closer Look. In: 

W. SchulziK. Schönbach (Hrsg.), Massenmewen und Wahlen, a. a. 0., S. 2.83 ff.; Thorruzs E. Pat

tmon 1993: Our of Order. New York: A1fred Knopf, mit empinschen Daten; Duma C Mutz 1995-' 

Effects of Horse-Race Coverage on Campaign Coffers: Strategie Conrribucing in Presidencial Pri

maries. In: Journal ofPolitics 57: 1015-1042. 

480 Lawrmu K Grossman 1995-' The Electronic Repubhc. New York u. a.: ViklOg, S. 125-135. 

481 Dom A. Graber 1997: Mass Media and Amencan Polmcs, a. a. 0., S. 232 f. "Media as King 
Makers". 

482 Hermann Schm/tt 1998- Issue-Kompetenz oder Pollcy-Distanz? Zwei Modelle des Einflusses poli

tischer Streitfragen auf das Wahlverhalen und die empirische Evidenz aus drei Nachwahlumfra

gen zur Bundestagswahl 1994. In: Max Kaase/Hans-Dieter KIlOgemann (Hrsg.), Wahlen und 

Wähler. Analysen aus Anlaß der Bundestagswahl 1994. OpladenIWiesbaden, S. 145-172: "Die 

Kandidaten spielen die erste Geige für die Wahlentscheidung, und wes nicht etwa 111 einem pra-
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oft ist das gerade Gegemeil der Fall: In Europa werden inzwischen die poliüschen Paneien 

von den Medien und gewissen Publika so negativ bewenet, daß es sich z. B. für Jörg Haider 

lohme, mit einem "Ami-Paneienaffekr" \X'ah I kam pf zu machen4BJ . In den USA gerieten die 

Wahlen zu reinen Personal plebisziten, also zu Absümmungen über Kandidaten, bei denen 

die Mehrheit der Wähler emsprechend den von den Medien fabrizienen "Charakteriologien" 

enrscheidet und wenig Ahnung hat, was die 'Wahl eines besümmten Kandidaten für die kon

krete Politikgestalmng eigentlich bedeuteL Offen bleibt dann allerdings die Frage, wie das 

dann mit dem ebenfalls oft behaupteten Trend zum "issue vO[ing" zusammenpaßt (darauf 

kommen wir zurück). 

2. Delhemalisierung: Journalisten imeressieren sich während der \X'ahlkämpfe in be.~onde

rer Weise für Metathemen des '\('ahlkarnpfverlaufes; so entfielen im ~ationalratswahlkarnpf 

1994 In Österreich rd. 60 % der ~1edienberichtersta[[ung auf solche Themen (Campaign 

Issues, Horse-race, Koalitionsspekulationen, Erscheinungsbild der Kandidaten etc.), so Plas

ser84• Die Wahlkampfstrategen haben sich längst darauf eingestellt, daß a) der Fernsehwahl

kampf "das alles überragende Wahlkampfereignis" ist und b) für die Wahlkampfführung das 

~1anagemem von Medienereignissen "zum wesentlichen Geschäft gehön"48s, also: Planung 

und Durchführung von selbstgesetzten Ereignissen der Parteien/Kandidaten zum einzigen 

Zweck, den Medien einen Anlaß zu bieten, darüber zu berichten. In den USA standen bei 

sidenueUen System, wo man dies erwarten würde, sondern in einem parlamentarischen System 

wie der Bundesrepublik, welches zudem durch Koalitionsregierungen gekennzeichnet ist" (S. 
16j), vgl. im sei ben Sammelband RüdrgerSchmitt-Bet'k 1998: ~Iedleneinflüsse auf Kandidatenbe

wertungen. Eine vergleichende Analyse deutscher und spanischer \X'ähler, S 599-622. Kritisch 

dagegen Christina Holtz-Bacha 1999: Bundestagswahlkampf 1998 - ~Iodernisierung und Profes

sionalisierung. In Dies. (Hrsg.), Wahlkampfin den Medien - Wahl kanl pf mit den Medien. Ein 

Reader zum Wahljahr 1998. \X'iesbaden: \X'estdeutscher Verlag, S. 9-23; Siehe auch ChriJtina 
Holtz·.ßadlaJEva·Mana ussrnger/J.,ferk Hmeshemrer 1998: Personalisierung als Strategie der Wahl

werbung. In Kurt ImhoflPeter Schulz (Hrsg.), Die Veröffentlichung des PrIVaten - Die Privati

sierung des ÖffentlIchen. OpladenN:'iesbaden: \X'estdeutscher Verlag, S. 240-250. 

483 Peter A. Ulram/Woljgang C. Müller 199): Die Ausgangslage für die ~ationalratSwahl 1994: Indl

karoren und Trends. In \X', C. ~Iüller/F. J>1~scr/P. A. Vlram (Hrsg.), \X'ählerverhalten und Par

teienwerrbewerb. WIen: Signum, S. 13-40; Frrtz Plasser 1996: TV-Confrontainments un4 Strate

gien populistischer Politikvermittlung. In: 0 Jarren/H. SchatzlH. Weßler (Hrsg.), Medien und 

politischer Prozeß, a. a. 0., S. 95-102. 

484 Fritz Plasser 1996: TV-Confrontainments, a. a. 0" S. 98. 

485 Peter Radunskr 1980: Wahlkämpfe. ~foderne Wahlkampffuhrung als politische Kommunikation. 

München: Olwg; Peter Radunski 198}. Strategische Überlegungen zum Fernschwahlkampf In: 

W. Schulz,'K. Schönbach (Hrsg.), Massenmedien und \Vahlen, a. a. 0 .. S. 131-145, hier insbes. 

zu den Zitaten im Text S. 136 f; Peter Radunskr 1986: Wahlkampf in den achcriger Jahren. Repo

litisierung der Wahlkampffuhrung und neue Techniken in den Wahlkämpfen der westlichen De

mokratien. In: APuZ B ll: 34-45. 
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der Berichtematrung der ~1edjen zu den Präsidenrschaftswahlen 1972 und 1976 bereits zu 

mehr als 50 % ~campaign issues" im Vordergrund, " ... over 50 percenr of election-relevanr 

srories on the evening newscast dealt wirh the progress of rhe campaign"4B6, also nicht einmal 

"Vietnam" oder" Watergate" konnren daran etwas ändern. 

Für die europäischen Länder besteht jedoch erheblicher Zweifel darüber, ob die These von 

der "Amerikanisierung" des Wahlkampfes im Sinne der Dethemansierung tatsächlich zutrifft: 

Die Themen Arbeitslosigkeit, Sozialstaat, Frau-Kinder-Familie. Steuergerechtigkeit, Auslän

derpolltik, Kriminalitätsbekämpfung, Europäische Inregranon waren sowohl Medienrhemen 

im Sinne des Agendasetting als auch Publikumsthemen, so daß doch wohl ein Teil der 

Wähler danach entschied, welcher Partei aufbesnmmten Problem feldern mehr "Kompetenz" 

zukommt. Anders ist es kaum zu erklären, warum Ende der 1990er Jahre in fast allen eu

ropäischen Ländern Sozialdemokraten an der Regierung waren (Ausnahme: Spanien) und 

großteils den Regierungschef stellten. Auch in den CSA dürfte nach dem Zusammenbruch 

der Sowjerunion (1990) das von den Republikanern beserzre Issue "Verteidigungspolirik" an 

Zugkraft verloren haben, und da nutzten dem Amtsinhaber George Bush weder der Amts

bonLL~ und noch die hohe Zustimmungsrate nach dem Krieg gegen den Irak (Desert Srorm): 

er verlor gegen den Herausforderer Bill Clinton 1992 die Wahlen, wenngleich nicht ohne in

direkte Hilfe durch Ross Perot. 

3. Negativismus: Die Präferenz der Medien für Skandale, Affären, "Privileglenwlftschaft" 

etc. ist unbesuirren und durch die Theorie der ~achrichtenwerte gut zu erklären. Das i\'ega

tivimage der politischen Parteien,,8' z. B. ist eIn solches :'--.1edienprodukr, ist allerdings auch 

nicht ganz ohne Selbstverschulden der Parteien zustande gekommen. Die These von der 

,,Amerikanisierung" ist auch in diesem Punkt umsrrirren 4B8; "Betrachtet man alle Berichte 

über politisch relevante Ereignisse von 1951 bis 1995 zusammen, kann von einem generellen 

486 Thomas E Pattmon 1980: The Mass .\1edia Eleccion. How Amencans Choose Thelr Presldenr. 

New York: Praeger; Thomas E Patt=on 1983: The Influence of rhe ~ews Media in C. S. Presi

denrial Elecrions. In: W SchulzlK Schön bach (Hrsg.), Massenmedien und Wahlen. a. a. 0 .. S. 

181 im Text. 

487 Ham-Dleur Klingemann 1998: Die Parteien Im Urteil der Bürger: Eine Längsschnmanalyse 

J96~)-1994. In: Max Kaase/Hans-Dierer Klingemann (Hrsg.), Wahlen und Wähler, a. a. 0., S. 

391-462: "Besonders festgehalren werden muß, daß der Anred der Befragten mir einem über

wiegend posl[I\'en Urteil über die drei das deursche Parteiensystem seit Begtnn der Bundesrepu

blik rragenden Parteien 1994 auf einem historischen TiefjJUnkt angekommen Ist" (S. 406). 

48H ChriJtino Holtz-Bacha 1996' Massenmedien und Wahlen. Zum Stand der deutschen Forschung 

- Befunde und Desiderata. In: Chrisrine Holu-BachalLynda Lee Kaid (Hrsg.), Wahlen und 

Wahlkampf in den .\fedien. Unrersuchungen aus dem Wahljahr 1994. Opladen: Westdeutscher 

Verlag, S. 9-44. hier S. Ir nicht "Amenkanisierung", sondern etn "allgemeiner Trend zur Pro

fessionalisierung", an dessen Spirre die USA stünden. sei die Diagnose. 
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Negativismus der Berichterstattung keine Rede sein", schreibt Kepplingef489. Allerdings habe 

sich in diesem Zeiuaum der Tenor der Berichterstattung verändert, betroffen davon sei aber in 

erster Linie das "Politikerbild" in den Medien490 - und, so würden wir hinzufügen, das Image 

der politischen Paneien. - Zweitens variieren sowohl der Charakter der Wahlkämpfe als auch 

die darauf bezogene Wahlkarnpfberichterstattung in den Medien je nach Struktur und Dy

namik des Paneiensystems der jeweiligen Länder, sodann auch je nach Mediensystem und 

schließlich je nach "national political culture"49'. Negativ campaigningwird teilweise nicht von 

den Medien ausgelöst, sondern kann eben eine bewußt gewählte Strategie von Wahl

karnpfleitungen und/oder Kandidaten sein49'; wenn Wählerinnen und Wähler durch eine 

solche Strategie dazu bewogen werden können, sich zunächst einmal gegen bestimmte Par

teien/Kandidaten zu entscheiden, dann ergibt das durchaus einen Sinn, und es liegt dann 

eben bei den anderen Paneien, mit einem entsprechenden ,,Angriffswahlkampf' zu reagieren. 

Sind solche Strategien ein "rationaler" Teil einer bestimmten Dynamik eines Wahlkampfes, 

so 1st auch der darauf bezogene Journalismus deswegen nicht zu verurteilen. Das Problem 

liegt eher bei der Frage, wo die Grenzen des Zumutbaren/Zulässigen zu ziehen sind, wo 

"schlechter Stil", "Geschmacklosigkeit" in persönliche Diffamierungen, Beleidigungen etc. 

übergehen. In den USA haben die Gerichte fast immer zugunsten des First Amendment ent

schieden (Pressefreiheit) und damit das Feld freigeben für die schlimmsten Diffamierungen 

und persönlichen Verunglimpfungen der gegnerischen Kandidaten. Die Experimente von 

Ansolabehere und Iyengar haben gezeigt, daß die nur 30 Sekunden dauernden "negative ads" 

tatsächlich wahlentscheidende Wirkungen erzielen, indem sie in erster Linie die Gruppe der 

"Independents" demotivieren, zur Wahl zu gehen: ,,As a result, negative carnpaigning divides 

the Amencan e1ectorate into a voting of parry loyalists and a nonvoting public of apathet

lCS."493 Nicht zuletzt wegen der schrillen Töne und der ausgesprochen "feindseligen" attack 
ads in einem permanent gewordenen Wahlkampf ist die amerikanische Öffentlichkeit ideo

logisch so polarisiert wie kaum jemals zuvor - es fehlen bei den Wahlen eben die moderaten 

Independents. Auch hier scheinen die Medien eher als Mitspieler denn als treibende Kraft; 

489 Hans Mathzas Kepplinger [998: Die Demomage der Politik, a. a. 0., S. III. 

490 Hans Mathias Kepplinger [998: Die Demomage der Politik, a. a. 0., S. 182. 

491 Paolo Mancmi/David L. Swanson 1996: Politics, Media, and Modern Democracy: Imroducrion. 

In: David L. Swanson/Paolo Mancini (Hrsg.), Policics, Media, and Modern Democracy. ·An In

ternational Study ofInnovatlons In Electoral Campaigning and Their Consequences. Westport, 

Conn./London: Praeger, S. 1-28, hier S. 18 f. 
492 Peter Radunski 198]. Strategische Überlegungen, a. a. 0., S. 144. 

493 Stephen AnsokzbeherelShanto lyengar [995: Going Negative. - How Anack Ads Shrink and Polarize 

ehe Elecrorate. New York u. a.: The Free Press, S. 148 f.; siehe auch Stephen Ansokzbehere!Shanto 
lyengariAdam SimoniNichoUzs Valentmo [997: Does Anack Advertising Demobilize ehe Elecrorate? 

In: S. lyengar/R. Reeves (Hrsg.), Does ehe Meclia Govern? Thousand Oaks/LondonINew Delhi: 

Sage, S. 195-207. 
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richtlg ist dennoch, daß der fast vollständig privarwirrschafdich organisierte Mediensektor in 

den USA Im wahrsten Sinn des Wortes von den steigenden Wahlkampfbudgets der Kandi

daten profitiert. 
Die meisten Untersuchungen zu den europäIschen Ländern zeIgen denn auch mit aller 

Deurlichkeit, daß der öffenrlich-rechrliche Rundfunk ebenso wie das gesetzliche Verbot 

"kommerzieller" Werbung der Parteien tn denselben eine resmktive Wirkung ausübt: Für 

Großbritannien ist dies explizit festgestellt worden4"\ allerdings gebe es seit dem Broadcasting 

Act (1990) Anzeichen für eine zunehmende Kommerzialisierung und "accenting the nega

tive", so Norris491• Ähnlich die Situatlon in Schweden, wo es seit Begtnn der 1990er Jahre eine 

der liberalsten Rechtslagen für den Mediensektor glbr' sowie in Deutschland seit der "Dua

lisierung" des Rundfunks497: Die Privatsender haben sich in der politischen Berichterstarrung 

eher dem öffentlich-rechtlichen angepaßt als umgekehrr9g
• Italien wäre als ein europäisches 

Gegenbeispiel zu nennen, also als Fall einer Amenkanisierung, während Österreich diese Ent

wicklungen erst bevorstehen 199. - Wie Immer man die Läge derzeit einschätzt, ohne eine aus

reichende empirisch-komparattve Fundierung bleibt die Übertragung amerikanischer Ver

häl tn isse auf Europa oder einzelne Länder problematisch1oo• 

4. Professionalisierung: Werbefachleute, MeinungsforscherI", PR-Spezialisten, Medien- und 

Politikberater usw. haben in den USA die Paneifunktionäre seit dem Ende der 1970er Jahre 

494 jay G. Blumler/Dmms KavanaghiT. J NOSJ/ter 1996: Modern Commumcarions versus Traditional 

Politics in Britain Unstable Marnage of Convenience. In : D. L. 5wanson/P. Mancini (Hrsg.), 

Polmcs, Media, and Modern Democracy, a. a. 0., S. 49-72, hIer S. 58. 

495 Plppa Noms 1997: Elecroral Change In Britam since 1945. Oxford,'UK: Blackwell, S. 194. 

496 Kmt Asp/Peter Essaiasson 1996.· The Moderni2adon ofSwedish Campatgns: Indivlduall2anon, Pro

fessionali2ation, and Medialization. In: Swanson/ManClni (Hrsg.), Polmcs, Media, and Modern 

Democracy, a. a. 0., S. 73--90, hIer insbes. S. 80. 

497 Klaus Schombach 1996. The Americani2anon of German Elecrion Campaigns: Any Impact on the 

VOters' In: Swanson/\1ancini (Hrsg.), Politics, Media, and Modern Democracy, a. a. 0., S. 91-106. 

498 Frank Marcmcowskl 199~· Poltnsche Macht und Publizita,t von Politik. Das Verhältnis zweIer Me

dien und die Empirie des "dualen" Fernsehsystems. In: H. ScharzlO. Jarren/B. Knaup (Hrsg.) , 

Machtkonzentration in der Mulrimediagesellschafi:? Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 46-64. 

499 Peter Bruck 1997 Zur Machdogik der österreichischen MedIenpolitik. In Österreichisches Jahr

buch für Politik 1996: 545-560; josifTrappel 1997: Austria. In: Bernt Stubbe Ostergaard (Hrsg.), 

The MedIa In Western Europe. The Euromedia Handbook. London/Thousand Oaks/New 

Delhi: Sage, S. 116; Herbert G.ötschl 1998: Monopole fallen lat1gsam: Vom Ende des ORF-Mo

nopols und von der neuen Vielfalt am HörfunksekIOf. In: ÖZP 27: 117-128. 

500 Siehe die BeIträge In LyntUi L Kaul/ehristma Holtz-Bacha 1995 (Hrsg.): Polinca! AdvertiSing In 

Western Democracies. - Panies and Candidates on TeleviSIOn. Thousand Oaks/London/New 

Delht: Sage. 

50! Ursula Ferst/Kwus Liepelt 1998: Demokratie nach Quoten? Zur kommunikauonsstrareglschen In

strumentalisierung der Wahlerforschung im Wahljahr 1994. In: Max Kasse/Hans-Dieter K1inge-
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verdrängt und beherrschen nun das Wahlkampfgeschehen auf allen Ebenen; " ... campaign 

professionals and media specialists gradually displaced parry stalwarrs. The trend has now 

reached virtually all levels and all campaings for all offices.uso1 Spätestens seit den Präsidem

schaftswahlen 1980 ist anerkanm "that the power of the media is the most critical single pa

rameter in the vote decision"<Ol. Dies gelte insbesondere fur das Fernsehen, wie man auch in 

Europa frühzeitig erkanme: "Wahlkämpfe können im Fernsehen gewonnen oder verloren 

werden."\C4 Folglich dürfe man möglichst wenig dem Zufall überlassen; die Wahlkampfsräbe 

der Parteien hätten sich auf die neuen Anforderungen einer "fernsehgerechten Politik" einzu

stellen, so Radunslu, Wahlkampfführung sei eben nichts anderes als "Managemem von Me

dienereigntssen" usw. 

Überblickt man diese Befunde, so lassen sich trOtz aller Vorsicht doch einige Schlußfolge

rungen ziehen: Die Wahlforschung hatte sich biS in die 1980er Jahre im wesemlichen auf die 

Interaktion zwischen Parteien und Wähler konzemriert, was seit geraumer Zeit unangemessen 

ISt, weIl die Medien eine eigenständige Rolle spielen und - wie manche Autoren meinen - viel

leicht sogar zum wahlentscheidenden Faktor geworden sind. Wenn dem so wäre, dann sollte 

sich die Demokratietheorie rasch auf diesen Sachverhalt einstellen. 

Die wichtigsten Indikatoren zur Entwicklung und Lage der politischen Parteien lassen 

ebenfalls unübersehbar Zusammenhänge mit Medieneffekten erkennen, die aber von der Par

teiemheorie - sofern es eine solche überhaupt gibt - erst langsam reflektiert werden: 

• Rückläufige Mitgliederzahlen bei den "Volksparteien", Überalterung der Mitglieder

bestände und überwiegend instrumemalistische Motive bei den neuen Beitritten; Par

teimitgliedschaften werden in den Familien kaum mehr "vererbt"; die Jugend lebt in 

völlig veränderten "Informationswelten" mit einem Überangebot an Möglichkeiten, 

mann (Hrsg.), Wahlen und Wähler, a. a. 0, S. 625-643, insbes. S. 628 f. zur ,.Amerikanisierung 

des \X'ahlszene" bzw. .wie irreversibel die Amerikanisierung der Wahlkommunikation auch bei 

uns geworden ist". Vgl. auch RudolfBretKhneider 1998: Umfragen werden journalistisches Ereig

nis - Oder: Von der ~achspeise zur Vorspeise oder gar zum Hauptgericht. In: Erhard BusekiCle

mens Hüffd (Hrsg.), Politik am Gängelband der Medien. Wien: Verlag Jugend & Volk, S. 51-62; 

Max Kaase 1999: Wahlforschung und Demokratie. Eine Bilanz am Ende des Jahrhunderts. In: 

ZUl--.1A-Nachrichten 44, Jg. 23: 62-82; Frank Brettsclmeider 1996: Wahlumfragen und Medien

Etne empirische Untersuchung der Presseberichterstattung über Meinungsumfragen vor den 

Bundestagswahlen 1980 bis 1994· In: PVS p: 475-493. 

502 Dan Nimmo 1996' Politics, Media, and Modern Democracy: The Untted States. In: Swan

son/Mancini (Hrsg.), Politics, Media, and Modern Democracy, a. a. 0., S. Z9-48, hier S. 35, Her

vorhebungen im Original. 

503 Dons A. Graber 1983: Hoopla and Horse-Race. In: \X'~ SchulzlK Schönbach (Hrsg.), Massenme

dien und Wahlen, a. a. 0., S. 283. 

504 Peter Rndunskl 1983: Strategische Überlegungen zum Fernsehwahlkampf, a. a. 0., S. 131. 
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sich zu engagieren - sei es mit oder ohne Inrernet -, sie ist gleichzeitig reserviere bzw. 

zurückhaltend für stärkere Bindungen an formale Organisationen - zu viele OprtO

nen für alternative Lifesryles, welche die Medien täglich vorfuhren - alles ist zunächst 

einmal nur vorläufig so, wie es ist ete. Ob der übltche Lebenszyklus daran viel ändern 

wird - gemeint ist die übliche Stabilisierung von Lebensverhälrnissen mit zunehmen

dem Alter -, darf man bezweifeln, zumal die Entwicklung der neuen IuK eine noch 

viel höhere IndividualisierunglO! der Kommunikationsstrukruren fördern wird. 

• Die Auszehrung der "sozial-moralischen Milieus" ist weitgehend zum Abschluß ge

kommen; damit haben auch die großen Traditionsparteien keine eindeutig ausweis

bare sozialstrukturelle Verankerung mehr506 • Diese Milieus hatten wir oben als Pro

dukt einer hochenmllckelten Prinrkulrur erklärt, deren Grundlagen durch den 

Auf~tieg der Telekommunikationsmedien enrfallen sind: die Milieus wurden pene

triert, ersatzlos aufgelöst, die Informationswelren homogenisiert. Politische Informa

tionen gibt es im Überfluß, sind individuell rezipierbar und relativieren so die Bedeu

rung "mikrosozialer Konrexte". 

• Die Vorfeldorganisationen der Parteien sowie die lokalen Basisorganisationseinhelten 

(Orrsgruppen, Sektionen ete.) bestehen - insbes. im städtischen Bereich - oft nur 

noch der Papierform nach, d. h., das Organisationsstatut Sieht sie vor, aber sie ähneln 

eher den Organisationsskelerren, denen das "Leben" abhanden gekommen ist. Damit 

verloren die Parteien ihre Mobilisierungsfähigkeit, die sie einstmals bei ihren Mitglie-

505 "Hauptsächlich vier Komponenten machen den Inhalt der IndividualisIerungsthese gegenwär

tJg aus: Erstens abnehmende Sichtbarkeit und schwtndende Btndungswirkung traditioneller So

zialzusammenhänge (Schicht und Klasse, Verwandtschaft, Nachbarschaft, religiöse Gemetn

schaft); zweitens zunehmende Bestimmtheit des Lebenslaufs und der Lebensslruation durch 

individuelle Entscheidungen; drittens Hervortreten persönlicher Eigenarten - Pluralisierung von 

StJlen, Lebensformen, AnSichten, Tätigkeiten; viertens Eintrübung des Gefühlslebens: Einsam

keIt, Aggressionen, Zynismus, Onentierungsloslgkeit", so Gerhard Schulze 1997' Die Erlebnis

Gesellschaft. Kultursoziologie der Gegenwart. FrankfurtfNew York: Campus, S. 75. Aus diesen 

Grllnden sei die Zeit der "Soziologie der Großgruppen" abgelaufen, gefragt sei Vielmehr eine 

Theorie der Milieusegmenüerung. Ob der Vorschlag für unseren Zusammenhang weiterführen 

Wird, Ist allerdlOgs fraglich. Ausführlicher zur Individualisierungsthese siehe Rüdiger Peuckert 
1997: Die Destabilisierung der Familie. In: Wilhe1m Heitmeyer (Hrsg.), Was treibt die Gesell

schaft auselOander? Frankfurt am Main. Suhrkamp, S. 287-327; Elisabeth Beck-Gernshelm 1994 

Auf dem Weg 10 die postfamiIiale Famtlie - Von der Notgemeinschaft zur \Vahlverwandtschaft. 

In: Ulnch BeckJElisabem Beck-Gernsheim (Hrsg.), Riskante Freiheiten. - Individualisierung in 

modernen Gesellschaften. Frankfurt am Ma.tn: Suhrkamp, S. 115-138, jewetls mit weiteren Ute
rarurhinweisen. 

506 Siehe jedoch den wenig überzeugenden Versuch zur statistischen Konstruktion von Paneimilieus 

von Alfred Grausgruber 1995-" ParteimiIieus und Wählerporential. In: \Xl. C. MülleriF. PlasseriP. A. 
Ulram (Hrsg.), Wählerverhalten und Partelenwerrbewerb, a. a. 0., S. 412 ff. 
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dern besaßen, vor allem In Zeiten von \X'ahlen. Vermutlich werden OrtSgruppen in 

Zukunfr über das Inrernet organisiert sein, nicht über das Sektionslokal o. ä.; es wird 

"virruelle Onsvereine" geben oder die Parteien bieten "Dienstleisrungen" an, welche 

die übrige "Diensrleistungsgesellschaft" nicht bzw. unzureichend erfüllt, z. B. Bera

rung, Hilfestellung, Inrervenrionsdienste für die Bürger bei Problemen im Umgang 

mit diversen Bürokratien oder Dienste im Sinne der Versorgung bestimmter Bevölke

rungsgruppen mit "Gemeinschaft", etwa für solche Gruppen, die eine Inregration in 

die Kirchengemeinde ablehnen usw. 

Die Partei-Zeirungen sind aus der Presselandschafr Europas fast völlig versch\\'unden . 

Damit verloren die Parteileirungen die Chance eines direkten. unvermirrelten Einflus

ses auf ihre Publika und Sind nun ausschließlich auf die "unabhängigen" :-"1edien an

gewiesen Abgesehen von den ~1edien mIt emer relativ eindeutigen ideologischen "Re

daknonslinle"«- müssen die Parteien und ihre Politiker um Publizität konkurrieren 

und sind daher auf professionelle PR-Arbeit angewiesen. Das Agendaserring ist längst 

keine Einbahnstraße mehr; die Medien artikulieren Themen, welche (bestimmte) Par

teien lieber gemieden härten, und so konnren die Parteien auch nicht verhindern, daß 
Ihnen die :>'1edien ein ~egativimage verpaßten. 

Die These, daß die ~1assenmedien mit der Verdrängung der Gesinnungs- und 

Parteien presse auch den politisch-ideologischen Code ruiniert härren. steht für Europa 

auf schwachen Füßen. Die These stUtzt sich auf zwei Beobachrungen: Zum einen habe 

der Journalismus gewisse Regeln der "Objektivität" der Berichterstarrung zu befolgen, 

~achrichten/Meldungen seien von "Kommenraren" strikt zu trennen, insbesondere 

der öffentlich-rechtliche Rundfunk der europaischen Länder sei zur ,,Ausgewogenheit" 

verpflIChtet; zum andern widerstrebe die Tendenz zur Kommerzialisierung der Pro pa

gierung eines einseitig-parteilichen Standpunkts: Wenn die Medien ein "Geschäft" 

Sind, dann geht es primär um die Steigerung von Verkaufszahlen, Einschaltquoten, 

\\'erbeeinnahmen, Umsätze und Gewinne - offene Parteilichkeit dagegen \\'ürde ein 

Medium von vornherein auf ein beschränktes Publikum festlegen. In den USA, wo die 

KommefZlalisierung am weitesten vorangeschritten ist, seien die Medien ideologisch 

durchweg als "cenrrist" einzusrufen. - Beide Beobachtungen zur ~1edienen[\"icklung 

enrhalten einen wahren Kern. sind aber keineswegs die ganze \\'ahrheit: Thomas E. 

Parrerson spricht gerade für die amerikanischen ~1edien von einem "rise ofinrerpreta

tive journalism"s',g, d. h. die Präsenration \'on "Fakten" einerseits. von Meinungen, Ein-

507 JVzmn Voltmer 199-: IdeologIsche Parallelstrukturen zwischen Medien und politischen Parteien. 

Eine empirISche Analyse politischer POSI[ionen Im Agendavergleich. In: H. ScharzlO. Jarren/B. 

Knaup (Hrsg.), ~fachckonzemration, a. a. 0., S, 157-175, 

508 Thomas E Pattmol/ 1996: Bad ~ews. Bad Government. In: K. H. Jamieson (Hrsg.), The Media 

and Politics. a. a. 0., S. 97-108; trotzdem ist es fraglich. ob damit auch der "ideologische Code" 

transportiert wird. 
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schätzungen, Bewertungen andererseits sind nicht mehr zu rrennen; vor allem die 

Technik des Interviews dient vorzüglich dazu, Meinungen/Bewenungen selbst als "Fak

ten" vorzustellenS''9. Die Medien sind nicht die "neutralen Beobachter" des politischen 

Geschehens, die sie vorgeben zu sein. Anders wäre die enorme Re-Ideologisierung ge

rade der amerikanischen politischen Öffentlichkeit nicht zu verstehen. Die Medien nut
zen den ideowgischen Code, ohne ihn auszuweISen. Sie schwimmen quasi mit den großen 

ideologischen Richtungsveränderungen der politischen Öffenclichkeit mit, teils ohne 

es zu wissen, teils aber aus purem Opportunismus, d. h. aus Geschäftsinteressen. Ru

pert Murdochs The Sun, eines der größten Boulevardblätter Großbritanniens, vertrat 

während der Thatcher-Ära ziemlich offen konservative Standpunkte, ebenso schwenkte 

die Qualitätszeitung The Times unter ihrem Eigentümer Murdoch auf eine konserva

tive Linie, offenbar ohne daß es seinen Geschäftsinteressen geschadet hätte. Im Wahl

kampf 1992 brachten die überwiegend konservativen britischen Zeitungen in der letz

ten Woche vor der Wahl einen Stimmungsumschwung zugunsten der Tories zustande, 

so jedenfalls kompetente ,,Analysten"5 IO
• 

Überblickt man diese Sachverhalte, so wird schwer verständlich, wie die Wahlforschung bis 

vor kurzem den FaktOr "Massenmedien" ignorieren hat können. Von den wenigen, halbwegs 

unsrrirtigen Aussagen der Wahlsoziologie greifen wir zwei heraus. Aussage I: Die Bedeutung 

rraditioneller Parteibindungen für das Wahlverhalten der Wählerinnen und Wähler hat im 

langfristigen Trend abgenommen, die Zahl der Wechselwähler zugenommen. - Aussage 2: So

zialstrukrurelle Merkmale der Wählerinnen und Wähler bestimmen im langfristigen Trend 

immer weniger deren Wahlverhalren. - Beide Aussagen sind z. B. für Deutschland und Öster

reich gut belegt: Mitte der 1990er Jahre weist die Mehrheit der Österreicher keine Parreibin

dung mehr auf, lediglich 12 % haben noch ein starkes affektives Naheverhältnis zu einer poli

tischen Parrei. Zwischen 1979 und 1994 sank der gemeinsame Stimmenanteil von SPÖ und 

ÖVP von beinahe 85 % auf ca. 50 %, und im selben Zeitraum hat sich der Wechsel

wähleranteil fast verdreifacht. Aus einem weitgehend stabilen Duopol der Großparreien sei ein 

offener, stark fluktuierender Wählermarkr gewordensII . 

509 Vertreter des "Radikalen Konsuuktivismus" würden hier anmerken, "Fakten" als solche gebe es 

gar nicht, sondern nur informationeIl und medienspezIfisch aufbereitete Konstruktionen über 

Ereigmsse, siehe Sieg/ried j. Schmidt 1992: Medien, Kultur: Medienkulrur. Ein konsrrukrivisti

sches Gesprächsangebot. In: Ders. (Hrsg.), KogmtJon und Gesellschaft. Der Diskurs des Radi

kalen Konstruktivismus 2. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 425-450; Slegf7ud j Schmldt 1994. 
Die Wirkllchkeit des Beobachters. In: K. Merren/S. J. Schmidt/S. Weischenberg (Hrsg.), Die 

Wirklichkeit der Medien. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 3-19. 

510 Plppa Norris 1997: Elecroral Change in Britain since 1945, a. a. 0., S. 206 f. 
511 Fritz PlasmlPeter A. Ulram 1995.' Konstanz und Wandel im österreichIschen Wählerverhalten. In: W 

C. MüllerlF. Plasser/P. A. U1ram (Hr.og.), Wählerverhalten und Parreienwerrbewerb, a. a. 0, S. 341 ff 
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In den KachkriegsJahrzehmen reflektierte das österreichische Parteiensystem weitgehend 

die traditionelle Cleavage-Strukrur des politischen Systems: Die SPÖ wurde eindeutig von 

der Arbeiterschaft dominiert, Landwirte und Gewerbetreibende (alter Mirtelstand) harten in 

der ÖVP ihre "politische Heimat". Gewerkschaftsmitgliedschaft und Kirchenbindung sind 

zwar noch immer wichtige Determinanten für die Wähler der beiden Parteien, aber deren Re
levanz nahm kontinuierlich ab, und vor allem sind sie korreliert mit einem höherem Durch

schnirrsalterl"2, d. h., sie sind - wenigstens zum Teil- ein Überhang aus früheren Zeiten. Zwi

schenzeitlich stieg der Arbeiteranteil an den FPÖ-\X'ählern von 3 % auf 29 % und wurde die 

FPÖ in den traditionellen Arbeiterhochburgen zur zweirstärkren, bei den NR-\X'ahlen 1999, 

zur stärksten Arbeiter-ParteiIlJ , ,,Arbeiter" wählen zum Teil links, zum Teil rechts. In der Bun

destagswahl 1998 in Deutschland (West) .... 'ählcen 53 % der Arbeiter die SPD, 30 % die CDU 

(1990 hatten in der West-BRD noch 40 % der Arbeiter CDU gewählt). Die Entkoppelung 

von sozialer Schicht- bzw. Gruppenzugehörigkeit und Wahlverhalten ist im Whlte-Collar

Segmem so weit vorangeschrirten, daß sich Häuflgkeitsverteilungen nur noch im nachhinein 

feststellen, aber keine Prognosen darauf aufbauen lassen. 

Besonders markant sind die Zahlen zum Zeztpunkt der \X'ahlemscheidung: Bei der Bun

destagswahl '98 entschieden sich "heute am Wahltag" 16 %, "während der letzten Tage" 10 %, 
"in der letzlen \X'oche" 12 %, d. h., 38 % der \X'ählennnen und Wähler entschieden sich erst 

ganz am Ende des \'\'ahlkampfes'-"! \':ur noch 20 % wählen "immer dieselbe Partei". Nichts 

verdeutlicht mehr als diese Zahlen, wie offen heute Wahlkämpfe geworden sind, und zwar 

biS zum letzten Tag! Cmso mehr hängt das \XTahlergebnls dann aber auch davon ab, welche 

Inhalte die \X'ählerinnen und \X'ähler der massen medial vermirtelcen Wahlkampfkommuni

kation emnehmen und nach welchen Regeln sie sich schlußendlich entscheiden. 

Auf eine Theorie, die uns den individuellen \XTahlakt bzw. die Wahlentscheidung erklären 

wurde, musse man noch wanen, schrieben Kelly und Mirer: ,,At presem, there is no such 

theory"<l1 Das läßt sich heute so nicht mehr behaupten, startdessen aber liegen mehrere kon-

~I2 So auch in der Bundesrepublik, vgl. }ürgen IX~ Faltl7/Uwe IX: Gehring 1998: Alter - ein neues 

Cleavage~ In ~fax Kaase/Hans-Dieter K1tngemann (Hrsg.), Wahlen und Wähler, a. a. 0., S. 

463 '504 tnsbes. S. 472 f.: Die :-'fehrheit der über 60jährigen steht politisch "rechts" und wählt 

auch so. 

513 Fntz Plassl7lPeter A. Ulram 2000: Rechtspopulistische Resonanzen: Die \X'ählerschaft der FPÖ. 

In: Fmz Plasser/Peter A. Ulram/Franz Sommer (Hrsg.), Das österreich ische \X'ahlverhalten. 

Wien: Signum, S. 225-242. 

514 Die Daten zur Wahl entstammen aus der \X'ochenzeitung "Die Zeit" Nr. 41 vom I. Okt. 1998, S. 

21: Siehe auch Steven H. ChaffielRLlJiv N. Rimal 1996: Time ofVote DeCision and Openness ro 

Persuaslon. In. D. C. Murz/P. M. Sniderman/R. A. Brod\" (Hr>g.), Political Persuasion and Arri

rude Change. Ann Arbor Univ. ofMichlgan Press, S. 267-292. 

515 Stanky Kelly/Thad IX: J.firer 1974. Thc Simple Acr ofVoting. In: American Political Science Re

view 68: 572-591, hier S. 5""2. 
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kurrierende Theorien vor, von denen man nicht weiß, wie man sie aufeinander beziehen soll. 

Wir bieten zunächst einen - zugegebenermaßen selektiven - Überblick und versuchen dann 

eine Grundlage zu finden, auf der die divergierenden Ansärze verglzchen werden könnren ll6. 

Übersicht: Theorim zur Erklärung der Wahlentscheidung 
• Columbia-School (Berelson, Lazarsfeld and McPhee 1954): Social background char

acteristics and me opimon of primary group members" ; 

• Michlgan-School: Party idenrification (Campbell u. a. 1960; Markus und Converse 

1984}5'8; 

• Kelly und Mirer 1974: Voter's Decision Rule - Weightlng each like and dislike for me 

candidates and panies; voter votes for me carrdidate toward whom he has me greatest 

num ber of favorable arn tudesl19; 

• Nie, Verba und Petrocik 1979: "Rational calculations" -like issue voting\2C
; 

• Fionna 1981: Retrospective Voting - retrospecrive evaluations of government perform
ances!"; 

• Schemaric Models: Person-Schema (comparative candidate evaluations), issue-sche

mara (e.g. soft on cnme vs. hard on crime), ideological schema (left/right, liberal/con

servative): Klmgemann 1979; Lau 1986; 1995; Conover und Feldman 1986; Miller, 

Warrenberg und Malanchuk 1986; Graber 1988; lyengar und Kinder 1987; Neuman, 

Just und Crigler 1992; Fuchs und Klmgemann 1990122; 

516 Jürgen W Falter/Siegned Schumann/jürgen V?inkl.er I990: Erklärungsmodelle von Wählerverhal

ten. In: APuZ }7/90, S 3-13, mit einem etwas anders gehaltenen Überblick. 

517 Bemhard R. Berelson:Paul LazarsftldlWilliam N McPhee I954-· Voting. Midway Reprim 1986. Chi

cago/London: Unlv. of Chicago Press. 

518 Angus CampbelUPhzlip E. ConvmelWarren E. Mill.er/Donald E. Stokes 1960: The American Voter. 

Chicago: Wiley; Gregory B. MarkuslPhilip E. Convme 1984: A Dynamlc Slmulraneous Equanon 

Model ofElecroral Choice. In: RIchard G. Niemi/Herbert F. Weisberg (Hrsg.), Comroversies in 

Voring Behavior. Sec. Ed., WashIngton, D. c.: Congressional Quarterly Ine., S. 132-153. 

519 Stanl.ey Kell.ey/Thad W MIm 1974. The Simple Act ofVoting. In: American Pollnca! SCIence Re

view 68: 572-591. 

520 Norman H. NieiSidney Verba/John R. Petrocik 1979: The Changing Amencan Voter. Cambndge, 

Mass.lLondon: Harvard Univ. Press., Sec. Enl. Ed. 

521 Moms Fioml11 1981: Retrospeenve Vonng In American National Elections. New Haven/London: 

Yale Univ. Press. 

522 Richard R. lAu 1986: Polinca! Schemata, Candldate Evaluation. and Voting Behavior. In: R. R. 

Lau/D. 0 Sears (Hrsg.), PolItIcaI Cognltlon Hillsdale, NJ London: Lawrence Erlbaum, S. 

95-125; Rlchard R. lAu 1995." Information Search dunng an Elecrion Campaign: ImroducIng a 

Processing-Tracing Methodology for Polltlca! SCiemists. In; M. Lodge/K. M. McGraw (Hrsg.), 

Politica! Judgemem. Ann Arbor: Univ. of ~lIchigan Press, S. 179-206; Pamela j. Conover/Stanl.ey 
Feldrrl11n 1984 The Origins and Meaning ofLlberal/ConservatIve Self-Idemifications. In: R. G. 
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• Online Model: Running-talJy memod of forming evaluations of differem candidates: 

Lodge, McGraw und Suoh 1989; Lodge 1995513 ; 

• Papp i 1998: Pany preference; issue proximities, retrospeccive evaluations (of panies in 

governmem), and me leEr-right schema as informational shoncut514 . 

Diese auf den ersten Blick verwirrende Vielfalt von Ansätzen mir unterschiedlichen Variablen 

und daher verschiedenen komplexen Bezügen läßt sich wohl am besten reduzieren, wenn man 

sie auf die folgende Frage beziehe Wie rezipieren und verarbeiten die Wählerinnen und Wähler 

entscheidungsrelevante Informationen? - und zwar umer den folgenden, restringierenden 

Randbedingungen: relativ geringes Interesse an Politik und daher nur beschränkte Aufmerk

samkeit für die Wahlkampfkommunikation; hohe Limitierung beim kognitiven Prozessieren 

von Informationen wegen der geringen Speicherkapazität des Kurzzeitgedächtnisses sowie Un

sicherheitfUnkiarheit über die persönliche Bedeurung einer bescimmten Wahlemscheidung. 

Zur Zeit der Untersuchungen von Lazarsfeld u. a. hanen die Massenmdien die politische 

Öffentlichkeit noch nicht vollständig penetriert; lokale Prinunedien stellten die wichtigste 

Informationsquelle dar und folglich konnten sich regionale Paneimilieus - von Republika

nern oder Demokraten beherrschte Wahlkreise - noch halten. Die Jungwähler "erbten" von 

ihren Eltern deren "Panei-Idemifikation" und sahen im Verlaufe ihres Lebens kaum einen 

Anlaß, eine andere Panei zu wählenS1!. Die Wahlkampfkommunikation harte primär eine ver-

~iemi/H . F. Weisberg (Hrsg.), Conuoversies in Vocing Behavior, a. a. 0., S. 354-376; PamelaJ 
Conovn-IStanley hldman 1986: The Role of Inference in me Perceprion of Polirical Candidates. 

In: R. R. Lau/D. O. Sears (Hrsg.), Political Cognitions, a. a. 0., S. IP-58; Mi/ton LodgeiRuth 
Hamill 1986: A Panisan Scheme for Political Information Processmg. In: American Political 

Science Review 80: 505-519; Ham-Dietn- Klmgemann 1979: The Background of Ideological Con

ceprualizations. In: Samuel H. Barnes et al. (Hrsg.), Political Action: Mass Parriciparion in Five 

Western Democracies. Beverly Hills: Sage, S. 255-277; Arthur H MillerlMartin P WattmberglOk
sana Malanchuk 1986: Schemaric Assessmenrs of Presidenrial Candidates. In: American Polirical 

Science Review 80: 521-540; Pamela J Conovn-IStanley hldman 1984C How People Organiz.e me 

Polirical World: A Schemacic Model. In: American Journal of Polirical Science 28: 95-126; Dietn
FuchsIHam-Dmn- Klillgemann 1990: The Left-Right Schema. In: M. K Jennings/J. van Dem et 

al. (Hrsg.), Conrinuiries in Political Action. BerlinlNew York: de Gruyrer, S. 203-234. 

523 Milton Lodgel&thl.em M. McGrawlPatnck Stroh 1989: An Impression-Driven Model of Candi

date Evaluation. In: American Polirical Science Review 83: 397-419; Milton Lodge 1995." Toward 

a Procedural Model of Candida te Evaluation. In: !\.1. Lodge/K M. McGraw (Hrsg.), Political 

Judgemenr. Ann Asbor: The Univ. ofMichigan Press, S. III-140. 

524 Franz Urban Pappi 1998- Polirical Behavior: Reasoning Voters and Mulci-parry Systems. In: R. E. 

Goodin/H.-D. Klingemann (Hrsg.), A New Handbook ofPolitical Science. Oxford: Oxford 

Univ. Press, Paperback Ed., S. 255-275. 

525 M. Kmt Jmnings 1984: The Inrergenerational Transfer of Polirical Ideologies in Eight Western 

~ations. In: European Journal ofPolirical Research 12: 261-276. 
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stärkende Funktion, d. h. stärkte die Wähler in der Üben.eugung, die sie ohnehin schon be

saßen l "'; nur ein kleiner Prozenrsarz von Wechselwählern war offen für "persuasion", aber aus

gerechnet die Wechselwähler wurden von den Medien nicht besonders gut erreicht und da

her spielren "Opinion Leaders" - damals noch - eine größere Rolle. - Solche Yerhälrnisse 

existieren nicht mehr. Offen ist allerdings bis heute die Frage nach der Relevanz politischer 

Kommunikation in mikrosozialen Kontexten, also in den Familien, Freundeskreisen, Nach

barschaften; so meinen z. B. Klmgemann und Yoltmer: "Generell ist jedoch in der Orientie

rung der Wähler an den in ihrem unmirrelbaren sozialen Umfeld vorherrschenden Meinun

gen ein wichtiger Selektionsmechanismus zu sehen, durch den Medienbotschaften gefiltert 

werden."I2- In dieselbe Richtung weist die Studie von Huckfeldt und Sprague zur Präsident

schaftswahl1984 (Reagan-Mondale) am Beispiel von "Neighborhoods" der Soum Bend (In

diana), allerdings mit wenig überzeugenden empirischen Ergebnissen ;28. Wird z. B. in den 

Familien über Politik diskutiert, und wenn ja, inwiefern beeinflussen familiale Kommunika

tionen die Wahlentscheidungen? Percheron und Jennings untersuchten Familien in Frank

reich und fanden, daß die Wahlabsicht bzw. die Wahlentscheidung kaum ein Thema war, so 

daß die Kinder oft nur eine vage Ahnung harren, welche Partei(en) die Elrern wählten129 . Ge

lingt es schon m den Familien, mögliche Konflikrrhemen zu vermeiden, so ist dies am Ar
beitsplarz oder Im Kreis von Freunden, Bekannten oder Nachbarn noch viel leichter. Selbst 

wenn den mikrosozialen Kommunikationssrrukruren ein erheblicher Einfluß auf die indivi

duellen Wahlenrscheidungen zukäme, wäre noch immer ungeklärt, ob solche Einflüsse auch 

einen Effekt auf das Wahlergebnis (auf der Makro-Ebene) hätte, denn es wäre ja denkbar, daß 

die Kommunikation für alle Parteien in etwa in der gleichen Weise wirkt. Die Theorie der 

Schweigespirale würde den lerzten Punkt bestreiten und glaubt, aus der Interaktion von Me

diendarstellungen, subjektiven Wahrnehmungen sowie öffentlich kommunizierten Sympha-

526 "Prädisposirionen" sreuern das Informarionsverhalren, so vor allem "affekrive Parreiidenrifika

don", vgl. Rüdiger Beck-Schmitt 1998' Medieneinflüsse auf Kandidarenbewerrungen. Eine ver

gleichende Analyse deurscher und spanischer Wähler. In: Max Kaase/Hans-Dieter Klmgemann 

(Hrsg.), Wahlen und Wähler, a. a. 0., S. 599623, hier insbes. S. 602 f. mir Baug auf John R. 
ZLlIIer 1992. The Narure and Ongms of Mass Opmlon. Cambndge: Cambridge Univ. Press. 

527 Hans-Diner KlingemannlKatrtn Voltmer 1998: Polnische Kommunikanon als Wahlkampfkom

munikanon. In: O. larren/U. Sarcinelli/U. Saxer (Hrsg.), Polirische Kommunikarion der demo

kratischen Gesellschafr, a. a. 0 .. S. 396-4°5, hIer S. 400. 

528 Roben Huckftldtljohn Sprague 1995: Citizens, Palmes, and SOClal Communicarion. - Information 

and InAuence m an Elecrion Campaign Cambridge u. a.: Cambridge Univ. Press. 

529 Annick PercheronlJI1. Kmt jmnings 1984: Polirical Conrinuities in French Famihes: A New Pers

pecrive on an Old Conrroversy. In: R. G. Niemi/H. F. Weisberg (Hrsg.), Conrroversies in Vonng 

Behavior, a. a. O. S F7-389; dIe empirischen Verhälrnisse sind Jedoch nlchr eindeung, siehe 

Michael Beckmann 'Edmzmd Görtler 1989: Der Einfluß der .\1assenmedlen auf den polnischen 

Diskurs in der Familie. In: Publizisnk 34: 310-328. 
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tIen für die eine oder andere Partei sogar emen wahlemscheidenden Effekt nachweisen zu 

können. 

Die meisten genanmen Sachverhalte sind in ihrer theoretischen Ausrichrung umstritten 

und in ihrer empirischen Relevanz noch unzureichend geklärt; wir gehen aber davon aus, daß 

a) dIe Bedeurung von mikrosozialen Komexten für die Wahlemscheidung im langfristigen 

Trend eher abgenommen hat und b) die bestehenden KommunikationsnetZ\verke die politi

schen Einstellungen eher stabilisieren denn verändern (Konservative fühlen sich in Komak

ten mit KonservatIven wohler als mit Linksalternativen oder Sozialisten, und umgekehrt). 

Relativ unbestritten ist dagegen die zunehmende Bedeurung der Bewertung von Spitzen

kandidaten für die individuelle \X'ahlemscheidung'l" Die Verteilung von Sympathiewerten 

auf Personen ist eine vergleichsweise einfache kognitive Operation, setzt fast keine politischen 

Informationen voraus und wird durch das Medium Fernsehen geradezu "nahegelegt". Auf 

den Trend zur "Personalisierung" der Politik durch dIe Medien haben wir bereits mehrfach 

hingewiesen, ebenso auf den Trend zur "Dramatisierung" - insbesondere der \VahlkämpfeSjI. 

Es ist aber in erster Linie das Meruum Fernsehen, das auch diejenigen Bevölkerungsgruppen 

problemlos erreicht, die sich ansonsten kaum für Pobtik imeressleren. Für diese Publika sind 

TV-Confromainments - in den CSA auch die 3o-Sek.-SpOts - nicht nur informativ, sondern 

besitzen zumindest für Teile davon zusätzlich einen gewissen Umerhaltungswert. Die Zu

schauer können in den Tagen vor der \Vahl ihre Wahlentscheidung auf eine einzige Frage zu

spItzen: Welcher Kandidat macht auf mich den besten Eindruck? - und alle anderen Infor

mationen gleich wieder vergessen - Ein Großteil der amerikanischen \Vahlmanager geht 

offenbar davon aus, daß die Mehrheir des Elekrorats tatsächlich über "likes" und "dislikes" 

Im Sinne von Kellr und Mirm (1974) "Simple Act ofVoting" entscheidet. Selbst die ~1ichi

gan-Schule revidierte ihr Modell der Partei-Identifikation zugunsten von comparative candi

date evaluation (Pappi 1998). Sowohl die Schema-Theorie als auch das "Online-Modell" bie

ren relativ plausible Erklärungen dafür, daß \X'ählerinnen und \X'ähler ihre \Vahlentscheidung 

lerzrlich auf Bewertungen von Kandidaten gründen, deswegen aber nichr unbedingt eine 

530 Vgl Oscar Ir' Gabne11997' Parreiidentifikacion, Kandidaten und policische Sachfragen als Be

stimmungsfakroren des Parreienwettbewerbs. In: Oscar ';{~ Gabriei/Oskar ~iedermayer/Richard 

StÖSS (Hrsg.), Parteiendemokratie in Deurschland, a. a. 0., S. 233-253; Oscar W Gabne/JAngt'
lika ~r,.tter 1998: Bundestagswahlen als Kanz.lerwahlen? Kandidatenorientierungen und Wahler

entscheidungen Im parteienstaaclichen Parlamentarismus. In: ~1ax Kaase/Hans-Dieter Klinge

mann (Hrsg.), Wahlen und Wähler, a. a. 0., S. 505-536; Franz Urban Pappt 1999: Die Abwahl 

Kohls. Hauprergebnis der Bundestagswahl 1998) In: Zeirschrift für Politik 46: 1-29. 

531 Deshalb kann man die Wahlkämpfe nicht nur als "symbolische Kommunikation" abtun, so Je

doch Ulrich Sarcint'lli 1986: WahIkampfkommunikation als symbolische Politik. Überlegungen 

zu einer theoretischen Einordnung der Politikvermitclung im Wahlkampf. In: H.-D. Klinge

mann/'\'1. Kaase (Hrsg.), ';{'ahlen und politischer Prozeß. Opladen: ';{'estdeutscher Verlag, S. 

180-200. 
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"schlechtere" Wahlentscheidung treffen müssen als hochinformierte Bürger, die ja durch die 

Wahlvorgahen ebenfalls gezwungen sind, die Komplexität ihres Informationsbestandes auf 

emfache Alternativen zu reduzieren lJ1. Trotzdem sind - wie die experimentellen Befunde von 

hanto Iyengar und '\1itarbeiter beweisen die wenig informierten Bürger nicht so souverän 

im Umgang mit den '\1assenmedien wie die gut informierten, smd sie anfälliger für die Über

nahme von "Images" der Medien und durch "negative campaigning" leichter zu entmutigen, 

überhaupt zur \('ahl zu gehen. 

Aus Meinungsumfagen in europäIschen Ländern wissen Wir, daß die Sympathiewerre der 

pirzenkandidaten oft beträchtlich über denjenigen der Parteien liegen, für die sie kandidie

ren. Ohne solche medienwirksamen "Zugpferde" sind heute kaum noch Wahlen zu gewin

nen. \'Vle groß allerdings der Anteil der Wählerinnen und Wähler tatsächhch ist, der mehr 

oder weniger ausschließlich kandidatenorientiert wählt, ist unklar und wahrscheinlich kaum 

exakt zu eruieren, denn bei näherem Hinsehen zeigt sich, daß die Sympathiewerre oft keines

wegs unabhängig sind von der ideologisch-programmatischen Richtung, für die sie stehen, 

d. h., ein konservativ eingestellter Wähler findet z. B. einen konservativen Kandidaten eher 

"sympathisch" als einen linken. Vermutlich reagieren Fernsehrezipienten "para-sozial" auf die 

Präsentanon von Politikern am Bildschirmm, d. h. bewerten die Person affektiv danach, wie 

"angenehm" oder "unangenehm" ein persönlicher Kontakt mit dem betreffenden Politiker 

wäre, und dann spielen eben nicht nur Merkmale des äußeren Erscheinungsbildes, Charak

terfragen, telegene Erscheinung usw. eine Rolle, sondern auch der mögliche Konflikt, der sich 

aus konträren ideologischen Einstellungen ergäbe. 

So sind wir wieder bei den vorherrschenden, langfristigen ideologischen Trends angelangt, 

welche die politische Öffentlichkeit strukturieren und damit deren Beobachtung steuern. 

Vielleicht ist dies emes der wichtigsten Ergebnisse der Studie von Miller und Shanks, daß 

53 2 Moms Fionna 1990: Information and Rarionaliry in Elections. In: J. A. Ferejohn/J H. Kuklmski 

(Hrsg.), Information and Democratic Process. Grbana/Chlcago: Univ. of Illmois Press. S. 328-

342 • 

533 SCOft Kener 1987: The IllUSion ofIntimacy; Television and the Role of CancLdate Personal Quali

ties In Voter Choice. In. Public Opinion Quanerly 51: 344-358; Wendy M. RnhnlJohn H. Aldrich/ 
Eugme Borgida / John A. Sullwan 1990-' A SOClal-Cogninve Model ofCandidate Appmsal. In: J. 

A. Ferejohn/J. H. Kuklinski (Hrsg.), Informanon and Democratic Process, a. a. 0, S. 136-159; 

Wend)' :.-1. Rnhn 1993: The Role ofParusan Stereorypes In Information Processing about Political 

Candidates. In; Amencan Journal ofPolincal Science 37; 472-496; Wt-nd)' M. RnhnlJohn H Ald
nchlEugme Borguia 1994. IndiVidual and Comextual Variations In Political Candidate Appmsal. 

In: American Polincal SClence Review 88: 193-199; Harald Wmzel 1998: Parasozialität und Ver

trauen. Zur Bedeutung elektronischer ~1assenmedien rur die soziale Integration der amenkani

schen Gesellschaft. In: Ders. (Hrsg.), Die Amerikanisierung des ~1edienallrags. Frankfurtli'!ew 

lork: Campus, S. 80-126. 
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namlich die langfristigen Trends zugunsten kurz.fristiger (Medien-)Wahlkampfeffekte unter

schätzt wurden<34. 

Nach der Kandidatenwahrnehmung bzw. -bewertung kommt vermutlich den über das 

Agendasetting der Medien präsentierten, konfliktorischen Sachthemen, also den politischen 

Entscheidungsalternativen, die zweitwichtigste Bedeutung für die Wahlentscheidung zu. Irr

tümlicherweise wurde bzw. wird das Phänomen des issue voting als Konkurrenz oder als Al

ternative zu Ideologien oder Parteien verstanden. Wie die Kandidatenwahrnehmung ist je

doch auch die Issue-Relevanz (issue proximity) für die Wählerinnen und Wähler keineswegs 

ideologiefrei zu verstehen5J5: "Homosexuelle im Militär" oder deren Ausschluß war z. B. eines 

der medienwirksamsten Issues im PräsidentschafrswahlkampfBushfClinton 1992, weitere Al

ternativen standen ebenfalls auf der Tagesordnung: für oder gegen die Legalität der Abtrei

bung. für oder gegen einen Ausbau der Sozialversicherung, für oder gegen eine Untersrützung 

für alleinerz.iehende Mütter, für oder gegen Gleichstellung von Farbigen und Frauen, für oder 

gegen Senkung der Steuern, für oder gegen eine stärkere Kriminalitätsbekämpfung etc. Alle 

Issues lassen sich mühelos dem Code "liberal-conservative" zuordnen, das Problem der Wahr
nehmungder ideologischen "Besetzung" der Issue-A1ternativen lag in den letzten Wahlkämp

fen der CSA offenbar darin. daß die Medien dIe Existenz des Codes auch dann noch ver

schleierten, als die Republikaner offen im Namen von "traditional morality" gegen die 

liberalen Themen ins Feld zogen. i':ach den Daten von Miller und Shanks trennten die 

Selbstbeschreibungen der befragten Wähler nach "dose tO conservative" oder "dose tO liber

als fast exakt die \X'ähler von George Bush und Bill Clinton in zwei Gruppen5!6. Trotzdem 

haben die Autoren methodisch gröbere Schwierigkeiten, den ideologischen Gehalt der Issues 

zu identifizieren und folglich bekommen sie den Sachverhalt der starken ideologischen Pola

risierung in der politischen Öffentlichkeit der USA nicht in den Griff,3-. 

Anders der Ansatz von Pappi, wo die Eruierung von "issue proximities" für die Wahlent

scheidung zumindest ebenso wichtig erscheint wie die Orientierung am "Links-rechts-

534 lXdmn E. Mi/bI}. Merriff Shanks 1996: The New American Vorer. Cambridge, Mass./London: 

Harvard Univ. Press, S. 496. 

535 So auch erfreulicher.veise der Ansatz von Edeftraud Ro/ler 1998: Posiuons- und performanzba

SIerre Sachfragenorienrierungen und \Vahlenrscheidung: Eine rheorerische und empirische Ana

lyse aus Anlaß der Bundesragswahl 1994. In: Max Kaase/Hans-Dierer Klingemann (Hrsg.), 

\X'ahlen und \X'ähler, a. a. 0., S. 1"73-220. insbes. S. 201: Die Links-rechts-Selbsreinsrufung be

sim mir Absrand die größre "Trennschärfe". 

536 'Xilrren Milb/Mmff Shanks 1996: The New American Vorer, a. a. 0., S. 290 f. 
537 Auf die folgenden \X'ahJsrudien können wir hIer nur mehr verweJSen, SIehe Stephm J ~rayne 1997: 

The Road ro me Whi[e House 1996. New York: Sr. Manin's Press; Gerafd M. Fornper et af. 1997: 

The Elecrion of 1996. Reporrs and Inrerprerauons. Charham, ~J: Chamam House Pub!.; An

thony King I997: Runnmg Scared. \X'hy America's Politicians Campaign Too Much and Govern 

100 linIe. New York u. a.: The Free Press. 
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Schema". Unklar bleibt allerdings auch bei Pappi, ob die beiden "Methoden" der Entschei

dungsfindung seitens der Wählerinnen und Wähler nicht doch "auf einer Linie" liegen? Ins

besondere in Mehrparteiensystemen ist es ja für die Parteien schon am Beginn eines jeden 

Wahlkampfes entscheidend wichtig, bestimmte Themen zu "besetzen", "Themenführer

schaft" zu übernehmen, und sich dadurch von den anderen Parteien abzugrenzen. Man 

könnte sagen, sie beherrschen die Technik des Primmg 538 - vielleicht ohne zu wissen, was das 

1St. - Wie dem auch ~ein mag, die Wahlkampf strategen der Parteien müssen möglichst früh

zeitig versuchen, das Agendasetting und das Priming über die Beeinflussung von Medien vor

anzutreiben, so daß ein möglichst großes Publikum erreicht wird ("Die ÖVP ist für ... ". "Die 

SPÖ Ist für ... ". "Die FPÖ ist gegen ... " usw.). In einem Fünf-Parteien-System ist es dann 

für den Durchschnittsbürger immer noch schwierig genug, die Selbstpositionierungen der 

Parteien und Kandidaten Im Gedächtnis zu behalten und auf dieser Basis zu "berechnen", 

welche Issuekombination der eigenen Position am nächsten kommt. "Citizens are not fools", 

schreibt Fiorina559 , aber - so könnte man ergänzen - sie sind auch keine Computer. "Retro

spective voting" ist in Mehrparteiensystemen mit Koalitionsregierungen keine gute Methode, 

dem Issue-Problem aus dem Wege zu gehen540 • 

Ein Schlüssel zum Verständnis der modernen Wahlkämpfe liegt vielleicht darin, mit dem 

Irrtum aufzuräumen, die Wählerinnen und Wähler würden den Medieninformationen un-

538 Eun/ryungJolLeonard Berkowitz 1994: A Priming Effect Analysis of Media Influences: An Update. 

In: J. Bryam/D Zillmann (Hrsg.), Media Effecrs. Hillsdale, NJ/Hove: Lawrence Erlbaum, S. 

43-60;]on A. KrosmcklDonald R. Kindn 1990: Altering me Foundations of Support for me Pres

idem through Pnmmg. In: Amencan Politlcal SClence Review 84: 497-512; Robm S. WJer et al. 

J991: Image, Issues, and Ideology: The Processmg ofInformatlon about Political Candidates. In: 

Journal ofPersonality and Social Psychology 61: 533-545; Matthew Mendelsohn 1996: The Media 

and Imerpersonal Communications: The Pnmmg ofIssues, Leaders, and Party Idemificatlon. 

In: Journal of Pohtlcs 58: Il2-125;]oanne M Mtll.er/jon A. Kromtck 1997: Anatomy ofNews Media 

Pnmmg. In: S. IyengariR. Reeves (Hrsg.), 00 me Media Govern? Politicians, Voters, and Re

porters in Amenca. Thousand Oaks/LondonfNew Delhi: Sage, S. 258-275. 

539 MorrtS Fiorina 1981: Retrospective Voting, a. a. 0., S. 5. 

540 Vgl. jedoch mit einem Ratlonal-Choice-Ansarz Paul W Thumer/Franz Urban Pappi 1998: Re

trospektives und prospekuves Wählen m Mehrparteiensystemen mit Koalitionsregierungen. Die 

Bundestagswahl 1994. In: Max Kaase/Hans-Dieter Klingemann (Hrsg.), Wahlen und Wähler, 

a. a. 0., S. II3-144; die Wahrnehmung einer verschlechterten Leistungsbilanz der Regierung 

Kohl sei bei der Bundestagswahl '98 wahlentscheidend gewesen, so Franz Urban Pappt 1999: Die 

Abwahl Kohls. Hauptergebnis der Bundestagswahl 1998? In: ZfP 46, S. 17. Die Koalition habe es 

außerdem verabsäumt, das Issue "Steuersenkung" stärker in den Vordergrund des Wahlkamp

fes zu stellen. Vgl. Oscar W Gabne12000: "lt's Time for a Change" - Bestimmungsfaktoren des 

Wählerverhaltens bei der Bundestagswahl 1998. In: Fnrz PlasseriPeter A. Ulram/Franz Sommer 

(Hrsg.), Das österreich ische Wahlverhalten, a. a. 0., S. 333-392. 
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voreingenommen gegenüberstehenw . Die Medienrezipienren sind souveräner geworden und 

sie emnehmen dem Informationsangebot aktiv diejenigen Informationen, die zu ihren bereits 

existierenden Einstellungen - welcher Art auch immer - am besten "passen". Nach dem On

line-~10dell müßten wir vermuten, bei diesen eher unreflektierten "Einstellungen" handele 

es sich überwiegend um "gut responses", also um "Reaktionen aus dem Bauch", um gespei

cherte Kompaktinformationen, welche die weitere Informationssuche steuernl4'. Mit Hilfe 

der Schema-Theorie ließe sich etwas differenzierter argumemieren, weil die Theorie eine 

größere Zahl von "Heuristiken" annimmt, so z. B. die Möglichkeit der Aktivierung des ideo

logischen Schemas, des Person-Schemas, oder des gemeinschafrsideologischen Schemas: "Wir 

die anderen", oder man beschränkt sich auf ein einziges Issue und braucht dann nur die Po

sitionen der Parteien zu diesem Issue beobachten usw. Selbstverständlich lassen sich einzelne 

Schemata auch kombinieren, was allerdings die Wahlmöglichkeiten wieder erhöht. 

Die Situation der \X'echselwähler in :V1ehrparteiensystemen laßt sich wahrscheinlich am 

besten durch die Frage charakterisieren, welche Heuristiken, infonnation shortcuts, Schemata 

oder Schema-Kombinationen die Wahlemscheidung erleichtern. Wer z. B. seine Sympathie 

für die Themen der rechten Seite des ideologischen Codes emdeckt hat, steht noch immer 

vor dem Problem, daß es auf der rechten eite nvei oder mehrere Paneien gibt: Wer z. B. bei 

der Wahl 1994 in Deutschland CDU gewählt hat, konme 1998 wieder CDU wählen oder die 

ED.P oder eine Partei der extremen Rechten, wobei die Entscheidung für eine Partei der ex

tremen Rechten nicht unbedingt die tatsächliche Partei präferenz zum Ausdruck bringen 

mußte, sondern lediglich einen Protest gegen die anderen Parteienl4l• Die von Pappi vorge

schlagene Entscheidungsregel party preference erweist sich für die Unentschlossenen als noch zu 

541 Vgl. Rudiger Schmitt-Beck I998: Medieneinflüsse auf Kandidatenbewerrungen, a. a. 0., S. 609: 

\X'emger gut Informierte \X'ähler sind allerdings in stärkerem Umfang durch medienvermittelte 

Informationen beeinflußbar, so der Autor; die enrscheidende Variable heiße political awarenm 
(so auch Zaller), was wir nicht mit indiz'lduelle PolitlJierung, sondern schlicht mit "politischem 

Interesse" übersetzen würden. 

542 Richard R Lau I995: Information Search during an Eleccion Campaign: IntroducIng a Process

ing-Tracing Methodology for Pobrical SCientisrs. In: ~1. Lodge/K. M. McGraw (Hrsg.), Politi

cal Judgement. Ann Arbor: The Univ. of Michigan Press, S. 1'79-206, hier insbes. S. 202. 

543 So z. B. die Wähler fur Le Pen in Frankreich, siehe Nonna. \1ayer/Pascal Perrint'au I992: \X'hy do 

the}" vote for Le Pen? In: European Journal ofPoliticai Research 22: 123-141; Fritz PlasserlPeter A 
Ulram I99S: Konstanz und Wandel im ästerreichischen Wählerverhalten. In: W. C. .\.1üller/F. 

PlasseriP. A. Ulram (Hrsg.l, Wählerverhalten und Parteienwettbewerb. \X'ien: Signum, S. 36, 
zum Wandel der FPÖ unter Järg HaJder von einer losen ProtcsrwähIerkoaiition zu einer radikal

rechtspopulisrischen Bewegung; die Issues der FPÖ enrsprachen aber doch noch weitgehend 

.,ProtestITIotlven", wie Verdrossenheit tiber Skandale oder die sog. Privilegien- und Parteibuch

wimchali: der heiden Regierungsparreien. Siehe auch Hans-Georg Betz I992: Wahlenthaltung und 

Wählerprotest im westeuropaischen Vergleich. In: APuZ 19'92, S. 31-41; vgl. dagegen Sieg/Tied 
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kompakt, wahrscheinlich ist nParteipräferenz" das Resultat einer selektiven KombinatIOn von 

mehreren Heuristiken, welche überdies "Partei" gar nicht enthalten mtissen: Wer z. B. Jörg 

Haider wählt, weil er sich "etwas zu sagen getraut" und weil er "gegen Ausländer" ist, kom

biniert das Person- chemal44 mit einem gemeinschaftsideologischen Issue-Schema und wählt 

nur indirekt die FPÖ54S! "Parteien" sind weder eine affektiv besetzte "gesellschaftliche 

Gruppe", wie das die amerikanische Wahlforschung der Michigan-Schule sah, noch ist das 

Parteien-Image gut genug, um für die Unentschlossenen als Heuristik-Präferenz in Frage zu 

kommen. 

An die vorangegangenen Überlegungen lassen sich einige Forschungsfragen anschließen, 

die u. E. in der Literatur nur unzureichende Berücksichtigung fanden bzw. einer weiteren 

Klärung bedürfen: 

Erstens, es gibt offenbar so etwas wie lanfristige Konjunkturen auf dem "Markt der politi

schen Ideen", d. h. der Ideologien546; wie lassen sich die UPs and DOWNs erklären, und in 

welcher Weise sind die Medien daran beteiligt? Liegt es an der grundsärzltchen Intransparenz 

Schumann 1998: Unzufriedenhm und Bindungslosigkeit als Ursache für die Neigung zur Wahl 

extremer Parteien und zur Stimmenthaltung. In: Max Kaase/Hans-Dieter Klingemann (Hrsg.), 

Wahlen und Wahler, a. a. 0, S. 571-598: Die Wähler extremistischer Parteien seien doch primär 

"ideologische" Wähler gewesen. 

544 "Personalisierung" ist ntcht nur eine Tendenz der Medien, sondern auch eine Strategie der Par

teien in den Wahlkämpfen; so führte die CDU '94 einen "klaren Kanzlerwahlkampf", vgl. Car

stm Zelle 1998: Moderntsierung, Personalisierung, Unzufriedenheit: Erklärungsversuche der 

Wechselwahl bel der Bundestagswahl 1994. In: Max Kaase/Hans-Dieter KlIngemann (Hrsg.), 

Wahlen und \'qähler, a. a. 0 .. S. 221-258, hier insbes. S. 241 f. zum Zusammenhang von "Wech

~dwahl und Personalisierung", entgegen dem "sozialen Erklärungsansarz" erhöht z. B. der Fak

tor "Bildung" die Wechselwahl mcht, so Zelle. 

545 Das Ausländenhema gehört sicherlich zu den _,easy ISSUes", während aruonsten das "issue votlng" 

höhere InformatIonsniveaus voraussetzt, siehe Edward G. Cannines/james A. Stzmson 1984: The 

Two Faces ofIssue Voting. In: R. G. Niemi/H. F. Weisberg (Hrsg.), Conuoversies in Voting Be

ha\'lor. WashIngton, D. c.: Congressional Quarterly, Sec. Ed., S. 164-181. Was in der amerika

nischen Diskmsion ab~r häufig fehlt, ist der Hinweis auf den ideologzschen Gehalt bestimmter Is

sues, die amerikanischen ~rähler wLirden eben n.icht in ideologischen Kategonen denken, so 

Phzlip E. Cot/llerse 1990: Popular Representatlon and the Distribution ofInformation. In: J. A. 

Ferejohn/J. H. Kuklinskt (Hrsg.), Information and Democraric Process, a. a. O. S. 369-388, oder 

siehe W Russell Nroman 1986: The Paradox of Mass Politics. Cambndge, ~1ass., Lendon: Har

yard Uni\'. Press; wenn dem so wäre, wie ist dann die unübersehbare Polarisierung des amerika

nischen Elektorats zu erklären? 

546 David F.j. Cunpbell1992. Die Dynamik der politischen Links-Rechts-Schwlngungen in Öster

reich: Die Ergebnisse einer Expertenbefragung. In: ÖZP 21: 165-180; Ulrzch von Wilamowitz

MoellnzdorjJl 993: Der Wandel ideologischer Orientierungsmuster zwischen 1971 und 1991 am 

Beispiel des Links-Rechts-Schemas. In: ZA-Information 32: 42-71. - Auf die Relevanz der Dls-
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des Subsystems der "politischen Öffentlichkeit", daß die Sichtbarkeit des ideologischen Codes 

gesch\\unden zu sein scheint oder ist die hier angedeutete Vermurung begründet, die Praxis 

des Mainstream-Journalismus habe dazu beigetragen, die Existenz des Codes zu invisibilisie

ren? Für die europäischen Länder wäre genauer zu untersuchen, ob es über sog. "Redaktions

linien" nicht doch noch ausreichende Verbindungen zwischen den Medien (insbes. Zeirun

gen)S4' und den großen ideologischen Strömungen gibt. 

ZWl'ltens ist die These von der ,,Amerikanisierung der Wahlkämpfe"~ empirisch im eu

ropäischen Ländervergleich näher zu prüfen. Wie erwähnt, spielen hier drei Faktoren eine 

Rolle, und zwar 1. das :--'1ediensystem als Rahmenbedingung - vor allem die Existenz eines öf

fenrlich-rechrlichen Rundfunks; 2. die Dynamik des Parteiensystems, sowie - daraus resul

rierend - selbstauferlegre gesetzliche Beschränkungen für die 'J:'ahlwerbung der Parteien; und 

3. gewisse restringierende Wirkungen aus der ~polirischen Kulrur" eines Landes. Die Fragen 

nach den möglichen Effekten von Negarivismus, Skandalisierungen, Horse-race-Berichrer

srarrung sowie erwaige Tendenzen der Parteien zu :\egativkarnpagnen gehören ebenfalls hier

her (korrelative Stichworte dazu sind: Polirikverdrossenheit, Spirale des Zynismus, Demori

VIerung bei der \X'ahlbeteiligung, Polarisierung des politischen Klimas), zum al die 

Kommerzialisierung der Medien auch in Europa weiter voranschreiten wird und zumindest 

einige :--'1erkmale einer ,,Amerikanisierung" bereits festgestellr \\'Ufden. 

Drittens, wIe werden sich die neuen Informarions- und Kommunikarionstechnologien auf 

die Organisation der ParteIen und deren Wahlkämpfe auswirkenl49? Wird es den "virtuellen 

kussIonen zum sog. n Werrev.=del" wurde bereits hrnge\\lesen, Siehe neben den schon zitierren Ar

beiten von Ronald Ingleharr auch Wilhr/m Btirk/mJMarkus }(kin/Achlm Ruß 1994. Dimensionen 

des Werrev.·andels. Eine empirische Längsschntrtanalyse zur Dimensionalität und der Wandlungs

dynamik gesellschaftlicher Werrorientierungen. In: PVS 35: 575)-606. Oddbjom Knutsm 199' The 

Partisan and ehe Value-based Component of Left-Right Sill-Placement: A Comparative Srudv. In: 

Internanonal Polincal SClence Reviev." 18: 191-225. Der langfristige Trend .... ürde verlaufen ,'on reli

giös-laizistischen in vonndusmellen, zu materiailStlsch-klassenbasierren in Industriellen, zu pOSt

materialistischen Werre-Konflikten in postindustriellen Gesellschaften, so der Autor. 

547 Kidus 5chombachJEdmund LauflJack M. 1'.fcLrodiDlmam A, Schroftu 1999: Sociodemographic 

Determinants of:-:ev.-spaper Reading in ehe CSA and Germany, 1974-96. In: European Journal 

of Communication 14: 225-239; im Unterschied zu den USA, wo sich die ~urzung des Medi

ums Zeltung wegen rückläufiger Zal1len in Prestigemärkre zu differenZieren beginnt, ISt in 

Deutschland das ZeItunglesen als Informauonsverhalten auf hohem :-:iveau verblieben bzw. nur 

leicht zurückgegangen und weist kaum sozialstaristische DifferenZierungen auf. 

548 Für Österreich siehe Fntz PwsrrlChnstlan SchrochrrlFranz 50mmrr 1995: Massenmedien und 

Wahlkampf In Österreich: Personalislerung, Dethematisierung und Videopolitik. In: W. C. Mül

lerlE PlasseriP. A. Ulram (Hrsg.), 'X'ähJerverhalten und Parteienwerrbewerb, a. a. 0., S. 227 ff. 

549 Hans]. Klnnstrobrr/;\1artm Hagm 1998' 'X'as bedeutet "elektronische Demokratie«? Zur Diskus

sion und Praxis in den USA und Deutschland. In: ZParl. 29: 128-143; Dd!4CUmmJ 1998: Wahl-
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Ortsverein" Im Inrernet geben<5r ? Wie könnte ein Wahlkampf der Zukunft unter Vielkanal

bedingungen aussehen? Werden die ~etzWerke der Issue-publics in den Wahlkämpfen mo

bilisierbar sein? Was lehren die Erfahrungen in den USA zu diesen Punkten? 

Viertens, die Literatur schwankt Z\vischen einer Einschätzung von sehr starken Medienef

fekten auf den Verlauf und schließlich das Ergebnis von Wahlen (These: Wer die Massenme

dien gewinnr, gewinnr die Wahlen; in den USA müßte es heißen: Wen die Medien wählen, 

gewinnt die Wahl) - bis zu moderaten, kutzfriStJgen Effekten bei einem im Umgang mit den 

Medien "souveräner" und skeptischer gewordenen Publikum. Wie wichtig ist die Agenda

Setting-Funktlon der Medien für die Wahlkampfkommunikation? Marschieren dIe Medien 

und die Parteien dabei im Gleichschritt oder unterscheiden sich Parteienagenda und Medien

agenda? Wie reagieren die Medien auf das "Ereignismanagement" der Wahlkampfsrrategen 

der Parteien? 

Fünftens, die Theorien zur Erklärung der Wahlentscheidung sind Z\var elaborierter gewor

den _. vor allem durch die Integration von Konzepten der kognitiven Psychologie, gleichzeitig 

ist aber die Zahl relevanter Kontextfakroren gestiegen (nicht zuletzt durch die Medien) und 

die Frage nach der Anwendung von "Heuristiken der Informationsverarbeitung" seitens der 

Wählerinnen und Wähler offener geworden: Werden die Medieneffekte durch persönliche 

Kommunikatlonen in mikrosozialen Kontexten relativiert? Suchen die Wähler in solchen 

Face-ro-face-Kommunikationen überhaupt Entscheidungshilfen, und wenn ja, mit welchem 

Erfolg? Gibt es zur Beantwortung dieser Fragen geeignete Daten? Wie sieht die Datenlage 

aus, wenn man die Prozesse des Dealignmenr und Realignment "bilanzieren" und so das 

kampf im Interner. In: Winand GellnerlFritz von Korff (Hrsg.), Demokrane und Interner. Ba

den-Baden: Nomos, S. 143-156; Detlev Clemens 1999: Campaigning in Cyberspace: Interner-Ein

satz In amerikanischen Bundeswahlkämpfen 1996 und 1998. In: ZfP 46: 50-67. Bei den von Cle

mens genannten Wahlen gaben etwa 10 % der Wähler in Umfragen an, das Interner als 

regelmäßige Quelle polirischer Informationen genum zu haben und dadurch auch in ihrer \XI'ahI

entscheidung beeinflußr worden zu sein; in den USA verfugen 80 bis 90 Millionen Bürger (1998) 

bereits über einen Zugang zum Interner. Allein schon diese Zahlen weisen auf die zunehmende 

Bedeutung dieses neuen Mediums hin. 

550 Die SPD har bereits einen solchen, vgl. Chnstian Müller I998: Parteien Im Interner. In: Winand 

GellnerlFrirz von Korff (Hrsg.l, Demokrane und Inrerner, a. a. 0., S IP-170' Die SPD harre 

Ende 1997 aufihren W\X'W-Smen schon 1,2 MillIOnen Hits pro Monar (!) und ist auch bei den 

Mails einsamer Spi=nreirer. - Sämtliche Walhlplakare der Parreien wie auch die \XI'erbeemschal

rungen in den P[Jnrmedien enrhlelten bei den Wahlen ,99 in Ösrerreich emen Hinweis auf die 

W\XI'W.Homepages, allerdmgs fehlen noch Auswertungen zu den Effekten; die zunehmende Re

levanz des .\1ediums Inrernet ist jedoch unübersehbar. Vgl. Thomas Zimt I997" Über die Demo

kratie in der vernemen Gesellschaft. Das Inrernet als MedIUm poEtischer Kommunikanon. In. 

APuZ 42: 23-29. Siehe auch einige Beiträge Im Sammelband von Claus LeggewielChnsta Maar 
I998 (Hrsg.): Inrernet & Politik. Von der Zuschauer- zur Beteiligungsdemokratie? Köln: Boll
mann. 
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tatsächliche Wechselwählerpotential bestimmen will? \Velche Kombination von Heuristiken 

konstruieren die Wechselwähler und wie kommen darin die Parteien vor? Warum entschei

det ein wachsender Anteil der Wähler erst am Ende des Wahlkampfes? Besteht die Mehrheit 

der \X'ähler tatsächlich aus,cognitive misers", die sich in den lemen Tagen des \Vahlkamp

fes von gerade existierenden Stimmungen in der politischen Öffentlichkeit rragen lassen, so 

daß ein Wandel von der alten .,Gesinnungsdemokratie" zur neuen "Stimmungsdemokratie" 

(Oberreuter) diagnostizIert werden dürfte? Wenn dem so wäre, sind dann die effekthei

schenden Massenmedien überhaupt geeignet, einen gehalrvollen demokratischen Prozeß zu 

bedienen, oder tut sich hier eine Kluft auf zwischen den (mehr oder weniger kommerziellen) 

Eigeninteressen der Massenmedien und den Anforderungen, welche die Demokratie an die 

Kommunikationssrrukturen der politischen Öffentlichkeit stellen muß? So mancher Kenner 

der \1atene, wie Thomas E, Parrerson, würde die letzte Frage bejahen, und auch für die eu

ropäischen Länder gibt es ähnliche kritische Stimmen, Wte dem auch sei, solche Fragen sind 

für die Zukunft der Demokratie von zentraler Bedeutung und sind daher demokratietheore

tisch zu reflektieren 



KAPITEL 9 

Politische Parteien - Parteiensysteme als 
Subsysteme moderner Demokratien 

9.1 Begriffsbestimmungen 

Politische ParteIen smd formale Organisationen, die auf der Grundlage ideologisch geprägter 

Programme in kompetitIVen Wahlen Wahlerfolge anstreben, und die ihre Personalvorschläge 

für die Besetzung von POSItIOnen der Staatslettung realisieren wollen. - DIese Definition weicht 

von anderen Parteibegri./fen nur unwesentlich ab, und teilt mit dIesen Begnffen dIe Schwie

rigkeit, daß sich die Empirie nicht in allen Fällen jedem der angegebenen DefinItIonsmerk

male ~fügt"l. Vergleichen wir unsere Definition z. B. mit Giovanl1l Sarroris Minimaldefini

tion einer Partei: "Party is any political group capable of placing through elections candidates 

I lvfax U:''eber 1922; Wirtschaft und Gesellschaft. Tübll1gen: Mohr (vollsr. Nachdruck), definierte 

"Parteien" folgendermaßen: "Parteien sollen heißen auf (formal) freier Werbung beruhende Ver

gesellschaftungen mit dem Zweck, ihren leitern innerhalb eines Verbandes Macht und ihren ak

rtven 'Iellnehmern dadurch (ideelle oder matenelle) Chancen (der Durchserzung von sachlichen 

ZIelen oder der Erlangung von personlichen Vorteilen oder bel des) zuzuwenden" (5. 167). Par

teien können nur oder überwiegend auf den l\.1achterwerb ausgerichtet sell1 und sind dann "Pa

rronagepartelcn", [)'pisch dafür die "Partei-Maschll1e' amerikanischer Städte in der I. Hälfte des 

20. Jahrhunderts, oder sie stehen im Interesse von Ständen und Klassen (ständische bzw. Klassen

Parteien) oder sie sind an "absrrakten Prinzipien onentiert (Weltanschauung~-Partel:. "Die Er

oberung der Stellen des Verwalrungsstabes für ihre Mitglieder pflegt aber mll1destens Neben

zweck. die sachlIChen ,Programme' nicht selten nur Minel der Werbung der Außenstehenden als 

Teilnehmer zu sein" (ebenda). - Die Grundbegriffe "Verband", "Vergesellschaftung" sind m. E. 

zu welt gefaßt (den Zwist zwischen Guelfen und Ghibelltnen 111 Italien im 13. Jahrhundert wUr

den wir nicht ell1beziehen wollen. so aber \X'eber S. 168) bzw. für moderne Verhältnisse zu unprä

zise; wir ersetzen sie durch "System" und "Organisation" und bezweifeln dIe Behauptung Max 

\X'ebers. Ideologien seien nur "Mind" der I\.litgliederwerbung oder des Machterwerbs, und ge

hen im Gegenteil davon aus, daß Ideologien als Strömungen der politischen Öffentlichkeit ell1e 

wesentliche Crundlage für die Existenz politischer Parteien darstellen 

2 Peter Haun~ hält ell1en a1lgemclI1en Partei begriff für "wenig sinnvoll", zu unterschiedlich seien 

die Parteien selbst In demokratISchen Systemen, so Peter Hal/ngs/Ernst BendaiHans Herbert v Ar

nim 1989: Politische Parteien. In: Sraarslexlkon. hThg. v. C,örresgesellschafr. Bd. 4. Sp. 471-486, hier 

Sp·473. 
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for public office.'" Das Problem dieser Definition liegr im Begriff "political group", denn Par

teien müssen von bloßen "wahlwerbenden Gruppen" ebenso unterscheidbar sein wie von kli

entelistischen Faktionen, Interessengruppen oder auch von "sozialen Bewegungen"; Sartori 

selbst betont ja an vielen Stellen seines grundlegenden Werkes den Aspekt der Organisatiorr; 
dasselbe gilt für die ideologisch-programmatische Grundlage von Parteien, die Sartori eben

falls ausführlich diskutiert, aber in seine Definition nicht einbezieh t. 

Vor ähnliche Schwierigkeiten stellt der vielzirierte Partei begriff bei Anthony Downs: n The 

party is thus a loosely formed group of men who cooperate chiefly in an effort to get some of 

their nurnber elected to office."< Nach Downs ist eine politische Partei eine "Gruppe von Per

sonen", die die Kontrolle über den Regierungsapparat dadurch zu erlangen sucht, daß sie in 

einer ordnungsgemäß abgehaltenen Wahl Ärmer erwirbt. Unter "Gruppe" versteht Downs 

eine kooperierende "Koalition", deren :V1itglieder über die von ihnen zu verfolgenden Ziele 

einer Meinung sind, und da alle :V1itglieder "rarional" handeln, lassen sich ihre Ziele als ein

heitliche, widerspruchsfreie Präferenwrdnung auffassen. Parteien sind nach dieser Definition 

Gruppen kooperierender Individuen, die sich alle gleichermaßen die Vorteile verschaffen wol

len, die mit der Ausübung von Regierungsämtern verbunden sind. An der Basis befinden sich 

die 'X'ähler, die sich ebenfalls vom eigenen Nutzen leiten lassen, und so entstehe ein "politi

scher Markt", in welchem wie in anderen Märkten Tauschprozesse stattfinden usw.6 - Wir 

bezweifeln auch hier die sachliche Angemessenheit des Begriffsmerkmals "Gruppe" und kri

tisieren am Downschen Modell die - im lerzten Kapitel schon angesprochene - Unterstel

lung, die Parteien härten ein rein "instrumentelles" Verhältnis zu den politischen Ideologien. 

Deshalb sind Parteien auch keine reinen :Vfachterwerbsunternehmen, die ähnlich den Unter

nehmen in der 'X'iruchafr primär auf "Gewinn" ausgerichtet sind - also hauptsächlich Stim

menmaximierer -, denn nach dieser Hypothese dürfte es eigentlich keine Parteien geben, die 

sich auf ein ideologisches Programm festlegen, durch welches sie von den Wählern in eine 

3 Giovanm Sarton I976: Parries and party systems. A framework for analysis. Cambridge u. a.: Cam

bridge Univ. Press, S. 3p . 

4 Giovanni Sarton I976. Parries and party systems, a. a. 0., S. 59 oder S. ~2. 

5 Anthony Downs I957: An Economic Theory of Democracy. :--Jew York: HarperCollinsPubl., S. 25, 

"a polirical party is a team of men seeking ro comrol me governing apparatus by gaining office in 

a duly consti[Uted election. By team, we mean a coalition whose members agree on all meir goals 

instead of on jUSt parr of memo Thus every member of me team has exaccly me same goals as every 

omer. Since we also assume all me members are rational, meir goals can be \~ewed as a single, con

sistem preference-ordering" (5. 25 f.). 
6 Die Direkrparallelisierung von Märkten der Wirtschaft und Prozessen des politischen SYStems 

halten wir für problematisch, zu umerschiecllich sind die Eigenlogiken der Funktionssysteme, 

siehe jedoch Charles E. LindbLom I977: Politics and Markers. - The World's Political-Economic 

Systems. BasicBooks: HarperColhns; und rhe Aufsarzsammlung Charles E. LindbLom I99I: De

mocracy and Market System. Oslo u. a.: Norwegian Univ. Press. 
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dauerhafre Minderheirsposirion gebrachr werden. Jedenfalls verhieIren sich Kleinparreien 

nach Downs nichr "rarional"7. 

Eine weirere Schwierigkeir bereirer das Bezugsproblem bzw. die Frage, über welche sozio

logischen Kontexte Parreien zu definieren sind; so beronr z. B. Sröss die gesamt gesellschaftliche 
Konstitution der Parteieng, es sei ein Zusammenhang zwischen "Volk" und "Sraar" herzusrel

len: "Polirische Parteien sind organisarorische Zusammenschlusse von sozial und/oder inter

essenmäßig und/oder durch gemeinsame Ziele verbundene Teile des Volkes (auf der Grund

lage eines Programms) und srreben danach, die Ausubung sraadicher Machr bzw. 

ökonomischer und außerökonomischer Herrschaft in ihrem Sinn zu gesralren. "9 Die gesell

schaftliche Basis polirischer Parreien wären demnach "Teile des Volkes", die gewisse Gemein

samkeiren aufweisen und sich deshalb organisarorisch zusammenschließen. - Wie wir gleich 

sehen werden, isr der Begriff des "Volkes" eine sraarsrechcliche Konsrrukrion des 19. Jahrhun

dem, die von der Unterscheidung von "Sraar und Gesellschaft" lebr, also emer Unterschei

dung, die heure gerade aus gesellschaftstheoretischer Sichr nichr mehr halrbar isr'°. 

Einen anderen Definirionsvorschlag gewinnt Klaus v. Beyme dadurch, daß er die Funk

tion von Parreien - im Unterschied zur Funktion von Interessengruppen - ins Zentrum der 

Analyse ruckr: "Parreien sind in modernen Sysremanalysen jene Organisarionen, die die 

Funkrion der fnteressenaggregatlon erfüllen. In früheren Gesellschaften haben diese Funknon 

zum Teil die Srände oder die Bürokrarie wahrgenommen .... Die moderne Theorie der poli

rischen Sysreme schreibr den Interessengruppen die Funkrion der fnteressenartikulation, den 

Parreien die der fnteressenaggregation zu. Auch diese Unterscheidung kann in Grenzfällen zu 

schemarisch werden. Die Arbeirsreilung zwischen Parreien und Interessengruppen isr nichr 

in allen polirischen Sysremen gleich srark ausgebildet. Parreien werden meisr von Interessen-

7 Siehe dazu auch AIJMintzel [984: Die Volksparrel. Typus und Wirklichkeit. Opladen; Westdeur

scher Verlag, 5 . ..,.., Das Merkwllrdige am Downschen Modell des .,Rational-Choice-Ansarzes" ist 

der Bezug zu den politischen Ideologien, dIe ja gerade mcht "rational" faßbar SInd, so auch GIO

l'anni Sartori 1976: Party and party systems, a. a. 0., S. 325, "Ideologien" machten Downs zu 

schaffen, wetl er grundsätzlich von eIner "ökonomischen Rarionalirär" ausgeht. Downs begnüge 

sich damir zu argumentieren. so Sartori, daß Ideologien für die Parteien eIn Insrrument sind, sich 

von einander zu unterscheiden und für die Wähler "shorrcurs" der Kosren der Informarionsbe

schaffung darzustellen, d. h., Ideologien werden von Downs unzulässigerweise auf rein imtru

mmtl'l~ Funkrionen hin verstanden. 

8 Rlchard Störs 1983; Einleitung: Srruktur und Enrwicklung des Parreiensystems der Bundesrepu

blik .. Eine TheOrIe. In: Ders. (Hrsg.), Parteien-Handbuch. - Die Parteien der Bundesrepublik 

Deutschland 1945-1980. Opladen: Wesrdeurscher Verlag, S. 17-309, hier S. 41. 

9 Rlchard Störs 198j.' Einleitung, a. a. 0., S. 41. 

IO Niklas Luhmann 1987 Die Unterscheidung von Staat und Gesellschaft. In: Ders., SOZIOlogische 

Aufklärung 4: Belrräge zur funkrionalen Differenzierung der Gesellschaft. Opladen: Westdeur

scher Verlag, S. 6-'-73. 
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gruppen dadurch uneerschieden, daß in der Regel nur erstere sich an Wahlen beteiligen und 

politische Ämter anstreben."" Politische Parteien erfüllen darüber hinaus auch noch andere 

Funktionen, so Beyme, die sich In einer Art "Funktionskatalog" folgendermaßen zusam

menfassen lassen: 

FunktIOnen der Parteien In modernen politischen Systemen: 

• die Zielfindungsfimktion (Ideologie und Programmatik) 

• die Funktion der Artikulation und Aggregation gesellschaftlicher lneeressen 

• die Funktion der Mobilisierung und Sozialisierung der Bürger 

• die Elitenrekrutierungs- und Regierungsbildungsfunktion '2. 

Parteien selen, so Beyme, als wahl- und amtsorieneierte politische Organisationen nur vom 

politischen System her zu begreifen, und deshalb erscheine es logisch, Parteien über ihre zen

tralen Funktionen zu definieren, die sie Im System erfüllen'l und durch die sie sich von ande-

11 !(laus IJ. Beyme 1984. Paneien in westlichen Demokranen . München/Zünch: Piper, 2. Aufl .. S. 22 f. 

12 Klaus v. Beyme 1984: Paneien In westlichen Demokratien, a. a. 0., S. 25 Für einen umfassende

ren Funktionskatalog siehe Elmar W'iesmdahl 1980: Parteien und Demokratie. Opladen: Leske + 

Budrich. Heinrich Oberreuter 1992. Politische ParteIen Stellung und Funktion im Verfassungssy

stern der Bundesrepublik. In: Alf ~1imzellHeinrich Oberreurer (Hrsg.l, Parteien in der Bundes

republik Deurschland. Opladen: Leske + Budrich, S. 15-40, h,er insbes. S. 30: siehe auch 1X'in

fiud Steffam 1988: Parteien als soziale Organisationen. Zur politologischen Parteienanalyse. In: 

ZParl. {lS8: 549-560, insbes. S. 550 rur einen Funktionskatalog. Für die amerikanische Forschung 

siehe z. B. Robert L. LineberrylGeorge C. Edwardsl Martzn P Wattenberg 1991: Governmenr in 

Amenca. People, Politics, and Policy, 5th Ed., New York: HarperCollins, S. 241; die Autoren un

terscheiden 5 wichtige Aufgaben pohtischer Partien: "Here is a checklist of tasks parties perform, 

or should perform, if ehey are to serve as effective linkage instirutions": 

Partles pick polirymakm. 

2 . Partm run campargns. 

3. Partles gll'e cues to votm. 

4. Partie.' artimlate polieies. 

5. Partles coordinate poliry-makmg. 
Die Autoren folgen mit ihrer Llste!Vzy Lawson 1980 fHrrg J. PolItIcaI Parues and Linkage: A Com

parative Perspecrive. New Haven, Conn.: Yale Univ. Press, S. 3, zur sog. "Linkage-Theorie"; vgl. 

auch rur einen Überblick zu den verschiedenen Ansätzen B D. Graham 1993: Represenration and 

Party Politics. A Comparative Perspecnve. OxfordiCambridge: Blackwell. 

13 W'infrred Ste/fom 1988: Parteien als soziale Organisationen. Zur politologischen Parteienanalyse. 

In: ZParl. 19: 549-560; vgl. Ludger Helms 1995: Parteiensysteme als Svstemstrukrur. Zur metho

disch-analytischen Konzeption der funktional vergleichenden Parteien forschung. In: ZParl. {/95: 

642-657. offen bleibt allerdings die Frage, auf welche Einheit die Parteien bzw. Parteiensystem 

durch ihre "Funktionen" eigentlich bezogen sind? 
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ren politischen Organisationen unterscheiden, so insbesondere von Interessengruppen. - Der 

system theoretische Ansatz bezieht Parteien nicht mehr auf die Gesamtgesellschaft, sondern 

auf das politische System (als Funktionssystem der Gesellschaft) und genau das ist der zen

trale Aspekt, durch den sich eine systemtheoretische "Parteientheorie"'4 von anderen para

digmatischen Orientierungen abhebt. Offen bleibt - wie auch bei vielen anderen Autoren der 

Parteienforschung - die nächste, entscheidende Frage, wie denn die Makrostrukrur des poli

tischen Gesamtsystems moderner Demokratien aussieht, und daran anschließend: Bildet das 

Paneiensystem ein Subsystem des politischen Systems, und wenn ja, erfüllt das Subsystem die

selben Funktionen wie die einzelnen Parteien als Organisationen dieses Subsystems? Wenn 

man von einem Partetensystem als Subsystem des politischen Systems ausgeht, wie sind dann die 

Interessengruppen und sozialen Bewegungen zuzuordnen) Sind sie Teile oder Substrukruren 

mnerhalb dieses Subsystems oder müssen sie anders zugerechnet, zugeordnet werden? \X'enn 

man sie außerhalb SIeht, in welches Subsystem gehören sie dann, d. h., es stellt sich die Frage, 

aus welchen Subsystemen das politische System insgesamt besteht's. 

14 Daß eine a1lgeme1l1e .Parteientheorie" nicht vorliegt, gehört schon zu den StandardbekenntnIs 

sen der Parteienfomhung. SIehe AlfMmtul 1984. Die VolksparteI. - ~vpU5 und \Virklichkeit. Op

laden: \('estdeutscher Verlag, S. 19 zum Th~on'~defizlt 111 der Parteienforschung, oder siehe KJ1rI
Hrinz Naßmdlher 1989. Parteien im Abstieg. Opladen: Westdeutscher Verlag, zur Problematik von 

Partei typologien und Funktionskonzepten: .,Dles deutet zugleich daraufhin, daß eine empirisch 

gehaltvolle ParteientheorIe bislang noch fehlt", S. '7, "Mangelnde TheorIebildung" beklagt zwar 

auch Beyme, hält aber die Suche nach einer allgemeinen Parteientheorie nichr für aussichtsreich, 

so Kwus v. Beyme 1984.' Parteien 111 we>dichen Demokratien, a. a. 0: "E1l1e umfassende TheOrIe, 

die von der ParteIenfinanZIerung bis zur KoalItionsbildung und zur \('ählerflukruation alle Berei

che widerspruchsfrei umfaßt, die in dIesem Buch behandelt werden, könnte allenfalls als gestelzres 

Leerformelgebilde daherkommen" 15. 20.'. und zuvor schon Kwus v. Beyme 198J.' TheoretISche 

Probleme der Parteienforschung. In: PVS: 241-252; ,\1ichael Th.Grevm 1993: Die Parteien in der 

politISchen Gesellschaft sowIe eine E1l1!e.rung zur Diskussion über e1l1e allgemeine Parteientheo

rie. In: Oskar :-..rledermayer/Richard Sröss (Hrsg.), Stand und Perspektiven der Parteientorschung 

111 Deutschland. Opladen: WeMdeurscher Verlag, S. 276-291, Greven lehnt die Theorie der funk

tionalen Differenzierung der Gesellschaft ebenso ab wie die daran anschlIeßende Theone de> po

litischen Sy'tems, folglich kommt er nicht weir und legt statr dessen e1l1 kaum haltbare> Konzept 

e1l1er .,pol'flSchen Gesellschaft" vor, in welcher .virtuell alles zur Entscheidung" stehe; Rlchard 
5töss 1983: Finleirung. In: Ders. (Hr'g.), Parteien, Handbuch, a, a. 0 .. S 54: "Nun gilt es mmler

weile nahezu schon als eine Pflichrübung vor allem empirisch orientIerter Parteienforschung, das 

Fehlen C1l1er Parteientheorie zu bemängeln oder gar in dIesem ZU5ammenhang den unbefriedi

genden Standard der DIsziplin zu beklagen ." 

15 Diese Fragen blieben leIder auch im \('erk von, 'iklas Luhmann weitgehend ungeklärt, siehe 

Nik!.Js Luhnumn 1981: PolltJscheTheone im WohlfahrtSStaat. München: Olwg, S. 44 f.: Luhmann 

spncht von einer .dreistelligen Differenzierung in Politik, Verwaltung und Publikum" (Hervorhe

bungen Im Original), mir der Ausdifferenzierung politischer Parteien als Dauerorganisationen 
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Auf diese zentralen Fragen nach den Makrostrukruren des politischen Systems moderner, 

funktional differenzierter Gesellschaften hat die Politikwissenschaft derzeit nicht viel anzu

bieten, und genau das bereitet immer wieder Schwierigkeiten der Systematisierung, so z. B. 

bei Dieter Rucht: "Politische Parteien, Interessenverbände und soziale Bewegungen haben ei

nen gemeinsamen Nenner: Sie lassen sich als Systeme politischer Interessenvermittlung be

greifen. Inwieweit sie freilich in einen übergreifenden konzepruellen Rahmen integriert wer

den können, wo im einzelnen ihre Gemeinsamkeiten und ihre Unterschiede liegen und wie 

sich diese Systeme zueinander verhalten, ist weitgehend ungeklän. "16 Unter funktionalen Ge

sichtspunkten stünden Parteien, Interessenverbände und soziale Bewegungen in einem kom

plementären Verhältnis zueinander, d. h., sie können einander nicht "ersetzen", trotzdem kön

nen sie zusammen als ein "intermediäres System politischer Interessenvermittlung" begriffen 

werden, und zwar auf der Basis der Unterscheidung "OperationsmodusIRessourcenbasis", so 

Rucht: Zentraler Operations modus der Parteien sei die (weitgehend) formalisierte Besetzung 

politischer Ämter auf der Grundlage von Wählerstimmen, die es zu maximieren gelte; zen-

habe sich seit dem Ende des 19. JahIhundetts .,auch ein Sonderbereich spezifisch-policischer Kom

munikation verselbständigt, der zwischen Staat und Publikum angesiedelt ist und deren Bezie

hungen vermi((elr. Politik läßt sich bei einer solchen Srruktur nicht mehr als Vorbereitung von 

Herrschaftsakten oder als Einfluß auf den politischen Machthaber begreifen; sie ist ein Sondersy

stem fur Politik im politischen System, also ein komplexes, eigengesetzliches Sozialsystem, das un

ter eigenen strukturellen Limitierungen handelt und leider. Diese Ausdiffetenzierungen von Pu

blikum und (eigentlicher) Politik verändern norwendlgerweise das, was man früher als ,Staat' 

begriffen und mit dem politischen System gleichgesetzt hatte." Luhmann spricht erstens nirgends 

explIzn von "Subsystemen" und kommt zweitens auf die merkwürdige Idee, ein "Sondersystem 

fur Politik im politischen System" vorzusehen, so als ob die anderen Bereiche der "Verwalrung" 

und des "Publikums" unpolirisch wären, obwohl sie "Teilsysteme des politischen Systems" dar

stellen. Der Klammerausdruck ,,(eigenclicher) Politik" deutet auf die Verlegenheit hin. Luhmann 

definierte das Parteiensystem nicht als Subsystem des politischen Systems, siehe Niklas Luhmann 
1993: Die Unbeliebtheit der politischen Parteien. In: Siegfried Unseld (Hrsg.), Politik ohne Pro

jekt? Frankfurt am Mam: Suhrkamp, S. 43-53. Siehe im Anschluß an Luhmann die Konzeption 

von Peter Gerlich 1992: Politische Kultur der Subsysteme. In: Herbert Dachs et al. (Hrsg.), Hand

buch des politischen Systems Österreichs. Wien: Manz, S. 457-465, wo der Bezug auf die Einheit 
des politischen Systems ebenfalls fehlt, und deshalb fällt es offenbar nicht auf, daß das politische 

System einen Bereich fuI "Politik" enthält. Siehe zur Schwierigkeit z. B. auch den Beitrag von Dle

ter Grunow 1994: Politik und Verwaltung. In: Klaus Dammann/Dieter Grunow/Klaus P. Japp 

(Hrsg.), Die Verwaltung des politischen Systems. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 29-39, ins

bes. S. 36 f., wo die Begriffsbildung zur Formulierung einer "politischen Politik" zwingt, die dann 

wohl von einer "unpolitischen Politik" zu unterscheiden wäre, oder? 

16 Dieter Rucht 1993: Parteien, Verbände und Bewegungen als Systeme politischer Interessenvermitt

lung. In: Oskar Niedermayer/Richard Stöss (Hrsg.), Stand und Perspektiven der Parteienfor

schung in Deutschland. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 251-275, hier zit. S. 251. 
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traler Operationsmodus von Verbänden sei die Bündelung von Mitgliederinreressen zur lau

fenden direkten Einflußnahme auf politische Gestaltungsprozesse (in der Regel durch Ver

handlung, Anhörung, Drohung, Srrelk, Protest uS\v.); Bewegungen dagegen seien "auf der 

Empörung ihrer Anhänger beruhende Problemanzeiger" und weisen ein stärkeres, direkteres 

Verhältnis zur "politischen ÖffentlichkeIt" auf'. - Genau aus dem zuletzt genannren Punkt 

würden wir unsere Bedenken gegen Ruchts Theorievorschlag vorbringen: Nach einhelliger 

Meinung ist es das charakteristische Merkmal sozialer Bewegungen, daß sie aus einem weit

gehend informellen Netzwerk partikularer Kommunikationsstrukruren (von issue publlCS) be

stehen und ihnen folglich das Merkmal der "formalen Organisation" fehlt '8 Sie können des

halb keine Organisationsmacht nutzen und sind aus demselben Grunde immer wieder auf 

spektakuläre Aktionen in der Öffentlichkeit angewiesen, d. h. auf Medienresonanz; nur die 

Medienresonanz beweist, daß sich die Bewegung noch bewegr und nicht vielmehr schon tot 

ISr. Wir haben Im vorangegangenen Kapitel die Sphäre der politischen Öffentlichkeit u. a. 

als .,Resonanzboden fur die Artikulation von gesellschafrlichen Problemen" beschrieben bzw, 

ist die Öffentlichkeit eine Kommunikationssphäre fur die Politisierung problematischer, rege
lungsbedurftlger Zustdnde, die in der Umwelt des politischen Systems existieren, Soziale Be

wegungen versuchen über diverse Ausdrucksformen von Protest Trommeln fur ihre Anliegen 

zu rühren, primär aber um die Medienagenda zu beeinflussen bzw. um über die Agenda-Set

ting-Funktion der Medien die Agenda der großen Publika zu verändern - nicht zuletzt liegr 

darin ihr Drohpotenrial fur die Parteien im Hinblick auf die nächsten Wahlen. Kurzum: Der 

zenrrale Operations modus sozialer Bewegungen ist die Erzeugung von Aufmerksamkeit in 

der politischen Öffentlichkeit, und deshalb sind sie ein Phänomen des Subsystems der Öf

fentlichkeit und nicht des Parteiensystems, Gerade an den Schwierigkeiten der "Grünen" in 

Deutschland und Österreich bei der Transformation von einer sozialen Bewegung zu einer po-

17 Dieter Rucht 1993: Parteien, Verbände und Bewegungen, a. a. 0, S. 268; ganz ähnlich auch Duter 

Fuchs 1993: Eine Metatheorie des demokrarischen Prozesses. Berlm: WZB-DiscusslOn Papers FS 

111; anders dagegen Bemhard hters 1993- Die Integration moderner Gesellschaften. Frankfurt am 

Mall1: Suhrkamp, unterscheidet "Recht, Staat und politische Öffentlichkeit als Formen sozialer 

Selbsrorganlsation" (5.322), rechnet die Organisation von Wahlen, die Parteien, Interessengrup

pen und Lobbyisten zum "parlamentarischen Komplex", eine wenig plaUSible Systematisierung. 

18 Siehe die Beiträge in RolLmd RothlDleter Rucht 1987 I Hrsg.): Neue soziale Bewegungen in der Bun

desrepublik Deutschland. Frankfurt am MainlNew York: Campus; vgl. Rudiger Schmitt-Beck 19W 

Über die Bedeutung der Massenmedien rur SOZiale Bewegungen. In: Kölner Zeitschrift für So

ziologie und Sozialpsychologie 42: 642-662; Dleter Rucht 1994. Öffentlichkeit als Mobilisierungs

fakror rur soziale Bewegungen. In: Friedhelm Neldhardt (Hrsg.), Öffentlicheit, öffentliche Mei

nung, soziale Bewegungen (= Kölner Zeitschrift rur SOZiologie und Sozialpsychologie, Sonderheft 

34): 337'358; Rudlger Beck-Schmttt 1998- Kommunikation (Neuer) Sozialer Bewegungen. In: Ot

fried Jarren/Ulrich Sarcinelli/Ulnch Saxer (Hrsg.), Politische Kommunikation 111 der demokrati

schen Gesellschaft. OpladenlWiesbaden: Westdeutscher Verlag, S. 473-481. 
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fitIsehen ParteI läßt sich gut srudieren, wie groß der Unterschied isr, und umgekehrr zeige der 

Vergleich, daß Parreien eben keine ~polirischen Gruppen" sind, sondern "formale Organ isa

tionen" l ~ mir srarurarisch festgelegeen Regelungen für Mirgliedschafren, Organisarionsaufbau 

- regionale oder andere Parreigliederungen als Binnendifferenzierung -, für abgestune Mit

spracherechte der Mirglieder bei Entscheidungsprozessen der Leirungsorgane, für Verbind

lichkeiten der Parreiprogramme sowie für den Parreiausschluß im Falle schwerer Regelverlet

zungen, für die Ressourcenaufbringung, -verwendung und Kontrolle usw., und aus a11 diesen 

Gründen sind Parreien auch rechtsfähig'" 

19 Thoma.; l'ogunzke 1997: Paneiorganisation in der Bundesrepublik Deutschland: Einheit In der Viel

falt) In : Oscar W. GabriellOskar Niedermayer/Richard Stöss (Hrsg.), Parteiendemokratie in 

Deutschland. Opladen Westdeutscher Verlag, S. l57-l76. 

1O Der Widerspruch zwischen .,Bewegung" und "Partei" durchzieht wie ein roter Faden die Literatur 

zu den C;rünen , siehe WolfDleter Hasmclmer 1982. Die Grünen und die Bürger - ein neues Selbst

verständnis als politische Partei) In: Joachim Raschke (Hrsg.), Bürger und Parteien. Opladen: 

Westdeutscher Verlag, S 309-3ll; Herber! Kitschelt 1990: New Social Movements and the Decline 

ofParry Organizauon. In Russell J. Dalton/Manfred Küchler (Hrsg.), Challenging the Political 

Order. New Sodal and Political Movements in Western DemocraCles. New York u. a.: Oxford 

CllIV. Press, S. 179-108; Roland Roth 199J. Gegen Eliten oder Gegeneliten? Grüne und neue so

Ziale Bewegungen in der politISchen Kultur der Bundesrepublik. In: Hans-Dieter Klingemannl 

Richard Stöss/Bernhard Weßels (Hrsg.), Politische Klasse und polimche Institutionen. Opladen: 

\X'estdeutscher Verlag, S. 434 -466: "EIne Crsache dieser Strukturprobleme der ,Grünen' liegt si

cherlich in der im VergleICh zu anderen Parteien relativ geringen Bereitschaft der Mitgliedschaft, 

die Herausbildung von Parteieliten positiv zu sanktionieren. Wie auch immer der aktuelle Reor

ganlsationsprozeß ausgehen mag, domInante libertäre Orientierungen in der Partei und ihrer 

Wählerschaft machen es relativ unwahrscheinlich, daß am Ende eine .normale' Partei heraus

kommen kann, in der Paneieliten qua Organisationsmacht das Sagen haben. Stagnierende, in den 

letzten Jahrm leicht rückläufige Mitgliederzahlen und der gerIngste Orgalllsationsgrad aller Bun

destagsparteien machen zudem deutlich. daß die programmatisch angeStrebte enge Verknüpfung 

\'on Panei- und Bewegungspolitik nicht gelungen ist. Paneipolitik ist eines von vielen politischen 

Projekten geblieben, die aus den Bewegungsmilieus in Gang gesetzt bzv,.·. unterstützt wurden. Es 
Ist, wie vieles andere auch, längst in eInem intermediären Zwischenfeld mit professionellen und 

arbeitsteihgen Orientierungen angelangt. Dadurch wird die AusbIldung von Positionseliten 

befördert, aber gleichzeitig relatiViert sich ihre Bedeutung für den Bewegungssektor insgesamt" 

(S. 457); siehe auch Thomas l'ogunkte 1990: Basisdemokratie als grünes Gegenmodell? In: H.-G. 

Wehling (Hrsg.), Parteien in der Bundesrepublik Deutschland. Stuttgarr/Berlin/Köln: Kohiham

mer, S. 86-98; Ferdlnand Müller-RommelJThomas l'oguntke 1992: Die Grünen. In: Alf Minrzell 

HeinrICh Oberreuter (Hrsg.), Parteien in der Bundesrepublik Deutschland. Opladen: Leske + 

Budrich. 'i. 319-361; Ferdlnand Müller-Rommel 1992. Erfolgsbedingungen Grüner Parteien in 

\X'esteuropa. In: PVS 330 189-l18; Thomas l'oguntke 1993: Der Stand der Forschung zu den Grü

nen: Zwischen Ideologie und Empirie. In: O. NiedermayerlR. Stöss (Hrsg.). Stand und Perspek-
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Enrsprechend der herrschenden Staatsrechts/ehre sind Parteien gesellschafrliche Zusarn

menschlüs.;e der Bürger wie andere" Vereine" auch. Sie berühren den Staat zunächst nur in

sofern. als das Recht bestimmte Anforderungen an sie stellt, wodurch sie sich als "Parteien" 

von anderen Vereinen zu unrerscheiden haben. Zu solchen Anforderungen zählen in der Re

gel das Erfordernis der Registrierung als "Parrei" beim Innenministerium, das nachWeISlIche 

Vorhandensein eines Programms sowie eines OrganisationsstatU[s, schlußendlich dürfen Par

teien nicht gegen PrInzipien der "freiheitlich demokratischen Grundordnung" verstoßen, 

wenn sie sich nicht dem RIsiko eines gerichtlichen Parrelenverbots aussetzen wollen. In der 

VerfassungsgeschIChte \\urden cLe politischen Parrelen erst sehr spät anerkannr, im Deutschen 

Gmndgesetz durch den Art. 21 GG, in Österreich durch das Parreiengesetz von 1975 (BGB!. 

4041I97S), dessen § I eine Verfassungsbestimmung enrhält und wo es nunmehr heißt: "Die 

Existenz und Vielfalt politischer Parteien sind wesenrliche Bestandteile der demokratischen 

Ordnung der Republik Österreich (Art. I B-VG)." Im § 2 werden ganz ähnlich wie im deut

schen GG die Aufgaben bestimmt: "Zu den Aufgaben der politischen Parteien gehärt die 

.\1itwirkung an der politischen Willensbildung."'-' 

tiven der Panelenforschung 11\ Deutschland. a. a. 0., S. 187-210; fur ÖsterreICh siehe Herbert 
Darhs 1988: Bilrgcrlisten und grün-alternative Parteien in Ö~terrelch. In: Amon PelllJkaJ Fritz Plas

ser (Hrsg.), Das ö;rerrelChische Parteiensystem. WIen/Köln/Graz: Böhlau, S. 181-208: Herbert 

Dachs 1992' Gninalternauve Parteien. In: H. Dachs et al. (Hrsg.), Handbuch des politischen Sy
stems ÖsterreIchs. Wien: ,\tanz, S. 263-274; Remhold Chmttan 1996' Die EntWICklung der Grü

nen. In: Österreichlsches Jahrbuch fur Politik 1995, S. 243-260; Martin Dokzal 1997. InnerparteI

liche Demokraue bei den \X'iener Grünen: Wahlen von Paneiämtern und Listenplätzen 

1986- 1996. In: Österreichisches Jahrbuch fur Polmk 1996: 477-500. 

21 Hans R KkcatrkylStegbert }l!o1!cher 1997: Die osterreichische Bundesverfassung. \X'ien: Manz, 8 

Aufl., S. ~98 f; vgl. auch V?olfKang c: Mülkr 1992: Das Parteiensystem. In: H. Dachs et a1. !Hrsg.), 

Handbuch des politISchen Systems Ö'terreichs, a. a. 0., S 181-196; der Art. 21 des deutschen 

Grundgesetzes lautet wörtlich: 

(I) Die Parteien \\1rken bel der politISchen \X'illensbildung des Volkes mit. Ihre Gnindung Ist 

frei. Ihre innere Ordnung muß demokratischen Grundsatzen entsprechen. Sie mussen llber die 

Herkunft und Verwendung ihrer .\!mel sowie uber ihr Vermögen öffentlich Rechenschaft geben 

(2) Parteien, die nach Ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, 

die freiheitliche demokratISche Grundordnung zu beeinträchugen oder zu beseiugen oder den 

Bestand der BundeHepublik Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig. Cber die Frage 

der Ver&ssungswldrigkelt entscheidet das BundesverfassungsgerIcht. 

(J) Das :-':ähere regeln Bundesgesetze. 

Siehe zu (3) das ~Geserz über die politischen Parteien (Parteiengeserz)" in der Fassung der Be

kanntmachung vom 31. Januar 1994. wo es im 5 2 zum Begriff der Partei heißt: n(I) Parteien sind 

\'ereinlgungen von Bürgern. die dauernd oder für langere ZeIt rur den Bereich des Bundes oder 

eines Landes auf die politische ~"illcnsbildung Einfluß nehmen und an der Vertretung des Volkes 
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Parteien sind Vereinigungen von Bürgern, die dauernd oder für längere Zeit sich in einer qua

lifizierten WeISe politisch betätigen wollen - die substantielle Manifestierung einer Absicht 

führt den Status der Partei herbei. Der zeitliche Faktor kann also nur bedeutsam werden, wenn 

Programmatik oder sonstige Selbstdarstellungen an der Längerfristigkeit der ins Auge gefaßten 

politischen Tätigkeit zweifeln lassen. Man mag streiten, ob die Teilnahme an nur einer Wahl 

ausreicht, wenn die Partei selbst diese für besonders wichtig hält. Man wird jedenfalls hinneh

men müssen, daß eine Partei ihr Wirken an eine auflösende Bedingung dergestalt knüpft, daß 

sie nach Erreichung schon eines politischen Ziels ihren Beitrag als erschöpft ansieht!' 

Nach dem Art. 21 GG und auch nach dem § 2 des österreichischen Paneiengeserzes wirken 

politische Paneien bei der "Willensbildung des Volkes" mit - des Volkes, von dem alle Staats

gewalt "ausgeht" , und die es im Wege der "Repräsentation" ausübt -, d. h., das Paneienrecht 

bestimmt gerade nicht, daß die Willensbildung durch Paneien "erfolge"; Paneien besitzen 

weder in der Mirwirkungs- noch in der Repräsentationsfunktion ein Monopol, weshalb auch 

sog. Wählervereinigungen zugelassen sind. Paneien haben gegenüber dem Staatsbürger kei

nerlei Hoheitsrechte, sondern stehen ihm als mehr oder weniger "private Vereinigungen" ge

genüber, umgekehrt hat der Bürger keinen Rechtsanspruch auf Aufnahme in eine Partei oder 

auf Einhaltung von gemachten Versprechungen. 

Wegen der unzweifelhaften Anerkennung der Paneien im Parlamentsrecht als "Fraktio

nen"'l konnte man die Paneien nicht mehr staatsrechtlich als "extrakonstitutionelle Erschei

nung", als ein dem "Staatsorganismus fremder sozialer Körper" oder als "gesellschaftliche Bil

dungen, die als solche nicht Gegenstand der Staatsrechtslehre selbst sind", begreifen - wie 

noch in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts -, sondern mußte sie zumindest veifassungs

rechtlich inkorporieren und gelangte so zu den Formel, politische Parteien besäßen zwar ei

nen verfassungsrechtlichen Status, gehörten jedoch nicht in den "Bereich der organisierten 

Im Deutschen Bundestag oder einem Landtag mitwirken wollen, wenn sie nach dem Gesamtbild 

der tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach Umfang und Festigkeit ihrer Organisation, nach 

der Zahl ihrer Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der Öffentlichkeit eine ausreichende 

Gewähr für die Ernsthaftigkeit dieser Zielsetzung bieten. Mitglieder einer Partei können nur 

natürliche Personen sein. 
(2) Eine Vereinigung verliert ihre Rechtsstellung als Partei, wenn sie sechs Jahre lang weder an 

einer Bundestagswahl noch an einer Landtagswahl mit eigenen Wahlvorschlägen teilgenommen 

hat." Zit. n. der Textausgabe "Grundgesetz" der C. H. Beck'schen Verlagsbuchhandlung. Mün

chen 19% 52. Aufl., 5. 405. 
Z2 Phi/ip Kunig 1987: Parteien. In: JosefIsensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts 

der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II. Heidelberg: C. F. Müller, S. 103-148, hier S. 107. 

23 Wir kommen im nächsten Kapitel darauf zurück. 
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Staadlchkeit"'-". - Die entscheidende Problematik der staatsrechtlichen Behandlung der po

litischen Parteien liege in der Unterscheidung von "Staat und Gesellschaft", auf die die deut

sche Staatsrechtslehre trOtz wachsender Schwierigkeiten nicht verzichten zu können glaubt. 

"Die Parteien stehen zwischen Staat und Gesellschaft. Diese These setzt voraus, daß die Un

terscheidung von Staat und Gesellschaft nicht nur eIne Konzeption vergangener politischer 

Theorien ist, sondern daß man sie auch heute aus in der Sache liegenden Gründen unter

scheiden kann und unterscheiden muß."!! Deshalb wird aber die "StandortfTage" zum Haupt

problem der staatsrechdichen Paneienmeone, denn zum einen seien die Parteien in der Ge

sellschaft "verwurzelt", selen Ausdruck des gesellschaftlichen Pluralismus, und deshalb 

garantiere das Parteientecht die Gründungs- und Betätigungsfreiheit der Parteien, auf der an

deren Seite zielen die Parteien explizit auf die Übernahme der "Staatsleitung" ab'6 und wird es 

heute Im Unterschied zu früheren Epochen - als Kennzeichen einer "Parteiendemokratie" 

anerkannt, daß der Staat selbst ein parteipolitisch besetzter und gesteuerter Staat ist!7. Die 

24 Phlltp Kumg 1987: Parteien, a. a. ° , S. 144. Zum Partelenrecht der BundesrepublIk siehe Insbes. 

auch DanitriI Th. Tsatsos 1997: Die polItISchen Parteien In der Grundgesetzordnung. In: Oscar W 

Gabriel/Oskar 0liedermayer/Rtchard StÖSS (Hrsg.), Parteiendemokratie in Deutschland, a. a. 0., 

S. 133-156. 

25 v('ilhelm Henke 1976: Die politISchen Parteien zwischen Staat und Gesellschaft. In: Ernst-Wolf

gang Böckenförde (Hrsg.), Staat und Gesellschaft. Darmstadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft, 

S. 367' 394, hier S. 367 

26 Dll'tI'r (mmm 1991: Die Zukunft der Verfassung. Frankfurt am Mam: Suhrkamp, S 269: "Der Um

stand, daß die Parteien in der Demokratie die Vermittlung zwischen Volk und Staat übernehmen, 

macht Ihre systematISche Einordnung zum Problem. Von der Herkunft zweifellos gesellschaftlich, 

Ist ihr Ziel doch der Staat Der Organisationszweck besteht In der Übernahme der Staatsleitung." 

- Ganz ähnlich auch Heinrich Obl'Trl'Uter 1992. Politische Parteien: Stellung und Funktion Im Ver

fassungssystem der BundesrepublIk. In: Alf Min t2e1l HeInnch Oberreuter (Hrsg.) , Parteien in der 

Bundesrepublik Deutschland. Opladen: Leske + Budrich, S. 15-40; nach dem deutschen GG hätten 

die Parteien lediglIch die Aufgabe, an der Willensbildung des Volkes mitzuwirken, aber das sei l1Icht 

erschöpfend, so der Autor, denn es gehe auch um die "Besetzung staatlicher Ämter und die Staats

leitung durch Personen, die ruhrende Repräsemanten der Parteien sind, parteIlichen Bindungen 

und innerpatteilichen Ausv.:ahlverfahren unterliegen .... Damit sind die Parteien l1Icht mehr allein 

dem gesellschaftlIchen Bereich ZUluordnen. Sie wurzeln vielmehr mit den Füßen in der Gesellschaft, 

reichen aber mit dem Kopf in den Staat. Das heißt, sie Sind gesellschaftlIChen Crsprungs, IdentIfi

zieren gesellschaftlIche Probleme und fuhren sie poliuschen Lösungen zu. Sie werben In der Gesell

schaft rur Zustimmung zu diesen Lösungen und Konzepten. Ihr Ziel ist es jedoch, die Staatsleitung 

zu llbernehmen . Denn damit fällt ihnen die \1öglichkeit allgemeinverbincllicher politIScher Ge

staltung nach ihren eigenen Prioritäten zu" (S. 24). Indem die Politikwissenschaft vom "politischen 

System" spreche, entziehe sie sich der Frage nach dem "Ort der Parteien 111 Staat und Gesellschaft". 

2~ Mit Ausnahme der Genchtsbarkelt und der Verwaltung, so Dleter Grimm 1991: Die Zukunft der 

Verfassung, a. a. 0, S. 282; siehe auch Wolfiang Horn 1981: Parteienstaat und Partelendemokra-
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Staatsrechtslehre könne nicht in traditioneller Weise fortfahren, die Staatsorgane nach Zu
sammensetzung, Kompetenz und Verfahren so zu schildern, "als gäbe es keine Parteien, und 
diese dann als ,politische Kräfte'lediglich danebenzustdlen"2l. Trottdcm habe es dabei zu b1ei
ben, "daß die Paneien sich in dem parteienrechtlich nicht restringierten Bereich des Gcseß. 
schafclichen und der allgemeinen politischen Freiheit bewegen. Alles andere läge in der vom 
Bundesverfassungsgericht verworfenen ,logischen Konsequenz eines radikal zu Ende gedach
ten Paneienstaates'. "19 Angesichts einer solchen Einbetonierung auf eine unauflösbar wider
sprüchliche, staatsrechtliche Paneientheorie scheint es sogar unerheblich zu werden, ob die 
dahinterstehende Unterscheidung von Staat und Gesellschaft überhaupt noch bcgründbar ist. 

Die Redeweise von der" vermittdnden SteUung zwischen Staat und Gesellschaft", die die Par
teien einnehmen, ist im übrigen immun gegenüber jeglicher staatstheoreti.scher Einsicht über 
die Begründbarkeit der Unterscheidung zwischen Staat und Gesellschaft, mag diese im Sinne 

heuristischer Kategorienbildung an Plausibilität verloren haben, künftig weiter verlieren oder 
schon heute sinnlos sein: Das Grundgesetz zwingt im Sinne der vnfassungmchtlichm Katcgo

rienbildung zur Unterscheidung zwischen einem Raum, aus dem heraus der Bürger politische 

Impulse über die Wahl von Paneien umsetzt in Ämterzuweisungen, und einer staatlichen 
Sphäre, die diese Impulse empfängt. Diese verfassungsrechdiche Grundrechtsstruktur bleilK 

von politischen Veränderungen ebenso wie von soziaIwissenschchem Einsichtsgcwinn un

berühtt. Sozialer Wandd vermag daher auch Paneien nicht zu Trägem öfkndicher Gewalt zu 
machen. JO 

Die Politikwissenschaft habe es sich zu leicht gemacht, so Grimm, wenn sie die politisc::bm 
Paneien als ein Subsystem des politischen Systems definiene, weil der Preis dafür der .. V. 
zicht auf einen Begriff des Staates" gewesen seiJl• Grimm stellt zu Recht die Frage nach eiact 

tie - Bemerkungen zur Parteienrechtsprcchung des Bundesverfassungsgechts. In: Lochar AJbtp 

tinlWerner Link (Hrsg.), Politische Parteien auf dem Weg zur parlamentarischen DemoIaaäe iII 
Deutschland. Düsseldorf. Droste, S. 345-362. 

28 Didn Grimm I99I: Die Zukunft der Verfässung, a. a. 0., S. 295. Vgl. RicIxmI StiiSI I99J: Parräalo 
staat oder Paneiendemokratie? In: Oscar W. GabriellOskar N"tedermayerlRichard Stöss CHnIJ. 
Parteiendemokratie in Deutschland. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 13-36. 

29 Pan- &uJura I987: Die parlamentarische Demokratie. In: JoseflsenseelPaui Kin:hhof' ...... :3IIIL ... " 

Handbuch des Staatsrechts, Bd. I, S. 953-986, hier S. 983. Genau in dieser Problematik .. 
Luhmann, der Kern der Paneienkritik: Von Staatsämtern werde effektives Handeln 
während in den Parteien nur .,geredet" wird, siehe NJt/4s ltJmumn I992: Die Unlbdicbl!lIciI:. 

Paneien. In: Siegfried Unsdd (Hrsg.), Politik ohne Projekt? FrankfUrt am MaiD: Suh_ap."'l 

4M3· 
30 Philip KMnig I98r. Parteien, a. a. 0., S. LU. 

31 Didn Grimm I99I: Die Zukunft der Verfassung. a. a. 0., S. 270 f. 
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Konzeption zum "Staat als Subsystem" und es ist auch einzuräumen, daß die Polirikwissen

schaft - vor allem im Anschluß an die System theorie von David Easron" - auf einen Staars

begriff verzichten zu können glaubte. - Wir haben in der Einleirung bzw. in den Kapiteln vier 

bis sieben vorgeschlagen, den Staat als Einheit eines Komplexes von Imtitutionen bzw. von In
frastrukturen zu definieren, und zwar als gewaltbasierre Infrastrukruren in Gestalt von Militär 

und Polizei, als ressourcen- oder geld basierte Infrasuukruren durch Steuern und Finanzen, 

als wissensbasierre Infrasuukruren für programmiertes Enrscheiden in Gestalt von bürokra

tischen Verwalrungen, und schließlich als Steuerungsebene (programmierende Infrastrukru

ren) in Gestalt der "Staatsleirung" (Regierungen und Parlamenre). Die polirischen Parreien 

kommen hier nicht vor; sie befinden sich als formale Organisarionen in der Umwelt des Staa

tes und bilden hier zusammen mir den Inreressenverbänden ein eigenes Subsystem des poli

rischen Systems. 

Im vorangegangenen Kapitel haben wir die Sphäre der polirischen Öffenclichkeit ebenfalls 

als ein Subsystem des pol irischen Systems moderner Demokratien definiert, das im wesenr

lichen auf die Themarisierung enrscheidungs- bzw. regelungsbedürftiger gesellschaftlicher Pro

bleme spezialisien ist. oder wenn so will- auf die Selbsrbeobachrung der Gesellschaft für po

litische Themen der Kommunikation. Die Prinrmedien haben in einem ersten evolurionären 

Schub den Demokratisierungsprozeß auf den Weg gebracht. indem sie die traditlOnalen 

Strukturen der alteuropäischen Ständegesellschaft delegitimieren bzw. den freien Diskurs glei

cher Bürger als neues Legitimationsprinzip durchsetzen halfen. Gleichzeirig bringt die poli

tische Öffentlichkeit eine neue Strukrur hervor, nämlich die politischen Ideologien, die seit 

der Französischen Revolution die polirischen Kommunikationen codieren. Politische Ideolo

gien sind vereinfachende, sehr grobe "Landkarten für gesellschaftliche Problemzonen ", sie 

simplifizieren, emotionalisieren, Z,\o\'ingen zu \X'erteselekrionen und apodikrischen Stellung

nahmen usw., auf der anderen Seite steigerten sie die Komplexität des politischen Svstems, 

weil nun jedes Thema zumindest zwei Fassungen erhalten kann, nämlich eme .progressive" 

und eine "konservative". 

Die auroritären Systeme des Vormärz konnren den Prozeß der ExpanSIOn der Kommuni

kation im Subsystem der politischen Öffentlichkeit nur bremsen, aber nicht aufhalten - die 

Informatioossrröme bahnen sich unaufhaltsam ihren Weg. und schließlich sorgen technolo

gische Innovationen wie die dampfmaschinenbeuiebene Rotationspresse dafür, daß auch die 

ärmeren sozialen Schichten mit den neuesten politischen Informationen versorgt werden. 

Spätestens seit 1789 wußten alle Regierungen in Europa um die wachsende Macht der "öf

fentlichen Meinung" - sie zu ignorieren konnre einem .\10narchen nicht nur den Thron, son

dern auch den Kopfkosten. In England verzichtete die Krone auf die Ausübung von Regie-

32 F..a5ton lehm den Sraatsbegri!f nach wie vor ab, siehe Dal,id fuston 1981: The Polinea! Sysrem Be

sieged by rhe rare. In: Polirical Theory: 303-325; Davld Easton 1990: The Analysis of Polinea! 

Srrucrure. :--Jew YorklLondon: Roudedge. S. 191 ff 



rungsmacht und überließ sie der Parlamentsmehrheit. trotzdem befürchtet man 1830. Emg
nisse wie in Paris wären durchaus auch in London möglich. Das Thema .. WahlrcchtsrdOrm· 
steht ab sofon ganz oben auf der Prioritätenliste der Medien- und Publikumsagenda - die al
ten "korrupten" Praktiken sollen endgültig beseitigt werden -. aber das SchIagwon der ..Pr0-
gressiven" heißt noch nicht "democracy". sondern wie in Amerika .. representative govem
ment"JJ. Um 1800 durften in England nur drei von hunden (Männer) wählen. nach der 
Wahlrechtsreform 1832 jeder Zehnte. 1868 ein Drittel. 1885 zwei DrittelJ.4! 

Der kausale Zusammenhang zwischen der Expansion der Kommunikationssphäre der poli
tischen Öffentlichkeit - wegen der ideologischen Strömungen konfliktorisch strukturiert -. in 
welche der Staatsapparat unauflöslich "eingebettet" ist. der Ausdehnung des Wahlrechts. cl. b. 
der Demokratisierung der Staatsleitung in Gestalt frei gewählter Parlamente. und der Entste
hung der politischm Paruim erscheint uns kaum bezweifelbar zu sein: Bis 184B waren .. politi
sche Vereine" in den deutschen Ländern und in Österreich verboten. danach aber schießen sie 
wie die Pilze aus dem Boden. und zwar hauptsächlich als .. Tentakel" der ideologisch gespalte
nen Parlamente. also als WahlvereineJ!. Mit der Aufhebung der Zensur .. explodiert" jedoch auc:b 
die politische Presse. und diese ist - wie wir bereits sahen - primär .. Gesinnungspresse". cl. b.. 
sie orientien an den ideologischen Strömungen des Publikums und formt diese zugleich. Über 
diesen Interaktionsprozeß von massenmedialer Kommunikation und dezentralisierten Diskur
sen der Biligerinnen und Bürger verselbständigt sich die Sphäre der politischen öffentlichkeit. 
mit zunehmmtkr KommunikationsvmJichtung steigt dir Intransparmz dieses Subsystems. Geoau 
darauf sind - so hier die These - die politischen Paneien fonlttiorutl bezogen: 

I. Politische Paneien sind Organisationen. die versuchen. die diffusen ideologi.schcn 
Strömungen der "öffentlichen Meinung" in Programme zu gießen und mit diesen iD 

33 So auch noch bei John Stuart MiO I86uI99I: Consideranons on Representarive GovernmenL But 
falo. New York: Prometheus Books. 

34 Siehe die vorzügliche Darstellung bei D. G. W7igbt I970: Dernocracy and RdOrm. 1815-188S. IW-
10w/Essex: Longman. 

35 Wnner Conu I97o: Das Spann~d von Staat und Gesdlschaft im Vormärz. In: Das. (Hnw.). 
Staat und Gesellschaft im deutschen Vormärz 1815-1848. Stuagan: Ernst Klett. s. 207-170> .... 

bes. S. 234 f.. und hier auch zum Problem des ~" 1848 nach einem haIbcn ...... 
hunden Repression; Wnner BoItJt I97I: Die An1!inge des deutschen PanCMlCSeJls. Padabom: _ 
dinand Schöningh. insbes. S. 46 f.. die Bildung von Vereinen ging von den Fraktionen .... 
sich der Vereine "bedienten";JlWhim Pmchm I9TJ: Dcmokratischc Vereine und pmlßischcr s.. 
MÜDchenlWien: R. Oldenbowg, insbes. S. 96 f[ zum Versuch der "Gründung einer cIaIm_· . 
sehen Panei" und der repressiven Reaktion des Staates; KImu u &yme I978: Partei, FaIaioa. 
Geschichdiche Grundgebriffe. Bd. .: 677-7340 insbes. S. 746 f[ö Tnma &11 1911: Party. 
Terence BalVJames Farr/Russell 1.. Hanson (Hrsg.). PoIitica11nnovarion and Conc:tptual 0. ... 1 
Cambridge u. a.: Cambridge Univ. Press, S. IS5-176. 
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Wahlkämpfen um die Zustimmung der Wähler zu werben. Parteien mllSsen sICh auf 

die Beobachtung und zunehmend auch auf die Beeinflussung - der politischen Öf

fentlichkeit spezialiSieren, sie sind - um mit Luhmann zu argumentieren - "Beobach

ter zweiter Ordnung", Beobachter von Beobachtern. Im laufenden politischen Tages

geschäft unserer Gegenwarrsdemokratien sind es im wesentlichen die Parteigremien, 

die darüber entscheiden, welche Themen/Anliegen der politischen Öffentlichkeit für 

die weitere Behandlung in den Organen der Staatsleitung aufgegriffen werden sollen. 

Parteien bewerkstelligen einen hochsefektiven Transfer von Issues der Öffentlichkeit zu 

Sachthemen der Parlaments- und Regierungsarbeit bzw. zu Themen der parlamenta

rischen Opposition. "Issues" sind regelungsbedürftige gesellschaftliche Probleme, über 

die nach ideologischen Gesichtspunkten kontrovers diskutiert wird. Das Parteiensy

stem erfüllt die Funktion des selektiven Transfers solcher Issues vom Subsystem der 

politischen Öffentlichkeit zum Subsystem des Staates, konkret zur Ebene der Staats

leitung' 6. Dieser Vorgang kann, muß aber nicht, unter dem Gesichtspunkt von "In

teressen" beobachtet werden. 

2. Politische Parteien rekrutieren Personal für die Beserzung der Ämter der Staatsleitung. 

Schon Max Weber war überzeugt, daß es die vornehmste Aufgabe der Parteien sei, qua

lifiziertes Führungspersonal hervorzubringen. Von den "Beamtenkabinetten" der Kai

serzeit hatte Weber bekanntlich keine gute Meinung' 7• Leadership-Qualitäten38 sind auf 

der Ebene der Staarsleitung auch heute noch von hervorragender Bedeutung, wenngleich 

das .. Schicksal' eines Staates nicht mehr davon abhängt. Die Gefahr der Regression der 

OrgaJ1lsation der Staatsleitung auf "personal Rule" scheint gebannt zu sem, obwohl das 

Problem gerade wegen der Tendenzen der Massenmedien zur "Personalisierung der Po

litik" nicht völlig aus der Welt geschafft 1St. Die Sozialisation und Vorhaltung von quali

fiziertem Politikerpersonal ist eine Funktion, die nur die Parteien erfüllen können - viel

leicht auch die Verbände, aber diese mllSsen darauf nicht spezlafzsiert sein39 . 

36 Diese Formulierungen kommen der sog. Lmkage-Theorie sehr nahe, Siehe auch lVzy uwson 1988: 

When Parties Fall. In: Kay Lawson/Perer H . Merkl (Hrsg.), When Pames Fail. Emerging Alter

narive Organiutions. Princeron, J: Princeron Univ. Press , S 13-40, insbes. S. 14 im Anschluß 

an V. 0 Key, .Iinkage means simpl)' ,the Interconnecrions berween mass opmlon and pubhc de

cision'." leider vermißt man bei Lawson eine Theorie der Subsysreme des politischen Systems, 

deshalb fallt er zurück auf eine Linkage-Theorie "beC\veen clllzen and srare". 

37 ,\1ax Weber I988: Parlament und Regierung Im neugeordneren Deutschland. In: Ders., Gesam

melre Politische Schriften, hrsg. v. Johannes Winckelmann, Tübingen: Mohr, S. 306-443, msbes. 

5.346 ff. 

38 Anton Pe/inka I997: "Leadership": Zur Funkrionalirär emes Konzepts. In: OZP 26: 369-376, so

wie auch andere Beirräge im Heft 4197 mit dem Schwerpunkr[hema: Leadership. 

39 Die Tatsache, daß Parteien zeiC\veise "Seiteneinsteiger" zugelassen oder gar favorisiert haben, 

wurde als Zeichen der .,Offenheit" der Parteien begrüßr, aber da Ist mittlerweile wieder Ernüch-
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Politische Paneien als Einzelorganisationen können eine ganze Reihe von Funktionen erfüllen 

und tun dies auch, weshalb die oft langen Funktionskataloge der Parteienliteratur nicht zu

fällig aufscheinen, so z. B. die 16 Funktionen für "Volksparteien" bei AlfMintzeI4C", das Par
teiensystem als Subsystem ist jedoch zu definieren in der Relation zum politischen Gesamrsy

stern, und dIese Differenz erscheint uns in der Parteienforschung bislang unterbelichtet 

geblieben zu sein. - Etwas zynisch, aber nicht unrealistisch, ließe sich behaupten: Die wich

tigste Aufgabe einer Einzelpartei sei es, laufend zu beobachten, was die anderen Parteien tun 

terung eingekehrt - die wenIgsten erwiesen sich als "gute Politiker". Siehe grundsätzlich Hemo 
Kaack [97[: Geschichte und Struktur des deutschen Parteiensystems. Opladen: Westdeutscher Ver

lag: "Die Rekrutierung der politischen Führungskräfte dürfte letztlich die wichtigste Aufgabe der 

Parteien in der parlamentarischen Demokratie sein" (S. 15). Die Rekrutierungsfunktion ist letzt

lich ebenfalls eine Selektionsfunktion, nämlich der Selektion von Personal, so daß wir dem Partei

ensystem eine doppelte Selektionsfunktion zuschreiben können, nämlich I. der Selektion von Is

sues, und 2. der Selektion von Personal für die Ärmer der Staatsleirung. - Für die zentrale 

Bedeutung dieses Aspekts siehe Franz Walter [995: Partei der ewigen 70er: Zur Krise der SPD in 

der Ara Scharping. In: PVS 36: 706- -718: "Personen an der Spitze der Parteien vor allem werden 

in der modernen Mediendemokratie immer wichtiger. Der Politikwissenschaft fällt es schwer, da

mit umzugehen. Sie beschäftigt sich mit Strukturen und Systemen, mit Organisationen und In

stitutionen, mit Verfassungsnormen und polItischen Ideen, mit Konfliktmechanismen und Kon

sensstrategien. Die politische Persönlichkeit überläßt sie, süffisant zumeist, den Traditionalisten 

der Geschichtsschreibung. Im Notfall bedient man sich, wenn es nicht anders geht, der Weber

sehen Kategorie des Chansmas. Aber es ist mehr als Charisma, was fuhrende und erfolgreiche Po

litiker heute auszeichnet. Sie ersetzen einen Teil der herkömmlichen Parteistrukruren. Die Partei

organisationen sind zu schwerfällig, um auf die rasch wechselnden Herausforderungen, Themen 

und Diskussionen schnell genug zu reagIeren. Das ist mittlerweile die Aufgabe der modernen 

Führungsfigur, die in Habitus, SymbolIk, Stil und Sprache flexibel auf gewandelte Erwartungen 

und verschiedene Milieus reagieren muß. Sie wird zur Schlüsselgestalt, durch die sich Parteien 

darstellen und über die MedIen den Wählern präsentIeren. Sie braucht Raum und AutonomIe, 

um beweglich handeln zu können, darf nicht nur Vollzugsbeamtin von Parteitagsbeschlüssen sein. 

Wenn es sein muß, ersetzt sie Parteitage und Programmdiskussionen. Personen können das schaf

fen, was mit Programmen nicht mehr gelingt: Sie können verschiedene, oft auch gegensätzliche 

Milieus beeindrucken, vor allem auch solche, die auf politische Theorien oder gar Ideologien nicht 

im geringsten ansprechen" (S. 713). Siehe auch Hilke Rebenstorf199I: Politische Herkunft und po

litische Karriere. In: Hans-Dieter Klingemann/Richard Stöss/Bernhard Weßels (Hrsg.), Politische 

Klasse und politische Institutionen. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 217-234; Hilke Rebenstorf 
1992: Steuerung des politischen Nachwuchses durch die Parteifuhrung? Personalrekrutierung un

ter den Bedingungen gegenwäniger Erfordernisse politischer Steuerung. In: APuZ B 34-35: 45-54, 

insbes. zur "dünnen Personaldecke" so mancher Parteien. 

40 Alf Mintzel 1984: Die Volkspartei, a. a. 0., S. I03 f; siehe auch die lange Liste bei Martin P. Wat

tenberg 1994. The Decline of American Political Parties 1952-1992. Cambridge, Mass.lLondon: 

Harvard Univ. Press, S. I f 
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und daraus Schlußfolgerungen für die eigenen Strategien zu ziehen. Da die Erfolgsbedin

gungen aller Parteien abhängig sind von Zustandsveränderungen in der Sphäre der politi

schen Öffentlichkeit, bewegen sich die Parteien grundsätzlich in zones ofuncertamty", welche 

dIe eigene Organisation ständig zu Anpassungen zwingen. Das gilt vor allem für Verände

rungen bel den ideologischen Strömungen: Politische Parteien sind Ideologien konkretisierende 

Organisationen; das Parteien system transfomiert den diffusen ideologischen Konflikt in einen 

organisIerten Konflikt und macht ihn dadurch überhaupt erst auf der Ebene der Staatsleitung 

entscheidbar41
• 

Auf diesem Hintergrund wollen wir die bisherige Theoriedebatte kurz Revue passieren las

sen: Das Parteienrecht bestimmt politische Parteien über ihre Funktion der "Mitwirkung bei 

der Willensbddung des Volkes". Der Begriff "Willensbildung" stammt aus der Willensmeta

physIk des deutschen Idealismus und lebt von der Übertragung eines Merkmals eines Einzel

subjekts auf ein fingiertes Kollektivsubjekr. Selbst für das Einzelsubjekt kann man auf den 

Begriff des "Willens" verzichten und mit Theorien der "politischen Kognitionen"4J (z. B. mit 

der Schema-Theorie) weiterarbeiten. Der Begriff "Volk" hatte eine prominente Stellung in 

der sog. "organischen Staatslehre" des 19. Jahrhunderts, ist daher kein ideologiefreier Begriff, 

ebensowenig wie der darauf bezogene Begriff der "Volkspartei". VolksparteI ist ja seinem Ur

sprung nach eine Selbstbezeichnung konservativer Parteien um die Wende vom 19. zum 

2.0. Jahrhundert und wandte sich als ideologischer Kampfbegriff gegen sozialistische "Klas

senparreien": "Mit dieser Selbstbezeichnung sollte ihrem politischen Anspruch nach mcht nur 

einzelne soziale Klassen vertreten werden, sondern das ganze Volk."44 Wie wir bereits sahen, 

spielte der Begriff "Volk" im Arsenal der gemeinschaftsideologischen Kategorien nationalisti-

41 Angelo Paneblanco 1988' Pollneal Pames: Organization and Power. Cambridge u. a.: Cambridge 

Univ. Press, S. 38. 

42 Ahnlich, aber vom Standpunkt des Ranonal-Choice-Ansa=sJohn H. Aldrich 1995-" Why Panies? 

The Origin and Transformation ofPolitieal Panies in America. Chicago/London' The Unlv. of 

Chicago Press. 

43 Bradley M. Rll-hardson 1991: European Party Loyalcies Revisited. In: American Politleal SClence Re

view 85: 751-775 wäre ein treffliches Beispiel fur unseren Theorievorschlag. 

44 AlfMintul 1984' Volkspartei, a. a. 0., S. 23; man sollte daher den Begriff in der wissenschaftlIchen 
Terminologie fallenlassen, so Minrzel S. 121; zu den Begriffen "Volk", "Nation" siehe Reinhart Ko
selleck et al. 1992 Volk, Nation, Nationalismus, Masse. In Geschichdiche Grundbegriffe, Bd. T 
141 '432; insbes. S. 393 fr zur begrifflichen Verwendung von "Volk", "Volkskrieg", "Volksheer" 

"Staarsvolk", "Volksstaat", "Identität von Volk und Staat, Staarsvolk im Volksstaat" bei Hugo Preuß 
vor und nach dem Ersten Weltkriege, als der Volksbegriff in die deutsche Verfassung aufgenom

men wird, wo es heute noch im GG Art. 20 (2) heißt: ,,Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus." 

ÄhnlICh das österreichische B-VG, Art. 1: "Österreich ist eille demokratische Republik. Ihr Recht 

geht vom Volk aus." Man konnte sich damals der Verfuhrung durch den Volksbegriffkaum ent
ziehen. 
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scher Strömungen eine zentrale Rolle, hier als Fiktion einer vorstaadichen, homogenen Ge

meinschaft. Wir ersetzen den Begriff "Volk" durch eine Theorie der "politischen Öffentlich-
keit"4< . 

Schwieriger ist die Frage zu beant",.onen, ob politische Paneien "Interessen" venreten oder 

nicht. In den meisten politikwissenschaftlichen Funktionsbestimmungen kommen ja, wie wir 

sahen, Begriffe wie" I nteressenanikulation", "Interessenaggregation ", "Interessenreprasenta

tion"46 usw. immer wieder vor. - Etvvas zynisch könnte man auch hier antworten: Natürlich 

vemeten Parteien Interessen, nämlich ihre eigenen! Entsprechend dem Rational-Choice-An

satz wäre das sogar die einzig richtige Antwort47
• Das dahinter steckende Problem verweist je

doch in Wahrheit auf die Beziehung von Parteien zu den Interessenverbänden: Beide entste

hen historisch fast gleichzeitig, enrwickeln sich in Koevolution4B; beide existieren trOtz enger 

Verflechtungen heute noch, und das deutet daraufhin, daß Paneien und Verbände erwas Un

terschiedliches, für das politische System Unentbehrliches leisten. 

Interessenverbände organiSieren Interessenkonflikte des Wirtschaftssystems; sie sind fast aus

schließlich darauf spezialisiert, ohne jedoch deswegen Organisationen des Wirtschaftssystems 

zu sem (wie die Unternehmen), im Gegenteil, sie sind Organisationen des politischen Systems 

und besitzen - als Tarifparteien - sogar das staatlich delegierte Recht auf Erzeugung kollek

tiv verbindlicher Entscheidungen. Die Kammern in Österreich fungieren in vielerlei Hinsicht 

wie staarliche Bürokratien - bis hin zur Ausstellung von Bescheiden4'. Die Verbände beob

achten die Winschaft, übersetzen Probleme des Winschaftssystems in politische; sie definieren 
ökonomische Gegensätze als politische, also regelungsbedürhige Konflikte<o. Bei den aus dem 

\Vtrtschaftssystem stammenden Konflikten geht es selten nur um Tarifauseinandersetzungen, 

45 Jürgen Habermas 1990: Volkssouveränirät als Verfahren. Ein normativer Begriff der Öffentlichkeit 

In : Ders .. Die Moderne Ein unvollendetes Projekt. Leipzig: Reclam-Verlag, S. 180-212. 

46 Elmar Wiesmdahl 1992: Volksparteien im Abstieg. ~achruf auf eine zwiespältige Erfolgsgeschichte. 

In: Aus Politik und Zeitgeschichte (APuZ) B 34-35: 3-14, insbes. S. T Parteien hätten "Interes

senrepräsentationsparteien " zu sein, oder sie "hören auf zu existieren". 

47 John H Aldnch 1995." Why Parties? Chicago/London: The Univ. ofChicago Press, insbes. S. 20 f., 

Parteien seien die Geschöpfe von ambitiOnierten Politikern, von elative office seekerr, denen es in 

erster Linie darauf ankomme, Wahlen zu gewinnen, und indem sie dies tun und sich "rational" 

verhalten, d, h . ihre eigmm Interessen verfolgen, lösen sie Probleme von collecth'e action, usw, 

48 Für die Koevolution von Gewerkschaften und sozialistischen Parteien siehe Seymour Martin Lip

set 198].' Radicalism or Reformism: The Sources ofWorking-Class Politics, In: American Political 

SClence Review 77: 1-18, Wir kommen darauf zurück, 

49 Darin liegt eines der Probleme des Kammerwesen, also ihr hochbürokratischer Charakter auf der 

Basis der Pflichtmirgliedschaft, siehe Anton PelinkalChristian Smekal 1996 (HrsgJ Kammern auf 

dem Prüfsrand. Wien: Signum Verlag. 

50 Joseph H Kmser 198;. Verbände. In: Joseph Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staats

rechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, a. a. 0.; S, 149-170; Franz Traxler 1991: Regieren 
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sondern auch um Fragen der Steuerung von Rahmendaten wie z. B. Inflationsraten, 

Währungs- und Geldwerrsrabilirät, Wirrschafrswachstum, Zinspolitik, "Standorrfragen", Un

terversorgung mit Beschäfngung (Arbeitslosigkeit), Gewerberecht, Ladenöffnungszeiten bzw. 

Arbeitszeirregelungen, Konsumenrenschurz, Emmissionsschurz usw. Was aber die Funk

tionäre von ihren Klienrelen signalisien bekommen, sind Interessen, unendlich viele Einzel

inreressen, im wesenrlichen aus den Berrieben. Die primäre Aufgabe der Verbände ist daher: 

Registrierung und Aggregierung von Inreressen dergesralt, daß zumindest für bestimmte Sek

roren der Wirrschafr verhandelbare Posinonen herauskommen. Wie die Geschichte des Neo

korporatismus!' lehn, war der Staat bei der Errichtung der Wirrschafuverbände federführend 

beteilige, denn die Alternative wären unzählige parrikulare Einzelkonflikte gewesen, die der 

Staat mit hohen Kosten und legitimarorischen Risken härte "verpolizeilichen" müssen (Stich-

die Verbande? Ihr wlrtschaftspolmscher Einfluß und dessen Effekte im internationalen und tn

tersekroralen Vergleich. In: H.-H Harrwich/G. Wewer (Hrsg.), Regieren in der Bundesrepublik 

IlI. Opladen: Leske + Budrich, S. 133-150; Hilke Rebmstoif1993: Gesellschaftliche Inreressenre

präsenratlon und politische Inregration. In: D. Herzog/H. Rebensrorf/B. Weßels (Hrsg.), Parla

ment und Gesellschaft. - Eine FunktIonsanalyse der repräsentativen Demokratie. Opladen: West

deutscher Verlag, S 53-98; Theo Schzfler 1997: Parteien und Interessenverbände. In: Oscar W. 

GabriellOskar NiedermayerlRichard Stöss (Hrsg.), Parreiendemokratie in Deutschland, a. a. 0., 

S. 459-476. 
51 Zum Problemkreis :\leokorporarismus gibt es etne Unmenge an Literatur, wir greifen sehr selektiv 

einige Schriften heraus z. B. Klaus V. Bryme 197 9: Der Neo-Korporansmus und die Politik des be

grenzten Pluralismus tn der Bundesrepublik. In: Jürgen Habermas (Hrsg.), Stichworte zur "Gei

stigen Situation" der Zeit. Frankfurt arn Main: Suhrkarnp; Claus Offi 1984: Korporatismus als Sy
stem nichrstaadicher Makrosteuerung? In: Geschichte und Gesellschaft 10: Z34-256; Suumne D. 

Berger 1981 (Hrsg.); Organizing Inrerests tn Western Europe. - Pluralism, Corporatism, and ehe 

Transformation of Politics. Carnbridge u. a.: Cambridge Univ. Press; Ulnch von Alemann 1988: 

OrganiSierte Inreressen. Von der "Herrschaft der Verbände" zum "Neokorporatismus"? In: Ste

phen von BandemeriGöttrik Wewer (Hrsg.), Regierungssystem und Regierungslehre. Opladen: 

Leske + Budrich, S. 219-234; zur Sozlalparrnerschaft in Österreich Emmmch Talos 1992 SOZIal

partnerschaft. Kooperation - Konzertlerung - politl5che Regulierung. In: H. Dachs et a1. (Hrsg.), 

Handbuch des politischen Systems Österreichs, a. a. 0., S. 390-410; Franz Traxler 1992: Gewerk

schaften und Unternehmerverbande in Österreichs politischem System, ebenfalls in: H. Dachs et 

a1. (Hrsg.), Handbuch, a. a. 0., S. 335-352; sowie die Beitrage in Emmmch Talos 19931Hrsg.) So

zialparrnerschaft. - Konrinuirat und Wandel etnes !\.1odells. Wien: Verlag für Gesellschaftskritik. -

Die Theorie ist mitderweile vom :\leokorporatismus abgerückt und zur .. ~erzwerkanalyse" über

gegangen, so Klaus v. Bryme 1998: Spätpluralismus? Paradigmawandel der Inreressengruppen-For

schung. In: Werner Jann/Klaus König/Christine LandfriedlPeter Wordelmann (Hrsg.), Polnik 

und Verwaltung auf dem Weg in die transindustrielle Gesellschaft. - Carl Böhret zum 65 Ge

burtstag. Baden-Baden: omos, S. 45-60. 
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wort: Wirrschaftsfriede)51
• Daran konnte auch der Wirtschafr nicht gelegen sein, weil mit zu

nehmender Verflechtung der Wirtschaftsprozesse das ganze System immer störanfälliger 

wurde und oft schon die bloße Antizipation von Störungen Störungen verursachen konnte -

ein Effekt der beschleunigten Informationssrröme in der modernen Gesellschafr, wie wir be

reits sahen, nicht zuletzt aufgrund der Entwicklung der Massenmedien. 

Die politischen Parteien dagegen beobachten die politische Öffenrlichkeit im Hinblick auf 

Issues, die ihnen in ihr ideologisch-programmatisches Profil zu passen scheinen, gleichgültig 

aus welchem Funktionssystem der Gesellschafr das Issue letzrlich stammt, z. B. aus der Fami

lie (Gewalt In der Familie, Eherecht, Kinderbeihilfe, Karenzgeld, Frauenförderung), aus dem 

Rechrssystem (Strafrecht, Gefängnisverwaltung, Kriminalitätsbekämpfung usw.) oder aus an

deren Systemen, d. h., die politischen Partezen sind relativ unspezialisierte Beobachter regelungs
bedürftiger Probleme aus irgendwelchen Bereichen der Gesellschafr. Aus diesem Grunde wären 

Parteien, die sich selbst als Interessenvertretung mißverständen, Organisationen mit einer 

außerordenrlich hohen Ignoranz für den Großteil der Fragen der Gesellschafrspolitik; und 

auch das würde beobachtet werden, d. h., solche Parteien müssen bei Wahlen naturgemäß 

schlecht abschneiden. - Nach unserer Definition können wir uns politische Parteien ohne 

ideologische Brille nicht vorstellen, d. h., jede Partei trifft andere Selektionen, andere Bewer

tungen, setzt andere Prioritäten usw., und das betrifft natürlich auch die Issues der Wirtschaft. 

"Linke" Parteien kämpfen aufgrund ihrer Ideologie für "mehr soziale GerechtigkeIt" und wei

sen deshalb ein stärkeres Naheverhälrnis zu den Gewerkschafren auf; "rechte" Parteien legen 

mehr Wert auf "Recht und Ordnung", tolerieren in viel höherem Maße soziale Ungleichhei

ten - auch solche, die aus der Wirtschaft stammen -, und stehen deshalb in ideologischer 
Wahlverwandtschaft zu den Unternehmern. Dessenungeachtet gehen die Wahlverwandt

schafren nie so welt, daß es keine Konflikte zwischen ihnen gäbe: Gewerkschafrliche Interes

sen konfligieren immer wieder mit sozialdemokratischen Zielenil, wie auch auf der anderen 

Seite unternehmerische Interessen mit "chrisrlichen Werten" konservativer Parteien oft nicht 

unter einen Hut zu bringen sind. 

52 Christzane Eisenberg I986: Deutsche und englische Gewerkschaften. - Entstehung und Entwick

lung bis 1878 im Vergleich. Göningen: Vandenhoeck & Ruprecht; Hedwig Wachenheim I973: DIe 

Streikbewegung der Gründerjahre und die Wiederbelebung der Gewerkschaften. In: Heinz Josef 

Varatn (Hrsg.), Interessenverbände tn Deutschland. Köln: Kiepenheuer & Witsch, S. 103-119, so

wie in diesem Sammelband Karl-Gustav IK'erner I9 73: Der Kampf der Gewerkschaften um Aner

kennung durch Staat und Arbeitgeber 1868-1899, S. 187-196. Allgemein zur Verschränkung von 

Interessenverbänden und politischen Parteien siehe Hans-}ürgen Puhle 1970: Parlament, Parteien 

und Inreressenverbände 1890-1914. In: Michael Stürmer (Hrsg.), Das kaiserliche Deutschland. -

Politik und Gesellschaft 1870-1918. Darmstadr: Wissenschaftliche Buchgesellschaft, S. 340-377· 

53 Horst Schmollinger/Richard Stoss 1989: Arbeitnehmer, Gewerkschaften und SPD in der Krise der 

achtziger Jahre. In: D. Herzog/B. Weßels (Hrsg.), Konfliktpotentiale und Konsensscrategien. 

Beiträge zur Soziologie der Bundesrepublik. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 68-98; Pranz Wal-
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Im Unterschied zu den Verbänden müssen sich politische Paneien regelmäßig Wahlen stel

len - vote-structuring sei die wesentliche Funktion von Parteien schlechthin, also das wichtig

ste definitorische Kriterium, so Epsteinl4 . Um aber Wahlen gewinnen zu können, brauchen 

sie ein größeres Wählerreservior als es die Klienten der Verbände darstellen - ganz abgesehen 

davon, daß die Mitglieder der Verbände keineswegs geschlossen für eine Partei votieren \.vür

den. weil sie nämlich selbst auch ideologisch unterschiedlich eingestellt sein mögen und auch 

sind: So haben komervative Parteien ihre Parteigliederungen für Arbeitnehmer (einschließ

lich gewerkschaftlich organisierte), und kennen SOZIaldemokratische Parteien .,sozialdemo

kratlSche Unternehmer". Alle Parteien müssen daher in ihrem eigenen Interesse an relativ 

große Wählerkoalztionen appellieren und dürfen sich nicht auf enge Interessenstandpunkte 

festlegen lassen - wohl sehr zum Ärger so mancher Verbandsfunktionäre. Um die Frage nach 

der Funktion von "Interessen" für Parteien abzuschließen, können wir schlußfolgern: Paneien 

weisen aus ideologischen Gründen Wahlverwandtschaften zu Interessenverbänden aufs5, aber 

sie dürren aus Gründen der Partei räson keine Interessenvertrerung sein. Das Hauptaugenmerk 

ter 1995: Partei der ewigen 70er: Zur Krise der SPD in der Ära Scharping. In: PVS 36: 706-718; 

die Reformprobleme der SPD seien u. a. auf dIe zu enge Umklammerung mit den Gewerkschaf

ten zurückzuführen, also den »Traditionallsten"; dasselbe galt noch viel mehr für die "alte" briti

sche Labour Pany, die Ja nicht viel mehr war als der verlängerte parlamentarische Arm der Ge

werkschaften. "New Labour" ist nIchts anderes als dIe von den Gewerkschaften emanzipIerte 

"Parry", slche dazu Paul D. Webb 1999. Die Reaktion der britischen ParteIen auf die Erosion der 

Wählerloyalitäten. In: Peter Mair/\X'olfgang C. Müller/Fritz Plasser (Hrsg.), Parteien auf kom

plexen Wählermärkten. Reaktionssrrateglen politischer ParteIen in Westeuropa. Wien: Signum, 

S·31-7°. 
54 Leon D. Fpsteln 1993: Political Parties In \X'estern Democracies. New BrunswlCkJLondon: Trans

action Pub!., Third Printing. Wich a New Preface and PoStscript, hier Im Postscript, S. 362, na

tionale kompetitive \X'ahlen auf Massenbasis seien ohne "vote-stfucruring activiry" oder .,func

uon" der Parteien undenkbar, folglich kann es ohne eine solche auch keine Demokratie geben. 

Wir haben diesem Sachverhalt dadurch Rechnung getragen, daß wIr die Rahmenbedingung 

"kompetitive Wahlen" in unsere Parteiendefinition einfügten 

55 Deshalb haben die Parteien auch gewahlte Verbändeverrreter In den Reihen Ihrer Parlamentarier, 

Siehe dazu Im Vorgriff auf das nächste Kapitel Franz Lehner 1986: Konkurrenz, Korporacismus und 

Konkordanz - Politische Vermitdungsstrukturen und wirtschaftspolitische SteuerungskapazItät 

In modernen Demokrauen. In: M. Kaase (Hrsg.l, Politische Wissenschaft und politische Ord

nung. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 146-17r; Ferdirumd Mülln-Rommel 1988: Interessenver

trerung im Deutschen Bundestag. In: U. Thaysen/R. H. Davimon/R. G. Livlngsron (Hrsg.l, US

Kongreß und Deutscher Bundestag. - Bestandsaufnahme und VergleJch. Opladen: Westdeutscher 

Verlag, S. j00-324; RutWlfStetnberg 1989: Parlament und organiSierte Interessen. In: H.-P Schnei

der/Wo Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamenrspraxis. BerlinlNew York: Walter de Gruyrer, 

S. 217-260; Manftl'd Himer 1993: Der Deutsche Bundestag im Netzwerk organIsierter Interessen. 

In: D. Herzog/H. Rebenstorf/B. Weßels (Hrsg.), Parlament und Gesellschaft, a. a. 0., S. 138-183; 
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einer Partei gilt den anderen Parteien, den Konkurrenten um die Gunst der Wählerinnen und 

Wähler als Beobachter der politischen Öffentlichkeit, und genau das zwingt sie im Unter

schied zu den Verbänden zu einer viel höheren Offenheit für gesellschafupolitische Probleme, 

während Verbände auf sehr spezielle Konflikte aus dem Wirtschafusystem spezialisiert sein 
können. 

9.2 Ausd ifferenzierung von Parteiensystemen 

Entsprechend der hier vorgeschlagenen Theorie sind ParteIen "Ideologien konkretisierende 

Organisationen", und daher muß es für den ideologischen Code zumindest zwei Parteien ge

ben, nämlich eine für die "linke" und eine für die "rechte" Seite. Folglich sind "Einparteien

systeme" ein Unding - der Begriff sei als solcher eine Fehlbezeichnung, so Sartori, "a misno

mer'· - es wäre um der begrifflichen Klarheit willen besser gewesen, Phänomene wie die 

NSDAP im Nazi-Deutschland, die KPdSU im ehemaligen Sowjetimperium oder auch die 

KP Chinas, anders als mit dem Begriff der "Partei" zu belegen, denn Partei kommt von pars, 
d. h. "Teil", und genau das trifft auf die genannten repressiven "Massenausschließungsvereine" 

nicht zu. Das entscheidende Kriterium für demokratische Parteiensysteme hat Sartori eben

falls treffend angegeben, es heißt Subsystemautonomie: "The critical element lies - we know

in the autonomy of the subsystem. "57 Subsystemautonomie wiederum setzt voraus, daß so

wohl die Gründung von Parteien wie auch die Mitgliedschaft in Parteien frei sind, d. h. aus

schließlich Prozessen der SelbstorganisatIon unterliegen. 

Selbstorganisierende Systeme sind in ihrer Enrwicklung weitgehend unberechenbar, sofern 

nicht sehr stark restringierende Faktoren In ihrer Umwelt gewisse "Pfadabhängigkeiten" der 

Enrwicklung festlegen. Im Falle der politischen Parteien haben wir zwei unmittelbare Um

weltbereiche innerhalb des politischen Systems zu berücksichtigen, die im Ländervergleich 

wiederum größere Variationen aufweisen und somit für die je spezifische Ausprägung eines 

Parteiensystems nicht irrelevant sein können: In der Evolution des politischen Systems in 

Richtung Demokratie schiebt sich das Parteiensystem zwischen das Subsystem des Staates auf 

der einen Seite, und der Sphäre der politischen Öffentlichkeit als Subsystem auf der ande-

Leo KißLer 1996: Parlament und gesellschaftliche Interessen. In: R. Westphalen (Hrsg.), Parla

menrslehre. Das parlamentarische Regierungssystem im technischen Zeitalter. MünchenlWien: 

R. Oldenbourg, 2. AufI., S. 311-346; fur Österreich KarL Konnek 1986. Sozialparmerschaft und Par

lament. In: H. Schambeck (Hrsg.), Österreichs Parlamentarismus. Werden und Wandel. Berlin: 

Duncker & Humblot, S. 613-651, sowie im sei ben Band der Beitrag von Herben Rerger 1986: Die 

Bundesgeserzgebung und die Interessenvenretungen, S. 583-612. 

56 Giovanni Sartori 1976: Party and party systems, a. a. 0., S. 281. 

57 Giovanni Sartori 1976. Party and party systems, a. a. 0., S. 57· 
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ren s8 • Ein modernes Parreiensystem setzt daher voraus, daß beide Subsysteme ein gewisses 

Entwicklungsniveau erreicht haben, konkret: "Konsolidierte Staaclichkeit" auf der einen, weit

gehende "Voll inklusion der Bevölkerung in die mediatisierte Öffentlichkeit" auf der anderen 

, eire. Wenn beldes fehlt, wie In vielen Entwicklungsländern, kann es auch kein Paneiensy

~tem geben, das den Demokratisierungsprozeß zu .. tragen" vermöchte\9. 

Für die Erklärung bestimmter Ausprägungen von Parteiensystemen in der europäischen 

Geschichte haben bekanntlich Lipset und Rokkan die sog. Cleavage-Theorie vorgeschlagen 

- die in diesem Zusammenhang noch Immer am häufigsten zitierte Theorie60 -, wonach die 

Parteiensysteme Europas durch die folgenden Konfliktstrukturen "verursacht" seien: 1. der 

seit der Reformation bestehende Konfessionskonflikt, 2. der Stadt-land-Gegensatz, 3. der 

Klassenkonflikt zwischen Kapital und Arbeit als Folge der Industrialisierung, und evenruell 

4. der Konflikt zwischen "nationalen" Mehrheiten wld (ethnischen) Minderheiten, also Zen

trum-Peripherie-Konflikte: Das Vorhandensein oder Nichrvorhandensein solcher Konflikt

zonen in der Gesellschaft würde somit die selektive Kombination von Parteien in den Partei

ensystemen erklären. - Die grundsätzliche Problematik der Cleavage-Theorie hat wiederum 

schon Sartori treffend auf den Punkt gebracht: .. How is it mat similar socioeconomic struc

rures are not translated inro similar party systems?"6r Obwohl die Cleavage-Theorie nicht an

geben kann, wie sich gesellschaftliche Konflikte oder spezifische Konfliktkonstellationen in 

Parteiensysteme niederschlagen und deshalb auch keIn einziges Parreiensystem erklärt, konnre 

die Politikwissenschaft die Theorie - offenbar mangels Alternativen - nicht völlig aufgeben62. 

S8 Zur evolunonstheorettschen Herlelrung des Modells der Subsysremdlfferenzlerung Siehe Hannes 

Wimmer I996: Evolution der Polink. - Von der StammesgeseIlschaft zur modernen Demokratie. 

WIen~ \>:'UV-lJniversirärsverlag, S, 429 ff. 

S9 Dietnch RueschmltyerlEvelyne H Stephmsljohn D. Stephms I992: Capiralist Development and De

mocracy. Chicago: Umv. of Chlcago Press: "Consolidarion of srare power was an essential prereq

uisirc for dcmocrattzation' (S. 9). Auf der anderen Sei re setzr Demokrarie "srarke" Parteien vor

aus. um den Druck sozialer Klassen auffangen zu können, so die Autoren 

60 Seymour !vfartzn LipsetiStezn Rokkan I96,7' C1eavage Strucrures, Partv Svsrems, and Vorer A1lgn

ments: An Imroducnon. In: S \.1. Lipser/S. Rokkan (Hrsg.), Party Systems and Vorer AlIgn

mems: Cross-:-':ational Perspecnves. :-':ew YorkfLondon: The Free Press, S 1-64: siehe zur Kririk 

Hans Boldt I98I. Srein Rokkans Parreiemheorie und die Vergleichende Verfassungsgeschlchre In: 

1. Albernnf'\(' Link (Hrsg.), PolItISche Parteien auf dem Weg zur parlamentarischen Demokra

tie in Deutschland. Dusseldorf: Drosre Verlag, S. 91--108 

61 Giomnm Sartori I9,76: Party and party systems, a. a. 0 .. S. 180 f.; Hervorhebung im Onginal. 

62 Alan S. Zuckerrnan I982: :-':ew Approaches to Poll(lcal Cleavage. - A Theorerical Imroduction. In: 

Comparanve Polttical Srudies IS: 131 -144; Zuckerman resümiert die Kritik an der C1eavage-Theo

rie vorzüglich, deshalb seien die Punkre hier angeführt: 

,,(1) There appears to be no clear, powerful, and direcr relattonshlp berween any one SOCla! cleav

age or combination 01' cleavages and the pattern of polirical diviSion and cohesion presenr. 
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Klaus v. Beyme z. B. hält die Theorie für "brauchbar", aber ergänzungsbedürft:ig, und kommt 

zu folgendem "Schema der Ausdifferenzierung" von Parteien6j: 

Schema der AusdiJftrenzlerung von Parteien nach Beyme: 

I. Liberalismus gegen das Ancien Regime 

2. Komervatwe gegen radikale Veränderungen 

3. Arbeiterparteien gegen das bürgerliche System (seit ca. 1848) 

4. Agrarparteien gegen das industrielle SYStem 

5. Regionale Parteirn gegen das zentralistische Svstem 

6. Chrzstliche Partelrn gegen das laizistische System 

7. KommunistISche Parteirn gegen den "Sozialdemokratismus". Revisionistische Paneien 

gegen den "realen Sozialismus" 

8. Faschistische Parteirn gegen demokratische Systeme 

9. Protestparteirn des Kfeinbürgerturm gegen das bürokratisch-wohlfahrusraacliche System 

10. Ökologische Bewegung gegen die Wachsrumsgesellschaft:. 

Entsprechend diesem Schema müßte es In den Ländern, wo alle angegebenen "Cleavages" 

vorhanden sind, ein Zehnparteiensystem geben. Da dies in keinem Land der Fall ist, stellt 

(2.) Rather, there IS evldence of persistently low and vanable degrees of associanon between social 

and politicaJ divisIOns. 

(3) Taken singly, social or economic faCtors explaln lietle of the vanations in individual vote 

choices. 

(4) Only rhose who posse:ss a mulurude of overlapping and murually supportive social or econom

ic characteristics are also politicaJly cohesive, but rhey represent a small portion of an elecrorate. 

(5) The appeals of parties have no dear Impact on rhe formation of politicaJ deavages out of 

widespread and persistent social divisions' ,S. 136). 

Siehe auch Afichaf Shamlr 1984- Are '\I/estern Party Systems "Froz.en ") - A Comparative Dynamic 

AnalYSIS. In: Comparative PoliticaJ 5rudies 17: 35-79, zur Frage nach Stabilitäten bzw. Instabilitä

ten in den Parteiensystemen von 19 Ländern: "Beyond rheir origins, politicaJ parties are posruIated 

ro be largely self:moving by some dependence process" 'S. 69). Auch könne man nicht behaup

ten, die "ideologische Polarisierung" hätte stark abgenommen (mit Ausnahme der USA, so der 

Autor; aber das hat sich zwischenzeitlich entscheidend geändert); siehe auch OddbJöm Knutsm 

1989: Cleavage Dimensions In Ten \X'est European Coumnes. - A Comparative EmpiricaJ Ana

lysis. In: Comparative PoliticaJ Studies 2.1: 495-534; das Problem bei Knursen ist aber, daß er die 

,.Links-rechrs-Dimension" auf eine .. materialistisch" orientierte Klassenspaltung reduziett, des

halb entstehen eine Reihe von VefWlrrungen, so z. B. auch das Problem des Faktors .,Religion" als 

eigenständiger Dimension usw. - :-':ach unserem Ansatz gibt es nur eine einzige Dimension, näm

lich die politischen Ideologien. von denen auch Knutsen feststellt, in den meisten Parteiensyste

men seien sie ohnehin die wichtigste DimenSIOn. 

63 Klaus ~~ Beyml! 1984: Parteien in westlichen Demokratien, a. a. 0., S. 36 [ 
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sich auch für Beyme die Frage, "warum trotz der EXistenz einiger dieser Konfhkre keine em

~prechenden Parteien enrstanden"64, die polirischen Sysreme reduzierten die Komplexitär auf

kommender Konflikre umerschiedlich effiziem, so Beymes erwas kryprische Anrwort. Den 

emscheidenden Punkr, um sich von der Cleavage-Theorie zu verabschieden, formulierr aber 

Beyme selbst, ohne allerdings die hier vorgeschlagenen rheoretischen Konsequenzen zu zie

hen: "Dauerhaft im Wetrbewerb der Parrelen haben sich in Europa nur Welranschauungs

parteien behaupret. Sie sind Werr- und NormgemeInschafren, die sich von der Person einzel

ner Führer unabhängig machen und somir über Zeir srabil werden."6< 

Polirische Parteien können im Prinzip aus allen möglichen Gninden in die Wdr gesetzr 

werden, z. B. als Ersatz für eine Imeressenverrrerung, wie das bei den ,,Agrarparteien" wahr

scheinlich überall der Fall war. Trotzdem werden sie umer der Bedingung einer hochem

wickelren Medienkulrur von der pol irischen Öffemlichkeir darauf hin beobachrer, wo sie 

"ideologisch" stehen, z. B. ob sie konservativ oder liberal sind. Im Anschluß an Beymes tref

fende Formulierung, daß sich nur "Welranschauungsparreien" dauerhaft im Wettbewerb ei

nes Parreiensysrems behaupren konmen, sowie auf dem Himergrund unseres dreigliedrigen 

Modells der ~ubsysreme können wir die Kernrhese unserer Theorie der Emsrehung politi

scher Parteien folgendermaßen präzisieren: Poliwche Parteien entstanden historisch Im Span
nungsfeld des ideologrschen Konflikts der polztischen ÖffentlIchkeIt einerseits, und der Errzchtung 

von Parlamenten bzw. darauJbezogene periodische, kompetztzve Wahlen andererseits. Die Anfänge 

z. B. des deurschen Parreiensystems lassen sich aus diesem "Spannungsfeld" gur erklären: Das 

Parlamem der Frankfurter Paulsklfchenversammlung spaltet sich nichr, wie die Cleavage

Theorie nahelegen würde, in Protesranren gegen Katholiken, Agrarier gegen Srädrer, Arbei

rer gegen Kapiralisten usw., sondern In FraktIonen entlang des Ideologischen Codes' ';. BIS zum 

Herbsr 1848 hatten sich folgende Fraktionen formiert, die nach ihrem jeweiligen Tagungsorr 

benanm wurden, deren Bildungsprinzip exakt der Links-rechts-Achse folgt: 

64 Klaus I'. Bryme 1984: Parreien 10 we;tlichen Demokratien, a. a. 0., S. 38. 

65 Klaus v. Bryme 1984: Parteien 10 westlichen Demokratien, a. a. 0 .. S. 43 

66 Hmmch Best 1991. Die Genese polinscher KonAiktstrukruren: Modelle und Befunde zur Entste

hung von Fraktionen und Parteien 10 \'Vest- und Mmeleuropa. In: H.-D. Klingemann (Hrsg.l, 

Politische Klasse und pollnsche InsmutJonen, a. a. 0., S. 107-121, hier insbes. die VerteIlungen 

der Abgeordneten auf der Links-reches-Skala aufS. 114; es handelt sich um eine ,.eindlmensionale, 

bipolare KonAiktstrukrur", rrotzdem kann sich Best nicht ganz von der C1eavage-Theorie lösen: 

"Die Differenzierung und Verstetigung politischer KonAiktgruppen wird hier als ein aurokataly

tischer DIfferenzlerungs- und Instirutionalisierungsprozeß, als das ungeplante Ergebnis des par

lamentarischen Fnrscheidungshandelns der elOzelnen Abgeordneten modelliert. Tatsächlich wi

der~prach die Formierung kohärenter und relativ disziplinierter Abstimmungsblöcke dem Pnnzlp 

der ungebundenen Stimmabgabe, das für die liberale Lehre von der freien Repräsentation 

kons[J[utiv ist. Zugleich dürfen wir die parlamentarischen KonAiktstrukruren nicht einfach als 
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Die Fraktionen des Frankfurter Paulskirchenparlaments (I848) und ihre Tagungsorte: 
• Äußerste Rechte: Cafe Milani 

• 
• 
• 

• 
• 

Rechte: Casino 

Rechtes Zenrrum: Landsberg (aus dem Casino ausgeschieden) 

Zenrrum: Wümemberger Hof (mit Abspaltungen nach rechts: Augsburger Hof, und 
nach links: Westendhall) 

Linke: Deurscher Hof (aus dem vorübergehend der Nürnberger Hof ausrrat) 

Äußerste Linke: Donnersbeqt7. 

Die enrscheidenden sachlichen Debarren verliefen - wie auch heute noch - in diesen Frak

tionen, d. h., kaum ein Abgeordneter wurde durch die Reden im Plenum umgestimmr. Die 

srarke Fraktionalisierung reflektiere narürlich die Radikalisierungen nach rechts und links an

gesichrs der revolurionären Ereignisse des Jahres 1848, welche ihrerseits wiederum zurückzu

führen sind auf die repressiven Maßnahmen des Staates während der Zeit des Vormärz ge

genüber der politischen Öffendichkeit und daraus resultierend der Mangel an Erfahrung im 

Umgang mit einer konflikrorischen Öffendichkeir68. Die "Linke" kämpfre in mehr oder we

niger radikalisiereen Versionen für die Einführung und Sicherung der Grund- und Freiheirs

rechte, für das Prinzip der Volkssouveränität, für die Parlamenrarisierung der Regierung - dies 

als neue Verfassungsgrundlagen; sie drängte auf die Emanzipation von konfessionellen, Stän

dischen oder zünfrischen Bindungen, auf die Sozialpflichtigkeit des privaten Eigentums, ge

tragen aber von der Erwartung, die Probleme des Pauperismus ließen sich durch die Selbst-

ungestörte Abbilder gesellschaftlicher Spannungslinien auffassen. Die verfassunggebenden Ver

sammlungen wurden vor der Enrstehung organisierrer Massenparreien und der Formierung so
zio-ökonomischer Inreressengruppen auf gesamtstaatlicher Ebene gewählr. Vielmehr gilr: Die 

Weise, in der sich die politischen Konflikrgruppen in den Parlamenren ausdifferenzieren und ver

stengen, überformte auch den gesellschaftlichen Prozeß der Enrsrehung von Massenparreien und 

politischen Bewegungen" (S. II6). Wie paßt das alles zusammen? Der Auror stellr wenig später 

doch ganz klar fese "Die Organisanonsbildung der neuen Massenparreien und politischen Bewe

gungen ging zum Teil unmirrelbar von den Fraktionen und Proro/Taktionen in den Konstiruanten 

aus." 

67 Hans BoLdt [97[: Die Anfänge des deutschen Parteiwesens. Paderborn: Ferdinand Schöningh, S. 

18, inreressant die Verreilungen und die Prozesse der Abspalrungen aufgrund von ideologischen 

Differenzen; drei Aspekte erscheinen uns wichtig: Erstens, die ideologischen Strömungen als Bil

dungspnnzip der Fraktionen, zweitens die ideologische Polansierung- wohl als Folge der radikali

sierren Situation nach einem halben Jahrhundert auroritären RegImes (Konrextfakror: Staats

struktur), und drittens Dijfirenzierung durch Abspaltungen - ein gut Teil der Parteien nach dem 

Schema v. Beymes lteße sich aus Abspalrungen erklären, welche auf veränderre Verteilungen der 

ideologischen Strömungen in der politischen Öffentlichkeit zurückzuführen sind. 

68 Hans-Ulnch Wehler 1987: Deutsche Gesellschafugeschichte, Bd. 2, a. a. 0., S. 542 f. 
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heilungskräfte einer freien Gesellschaft lösen. - Die "Rechte" stand auf dem Standpunkt des 

"monarchischen Prinzips", der "organologischen Rechrsschule"69, sprach dem Parlament weit

gehend die Rechtserzungskompetenz ab bzw. verwies auf den "Volksgeist" als dem Träger der 

Rechtsentwicklung. wehrte sich gegen die Aufhebung des Adels als "Stand", interpretierte die 

"feudalen" Rechte des Adels als EIgentum, das nur gegen Entschädigung durch die Bauern 

"abgelöst" werden dürfe, verteidigte das absolute Vetorecht der Monarchen gegenüber Geset

zesbeschlüssen der Parlamente usw. - all das sind klassische Positionen des Konservativismus, 

wir wir bereits sahen, d. h., die radikale Rechte war in der Paulskirchenversammlung eigent

lich noch gar nicht vemeten, sondern formIerte SICh erst gegen Ende des Jahrhunderts im Zu

sammenhang mit dem Aufstieg des "integralen Nationalismus". 

Die eigentlichen Vorläufer der modernen Paneien sind die "Wahlvereine" der Parlaments

fraktionen, so der "Centralmärzverein" als Dachorganisation aller "demokratischen" Vereine. 

ach der Auflösung des Frankfurter Parlaments kehrte "Deutschland" wieder zum her

kömmlichen Partikularismus zurück - "Deutschland" hatte ja nicht einmal eine Hauptstadt, 

wo die Vereinszentralen sinnvollerweise hätten fonleben können -, die "nationale Frage" blieb 

zur Enttäuschung vieler Menschen gleichfalls offen 70, bis sie in den Kriegen 1866 und 1870 

entschIeden wurde. Daß die Herstellung der nationalen Einheit bzw. die Errichtung des Na

tionalstaates nicht auf friedlichem Wege zustande kam, sondern durch zwei siegreiche 

(preußische) Kriege, sollte die Entwicklung der politischen ÖffentlichkeIt in Deutschland"! 

nachhaltig prägen und damit auch die Entwicklung des Paneiensystems. 

Anders als in Österreich bleibt in Preußen nach 1848 wenigstens der Verfassungsstaat er

halten und damit auch das Parlament, in welchem die Liberalen die Mehrheit der Abgeord

neten stellen - 1861 sogar drei Viertel aller Mitglieder des preußischen Abgeordnetenhauses 

-, aber wegen der fehlenden Parlamentarisierung der Regierung standen sich ein "liberales 

Parlament" auf der einen und eine "konservative monarchische Regierung" auf der anderen 

schroff gegenüber. Die LIberalen begannen uneins zu werden in ihrer Haltung gegenüber der 

Regierung - eine Gruppe mahnte zur "Mäßigung bis zur Langeweile", während eine Gruppe 

linker Liberaler auf innenpolitische Reformen drängte, und so kam es 1861 zur ersten Spal

tung der Liberalen und zur formellen Gründung der ersten Partei Preußens, der Deutschen 
Fortschrittspartei71

• Im "Verfassungskonflikt" bekam es die Regierung erstmals mit der Macht 

69 W'olfram Slmulnn 1979: PaneibIldung 1848/49 als "Kampf ums Recht". - Zum Problem von "Li

beralismus" und "KonservatISmus" In der Paulslmche. In: Der Staat: 199-227. 

70 Otto Dann 1978:, anonallsmus und sozialer Wandel In DeutSchland 1806--1850. In: Ders. (Hrsg.), 

Nationalismus und sozialer Wandel. Hamburg: Hoffmann und Campe, S. 107 f[ zu den ideolo

gischen Positionen. 

71 Jetzt ohne Anführungszeichen. 

72 Dinn- Lang~wi~ich~ 1988: LIberalIsmus in DeutSchland. Frankfurt am Matn: Suhrkamp, S. 94. 

hIer auch zu den Zielen der ParteI. 'Wie wir Im vorangegangenen Kapitel bereItS sahen, hieß dIe 

Zauberformel des LIberalismus bzw. aller Progressiven "FortSchritt", die Wahl des Parteinamens 
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des Parlaments zu tun, und zwar in Gestalt der Budgethohcit: Die Auffassungm paIltal auf. 
einander, die Positionen verhäneten sich, eine Einigung schien nicht in Aussicht - Jm da 
"budgedosen Regiments"73 -, bis 1866 nach dem Sieg über ÖSterreich das ersehnte Ziel ca 
nationalen Einheit näherrückte, ein Zid, das aber nur mit Bismarck zu erreichen war. 

Bis zu diesem Zeitpunkt beherrschte der Liberalismus - jedenfalls was man darunter VCI'

stand - die "öffendiche Meinung", aber dann kam alles anders, als man erwartet hatte: Der 
gewaltige Enthusiasmus der Offendichkeit über die Siege 1866 und 1870 spaltete den libera
lismus unwiderruflich in ein linksliberales und ein rechtes, "nationalliberales" Lagcr74. Die 
Partei der "Nationalliberalen" wurde in den 1870er Jahren zu Bismarcks Regierungspartei. 
und wie an einem Schulbeispid läßt sich an diesen Vorgängen srudierm, wie sich ein Partei
ensystem durch Selbstorganisation endang ideologischer Linien ausdifferenziert, in erster li
nie durch Partnspa/tungm 73. Auch der Linksliberalismus blieb von Parteispalrungen nidu: ftI'
schont, im Gegenteil: Von der Deutschm FortIchrittspartei trennte sich die Dnusche Fmsiait!Jr 
Partei, die Freisinnige Volkspartei (1895'96), die Freisinnige Vereinigung, bis sie sich vor daa 
Wahlen 1912 unter dem Parteinamen Fortschrittliche Volkspartei wieder zusammenschloss". 
nachdem der Vorsitzende der "Freisinnigen", Bugm Richter - über 30 Jm hindurch die u. 
tralfigur, dessen Autorität zu einer ,,&krischen Diktatur" erstarrt gewacn war -, im jahR 1906 
gestorben war und sich die innerliberalen Gegensätze aufZulockern begannen77• 

Überblickt man die Schwierigkeiten der parteipolitischen Konsolidierung der Liberalaa 
während der deutsehen Kaiserzeit, 50 muß man daraus schließen, daß der Liberal.ism.us" 
ideologische Strömung seine Integrationskraft verlor, weil er sich im Links-redlls-Spdarum 
nicht mehr eindeutig veronen ließ7I• Zwei weitere Faktoren kamen hinzu: Zum einen bIicbeII 
die liberalen Parteien weitgehend "Honoratiorenparteien"79, d. h., sie vernachlässigten .. 

ist daher kein Zufall, 1UJ1TIm est omen, trotzdem sieht man an den Zielen der Partei baeia dm _ 
tionalistischen Einschbg, der später die Partei nochmal spalten wird. 

73 Siehe vorne Kapitel fünf. 
74 WolfKangJ Mommsm I993-· Das Ringen um den nationalen Staat. Berlin: PropyIien, S. rn !. 

Abspalrung einer Gruppe um den Abgeordneten Eduard Laska- als ,.neue Fraktion der DaIiI ... ' 
len Partei" 1866 und der anschließenden Gründung der "Nationalliberalen Partei". Vp}.. 
Fenslte I99~ Deutsche Partciengcschichte. Von den An&np bis zur Gcgultfiil't. ~ 

dinand Schöningh, S. 90 ff. 
75 J-J SheJxm IJI8j: Der deutsche Liberalismus. München: Beck, S. 213 ff. ,.sp.lNIII

dergang 1877-90". 
76 Diner Langewiesche I988: Liberalismus in Deutschland, a. a. 0., S. 3".., Tab. n zu dm ,.Lialllll:.~ 

beralen Organisationen im Kaiserreich: Vcn:inc. Mitglieder". 
77 Hans-Ulrich Wehler Im Deutsche Gescllschafisgate, Bei J, a. a. 0., S. JOS4. 
78 Diner lanf.nuiesche I988: Liberalismus in Deutschland, a. a. 0., S. 196. 
79 Peter Lösche I99j: Kleine Gachichte der deutschen ParteieD. Stuapt/BeIIinII KalI ... .. 

S. 20 f. mit einer guten schematischen Übcrsidtt zu dm beidal PuIlic1P"** "Kaaa .... _ .. 
tei" und ,.Massenintegrationsparte". 
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Ausbau der formalen Organisation - die kontinuierliche Parteiarbeit an der Basis, so daß sie 

in den Wahlkampfen In hohem Maße auf die lokalen Zeitungen angewiesen waren: Zur Zeit 

der Reichsgründung gab es bereits 210 liberale Tages2eitungen, darunter relativ große wie die 

Frankfurter Zettung, die Kölnische Zeitung, das Berlmer Tageblatt und die Vosszsche Zettung, de

nen eine gewisse "Meinungsführerschaft" wgeschrieben werden kann80, die aber troadem das 

Fehlen einer effiZienten Parteiorganisation nicht kompensieren konnten. Die Parteien brauch

ten Mitglieder, runktionare und beschlußfähige Gremien usw. für die Sozialisation von 

Führungspersonal und vor allem soll deren Kommunikation die Primärfunktion einer Partei 

erfüllen, namlich eine "Ideologien konkretisierende Organisation" w sein. Die Programmar

beit gehört w den schwlengstcn und subtilsten Aufgaben einer Partei: Die Funktionäre soll

ten wissen, wie man an der Parteibasis über bestimmte Fragen diskutiert, welche Einstellun

gen existieren, wie sie sich verändern und - nicht zuletzt - sollten sie die politischen Gegner 

im Auge behalten, weshalb die programmatischen Positionen laufend anhand von Issues der 

Öffentlichkeit prasentiert werden mussen usw. - nur so gewinnt eine Partei Ideologisches Pro

fil, welches die Wähler als infonnation shortcut nutzen können: Sie wissen, wofür die Partei 

"steht". Da sich die Liberalen offenbar wenig um die Partei arbeit kümmerten und sich die 

führenden Köpfe Immer wieder In personalistische Klüngel 2erstrirren, kann man davon aus

gehen, daß das, was man unter "Llberalismus" verstand, je nach ZeItungsrayon von RegIOn zu 

Region relativ stark variierte. 

Zum andern harren die liberalen Parteien mit dem Nachteil zu kampfen, daß sie aus Ideo

logisch-prinzipiellen Gründen nicht - wie ihre Konkurrentinnen - an die gemeimchaftsideo
logrschen Transflnnationen anschließen konnten. Die Liberalen reprasentierten "Besitz und 

Bildung", die Mirrelstandsgesellschaft; die Nationalliberalen berufen sich Z\var immer wieder 

auf die ,,~ation", aber diese wurde ihnen von den konservativen Parteien und zunehmend 

von rechtsradikalen Organisationen streitig gemacht - es half nichts, der Liberalismus ist im 

Prinzip eine individualistische Ideologie, wie wir sahen, und daher besaß er kein Fundament 

für Gemeinschaftsbildungen. Die liberalen Parteien blieben folglich "sozialmoralisch ", "sub

kultureIl" unbehausrB1
, und genau aus diesem Grunde fehlte ihnen eine zuverlassige Stamm

wählerschaft. Die Zeit nach 1890 wird allgemein als ein "Gestaltwandel" des Liberalismus, als 

Niedergang, Verfall und Substanzverlust interpretiert; diese allmähliche Entliberalisierung der 

Wilhelminischen Gesellschaft habe verhängnisvolle Wirkungen gehabt"'. Schlimmer noch 

~tellt sich die Lage der liberalen Parteien In der cisleirhanischen Hälfte des Habsburgerrelches 

dar: Die "Deutschfreiheitlichen Österreichs" werden zum Typ der "freisinnigen" Parteien ge-

80 Ham-Ulnth Wehler 1995: Deutsche GesellschafugeschlChte, Bd. 3, a. a. 0., S. 1244. 

81 Ham-Ulnth V:'ehler 1995: Deursche Gesellschafugeschichte, Bd. 3, a. a. 0., S. 1051. 

82 GangolfHubinger 1988- Hochindusuialisierung und die Kulrurwerte des deutschen Liberalismus. 

In: Dieter Langewiesche (Hr~g.), Liberalismus, a. a. 0., S. 193-208, insbes. S. W2 f für die Be

deurung der liberalen PublIZIStIk: Die liberalen Parteien haben den Machtfaktor Presse in Ihrer 

Konkurrenz mit den anderen Parteien verkannt. 



rechnet, deren ideologische Stoßrichtung der Antiklerikalismus war, also der Kampf gegen 
den politischen Katholizismus - ein Kampf, der im enkatholischen ÖSterreich nach 1873 
kaum mehr Erfolge aufZuweisen hatte und relativ rasch in ein nationalistisches und ausge
sprochen antisemitisches Fahrwasser gerierB3• 

Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges scheiterten in Deutschland die Verhandlungen zur 
Gründung einer einheitlichen "liberalen Partei" wieder an den alten ideologischen Gegensät
zen: Die Deutsche Dmwkratische Pann (DDP) trat die Nachfolge der Fortschrittlichen Volks
partei an, die Deutsche Vo/kspann (DVP) wird als "die etwas verstümmelte Wiedergeburt der 
alten nationalliberalen Organisation" bezeichnet'4. Nach anflinglichen Wahlerfolgen und trotz 

fast ständiger Regierungsbeteiligung wurden die liberalen Parteien in der Zwickmühle der 
"Fundamentalpolitisierung", die am Ende des Kaiserreiches bereits eingesetzt hatte, rcgdrccht 
zerrieben'!: Die beiden liberalen Parteien erreichten bei den Wahlen Anfang der I930er JahR 

83 "Der ,linke' Flügel des nationalliberalen Spektrums war noch von antifeudalen Ressentiments ~ 
prägt, war über die Dominanz des nationalen Flements stärker dem Gedanken der Volkssouverä
nität, zum Teil auch demokratisch-cgalitären Vorstellungen, zumindest aber volkstümlich-popu
listischem Vorgehen verbunden; er hegte freihändlerlsche Sympathien (die ersten Industriellen, 
die auf Gruppierungen des äußersten linken Flügels semen, waren die exportorienrienen lei
nenweber!), bekämpfte Kartelle und trat die längste Zeit für die Verstaatlichung der Eisenbahn
gesellschafren ein. Unübersehbar waren andererseits die unangefochtene Priorität nationaler ln
teressen vor liberalen Prinzipien und ein grassierender Antisemitismus. KristaIlisationskan der 
Parteien des linken Flügels waren die erste und zweite Generation von Bwschenscbaften in o.r
reich", so Lothar HölNlt 1988: Die Deutschfreiheitlichen ÖSterreichs. - Bürgerliche PoIirilt UDter 

den Bedingungen eines katholischen Vielvölkerstaates. In: Dieter Langewiesche (Hrsg.), libera
lismus, a. a. 0., S. 161-171, hier S. 166; in den 189QCr Jahren vollzog sich, so Höbelt, eine Schwer
punktverlagerung zu den nationalistischen Tendenzen, typisch dafür sind die Deutsche V~ 
in den deutschsprachigen Regionen Böhmens und Schlesiens die Dnmchrtu/ilulie oder FreiII/J. 
dmtsclx Partei, 1905/07 schließen sich die zerstrittenen deutschfreiheidichen Gruppicrunp zu. 
sammen und nannten sich Dnmclx Agrarpartei - Strömungen im Gefolge der früheren VCRiDe 
Schönerers: der"Los von Rom"-Bewegung bzw. des antisemitischen "Deutschnationalen Ver
bandes". - Nach aß dem es ist daher ganz fraglich, ob man für ÖSterreich überhaupt wn einer 
ideologischen Strömung des Libera1ismus sprechen sollte und ob nicht die genannten Parteica 
eher das längere Fehlen konservativer Parteien ersemen. "Die VerantwortungMsigkeit des Parfe. 
ments" einerseits und der sich zuspitzende Narionalitätenkonftikt andererseits, haben die"Poläl 
der radikalen Phrase" begünstigt und für die Erste Republik ungünstige Hypotheken hinterl.
sen, so Höbelt. Selbst im Vergleich zum Wilhelminischen Deutscbland war Österreich eine __ 
tiefst anriliberale Gesellschaft. 

84 Dinn- Langtwiesclx 1988-· Libera1ismus in Deutschland, a. a. 0., S. 2.4l. Vgl. hkr LIsche r* 
Kleine Geschichte der deutschen Parteien, a. a. 0., S. 86 f. 

85 Erle Hobsbatvm 199~ Das Zeitalter der Extreme. MünchenlWIeIl: CarI Hamer, Kap. .f: ,.Der U. 
tergang des Libera1ismus", S. 143 ff. 
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zusammen gerade 2 % der StImmen. Als sie 1933 von Hitler aufgelöst wurden, existierten sie 

de facto nur noch auf dem Papier. - Die Ursachen dafür sind unschwer zu finden und liegen 

teilweise an den schon angesprochenen DefiZIten: Unklares ideologisches Profil, fehlende so

zialmoralische Verankerung und damit kaum Stammwählerschafr86, unterentwickelte Partei

organisation; aus diesen Grunden gerieten die liberalen Parteien in direkte Abhängigkeit von 

den gewerblich-induStriellen Wirtschaftsverbänden. Die liberalen Parteien wurden offenbar 

zunehmend als Interessenverrrerungen des Großkapitals der Schwerindustrie und der Ban

ken "instrumentalisiert", konnten sich aus dieser Umklammerung nicht befreien, und als sich 

die Wirtschaftsverbände weiter nach rechts orientierten, wandte Sich selbst die noch existie

rende liberale Presse von ihnen ab; die "burgerliche Mitte" war bereits sang- und klanglos un

tergegangen, bevor sie als liberale Parteien von den Nationalsozialisten liquidiert wurde:'. 

Nach ihrem Selbsrverständnis fuhrt die Ende 1948 gegrundete Frete Demokratische Partei 
(FDP) als einzige Partei die liberale Tradition Deutschlands fort, aber schon bei der Namens

gebung druckten sich Zweifel aus, was denn das Wort "liberal" den künftigen Generationen 

noch zu sagen haben werde. Mit dem "Liberalen Manifest" (1952) wollte sich die Partei vom 

Zulauf ehemaliger Nazis distanZIeren und sich als neue "Partei der Mitte" zwischen SPD und 

CDU plazieren bzw. ideologisch profilieren, aber sie war von Anfang an "mittelständisch und 

wirrschaftsnah" orientiert, stand daher eher rechts als in der Mitte, und sie blieb auch noch 

weit in die 1960er Jahre dem Burgerblockdenken verhaftet. Die FDP wird in der Parteienfor

schung relativ einheitlich durch funfMerkmale charakterisiert: 

• Die Ideologie des "Liberalismus" steht hauptsächlich in der burgerlich-wirrschaftslibe

ralen Tradition - nach dem Zwischenspiel der sozial-liberalen Koalition - seit der 

"Wende" 1982 wurde das uberhaupt zum ideologischen Schwerpunkt; hinzu kommen 

eine deutliche "Ferne zur katholischen Kirche und zu den Gewerkschaften", die Be

tonung von Rechtsstaarlichkeit und individuellen Freiheitsrechten; sie befindet sich 

also im ideologischen Spektrum "rechts von der Mitte" und konkurriert dort mit den 

Konservativen um die Wählergunst; 

• Die Parteiorganisation ist weiterhin unterentwickelt; sie hat eine relativ geringe Mit

gliederdichte und entsprechend disproportional ist das Verhältnis von Mitgliederzahl 

zur Wählerzahl; die Liberalen sind im Endeffekt eine "Wählerpartei" geblieben; 

• In der Wählerschaft der FDP dominiert der "gehobene" Mittelstand, d. h., die Libe

ralen sind wie Im 19. Jahrhundert eine "Mittelstandspartei" geblieben - ihre Wähler 

86 Jürgen Falter 1980: \X'ähJerwanderungen vom Liberalismus zu {rechrs-)extremen Parteien. Ein For

schungsbericht am BeISpiel des ]\;SDAP-Aufstiegs 1928-1933 und der NDP-Erfolge 1966-1970. 

In: Lothar Albernn (Hrsg.), Politischer Liberalismus in der Bundesrepublik. GöttIngen: Vanden

hoeck & Ruprecht, S. 92-12.4. 

87 Dieter LangewIesehe 1988- Liberalismus in Deutschland, a. a. 0, S 283. 



sind nichtkatholische "leitende Angestellte und Beamte", Selbständige, ttotzdem sind 
ein Viend der Wähler ,.Arbeiter"; solche Angaben seien aber relativ, so die überwie
gende Literatur, weil die FDP zu einer "Panei der wechselnden WechsdwihIer- ge
worden sei88

, d. h. vom genereUen Dealignment-Prozeß profitien, aUerdings mit un
terschiedlichen Erfolgen; 

• Parlamentarisch empfahl sie sich als Mehrheitsbeschafferin, erwies sich pragmatisch, 
koalitionsfaltig, und war bis vor kurzem auf Bundesebene unentbehrlich; seit der 
Wandlung der Grünen von einer Antipanei zu einer Normalpanei wurden diese Air 
die SPD akzeptabel und damit verlor die FDP ihre zentrale SteUung. die ihr das Par
tnmsystnn der Bundesrepublik eingeräumt hatte; 

• Intnmenpolitisch vertritt die FDP primär Wirtschaftsinteressen, versucht sich seit 1982-
als winschaftspolitische Modernisierungspanei zu profilieren und hat in dieser Hi. 
sicht durchaus Zukunftschancen, und zwar im Sinne einer "winschaftsliberalen Par
tei" neuen StilsB9. 

Der Liberalismus als ideologische Grundströmung hat in den europäischen Ländern unaa-
schiedliche Akzentuierungen erfahren und entsprechend variien das jeweilige ParteicnsystaD. 

88 Marltus KlnnIThtmuu Hdnze I999: Die Wähler der Partei der zweiten Wahl: Die Entwicldung der 
Wählerschaft der Freien Demokratischen Partei Deutschlands zwischen 1949 und 1996 - eine em
pirische Analyse. In: ZA-Information 44: 6-38; die FPD hatte nach dem Kriege bei den ..Sdb
ständigen" ein gewisses Stammwählerpotential, aber gerade der Anteil der Selbständigen an der 
wahlberechtigten Gesamtbevölkerung ging zwischen 1949 und 1996 von 35 % auflmapp JO" 
zurück. 

89 Wir stützten uns hauptsächlich auf TherJ SchiJln I9TT- Wud die F.D.P. eine Partei? In: WoIf-DiaIr 
Narr (Hrsg.), Auf dem Weg zum Einparteienstaat. Opladen: Westdeutscher Verlag. S. IU-LtI; 

Lothar AJbmin I980 (Hng.): Politischer Liberalismus in der Bundcsrepublik. Göaingen: Vandat
hoeck & Ruprecht;Jü~m Ditt,,",," I98~ Die Freie Demokratische Partei. In: Ridwd ScIII 
(Hrsg.), Parteien-Handbuch. - Die Parteien der Bundcsrepublik Deutschland 1945-19Io. Bel. 4 
Opladen: Westdeutscher Verlag. S. 1311-1382.; Jü'F" Dittbnner Illr. FDP - Partei der ZW ·111 

Wahl. - Ein Beitrag zur Geschichte der liberalen Partei und ihrer FunIaionen im Pantieos, 
der Bundesrepublik. Opladen: Westdeutscher Verlag; EmiJ J. KmImnIDtttNJ ~ ---~. 

FDP in the FcderaI Republic of Germany: The mquirernents of surviwI and suc:ass. In: __ I" 

Kirchner (Hrsg.), Liberal Parties in Western Europe. Cambridgc u. a.: Cambridgle UniY. .--... ... 
62.--92.; Thto ScbiIkr I99fJ: Die FDP. Partei der 'M:Ch.selnden WecbseIwihIer. In: Hans-GeorJ 
Iing (Red.), Parteien in der Bundesrepublik Deutschland. StuttgartlBertinlKln: KoIi ...... _~ 

S. 63-86; HIlIIS Vorlibuler I992: Die Freie DcmoIauische Partei. In: AlfMinczdlHeinric: 
reuter (Hrsg.), Parteien in der Bundesrepublik Deutschland. 0pIaden: Lcsb + Bulllidlt~ 
2.66-318; Theo ScbiIkr I99J: Stand, Defizite und Paspektiven der FDP-Fonchun&Jn: ÜIIIIr 

dermayerlRidwd Stöss (Hrsg.), Stand und Paspcbioa1 der Pureieab.I ... ia 1lfI .... 
Opladen: Westdeutscher Verlag. S. 1I~Lt6. 
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[n Österreich hat es - nach unserer Auffassung - nie elOen relevanten Liberalismus gegeben, 

und daher nimmt es nicht Wunder, daß eine liberale Partei im Parteiensystem der Ersten Re

publik fehlte90• - Die Großdeutsche Volkspartei und der Landbund für Österreich enthielten ei

nige Elemente, die man als "liberal" erkennen könnte, so z. B. ein gewisser antiklerikaler 

Grundzug der Parteien, aber die beherrschende Ideologie beider Parteien war eindeutig radi

kalnationalistisch, also deutsch-national, mit der Orientung an der deutschen Volksgemein
schaft9 l als "gemeinschaftsideologischer" Grundlage und deshalb antiliberal, antimarxistisch 

und schließlich auch antisemitisch"', anfällig für rechtsextremistische Tendenzen, denen sie 

dann auch erlagen; so haben sich die Großdeutschen den Nationalsozialisten untergeordnet 

und dazu beigetragen, den Nationalsozialismus im Wiener Burgertum "salonfähig" zu ma

chen;91 folglich konnte nach 1945 auch keIne Partei an eine liberale Tradition anknüpfen: Dem 

Verband der Unabhanglgen (VdU) (1949-1955) werden zwar immer wieder liberale Tenden

zen zugeschrieben, aber mit zweifelhaften Argumenten - jedenfalls fand kelOe Neuentwick

lung zum Liberalismus statt, und dies bleIbt auch richtIg, wenn man einräumt, daß es seit 

1848 im Großraum von Wien immer Wieder kleinere Gruppen überzeugter Liberaler gab. Die 

parteipolitische IntegratIon dieser Liberalen war das eigentliche Problem - nach 1945 teilten 

sich selbst die "Nationalen" auf und gingen teils zur ÖVP, teils sogar zur SPÖ (so explIzit in 

Kärnten). Die programmatische Basis des YdU wie dann auch der daraus hervorgehenden 

FPÖ bot bestenfalls liberale ,.Aushängeschilder"; die die Partei tragende ideologische Strö

mung kann man aber eindeutig dem rechten Spektrum zuordnen, wobei es dann fraglich 

90 Admn V:'lmdmszka I954. Österreichs polirische Struktur. Die EntwICklung der Parrelen und poli

tISchen Bewegungen. In: Heinrich Benedikt (Hrsg.), Geschichte der Republik ÖsterreICh. \X'ien: 

Verlag für Geschichte und Polirik, S. 291' "Bei der Berrachrung der politischen Parteien in der Er

sten Republik fällr zunächst das nahezu vollsrändige Fehlen liberaler Gruppierungen auf" 

91 Vgl. den .. Korneuburger Eid" (1930) und ,.AIlgemelOe polirische Grundsä= des Heimarblockes" 

(1930), beide abgedruckt in Klaus Berchtold [967: Ösrerreichlsche Parreiprogramme 1868- 1966. 

Wien: Verlag für Geschichte und Polirik, S. 402 f. 
92. Tho1tlas Albnch [99~: Vom VorurreIl zum Progrom: Antisemitismus von Schönerer bis Hlder. In: 

Rolf Steininger/Mlchael Gehler (Hrsg.), Ösrerrelch Im 2.0. Jahrhundert, Bd. I: Von der Monar

chie bis zum Zweiten Welrkneg. Wien/KölnlWeimar: Böhlau, S. 309-366; auch im chnstlIch-so

zialcn Lager harre der Antisemirismus seir Lueger Tradition. wandel re sich aber von einem 

.,gemüdichen" des Lueger zu einem rassebiologischen, aggressiven, Ende der I 92.0er Jahre. 

93 Siehe dazu Thomas Dostal I995-' Die Großdeursche Volksparrei. In: Emmerich Talos et al. (Hrsg.), 

Handbuch des polinschen Systems Österreichs: Ersre Republik. Wien: Manz, S. 195-2.06, und 

darin auch den Beirrag von Günther R. Burkert I995: Der Landbund für Ösrerrelch, S. 2.07-2.17. 

Den Landbund könnte man in die Rubrik der sich als Interessenvertrerung mißversrehenden Par

reien einordnen; sofern man Ihn als Partei betrachrer konkurrierre er direkt mir den Großdeut

schen auf demselben ideologischen TerralO, weshalb es auch Immer Wieder Elntgungsbesrrebun

gen gegeben hat. 
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wird, in welchem Sinn man von einem "Dritten Lager" sprechen soll: "Das erstrebte Ziel, Li

berale und Nationale durch dieses Programm ideologisch zu erfassen, war nicht erfolgreich, 

und es sollte sich in der Folge zeigen, daß ein solcher Weg, auf der Basis einer liberalen Ideo

logie starke nationalistische Akzentuierungen zu setzen, in der FPÖ bzw. im Dritten Lager 

nach dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr zur Einbindung des gesamten deutschnationalen 

Bereiches fuhren konnte. Nach meiner Beurteilung war der VdU ab 1954 nach einer Pro

grammbeurteilung eine betont nationale Partei mit Elementen des Antikollektivismus bzw. 

einer gewissen wirtSchaftspolitisch-liberalen Orientierung. Keinesfalls ist die Panei in diesem 

Zeitraum als eine liberale oder auch als eine liberal-nationale anzusehen."94 Die FPÖ ist bis 

In die 1980er Jahre eine rechtskonservative Partei auf der Grundlage einer "deutschnationa

len"95 Gemeinschaftsideologie, in der aus parteitaktischen Gründen - zum Zwecke der Ko

alitionsfähigkeit mit der SPÖ (Regierungs beteiligung 1983-1986) - eine kleine Gruppe "Li

beraler" die Parteifuhrung übernahm96, die die "Gherropanei" aus der Isolation fuhren sollte, 

aber trotz Regierungsbeteiligung keine Wahlerfolge erzielen konnte. Seit der Wahl Jörg Hai

ders zum Bundespaneiobmann wird die FPÖ als "rechtspopulistische" Partei klassifiziert, die 

sich über eine radikale Rherorik in ersrer Linie als Protesrpartei zu profilieren verstand und 

sich Im Parteiensystem deutlich rechts von der konservativen ÖVP plazierte97. Die Mobili-

94 Ench Reiter 1982: Programm und ProgrammenrwickJung der FPÖ. Wien: Braumüller, S. 69; siehe 

im Dokumenrationsteil vor allem "Das Ausseer Programm des VDU" (1954), S. 247-250, auf des

sen Grundlage die FPÖ gegründet wurde. Die Theorie des "Dritten Lagers" geht zurück auf 

Adam Wandruschka 1954 Österreichs politische Struktur. In: Heinrich Benedikt (Hrsg.), Ge

schichte der Republik Österreich. Wien: Verlag für Geschichte und Politik, S. 289-485. Vgl. Otto 

Scrinzi 1985: Das nacionale Lager nach 1945. In: Andreas Mölzer (Hrsg.), Österreich und die deut

sche Nation. Graz: Aula-Verlag, S. 233-244; zur Geschichte der FPÖ Viktor Relmann 1980: Die 

Dritte Kraft In Österreich. Wien u. a.: Molden; Kurt Plnnger 1982' Die Geschichte der Freiheicli

ehen. Wien : Orac. 

95 Gertrude EnderLe-BurceL 1995." Die österreich ischen Parteien 1945 bis 1955. In: Reinhard 

SiederlHeinz SteinertfEmmerich Talos (Hrsg.), Österreich 1945-1995. Gesellschaft, Policik, Kultur. 

Wien: Verlag für Gesellschaftskritik, S. 80-93, hier S. 89. 

96 Kurt Rlchard Luther 1992: Die Freiheitliche Palte i Österreichs. In: Herbert Dachs et a1. (Hrsg.), 

Handbuch, a. a. 0., S. 247-262, insbes. S. 254 f. zur "Ideologie" und Programmatik; Bundespar

teiobmann Norbert Steger entstammte aus der Wiener Landespartei, einer der schwächsten Lan

desorganisationen; kurzfristig wurde die FPÖ In die "Liberale Internationale" aufgenommen, und 

wohl deshalb erschien in einem Sammelband zu den liberalen Parteien Europas auch ein Beitrag 

zur FPÖ, siehe Kurt R. Luther 1988: The Freiheitliche Partei Österreichs: protest party or govern

ing party? In: Emil J. Kirchner (Hrsg.), Liberal Parties in Western Europe. Cambridge u. a.: Carn
bridge Univ. Press, S. 213-25I. 

97 Brigztte Batler 1995: FPÖ, F-Bewegung und Neue Rechte. In: ÖZP 24: 263-274; Fritz P!4sserlPeter 

A. ULram 1995." Wandel der politischen KonAiktdynamik: Radikaler Rechtspopulismus in Öster

reich. In: Wolfgang C. MüllerlFrirz PlasserlPeter A. Ulram (Hrsg.), Wählerverhalten und Partei-
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sierbarkeit anti modernistischer Ressentiments ist kein nur rur Österreich spezifisches Phäno

men, wohl aber das Protestpotential gegen den Paneien- und Sozlalpannerschaftsfilz, der sich 

während der großkoalitionären Zeit etabliert hane. 

Die Gründung des Liberalen Forums (1993) als neuer Panei Ist ein typisches Spaltungspro

dukt - eine Gruppe der Parlamentsfraktion der FPÖ rrennte sich von der Panel' . und konnte 

sich bei den folgenden Nationalramvahlen relativ erfolgreich als neue Panei behaupten, nicht 

zuletzt dank der hohen Medienaufmerksamkeit rur diesen ungewöhnlichen Vorgang. Wie

derum sehen wir in der Spaltung einen wichtigen Mechanismus der Ausdiff'erenzierung des 

Paneiensystems - also, wenn man so will: Cleavages innerhalb von Parteien als kausalen Fak

tor, nicht C1eavages in der "Gesellschaft" -, die Frage ISt nur, ob sich wegen des Fehlens einer 

liberalen Tradition (als relevanter ideologischer Strömung der politischen Öffentlichkeit) in 

Österreich eine solche Partei auf Dauer wird halten können99• 

Die wichtigste liberale Partei Europas war, und ist immer noch, die Liberal Party Großbri

tanniens. "The British Liberal Party is c1early one of the most imponant forces in West Eu

ropean liberalism,"'" SpäteHens seit 1868 (unter Premier Gladstone) wird sie zu einer mo

dernen Reformpartei und steht eindeutig auf der linken Seite des ideologischen Codes. Nach 

der Wahlrechtsreform 1884 wird die liberale Partei hauptsächlich von der Arbeiterklasse ge

wählt- ein großer Unterschied zu Deutschland und Österreich, wo die Arbeiterschaft sehr 

fnih in die gemeinschafrsideologische "Kirche" des Marxismus aufgenommen wird. Trotz

dem ist es wohl richtig, daß auch die britischen Liberalen primär eine antiprotekrionistlsche, 

auf den ffClen Markt setzende, mittelständische und bddungsbürgerliche Honoratiorenpar-

enwettbewerb. Wien: Signum, S. 479 zur Posirionierung der politischen Parteien auf dem Links

rechts-Spektrum 1976-1993- Die FPÖ nImmt in der Perzeption der Bevölkerung eine rechte Flü

gelposition ein. Siche jedoch die KrItik "von rechts" (!) an Haider und am neuen Parteiprogramm 

der FPÖ in den Beiträgen des Bandes von Rolf-JosefEibicht 1997IHrsg), Jörg Haider. Patriot im 

Zwielicht? Srurrgan: OS· 'verlag. Die überwiegend rechtsradikale Kritik richtet sich vor allem ge

gen die Abwendung Haiders von der alten "Deutschtümelei" in der FPÖ, "Volk und Nation ha

ben die höchsten Werte jeder staatlichen Politik zu sein", so Eibicht S 35 gegen das neue FPÖ

Partei programm. 

98 Friedhelm Frischenschlager 1994: Das Liberale Forum und das österreichische politische System. 

In Österreichisches Jahrbuch für Politik 1993: 301-342, hier auch die erste programmatISche 

Selbstdarstellung im Sinne eines Liberalismus in der "Tradition der politischen Philosophie der 

Aufklärung". S. 338 ff 
99 Bei den Nationalrarswahlen vom 3. Okt. 1999 ist das Liberale Forum an der 4 %-Klausel geschei

ten und nicht mehr im Parlament vertreten; die Programmatik des LIF ist bequem nachzulesen in 

Chnstoph Kotanko 1999 (Hrsg.): Die Qual der Wahl. Die Programme der Parteien im Vergleich. 

'X'ien: Czernin Verlag, S. 155 ff, vg!. Oliver Lehmann 1999: Die letzte Chance. Heide Schmidt und 

der Liberalismus tn Österreich. \Vien: Czernin Verlag. 

100 John Curtlce 1988: Great Bnratn - soclalliberaltsm reborn' In: Emil J. Kirchner (Hrsg.), Liberal 

Panies in Western Europe, a. a. 0., S. 93-123, hier zir. S. 93. 
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tei blieben, "mat manifested itself in me failure of many liberal associations ro put forward 

candidates from working-dass background"'OI. Nicht zuletzt aus diesem Grunde habe sich ab 

1900 die Labour Party formiert, die nach einer kurzen Phase der Lib-Lab-Zusammenarbeit 

die Liberal Party bis zur Existenzgefährdung in der Zwischenkriegszeit'02 verdrängt (in den 

1930er Jahren sitzt nur mehr eine Handvoll Liberaler lffi Parlament), so Currice, aber die man

gelnde Offenheit der Liberalen hatte eben "ideologische" Gründe, wie wir behaupten, und 

zweitens beruhte die Ausdifferenzierung des Paneiensystems auf der linken Seite auf dem Auf

stieg des "Sozialismus" als neuer ideologischer Strömung der Öffendichkeit. - Zwischen 1945 

und 1974 erreicht dIe Liberal Party nur einmal mehr als IO % der Stimmen; SeIt 1973 erlebt 

sie jedoch einen von niemandem erwarteten Aufschwung: 1983 erreicht sie sogar einen Stim

menanteil von 25,4 %, und dies trotz des britischen Mehrheirswahlrechts! Die liberale Partei 

profilierte sich auf der linken Seite als eine nicht-sozialistische Nternative, für die rechte Seite 

als eine "moderate" Position zum Rechtsschwenk der Konservativen, und hatte Erfolg! Nach 

der Abspalrung der,Social Democrats" von Labour bildete die liberale Panei mit diesen eine 

erfolgreiche Nltanz - seit 1992 mIt der SDP die Partei der "Liberal Democrats"!Ol, was aber 

auf einen doppelten Sachverhalt hinweist: Die Liberalen befinden sich als Panei dann im Auf

wind der Wählergunst, wenn die Wähler a} aus Protest gegen Konservative an der Regierung 

eine Alternative suchen und b} dIe Labour Party intern zerstritten ist. Paradoxerweise hat die 

Thatcher-Zeit Labour zur Modernisierung ihrer veralteten Paneistrukruren gezwungen und 

errang unter Tony Blair als "New Labour" einen überwältigenden Wahlsieg (1997: 63,4 % der 

Stimmen und 419 von insgesamt 659 Sitzen im Unterhaus), so daß sich für die Liberale Panei 

nun wiederum die Frage nach einer ideologischen Neuorientierung stellt. 

Sowohl aus der deutschen Parteiengeschichte als auch aus der - hier zugegebenermaßen 

nur sehr beschränkt ausgeführten - Perspektive der vergleichenden Parteienforschung lassen 

sich mehrere Schlußfolgerungen ziehen: 1. Die große ideologische Strömung, die "Panei der 

Bewegung' und des "Forrschrirrs", verliert im Laufe der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts ihre 

eindeutige Zuordnung zum ideologischen Code: der Liberalismus reflektiert quasi den Code 

In sich selbst, ohne ihn zurückzuweisen; teilweise ist das sicherlich als eine Folge der Be

schränkungen einer Printmedienkultur zu verstehen, d. h., es gab neben einem gemein

europäischen Grundverständnis des Liberalismus noch die vielen lokalen Liberalismen der 

Zeitungen, die eine diffuse Gemengelage mit konservativen (Nationalismus) und dann auch 

mit sozialistischen Ideen (Sozialliberalismus) zuließen; zum andern verlief wohl für viele Li

berale der reale gesellschaftliche Strukturwandel schneller als es ihnen wünschenswert er-

IQI John Curtzce /988: Great Britain, a. a. 0., S. 95. 

102 PaulAdelman /98[: The Decline of the Liberal Parry 1910-1931. BUfnt Mill, Harlow, Essex: Long-

man. 

I03 ThoJ7Ulf Saalftld /999: Fraktionsführung als Parreiführung: Parrei und Fraktion in Großbritannien. 

In: Ludger Helms (Hrsg.), Parreien und Fraktionen. Opladen: Leske + Budrich, S 67-98, insOCs. 

S . .,6. 
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schien. 2.. Die fehlende ideologische Eindeutigkeit bereitete zwar den liberalen Parteien 

Schwierigkeiten, sich zu positionieren und programmatisch zu profilieren, aber das hatte an

dererseits den Vorteil einer höheren "pragmatischen" Anpassungsfähigkeit nach rechts und 

link~ -- man kann heute offenbar die eher rechts angesiedelten Positionen des Wirrschaftslibe

ralismus durchaus kombinieren mit einer linken "Politik privater Lebensstile", so das LIF in 

Österreich -, und genau das verlieh den liberalen Parteien eine vergleichsweise hohe Koaliri

onsfähigkeit auf der parlamentarischen EbenelO4 - sie sind quasi die "geborenen" Koalitions

partner für eindeutig positionierte Parteien des linken und rechten Spektrums des Parteiensy

stems. 3. In L.-eiten stärkerer ideologischer Polarisierung besteht für liberale Parteien die Gefahr, 

zwischen den Mühlsteinen linker und rechter Strömungen .,aufgerieben" zu werden. In sol

chen Situationen kommt es offenbar darauf an, wie die Massenmedien auf die PolariSierung 

reagieren, ob sie - gegen den herrschenden .,Zeitgeist" -liberale Positionen kommunizieren 

oder nicht. 4. Spätestens in der 2.. Hälfte des 2.0. Jahrhunderts wurden die meisten Forderun

gen des klassischen Liberalismus erfüllt (Verfassungen plus Grund- und Freiheitsrechte, ins

besondere Pressefreiheit, Schutz der Privatsphäre vor Staatseingriffen, markcwl[(schaftliche 

WirtSchaftsordnung, 1rennung von Kirche und Staat uS\v.), d. h., die Gesellschaften sind "li

beral" geworden, und daher könnte man die Frage stellen, welche Berechtigung liberale Par

teien heute überhaupt noch haben? Mit dieser Frage würden wir aber das Feld der rein wis

senschaftlichen Analyse verlassen, denn es ist ganz klar die Aufgabe der liberalen Parteien selbst, 

illiberale Srrukruren unserer Gegenwartsgesellschaft zu benennen und zu politisieren. 

Der große Gegenspieler des Liberalismus im 19. Jahrhundert hieß KonservatiVismus als 

Position auf der rechten Seite des ideologischen Codes, und deshalb können wir mit Sicher

heit davon ausgehen, daß es in allen Parteiensystemen konsen'atille Parteien gab bzw. gibt. \X1ir 

haben im letzten Kapitel darauf hingewiesen, daß man den Konservativismus nicht als Ver

teidiger des Status quo mißverstehen darf - das war er auch, aber nicht nur -, sondern er war 

immer dann eine wesentliche gestaltende Kraft, wenn es galt, mit bestimmten Strategien den 

politischen Gegner auf der linken Seite zu bekämpfen. Als klassischer Fall wird zu Recht häu

fig auf die Bismarcbche Sozialgesetzgebung hingewiesen. Mit anderen Worten, was auf der 

rechten Seite des Parteienspektrums geschieht, ist nicht unabhängig davon, wie man auf der 

rechten Seite die linke Seite beobachtet - und umgekehrt. Erst dadurch wird ja das ParteIen

system zu einem eigendynamischen, auf Selbsrorganisation eingestellten, selbstreferentiellen 

Subsystem des politischen MakrosystemslOl • 

104 Die entscheidende Variable rur Koalitionsfahlgkeit ist ja Ideologische DIStanz, SO schon Giovanm 
Silrtori 1976: Party and party systems, a. a. 0., S. 126; zur ideologischen Ambivalenz liberaler Par

teien siehe Gordon Smith 1988: Retween left and right: the ambivalence ofEuropean liberalism. 

In: FmIlJ. Kirchner (Hrsg.), Liberal Parties In 'Western Europe, a. a. 0, S. 16-28. 

105 Danilo Zolo 1992: Democracy and Complexiry. University Park/PA: The Pennsylvania Univ. Press, S. 

115 IL "The self·reference of the parrv S\~tem". Siehe dazu allerdings mit kritischem Unterton lXilm

ji-trd Detzling 1993.' Parteien im eigenen Saft' Von der Krise zur Reform. In: APuZ B 31. S. 14 ,18. 
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In der Literatur zur historischen Paneienforschung wird häufig zwischen "konservativen" 

Parteien auf der einen, und "katholischen" oder "christlichen" Paneien auf der anderen un

terschieden, so als ob die letzteren nicht konservativ gewesen wären. Entsprechend unserem 

Ansatz der ,,Ableitung" politischer Parteiensysteme aus den ideologischen Strömungen der 

politischen Öffentlichkeit handelt es sich hier jedoch eindeutig um Varianten des Konservati

vismus, und zu diesen zählt auch, wie wir bereits öfters festgestellt haben, der Nationalismus, 

sofern er nicht konservative Grundwerte verläßt bzw. sich rechts vom Konservativismus radi

kalisiert. In Deutschland gründet eine preußische Adelsgruppe 1867 die Partei der Freikon

servativen; 1870 erfolgt die Gründung des Zentrum als Partei des politischen Katholizismus; 

1876 die Paneigründung der Deutsch-Konservativen - allesamt Paneien, die als Verteidiger von 

Strukturen des Ancien regime anzusehen sind, also des "monarchischen Prinzips" (Herrschaft 

"Von Gottes Gnaden"), der Standesprivilegien des Adels, des Schutzes "organisch" gewach

sener traditionaler Rechtsbestände, der Fernhaltung des gemeinen Volkes von der Politik so

wie der Beibehaltung der alle gesellschaftlichen Bereiche konditionierenden Stellung der Re

ligiont06. Der Altkonservativismus ist durchweg "antidemokratisch" eingestellt, auch wenn 

konservative Regierungen teilweise die Ausweitung des Wahlrechts vorangetrieben haben, wie 

ebenfalls Bismarck 1867 mit der Einführung des allgemeinen Männerwahlrechts bewies; aber 

da ging es nicht darum, den Demokratisierungsprozeß fördern, sondern einen Schlag gegen 

den Liberalismus (und gegen den Vielvölkerstaat der Habsburgermonarchie) zu führen. In 

Preußen haben die Konservativen gemeinsam mit den Liberalen gegen die Sozialdemokratie 

bis 1918 erfolgreich die Beibehaltung der Dreiklassenwahlrechts durchgesetzt. 

Wir haben im vorangegangenen Kapitel bereits ausführlicher die These von den fünf 

großen politischen Strömungen, die das deucsche Parteiensystem über ein Jahrhundert be

stimmt haben sollen" ~ , kritisiert und als Gegenthese die Vermucung formuliert: Der politi-

106 Die Konservativen behielten vor allem in Preußen und in Mecklenburg eine dominierende Stel

lung, nicht zuletzt auf grund der dortigen "vorindusmellen" Verhältnisse: "Die Stärke der Kon

servativen beruhte auf ihrer engen Verknüpfung mit der in den Agrargebieten des ostelbischen 

Preußen und in Mecklenburg gesellschaftlich, ökonomisch und politisch tonangebenden Schicht 

der oft adligen Großgrundbesitzer. Von diesen waren auch die lokalen Pfarrer der protestantischen 

Kirchen des ösdichen Preußen weitgehend abhfugig. Die Konservative Partei dieser Gebiete 

wurde zudem im allgemeInen vom lokalen und regionalen Verwaltungsapparat des preußischen 

Staates in Wahlkämpfen massiv unterstützt", so GerhardA. Ritter 1985: Die deutschen Parteien 

1830-1914. Parteien und Gesellschaft im konsriwtionellen Regierungssystem. Görringen: Van

denhoeck & Ruprecht, S. 76; hinzu karnen vor allem das Dreiklassenwahlrecht und die Wahl

kreisgeometrie, welche die konservativen Parteien weit über ihren Stimmenanreil bei der Man

datsverteilung begünStIgten. 

107 Siehe dazu z. B. Eckhard Jesse 1992: Parteien in Deutschland. Ein Abriß der historischen Enmick

lung. In: AlfMintzellHeinrich Oberreuter (Hrsg.), Parteien in der Bundesrepublik Deutschland. 

Opladen: Leske + Budrich, S. 41-88, hier insbes. S. 53. 
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sche Katholizismus und mit ihm die Zentrumspartei sei die süddeursche, der Nationalismus 

und dessen national-konservativen Paneien samt den gemäßigten Agitationsverbänden, die 

norddeutsche Variante des Konservanvismus. Sie beruhen auf unterschiedlichen gemein

schafrsideologischen Strategien zur Bildung und Abschorrung "sozial moralischer Milieus"108, 

aber sie beserzren denselben ideologischen On deuclich rechts von der Mitte. Unser Ansarz, der 

strikt vom ideologischen Code der Kommunikation der Sphäre der politischen Öffenrlich

keit ausgeht, zwingt nun auch zur Reformulierung der "Lager"-Theorien - auch z. B. von 

Kar! Rohe, der bereits die übliche Fünfergliederung zu drei Lagern zusammengefaßt hat; und 

zwar gäbe es ein sozialistisches, katholisches und ein nationales Lager, wobei dem "nationa

len Lager" auch alle liberalen Parteien angehören würden' '9. Nach unserem Theorievorschlag 

gäbe es nur zwei "Lager", nämlich ein sozialistisches und ein konservatives, wobei lerzteres 

durch die Politisierung umerschiedlicher Gemeinschaften partei politisch geteilr war - wie übri

gens auch In Ösrerrelch -, und dazwischen die liberalen Parteien, die gar kein Lager bildeten, 

Im Paneiensystem Österreichs fehlten und In Deutschland - mit Ausnahme der Narionalli

beralen - auch keinem Lager angehören. 

Die Konservativen der süddeutschen Länder fanden sich nach 1870 in der Zentrumspartei, 

108 M. !&liner lepsius [993- Parreiensystem und Sozialstruktur. Zum Problem der Demokratisierung 

der deutschen Gesellschaft. In: Ders., Demokratie in Deucschland. Soziologisch-historische Kon

stellationsanalysen. Ausgewählte Aufsätze. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 25-50; der 

Begriff »sozial-moralische Milieus" soll nach LepSIUS den für die Parteienanalyse unbrauchbaren 

Klassenbegnff ersetzen: "Keine der großen Parteigruppierungen war in einem strengen Sinne klas

senhomogen: das Zenrrum am wenigsten, aber auch die Liberalen nicht, und auch die konserva

tive Koalition zwischen Großgrundbesitzern, Bauern und Bürokraten kann nicht als schichtho

mogen bezeichnet werden. So bleiben einZig die Sozialisten, die eine gewisse Klassenhomogenität 

aufureiscn, aber andererselCS kaum die Mehrheit der Klassengleichen inregrieren konnren. Der Be

griff des ,sozial-moralischen Milieus' hat gegenüber dem Klassenbegriff den Vorreil eines expliZIt 

weiter gesteckten Bezugsrahmens. Ich verwende Ihn hier als Bezeichnung für soziale Einheiten, 

die durch eine Koinzidenz mehrerer 5trukturdimensionen wie Religion, regionale Tradüion, wirt

schaftlIche Lage, kulturelle Orienrierung, schichcspezifische Zusammenserzung der intermediären 

Gruppen, gebildet werden. Das Milieu ist ein sozio-kulturelles Gebilde, das durch eine spezifi

sche Zuordnung solcher Dimensionen auf einem bestimmten Bevölkerungsteil charakterislerr 

Wird" (s. 38). Wir haben im vorangegangenen Kapitel versucht, darzulegen, daß es nicht auf ei

nen "bestimmten Bevölkerungsteil" ankommt. sondern auf die "informationelle SchlIeßung" der 

durch Prinrmedlen strukturierren, ideologisierren, partikularen Öffenclichkelten. 

109 KarL Rohe I992: Wahlen und Wählertraditionen In Deutschland. - Kulturelle Grundlagen deut

scher Parteien und Parteiensysteme im 19. und 20. Jahrhundert. Frankfurr am Mam: Suhrkamp, 

5. 258 f., Abb. I und S. 270 f., Tab. 3 und Tab. 4. Vgl. nun auch KarL Rohe I997: Enrwicklung der 

polInsehen Parteien und Parreiensysteme in Deucschland bis zum Jahre 1933. In: Oscar W. Ga

brie/lOs kar Niedermayer/Richard Stöss (Hrsg.), Parteiendemokratie in Deucschland. Opladen: 

Westdeutscher Verlag, S. 39-58. 
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die Konservativen Preußens in der Deutschkonservativen Partei oder in der Freikomervativen 

Partei (oder ebenfalls im Zentrum). So wollen die Deutschkonservativenun "die Monarchie 

von Gones Gnaden unangetastet erhalten wissen und bekämpfen, bei gesetzlich gesichener 

bürgerlicher Freiheit für alle und bei wirklicher Beteiligung der Nation an der Gesetzgebung 

jeden Versuch, die Monarchie zugunsten eines parlamentarischen Regiments zu beschrän

ken"; "Staat und Kirche sind von Gott verordnete Einrichtungen"; ganz besonders wichtig 

sei die "konfessionelle christliche Volksschule", und dies wird deran betont, daß in einem ein

zigen Satz gleich viermal das Wort "christlich" vorkommt: "Wir verlangen für das christliche 

Volk eine chrisdiche Obrigkeit und christliche Lehrer für christliche Schüler." Weitere For

derungen sind: Erhaltung der "vollen Wehrkraft des deutschen Volkes", Schutz der Land

wirtSchaft "unter der Ungunst des Weltmarktes" (Zollschutz), Bekämpfung des "vielfach sich 

vordrängenden und zersetzenden Jüdischen Einflusses auf unser Volksleben", Bekämpfung 

der Anhänger der Sozialdemokratie (und des Anarchismus), "deren vaterlandslose und auf 

den Umstutz gerichteten Bestrebungen weite Kreise unseres Volkes gefährden, sind als Feinde 

der staatlichen Ordnung zu bekämpfen". "Einer gewissenlosen Presse, welche durch ihre Er

zeugnisse Staat, Kirche und Gesellschaft untergräbt, ist nachdrücklich entgegenzutreten." 

Die Deutschkonservative Panei verstand sich als "Regierungspanei" Preußens und war im 

Preußischen Abgeordnetenhaus die bestimmende politische Kraft, stützte sich auf die offizielle 

Macht der "Landräte" und In den letzten beiden Jahrzehnten vor dem Krieg auf die erstar

kenden nationalistischen Vereine, so z. B. auf den Bund der Landwirte, den Alldeutschen Ver

ein, den Preußenbund, den Bund der Kmsertreuen, den Reichsverband gegen die Sozialdemokra

tie, den Deutschen Ostmarkenverezn und waren mit führenden Politikern im mächtigen 

Deutschen Flottenverezn vertreten. Die Konservativen besaßen zwar seit 1876 im Wahlverein 

der Deutschkonservativen den Ansatz einer eigenen Parteiorganisation, entscheidend wurde 

aber die Nutzung der organisatorischen Infrastrukturen der genannten Vereine und Verbände. 

Trotzdem blieb die Parteiorganisation im engeren Sinne unterentwickelt und wohl aus die

sem Grunde fanden die Konservativen nie zu einer geschlossenen Partei zusammen, insbe

sondere waren die Erzkonservativen der "Kreuzzeitungs-Gruppe" schwer zu integrieren, die 

sich dann 1896 tatsächlich abgespalten und die Christlich-soziale Partei gegründet haben. 

Die Deutschkonservativen lehnten in den 1870er Jahren Bismarcks "Kulturkampfpolitik" 

gegen die ZenrrUffispanei ab und ließen es sogar auf einen Bruch mit Bismarck ankommen -

beide Parteien standen ja entschieden auf einem "christlichen" Parteiprogramm. Sie zählten 

aber zu den eifrigsten Befürwortern der "Sozialistengesetze" (1878-189°) und unterstützten 

Bismarcks Sozialgesetzgebunglll
: "Sozialreform ist Christenpflicht!" - hieß damals ihr Schlag-

110 Lothar WallrafI968: Deurschkonservarive Panei (DKP) 1876-1918. In: Dieter Fricke et a1. (Hrsg.), 

Die bürgerlichen Parteien in Deutschland. Bd. 1. Leipzig: VEB, S. 673-70I. 

III Und Bismarcks Kampf gegen Tendenzen zur Parlamenrarisierung der Reichsregierung, siehe Hans 

Fenske I994: Deutsche Parteiengeschichte, a. a. 0., S. 135. 
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wort; wie wir bereits sahen, gehörte zur konservativen Ideologie eme deutlich "an[1-

kapitalistische" Schlagseite. Zum entscheidenden Charakteristikum des norddeutschen Kon

servativismus wurde jedoch der Nationalismus 112 - einschließlich, und das wurde nicht als 

\Viderspruch empfunden, der Verteidigung der borrussischen Idenrität gegen Jede Verein

nahmungspolitik auf der Ebene des Reiches. Er besrri[[ die Existenz einer politischen Nation 

im Osten (der Polen) und betrieb eine forcierte Germanisierungspolirik, die ihren Scharren 

weit vorauswarf wie auch der schon erwähnre Antisemitismus. DIe Gemeinschaft der nord

deurschen Konservativen war nun das deutsche Volk - gegliedert in seme "Stamme", deren 

Rechtstraditionen zu respektieren seien. Die gemeinschaftsideologische Transformation er

fuhr im Verlaufe der Geschichte des Katserreiches eine enorme Steigerung und nahm teilweise 

ersatzreligiöse Züge an"3, so auch die Einschärzung von Hans-Ulrich Wehler: "Diese Radika

lisit:rung verstarkte die charakteristischen Züge einer ,politischen Religion', sie steigerte die 

Psychomotorik dieser säkularen Heilslehre, sie erreichte auch zusehends mehr Menschen. 

Denn die politischen Sozialisationsprozesse zugunsten des ~a[1onalismus, sei es m der Fami

lie und Schule, sei es 1m Militär und Vereinswesen, hielten inzwischen seit Jahrzehnten an. 

Die sozialkulturelle Persönlichkeit des einzelnen wurde durch diese machtvollen Einflüsse ge

prägt, das kollektive Gedächtnis mit nationalIsierten Ennnergungen beserzt."q 

112 "Einer der bemerkenswertesten Vorgänge der nationalen Geschichte ZWischen 1871 und 1914 ist 

das Einschwenken der konservativen Führungsschichten Preußens, namentlich in Ostelblen, in 

die Gefolgschaft der nationalen Reichspolitik", so 'fheodor Schleder 1991: Nationalismus und Na

tionalstaat, hrsg. v Orro Dann und Hans-Ulrich Wehler. Görringen: Vandenhoeck & Ruprecht, 

S. 200. Vgl. auch V:'olfiangj. Afommsen 1993-" Das Rmgen um den nationalen Staar. Berlin: Pro

pyläen, S 476 ff zur "innenpolitischen Kurswende im Jahr 1879" und den Folgen Rn die Poli

tikgestaltung. Immer noch äußerst instruktiv Heinrich August V:'inkler 1978: Vom linken zum rech

ten Nationalismus. - Der deutsche Liberalismus In der Krise von 1878/79. In: Geschichte und 

Gesellsch.lft 4: 5-28: "Wet heute 111 der westlichen Welt sich selbst als ,national' oder gar als ,Na

tionalist' bezeichnet, der wird Sich im Zweifel eher der politischen Rechten als der LlI1ken zu

rechnen. ,Nationale Kreise': Das war schon im wilhelmil1lschen Deutschland zu einem Synonym 

konservativer Cesinnung geworden, auch wenn SICh diese durchaus mit ell1em nanonalliberalen 

Paneibuch vertrug", so \Xfinkler S. 5 einleitend und dann die Abhandlung zur "Umwandlung des 

Nationalismus von einer ,linken' 111 ell1e ,rechte' IntegrationsIdeologie" - ein Prozeß, der zeitlich 

ab der J\lirre der I 87üer Jahre ell1serzr. 

113 Peter V:'alkenhorst 1996: Nationalismus als "politische Religion"? Zur religIösen Dimension natio

nalistischer Ideologie Im Kaiserreich. In: Olaf Blaschke/Frank-Michaei Kuhlemann (Hrsg.), Re

ligion im Kaiserreich. Gütersloh: ehr.Kaiser, S. 503-530. 

114 Hans-Ulnch V:'ehh 1995." Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3, a. a. 0., S. 1067; Siehe auch S. 

10-5: .. Steigerung des Nationalismus zu einer inregrallstischen Säkularreligion." Vgl. Stefon Breuer 

1996: Der ~eue ~atlonalismus in \X'eimar und seine Wurzeln. In: Helmut Berding (Hrsg.), My
thos und Nation. Studien zur Entwicklung des kollektiven Bewußtseins in der Neuzeit 3. Frank

furt am J\1aln: Suhrkamp, S. 257-274; Breuer räumt allerdings ein, daß es einen "Neuen Natio-
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Wir haben oben auf die Funknon und Entstehungsbedingungen von Gemeimchaftsideo
logien bereits hingewiesen und brauchen daher hier nur einige Ergänzungen vorzunehmen: 

Der Anspruch der konservativen Parreien, Sachwalter der "deurschen Volksgemeinschafr" zu 

sein, das natürliche "Volksleben" zu repräsentieren und zu schürzen usw., verleitete die Kon

servativen dazu, zu verkennen, daß sie trorzdem nur eine "Panet sind und trotz ihres "Reichs

nationalismus" im Reichstag nur eine Minderheit waren. Unverkennbar galt die Sroßrich

tung gerade der Ideologie der Volksgemeinschafr der Abgrenzung nach innen, gerichtet gegen 

die "Feinde der Nation", in erster Linie gegen die erstarkende Arbeiterbewegung"5• Der Na

tionalkult ließ sich in unzähligen Siruationen öffendich zelebrieren, von den Gedenkfeiern 

an die Gefallenen der Kriege (Sedan-Feiern) bis zu den Feiern der Burschenschafren und Kor

poranonen an den Universitäten; der Entfalrung der Symbolwelr waren faktisch keine Gren

zen gesetzt, und Immer ging es um Ein-/Ausschließung von Personen in oder aus Gemein

schafren, z. B. bel den Kriegervereinen: 

Abschließend muß man Sich noch einmal vergegenwärtigen, wie Viele enge Berührungspunkte 

die nationalistischen Agitationsverbände mit dem Gestnnungsmilitarismus und Populärnatio

nalismus der Knegervereine besaßen [ .. . j. Ihre Ausbreitung hielt auch nach der Jahrhunderr

wende an. Um 1910 besaßen allein die 16 )00 preußischen Vereine rund anderrhalb Millionen 

Mitglieder. Der reichsweit operierende "Deutsche Kriegerbund" kam damals auf 1,7 Millio

nen, der "Kyffhäuserbund" als weiterer Dachverband sogar auf 2,9 Millionen Mitglieder. Über

all verband sich eine rief verinnerlichte militaristische Sozialmenralität mit einem grobschläch

tigen Nationalismus und Sozialisten haß. Die Veretne "nationalgesinnter" Männer sollten, 

mahnte der erste Vorsitzende des "Kriegerbundes", auf immer "Kampfstätten gegen die Sozi

aldemokratie" bleiben ."6 

nalismus" tn \'qelmar gar nicht gegeben hat; was ihn vom Vorkriegsnationalismus unterscheidet, 

ist in erster Ltnie die "radikale Aktion" in den faschistISchen Bewegungen, vgl. Richard Saage 198.-. 

Der italienische und der deutsche Faschismus. In Ders., Arbeiterbewegung, Faschismus, Neo

konservatismus. Frankfurr am Maln: Suhrkamp, S. 121-159; das gilt z. B. auch für die ActIOn 

Franralse unter dem Führer Maurras, siehe Ernst Nolte 1963: Der Faschismus in seiner Epoche. 

München: Piper, insbes. S. 16) zu den erklärten "Feinden". 

Il) Wolfiangj. Mommsen 1993- Das Rmgen um den nationalen Staat, a. a. 0., S. 446 und S. 602 ff, 
zum "Gesetz gegen die gemetngefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie" vom 21. Okw

ber 1878 und den anschließenden Kampfrnaßnahmen gegen die "rote Gefahr". Vgl. DIeler Groh 

197 3- Negative Integration und revolutionärer Attentismus. Berlin u. a.: PropyläenlUllstein, S. 49: 

"Die Verfolgung und Verfemung der Sozialdemokraten als Feinde etner politischen Ordnung. de

ren höchster Werr der Nationalstaat darstellte, wurde dadurch legitimierr, daß man ihnen die na

tionale Identität absprach." 

u6 Hans-Ulrich 1X'ehler 1995: Deutsche Gesellschafugeschichte, Bd. 3, a. a. 0., S. 1080; die soziale Zu

sammensetzung der Kriegervereine zeige, so Wehler, daß sie in soziale Schichten einzudringen ver-
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Die gemeinschaftsideologischen Transformationen der 2. Hälfre des 19. Jahrhunderts waren 

das Produkt einer zunehmenden Kommunikationsverdichtung einer hochentwickelten Pnnt

medienkuftur, so unsere These, denn erst diese erlaubte die Entstehung größerer Publika, auf 

deren Basis die "Imagination von Gemeinschafr" (von Personen, die sich nicht kannten, also 

de facto von "Fremden") überhaupt erst möglich wurde. Der Entwicklung der Kommunika

rionsmedien kommt daher entscheidende Bedeutung zu: Der Ausbau des Eisenbahn- und 

Telegraphennetzes beschleunigte die Transportgeschwindigkeit der publizistischen Produkte 

enorm, die Papierpreise sanken, seit 1873 setzte sich die Rotationspresse durch: 1870 lieferte 

die deutsche Post 150 Millionen Zeitungen an Abonnenten aus, um 1900 bereits 1,2 Milliar

den, "seit den siebziger Jahren erieb die von der modernen Technik unterstützte Marktdyna

mik in großen Schritten auf die moderne Kommunikationsgesellschaft hin, die bereits vor 

19[4 einen lange Zeit unterschätzten hohen Entwicklungsgrad erreicht hat."117 Die rd. 200 Ta

geszeitungen, welche die Sache der konservativen Parteien vertraten, erreichten zwar keine 

hohen Auflagen, wohl aber die Druckerzeugnisse der nationalistischen Agitationsverbände, 

die sich zum Teil bereits gezielt moderner Ptopagandamethoden bedienten. 

Dasselbe gilt für das "sozialmoralische Milieu" des politischen Katholizismus, in welchem 

die 7.nztrnmspartel verankert war: Die "Kölnische Volkszeirung" erreichte zu Beginn des "Ku!

turkampfes" nur rd. 7.000 Exemplare, 1914 versorgte sie ihre Leser mit 30.000 Exemplaren 

dreimal täglich; das vom "Volksverein für das katholische Deutschland" redigierte Blatt 

"Westdeutsche ArbeIterzeitung" setzte sogar 200.000 Exemplare ab und lehrte sozialdemo

kratische Blätter das Fürchten, so Wehler; hinzu kamen die zahlreichen Diözesanblätter, die 

an die Kirchengemeinden verschickt >wrden; und das bedeutet: ,,Aufs Ganze gesehen besaß 

mochten, die dem Konservativismus In der nationalIStischen Variante ansonsten verschlossen blie

ben, so vor allem bel den Landarbeitern und Zwergparzellisten, Handwerkern und kleinen Ge

werbetreibenden, und teilweise auch bei den Beamten und Angestellten: "Nationalistische AgIta

tionsverbände sind, wie das der Vergleich mH anderen westlichen Landern zeigt, zu dieser Zeit 

überall entstanden, sie sind kein deutsches Unikat. Das verweist auf strukturelle Gemeinsamkeiten 

der Nationalismen und Entscheidungsprozesse. Im Deutschen Reich aber haben diese Verbände, 

die zusammen mit den wirtschaftlichen ,Pressure Groups' das sekundäre Machtsystem des Kor

poratismus bildeten, einen einflußreichen Radikalnationalismus propagiert, dem das Widerlager 

starker lIberaler, demokratischer Gegenkräfte und einer bewährten parlamentanschen Tradition 

fehlte. Auch deshalb laufen von ihnen finale KontinuItätslinien weiter In die deutsche Geschichte 

bis 1945" (S. 1081) Siehe dagegen Geoff Eley 199I: WilheIminismus, Nationalismus, Faschismus. 

Zur historischen Kontinuität in Deutschland. Münster; Westphallsches Dampfboot; ganz rich

tig verweist Eley auf die Konstermerung der Konservativen ob des populisnschen und radikal na

tlonalistischen limes der Agnationsverbände; sie konnten sich damit eigentlich nie anfreunden. 

Auch dies verweist auf den Konservativismus als "gemäßigter Rechte", von dem sich Rechtsradi

kalismen abspalteten. 

Il7 Hans-Ulnch 'X'rhkr I995' Deutsche Gesellschafrsgeschichte, Bd. 3, a. a. 0., S. 123z f. 
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das katholische Sozialmilieu ein eigenes Öffentlichkeitsforum, auf dem all seine Interessen 

und Ideen artikuliert werden konnten. Das trug zur Homogenisierung dieser Subkultur und 

zur Durchsetzungsfähigkeit ihrer Partei bei."u8 

Die Ausbildung eines zweiten konservativen "Teil-Lagers" im süddeutschen Raum 

hängt zwar mit der Reichsgründung, mit dem von Bismarck und den Nationalliberalen 

gemeinsam geführten "Kulturkampf' zusammen, sollte aber in einem breiteren Kontext 

gesehen werden, denn "christliche" oder "christlich-soziale" Parteien entstanden in den an

deren katholischen Ländern auch: Papst Pius IX. betrieb nach 1848 eine stärkere Bindung 

der Nationalkirchen an Rom - die Gläubigen sollten nach Rom blicken, die Autorität des 

Papstes anerkennen - ein Anspruch, der "Ultramontanismus" genannt wird -, und wenig 

später ergehen zwei "spektakuläre Entscheidungen in der katholischen Glaubenslehre"u9: 

1854 wird vom Papst das Dogma von der "unbefleckten Empfängnis Mariäs", 1870 das 

Dogma von der päpstlichen "Unfehlbarkeit In Glaubensfragen" verkündet. - Man kann 

wohl ohne Übertreibung für die damalige Zeit von einem katholischen Fundamentalismus 

sprechen, mit dem die Kirche auf die gesellschaftlichen Modernisierungsprozesse reagierte: 

Die Kirche wehrte sich entschieden gegen die Unterwerfung unter staatliche Regulierun

gen, gegen den Einflußverlust auf die Schulen, gegen die Zivilehe, gegen die Trennung von 

Staat und Kirche, gegen Tendenzen zur Demokratisierung, gegen den innerweltlichen 

Fortschrittsglauben usw. - Für die Protestanten repräsentierte diese Politik der katholischen 

Kirche "altramontane Antimodernität"; im "Kulturkampf' sollte gegen die Allianz von 

kirchlicher Hierarchie und unaufgeklärtem Volksglauben ein "Präventivkrieg"l2·o geführt 

werden - das ist die spezifische Siruation in Deutschland in den 1870er Jahren, als sich die 

Zentrumspartei im sozial moralischen Milieu des Katholizismus konsolidierte und zur er

sten "Volkspartei" wurde I2r, welche affe katholischen Volksschichten, also auch die Arbei-

118 Ham-Ulrich Weh/.er 1995." Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3, a. a. 0., S. 1247. V'{).JosefMoo
ser 1996: Das katholische Milieu in der bürgerlichen Gesellschaft. Zum Vereinswesen des Katholi

zismus im späten Kaiserreich. In: OlafBlaschke/Frank-Michael Kuhlemann (Hrsg.), Religion Im 

Kaiserreich, a. a. 0., insbes. S. 76: 1913 gab es insgesamt 151 katholische Zeitschriften mit einer 

monatlichen Gesamtauflage von tiber 6 Millionen Exemplaren, in den sog. Bruderschaften wirq 

gebetet für die ,,Austilgung der gotdosen Presse". 

119 Dieter Langewiesehe 1988' Liberalismus in Deutschland, a. a. 0., S. r8I. 

120 Wolfiangj. Mommsen 1993: Das Ringen um den nationalen Staat, a. a. 0., S. 405. 

121 Gerhard A. Ritter 197]. Der politische Katholizismus. In: Ders. (Hrsg.), Deutsche Parteien vor 

1918. Köln: Kiepenheuer & Witsch, S. 266: "Der in seinem Ursprung in SüddeutschJand auf die 

60er Jahre zurückgehende KuIturkampf, der in Preußen und im Reich in der Mine der 70er Jahre 

seInen Höhepunkt erreichte, hat den Prozeß der Politisierung der deutschen Katholiken be

schleunigt, die organisatorische Vereinigung der einzelstaadichen katholischen Parteien in der 

Zentrumspartei bewirkt und schließlich zum Ausbau der in Ansätzen bereits vorhandenen und 

sich nun stärker von der Gesellschaft isolierenden katholischen ,Subkultur' mit ihrem eigenen, 
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ter, zu integrieren suchte122• Im Prinzip aber war das "Zentrum" eine konservatzve Partez, 

deren Führungsgremien hauptsächlich aus Angehörigen des Adels, des höheren Beamten

rums und der Geisrlichkeit bestand"" und deren Wähler - typisch für konservative Par-

vielfach gegliederten Vereinswesen und ihrer eigenen Presse beigetragen. - Die Zentrumspartei 

war die in Ihrer Anhängerschaft stabilste und mit etwa 1/4 der ,r.,,1andate seit 1874 meist auch die 

Im Reichstag stärkste deutsche Partei. In ihrem Charakter war sie von den anderen Parteien 

grundsätzlich unterschieden. Während jene bestimmte soziale Schichten und ökonomische In

tere.>sen organisierten, war es dem Zentrum weitgehend gelungen, dte Katholiken aller Bevolke

run~chlChten vom Hochadel über das Bürgenum und die Bauern bis zu emem erheblichen Teil 

der mdusrnellen Arbeiterschaft in einer Partei zu integrieren. Da.> Zentrum war so die politische 

Vertretung der katholischen Mmderhelt Im klcmdeutlchen ~atlonalsraat mit emer evangelischen 

Monarchie, der ebenso wie Preußen seine höhere Beamtenschaft weit überproportIonal dUS 

Protestanten rekrutierte." Als Massenbasis der Zentrumspartei fungierte der 1890 gegründete 

"Volksverem fur das katholische DeutIchland", der die zahlreichen katholischen Vereine zusam

menfassen sollte. Der" Volk.werein" war vor 1914 nach der SPD die zahlenmäßig stärkste poli

mch-propagandistische Organtsation in Deutschland: 191~1r4 hane er über 800.000 Mitglieder; 

Siehe Thomas Nzppadry 19710 Die Organisation der bürgerlichen Parteien in Deutschland. In: 

Cerhdrd A. Rincr (Hrsg.J, Deutlche Parteien vor 1918, d. a. 0., S. 100-I19 hier insbes. S. 106 f; 

G(Thard A. RJtter 198f: Die deutschen Parteien 18,0-1914, a. a. 0., S. 51 ff. Die Teilvereme schufen 

,Basis", SOZiale Verankerung der Panel, aber zugleich auch Beschränkung: Die Zentrumspartei hdt 

SICh im katholischen Sozial milieu eInbetonien und war daher nicht expansionsfähig. 

122 'X'ilfrud Loth 199/" SOZIale Bewegungen im Katholizismus des Kaiserreiches. In: Geschichte und 

Cesellschaft 17: 279-,10; L()[h verweist zu Recht auf die innere sozialstrukturelle Heterogenität, 

die mit dem alIeIntgen KrIterium der .Zugehörlgkeit zur katholischen Kirche" nur schwer zu be

wältigen war, insbesondere waren nationalistische Tendenzen auf die Dauer kaum mehr abzu

wehren: "Der politische Katholizismus war, so Wird Im Rückblick deutlich, em Überganppha

nomen. Er hat auf dem problematischen, aber wohl unvermeidlichen Umweg über die Subkulrur 

untcr.chiedliche soz.iale Gruppen von Katholiken auf den Weg in die Moderne gefUhn, dabei aber 

notwendigerweise an Kohärenz. und Subsranz. verloren. Es schmälen seme Bedeurung ntcht, wenn 

man seme AusdifferenZIerung präzise verfolge" (5. 310). 

I2~ RudolfMorsry 19H Die Deutlchen Katholiken und der ~ationalstaat zwischen Kulrurkampf und 

Erstem \X'e1tkrieg. In Gerhard A. Ritter (Hrsg.). Deu1-"he Parteien vor 1918, a. a. 0., S. 270-2.98. 

Zur Domtnanz des Klerus tn der Zentrumpanel SIehe Olafßfi1Schke 1996: Die Kolonialislerung 

der Laienwelr. Pnester als Milieumanager und die Kanäle klerikaler Kuratel. In: Olaf 

R1aschke/Frank-:-'hchaei Kuhlemann (Hrsg.), Religion Im KaiserreICh, a. a. 0., S. IIO f.: Da.> Zen

trum war eine kla/kak Pant"l, die unter der Aufsicht der Bischöfe stand; der "katholische Mann" 

habe nchtig zu wählen, vor einer "unchrisdichen Snmmabgabe" wurden die Gläubigen immer 

WIeder eindringlich gewarnt usw. Siehe auch S. [2.6 f. zum katholischen Pressewesen: Das geIstIg

kulturelle Leben im Katholizismus wurde ein "in sich selbst abge,chlo;senes System. Es weISt 

außer pauschalen Vorstellungen und Fetndbildern kaum Verbindungen und Interdependenzen 

mit der allgemeinen nationalen Literatur-, Kulrur- und .\1emalitätlgeschIChte auf"; die Dechanten 
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teien - primär aus den agrarischen Regionen kamenl24. Der Konflikt um die "Trennung von 

Kirche und Staat"») sowie um die Frage einer kirchlichen oder staatlichen Schulaufsicht bil

deten nur die Oberfläche eines tiefergehenden gesamtgesellschaftlichen Transformationspro

zesses, nämlich der fonktionalen DiJfirenzierung, in welchem unter anderem auch die Reli

gion zu einem Funktionssystem neben anderen wird - mit der Konsequenz, daß die Religion 

die Operationen der anderen Funktionssysteme in ihrer Umwelt nicht mehr konditionieren 

kann"6~ In der Politik entscheiden Machrfragen und nicht mehr religiöse Rücksichten, in der 

Wissenschaft wird nach rein wissenschaftlichen Memoden geforscht - Wissen und Glauben 

treten auseinander und werden scharf abgegrenzt -, in der Wirtschaft spielten religiöse Prin

zipien wie das Zinsverbot oder das des "gerechten Preises" schon lange keine Rolle mehr, Ehe 

und Familie werden zusehends auf die subjektivierte Grundlage der Liebe gestellt, die Schule 

sollte eigentlich mehr vermitteln als den Kameehismus und einige Grundrechnungsarten, 

denn die wissensbasierten Infrastrukturen der Gesellschaft verlangen höhere kognitive Kom

petenzen usw. - Alle Konfessionen erlebten diesen Prozeß der Ausdifferenzierung als Bedro
hung- aus ihrer Eigenperspektive völlig zu Recht. Auf der anderen Seite war das ein Teil des 

gesamtgesellschaftlichen Modernisierungsprozesses, und genau diesen Sachverhalt reflektier

ten die großen ideologischen Strömungen des Liberalismus und Konservativismus, auf wel

che sich wiederum die Parteigründungen srützten127 . 

harren nach dem Rechten zu sehen und den "Preßschäden in der Pfarrei" abzuhelfen; welche Zei

tung in der Gemeinde gelesen wurde, ließ sich durch die Beamten der Post meist problemlos fest

stellen: "Was lesen meine Leute? Das ist eine Frage, die jeden gewissenhaften Seelsorger ernstlich 

beschäftigt", hieß es; der Priester habe in der Predigt "gute Presse" zu empfehlen und zu betonen, 

"daß es eine SUnde sei, schlechte Zeitungen zu halten" usw. 

124 Vgl. GerhardA. Ritter/Klaus Tenftlde 1992. Arbeiter im Deutschen Kaiserreich 1871 bis 1914. Bonn: 

Dierz ;\Iachf., S. 95 ff., die deutsch-konservaüve Partei war weitgehend eine protestamisch-agra

rische Partei, die ihr eindeutiges Schwergewicht in der preußischen Poliük harre; im Zemtum wa

ren die Bauern und die Gruppen des alten Mirrelstandes weit Uberrepräsemierr. - Die Kirche 

fuhlte sich auch ohne "Kulrurkarnpf' in ihrer alten Idenürät bedroht, so z. B. im durch und durch 

katholischen Österreich, wo sie durch das Konkordat von 1855 sogar die Verwaltung der Schulen 

und des Eherech ts zuruckerhal ten harre. 

125 Siehe die Bemäge In Walther Peter Fuchs 1966 fHrsg. I: Staat und Kirche im Wandel der Jahrhun-' 

derte. Sturrgart u. a.: Kohlhammer, und Peter Landau 1993: Die Entstehung des neueren Sraats

kirchenrechts in der deutschen Rechrswissenschaft der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. In: 

Wolfgang Schieder (Hrsg.), ReLgion und Gesellschaft im 19. Jahrhunderr. Sturrgart: Klerr-Corra, 

S. 29-61; Trutz Rendtorff 1996: Kirche und Staat. Die gespaltene europäische Christenheit. In: 

Orro Kallscheuer (Hrsg.), Das Europa der Religionen. Frankfurt am Main: Fischer, S. 141-160. 

126 Niklas Luhmann 1989: Die Ausdifferenzierung der Religion. In: Ders., Gesellschafrsstruktur und 

Semantik, Bd. 3, Frankfurt am Main: Suhrkarnp, S. 259-357. 

127 Franz Horner 1981: Konservative und christdemokraüsche Parteien in Europa. - Geschichte, Pro

grammatik, Strukturen. Wien/MUnchen: Herold; die Differenzierung von konservativen und 
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Die formative Phase des britischen Paneiensystems seme Anfang der 1830er Jahre mit dem 

Streit um die Wahlrechtsreform ein, als man begann, die Tories unter ihrem energischen Füh

rer Robert Peel Conservative Party zu nennen. Die Konservativen hatten damals natürlich 

noch kein Partelprogramm, aber ein solches kristallisierte sich in den beiden Jahrzehnten zur 

Mitte des 19. Jahrhunderts klar heraus: Sie standen für die Aufrechterhaltung der privilegier

ten Stellung der "Church of England" bzw. kämpften gegen die Bestrebungen der anderen 

Konfessionen zur Gleichbehandlung oder Gleichstellung, z. B. im Zivilrecht oder beim Zu

gang zu den Staatsa.mtern, zu den Universitäten usw. "Church and state" hieß die wichtigste 

Formel für das konservative Selbsrverständnls noch welt ins 20. Jahrhundert hinein '2.8. Mit 

Abstand folgten die Verteidigung der Rechte der Ansrokratie, der Landed Interests sowie "a 

commitment ro .strong government': firm leadership, sound admintstration, the mainten

ance of law and order without fear or favour, (he recognition of rights and duties" 29. Der 

Konservativismus als ideologische Ström ung politisiert den langfristigen Prozeß der Säkulari

sierung, die konservativen Panelen organisieren - entsprechend den regionalen Gegebenheiten 

und Wahrnehmungen - den darauf bezogenen Konflikt, insbesondere gegenüber dem Libe

ralismus und den liberalen Parteien. So bildet Großbritannien im 19. Jahrhundert geradezu 

das klassische Beispiel für die AusdifferenzIerung des Parteiensystems entlang den zwei Selten 

des politisch-ideologischen Codes. 

Die Zentrumspartei Süddeutschlands verquickt - zunächst relativ erfolgreich - die kon

servative GrundeinsteIlung mit Konfessionszugehörigkeit, indem sie die angeblich bedrohte 

chrIStdemokranschen nParteitypen" kann von Horner nIcht wJrklIch durchgehalten werden, die 
Selbstbezeichnungen der Parteien sind fur eIne Paneirypologie - wenn man überhaupt eine sol

che für sinnvoll hält - ohnehIn meist Irrefuhrend. In Wirklichkeit Sind konservative Panelen 

"christlich" und alle "Cu ·Partelen konservativ; vgi. die Liste der :--"1ltgliedspanelen der EUCD In 

Zur Gmhlchll' der chrIStlich-demokratISchen Bl'Wegung In Europa, hrsg. v. der EVP-Fraknon des 

Europäischen Parlaments. !Y1elle: Ernst Knoth. S. 246 Siehe auch die Beiträge in Winfried 

BeckerlRudolfMoTSl'J I988 (Hrsg): ChristlIche Demokratie In Europa. Grundlagen und Enrwick

lungen sen dem 19. Jahrhundert. Kölnl'\l:'ien: Böhlau, darin u. a. Harry SfLzpmcka: KatholIZIsmus, 

katholische Konservative und Christlich-soziale Österreichs im 19. Jahrhundert, S. 113-128, InS

bes. S. 120 f. zu den wechselnden Selbstbezeichnungen. 

128 Pau! Ade!man I989: Peel and the Conservative Parry 1830-185°. London/New York: Longman. 

Robm BfLzke I98s: The Conservative Party from Peel to Thatcher. London: FonranaPress. Für die 

Church ofEngland galt noch lange der berühmte Satz, daß sie cLe "Tory parry at prayer" sei, Siehe 

auch Kar! Rohe I99L Parteien und Parreiensystem. In: Hans Kastendiek/KaII Rohe/Angelika Volle 

(Hrsg.), Großbritannien. - Geschichte, PolItik, Wirtschaft. Gesellschaft. Frankfurt/New York: 

Campus, . 213-230, hier insbcs. S. 217; Duncan ~tts I994. Tones, Conservatives and Unionisrs 

1815-19[4. London: Hodder & Stoughton. 

129 Pau! Ade!man 1989. Peel and the Conservatlve Party, a. a. 0 .. S. 3: zum »Tamworrh '\1anifesto" 

(1835), S. 104 f. 



katholische Glaubensgemeinschaft ..gcmeinschaftslogisc.h" in den Minrlpmltt rikh. 
die katholische Kirche den ~rozc:ß bis 1945 grundwnlich ablehm
zuletzt wohl auch deshalb, weil sie Rückwirkungen auf die eigenen, bieraR:bUc:bm 1WI",;r 

ritätsstrukturen')O befürchtet -, kann sie auch keine positM Haltung zu den pnlitiariwn 
teien gewinnen. Sie verlicht ja das Altcmarivmoddl einer autoritilm stilnJisJJm Un_.~'i;' 
so noch explizit in der Enzyclika "Quadragesima Anno" (1931) -, die von der Cbrisllä_. 
Im Partei (CSP) Österreichs aufgegriffen und vom austtofascbisti Ständestaat aJa 
timation verwendet wird'J1. Wegen dieses Anti-Partcico-Affdas der karbolischm Kirche 
wickelt weder das Zentrum noch die CSP eine von der Kirche 
ParteiO'Xanisation, sondern stützen sich auf die InfrasttuIaurm der Kirche und ihRr VoI:Ii:Id,. ;i 
vereine; man spricht hier zu Recht von einer gewissen "KapIanokratic"IJ1, in wdcher -lIIIIr .: 
sionsgd>undene Glaubcnsgemcinscha und poIitisch-kooscrv:atM Wcll12DlICb3IUW"~_ ~ 
schaft weitgehend verschmelzen'}). Entsprechend llDSCIaD Ansaa beruhten _ 
konservativen Parteien des politischen KatholizWnus - großtei1s auch die lrDnscmaiwa 
teien in den protestantischen Regionen, wie gcschcn am Beispiel England auf der -'" .. : 
p"g und Sch/ießwrg nnn ngmen InfomuztionswJt, welche die KommunikaricMl suiItt 
dem Gcmeinschaftsschcma "WIr - die anderen" codierte. Der hohe GwtJ MrSdlWl' ... 
in der Literatur oft "Lagerbildung" genannt wird, war jedoch nur möglich unra den IPCIiIt 
sehen Bedingungen einer hochentwickdtcn Printmu1imlnJtur, deren EigaIan als .'UI~"c 

130 MicJNJel N. FlNrtz I9I1« Hcmchaft in der Kirt:he. Hier.udüe, Tradition und Oarisma im 
hunden. In: Kar! GabridlFranz-Xavcr Kaufmann (Hng.), Zur SozioIosie da Kaallaoli_. 
Mainz: Matthias-Grüncwald Verlag, S.1I9-m-

131 kJ4m W~ Im: Ostenacbs politische SauIaur, a. a. 0., S. 3,.. f.. zur Seil_deal .... !: • 
• Qudragcsimo Anno"; die Vcnvmdung wo ,.5cand", ,.Bcrufsscand. waocIte sida aplliIitj_ 
den marxistischen Begriff der ,.KJasx.; • DieIn.A. lliNJn IJ17: Der .CbJIiIdiI:M:i"'~ 
Ostcnach 1934-1938. In: RDU"SeriningulMichad GebIer <Ha&). Öaaueich im ~ro. JIId ... -' 
Bel I. WacnIKölnIWcimar. BöbIau, S. 2OJ-1s6; linIII HttttitdI I!II« Da .. :näI:Wll ...... ~ 
lamentarischc Haltung und nationale Fage bei dm ö .. :neid.iIc:hcn au.lm. . In 
M. DrabcklRidwd G. PIascbkaIHclmur Rmnplcr <Ha&>. Daa PulLiweu E 0..-_111 
Ungarns in der ZwiscbcnkrieW'cit. WICD: Vcrl. der Akad. der W'_I' ....... &a •• S • ."... ... .... 
~CM~S · .. psmDic<lujM!idwri+Pueä. ... ... 
Talos et aI. (Hng.), Handbuch da politilchcn s,....öruueitba. F.-.. ulllilk .... 
Wac:n: Manz, S. 160-176; • &n.IMnJ s..,I zll;. S-_ 0 .... ir in ........ 1IiId 
Kirche. In: APuZ 8 46-47/870 ~4S, zur prabhn""""" Ga ___ lOtdw_", 
~ und mit Bnfir' zur G , 'WiIlIt _cIcmD. Ym1;p . -t 

131 So schon MB Wcbc:r. siebe auch JM...UIritJI ""'" sm Da ..... cG ............. 

133 
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nungspresse" wir bereits kennengelernt haben. Die informationelle Schließung der sozialmo

ralischen .\1ilieus sicheree zwar den darin verankereen Pareeien eine starke Mobilisierungs

fahigkeit und eine zuverlässige Stammwählerschafr, gleIChzeitig aber haben sich rue Parteien 

auf diesem Wege quasi in ihre Milieus "einzemenner{, konmen sie aus ihrer Minderheiten

positIOn nicht mehr ausbrechen So erreichte die esp in Österreich - nach einem zwi

schenzeidichen Hoch 1923 - nur rd. 36 % der Stimmen in einem fast hundertprozemigen ka
tholischen Land; auch das Wählerpotemial des Zentrums schrumpfte relativ zu den 

Potentialen des anderen Lagers: seine Wahlerfolge gingen in der Weimarer Zeit von rd. 20 auf 

15 % zurück'34• Die Strukturelle Dynamik in Richtung "ideologischer Polarisierung"'lI in sol

chen Parteiensystemen läßt sich zumindest großteils aus diesen Sachverhalten erklären. 

Nach 1945 war in Deutschland das "Nationale" so diskreditiert, daß es für eine Partei

gründung nicht mehr in Frage kam - jedenfalls nicht für die Alliierten'l6. Es sammelte sich 

134 M. Ralner LepS/us 1993: Demokratie In Deutschland, a. a. 0., S. 33; für Österreichs CSP Siehe 

Herbat Dachs 1995." Das Panelensystem. In: E. Talos et a1. (Hrsg.), Handbuch. Erste Republik, 

a. a. 0., 5. 143-159, hier insbes. S. 150. 

135 Mit den bekannten Problemen für die Koalitionsbildung, Siehe dazu auch Reinhard 
SchwickertlMlchael Wolffiohn 1978: Das \X'eimarer und das Bonner Parteiensystem: Vergleiche und 

Modellkonstruktionen. In : ZPar1.9: 534-555. Hier wären die faschistzschen Parteien der Zwi

schenkriegszeit näher zu diskutieren, Siehe z. B. die Beiträge in 'X'oljy;ang Schieb 1976 (Hrsg.). Fa

schismus als soziale BC\vegung. Deutschland und Irallen Im Vergleich. Hamburg: Hoffmann und 

Campe; für Österreich Gerhard Botz 1980. Die österreich ischen NSDAP-Mltglieder. Probleme 

einer quantitaciven Analyse aufgrund der NSDAP-Zentralkarrei im Berlin Document Center. In: 

Reinhard Mann (Hrsg.). Die Nationalsozialisten. Analysen faschistischer Bewegungen. Scuttgart: 

KlerrCotta. S. 98-136; Gerhard Jagrchitz 1997: 25. Juli 1934: Die Nationalsozialisten In Österreich. 

In: Rolf '>teininger/Michael Gehler (Hrsg.), Österreich Im 20. Jahrhundert, Bd. 1. \X'ien/Köln/ 

Weimar' Böhlau, S. 25:-' -308. Zur Hochstilisierung der "deutschen Volksgemeinschaft" durch die 

Führer des NSDAP siehe Ernst Fraenkel 1975-' Der Doppelstaat. Frankfurt am Main: Fischer; die 

Ausschließung aus der . .volksgemeInschaft" führte bereits lange vor dem Holocaust zum "bür

gerlichen Tod (5 119 ff); das Thema durchzieht wie ein roter Faden das ganze Buch, so z. B. S. 

170 f auch mit eInem Bezug zu Ferdinand Tönnies, der von den Nazis vereinnahmt wurde. Siehe 

auch Hans !vfommsen 1993- Modernität und Barbarei. Anmerkungen aus zeitgenössischer Sicht. 

In Max Miller/Hans-Georg 50effner (Hrsg.), Modernität und Barbarei. Frankfurt am MaIn . 

Suhrkamp, S. 137155; die Ausgrcnzung von "Fremdvöllcischen" gehörte zwar zu den frühen Kern

elementen der Ideologie der Nazis, der Übergang zur expliziten Vernichtungspolitik vollzog sich 

jedoch sukzessive, quasi als Schritte, in denen die zuvor im wesenclichen nur als Propaganda ver

breitete Politik "sich hatte beim Wort nehmen" lassen, so S. 143; dasselbe gIlt für die massenhaften 

Deportanonen von nicht "eindeutschungsfähigen" Bevölkerungen in Osteuropa, als qualitativer 

Schritt von ideologisch konzipierter "Lebensraumpolitik" zu Deportationen zur Vernichcung. 

136 Orto Dann 1996 Nation und Nationalismus in Deutschland, 1770-1990. München: Beck, 3 Aufl., 

insbesondere S. 308 ff zum Ende der "Reichsnation", welche Deutschland immer gewesen seI. Was 
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als "Flügel" innerhalb der FDP wie in Österreich innerhalb der FPÖ. Während in Österreich 

"christlich" durch die Zeit des Austrofaschismus1F zu schwer belastet war und daher im Par

telllamen "Österreich ische Volkspartei" (ÖVP) nicht vorkommtll8 , verstanden es die deut

schen Konservativen, eine überkonfessionelle Sammlungsbewegung für die Gründung der 

Christlich-Demokratischen Union (CDU) zustande zu bringen, und erst jetzt sehen wir ganz 

deutlich, daß der Konservativismus nur vorübergehend konfessionell geteilt war, der wahre 

Spaltpilz aber "national" hieß. Die protestantischen Konservativen bis hin zu den National

liberalen harren ja den .,ultramontanen" Katholiken - wie auch den internationalistischen, 

und daher "vaterlandslosen Gesellen" der Sozialdemokraten - die von ihnen geforderte na

tionale Loyalität abgesprochen'l9 eine aus partei taktischen Gründen durchaus "rationale 

Strategie", auch wenn es der "Wahrheit" kaum entsprach, aber wie wir im lerzten Kapitel 

schon gesehen haben, geht es in den Ideologien nicht um ,,\Vahrheit", sondern um die Po

litisierung von Konflikten, wie immer diese Konflikte als selbst erzeugte Produkte aussehen 

mögen. 

Das "C" der CDU steht zwar nicht mehr im Mittelpunkt der programmatischen Orien

tierung, aber sie wäre keine konservative Partei, wenn das hohe "C" irrelevant geworden 

die konservativen Parteien aus der Vorkriegszeit übernehmen, ist ein - allerdmgs scharfer und kom

prornißloser - "Antikommunismus", der wohl in keinem Parteiprogramm bis 1989 gefehlt hat. 

137 Man könne fur Österreich nur von eInem "Halbfaschismus" sprechen, und zwar nicht zuletzt we· 

gen der Dominanz des politischen Katholizismus, so Emst Hamsch 1984 Der Politische Katholl· 

zismus als ideologischer Träger des ,,Austrofaschismus". In: E. TalosfW Neugebauer (Hrsg.), ,,Aus

rrofaschismus". Beiträge über Politik, Ökonomie und Kultur 1934-1938. Wien: Verl. fur 

Gesellschaftskritik, S. 53-74. 

138 Vt:'oljgang C Mülln 1992. Die Österreichische Volkspartei. In: Herben Dachs et al. (Hrsg.), Hand

buch, a. a. 0., S 227-246. 

139 Wi/fried Loth 199I Soziale Bewegungen im Katholizismus des Kaiserreiches, a. a. 0., S. 296 f.; M. 
Ramer Leps/Us 1993: Demokratie in Deutschland, a. a. 0., S 44. Wir haben schon darauf hinge

Wiesen, daß mit dem zunehmenden Verblassen des Kulturkampfes bzw. der Integration des Ka

tholizismus in den Reichsverband das gemeinschafuideologische Element der Glaubensgemein

schaft schwächer, das nationale dagegen stärker wurde; auch in Österreich der Ersten Republik 

wurde innerhalb der Christlich-Sozialen Partei der Flügel der "Betont-Nationalen" immer stär

ker, den kleinbügerlichen ,,Antisemicismus" harre es ja schon zur Zeit von Karl Lueger gegeben, 

vgl. Adam 'X~ndntSzka 1954. Österreichs politische Struktur, a. a. 0, S. 344; ttot2 solcher Annähe· 

rungen blieb der Konservativismus parteipolitisch gespalten, die Übergänge zum Rechtsextremis

mus fließend. Schon das Parteiptogramm der \,{'iener Christlichsozialen 1919 definierte sich über 

die ,,Ablehnung des Klassenkampfes" und wandte sich an verschiedene Bevölkerungsschichten 

"auf christlicher, deurscher und antisemitischer Grundlage", siehe Klaus Berchtold 196;: Öster

reichs Parteiprogramme, a. a. 0., S. 363 f. 



Politische Parteien - Partciensysremc als Subsy~teme moderner Demokratien 

wäre"4". Die CSU versreht sich heute noch als "chrisrliches Bollwerk Bayern"4', pflegt eine 

geradezu "symbiotische Beziehung zur katholischen Kirche" und rekrutiert zu 80 % ihre Mit

glieder aus den Reihen der Katholiken. Der osterreichische Bundeskanzler Klaus bezeichnete 

die ÖVP-Alleinregierung (1966-197°) als erste "katholische Regierung" der ZweIten Repu

blik41, in den 1980er Jahren nahm die Bedeutung des "moralischen Wertekonservativismus" 

katholisch-konservativer Prägung deutlich zu - ergänzt durch die gesamte Palette von Vor

schlägen fur eine neoliberale Wirtschaftspolitik, und nach wie vor kann der sonntägliche 

Kirchgang als ein Indikaror für eine "starke" Parteibindung an die ÖVP verwendet werden(4). 

Die modernen "Cu-Parteien sind keine klerikale Parteien mehr, aber sie stehen als konservative 

Parteien in der Tradition chrisrlicher Grundwerre44 , und es ist keineswegs auszuschließen, 

140 Alf/l{mtul1984· D,e Volkspartei. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 45, zu den Grundsarzpro

grammen von CDU und CSt:, wo es 19761r978 heißt, die Polink der Partei beruhe "auf dem 

christlichen Verstandnis vom Menschen und seIner Verantwortung vor Gort". Vgl. auch die 

Beitrage und .\1aterialien in EVP-FraktlOn tks Europtl/Schm Parlammts 1990 (Hrsg.): Zur Ge

schichte der christlich-demokratischen Bewegung In Europa. Meile: Verlag Ernst Knorh. 

141 AlfMintui 199J.· Die CSU In Bayern als ForschungsobJekL In: Osw )liedermayerlRichard Stös.s 

(Hrsg.), Stand und Perspektiven der Parteienforschung in Deutschland, a. a. 0., S. 87. 

142 Woljgang eMulla 1992.' Die Ö;rerreichische Volkspartei. In: H. Dachs et a1. (Hrsg.), Handbuch, 

S.237 

143 Fritz P!assn-IPnn- A. Ulram 1995: Konstanz und Wandel im österreichischen \X'ählerverhalten. In: 

Peter A. Ulram/Wolfgang C. Müller (Hrsg.), Wählerverhalten und Parreienwerrbewerb. Wien: 

Signum, S. 374: 1994 rekrutierten Sich 52 % der ÖVP-Wähler aus dem Segment der \X'ähler mir 

srarker Kuchen bIndung, so dIe Autoren. Die Zahl der "Meßbesucher" isr laut Statistik der ka
thohschen IGrche in Österreich seit 1970 von 1,84 Millionen auf 966.575 (998) gesunken, also 

um fast die Hälfte, so eIn Bericht in: Die Presse vom 9. OkL 1999, S. 10, mit deutlichen Konse

quenzen für die Stammwahlerschaft für die Övp' - Starke BIndung an den "christlichen Glau

ben" SOv.lle "IGrchgangshäufigkeit" SInd gesamteuropäisch die wichtigsten Variablen für die Er

klärung der '\('ahlentscheidung zwischen zwei "bürgerlichen Parteien", vgl. ChnstofWoIf 1996: 

Konfessionelle versus religiöse KonAiktlinie In der deutschen Wählerschaft. In: PVS 37: 713-734, 

d. h., nicht die Konfession, sondern ReligIOsität ist bestimmend fuI die Wahlabsicht; siehe auch 

Klaus Anning~on 1998: Imerregionale und internationale Unterschiede der WahIenrscheidung. Das 

\X'ahlverhalten in , chwelzer Kantonen im westeuropäischen Vergleich. In: PVS 39: 282-300, hier 

insbes. S. 293; P~tn- Gluchowski/Ulnch von Wilamowltz-MoelkndorfJ 1997 Sozialsrrukrurelle 

Grundlagen des Partelenwerrbewerbs in der BundesrepublIk Deutschland. In: Oscar W. 

GabrieUOskar :-:Iedermayer/Richard Stos.s (Hrsg.), Parteiendemokrarie in Deutschland, a. a. 0., 

S. 179-208, insbes. S. 198 f. zur Bedeutung der Konfes.slOnszugehörigkelt. 

144 Dat'ld S~~bn- 1995: Die Zukunft der CDt: als Volkspartei. In: \X'inand Gellner/Hans-Joachlm 

\'een (Hrsg.), Umbruch und \X'andel in westeuropäischen Parteiensystemen. Frankfurt am .\hin 

u. a.~ Peter Lang, S. 135-154, hier S. 149 zum "Cu als ethischem Fundament der CDt: als "nichr 

zu überschäczender Vorteil der Union"! 
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daß es wie in den USA - don seit dem Ende der 19]Ott jm - auch in Ewopa i.tjwd , 
einmal zu einer Waedcrbdebung eines duisdich-moraIiscbcn Fundammralitrm.lromnw, .. 
den .. Cu -Panc:ien wieder satte ~ten vencbafTm könnre"s. 

Im Unterschied zu den klerikalen Parteien älwm Typs verfügen die kooservativaa ... 
teien der 2. Hälfte des 20. Jahrhunderts über eine eigenscä.ndige Parteiorganisab Die 0Vt 
hat wegen ihrer starkm Verankerung im agrariscb-ländlichm Raum (fcilglicdauas: Re,,"_ 
bund) das dichteste Organisationsnetz alIc:r östamchischm Pamicn, d Ihc: gilt ß1r das \Wo
hältnis der CSU zum mitglicdcrswkm Bayrischen Bauanvc:rband. Kooservativoe Pmcial_ 
die CDU habc:n ihr traditiondlcs Organiwioosddiz nicht nur längst abgdJaur. sondern .. 
gar die sozialdemokratischen Parteien übc:rholt - nicht zuleat aus der Edtamtnis, da& 
ohne eine schlagkräftige Organisation mit modc:rnstc:n Kommunikationstccbn .. '" 
Oppositionsrolle nicht mehr herauskomm""'; darüber hinaus habc:n sich wohl die mei_l : 

145 

den alten ist sie jedoch nur auf 11 % gutic:gat; in der penönIicbcn WIC:btit~IICiIUlllfimtl" 
den Lcbcnsbcreich ..Rdigion und KiR:bc" wäsen die Zahlen Ircincsfalls nach UIlIal, ...,...tcm 
nach oben; gerade in den USA bekannten sich 1991 nur s.9 % als ,.nicht gIiubig". d. h. 
kehrt, 9 ..... % zählen zu den .. GottagIäubigcn"!..Du BcispicI der USA zeigt aber. wie_ ..... 
besonders weit entwickdte: moderne Gesellschaft noch n:Iips ~ lCin baa. obwaW 
vidJcicht gerade weil dort Saat und KiR:bc:n orpnitamrisdl we'Wt.nd -....,. __ (S. 

Die Fundis poIitisicml jedoch gerade dic:scn zuIc:m geoannlal Sachwahak. VrJ. HtiaIr ... 
Dramatisierung oder Suspcndicrung der Sinnii3tF AnomidrhJcnx:n im Baacb Wir,iaI. 
ehe. In: Wdhdm Hcitmcyu (Hng.). Was milx die GcrIhchah allrinancl.:rl maIdUtt _ 
Suhrkamp. S. 414-4720 hier insbcsondm: S. 420 f. zur Eonriddung der Kin:bc:n_IiaI~_ß 
Bcrriachaft, am Sonntagsgoncsdicmt als dem _aalen c:bristIirbcn Rinlllwiha ........ m, 

alten Bundesländern Deutschlands bcsuchco 18 % der BevöIIraung. aber JI ~ der.KalIIIIiIJI 
ein- oder mchrmaIs in der Woche den Goaadicmt - ......... Frauen'" MImIa. ............ -
wohncr als Stiidtcr und eher il.ae als jilngac Memcbm; die Zablca liDd jedoch "'_~III 
läufig. Troadan blieb der .GIaube an Gott" mit 64 % .. dem curnpI;.m. 0. __ • 

"--'--'''--' _.1'-' __ -" bi" -I. ., .. '" • -=-_ .... : ... vcau; NlUIUIIKII SCICIl.u.uuuoaIMI"DP""'anH"'tp. iDtiipi "..... .. 

häufigu Hcirar:swünscbc als ProtClClmm. sie liDd eher .... id. ring .......... , .... ra 
scrvarive Pancic:n: ,.Die Filhnlßp'Dicht der <DU/CSU ist drmm';puhaod die __ 
in der BRO. in der Karbnlilrm übaproponional ws ..... __ .10 DIa (5..pI). .. _, .... -
tmmru &Jsm I99l" Das Ende da c:hrist ...... , •• wo Z' , " Zur 7. ..... ... 

modcIIs. In: Tobias DürrJRiidisu SoIdt (Hn&>. Die <DU ..da KabL ....... t .. _ 

scher. S. 46-s8. Das hohe .C' ist Irci" oe. """"-.1 ' • .w ........ ... 
Kritc: der Iwoa:atadiitil Pmeicn wiiIumd -19'J'ICr )I11III-_." ........ ' .. _ .. 
mochte:, daß kotiititatiw: ParICim wieder an die Iqtim .. -_I __ ........ "'~ 

Lt6 Für die CDU siehe: lk ScInrriJt IIIJ: Die am.Iida Da ... __ ~1u.i1_I_ ... . 
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konservativen Parreien als "Ordnungs- und Wlnschafrspaneien" profilien, besitzen daher ein 

gewisses Naheverhälmis zum landwinschaftlichen sowie zum mi[[elständisch, industriell un

rernehmenschen Bereich bzw. eine "Wahlverwandtschaft" zu den entsprechenden Interes

senverbänden und umgekehrt ein eher "gestörtes" Verhälmis zu den Gewerkschaften. 

Diese Sachverhalte velv .. eisen nochmal zurück auf unsere Diskussion zur Unterscheidung 

von Parteien und Interessenverbänden: Konservativen Parteien Wird nachgesagt, sie seien "un

ternehmerfreundlich", und daß sie das tatsächlich sind, laßt sich leicht erklären, wenn man 

davon ausgeht, daß Unternehmer eine starke Präferenz fur die rechte Seite des ideologischen 

Codes haben. Wenn es die Funktion des Code ist, Komplexität zu reduzieren und damit 

Kommunikation zu erleichtern, kann die nachgesagte "Freundlichkeit" nicht verwundern. 

Trorzdem können und durfen konservative Parteien keine "Interessenverrrerung" sein, und 

zwar aus mehreren Gründen: Wären konservative Paneien nur auf das Wählerpotential von 

Unternehmern angewiesen - einschließlich der Bauern -, so vrurden sie sich unweigerlich zu 

einer "ewigen" Kleinpartei verdammen und könnten ihr tatsächliches "konservatives" Wäh

lerreservoir gar nicht ausschöpfen - Wahlsiege werden nicht zuletzt durch konservativ 

wählende Arbeiter und Angestellte errungen'4'! Zweitens gibt es .,dle" Interessen "der" Un

ternehmer nur in äußerst seltenen Fällen; der Regelfall durfte eher der Interessenkonflikt sein 

- nicht nur zwischen Unternehmern unterschiedlicher Branchen, man denke nur an den 1n

teressengegensarz zwischen Groß- und Klemhandel; würden sich konservative Parteien auf 

das Pokerspiel der Interessenverrretung einlassen, so würden sie sich sicherlich in kürzester 

Zeit in konfligierende, klientelistische Nerzwerke auflösen. Dri[[ens sind "Interessen der Un

ternehmer" bei weitem nicht gleichzusetzen mit den "Interessen der Wirtschaft": Das Wln

schaftssystem beruht auf viel breiteren Grundlagen, z. B. auf der Funktionsfähigkeit von 

Richard Stöss (Hrsg.), Panelen-Handbuch. - Die Parteien der Bundesrepublik Deurschland 

1945-1980. Opladen: Westdeutscher Verlag, Bd. I, S. 490-660; Peter Haungs 1990. Die CDU 

Krise einer modernisienen Volksparrei? In: Hans-Georg Wehling (Red.), Parreien in der Bundes

republik Deurschland. Stungan/Berlin/Köln: Kohlhammer, S. 30-43; Peur Haungs 1992: Die 

CDü: Protof)'p einer Volkspanei. In: Alf MinrzellHeinnch Oberreuter (Hrsg.), Parteien in der 

BlIndesrepublik Deutschland. Opladen: Leske + Budnch. S. 172-216; Thomas von Wmt/'T 1993-" 

Die Christdemokraten als Analyseobjekr. In: Oskar Niedermayer/Rrchard Stöss (Hrsg. I. Stand 

und Perspektiven der Parreienforschung in Deutschland. Opladen; Westdeurscher Verlag, S 57 

ff. Die CDL' sei auch schon wahrend der Adenauer-Zeit mehr als ein "Kanzlerwahlverelll" gewe

sen, so Peur Lösche 1998: Kanzlerwahlvemn? Zur Organisanonskultur der CDD. In: Tobias 

Dlirr/Rüdiger Soldt (Hrsg.), Die CDU nach Kohl. Frankfun am Main: Fischer, S. 68-84. 

147 "The most dynamic area ofConservative growth was amongst skilIed and unskiUed workers. The 

party held the largest share of the sktlled working-dass vote (40 per cent)." So Peter Byrd 1987" 

Great Bmain. Pames in aChanging Parf)' System. In; AJan Ware (Hrsg.), PoIltical Parnes. Elec

toral Change and Strucrural Response. Oxfor~C\\' York: Basil Blackwell, S. 205-224. hier S. zo8 

/Ur die Conservative Party der Thatcher-Ära. 
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Märkren; auf diesen Märkten können manche Interessen realisiert werden, viele andere nicht, 

und an diesem Sachverhalt kann die nPolicik" bekanndich nicht viel ändern. - Damit soU kei

nesfalls behauptet werden, daß konservative Parteien nicht den Fehler begehen können, sich 

als Interessenvertretung mißzuverstehen, enva auf dem Gebiet des Steuerrechts, wo immer 

wieder "Privilegien" an bestimmte Unrernehmensgruppen verteilt werden. !nteressenverbände 

mögen dies als Erfolg verbuchen, für die "Partei" entsteht aber zusätzlicher Erklärungsbedarf 

in der politischen Öffendichkeit, der sich in der Parreienkonkurrenz negativ aUS\'.-.irken muß. 

- Konservative Parteien und Interessenverbände der 'X'irrschaft sitzen zwar im selben ideolo

gischen Boot, aber es bestehen äußerst delikate Regeln der Arbeitsteilung, die von beiden Sei

ten respekriert werden müssen, sofern sie sich keinen Schaden zufügen wollen. Diese Zu

sammenhänge zeigen deutlich, daß Parteien und Verbände demselben Subsystem angehören 

und daher In einem präziseren Sinn von einem Parteien-/Verbände-Subsystem gesprochen 

werden müßte. 

Allgemeine Charakteristika konservativer Parteien 

• Ideologisch vetstehen sich konservative Parteien wesdicher Demokratien als Schutz

macht oder als ,,Anwalt" für Anliegen der Kirchen/Konfessionen (der Religion) und 

für Standpunkre einer "christlichen Moral", insbesondere der Sexualmoral; sie sind 

gegen die "libertäre" :-foral individualistischer Lebensstile; viele ,,'XTertkonservative" 

diagnostizieren einen mcht akzeptablen "moralischen Verfall" in der Gesellschaft (den 

sie nicht zuletzt auch den politischen Gegnern auf der Linken zurechnen), dem aber 

durch entsprechende Maßnahmen entgegenzuwirken sei. Konservative Parteien ste

hen vor der Herausforderung christlicher Fundamentahsmen, die auch in den Kirchen 

eine kaum zu übersehende Größenordnung erreicht habenL!8. - Konservative Parteien 

haben wohl überall auf gewisse Tendenzen von Auflösungserscheinungen der "gesell

schaftlichen Ordnung" mit Forderungen nach einem "starken Staat" reagiert; sie sind 

die Parteien mH der größeren Kompetenz und Sympathie für die Institutionen des 

:-1illrärs und der POlizei sO\\ie fUr .\1aßnahrnen der Sicherheitspolicik im allgemeinen, 

der Kriminalitätsbekämpfung im besonderen. Dazu gehärt auch eine "härtere" Hal

tung in Fragen des Strafrechts. In der internationalen Politik sind Konservative die 

"geborenen" keptiker von vertraglichen Vereinbarungen; ihr Verständnis von "Si

cherheit" verweist sie auf effekrive militärische Strategien {einschließlich militärischer 

148 Christ/an j. }dggilDavid j. Kril!gn- I99I: Fundamentalismus. Ein Phänomen der Gegenwart. 

Zürich/Wiesbaden: OreU Füssü; Stt!phan H. Pfiirtnn- I99I: Fundamentalismus. Die Flucht ins Ra
dikale. FreiburglBasell\X'ien: Herder; Wolfgang Bnnm I99I (Hrsg): "Katholischer" Fundamenta

lismus. Haretische Gruppen in der Kirche. Regensburg: Verlag Friedrich Pustet; fur die neuere 

Entwicklung in Österreich Norbm Stanul I999: Die Geißel Gones. Bischof Kurt Krenn und die 

Kirchenkrise. '\l;'ien: Molden; Hubm h/cht/baun- I999: Zerbricht die Kirche? Anrworren eines 

Zuversichclichen. Wien: Verlag Kremayr & Scheriau. 
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• 

Bundnispolitik). Die meisten konservativen Parteien haben die Ideen des "Neolibe

ralismus" in der Wirrschaftspolitik rezipiert und in ihre Programme eingebaur, wenn

gleich In vielen Ländern .. christliche Werre" der Parrelen extremen Positionen entge

genstehen, d. h. den SOZlal- und Wohlfahrrsstaat grundsätzlich flicht in Frage stellen; 

trotzdem WeISen sie die ,,Allzuständigkeit" des Staates für soziale Problemlagen zurück, 

fordern die Verstärkung der individuellen Leistungsfähigkeit und VeranC\vortung so

wie eine entsprechende "Überprüfung" sozialstaadicher Programme auf dysfunktio

nale Folgen. - Die Pflege traditionaler Bräuche und regionaler Traditionen, von hi

stOrisch gewachsenen "Gemeinschaften" sind auch heute noch wichtige Elemente 

konservativen Denkens'49, insofern reagieren konservative Parteien auf das Problem 

der Unrerversorgung moderner Gesellschaften mit verschiedenen Formen von "Ge

meinschaft" bzw. auf die Bedrohung solcher Gemeinschaften, die vor allem in ländli

chen RegIOnen noch exiStIeren. 

In der Dimension der formalen Organisation haben die konservativen Parreien die 

größten Fortschritte erzielt; sie sind nicht mehr - wie noch vor dem Zweiten Welr

krieg auf die Infrastrukturen der Kirchen angewiesen, d. h., sie sind keine klerika
len Parteien mehr,jO, wenngleich noch in manchen Fallen "symbiotische Beziehun

gen" existieren mögen, wie Im Fall der bayrlschen CSU. Die Mitgliederbestände sind 

denjenigen der "bürokratischen Massenparteien" auf der Linken durchaus vergleich

bar Auf dem Gebiet der mneren Parteigliederungen bestehen jedoch häufig moderne 

~pezlalislerungen neben rraditionalen Organisationsformen; so erzeuge z. B. die Bün

destruktur der Österreichischen Volksparrel bei gleichzeitiger BetOnung der relativen 

AUtOnomie der Landesorganisationen "programmierte Unübersichtlichkeit" und ho

hen Koordinationsbedarf. Gewisse "Honoratioren-Mentalitäten" auf der lokalen 

149 Roben Rnl'rhbaumer 1995-' Programme und Programmdiskussionen. In: Roben Knechbaumerl 

Franz Schausberger (Hrsg.), Volkspartei - Anspruch und RealtläL Zur Geschlchre der ÖVP seir 

'945 Wien/Köln/Weimar Böhlau Verlag, S 103' 136, insbes. S. '}2. zum Begriff "Heimat" im 

"\X'iener Programm" der ÖVP ('995) . Siehe Jetzt auch Andrem Khol [999: Durchbruch zur Bür

gcrgeselischafL Ein ManifesL \VIen: Molden; und V:olfKang Schüssel 1999.' Im Namen der Zukunft. 

Politische Oriemierungen fur Österreich im 21. Jahrhundert. \VIen: Ibera Verlag. 

150 Rlldo/f/'"forsey [992: Prälaten auf der politischen Bühne. Zur Rolle geistlicher Parlamemarier im 

'9 und zo. Jahrhundert. In: \X'infried Becker/\X'erner Chrobak (Hrsg.), 'mat, Kultur, Politik. 

Beirrage zur Geschichte Bayerns und des Katholizismus. Källmünz/Opf: Verlag Michael Laßle

ben, S. 313-324. In den ~iederlanden har die "Emkonfesslonalisierung" der konservativen Par

relen bis 1975 gedauert, siehe Norbert Ll'psz)' 199f Die Niederlande nach den \'(fahlen vom Mal 

1994· Das Ende der rradirionellen "Versäulungspartelen"? In \\'inand Geliner/Hans-Joachim 

Veen (Hrsg.), Umbruch und \X'andellI1 wesreuropälschen Parreiensysremen. a. a. 0., S. 79- '108, 

hier') 88 f: zum Zusammenschluß der konfessionellen Parreien '975 zum "Chnsrhch-Demokra
nschen Appell" (CDA) . 
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Ebene sind ebenfalls nicht untypisch für konservative Parteien, die sich ja auf dem 

Lande immer schon auf die lokale Führungsschicht der "Großbauern" bzw. des Groß

grundbesitzes, in den Städten auf das "Bürgertum" gestützt haben. 

Interessenpolitisch sind sie vorrangig an Wirtschaftsinteressen orientiert, und das hängt 

weniger mit dem sozialen Substrat der Parteien zusammen als mit der "ideologischen 

Wahlverwandtschaft" mit den Verbänden der Wirtschaft, insbesondere der landwirt

schaft. Trotzdem haben konservative Parteien einen sozialpolitisch sensiblen ,,Arbeit

nehmerflügel", der sich aus dem traditionellen Selbsrverständnis der Parteien der "So

zialbmdung des Privateigentums" erklärt, teils aus "christlicher VerantwortUng" (z. B. 

aus der katholischen Soziallehre in der ÖVP) für die Lösung der "sozialen Frage", teils 

aus "paternalistischen Konzepten" als Alternative zum "Klassenkampf' der linken 

Seite. Aus diesen Gründen haben konservative Parteien ein eher "gestörtes" Verhält

nis zu den Gewerkschaften. 

• WahlsozIOlogisch beruhten konservative Parteien auf den Wählern des "flachen lan

des" und der Mittelschichten der Städte, beide mit srarken religiösen Bindungen, die 

jedoch durch den Modernisierungsprozeß quantitativ geschrumpft sind, so daß sie zu

sehends auf Wähler der Angestellten, Beamten und Arbeiter angewiesen sind und nur 

mit diesen Wählern Mehrheiten erreichen können. Da die konservativen Parteien den 

Nationalismus früherer Zeiten abgestreift haben, entsteht auf der rechten Seite des 

Parteienspektrums die Chance für eine Konkurrenz durch Parteien, die erneut das na

tionalistische Gemeinschafts-Schema politisieren. Die Wahlchancen konservativer Par

teien hängen daher nicht zuletzt davon ab, mit welchem Erfolg sie diese Konkurrenz 

im rechten ideologischen Spektrum bestehen. 

In der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts "wandert" der Liberalismus nach rechts und wird die 

linke Seite des ideologischen Codes von der Ideologie des Sozialismus besetzt. Die Linke 

kämpft - das haben wir schon gesehen - für Veränderung, mehr soziale Gerechtigkeit, für So

lidarität, Emanzipation, Mitbestimmung - "sociale Demokratie". Wie auf der rechten Seite 

gibt es auch auf der linken die Möglichkeit des Re-entry, d. h., man kann innerhalb der Lin

ken nochmals zwischen links und rechts unterscheiden. Das erlaubt im Prinzip die Placierung 

von zumindest zwei linken Parteien im Parteiensystem: eine Partei der gemäßigten Linken 

und eine Partei der radikalen Linken. Die Frage, ob sich nur eine oder doch zwei Parteien er

folgreich auf der Linken behaupten können, hängt von Faktoren ab, welche die ideologischen 

Strömungen der politischen Öffentlichkeit beeinflussen, z. B. wie der vordemokratische Staat 

auf Forderungen der linken Ideologie reagierte. 



Politische P.uteien - Paneiensysleme als SubsY~leme moderner Demokralien 

In Österreich konstituierte sich die Sozialdemokratische Arbetterpartel (SDAP) 1889 in 

Hainfeld auf einem Kongreß von Vemetern zahlreICher ,,Arbeiterbildungsvereme"JjJ, die unter 

der Federfuhrung von Vicror Adler die folgenden sechs "Fundamentalarrikel" beschlossen: 

I DIe sozialtUmokratische Arbeiterpartei strebt mit allen Mitteln du Umwandlung des heutigen 

Klmenstaates in die sozlalistisch-(kommumstisch-} organISIerte Gesellschaft an. 

II. Da der 7räger dieser Entwicklung emzlg und allein das klassenbewußte und organISIerte Prole

tariat sem kann. so sind die Erweckung des Klassenbewußtseins und die Organisation des Proleta

riats die nächsten Ziefpunkte der sozialdemokratischen Arbeiterpartei. 

llI. Als Mittel dient du PropaganrUi in Wort und Schrift und eine emheltliche Organisation der 

Partei. welche aber die Selbständigkeit der einzelnen zu schonen hat. 

IV Du mdil'iduelle Anwendung der Gewalt Wird als die Partei schädigend abgelehnt; Im übngen 

hängt die 7äktik von der Haftung der herrschenden Klassen und Ihrer Organ!! ab. 

V Die Orgamsatlon sowie die Agitation hat. soweit dies möglich ist. öffentlich zu sem und smd alle 

"'fittel der Öffentlichkeit als Presse. Versammlungen. Vereinswesen. voll und ganz auszunützen. 

VI Die SOZialdemokratische Arbeiterpartei rechnet sämtliche bürgerliche Parteien zu emer reak

tionären Masse, leimt Jeden Komprorniß mit Ihnen ab und Wird neue, ökonomische und politische 

Zugeständmsse (SozlalrejOrmen und politische Rechte) fir die EmanZipation der Arbeiterklasse nach 

Möglichkeit ausnützen. 'F 

Die Artikel klingen heute alles andere als "gemäßigr", steHten aber in der damaligen Situation 

einen Schrirr in diese Richtung dar, indem man sich von den linksextremistischen Gewaltak

(Jonen aus dem Untergrund distanZierte, und sich so weit als möglich auf den Boden der Le

galität steHteTn. Auch das war nur teilweise erreichbar, ZLImal das geltende Vereinsrechr eine 

151 ~ichl ohne Unterstützung von außen, SIehe Helmut Konrad 1983: Deutsch-Österreich; Gebremste 

Klassenbildung und importierte Arbeilerbewegung im Vielvölkerstaat. In: J ürgen Kocka (Hrsg.), 

Europäische Arbeiterbewegungen im 19. Jahrhundert. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, 5. 

106-128. 

152 Zitiert nach Fntz Kaufinann 1978: Sozialdemokratie in Österreich. - Idee und GeschIchte einer 

ParteI. Von 1889 bIS zur Gegenwart. Wien/München: Amalthea Verlag, S. 26, kurSIV im Original; 

siehe auch Walter Pollak 1979: SozialIsmus in Österreich. - Von der Donaumonarchie bis zur Ära 

Kreisky. Wien/Düsseldorf: Econ, S. 73 ff. Die ParteIprogramme SInd abgedruckt in Klaus 
Berchtold [96;: ÖsterreIch ische Parreiprogramme 1868-1966. Wien: Verlag für GeschIchte und 

Politik; Albrecht K Koneeny 1993 (Hrsg./: Modelle für die Zukunft. - Die österreichische SOZIal

demokratie und ihre Programme. \X'ien: Löcker Verlag; ab dem "LInzer Programm" 1926 auch In 

Albert KarUinlAnton [>!!/inka 19 7 9: DIe Grund~atzprogramme der österreIch ischen Parteien. 

Dokumentationen und Analyse. Sr. Pölten: Verlag Niederösterreichisches Pressehaus. 

153 Albert Fuchs 1996: Geistige Strömungen in Österreich 1867-/918. Wien: Löcker, S. 87; die von Jo

hann Most herausgegebene Zeitschrift Fmheit mit starken anarchistischen Tendenzen bereitete 



überregionale Verbindung von politischen Vereinen nicht zuließ, d. h., man bcwcgu: sich ia 
Hainfeld eigentlich im Halbdunkd der Legalität, und das sollte bis zur Einflihrung des ~ 
meinen Männerwahlrechts 1907 so bleiben: Die SDAP bestand aus einer losen Ver:binciuas 
regionaler Vereine ohne effektive Paneizcntrale. Trotzdem wird "eine einheitliche ~ 
tion der Panei" schon im Gründungsakt betont, und eben diese Politik der Wahrung der 
"Einheit der Arbeiterbewegung" gehöne fonan zur Kemst:rategie der Partei. 

Interessant ist flir unseren theoretischen Ansatz der doppelte Hinweis auf die Ofrendich
keitsarbeit als "Mittel" der Panei: Victor Adler gründet noch im seihen Jahr (1889) mit seinen 
privaten finanziellen Ressourcen die Arbeiter-Zeitung, deren Redaktion zumindest bis 1896 
mit der Paneileitung identisch war'S4. Der Bezug einer Zeitung oder Zeitschrift euetzte nodt 
lange Zeit die formelle Mitgliedschaft: Wer also die Arbeiter-Zeitung abonnierte, galt als Mit
glied, oder wer sich das nicht leisten konnte, bezog ein wöchentlich erscheinendes LaJ1deIOl'''-'~' 

gan, in Wien und Niederösterreich die Vo/kstribüM (in manchen Landesteilen gab es den 
Vo/ksbotm oder die Gkichhnt), d. h., der Bezug eines Druckwakes der Partei ersetzte die p",.. 

teimitglüdschaft, für die es noch keine formelle Regelung gab. - Dieser Zusammenhang .. 
wichtig flir unsere Argumentation: Die Inklusion von Pmonm in die ArbeiteIbcw.:guns Iiuft 
über die Inklusion in die Paneiöffentlichkeit, die sich unter der Bedingung der Printmedien
kultur in der Folge zu einem geschlossenen Informationssystem weiterentwickeln und .... 
kulturelle Formen annehmen konnte. Der Verbalradikalismus, den in der Kaiscneit YOI' al
lem der Altmeister des Marxismus K4r1 K4utsky anschlägt - in der Zwischenkriegszeit ... 
Chefideologe des "Austromarxismus" Otto Bauer-, dient im wesentlichen ebcnf.ills der 
lektiven Identitätsstiftung sowie der Wahrung der inneren Einheit und Gescblossenhcit 
Bewegung. All das bildet zusammen die Grundlage flir den Anschluß der SozialdeJll4*n1iii; 
an die gemnnschafoitleologischm TransformatioMn der damaligen Zeit, die in der Ersten 
publik in der Bildung eines sozi4listischm lAgn-s kulminien und seinen Abschluß findet. 

nicht nur den deutschen, sondern auch den östeneichischen SoziaIdemoIa:um pie Sorp. 
die "Radikalen" Attentate und Raubübcrf.ille Yailbten. 

154 W&~ang MIIIinthaner I988: Die Entwicklung der Organisationssaulaur der dcuacbcn 
mokrarie in ÖSterreich 1889 bis 1913. In: Ders. (Hng.), Sozialdemokratie und HaI ..... 
Wien: Löclter Verlag, S. 15-52., hier insbcs. S. 31; siehe auch S. 35: ,.Erst 1911 war mit cIcm 
wiirtsgebiiwJe ein zentrales ,Haus der Partei' an der Ra:bten WICDZCiIe errichtet WUldcQ.· ...... 

nem Zentralorgan, Druckerei, Parteivatretung Fraktion, GC'wubdbafilSb'DUllÜllioa,.dJ! 

du.nrP"whuß bc:herbergtc; noch 1913 bestand das GeneraIIdaaaria nur aus vier .... ,.. ... 
Sekretären (Skaret, Wuwsky, Deutsch und Fricdricb Adler), ~ ScIaedriD der faII"'lI 
sation, einer Hilfsbeamtin, den SclaaiiIm der Unterricha- und JUß"" "'''I . i· ... 
,Diener' ... Siehe auch W&~""K M~ I996; Die Eursrdm. eiacr cJrmo ..... * 
senpartei: SoziaIdcmoIaari Ü9n isariM WIIll889-I9I1.1n: WoIfpns M811enI_"'1111 
C. MiiIler (Hrsg.), Die Organisation der ÖsIareicbia:baI SoziaI+w-akeMielll!t-'I!!""" 
Löcker, S. 11-92-



Politische Parteien - Parteiensysteme als Subsysteme moderner Demokratien 

Die Entwicklung der sozialdemokrarischen Parrei Deurschlands verlief bekanntlich ganz 

ähnlich"5: 1875 schließen sich der linksliberale Arbeirerverein Ferdinand Lasalles und die So

zialdemokrarische Arbeirerpanei unter der Führung von August Bebel und Karl Liebknecht im 

Vereinigungskongreß in Gorha zusammen zur SozIalistischen Arbeiterpartei Deutschlands, die 

dann 1891 in Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) umbenannr wird'56. Wie in Ösrer

reich reagierr der Sraar repressiv auf die neu formierren Paneien der Arbeirerbewegung, rreibt 

sie in die Ghettoisierung'57 - vor allem während der Zeit der SozialIStengesetze (1878-189°)'58 

-, als dann die orrhodoxen Parteimarxisten den Kurs der Parrei bestimmen. Das Selbsrver

ständnis der Partei als proletarische "Klassenparrei" wird in dieser Repressionszeir T fesrge-

155 hanz Mehring 1976: GeschIChte der deutschen SOZialdemokratie, Bd. 2: Von Lassalles "Offenem 

AntwortSchreiben" bis zum Erfi.mer Programm Berlin: Diea Verlag; das Buch ISt wegen der mar

xistischen Terminologie nur mehr bedingt "genießbar", enthält aber ungeheuer viel Material, so 

z. B. zu den unendlIchen mneren Konflikten der Arbeiterbewegung, die in der Regel publiZIstisch 
ausgetragen "' .. urden. Siehe auch Georg Fülberth 1975." Die Entwicklung der deutschen Sozialde

mokratie von ihrer Gründung bis zum Ende des Sozialistengeserzes. In; Ders. et al, Geschichte 

der deutschen Sozialdemokratie 18631975. Köln: Pahl-Rugenstein, S. 1I-36. 

156 &'khardjme 1992. Parteien in DeutSchland. Ein Abriß der historischen Entwicklung. In: AlfMint

zel/Heinrich Oberreuter (Hrsg.), Parteien in der Bundesrepublik Deutschland, a. a. 0., S. 5[ f., 
Gerhard A. Ritter 1985: Die deutschen Parteien [830-1914, a. a. 0., 5. 59 ff.; Hans Fenske 1994: 

Deutsche ParteiengeschIChte, a. a. 0, S. 143 ff., zur SOZialdemokratischen Partei. 

157 V:0lJiang SdJ/l'der 1974: Das Scheitern des bürgerlichen Radikalismus und die sozialistISche Par

teibildung in DeutSchland. In: Hans .\10mmsen (Hrsg.), SOZialdemokratie zwischen Klassenbe

wegung und Volkspartei. Frankfurt am Main: Athenäum Fischer, S. 17-34, die junge deutSche Ar

beiterbewegung geriet schon Im Zuge der Reichsgründung .. wlder \X'illen" in eine politische 

holierung, aus der sie bis zum Ende des Katserreiches nicht wieder herausgekommen ist, und hier 

sei, so Schieder, die frühzeitige parteimäßige Formierung der Arbeiterbewegung ebenfalls kausal 

relevant, zumal die Industrialisierungswelle in DeutSchland eigentlich erst bevorstand. Jedenfalls 

habe die "verfrühte Konstituierung" mit dazu beigetragen, "die deutSche Arbeiterschaft im natio

nalen Staat vorzeitig zu isolIeren (5. 32). 

158 für diese Zeit siehe auch WolJiangJ Mommsen 1993: Das RIngen um den nationalen Staat, a. a. 

0., S. 602 ff. chon in den ersten \Vochen der Geltung des .,50ziallStengeserzes" wurden Wichtige 

SOZialdemokratische Bläner verboten, so der VOrwärts, die Berliner Freie Pmse und das Hamburg
Altoner volksbWtt, drei der führenden SOZialdemokratischen Zelrungen - ein schwerer Rückschlag 

für die Organisation der ParteI. Bis zum 30. Juni 1879 fielen insgesamt 127 periodisch und 278 

nicht periodisch erscheinende Publikationen den Verboten zum Opfer, so Mommsen (5. 610). 

159 Georg Fckert 1974: Die Konsolidierung der SOZialdemokratischen Arbeiterbewegung ZWischen 

Reichsgründung und Sozialistengesea. In: Hans Mommsen (Hrsg.), Sozialdemokraoe, a. a. 0., S. 

35-51, sowie Ham-josifSteinberg 1974: Die deutSche Sozialdemokratie nach dem Fall des SOZiali

stengeserzes. Ideologie und Taktik der SOZialistischen .\1assenpanel Im \X'ilhelminischen Reich, in 

diesem Sammelband, S. 52-61. Obwohl in diesem Zeitraum das "Zeitalter des Paupensmus~ zu 

Ende ging, wurden .moderatere" Positionen des Lassalleanlsmus ebenso wie Rodberrussche Ein-
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schrieben und kann später trotz reformistischer Praxis nicht mehr ohne weiteres aufgegeben 

werden 60 

\X'ahrschemlich mfft das Urteil zu. daß die marxistische Rherorik mit ihrer Beschwörung ei

ner glorreichen sozialistischen Zukunft das Selbstbewußtsein der Proletarier stärkte, sie allen 

\X'idrigkelten zum 'Irotz politisch mobilisierte und ihre Loyalität wachhielt. Insofern besaß die 

Panei nicht die schlichte Option, kurzerhand auf die politische Religion des Marxschen Chili

asmus zu verzichten, um sich ausschließlich zu einer linken Reformbewegung, zur konstitu

tionellen Oppositionspartei par excellence zu mausern. Aber der Preis für die Beharrungskraft 

des Parteimarxismus war hoch. Da die SPD theoriegerecht auf das Indusuieproletariat fiXiert 

blieb. vermochte sie keine realistische Agrar- und Bauernpolitik zu entwickeln. Das führte zu 

einer Fatalen Selbstblockade in der ländlichen Gesellschaft, die auch im späten Kaiserreich alles 

andere als eine politisch zu vernachlässigende Sphäre blieb.,6, 

Cberzeugr von der I\1arxschen These von der ,zunehmenden Verelendung der Massen" setz

ten die Parreivorstände der SPD wie auch der SDAP in Österreich auf den "Genossen Trend", 

mit dessen Hilfe man früher oder später die magischen 51 % bei den Wahlen erreichen werde. 

Bis es so weit ist, habe die Partei das Klassenbewußtsein der Arbeiter zu schärfen und deren 

Lebensbedingungen zu verbessern; man könne "sozialistische Inseln" auch in einer kapitali

stischen Umwelt schaffen, etwa in Form von Genossenschafren: Die deutschen Konsumge-

f1llsse zurllckgedrängt und setzten sich die führenden Theoretiker des Manusmus durch; wie Karl 

Kausky nach dem Fall des SozIalistengesetzes schrieb, habe die "Logik der Tatsachen den Leuten 

den Lassalleamsmus ausgetrieben und etwas ,Marxismus' eingebläut" (S. 52) Nach 1900 legten 

die "C'msturz- und Zuchrhausvorlage", die angestrebten Verschärfungen des Veremsrechts. die 

Verweigerung des uneingeschränkten Koalitionsrechts. die Frage der Abschaffung des preußischen 

Dreiklassenwahlrechts, der Stillstand in der staaclichen Sozialpolitik, die Verteuerung der Grund

nahrungsmirtel aufgrund der Schurzzollpolltlk zugunsten der ostelbischen arisrokratischen Groß

grundbesitzer etL jeweils ein Schäuflein zu. 

160 Ein entscheidender Unterschied zu England, siehe John Breuzlly 198;: Liberalismus oder Sozialde

mokratie? Ein Vergleich der britischen und deutschen politischen Arbeiterbewegung zwischen 

1850 und 1875. In J llrgen Kocka (Hrsg.). Europäische Arbeiterbewegungen im 19. Jahrhundert 

Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, S. 129-166, der wahrscheinlich wichtigste Fakror, der die 

späte Gründung der Labour Party erklärt, lag wohl Im Bereich der "ideologischen OptIOnen", so 

Breuilly, d. h., die Ideologie des Sozialismus konnte sich in England erst relariv spät gegen den Li

beralismus durchsetzen und auch dann in einer nichr-marxistischen VersIOn. 

161 Hans-Ulrich 'V:'ehfer 1995.' Deutsche Gesellschaftsgeschichre, Bd. 3, a. a. 0., S. 1047; die Partei har 

vor allem die 3 ~1illionen Landarbeirer und die 4,5 Millionen Landarbeiterinnen nicht erreicht; 

die SPD errichrere statt dessen Hochburgen in den protestantischen Arbeirervierteln der Groll

städre und in den IndusuiereglOnen. 
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nossensehaften brachren es bis 1914 auf 1,6 Millionen Mirglieder, die Parrei zähire knapp 1,1 

Millionen, die Gewerkschaften gar 2,6 Millionen. Trorzdem organlsierre die SPD nur jeden 

lehnten Arbel[er, blieben die organisierren Arbeirer innerhalb der ,,Arbeirerklasse" ell1e Min

derheit So gelang es der SPD fasr überhaupr nichr, die Arbeirer der karholischen Regionen 

oder die Landarbeirennnen und Landarbeirer an sich zu binden, ebensowenig die wachsende 

Zahl der Subalrernbeamren und Angesrellren. "Die SPD härre sich im Grunde von ihrer po

ll[ischen !\10nokulrur verabschieden müssen." 

Mehr noch als die SPD radikalisierre die SDAP im Roren Wien der Ersren Republik die 

gemeinschaftsideologische Komponente des Sozialismus - bis hll1 zu einer "geschlossenen Ge

sdlschafr"·6J, in welcher die arbeirerfeindliche Narur der kapiralisrischen Weh durch einen 

"antiziparorischen SOZialismus" gebrochen sel·64 • Die Erfolge der sozialdemokrarischen Kom

munalpolirik waren unbesrreirbar, II1sbesondere auf dem Gebier des sozialen Wohnungsbaus, 

der Anhebung hygienischer Srandards, der Säuglings- und Kinderpflege, der ärzdichen Be

rreuung, der Schul- und Bildungspolitik (Schulreform 0((0 Glöckels) sowie der Kulrurpolirik 

- angefangen vom Arbeirerfußball, den choreographierren Massenaufmärschen und äsrhe

risch inszenierren Massenfesrspielen (z. B. der Arbeirerolympiade 1931), den Volksbibliorhe

ken bis hin zu den Arbeirersymphoniekonzerren. Was über die Gemeindepolirik nichr anzu

bieren war, organlsierre die Parrel: Die "Kinderfreunde" schufen neue Infrasuukruren für die 

Kindererziehung und Kinderbetreuung - nichr zulerzr, um die "heranwachsende Generarion 

162 flam-Ulrrch '.f'tMa 1995' Deursche GesellschaFrsgeschlchre, Bd. 3, a. a. 0., S. 1050; vgl. Dieter 
Groh [97]. Negarive Imegranon und revolunonärer Attemismus. Berlin u. a.: Propyläen/UlIsrein: 

~Die Selbsmolierung der SOZialdemokratie Im SlI1n ell1es Verzichrs auf die Ausdehnung der Re

krurierungsbasls uber das Prolerariar hinaus fand paradoxerwelse In dem Momem ihrer Ge

schichre sratt, 111 welchem die revolurionäre Naherwarrung, der noch zu Beginn der 90er Jahre 

Bebe!, Engels, Kaursky und andere anhll1gen, deutlich nachlteß und die Anschauung sich allge

mein durchse[Zre, daß der Weg zur Machr nur über die Gewinnung einer Mehrhelr im Parlan1em 

führen konne. Dadurch gewannen der ,Organisationspamorismus', für den nichr mehr Machr

erboberung, sondern Erhalrung und Vergrößerung der Organisarionen das höchsre politische Ziel 

darsrellren, und der ,Eklektizismus' in der Sozialdemokrarie endgülrig die Oberhand (S. 74) . 

Zum 'meir um die richtige "marxistische" Parreilll1le siehe auch S. 119 f. 
163 V:'alta PolkIk 1979. SOZialismus in Ösrerrelch, a. a. 0., S. 129 ff.: "Keimzelle der sozialisrischen Ge

sellschafr." Die SDAP war nichr ganz frei von der Rheronk der "Volksgemeinschaft", wie die Pro

gramme der Zwischenkriegszeir zeigen, siehe auch Helmut Konrad 1990: Demokrarieversrändl1ls, 

parlamemarische Haltung und narionale Frage bei den ösrerreichischen Sozialdemokraren. In: 

Anna M. DrabekiRichard G. PlaschkaJHelmur RumpIer (Hrsg.), Das Parrelenwesen Ösrerreichs 

und Ungarns 111 der ZWlschenkrlegszelL Wien: Verlag der Ösrerrelchlschen Akademie der Wissen

schaften, S. 107-126. Den Aspekr der Soluiargememschaft berom auch für die SPD Peter Losche 
1993: Klell1e Geschichre der deurschen Parrelen. Sruttgarr/Berlin/Köln: Kohlhammer, S. 70 f. 

164 Wolfgang Madnthann- 199f Die SozIaldemokraue. In: E. Talos er al. (Hrsg.), Handbuch des poli

rischen Sysrems Ösrerreichs: Ersre Republik, a. a. 0., S. 177-194, hier insbes. S. 186. 
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dem Einfluß der Kirche zu enrziehen. Zu diesem Zweck gab es zum Beispiel lockende Aus

flüge am Fronleichnamstag, um der Sitte entgegenzuwirken, die Mädchen in weißen Kleid

chen an den kirchlichen Umzügen teilnehmen zu lassen." ,65 Die "Roten Falken" konkurren

zierten die schwarze, autoritäre Pfadfinderorganisation, der Bestattungsverein "Die Flamme" 

organisierte das Begräbnis usw. Die Formel "Von der Wiege bis zur Bahre" bringt das Ziel ei

ner gegenkulturellen. geschlossenen "sozialistischen Solidargemeinschaft" treffend zum Aus

druck, und je mehr man diesem Ziel näherkam, desto mehr ließ sich Kommunikation mit 

dem "Klassenfeind" vermeiden. Gleichzeitig boten die Infrastrukturen der Partei ein mächti

ges Bollwerk gegen die Abspaltung nach links, die Z\var seit 1918 in Gestalt der Kommunzstl

sehen Partei existierte. aber Im Unterschied zu vielen anderen Lindern in Österreich keine 

wirkliche Bedrohung für die "Einheit der Bewegung" darstellte. Die KPÖ blieb eine quanti

tativ unbedeutende, linksextremistische Gruppierung. 

Die Gründung kommunistischer Parteien links von der Sozialdemokratie laßt sich nicht 

mehr nur aus Faktoren beschränkter Öffenclichkeiten "nationaler" Princmedienkulturen er

klären, sondern verweist bereits auf die entstehende "Weltöffentlichkeit" bzw. genauer auf die 

Beobachtung des revolutionären "Erfolges" der leninistischen Kaderpartei in Rußland. Zwei

fellos hätte es auch ohne "Oktoberrevolution" linksradikale Parteien gegeben - die deutsche 

USDP wäre ein Beispiel für eine Abspalrung nach links -, aber ohne Berücksichtigung der 

Tatsache, daß die kommunistischen Parteien von Moskau aus gesteuert wurden, bleibt ihre 

Geschichte wohl völlig unverständlich'66. Die Führung der KPD brauchte mehrere Jahre, bis 

sie gelernt harre, sich der Komintern-Zentrale m Moskau unterzuordnen'6-. Trotzdem oder 

gerade deswegen muß man davon ausgehen, daß dIe relativ guten \XTahlergebnisse der KPD 

zu Begtnn und am Ende der Weimarer Republik (1920: 20 %; No\'. 1932: 16,9 %; 1933: 12,3 %) 

nur aus emer radikaliSierten politischen Öffentlichkeit zu erklären sind. Dasselbe gilt narürlich 

auch für den unglaublichen Aufstieg der Partei am Extrem auf der anderen Seite des ideolo

gischen Codes, also der ;\SDAP: Sie kam 1928 auf nur 2,8 % der Stimmen, 1930 auf 18 %, 

Juli 1932: 3704 %, Nov. 1932: 33,1 %, bei den lemen Wahlen 1933 auf 43,9 %; die Ami-Wei-

165 Fritz Ivmftnann 1978: Sozialdemokrane In Österreich, a. a. 0., S. 18z. 

166 Enc Hobsbawm 1995: Das Zeitalter der Extreme. MünchenlWien: earl Hanser, S. 78 ff. 

16; HtrmIltl1z Weber 1981: Die KPD als Sektion der Kommunistischen Internanonale - Politische Aus

wirkungen der Strukturprobleme auf die Linke Im politISchen Svstem der \I:'eimarer Republik 

In: Lothar A1berrinf'JC'erner Link (Hrsg.), Politische Parteien auf dem \I:'eg zur parlamentarischen 

Demokratie in Deutschland. Düsseldorf: Droste, S. 17"'-194, insbesondere zur "Sozialfaschismus"

Parole, mit welcher die SPD gar zum "Hauprfeind·· erklärt ,",'lirde - in völliger Verkennung der 

realen Lage In Deutschland nach 1930; die KPD-Führung mußte aber ,.gehorchen", vgl. auch Ma
n'o Keßler 1994: Die kommunistische Linke und die Weimarer Republik. In: APuZ B 3Z-33'94: 

Z<r-30: ihre Anfangsstärke bezog die KPD aus der Spalrung der CSPD, "dessen linker Flügel zur 

KPD überging, die mit nunmehr 350.000 Mitgliedern zur Massenpartei "-'lirde" (S. 22). 
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mar-Paneien vereinigten 1933 fast zwei Drinel aller Stimmen auf sich (64,2 %), d. h., wir ha

ben es in der Tat mit einem "politischen Extremismus als Massenbewegung" zu run. 

Der Mißerfolg der KPÖ ist - neben den erwähnten kommunalen Einrichrungen im Ro

ten Wien - u. a. auch der marxistischen Rherorik der Paneiführung der SDAP sowie der 

hochgeschraubten Selbsrsrilisierung als Avantgarde der Arbeiterkulrur zuzuschreiben: Die Par

tei erkämpfte sich quasi ein Organisationsmonopol für die Ideologie des Sozialismus. 

Während die SPD in der Weimarer Zeit nie über 30 % kam, bei den lemen Wahlen eher bei 

20 % lag, kam die SDAP 1927 auf 42,0 %, 1930 auf 41,1 % der Stimmen, und war damit man

dars- und stimmensrärkste Panei. Der Kampf um die Auftechterhalrung der "Einheit der Be

wegung" schien sich zu lohnen; 1934 wurde sie jedoch genauso aufgelöst und verboten'68 wie 

die kleine Sekte der Kommunisten. - Wir wollen hier zur langen Debane über die "Fehler" 

der SDAP-Führung nichrs Neues hinzufügen, greifen aber zwei Argumente heraus, die für 

eine "Theorie politischer Parteien" interessant erscheinen: Erstens, die ideologische Selbst

profilierung der Partei ließ auf der linken Seite wenig Spielraum für eine konkurrierende Par

tei, zementiene aber die Partei auf ein Wählerreservoir ein, das nicht mehr entwicklungsfähig, 

jedenfalls nicht mehrheitsfähig war. Die imponierende organisarorische Stärke der Partei 

täuschte darüber hinweg, daß das Ziel der Erringung der absoluten Mehrheit - um die De

mokratie in den "Dienst der Arbeiterklasse" stellen zu können'{"! - auf dem Wege der Bildung 

einer proletarischen Subkultur nicht erreichbar war: "Das Scheitern der österreich ischen So

zialdemokratie der Zwischenkriegszeit liegt nicht zulem darin begründet, daß sie schlußend

lich der von ihr selbst erzeugten Massensuggestion erlag, indem sie ihre sich ständig verrin

gernde gesellschaftliche und politische Macht durch die Stärke und Schönheit des 

inszenierten Rituals zu kompensieren versuchte und schließlich scheinrevolutionäres Pathos 

an die Stelle konkreter Aktionen setzte."170 

Zweitens wird an der Parteileirung - vor allem an Ono Bauer - kritisiert, daß sie kom pro

mißlos Oppositionspolitik betrieb und zuwenig dafür tat, Koalitionsfähigkeit unter Beweis 

zu stellen, in Koalitionsregierungen wenigstens einen Teil des Staatsapparates zu kontrollie

ren. Nur so hätte sich die Entmilitarisierung der politischen Lager effektiv durchsetzen las

sen, wäre der Einzug der Heimwehrfuhrer in die Regierung und wahrscheinlich der "Staars-

168 JOJ~h Buttingrr 1953: Das Ende der Massenpanei. Am Beispiel Österreichs. Frankhm: Verlag ~eue 
Kritik. 

169 Wolfgang Madnthanrr 199F Die Sozialdemokratie. In: E. Talos et al. (Hrsg.), Handbuch, a. a. 0., 

S. 187, so die Formulierung im "Linzer Programm" der SDAP; siehe auch Evrrhard Holtmann 
1996: Die Organisation der Sozialdemokratie in der Ersten Republik, 1918-1934. In: Wolfgang Ma

denhaner/Wolfgang C. Müller (Hrsg.), Die Organisarion der Österreich ischen Sozialdemokra

tie, a. a. 0., S. 93-168. 

170 Wolfgang Madnthanrr 199).' Die Sozialdemokratie. In: E. Talos et al. (Hrsg.), Handbuch, a. a. 0., 

. 187. 
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streich auf Raten" (1933/34)171 zu verhindern gewesen. "Koaliüonsfähigkeit" ist aber eine Va

riable, die von der "ideologischen Distanz" bestimmt wird. So hat der Primat der Parrei für 

die Pflege der Eigenkultur nicht nur den Weg zur Mehrheitsfähigkeit bei den Wahlen ver

stellt, sondern auch den Blick dafür gerrübt, wie gefährlich die antidemokratische, radikali

sierre Rechte tatsächlich war l
-'. Die Folgen der Welrwirrschafrskrise (nach 1929) waren so ge

waltig, daß sie ohne Koaliüon zwischen SOZialdemokraten und Chrisrlichsozialen kaum 

bewältigtl71, das politische System nicht restabilisierr werden konme. Da die Kommunikati

onskanäle zu Politikern der CSP kaum genu[Zt worden waren, verfiel die Parreileirung der 

SDAP der fatalen Illusion, man könne aus der Oppositionsposition heraus die Krise dem 

"Kapitali~mus" und den "Burgerlichen" anlasten, um damit bei den nächsten Wahlen Kapital 

schlagen zu können. Das Problem war aber, daß es die "nächsten Wahlen" nicht mehr gab.

Kurzum, die Schlußfolgerung systematischer, politiktheoretischer Art Ist folgende: Die Ten

denzen zur ideologischen Radikalislerung 111 der poliüschen Öffentlichkeit müssen nicht 

auromatisch auf die "ideologische Distanz" der Parteien durchschlagen, weil die Parteien ein 

eigenes, auronomes Subsystem bilden, das sich selbst bis zu einem gewissen - zugegebener

maßen schwer zu bestimmenden - Grad selbst organisieren kann. Die Nurzung der Presse 

für eine "konzertierte Aküon" der Groß parteien in einer Koalitionsregierung wäre als Option 

jedenfalls offengestanden und hätte die Demokratie mit einiger Wahrscheinlichkeit "renen" 

können, zumal die Parteien damals noch e111en direkten Zugriff auf ihre eigenen Presseorgane 

besaßen. 

In Deutschland härte eine Koalition der Weimarer "System-Parteien" ab 1932 keine Mehr

heit mehr gehabt, was darauf hindeutet, daß in einer Krisensiruation das Problem der 5J
stemlegmmation zur kritischen Variable werden kann. Demokraüe ist ohne eine Mehrheit von 

Demokraten nicht möglich. Die "Systemakzeptanz" war allerdings schon zu Beginn der Wei

marer Republik relativ niedrig - wie auch in Österreich, wo man die "Lebensfähigkeit" dieses 

171 Ralf Steimnger 199- 12. November 1918 bis 13. März 1938: Stanonen auf dem Weg zum ,.An
schluß". In: Rolf Steininger' ~1ichael Gehler (Hrsg.), Österreich Im 20. Jahrhunderr. Bd. I 

\X'len/KölnlWeimar: Böhlau, S. 99-152; Vgl. F. L. Carsten 1978: Faschismus in Österreich. - Von 

Schönerer zu Hitler. München: \X'ilhelm Fink; lrmgard Bämthaler 1971: Die Vaterlandische Front. 

Geschichte und Organisation. \X'ien/FrankfurtlZürich: Europa Verlag; Bruu F. Pau/ey 1972: Hah

nenschwanz und Hakenkreuz. Wien/München/Zürich: Europa Verlag. 

I7Z Dies gilt auch für die deutsche SOZIaldemokratIe, siehe Hans Mammsen 1974. Die SOZialdemokra

tie in der Defensive: Der Immobilismus der SPD und der AufStieg des Nationalsozialismus. In: 

Ders. (Hrsg.), Sozialdemokratie, a. a. 0., S. 106-133, die Geschichte des Aufstiegs des National

sozialismus sei auch dIe Geschichte seiner Unterschärzung, nicht zulerzt seitens der SPD (S. 109)· 

173 Karl DietrIch Bracher 1981: ZWischen Machtvakuum und ,,Austrofaschismus". - Zur Krise der 

österreichischen Parteiendemokrane in den dreißlger Jahren. In: Lothar AlbertinlWerner Link 

(Hrsg.), Politische Parteien auf dem Weg zur parlamentarischen Demokratie in Deutschland, 

a. a. 0, S. 209-222. 
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von den Siegermäc.hten kreierten Staates nDeutsch-Österreich" bezweifelt und den "An
schluß" an da.-. Deutsche Reich gefordert hatre. Die deursch-nationale Srrömung wurde in 

Österreich ziemlich erfolgreich von der Großdeutschen VolksparteI panelpulitisch organislert'-4, 

die .lls "nationale Opposirion" den Boden für die Faschisierung aufbereitete und dann auch 

zur ErreIChung de.<. nobersten völkischen Zieles" in einem "Kampfbündnis" mn den 0:"atio

na!sozialisten den tat~ach!tchen Anschluß an das Nazl-Deurschland Hitlers berrieb. Die Ra
dikalisierung der Gemeinschaftsideologie des Nationalismus hat die Ideologische Dynamik 

auf der rechten Seite insofern entscheidend beeinflußt, als die ansonsten moderaten Konser

vativen dem "Kampf gegen den Bolschewismus" höchste Priorität einräumten und dafür be

reit waren, die Demokratie zugunsten eines auromären Ständestaates zu nopfern"; und so kam 
es, daß schließlich die Linke für die Erhaltung der Demokratie stand, wahrend die Rechte 

diese bekämpfte, daß also der ideologische Code mit der "Systernfrage" verschmolz"". 

Aus diesen Gründen konnten die Sozialdemokraten nach 1945 fast bruch los an ihre Par

teitraditIonen der Vorkriegszen anschheßen'76, wenngleich dIe "sozialmoralIschen Milieus" 

aufgrund der Turbulenzen des Kriege.<. kaum mehr intakt waren. Die deursche SPD verlor im 

Osten (auf dem Boden der späteren DDR) mehrere ihrer Hochburgen, schnitt bel den 

\\'ahlen aber auch In anderen Regionen vergleichsweise schlecht ab und blteb bis zum Ende 

der 1960er Jahre Im ,,3° % Turm" gefangen. Anders als den "Genossen" in Österreich gelang 

der PD die" \{'iederauffomung" ihres angestammten Arbeitermtlieus nicht besonders gut, 

we.<.halb man 1959 im "Godesberger Programm" die Öffnung der Panei zur "Volkspanet" be

schloß ....... Das Programm srand für ein ,,Abwerfen ideologischen Ballasts an marxistischer Ter-

174 Thomos DostaI1995-· Die GroßdeutsChe Volkspanei. In: E. TalG; et a1. (Hrsg.l, Handbuch, a. a. 0, 

~. 195 206. 

175 Be. hellte wird in diesem Zusammenhang das Konzept einer "streitbaren Demokratie" diskutiert, 

Siehe nur UU~ Backn/Eckhard Jm/! 1996: treitbare Demokratie in der Krise' In: Dies. (Hrsg.), Jahr

buch Extreml5mlti & Demokratie. 8. Jg. Baden-Baden. :--:;omos, S. 13-36. Die BereItSchaft zur An

wendung von Gewalt bzw. zu _\Iltteln der Diktatur" im Falle eInes Angnffs der "Rechten" "''tirde 

schon Im sog. ,.Altitromarxlsmlti" des "Ltnzer Programms" (1926) dIskutiert, d. h., es "''tirde ge

rade nicht eine "Diktatur des Proletariats" nach marxistisch-lenInistischem Vorbtld proklamiert, 

"",ie man es heute noch bei HLStorikern lesen kann~", so Wolfgang Nrogebaul!T I99J: Vom Kaiser

reich zur Republik. In: Albrecht K. Konecny (H rsg.), .\1odelle für die Zukunft, a. a. 0., S. 41. 

176 So übernahm die SPÖ das "ausrromarxlstische" Partei programm von 1926, vgl. Robl!Tt Kril!Ch
bauml!T 1990: Partei programme Im 'X'idersrrelt der Interessen. Die Programmdiskus;,ion und die 

Programme von Ö\'P und SPÖ 19451986. Wien/.\fünchen: Sonderband des "Österreichischen 

Jahrbuchs für Politik", ~ 110 tf. 

Dle<>e Enrwicklung '"''tirde als ZeIChen des Verlusts an Ideologischem Profil gedeutet, so von Otto 

Klrchh/!/ml!T [974 Der Weg zur A1lerweltspanet. In: Kurt LenkJFranz 0ieumann (Hr,g.), Theone 

und SoZIologie der polItischen P.uteien. Darmstadt und :--:;eu",ied: Luchlerhand. S. 113-138, und zwar 

nICht nur für die Parteien auf der linken Seite, sondern als allgemeinen Trend - ganz zu Unrecht! 
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minologie, die in der Praxis ohnehin kaum einen Niederschlag gefunden hatte"'78, stand für 

die paneioffizielle Anerkennung der Überlegenheit markrwirrschafclicher Steuerungsmecha

nismen sowie für eine gewisse Annäherung zur katholischen Kirche. Die Verabschiedung des 

Selbstverständnisses der Partei als "Solidargemeinschaft der Arbeiter, die alle Lebensbereiche 

umfaßte"'79, führte aber zu Flügelkämpfen innerhalb der Partei und zu Spannungen mit den 

Gewerkschaften - trotzdem: 1972 wurde die SPD stimmenstärkste Partei und stellte den Bun

deskanzler. 

Die I970er Jahre sind in mehrfacher Hinsicht ein bemerkenswertes Jahrzehnt: Es ist 

zunächst einmal ein "sozialdemokratisches Jahrzehnt", in Österreich die ,,Ära Kreisky"'80, in 

Deutschland die Ära Willy Brandts und Helmut Schmidts, in Schweden die Ära OlofPalmes 

usw. - die Zelt ist berühmt für viele Reformen, aber auch für den Versuch einer keynesiani

sehen Wirtschaftspolitik, die sich wegen der wachsenden Staatsverschuldung Anfang der 

I980er Jahre aber nicht mehr durchhalten ließI8'. Es ist zweitens das Jahrzehnt der Protest

und Alternativkultur, zum Teil im Gefolge der I968er Bewegung, der Entstehung der "sozia-

178 Hennann Schmitt 1992: Die Sozialdemokratische Partei Deurschlands. In: Alf MinrzellHeinrich 

Oberreurer (Hrsg.), Parteien, a. a. 0, S. 149. 

179 Peter Lösche [990: Organisationspolitischer Traditionalismus? Die SPD: Vom KampfVerband zur 

Inreressenkoalition. In' Hans-Georg Wehling (Red.), Parteien in der Bundesrepublik Deursch

land, a. a. 0., S. 46. 

180 Anton Pe!inka [988: Die Ära Kreisky. Zur symbiotischen AdaptIonsfähigkeit der Sozialdemokra

tie. In' Peter PeirnkaJGerhard Steger (Hrsg.), Auf dem Weg zur Staarspanei. Zu Geschichte und 

Politik der SPÖ seit 1945. Wien: Verlag für Gesellschaftskritik, S. P-64; Hans &:!er [995.' Die Po

litik in der Ära Kreisky. In: Reinhard Sieder/Heinz Steinert/Emmerich Talos (Hrsg.), Österreich 

1945-1995. Wien: Verlag für Gesellschaftskritik, S. 186-199, sowie die Beiträge in Werner 

GattylGerhard Schmul/Maria SteinerlDoris Wiesinger 1997 (Hrsg.), Die Ära Kreisky. - Österreich 

im Wandel 1970-1983. InnsbruckfWien: Srudien-Verl. 

181 Immer wieder wird deshalb von einer "Krise" oder gar vom "Ende der Sozialdemokratie" geredet, 

siehe nur Wolfiang Merke! 1993: Ende der Sozialdemokratie? Machtressourcen und Regierungs

politik im westeuropäischen Vergleich. Frankfurr am Main/New York: Campus. - Siehe auch 

Erich Weede [999: Kapitalismus und Solidarität, Arbeir und Wachsrum in westlichen Indusrriege

seilschaften: Einfache Berechnungen und widersprüchliche Resultate. In: ZfP 46: 30-49, zum Pro

blem der "Solidarität" für die Anhänger des "rheinischen Kapitalismus" (der Sozialdemokratie) 

seit Beginn der 1990er Jahre: "Bis Anfang der neunziger Jahre hing der Zuwachs der Arbeirslosig

keit nichr nennenswerr mir der Einkommensverreilung zusammen. Jerzt tur er es. Wer heure auf 

relatIV hohen Löhnen für schlecht bezahlte Arbeiter besteht, wer heute die Besserverdienenden 

(nach Steuern) relativ schlecht behandelt, wer heute Ungleichheit nicht ertragen will, der sollre 

mit zunehmender Arbeirslosigkeit rechnen" (S. 45). Zur Kritik an solchen "Theorien vom Ende 

der Sozialdemokratie" siehe Thomas Meyer 1998: Die Transformation der Sozialdemokratie. Eine 

Parrei auf dem Weg ins 21. Jahrhundert. Bonn: Dierz, S. 72 ff, mit HinweIsen zu weiteren Sru

dien, auf die wir hier nur verweisen können, so z. B. auf Herbert Kitscheft 1994: The Transforma-
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len Bewegungen" - vor allem der Ökologie-, Frauen- und Friedensbewegung, aber auch des 

Durchbruchs der Pop-Musik, der Open-air-Konzerte, der "Befreiung der Sexualität", der an

tiauroritaren Erziehung usw. Es ist drittens das Jahrzehnt des Aufstiegs des Fernsehens zum 

l..eitmedium, wie wir im letzten Kapitel bereits sahen. Das Fernsehen löste die letzten Reste 

der facharbeiterlichen Mzlieubindung der SPD ebenso auf wie die noch existierenden länd

lich-katholischen Milieus für die konservativen Parteien 82. Die 1970er Jahre sind viertens das 

Jahrzehnt der "Bildungsrevolurion": In diesem Jahrzehnt wurden wahrscheinlich mehr Uni

versitätsdiplome ausgestellt als im ganzen Jahrhundert zuvor. Im intellektuellen Klima von 

Lehrern, Sozialarbeitern, Angestellten und Ingenieuren fühlten sich so manche Facharbeiter 

nicht mehr wohl und blieben der Partei fern, allerdings ohne sich definitiv zu verabschieden. 

Der Strukrurn:andel im Beschäftigungssystem trägt dann fünftens dazu bei, daß die SOZialde

mokratischen Parteien mehrheidich Angestellte und Beamte organisieren '8 " auch wenn man 

aus nostalgischen Gründen gewisse Traditionen der Arbeiterkultur noch pflegt und in Partei

festreden daran erinnert, daß "Proletarier" früher einmal kein Schimpf\.\·ort, sondern eine eh

renvolle Selbstbezeichnung gewesen war184• 

Die meisten sozialdemokratischen Parteien konnten die Ansprüche der linken AJternativ

bewegungen aus Gründen der Erhaltung der eigenen Traditionsbestände, vor allem wegen 

der Besirzstandswahrung bei den Ge\verkschafren, nicht integrieren und mußten es hinneh

men, daß sich links'85 von ihnen neue Parteien etablierten - die Grünen, dte bei den Wahlen 

relativ erfolgreich um die Stimmen der Jungwähler konkurrierten. Seit Beginn der 1980er 

non of European Social Democracy. Cambridge; Doruzld Sassoon 1996. One Hundred Years of So

cialism The West European Lefi: tn the Twemieth Cemury. London. und Donald Sassoon 1997 

(Hrsg.): Looktng Lefi:. London 

182 Ulrilh von Akmann 1992: Parteien und Gesellschaft in der Bundesrepublik. - Rekrutierung, Kon

kurrenz und Responslvität. In, A1fMinuellHetnnch Oberreuter (Hrsg.), Parteien tn der Bundes

republik Deutschland, a. a. 0., S. 89-13°, hier tnsbes. S. 101 f., durch das Fernsehen sei die Ab

kapselung homogener Gruppen und Milieus .kaum mehr möglich" gewesen, trocz.dem Wird 

ausführlich auf die 8 n'\'1ilieus" von SI:\'US eingegangen, ähnlich Thomas MeyerlKlaus-jurgen 
Scherl7"/Chnstoph Zöpel 1994. Parteien tn der Defemive? Kölno Bund-Verlag, S 71-82. 

ISl Oscar W. GabrielJOikar Ntedennayer 1997: Enrwlcklung und Sozialstruktur der Paneimltglied

schaften. In: Oscar \'(' GabriellOskar ~lederma}'er/Rlchard Stbss (Hrsg.), Parteiendemokratie tn 

Deutschland, a. a. 0., S. 277-300. 

184 Zur Programmdiskussion der österreichischen SOZialdemokratie siehe Ench Frosch! 1996 (Hrsg.): 
Politik über den Tag hinaus. Ein Lesebuch zu den ProgrammdiskussIonen der österreichischen 

Sozialdemokratie von 1966-1996. Wien: Löcker;josifCaplHeinz Fischer 1998 (HrsgI Rote Mar

Iaerungen !Ur das 21. Jahrhundert \X'ien: Löcker; und Caspar Emem 1999: Ein neuer Staat befrei

ter Bürger. Politik !Ur eine veränderte Ge~ellschaft. Wien: Molden. 

IRS Hans-G~org B~tz 1993: Knse oder \X'andel? Zur Zukunfi: der Politik in der postlndusmellen Mo

derne. In: APuZ B 11/93: 3-13, hier insbö. S. 7 f. zum Aufstieg nlinksliberrärer Parteien"; Ferdi
ruznd !vfülkr-Rommel 1990: ~ev.. Political '\'10vemems and n' ev.. Politics" Partles in 'V;'estern Eu-
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Jahre spielt der Fakwr nLebenszyklLL~" rur dIe sozIaldemokrarisehen Parteien eine zunehmende 

Rolle: Es ISt "naturgemäß" am ehesten die Jugend, die In die Zulmnft blich und daher - nach 

unserer Theorie der Ideologien - eher links als rechts eingestellt iSt186• Die Abwanderung ei

nes Teils der Jugend zu den Grünen bedeutete auf der anderen Seite einen Rechtsruck der so

zialdemokratischen Parreien, der sich schon als Folge einer wachsenden Überalterung ihrer 

'\-1itglieder ergeben mußteI8
>. '\-1itderv,eile gleichen so manche Sektionen der SPÖ in WIen 

nPensioni,tenvereinen" womit wir keine \X'errung verbinden, sondern nur auf die Zu

kunftsproblematik der Parteiorganisation hinweisen wollenl88 . 

Die Krise der Barrseinhmen der Parreiorganisanon beuifft nicht nur die Sozialdemokratie, 

sondern faktisch alle anderen" Traditionsparreien" auch - so jedenfalls eIn Grundtenor der 

neueren Parreienforschungl89 . Die Tristesse des Parreilebens vor On ist nicht nur darauf 

zurückzuführen, daß sich alte '\-fenschen nicht mehr so gerne bewegen wie junge, der Amak

rivitätsverlust der" Volksparreien" hat mehrere Gründe: 

• Die Großpaneien alten Stils. wie die <;PÖ und ÖVP in Österreich, die SPD und die 

CDG/CSU In Deutschland, besaßen bis In die Mine der 1980er Jahre hinein quasi 

ein Monopol auf Patronagepofitik bei der Beserzung von Stellen und Ämtern im 

öffendichen DIenst. Insbesondere in der Kommunalpolicik agienen die Parteien rück

SIChtslos Im Dienste von Stellenjägern, und wo es für eInen Aspiranten auf einen Job 

rope. In: Russell J. DaIron/'\fanfred Kuchler (Hl">g.), ChaIlengmg me Po!tncal Order. ~ew lork: 

Oxford Univ. Pre55, S. 209-231. 

186 jurgm W Faltn/Uwe W Gehnng 1998' Alter - em neues C1eavage? In: "fax Kaase/Hans-Dieter 

K1mgemann (Hl">g.), Wahlen und \X'ahler. Analysen aus Anlaß der Bundestagswahl1994. Opla

denl\X'iesbaden \X'estdeutscher Verlag, S 463-504. 

187 Überalterung der Mitgbederbestände Ist auch für dIe anderen Traditionsparteien Deutschlands 

em stanstisch er"/Iesener Tatbestand. siehe Elmar W'ie5mdahl 1990: Der Malsch aus den Insnru

tionen. In MuZ B 21/9°: 3-14. Thomas AfrynlKL:zw-jürgm Schnn 1994' Parteien m der Defen

sive? Pladorer für die Öffnung der Volkspanel. In~ Thomas '\fever/Klaus-Jürgen Scherer/Chri

sroph Zöpel: Parteien in der Defensive? Köln: Bund-Verlag, S. 34. 

188 Leider nicht unrersucht von W'oljgang C Afül/n- 1996: Die Organisation der SPÖ. 1945-/995. In: 

\X'olfgang '\1aderrhanerl\\'7oIIgang C. '\1üller (Hrsg.), Die Organisation, a. a. 0., S. 195-356, siehe 

aber S. 320 f., für die SPD Franz Wahn 1995-' Palte i der ewigen 7eer: ZU! KrISe der SPD in der 

Ara Scharping. In PVS 36: 706-718: "So treffen Sich seit rund 25 Jahren in sozialdemokratischen 

Parteigliederungen fast immer die gleichen Leute .... KIeme Kreise und Zirkel bereiten Parteitage 

schon Im Vorfeld sorgfältig vor, basteln fertige Personaltableaus und Resolutionen zusammen, de

nen die Delegierten dann nU! noch zusnmmen sollen. Spannung bietet die SPD infolgedessen 

nicht mehr. Sie Ist eine geschlossene Gesellscha1i:" (S. -15). 

189 Ulrich VfI'l Alnnann 1992: Parteien und Gesellscha1i: m der Bundesrepublik, a. a. 0., S. 1I3 ,defi

zitäre polmsche EffiZIenz vieler lokaler Parteiorganisationen" und hier auch ein treffendes Zitat 

aus einer Schrifi: von Lehmbruch. 
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gerade keinen lukranven .. Posten" gab, wurde halt einer geschaffen '90. Die "Filwkra

tie" hat zweifellos viel Schaden angerichtet, aber sie fiel nicht zuletzt unter dem Druck 

der Öffentlichkeit letztlich auf die Parteien selbst zurück - insofern ist das Negariv

image der Parteien nicht nur ein Kunstprodukt der Medien. In Österreich konnte die 

FPÖ seit der Mitte der 1980er Jahre Wahl fur Wahl u. a. mit dem Issue "Pnvdegien

wirtschaft" punkten '91• Die schleichende Transformation der Parteien von Gesin

nungsgemeinschaften zu Patronageapparaten 11 mußte natürlich auch auf die Mit

gliedschafrsmotivation durchschlagen, von welcher die Parteienforschung berichtet, sie 

sei immer "instrumenteller" geworden 9J • 

• Mit den neuen Kommunikanonstechnologien wurde die ehrenamtliche Parreiarbeit 

selbst während der Wahlkämpfe weitgehend überflüssig. Wahrscheinlich ware der 

Idealismus früherer Zeiten heute nicht einmal mehr bei den Funktionären zu finden 

Der legendäre Parteikasszerer kommt nicht mehr persönlich zu den Genossen In die 

Wohnung, um mit ihnen zu reden oder über die Partei zu diskutieren; was die Druck

schriften zu berichten haben, kennt man großteils aus den Medien. Trotzdem bleibt 

das formale Organisationsgerüst ein Essential der Parteien: Eine Handvoll Mitglieder 

wählt einen Vorsitzenden, die Wahl wird protokolliert, das Ergebnis nach oben wei

tergeleItet, und dieser "Vorsitzende" erscheint dann auf der nächst höheren Ebene als 

190 ErUJm K und Ure Scheuch 1992. Cliquen, Klüngel und Karrieren. Über den Verfall der poiInschen 

Parteien - eine )mdie, Rembek bei Hamburg: Rowohh; Erwm K ScheuchlUte Scheuch 1992: In

ner- und zwischenpaneiliche Imeressenverflechrungen. In: APuZ B 34-35/92' 36-44, für die Ver

haIrnisse der Sradr Köln. Vgl. Frank Chnstzan Starke 1993- Knse ohne Ende' Parteiendemokrane 

vor neuen Herausforderungen. Köln: Bund-Verlag, insbes, S. 88 ff. zur "Partelbuchwmschaft". 

bne vergleichbare Smdle etwa für Wien fehlt leider noch, wäre aber eine lohnende Aufgabe. 

191 Siehe die Beiträge in "X'olfgang C J1üller/Fritz PlosseriPeter A. Ulrarn 1995 Hrsg.}: WählerverhaI

ren und Partelenwenbewerb. Wien: )Ignum, Insbes. S 31, S, 167 ff" S 230 ff., S. 475 f; "Poli

nkverdrossenhen" ISt sofern man uberhaupt von einer solchen sprechen kann - primär ein Phä

nomen der "Parreienverdrossenheit", in Österreich Jedenfalls, denn ansonsten wäre der starke 

"Antiparteienaffekt" nicht zu erklären. 

192 W'olfgang C J\1uller 1988: Parronage im österreichischen Parteiensystem. Theoretische Überlegun

gen und empinsche Befünde, In: Amon PelinkaJFrirz Plasser (Hrsg.), Das österreichische ParteI

ensystem, Wien/Köln/Graz: Böhlau, S 45"""-488, insbes. S. 468 f zur ,,Ämtcrpatronage". 

193 Pell'r Lesche 1990: Organisanonspolltlscher Tradinonallsmus' Die SPD, Vom Kampfverband zur 

Imeresscnkoalinon, a. a. 0., S. 58; Oskar Nierkrmayer 1997. Beweggrunde des Engagements m po

litischen Parteien, In: Oscar 'IX', GabnellOskar ~iedermayer/Richard StösS (Hrsg.), Parreiende

mokratic in Deutschland, a. a. 0., S, 323-337; Siehe für die SPÖ Wolfgang C Müller 1996' Die Or 

gaJ1lsation der SPÖ, a. a, 0 .. S, 2""8 f: ~1ehr als zwei Drinel aller Mitglieder vermuren, daß das 

HauptmotlV für die ParrelmltglIedschaft "Parronage" sei, für sich selbsr geben das natürlich sehr 

viel weniger zu; 1985 waren es immerhin 56 % der befragten Paneimltglieder, rue dieses Motiv für 

ihre eigene Mitgliedschaft offen nannren; noch aber steht die "Ideologie" an erster Stelle. 
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Delegierter, und so beginm eine Karriere - wie sonst? - Wir haben oben fe~tgestellt, 

zu den wesemlichen Funktionen einer Partei für das politische System gehöre die Her

vorbringung von qualifizierrem Führungspersonal, und haben angemerkt, das sei 

keine leichte Aufgabe, Parteien können darin versagen. Die Professionalisierung der 

Parreikarrieren setzt aber eigentlich keine "Massenbasis" voraus und schon gar nicht 

eine große Anzahl von "Aktivisten", von denen ein erheblicher Teil wegen Abstim

mungsniederlagen ohnehin frustriert werden müßte. Die Veränderungen auf der Mit

gliederebene (dramatischer Rückgang der Mitgliederzahlen, Überalterung, PassiVität, 

sozialstrukrurelle Heterogenität, insuumemalistische Mitgliedschafumocive usw.) mö

gen Anlaß für Besorgnis sein, existenzgefährdend sind sie nicht, zumal wir mit eini

ger Wahrscheinlichkeit davon ausgehen können, daß die "Partei mit Massenbasis" oh

nehin eine histOrische Übergangserscheinung des 20. Jahrhunderts dargestellt hat'o4. 

Das rastlose Streben der Parteien nach Erhöhung der Mitgliederzahlen ergab so lange 

einen Sinn, als die Parteien einerseits fast ausschließlich ökonomisch auf :-'fitglieds

beitrage und Spenden angewiesen waren, und andererseits "Mitglied" gleichzusetzen 

war mir: "sicherer Parreiwähler". Beide Bedingungen haben sich in den letzten Jahr

zehnten des 20. Jahrhunderts emscheidend verändert: Zum einen haben die Parteien 

ihre Anerkennung durch das Verfassungsrecht zum Anlaß genommen, große Ausga

benblocke durch den Staat finanzieren zu lassen, so z. B. die Kosten für die Wahl-

194 Die Alternativen werden derzel[ als "Kaderpartei" diskutiert - ein auf Duverger zUrllckgehender 

Begnff, der jedoch wegen seIner Konnotanonen zu den antidemokratISchen, autoritären kom

mUnlsmchen ParteIen wenig gh.icklich erscheint; siehe Afaunce Duverger 1959: Die politischen Par

teien. Tübingen: f\lohr; Doug PerkulS 1996: tructure and Choice. The Role ofOrganizations, Pa

tronage and the .\ledla in Party Formation. In- Party Politics 2. 355-375, insbes. S. 358, oder als 

"KanellparteI", siehe Rlchard S !GJtzJPeter Afmr 1995: ChangIng Models of Party Organization 

and Panv Democracy The Emergence of the Canel Part}: In: Party Polirics I: 5-28; für die Ent

wicklung In Europa wird in diesem Zusammenhang auch von einer ,,Amerikanislerung" gespro

chen, Siehe Thomas Meyer/KulUs-jllrgen SchererlClmstoph Zöpel 1994: Parteien in der DefenSIve) 

Köln Bund-Verlag, S. 124 f. zum "Modell einer professionalisierten Medienkommunikationspar

tei", mit dem sich SympathIsanten und '\lltglieder der CDU bereits angefreundet hätten, die SPD 

will jedoch ".\litgliederpartel·' bleiben, so die Projektgruppe SPD 2000 des ParulliorstantUs: "SPD 

2000. Ziele und \X'ege der Parteireform", wo es heißt: "DIe SPD ist die größte Partei in Deutsch

land. Die SPD will '\litglieder- und '\fassenparrei bleiben und nIcht zu einem bloßen \X'ahl

kampfapparat werden, lIber den die Hauptamclichen und die Mandarsrrägerinnen und Mandats

träger im Hinblick auf ,\ledienwirkungen verfügen" (5. ISO); vgl. Ulrich von Alnnann 1995: 

ParteIen. Reinbek bel Hamburg: Rowohlr, S. ,,8 zur "Rahmenpanei" als "Modell der Zukunfr?" 

Siehe auch KlaIU v. Beyme 1997: Funknonenwandel der Parteien in der Entwicklung von der \1as

senpartei zur Partei der Berufspohnker. In: Oscar \X'. GabrieliOskar Niedermayer/Richard Stöss 

(Hrsg.), Parreiendemokrarie in Deutschland, a. a. 0., S. 359-383; der lite! des Aufsaczes enthält 

bereits die zentrale These. 
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kämpfe und die AufWendungen für ihre Bildungseinrichrungen (in Österreich die Par

teiakademien, in Deutschland die Stiftungen)19! . Die "Selbstbedienung der Parteien 

aus der taarskassa" (v. Arnim) stieß jedoch auf Bedenken und führr immer wieder zu 

verfassungsrechdichen Streitfragen. weil der Staat indirekt die Krmeverhältnisse zwi

schen den Parteien beeinflusse (die großen erhalten mehr. die kleinen weniger) und 

das ganze System der Staatsfinanzierung zu einem Faß ohne Boden zu werden drohe. 

Auf der anderen Seite ist die Staatsfinanzierung ein Substirut für den älteren Typ der 

Massenparrei und zeigen gerade die amerikanischen Verhältnisse des "money talks"l96, 

daß die privatwinschaftliche Parreienfinanzierung über den "Spendenmarkr" ebenso 

'95 Hans Herbert von Armm 1993" Ist dIe Kritik an den politischen Parteien berechtigt' In: APuZ B 

11/93: '4- 23, die ~\taatszahlungen an die Fraktionen haben sIch seit '966 verzwelunddreißigfacht. 

dIe Zuwendungen an dIe Stiftungen versiebenundsiebzigfacht, so Armm. S. 20; siehe auch Hans 
Herbm von Amml 199; Der Staat - Beute der Parteien? In: Siegfried UnseId I Hrsg.), Pohtik ohne 

Projekt? Frankfurt am .\hIn: Suhrkarnp, S. 11-22; vgl. Wemer !VJ.lujleiter/!VJ.rl-Heinz Naßmacher 

1992. Probleme der Parteienfinanzierung in Deutschland. Möghchkeiten einer ~euordnung. In: 

ZfP ~9 : 'H-,60, einen 'Ieil der staatlichen Parteienfinanzierung könnte man als Kosten der De

mokratie" anerkennen; für einen europäischen Überblick zur Tendenz der Selbstabstützung der 

Parteien über ihren Zugriff auf die staatliche Gesetzgebung siehe dIe BeHra.ge In Richard S. 
!VJ.t:dPner lvfair 1994 (Hrsg.): How Parties Organlze. Change and Adaptation in Parrv Organiza

tions in \X'estern DemocraCles. Londonrrhousand Oaks/~ew Delhi: Sage, dann Paul D. Webb 

1994: Party Organizational Change in Brirain: The Iron Law of Centralization' S. 108-'33; die La
bour Party war me eine ParteI mit :-'fassenmitghedschafren gewesen wie die SOZIaldemokranen auf 

dem KontInent, sie uberließ die Organisation der Arbeiter den Trade {/niom. der weitaus über

wiegende 'Ieil der Mitgliedschafren sind .corporate" (siehe Tab. 52, S. 113): ,Labour's .mass mem

bership' was always somerhing of a myrh. and the unions have tended ro act as rhe chief organ

izatlonal backbone in heu of such a membership." Auch der Versuch der Comervative Party, hohe 

!l-fitgliedszahlen aufzubauen, war nur ein vorübergehender; Andrew Hrywood 1994. Brirain's dom

inant·parn system. In: Lynton RobinsJHilary Blackrnore/Robert Pyper (Hrsg.). Bntain's Chang

ing Parrv System. London/ :\ew York: Leicester Univ. Press, S. '0-25. Vgl. jedoch zu .~ew La

bour" und den Bemühungen um neue .\1itglieder Patnck ~ryd 1999: ~ew PartiesJ~ew Polltics? A 

Case Study of the British Labour Party. In: Party Politlcs 5: 383-4°5, hier auch zu den restrikti

veren Regelungen der Finanzierung der Parteien durch den Staat sowie neuerdings zu den 

Bemühungen um einer bessere innerparteiliche Demokratie, was im Falle von Labour allerdIngs 

damit zu tun hat, daß sich die Parteiführung erst von der traditionellen Umklammerung durch 

die Trade Unions zu befreIen harre; sIehe allgemeiner 'X'Olfgang C. Müller 199]: The Relevance of 

rhe State for Party System Change. In: Journal ofTheoretical Polltics 5: 4'9-454. 

'96 Dat'id EpItrinlPeter ZmIJky 1995- \foney Talks: Deterring Qualiry Challengers in Congressional 

Elections. In: American Political Science Review 89: 295-308; vgl. für den Senat Aum I Abramo
wttz 1988: Explainmg Senate Elewon Ourcomes. In: American Politlcal SClence Review 82: 

385-4°3. 
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zu demokratiepolitisch bedenklichen Folgen fuhn,q-. - Schließlich ist heute nicht mehr 

davon auszugehen, daß die Bürgerinnen und Bürger, die Parreimitglied werden und 

brav ihre Mitgliedsbeirräge zahlen, mit der Parreimitgliedschafr auch ihre "politische 

Vernunft" aufgeben, d h. ab dem Tag ihres Beirrirrs bis ans Lebensende immer "ihre" 

Parrei wählen. !\ur mehr eine kleine Minderhen der ~'ählerinnen und \X'ähler gibt bei 
Beftagungen an, ein affektiv "enges" Verhälmls zu einer Parrei zu haben. "DenkzeneI" 

oder" \'Vahlabsnnenz aus Frust" sind auch umer den Parteimitgliedern durchaus keine 

unbekanmen Phänomene mehr, und deshalb stellt sich aus der Sicht der Parreien mehr 

und mehr die Frage, ob sich der Aufwand für die Verwaltung großer ~fitgliederbe

stände überhaupt noch lohm. Gegenwärtig ist die Frage wahrscheinlich noch zu beja

hen - Parreimitglieder sind leichter kommunikativ erreichbar und daher als \'{'ähler 

mobilisierbar als l':ichtmitglieder ,rrotzdem dürfen wir ein wichtiges Ergebnis des 

vorangegangenen Kapitels nicht vergessen, nämlich, daß heute - und noch mehr in 

Zukunft - \X'ahlen im wesentlichen über die :-'lassenmedien gewonnen oder verloren 

werden. Der strategische Vorreil eines hohen "Organisationsgrades" (Verhälmis von or

ganlslerren \X'ählern/Parreimitgliedern zu den Stimmen einer Parrei insgesamt) ist zwar 

noch vorhanden, wird aber in Zukunft immer mehr an Bedeutung verlieren. 

Die mitgliederstarken "Volksparreien" erschemen wie "ratlose Riesen"!. , die nicht wissen, \'oie 

sie ihre ~lodernisierungsdefizite beheben sollen. Zur Zeit ist es wahrscheinlich noch zu früh, 

seriöse Prognosen über die 'zukunft der Parreien" anzustellen, aber in "Szenarien" wird man 

denken müssen, wenn man die Dynamik des Subsystems nicht blindlings dem Zufall über

lassen will!99 Ein mögliches zenano könme sein, daß der ~1itgliederverlust weiter voran

schreiten und auch durch noch so gefinkelte Strategien der ~litgliederwerbung nicht kom-

19~ Das Hauptproblem sei die 'Nachsende Zahl der ~Political Action Committees", so Amitai EtzlOni 
199\.· Capltal Corrupuon. - The ~ew Atuck on Amencan Democracy. 0:"ew BrunswicklLondon 

Transacuon, Th07lU1S E. Pattason 199U: The American D~mocracy. New York u. a.; .\1cGraw-Hill. 

S. 131. zum steilen Anstieg der Zahl des PACs seit der \fitte der 1970er Jahre; PACs eröffnen den 

l.:nternehmen neue EinJ-1uGchancen auf die Politik, sie begünstigen die.Pwonaiisierung" der Po

litik durch Kandidatenzentrierung und damit tragen sie zur anhaltenden "Schwäche" der ameri

kanischen Parteien bei; PACs "korrumpieren" die Abgeordneten. weil sIe unter Druck gesetzt wer

den können; PACs sorgen für "reelectlOn of incumbents" und benachteiligen die ~ewcomers 

usw., die Liste problematIScher Folgen ist lang, vgl. Petra Beckmann 1989: "Political Action Com

mittees" tn den USA. In ZParl. 20: 208-217, sowie V;'olfiang LeIdhold 1990: Das amerikanische 

Parteiensystem :rn"ischen Erosion und Erneuerung. - Von der "Krise der amerikanischen ParteIen" 

zur Service-Partei. In: ZfP .17: 361-.174. 

198 RluiolfX'ildenmaml 1989: Volkspartelcn: Ratlose Riesen? Baden-Baden: ~omos. 

199 ,Parteien können ... " lautet die Srandardformulierung von Peur A1airN:'olfiang C Mülln/Fritz 

Pldsser 1999: Veränderungen in den \X'äh!ermärkren: Herausforderungen für die Parteien und de-
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pensierbar sein wird. Damit ginge die Geschichte der Parteien als "Massenparteien" in ab

~ehbarer Zeit zu Ende, wobei noch längere Zeit traditionelle und modernisierte Parteistruk

turen nebeneinander bestehen werden. Zu den "traditionellen" Strukturen zählen - etwas zy
nisch formuliert - die Verwaltung der Karteileichen, die Pflege des weitgehend leblosen 

Organisationsskeletts2
°O als Beschäftigungstherapie für "Vereinsmeier" und möglicherweise 

die Inszenierung von Parteirraditionen zur Wahrung der eigenen Organisationsidentität, z. 

B. auf Parteitagen. Als "modernisierte" Parteistrukturen könnte man Dienstleistungen ver

stehen, die von der "Dienstleistungsgesellschaft" der fteien Marktwirtschaft nicht angeboten 

werden, z. B. ein "Bürgerservice" für all jene, die im Umgang mit den staatlichen Bürokra

tien Schwierigkeiten haben. Daß es dafür einen Bedarf gibt, läßt sich wohl kaum bestreiten. 

Die Parteilokale vor Ort müßten mit entsprechendem Spezialwissen für den Umgang mit 

Behörden ausgestattet werden, Hilfestellungen/Beratungen für "Problemfälle" der Wohl

fahrtsverwaltungen anbieten, das neue Personal hätte Techniken der "Intervention" in lau

fende Vervvaltungsverfahren zu beherrschen usw. 

Zum andern gibt es den ebenfalls kaum zu bezweifelnden Sachverhalt der "Unterversor

gung der modernen Gesellschaft mit Gemeinschaft"20'. Damit ist nicht bloß ein spezielles 

Freizeitproblem gemeint, sondern eine Gegensrrategie gegen Individualisierung, Vereinzelung 

und Verell1samung von Menschen, die sich selbst nicht zu helfen wissen. Die Kirchen z. B. 

bieten für Gläubige verschiedene Formen von .. Gemeinschaften" an; die politischen Parteien 

taten es früher auch, wie wir bereits sahenUl
. Die rechts- und linksextremistischen Gruppie

rungen leben wohl hauptsächlich von Gemeinschaftsbildungen, und oft wird es schlicht ein 

Zufall sein, ob ein Jugendlicher in die eine oder andere Gruppe "einrückt". Viele rüstige Pen

sionisten wären vielleicht für neue Betätigungsfelder auf diesem Gebiet zu gewinnen. Kurz-

ren Ant\vorten. In: Dies. (Hrsg.), Parteien auf komplexen Wählermärkten, a. a. 0., S. 11-30; dies 

erscheint doch als ein ziemlich dllrftiges und vages "Resultat". 

200 Sofern die Organisationseinheiten wirklich "leben" und aktiv sind, driften sie immer mehr 

auseinander, die SPD und CDU seien wegen der forrschreltenden Fragmentierung auf dem Weg 

zur "lose verkoppelten Anarchie", so Peter Lösche 1993: Kleine Geschichte der deutschen Parteien, 

a. a. 0., S. 184 f.; Peter Lösche 1995: Haben Volksparteien noch eine Chance? Die SPD als "lose 

verkoppelte Anarchie". In: Winand GellnerlHans-Joachim Veen (Hrsg.), Umbruch und Wandel 

in weSteuropäischen Parreiensystemen. Frankfurt am Main u. a.: Peter Lang, S. 181-194. 

201 "W'ieviel Geme1l1schaft braucht der Mensch? - so Iteße sich die kommumtaristische SchIllssel

frage stellen", formuliert Hemer Keupp 1997: Die Suche nach Gemeinschaft zwischen Stammes

denken und kommunitärer Individualität. In: Wilhelm Heitmeyer (Hrsg.), Was hält die Ge

sellschaft zusammen? Bundesrepublik Deutschland: Auf dem Weg von der Konsens- zur 

Konfliktgesellschaft. Bd. 2. Frankfurt am Ma1l1: Suhrkamp, S. 279-312, Zit. S. 283. 

202 Die Parteien vermitteln keine Geme1l1schaftserlebnlsse mehr, so Ulrtch von Alemann 1995: Par

teien. Reinbek bei Hamburg: Rowohlt, S. 88: "W'er Gemeinschaft will, sucht sie woanders, lokale 

ParteIOrganisanonen sind da der falsche Ort." 
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um: Die politischen Parteien "modernisieren" sich selbst, indem sie sich an die Bedingungen 

einer modernen "Dienstleistungsgesellschaft" anpassen und das Hauptziel, Wähler zu gewin

nen, als eInen Nebeneffekt betrachten, der sich damit einstellen kann, aber ansonsten werden 

keine Verbindlichkeiten en.eugr. - Dieses Szenario setzt voraus, daß es in den Parteien noch 

beträchtliche Potentiale an Engagement und Idealismus gibt, was man bezweifeln kann, und 

dann ist die Realisierung dieses Szenarios doch eher unwahrscheinlich. 

Ein alternatives Szenario wäre der mehr oder weniger vollständige Rückzug der Parteien auf 

wahlbezogene OrganisatIOnen. In diese Richrung deuten die den.eit schon bestehenden Tenden

zen zur Professionalisierung der Karrieremuster, die auf eine "Massenbasis" nicht mehr ange

wiesen sind Die Parteien der Zukunft werden sich auf die Chancen einstellen, welche die 

neuen Informations- und Kommunikationstechnologien eröffnen. Wir haben oben Medien

expterten zitiert, die davon ausgehen, daß mit der Digitalisierung der Infrastrukturen in gar 

nicht ferner Zukunft alle Haushalte über einen Internet-Anschluß verfügen werden, und im 

Laufe der Zeit die Oline-Kommunikation ebenso selbsrverständlich beherrschen wie heute das 

Fernsehen oder die Video-Technik. Die Parteien könnten "virtuelle Orrsvereine" anbieten und 

die hellte noch existierenden Orrsfokale endgültig schließen; ob man allerdings über Online

Kommunikationen verbindliche Formen von Mitgliedschaft en.eugen wird können, erscheint 

mehr als fraglich ' • Die Parteien der Zukunft werden wahrscheinlich genau das sein, was Wolf

Dieter Narr einmal "Omnibus-Parteien" genannt hat"'"', d. h., Mann oder Frau fährt ein Stück 

mit lind steigt dann wieder allS. Diese veränderte Form von Mitgliedschaft muß nicht unbe

dingt eIn Nachteil sein, "lose Kopplungen" bieten im Gegenteil unter bestimmten Bedingun

gen höhere Chancen für situationsbedingte Anpassungen. Die Gefahren einer ausschließlich 

online-basierten Parteikommunikation lauern woanders, wie das Beispiel der Republikanischen 

Partei in den USA zeigt: Die Republikaner haben mehrere tausend Ortsvereine bnv. naheste

hende Gruppierungen in ein großes Netzwerk zusammengeschlossen und für den Aufbau des

selben offenbar auch keine Kosten gescheut'''!; das Problem ist aber, daß die überwiegende 

203 Chnstian iV/uller 1998: Parteien im Internet. In: 'V:'inand Gellner/Fntz von Korff (Hrsg.), Demo

kratie und Internet. Baden-Baden: Nomos, S. 157-170. 

204 V:'olf-Dieter Narr 19:'7: Parteienstaat In der BRD ein Koloß auf tönernen Füßen, aber mit 

stählernen Zähnen. In: Ders. (Hrsg.), Auf dem Weg zum Einparteienstaat. Opladen: Westdeut

scher Verlag, S. 7-25. 

205 Thomas E. Pattmon 1990: The American Democracy. New York u. a.: McGraw-Hill, S. 289; die 

Republikaner gJ.ben seit erwa 1978 ein Vielfaches aus für "ihre" Kandidaten als die Demokraten, 

im wesentlichen für .,comrnunications", siehe hier die Graphik; Robert L. Lineberry/George C &1-
wards!.'vfartin P. 1X''attenberg 1991: Government in America. New York: HarperCollins, S. 250, hier 

die Graphik zum steilen Anstieg der Zahl im "Republican National Comrninee Staif, 1972-1988". 

Vgl. Carstm Zelle 1996: Parteien und Politiker in den USA: Personalisierung trotz "party revival". 

In: ZParl. 27= 317-335; Claus Leggewie 1997: America first' Der Fall einer konservativen Revolu

tion. Frankfurt am Main: Fischer. 



Politische Parteien - Parreiensysteme als Subsysteme moderner Demokratien 

Mehrzahl der Onlme-Aktivisten Extremmeinungen'06 vertritt oder überhaupt zu den religiö

sen Fundamentalisten zu zählen ist. Ausgerechnet in den GSA, wo die Parteien forschung im

mer wieder auf die Irrelevanz der politischen Ideologien hingewiesen hat, beginnen die "Ideo

logen" die politISchen Parteien zu beherrschen. Es ist allerdings denkbar, daß das Phänomen 

der Dommanz der ExtremISten eine Anfangserscheinung des Online-Kommunikations-Zeital

ters dar~teJJt - derzeit (1999) verfügen erst rd. 20 % der Haushalte über einen Internet-Anschluß 

-. und sich die moderaten Durchschnittsbürger erst einzuklinken beginnen=. 

Abschließend sei noch auf eine weitere Problematik hingewiesen, die ebenfalls mehr Fra

gen aufwirft als Antworten zuläßt: Mit der Digitallsierun~ werden die großen "nationalen" 

Publika des heutigen Fernsehens in eine größere Anzahl kleinerer zerfallen - wahrscheinlich 

mit ganz unterschiedlichen Informationsangeboten: Bei 150 und mehr Fernsehkanälen kann 

man nicht mehr davon ausgehen. daß die über.viegende Mehrheit der Bürgennnen und Bür

ger dieselben "Nachrichten" sehen, wie das heute in Österreich um 19 Uhr 30, in Deutsch

land um 19 Uhr oder 20 Uhr - noch - der Fall ist. Die Informationswelten werden mit SI

cherheit auseinandertriften, heterogener werden, ohne daß die Einhert eines nationalen 

Publikums irgendwo hergestellt werden könnte. Nun haben wir oben behauptet, es sei eine 

wesentliche Funktion der Parteien, die politische Öffentlichkeit daraufhin zu beobachten, wei

che gesellschaftlichen Probleme als nregelungsbedürftig" politisiert werden, diese entsprechend 

ihrer Programmatik zu bewerten und auf die Ebene des parlamentarischen Entscheidungs

prozesses zu transferieren. Wenn nun die Prognosen der Medienspezialisten zur Zukunft un

serer Medienwelt zutreffen, sehen wir sofort, daß die Parteien in Zukunft nicht unwichtiger 

oder gar überflüssig, sondern im Gegenteil noch wichtiger werden als sie es heute in dIeser 
Hinsich t schon sind. PolitISche Parteien sind auf die Beobachtung der polltirehen ÖffentlIchkeit 

spezialisierte Organisationen. Unter Vielkanalbedingungen und einer weiter in Subpublika ver

treuten Öffentlichkeit werden sie unentbehrlicher denn je. Vielleicht werden die Parteizen

tralen in Zukunft der einzige nOrt" im politischen System sein. wo die wichtigsten Themen 

der politischen Öffentlichkeit wenigstens selektiv gesichtet, zusammengefaßt und dokumen

tien werden. Die politische Öffentlichkeit selbst ist ja auf schnelles Vergessen eingestellt, wie 

wir bereits sahen. Die Parlamente können nur wenige Issues gleichzeitig bearbeiten. Folglich 

bleiben nur die Parteien für diese wichtige Funktion, und da könnte es wiederum entschei

dend sein, ob und in welcher Weise die Bürgerinnen und Bürger die künftigen Chancen der 

Online-Kommunikation nurzen. Wieder können wir am Beispiel der USA auf mögliche de-

206 Fur die Aktivitäten der ~eonazis siehe Burkhard Schröder 1995: :-Jeonazis und Computernetze. 

'Wie Rechtsradikale neue Kommunikarionsformen nutzen. Reinbek bel Hamburg: Rowohlr. 

207 Diese Aspekte fehlen im ansonsten aufschlußreichen Beitrag von Detlev Clemms 1999: Cam
paigning in Cyberspace: Internet-Einsatz In amerikanischen Bundcstagswahlkämpfen 1996 und 

1998. In: ZfP 46: 50-67. 

208 NichoLn Nwoponte 1997: Total Digital. - Die WeI[ zwischen 0 und 1 oder Die Zukunft der Kom

mumkanon. :-'1unchen: Goldmann/Benelsmann Verlag. 
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mokratiepolitisch bedenkliche Tendenzen hinweisen: Zum eInen hat die rraditionelle 

Schwäche des amerikanischen Parteiensystems dazu geführt:, daß die Medien über ihre Macht 

des Agendaserring den Enrscheidungsrrägern ihre Issues auf die Tagesordnung gedrängr ha

ben. Der Kurzsch/ußvon mediatisierter Öffendichkeit und parlamenrarischer Geserzgebung 

wird häufig als "Anlaßgeserzgebung" bezeichnet, die sich jedoch selten bewährr har. Die Po

litik des Weißen Hauses ist ohnehin In hohem Maße "media driven" und abhängig von den 

gerade einlaufenden Zahlen der "Opinion polis". In den USA fehlte schon bisher weitgehend 

die "Pufferzone" des Parteiensystems, d. h., die Funktion des selektiven Tramfers von Issues der 

politischen Öffenrlichkeit zur Enrscheidungsebene der Staarsleirung wurde nur mangelhaft 

erfuHt. Bis sich in Europa Koalitionsregierungen darauf geeinigr haben, ob überhaupt ein Be

darf /Ur eIne Geserzesänderung vorliegr, vergeht viel Zeit - Zeit, die dazu genurzt werden 

kann, die informationellen Grundlagen /Ur ein Geserzgebungsprojekt auf der Ebene der Ver

walrung besser ausarbeiten zu lassen. 

Anlaßgeserzgebung wäre die erste Konsequenz eInes "schwachen" Parteiensystems. Die 

zweite besteht im extensiven Lobbyismus der "Inrerest Groups" an den Parteien vorbei direkt 

bei den Enrscheidungsträgern - also Vorgänge, die sich in der Regel geradezu den Augen der 

Öffendichkeit zu enrziehen suchen -, mit unabsehbaren Konsequenzen in Richtung der "In

dividualisierung des Rechts". Das amerikanische Steuerrecht wäre ein Paradebeispiel dafür; 

die "Zersplirrerung" des amerikanischen Verwaltungssystems haben wir im sechsten Kapitel 

ebenfalls darauf zurückgefuhrr. Diese Tendenzen werden sich unter den neuen Bedingungen 

der Online-Kommunikatlon eher noch verstärken, und es gibt keIne Instanz, die einen sol

chen \X'ild\\'Uchs von politischen Einflußnahmen unter Konuolle zu bringen vermöchte. "Po

litik" zerfällt in eine Unzahl von Partikularaktivitäten - ohne Rücksicht darauf, welche Irra

tionalitäten daraus für das Gesamrsystem resultieren könnren209 . Zerfallen die großen Publika, 

wären solche Prozesse nicht einmal mehr beobachtbar. 

209 Der Vorschlag für eine Politisierung der "Subpolitik" würde die genannten Tendenzen nur ver

stärken. so aber Ulrich Beck I99J' Die Erfindung des Politischen. Zu einer Theorie reflexiver Mo

dernisierung. Frankfurt am ~1;un: Suhrkamp. 



KAPITEL 10 

Parlamente - Der demokratisierte Staat 

Die Modermsierung des Staatsapparates fühn in allen westlichen Industrieländern zur Er

richrung von Parlamenten, wie wir im Kapitel sieben bereits festgestellt haben. Dieser auffäl

lige Sachverhalt der Konvergenz in der instirutionellen Binnendifferenzierung des Staates ist 

insofern erstaunlich, als er darauf hindeutet, daß es für die Problemkonstellationen auf der 

Ebene der Staatsleirung letztlich nur eine einzige "optimale" Lösung gab, nämlich Parlamente. 

Die entscheidenden "Problemkonstellationen" werden in der Literatur zum "Parlamentaris

mus" nicht immer benannt, deshalb sollen sie hier nochmal kurz angefühn werden. 

Es geht erstens um das Problem des RIsikos von FehlentscheIdungen I, insbesondere des 

Machtmißbrauchs. "Personal Rule" als Organisationsprinzip der Staatsleitung kann katastro

phale Folgen haben: Die meisten EnrwickIungsländer haben das Problem noch nicht in den 

Griffbekommen, man denke aber auch an das Versagen der Staatsführungen im Irak oder 

in JugoslaWien in den 1990er Jahren; auf die entsprechenden Beispiele aus der Geschichte ei

niger europäischer Länder sind wir bereits eingegangen. Die Geschichte strorzt nur so von 

blutigen Ereignissen als Folge von Machtmißbräuchen und Kämpfen um die Macht. - Seit 

John Locke wird das Problem des Risikos des Machtmißbrauchs - durch eine "unverant

wortliche" und unresuingiene Staatsführung - angegangen mit der Forderung nach checks 

and balances', seit Montesquieu' wird es als Prinzip der Gewaltentetlung diskutien, wobei 

Montesquieu aber primär eine Machtverteilung vorschwebte": Der monarchischen Gewalt 

stünde der Oberbefehl über die Exekutive zu; die Justiz sei keine Staatsgewalt im eigentli

chen Sinne, weil sie das geltende Recht nur auf kontrete Fälle anwende - sie könne man der 

"Noblesse de Robe" (den "Parlements")I, die "Gesetzgebung" aber habe in den Händen des 

Einer der wenigen Autoren, der dieses Problem sieht, ist Giovanni Sarton 1997: Demokratierheo

rie. Darmstadr: Primus Verlag, insbes. S. 215 f. 
l Mzchat!l Rostock 1914: Die Lehre von der Gewaltenteilung in der politISchen Theorie von John 

Locke. Mmenheim/Glan: Amon Hein. 

3 Monwquüu 174811984. Vom Geist der Geserze. Recl am , S. 2II zum Problem des Macht

mißbrauchs, Kap. 6 S. 212-226 "Über die Verfassung Englands" als locus clossicus der Gewalten
tetlungslehre. 

4 Siehe die Beiträge In Heinz Rausch 1969 (Hrsg): Zur heutigen Problematik der Gewaltentetlung. 

Darmstadt: WIssenschaftliche Buchgesellschaft; Hans Fenske 1975: Gewaltenteilung. In: Ge

schichtliche Grundbegriffe, Bd. 2: 923-958. 

Die französischen "Parlements" sind im wesentlichen Gerichtshöfe geblieben und haben daher in 
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"Volkes" zu liegen6• Unter "Gesetzgebung" versteht man im 18. Jh. vor allem Entseheidungen 

im Bereich des Steuerrechts, weil die Steuer Eingriffe in die Sphäre des Privateigentums der 

Bürger erlaubt. Der Kampf um das Steuerrecht wird - und bleibt bis weit ins 19. Jahrhun

dert hinein - zum wichtigsten Hebel, der die Parlamentarisierung der Staatsleitung voran

treibt, zuerst und vor allem in England in der Zeit nach der Glorious Revolution (1688/89)7. 

Auf dem europäischen Kontinent behaupten die Gegner des fürstlichen Absolutismus, zu 

denen auch Montesquieu gehörte, die Stände hätten seit uralten Zeiten ein "Steuerbewilli

gungsrecht" besessen und deshalb sei die Auferlegung von Steuern nur nach entsprechender 

Beschlußfassung der Stände rechtmäßig. Wie wir bereits sahen8, entsprach dies zwar nicht 

der Wahrheit, aber die Behauptung wird zu einer historischen Realität, mit der die absoluti

stischen Regierungen zu rechnen hatten, nicht zuletzt im Hinblick auf ihre Kreditwürdig

keit. - Wegen dieser verquickten Sachlage findet man heute noch die Auffassung, die mo

dernen Parlamente seien aus den Ständeversammlungen früherer Zeiten hervorgegangen9• 

Eine kontinuierliche Entwicklung von einer vormodemen "Repräsentation" zum modemen 

Parlamentarismus10 vollwg sich jedoch nur in England. 

der Vorgeschichte des Parlamentarismus keine Bedeurung, siehe die Beiträge in Maclt P. Holt /99/ 
(Hrsg.): Sociery and Instirutions in Early Modem France. Amens/London: The Univ. of Gcorgia 
Press. 

6 ImmanUl'/ KAnt 179,11968: Der Rechtslehre zweiter Teil- Das öffendiche Recht, erster Abschnitt: 
Das Staatsrecht. Werke, Bd. 7. Darmstadt: WISS. Buchgesellschaft, A 159/B 189 ff.: "Die Gesetz
gebung kann nur dem vereinigten Willen des Volkes zukommen." Siehe auch A 213/B 242 die 

These Kants: "Alle wahre Republik aber ist und kann nichts anderes sein, als ein "priismf4livtS 

System des Volkes, um im Namen desselben, durch alle Staatsbürger vereinigt, vermittelst ihrer 
Abgeordneten (Deputierten) ihre Rechte zu besorgen." 

7 Kurt Kluxen 1983: Geschichte und Problematik des Parlamentarismus. Frankfurt am Main: Suhr

kamp, S. 84 ff.; &spar von Greyerz 1994: EngIand im Jahrhundert der Revolutionen 1603-171+ 

Srungart: Verlag Ulmer (UTB), S. 159 ff. 
8 Ausführlicher dazu das Kapitel fünE 
9 Heinz &usch 1989: Parlament, Parlamentarismus. In: Staatslexikon, hrsg. v. Görresgesellschaft, 

Bd. 4, Sp. 196-304= "Die P.e haben sich aus den ständischen Vertretungen des Spätmittdalrers ent

wickelt. Das geschah in einem einheidichen gesamteuropäischen Prozeß, wenngleich mit zeitli
chen Verschiebungen in einzelnen Staaten und mit regionalen Unterschieden in den rechtlichen 
und politischen Gegebenheiten und Befugnissen" (Sp. 298); vgI. dagegen Hans Boltit /978: Parla
ment, parlamentarische Regierung, Parlamentarismus. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bei 4= 

649-<>76, und Klaus von Beyme 1970: Die parlamentarischen Regierungssysteme in Europa. Mün

chen: Piper, S. 49. 
IO Der Begriff "Parlamentarismus" wird 1851 von Napoleon III. als Schimpfwort geprägt zur Be

zeichnung eines Regimes, in welchem die Regierung nach der "Pfeife des Herrn Müller und 
Schulze tarIzen" muß; Parlamente bzw. Parlamentarismus werden von du konservarivc:n Kritik 
mit der Vorstellung einer schwätzenden und lärmenden Versammlung bzw. Volksvcrtrmmg ja 
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Abgesehen vom Sonderfall England wurden in fast allen anderen Ländern Parlamente im 

Gefolge von "disruptiven" Ereignissen eingerichtet, so in Amerika nach dem Ende des L'n

abhängigkeitskrieges (1786/89), in Frankreich zu Beginn der Revolution 1789, als sich der 

"Dritte Stand" zur "Nationalversammlung" erklärteIJ; in den süddeutschen Ländern im An

schluß an den Zu~ammenbruch des "Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation" (1806) 

sowie den Arrondierungen der spätmi([elalterlichen Herrschafrsstrukturen zu einheitlichen 

Territorialstaaten durch. apoleon, in Belgien am Beginn der Eigenstaatlichkeit 1830, in 

Frankfurt 1848, in Preußen ebenfalls 1848, in Österreich 1867 nach der katastrophalen Nie

derlage im Krieg gegen Preußen usw. Alle genannten Daten stellen historische "Wendemar

ken" oder Einschnitte dar, an denen unter anderem auch eine Neuordnung der Organisanon 

der Sraatsleitung erfolgteIl. Nicht zufällig sind dies auch die Daten für die Erlassung von Ver
jasJUngen'\ denn Verfassungen im Sinne von ".)taatsgrundgeserzen" sind - systemtheoretisch 

gesprochen - "Selbstbeschreibungen der Staatsorganisation", in denen u. a. auch die Existenz 

und die Kompetenzen der Parlamente festgeschrieben werden. Verfassungen - einschließlich 

der Grundrechtskataloge'4 - wie auch Parlamente sind im Prinzip auf dasselbe Grundproblem 

bezogen: auf die Verhinderung von Machtmißbrauch'5 . Die Ent\vicklung zur Rechtsstaat-

Verbindung gebracht: "Plapperment, Brullament" usw., lauten die pejorativen Ausdrucke, siche 

Hans Boldt 1980: Parlamentarismus[heone. In: Der Sraat 19: 385-412. 

11 Emmilnuel Joseph Sieyes IJ891I988: Was isr der Drirre Stand? Hrsg. von Orro Dann. Essen: Relmar 

Hobbing. 

12 Georg Jellinek hat die Parlamente Deutschlands als geradezu "geschichrslose Ins[I[urionen" be

zeichnet; es habe In der GeschlChre kein zweites Beispiel derartiger unvermmelter Schöpfung einer 

Organisation gegeben, die den Staat von Grund aus zu ändern bC5rimmr war, so die Formulie

rung von Ernst Fraenkel 1991: Deurschland und die wescllchen Demokratien. Frankfurt am Mam: 

Suhrkamp, S. 31. Der englische ParlamentarISmus sei ein "Zufallsprodukr der englischen Ge

schIChte" gewesen, deshalb die Schwierigkeit in England, Ihr Sysrem angemessen zu bC5chfCIben 

sowie "die Unmöglichkeit, ihre Verfassung einfach auf andere Länder zu übertragen" (5. 24). 

Trorroem war und blieb England das Vorbild, das von allen anderen Ländern kopiert werden 

~,ollte; noch heure gilt das englische Parlament als die "Murrer aller Parlamente". 

13 IIdnz MohnhauptlDuta Gmnm 1990: Verfassung. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 6: 

831-<)00. 

14 Die weltweite lendenz der Durchseaung und Sicherung der "Grund- und Frelheirsrechte" seit 

1945 gehört zu den bemerkenswertesten EntWicklungen der Polirikgeschlchre der 2. Hälfre des 

20. Jh.s.; zur hiStorISchen Herkunfr Siehe Gerd Kleinheyer 1979: Grundrechre, Menschen- und 

Burgerrechte, Volksrechre. In: Geschichrliche Grundbegriffe, Bd. 2: 1047-1082; Klaus Stern 1992. 

Idee der Menschenrechre und Positivirär der Grundrechre. In: Josef Isensee/Paul Kirchhof 

(Hrsg.), Handbuch des Sraatsrechts, Bd. V; Allgemeine Grundrechrslehren. Heidelberg: C. F. 
.\Iuller, S. 3-44. 

15 50 schon Robert von Alohl 1966: Politische Schnfren, hrsg. von Klaus von Beyme. Opladen: \X'est

deutscher Verlag: "Dieser ubermächtigen GewaIr sollen aber doch die Rechte der Gnterthanen 
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lichkeir srehr zwar nichr nur, aber doch in erheblichem Maße ebenfalls im Zeichen der rechr

lichen "Einhegung der Sraarsgewalr", dient also ebenfalls dem Schurze des Bürgers vor Über

griffen des Sraaresl6• 

Der zwene Aspekr der oben angesprochenen "Problemkonstellarion" betraf die Beseitigung 

von Blockaden der Leisrungssreigerung auf der Ebene der "Sraarsleirung". Die Fesrschreibung 

des "monarchischen Prinzips" nach 1815, die Verhinderung von Verfassungen und Parlamen

ren in Preußen (bis 1848) und in Ösrerreich (bis 1867) srellten gravierende Modernisierungs

defizite dar, die insbesondere die Habsburgermonarchie um ein halbes Jahrhundert in ihrer 

Entwicklung zurückwarfen. Parlamente sind im Vergleich zu Regierungen ziemlich große 

nicht schutzlos preisgegeben sein . ~ian will sich, gestützt auf üble Erfahrungen. mcht bloss ver

lassen auf die Finsicht und den guten \X'illen des Fürsten und seiner Gehülfen, und erachtet also 

auch die feierliche Festsetzung der FreiheItSrechte der Einzelnen nicht als einen genügenden 

Schutz. Auch solche Bestimmungen können ja verletzt werden. Die Anwendung des aussersten 

~iittels aber, nämlich des \X'iderstandes gegen ungesetzliche Gewalt, wäre eben so unsicher .... 1e 

staarszerstörend. Daher der Gedanke. ZUfl1 Schurze der Rechte der Bürger einen Ausschuß aus ih

rer Mitte zu bestellen. und die~en nut den erforderlichen Mitteln zu einer geregelten und gesetz

lIchen Ausführung ihrer Bestimmung zu versehen" (S. 149) "Reprasentation" hat nach Mohl in 

erster Linie den Sinn. den Bürger vor möglichen Übergriffen des Staates In seine Freiheitsrechte 

zu schürzm, indem sie die Regierung und die übrige Exekutive kontrolliert. Die Volksvertretung 

wäre demnach das politisch. instItutionelle Korrelat zu den Grund- und Freiheitsrechten der Ver

fassung. \iohls Theorie entspricht weitgehend dem Modell der .protective democracy" bei C. B. 
Macphmon 19~7: The Life and Times of Liberal Democracy Oxfordl:\'ew York: Oxford Univ. 

Press; vgi. auch Xorberto Bobbio 1990. Liberallsm and Democracy. Londonl~ew lork: Verso: 

• There are. in short. good reasons ro belleve that (a) ehe procedures of democracy are necessary 

ro safeguard thme fUndamental personal rightS on which ehe liberal state is based; and (b) those 

rights must be safeguarded if democratlc procedures are ro operate" ',S 381. Vgi. den Bezug von 

Verfassungen zum Problem des ~iachunißbrauchs in Niklas Luhl7U1nn W-3: Politische Verfassun

gen Im Kontext des Gesellschafi:ssystems. In- Der Staat 12: 1-22 (I.Teil). S. 165-182 (2.1<:il); vgl. 

Ulrich K Preuß 1994-' Der Begriff der Verfassung und ihre Beziehung zur Politik: In: Ders. I Hrsg.). 

Zum Begriff der Verfassung. FrankfUrt am \t.lJn: Fischer. S. 7-33. zur "Begrenzung der Staats

macht". 

[6 \X'enn man den Inhalt der ersten drei Kapitel nochmals Revue passieren laßt, wird sofort klar. 

WatUfl1 die Lösung des Problems des möglichen Machunißbrauchs Im Zuge der Modernisierung 

des Staatsapparates einen so zentralen Stellenwert eingenommen hat. Siehe zum PrinZIp der 

Rechrsstaadichkelt Ernst- ~'(oifiang Böckroforrk 1976: Entstehung und Wandel des Rechrsstaatsbe

griffs. In: Dm .. Staat, Gesellschafi:. Freiheit. Frankfurt am ~iain: Suhrkamp. S. 65-92; Eberhard 
Schmidt-Aßma,m 198.-; Der Rechtsstaat. In: Josef IsenseelPaul Kirchhof (Hrsg.). Handbuch des 

Staatsrechts. Bd. I: Grundlagen von Staat und Verfassung. Heidelberg: C. F. MlllIer. S. 987-1043. 

hier S. 1010 zum Prinzip der Gewalrenteilung; KIzrl Döring 1991: Allgemeine Staatslehre. Heidel

berg: C. F. Muller. S. P3-19I. 
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Kollektivorgane, in denen sich die unterschiedlichsten Aspekte des gesellschaftlichen Lebens 

"repräsentieren" lassen. Im Unterschied zu den tänden, die nur sich selbst repräsentierten, 

isr nach der liberalen Repräsentationslehre jeder Abgeordneter ein Repräsentant des ganzen 

Volkes, an keine Weisungen gebunden, nur seinem "Gewissen" verpflichtet, und trotzdem 

wußten schon die amerikanischen Foundmg Fathers, daß ein Abgeordneter primär Reprä

st:ntant bestimmter, partikularer gesellschaftlicher Interessen oder seines geographischen Her

kunfrsdlstrikts sein werde, den er naturgemäß aus eigener Erfahrung am besten kennt' . 

Ursprünglich verstand man unter "Parlamenten" Repräsentativversammlungen, die - ge

gen Rousseau - den \X'illen des Volkes zum Ausdruck'8 bringen sollen, em Jeder Mandatar 

auf seine Weise, so daß in jeder Debarre eine Vielzahl von Meinungen, Bewertungen, Posi

tionen und Gegenpositionen vorgebracht v;ürden, die dann in die "Deliberation" zu einem 

Geserzesbeschluß einfließen könnten. - \Vtr werden auf die Problematik des Repräsentatl

onsbegriffs'9 für das moderne Parlamentsverständnis noch zurückkommen, festzuhalten Ist 

hier der durchaus richtige Sachverhalt der höheren informationellen Komplexität größerer 

17 Sehon im alten Rom war der Senar die Versammlung der Männer mir der größten politischen Er

fahrung - gewIssermaßen "geballte pollmche Erfahrung" -, bedeutete diese politische Institution 

eine Gberlegenheit gegenüber allen anderen politischen Organisationsformen der damaligen Zeit, 

und war es diese Überlegenheit, nicht etwa die Tapferkeit der römischen Soldaten, welche Rom 

zu einem Weltreich werden ließ; vgl. die Argumentanon m Hannes WImmer I996' Evolution der 

l'olttik. - Von der )rammesgesellschaft zur modernen Demokrane. \X'ien: \VUV-L'nivermärsver

lag, Insbesondere 5. 284 ff zum BegriJfdes "vormodernen Staates". Einen Begriff der "freIen Stell

vertretung", also der)tellvertretungsrepräsentation", den der Repräsentationsgedanke des mo

dernen Parlamentarismus voraussetzt, kannte das römische Recht nicht, siehe neben den Arbeiten 

von Hasso Hofmann auch GeorgJellinek I96o: A1lgememe Staatslehre. Bad Homburg: Hermann 

Genter, 3. AuA., 7 Neudruck (zuerst erschienen 1900), msbes. S. 569. 

18 Also gerade mcht der \X'ille des Volkes smd - Rousseaus "volonte generale" läßt SIch mcht repra

sentieren, SIehe dIe Polemik Rousseaus gegen den englischen Parlamentarismus in Jean-Jacques 

Rousuau I76211986' Vom Gesellschaftsvertrag oder Grundsätze des Staatsrechts. Reclam, 15. Kap., 

S. 103 ff 
19 Zur Geschichte des Begriffs "Repräsentation" siehe grundsätzlich HalsO Hoftnann 1974 Reprä

st:!lration. Bcrlin: Duncker & Humblot; Hemz !?dusch I977 Repräsentation. - WOrt, Begnff. Ka

tegorie, Proz.eß, Theorie. In: Karl Bosl (Hrsg.), Der moderne Parlamentarismus und seme Grund

lagen in der ständischen Reprasenration. Berlin: Duncker & Humblot, . 69-98; Adalbert Podkch 

1984: Repräsentation. In: Geschichtliche Grundbegnffe, Bd. 5: 509-547; Hano Hoftnann I988: Der 

spätmittelalterliche Rechtsbegriff der Repräsenranon m Reich und Kirche. In: Der Staat 27: 

523-545; Helmut G. V:'alther I990.· Die Gegner Ockhams: Zur Korporanonslehre der mmelalterli

ehen Leglsten. In: Gerhard Göhler/Kurt LenklHerfried Münkler/~fanfred Walther (Hrsg.), Poli

tische Institutionen im gesellschaftlichen L'mbruch. Ideengeschtchtliche BeIträge zur Theorie 

poltriseher Institutionen. Opladen: Westdeutscher Verlag, S 113-139;] Roland PmnocklJohn W. 
Chapman I968 (Hrsg.). Representatlon. ~ew York: Atherron Press. 
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Kollektivorgane, die über die unterschiedlichsten kommunikativen Anbindungen der Man

datare zu gesellschaftlichen Strukturen in der Umwelt des Parlaments leicht zu erklären ist. 

Ebenso wird es schon sehr früh als ein Vorteil der Repräsentativverfassungen erachtet, daß ge

sellschaftliche Konflikte in einem öffentlichen Forum artikuliert und auf ftiedLichem Wege, 

durch Argumente und Gegenargumente, ausgetragen werdenlO
• Damit ein Parlament diese 

Funktion erfüllen könne, müsse es, so schon John Stuart Mill, nach dem allgemeinen und 

proportionalen Wahlrecht gewählt sein, denn nur so werden benachteiligte Gruppen oder 

"Minoritäten", z. B. Frauen, repräsentiert, werde das Parlament "the nation's Commirtee of 

Grievances and its Congress ofOpinions"lI, also zu einem Parlament als "Forum der Na
rion"22. 

Den Aspekt der Informationsverarbeirungskapazität haben die Parlamente im Laufe des 

zoo Jh.s ganz gewaltig über das Ausschußwesen gesteigert - wir haben deshalb im Kapitel sieben 

von einer zunehmenden "Professionalisierung der Parlamentsarbeit"23 gesprochen, der den 

Dilertantismus früherer "Redeparlamente" abgelöst habe. Nicht zuletzt durch den Ausbau der 

wissenschaftlichen, parlamentarischen Hilfsdienste24 verfügen die Parlamentsausschüsse heute 

20 Stephen Holmes [990: Liberal Constraints on Private Power? Reflecrions on rhe Origins and Ra
tional of Access Regulation. In: JudIth Lichtenberg (Hrsg.), Democracy and the Mass Media. 

Cambridge u. a.: Cambridge Unlv. Press, S. 21-65; man beachte, daß es hier nicht um den Schutz 

des Bürgers vor staatlicher Macht, sondern um den chutz des Bürgers vor privater Macht geht: 

"Private power poses as great a threat to liberry as does public power" (S. 23), so Holmes zu den 

Motiven der amerikanischen Grundungsväter. 

21 John Stuart Mi/I I99I: Considerarions on Representative Government. Buffalo/New York: Pro me

rheus Books (zuerst erschienen 1861), insbes. S. 190 ff zum Frauenwahlrecht. 

22 Das Proportionalwahlrecht sei, so auch Arend Lijphart, das angemessenere Wahlrecht in "plural 

societies", also In Gesellschaften mIt scharfen religiösen, erhnischen, regional-kulturellen (sprach

lichen) oder ähnlichen Konflikdinien, reine "Mehrheitsdemokratie" wäre gefährlich, siehe Arend 
Lijphart [984: Democracies. - Patterns ofMajoritar,an and Consensus Government in Twenry

One Countries. New Haven/London: Yale Univ. Press. Vgl. Hasso Hofmann/Horst Dreier 1989: 

Repräsentation, Mehrheitsprinzip und Minderheitenschutz. In: H.-P. SchneiderfW Zeh (Hrsg.), 

Parlamentsrecht und Parlamentspraxis in der Bundesrepublik Deutschland. Berlin/New York: de 

Gruyrer, S. 165-198. 

23 Suzanne S Schüttemeyer 1994: Hierarchy and Efficiency In the Bundestag: The German Answer 

for Instirutionalizing Parliament. In: Gary W Copeland/Samuel C. Patterson (Hrsg.), Parliament5 

in the Modern World. Ann Arbor: The Univ. ofMichigan Press, S. 29-58, insbes. S. 41 zu den 

Daten zum Deutschen BT: ,,All these figures indicate one tendency: rhe growing professionaliza

tion of rhe members of rhe Bundestag." 

24 Diese gibt es 1m deutschen Bundestag noch nicht lange, vgl. die Forderung von Walter Euchner 
1976: Zur Lage des Parlamentarismus. In: Gen Schäfer/Carl Nedelmann (Hrsg.), Der CDU-Staat 

I. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 105-132, hier insbes. S. II5: "das Parlament braucht einen 

großzügig ausgebauten wissenschaftlichen Hilfsdienst." 
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über hochspezialisierren Sachverstand - zumindest für diejenigen gesellschaftlichen Bereiche, 

für welche Ausschüsse gesetzgeberisch häufig tätig werden. Die Tendenz zum .. Berufspoliti

ker" sowie das weit über dem Durchschnirr der Bevölkerung liegende Bildungsniveau der Par

lamenre haben das Spezialistenrum im Ausschußwesen zweifellos ebenfalls begünstige und 

verstärke Das schließt nicht aus, daß es auch gegenwärtig noch Dilettantismus, wichngeue

risches Halbwissen, Ignoranz, Manipulation von Fakten u. dgl. in den Parlamenren gibt, wie 

wohl in jedem Parlamenr Abgeordnete zu finden sind, deren Engagemenr zu wünschen übrig 

läßt. 

Die Verlagerung der Gesetzgebungstätigkeit in die Ausschüsse sowie die dorrige Steigerung 

der Spezialisierung haben den Parlamenrarismus in doppelter Hinsicht grundlegend verän

dert: Zum einen ist das Plenum längst nicht mehr der Orr, wo ein von den Ausschüssen er

arbeiteter Gesetzestext nochmal gründlich durchdiskucierr oder debaruerr werden soll mit der 

Absicht, am Enrwurf noch dies oder jenes zu ändern. Die Plenardebarren ändern in der Regel 

nichts mehr, sondern dienen nur noch der Herstellung von Öffenclichkeie Da aber die Aus

schußarbeit fast Immer hinrer verschlossenen Türen stattfindet, ist die Öffenclichkeitsfunk

tion gerade des Plenums - aus demokratietheoretischen Gründen - unabdingbar geblieben>5. 

- Zum andern haben die Nichtmitglieder eines Ausschusses oft keine Ahnung mehr, warum 

die Paragraphen eines Gesetzesanuages so und nicht anders formuliert sind; vermutlich ken

nen sie manchmal nicht einmal den Text, den sie beschließen oder ablehnen sollen. Die große 

Mehrheit der Parlamenrsabgeordneten votiert in weitgehender Unkenntnis der gegenständ

lichen Materien bzw. votierr im Vertraum auf die Arbeit ihrer "Genossen" 10 den Ausschüs

sen, und daran läßt sich auch gar nichts mehr ändern, wenn man die ProfesSIOnalisierung der 

Ausschußarbeit nicht mehr zurückdrehen will. Aus staatstheoretischen Gründen, d . h. aus 

Gründen der Leistungsfähigkeit der Staatsleitung, wäre das nicht wünschenswert, so jeden

falls unsere Argumenration im Kapitel Sieben. 

Die beiden bisher diskutierten "Problemkonstellationen" der Verminderung des Risikos 

von Fehlentscheidungen bzw. des Machtmißbrauchs einerseits, sowie der Steigerung der lei

stungsfähigkeit der staatsleitenden Funktionen der Parlamenre andererseits, haben nur indi

rekt etwas mit "Demokratie" zu tun, denn sie betreffen in erster Linie die Institutlonalisie

rung und Rationalisierung der Steuerungsebene des Staatsapparates. Der demokratische 

25 Problematisch war daher die "Besonderheit" des italienischen Parlaments, daß die meisten Ge

setze (biS zu 80 Prozent) direkt von den Ausschüssen beschlossen wurden, also am Plenum vor
bei, siehe Maurizio Cotta 1994: The Rise and Fall of the "Centrallty" of ehe Italian Parliament: 
Transformations of ehe Execucive-Legislative Subsystem after ehe Second World War. In: Gary W. 

CopelandJSamuel C. Patterson (Hrsg.), Parliaments in the Modern World. Ann Arbor: The Univ. 

of Michlgan Press, S. 59-84, insbes. S. 63· Siehe dagegen für Österreich hllX Ehrnhäfer 1997 Er
weiterung der Publizität der Ausschußberatungen des Nationalrates durch die Geschäftsord

nungsreform 1996. In: Österreichisches Jahrbuch für Politik 1996: 455-466. 



700 Demokratische Systeme 

Gehalt des modernen Parlamentarismus tritt erst zutage, wenn man die Bezüge der Parla

mente zu den beiden Subsystemen der politischen Öffentlichkeit und des Parteiensystems in 

der Umwelt der Parlamente genauer ins Auge faßt. 

10.1 Die Opposition - Dauerappell an die politische Öffentlichkeit 

Die EXistenz und die Anerkennung legitimer Rechte einer parlamentanschen Opposition 

werden manchmal mit "Demokratie" schlechthin identifizierr'6 - frei nach dem SchJagworr: 

"Ohne Opposition keine Freiheit!" In neopatrimonialen Systemen fanden wir tYl)15cherweise 

eine diffuse Gemengelage konfligierender Gruppierungen, die sich um die Aufreilung des "na

tionalen Kuchens" streiten, und selbst wenn Parlamente existieren, dienen sie in erster Linie 

als Aushängeschilder für Regierungen des \X'estens, insbesondere seit die Zahlungen von Ent

wicklungshilfegeldern von "sichtbaren" Erfolgen auf dem Gebiet der Demokratisierung ab

hängig gemacht "vurden"; im Inneren des Landes sind sie ein Teil der personalistischen Klün

gelwirrschaft ohne jeden demokratischen Gehalt. In autoritären Systemen kann es ebenfalls 

Parlamente geben; für diese sind jedoch nvel Konstellationen typisch: Die "Parlamente" sind 

dem Regierungsapparat weitgehend äußerlich, irgendwie angefügt, das Personal handverle

sen und deshalb regierungstreue Gefolgschaft, erfüllen die Parlamente für die Entscheidun

gen der Regierung lediglich "notarielle" Funktionen: Sie regisuieren und bestätigen Be

schlüsse der Regierung. Parlamentarische OppositIOn dagegen wird systematisch verhindert 

bnv. wird nicht als legitim erachtet; jede Opposition gerät sehr schnell in die Position einer 

Systemopposiuon. Dies war in den im 2. Kapitel diskutierren Fällen autOritärer Systeme weit

hin der Fall. 

Auf der anderen Seite haben wir am Beispiel Preußens nach 1848, des Deutschen Kaiser

reiches nach 1871 und der Habsburgermonarchie nach 1867 halb autOritäre, halb demokrati-

26 Hemnch Oberrroter 1975: Einleitung. In: Ders. (Hrsg.), Parlamentarische Opposition. Hamburg. 

Hoffmann und Campe, S. 8-24; Paul Ker'mhörster 1989: Opposition. In: Staarslexikon, hrsg. Y. 

der GörresgeselJschaft, Bd. 4: Sp. 169-173. Zum Recht au/Opposition als wesentlichem Merkmal 

von Demokratien siehe auch Gio~'anm Sarton 1997: Demokratieeheorie, a. a. 0., S. 139; die An

erkennung von Rechten der Opposition habe mit den wachsenden Kosten der Unterdrückung 

zu tun, so Roben A. Dahl 1971: Polyarchy. - Participation and Opposition. New Haven/London: 

Yale Unlv. Press, S. 49; trotzdem fehlt bei Dahl das Recht auf die Bildung einer Opposition im 

Merkmalskatalog für demokratische <;ysteme, "'gI. S. 3 f 
2.7 Rlchard joseph 1998: Africa, 1990-1997: From Apertura ro C1osure. In: Journal of DemocraC).'2! 97. 

spricht von "virtual democracy" in den afrikanischen Ländern und meint damit: ,,\I:'hat disun

guishes chiS type of regime is the ilJusory nature of irs democrauc institutions and practices, and 

ehe fact. that eheyare deliberately contrived ro satisfy prevailing international norms of ,presen-

tabilir: (S. 3 0. 
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sche Übergangsphänomene kennengelernt, in denen die Parlameme den Regierungen als Op

posirion gegenüberstanden, d. h., auch die Parlameme verstanden sich selbst weitgehend als 

Opposition zur Regierung. Typisch für diese Parlameme sind folgende Merkmale: 

1. Den Parlamemen fehlen elememare Rechte der Selbsrorganisacion, so z. B. das Selbst

versammlungsrecht; das Einberufungs- und Auflösungsrecht liegr bei der Krone, d. 

h, die Monarchen konmen "widerspenstige" Parlameme jederzeit auflösen und taten 

dies auch. Überdies bleibt den Parlamemen die Geschäfrsordnungsauronomie noch 

weitgehend verwehnUl• 

2. Den Parlamemen der "konstitutionellen" Zen fehlt vor allem das Geserzesiniriativ

recht; sie gelren staatsrechclich eben noch als sekundäre Berarungsorgane der monar

chischen Regierung; auf die Regierungsbildung haben sie ebensowenig Einfluß wie 

auf die Inhalre der Regierungspolitik. Da die Parlameme für die Regierungspolitik 

nicht "verantworclich" waren, konmen sie sich auf den Standpunkt der Kritik zurück

Ziehen, die - oft völlig folgenlos - in Verbalradikalismus ausartete; Oppositionspoli

tik ging nicht selten in Obstruktionspolitik über, so in Österreich bis 1914, was dazu 

fühne, daß die monarchischen Regierungen über Norverordnungsparagraphen am 

Parlamem vorbei regienen. 

3. Ungeachtet der konkreten Ausgestalrung des Wahlrechts rekrutienen sich die konsti

tutionellen Parlameme zu einem hohen Anteil aus Beamten, die durch ihren Dienst

eid auf die "Treue zum Monarchen" festgelegr waren und daher im Falle einer Oppo-

28 }ärg-Dl't/ef Kühne 1989: Volksverrretungen im monarchischen Konstitutionalismus (1814-1918). In: 

Hans-Peter SchneiderIWolfgang Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis In der Bun

desrepublik Deutschland. Berlin/New York: Walter de Gruyrer, S. 49-101, insbes. S. 87: Die Be

fugnisse der Geschaftsleirungsorgane seien pnmär durch Defizite gekennzeichnet, die die Ein

schränkungen der Parlamentsautonomie besonders deurlich werden lassen: "So ist den Kammern 

über den gesamten Untersuchungszeitraurn hinweg ein freies Selbsrversamrnlungsrecht verwehrt"; 

S. 100 f. zur "Oppos1[1on zwischen Parlament und Regierung", wenngleich es als eine Lelsrung 

des Spatkonstitutlonalismus angesehen werden müsse, "daß die Trennung von Hochverrat und 

Opposition, d. h. innerparlamenrarischer Minderheit letztlich gelingt." Vgl. Gerlinde Sommer/Ril

ban Grafvon VCestphalen 1996: Organisation der Parlamenre - histonsche Grundlagen und akruelle 

Ausformungen. In: Raban Graf von Westphalen (Hrsg.), Parlamentslehre. - Das parlamenrari

sche Regierungssystem im technischen Zeltalter. MunchenIWien: R. Oldenbourg, S. 81-Il2; 

Wolfgang Zeh 1986' A]tersschichten in der GeschäfTsordnung des Deurschen Bundestages. In: 

ZParl. 3/86: 396-413. Für Österreich siehe Mathlas Bernath 1982: Die Habsburgermonarchie. In: 

H.-D. LoocklH. Schulze (Hrsg.), Parlamenrarismus und DemokIatie im Europa des 19. Jahr

hunderrs. München: C. H. Beck, S. 120-134, sowie die Beiträge in Herbert Schambeck 1986 

(Hrrg.): Österreichs Parlamenrarlsmus. - Werden und System. Berlin: Duncker & Hurnblor. 
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sitionspolitik in Schwierigkeiten gerieten'9. Darüber hinaus begünstigte die fehlende 
Parlammtarislerung der Regzerung generell Tendenzen zur Individualisierung innerhalb 

der Parlamente, zumal Fraktionen nicht anerkannt - jedenfalls nicht erv,iinscht wa

ren und oft noch keinen festen Zusammenhalt kannten. 

In scharfem Gegensatz dazu entsteht eine parlamentarische Opposition in England schon im 

18. Jahrhundert10, und zwar im Zusammenhang mit der dort ungewöhnlich früh ausgepräg

ten Pressefreiheit, d. h. der zunehmenden Kommunikationsverdichrung in der Sphäre der po

litischen Öffentlichkeit. Ende des 18. Jh.s. bricht die Arkanpraxis des Parlaments unter dem 

Ansturm des Journalismus endgültig zusammen, der nun über die reguläre Parlamentsbe

richterstattung dIe vormals nur interne Parlamentsöffentlichkeit aufbricht und sie mit der 

großen Publikumsöffentlichkeit zusammenschließt. Zur selben Zeit entgleiten den britischen 

Monarchen die traditionellen Machtbefugnisse über "ihre" Regierung - die Regierung wird 

ins Unterhaus des Parlaments integrIert. Fortan ist der Bestand der vom Prime Minister ge

fuhrten Regierung nicht mehr vom Vertrauen des Monarchen, sondern vom Vertrauen der 

Parlamentsmehrheit abhängig. Genau das bezeichnet man als "parlamentarische Regierungs

weise"l'; 1826 fiel im Unterhaus erstmals der Ausdruck His Majesty's Opposition ;l; 1937 wird 

durch das "Ministers of me Crown Act" das Amt des Oppositionsfuhrers auch rechtlich an

erkannt, indem dem "Leader of the Opposition" ein Ministergehalt gewährt wird. 

29 Günther Grünthal1983: Grundlagen konstitutionellen Regiments in Preußen 1848-1867. Zum 

Verhälmis von Regierung, Bürokratie und Parlament zwischen Revolution und Reichsgründung. 

In: Gerhard A. Ritter (Hrsg.), RegIerung, Bürokratie und Parlament in Preußen und Deutsch

land von 1848 bis zur Gegenwan Düsseldorf: Droste Verlag, S. 41-55 (siehe auch andere Beiträge 

in diesem Sammelband), d. h., am grundlegenden Sachverhalt hat sich bis 1918 kaum erwas ver

ändert; "\X'er eine feindliche ParteI unterstützte, verletzte seine Dienstpflicht und wurde diszipli

narisch gemaßregelt" (S. 82). 

30 Kurt Kluxen 1956: Das Problem der politischen OppoSItion. - Enrwicklung und Wesen der eng

lischen Zweiparteienpolitik im 18. Jahrhundert. Freiburg/München: Karl Alber; Ingeborg Bode 

1962: Ursprung und Begriff der parlamentarischen Opposition. Sruttgarr: Fischer; WolfKangJäger 

1978: Opposition. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4: 469-517; Kurt Kluxen 1983: Geschichte 

und Problematik des Parlamentarismus. Frankfurt am Main: Suhrkamp, insbes. S. HO ff. 

31 Klaus v. Beyml! 1967: Der Begriff der parlamentarischen Regierung. In: K. K1uxen (Hrsg.), Parla

mentansmus. KölnIBerIm: Kiepenheuer & Wirsch, S. 188-195; Hans Boldt 1978: Parlament, par

lamentarische Regierung, Parlamentarismus. In: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4: 645)-676; 

Winfried Steffolll 1979: Parlamentarische und präsidentielle Demokratie. - Strukturelle Aspekte 

westlicher Demokratie. Opladen: Westdeutscher Verlag, darin u. a. auch S. 239-249 zum Thema 

"Funktionen und Wirkungsmäglichkeiten von Opposition". 

32 AdolfM. BIrke 1982. England. In: H.-D. Loock/H. Schulze (Hrsg.), Parlamentarismus und De

mokratie im Europa des 19. Jahrhunderts, a. a. 0., S. 21-32. 
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Es gehörr zu den großen Leistungen des britischen Parlamentarismus, den Begriff einer 

verfassungskonformen Opposition herangebildet zu haben, "Opposition" nicht mehr als eme 

Tätigkeit im freien gesellscha1i:1ichen Raum oder als kritische Publizistik versranden zu haben, 

sondern als eine dem Parlamentarismus inhärente Staarsfunktion. - Was aber ist die Oppo

sition und welche Funktionen erfüllt sie? - Im britischen Parlament bildete die Gesamtheit 

der dem Regierungslager gegenübersitzenden (opposite) Abgeordneten die Opposition . Die 

Unterscheidung von "Regierung und Opposition" verläuft heute noch im wahrsten Sinn des 

WOrtes minen durchs Parlament. Heute gilt das nun auch für all jene Länder, die nach brin

sehern Vorbild die parlamentarische Regierungsweise übernommen haben: Abgesehen vom 

Sonderfall einer ~1inderheirsregierung bilden alle Abgeordneten, die die Regierung stützen, 

die Regierungsmehrheit Im Parlament, welcher die Gesamtheit aller Abgeordneten der die 

Regierungsmehrheit "bekämpfenden" oder zumindest "nicht stützenden" Minderheit als Op

position gegenüberstehen"'. "Die parlamentarische Opposition ist der institutionalisiene Wi

derpart der Regierungsmehrheir."15 Gewöhnlich wird die Oppositionsrolle nicht angestrebt, 

sondern "bleibt übrig" (Steffani), und in Mehrparteiensystemen gibt es zvvar Koalitionen auf 

der Seite der Regierungsmehrheit, nicht aber auf der Seite der Opposition. 

Die Funktionen der Opposition werden meist durch die Trias "Kritik, Kontrolle, Alterna

tiven" angegebenJ6; Kritik an der Regierungspolitik wird durch die Institutionalisierung der 

OppoSItion zum Dauerzustand, der jedoch je nach "politischer Kultur" unterschiedlich be

wertet wird. Da die Oppositionsgeschichte Deutschlands überwiegend eine Geschichte der 

"Oppositionsdiffamierung" gewesen sei, gebe es auch heure noch Reste einer konfliktfeind

lichen politischen Kultur, die oppositionelles Verhalten eher negativ sanktioniere, so Euch-

33 Allm Potter 1996: Great Britain: OppOSition wirh a Capital ,0'. In: R. A. Dahll Hrsg.), Political 

Oppositions in Western Democracies. New Haven/London: Yale üniv. Press, S. 3-33; David Dro
ZIer 1987' Great Britain: From Opposition with a Capital ,0 to Fragmented Opposition. In: E. 

Kolinsky (Hrsg.), Opposition in Western Europe. London/Sydney: Croom Helm, S. 78-Il5; Her
bert Dörzng 1991." Das klassische Modell In Großbritannien. Ein Sonderfall. In: 'W~ Euchner 

(Hrsg.), Politische OppOSition, a. a. 0 .• S. 21-38; um Kostmg 1991: Vereinigtes KÖnIgteich. In: W 

Steffani (Hrsg.), Regierungsmehrheit und Opposition in den Staaten der EG, a. a. 0 .. S. F5-414. 

'4 Harn-Peter Schnl!ider 1998: Keine Demokratie ohne Opposition In' Michael Bruckmillef.'Joachlm 

PereIs (Hrsg.), OppoSItIOn als Tnebkraft der Demokratie. - Bilanz und Perspektiven der Zweiten 

Republik. FS fur Jürgen Seifert zum 70. Geburtstag. Hannover: Offizin, S. 245-257, hier insbes. S. 

255 f. zum Rechtsbegriff der OpposItion; eine ParlamentsmInderheit könne sich verhalten, wie sie 

will, sie bleibe OppOSitIOn, solange sie in keiner Weise die RegJerung "mitträgt«: "nicht stützend" 

seI also das entscheidende Merkmal. 

35 Win/Tied Sliffoni 1991: RegierungsmehrheIt und Opposition. In: Ders. (Hrsg.), Regierungsmehr

heit und Opposition in den Staaten der EG. Opladen: Leske + Budnch, S. Il-36, zit. S. 23. 

36 Walter Euchner 1993- Einleitung: Opposition als Gegenstand politikwlSSenschaft!Jcher Forschung. 

In: Ders. (Hrsg.), Politische Opposition, a. a. 0., S. 13. 
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nerP • Dies wird indirekt dadurch bestätigt, daß in der Geschichre der Bundesrepublik erst

mals 1998 durch eine '\t:'ahl die Opposition an die Regierung kam. Opposition scheint eine 

demokratiepolitisch unerläßliche, aber undankbare Aufgabe zu sein. 

In Österreich herrschte zur Zeit der Großen Koalition (bis 1966) ein "Kartell der Groß

parteien·, das eine wirksame Opposition ausgeschaltet habe - bestenfalls gab es als Kritik an 

der anderen Reichshälfre zu bestimmten Anlässen "Bereichsopposition", so Welan, die 

tatsächliche Opposition besaß Jedoch wegen der aus der konstitutionellen Zeit stammenden 

Parlamemsrechte kaum \X'irkungsmöglichkeiten, und deshalb sei die parlamentarische Kon

trollfUnktion de facm "außer Betrieb" gewesen18 - In dieser Zeit etablierte sich die berühmt

herüchtigte großkoalitionäre und sozialparmerschafrliche "Filzokratie" - sehr zum Ärger der 

unabhängigen Presse und der politischen Öffentlichkeit. \Vahrscheinlich hat Anmn Pelinka 

recht, wenn er feststellt, eine parlamentarische Oppositionskulrur, die diesen i\amen verdient, 

emstand ll1 Österreich erst seit dem Aufstieg der FPÖ und dem Einzug neuer Parteien ins 

Parlament, was seinerseits natürlich nur möglich war durch einen entsprechenden :-"fachrver

lust der ehemaligen Großparteien '9. Die Ära der Verv.ralrung Österreichs durch die bei den 

3:- Walter Euchner 199J.' Ell1lmung: OppoSItion als Gegensrand poliukwlssenschaftltcher Forschung. 

In. DeI>. (Hr'g.), Polirische OppoSItion ll1 Deutschland und im internarionalen Vergleich. Gör

ungen' Vandenhoeck & Ruprechr, S. 7-20; vgl im selben Band den Beirrag von Heinrtch Ober

reuter 199J Parlamentarische Opposition in der Bundesrepublik Deutschland. S 60-75.0[(0 

Kirchhelmer harre bereits das Versch,,;nden der Opposirion ll1 Deurschland befürchrer, siehe OtuJ 

Kirchhmner 1966 Germany: Thc Vanishing OppomlOn. In: R. A. Dahl (Hrsg.), PoliricaJ Oppo

si [Ions in Wesrern Democracies, a. a. 0., S. 2r- 259, und Otto A7rrhheimer 1975: Vom \X'andel der 

polinschen Opposition In: H.-G. Schumann (Hrsg.), Die Rolle der polirischen Opposirion in 

der Bundesrepublik Deutschland. Darmsradr: \X'issenschafcljche Buchgesellschaft, S. I14-147. Vgl. 

Comi/w 1Xmer 199J.' Das DIlemma parlamentanscher Opposirion. In: D. Herzog/H. Re

bensrorf/B \X'eRds (Hrsg.), Parlament und Gesellschafr. Opladen: \Vesrdeurscher Verlag, S. 

184-217. 

38 Frederick C. Engamann 1966' Ausrna; The Pooling of Opposirion. In: R. A. Dahl (Hrsg.), Polirical 

Opposirions ll1 \X'esrern Democracies, a. a. O. S 260-283; Manfried Wewn 1915: Vom Proporz 

zum Konkurrenzmodell: \\7andlungen der OppomlOn in Ösrerreich. In: Heinrich Oberreueer 

(Hrsg.), Parlamentarische Opposition. a. a. 0 .• S. 151-176; Romer SIeklAnton Pe/inka 1984: Par

lamentarismus in Ösrerreich. \X'ien/.\lünchen: Jugend und Volk, S. 66 zum "Opposirionsdefim" 

im ösrerreichischen Parlamentarismus. Zu den parlamentarischen Kontrollrechren vgl. nun Her

bm Schambeck 1997' Regierung und Kontrolle in Österreich. Berlin: Duncker & Humblor. 

39 Anton Pelinka 1992: Ösrerreich: \X'as bleibt von seinen Besonderheiren? [n: APuZ B 47-48/92: 

12-19; Anton Pelinka 1993- Zur Enrwlcklung einer Oppositionskulrur In Ösrerreich. Bedingungen 

polirischen Erfolges in den achrziger Jahren. In: \X'. R. Langenbucher (Hrsg.), Politische Kom

munikarion \X'ien: Braumüller, 2. Auf] .. S. 15~-163; Anton Pe/inka 1995: Eine» Verwesdichung" 

Österreichs? Zum \('andel des politischen Systems durch den EU-Beitritr. In: ZParl.-Sonderband 

1/95: 278- 288 . 



"Rachsbälften": SPÖ, Gewerlachaftcn und Arbeiterkmunern auf der einen, OVP, HandeIs
und Landwirtschafts sowie Industridlenvereinigung auf der anderen Seite, geht nun 
langsam zu Ende; an den Hypotheken, die Österreich als "Modellfall""" einer Konkordanz
demokratie hinterlassen hat, wird jedoch noch gearbeiter. 

Die Opposition soll sich nicht nur in der Kritik gefallen, sondern auch Alternativen zur 
~litik formulieren. Trotz laufender Entscheidungen durch die Regierung bzw. die 
sie tragende Regierungsmehrheit im Parlament verschwinden die Alternativen nicht in der 
Versenkung, sondern fuhren gewissermaßen in Gestalt der Opposition ein Eigenleben, Op
position heißt eben "Alternativenreflexion ", so Luhmann41• Durch ihre bloße Existenz erin
nert die Opposition sterS daran, daß die Tage der Regierung gezählt sein und daß es eine "p0-

tentiell bessere oder attraktivere Staatsleitung geben könnte"42
• Wo Herrschaft zeitlich 

begrenzt ist, andererseits aber das parlamentarische System ein Höchstmaß an Regierungs
stabilität wünscht, könne dieser latente Zielkonflikt nur dadurch zum Ausgleich gebracht wer
den, daß fUr die praktische Möglichkeit eines MachtwechseIs institutionell Vorsorge getrof
fen wird, so Schneider, und entsprechend dem britischen Oppositionsverständnis sei nun 
auch bei uns die Opposition nichts anderes als die "Regierung im Wartestand"43. 

Die Möglichkeit des MachtwechseIs, die prinzipielle Machtwechselchance vor allem nach 
Wahlen, zählt zu den wichtigsten Grundbedingungen einer Demokratie - sie ist gleichsam 
das "innere Bewegungsprinzip" des demokratischen Parlamentarismus (Alternanzdemokra
tie), und gcnau hierin liegt der demokratiepolitische Kerngehalt der Opposition: Sie hat die 
jederzeit abrufuare sachliche und personelle Alternative zur Regierung und zur Regierungs
mehrheit zu sein44• Dies setzt natürlich voraus, daß es zunächst einmal klare Regierungs
mehrheiten gibt, die fUr eine innere Kohärenz und Konsistenz des Regierungsprogramms 

-40 Anilin hlinlul rp8r: Moddlfall Österreich? Möglichkeiten und Grenzen der Sozialpartnerschaft. 
Wien: Brawnüller. 

41 Niltitu lIJmumn rp89: Theorie der politischen Opposition. In: Zeitschrift für Politik 36: 13-26. 

~ IIIIIrs-Pmr ScImeitJn rp89: Verfassungsrechtliche Bedeutung und politische Praxis der parIamen
wischen Opposition. In: Hans-Peter SchneiderIWolfgang Zeh (Hrsg.), ParIamenISrecht und Par-
1amen1SpraDs, a. a. 0., S. 1055-1086, zir. S. 1064-

4J Ein Machnwchsel, der die Opposition an die Regierung bringt, birgt auch ein gewisses Risiko. 
wäI die ..Rcgierungsflit" der Opposition keinesfalls gegeben sein muß; siehe nur zur ~ta

saophalen-~iIanz unter Silvio Berlusconi 1994 Hans-jörg IMIn r995· Der schwierige 
Weg zur 1. Republik. Das politische System Italiens im Umbruch. In: Winand GeUner/Hans
joacbim Veen (Hrsg.), Umbruch und Wandel in westeuropäischen Parteiensystemen. Frankfun 
am Main u. a.: Peter Lang. S. 49-78, insbesondere S. 73 f. 

44 IItII.Pmr ScInteiJer r~ Verfassungsrechdichc Bedeutung. a. a. 0., S. 41: "Dabei leister sich die 
.. damcnaritcbe DaookraIie mit der F.xiscmz einer handlungsfihigm Opposition sogar den ,Lu
.... einer lwmpJeam ~ im Wartestand. Der Grund für diese cuensive Vorsorge ist ein 

drafac.her: Enum kann ein solches System altcrnatMr ScwsIeitung besonders rasch und flexi-
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sorgt, wo es also keine Fraktionen der Koalirion gibt, die zugleich die Kritik- und A!ternativ

funktionen erfüllen wollen, wie das die "politische Kulmr" Frankreichs nahezulegen schien4'. 

Das Fehlen klarer Regierungsmehrheiten ist in parlamentarischen Regierungssystemen nor

malerweise eher die Ausnahme46
, in präsidentiellen Systemen wie in den USA Jedoch die Regel. 

Es sei, schreibt Peter Lösche, geradezu ein Strukturmerkmal des präsidentiellen Regierungssystems 

der USA daß es eine klare Unterscheidung zwischen Regierung und Opposition nicht gibtt7: 

Weder kann der Kongreß durch einen Mißtrauensantrag den Präsidenten abwahlen noch der 

Präsident den Kongreß auflösen. Deshalb wäre es besser, so Lösche, im Fall der USA nicht von 

einer "Opposition", sondern von "oppositionellem Verhalten" zu sprechen, dessen Adressat der 

Präsident bzw. das Amt des Präsidenten seI. Trotzdem kommt es auch hier sehr viel darauf an -

so würden wir einwenden -, wie die "Congressional Majoriry" bzw. die "Presidential ~1ajoriry" 

bei auf Vertrauen;- und LegitimatIonsverluste eInes Machtapparates reagieren, ohne daß es sofort 

zur Staatskrise kommt. Zum zweiten verbürgt jene ,Verdoppelung' von Herrschafrsfunktionen 

eIn Höchstmaß an öffenclicher Kontrolle und damit zugleich an sachlicher Richtigkeit der Regie

rungsarbeit. Und drittens endlich fuhrt die Konkurrenz zweier annähernd gleich starker Macht

blöcke zu einer Optimierung auch der Sachentscheidung selbst, weil das Fehlverhalten der einen 

Seite sofort der anderen Seite zugute kommen würde und sich deshalb die Regierung - perma

nent bedroht vom Damoklesschwert des .\1achrverlusts - politische Irrtümer um so weniger lei

sten kann, Je wirksamer sich die Opposition als glaubvlürdige Alternative in Szene zu serzen ver

mag" (1071 f.) 

45 ~lfred Grosser 1966: France: Nothing but Opposition. In: R. A. Dahl (Hrsg.), Political Opposin

ons in \1<;'estern Democracies, a. a. 0, S. 284-302; Roy Mamdls 1975' Wandel des Regierungs

systems \Vandel der Opposinon' Oppomionsformen in Frankreich: Eine Interpretanon. In: 

Heinrich Oberreuter (Hrsg.), Parlamentarische Opposition, a. a. 0., S. 106-127; Praktisch alle 

Regierungen zwischen 1947 und 19S3 seien "Oppositions"-Regierungen gewesen, eine labile 

Koalition von Kräften, die nur ein Ziel hatten, nämlich die GaulJisten und die Kommunisten 

abzuwehren: man war zwar gegen eine Regierung oder eIne bestimmte Politik, aber nie for eine 

Regierung, daher sei der Begriff einer negatIVen Mehrheit angemessen. S. 86 Ir: Frankreich sei in 

der Vierten Republik nicht nur eIn Vielparteiensystem, sondern auch ein Vieloppositionensystem 

gewesen; vgl CLaus Leggewie 1993; Alles andere als (parlamentarische) Opposinon. Über die 

Grenzen der Opposltlon Im politischen System Frankreichs. In: W. Euchner (Hrsg.), Politische 

Opposition, a. a. 0., S. I2~-136. 

46 Ein ausgesprochener MInderhettsparlamentarismus hat sich in Dänemark entwickelt, vgl. /'.fana 

Eyse" 1999: Parteipolitik Im Schatten des Minderheitsparlamentarismus: Parteien und Fraktio

nen In Dänemark. In: Ludger Helms (Hrsg.), Parteien und Fraktionen. Opladen: Leske + Bud

rich, S. 171-196. 

47 Peter Lösche [989: Parteienstaat Bundesrepublik - Koalitionsbildungsstaat USA. Überlegungen 

zum Vergleich von Regierungssystemen. In: ZParl. 2/89: 283-z93; Peter Lösche 1993: Opposition 

und oppositionelles Verhalten in den Vereintgten Staaten. In: Walter Euchner (Hrsg.), Politische 

Opposition, a. a. 0., S. 115-126, Zlt. S. ll6. 
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verteilt sind: Die Founding Famers gingen wohl davon aus, daß sich der Kongreß~ und die Re

gierung de.-, Präsidenten wechselseitig in Schach halten (checks and balances), was Ja konsequent 

der alten Idee der Gewaltenteilung entsprach: Sie sollte Machtkonzentration und damit Macht

mißbrauch verhindern. Das hat eineinhalb Jahrhunderte hindurch ganz gut funktioniert, zum 

einen weil die amerikanische Bundesregierung (Federal Government) ziemlich unterentwickelt49 

geblieben war und deshalb nicht so viel auf dem Spiele stand wie heute, zum andern weil die 

heiden o. g. MaJorities selten voneinander abwichen. Dies hat sich ab der Mine des 20. Jh.s in

sofern geändert, als die amerikanischen Wähler durch StImmensplitting unterschleclJiche Mehr

heiten kreierten, die sich nicht nur kontrollieren, sondern auch blockieren können, und zwar biS 

zum ngovernment shurdown"! Das hatten die Verfassungsväter sicherlich nicht intendiert, stellt 

aber nunmehr ein ungelöstes Verfassungsproblem der USA dar, zumal eine polt tische ~Reserve

funktion"'Q, wie sie in den parlamentarischen Systemen die Bundespräsidenten - oder In den 

'\1onarchien die Königin/der König - erfüllen, ebenfalls fehlt. Dessenungeachtet wäre unter zwei 

ßedll1gungen ein Annäherung an das Prinzip der parlamentarischen Opposition auch in präsi

denciellen Systemen~J möglich, wenn nämlich erstens die Kongreß- und PräsidentenmehrhClt 

48 ,Woms R Fionna 1989: Congress. - Key~cone of the Washingron Establishmem. New Haven/Lon

don: '{ale Univ. Press. Sec. Ed.; Roger H DavldsonlWafter I Oleszek 1985: Congress and Irs Mem

bers. 'X'ashingron. D. c.: Congressional Quanerly. Sec. Ed.; Davui R. Mayhew 1974. Congress. -

The Elecroral Connectlon. :-";ew Haven/London: Yale Univ. Press. die Studie von Mayhew ist 

berühmt für die t.:nter~uchung des Rückgangs der Zahl der .unslCheren" WahlbeZIrke; Mathew 

D. McCilbbms/7m-y Sul/ivan 1987 (Hng.): Congress: Strucrure and Pollcy. Cambndge u. a.: Cam

bridge Univ. Press; Denni! Hale 198J (Hrsg.). The United States Congress. Chesrnut HilI. Mass .. 

Bo~con College; Leroy N RIese/bach 1995: CongresslOnal Politics. - The Evolvll1g legislative Sys

tem. BoulderlSan Francisco/Oxford: Wesrview Press; Mark A. Peterson 1990: Legislating Together. 

Ihe 'X'hm' House and Caplcol HilI from Eisenhower co Reagan. Cambridge. Mass.lLondon: 

Ibrvard t.:niv. Press; Gary 1,X": CoxlMathew D. McCubbmj 199J legislative Leviathan. - Party 

C;ovcrnmenr in the House. Berkeler/Lo~ Angcles/Oxford: Gniv. of Califorl1la Press; Kenneth A. 

SlrrpsklB'lrry R. 1X~mgast 1995 (Hrsg.); Positive Theories of Congressional InstitutIons. Ann Arbor: 

Ihe t.:niv. of.\1ichlgan Press. 

49 Stephm ~kowronek 1982: Building a New Amencan State ... The ExpanSion of National Adminis

trative C~pacities. 1877-1920. Cambridge u. a.: Cambridge Unlv. Press; und am Beispiel des Prä

sidenrcnamtes Theoclore I Lowi [98s: The Personal Presldenr. - Power Invested. Promise Unful

filled. Ithaca!l.ondon: Cornell t.:ni\'. Press. und Stephen Skowronek [993: The Politics Presidenrs 

Make. - Leadership from John Adams tO Ceorge Bush. Cambridge. Mass.lLondon: Belknap. 

50 1Xtrner Koltif/ezter [970: Die Funktionen des Staatsoberhaupts in der parlamentarischen Demo

kratie. Opladen: \X'estdeurscher Verlag; KUlUJ SchulIch [987: Die Funktionen des Bundespräsiden

ten im Verfassungsgefüge. In: JosefIsensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts. 
Bd. 11, a. a. 0., S. 541-584. 

51 Zum .präsidenricllen System" und der Kritik daran gibt es viel Literatur. wir verweisen auf einige 

wenige, z. B. W'infried Suffom [979: Parlamentarische und präsidenrielle Demokratie. Opladen: 
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übereinstimmen, und zweitens die Parteien "Fraktionsdisziplin" üben. Offensichclich ist der 

zweite Punkt der entscheidende: Solange die bizarren Konflikrlinien innerhalb des Kongresses 

eine höhere Paneikohäsion bei den Abstimmungen verhindern, stehen sich eine Mehrheirs- und 

:-'1inderheitsfraktion auch dann nicht gegenüber, wenn der ,\\lähler dazu die Chance gegeben 

harre. Im Prinzip ware aber eine die Regierungspolitik des Präsidenten stürzende Mehrheit des 

Kongresses ebenso möglich wie eine daraus resultierende ~1inderheitsfraktion, die dann in ei

nem eingeschränkten Smn als "Opposition" zu identifizieren ware, und genau das war in der 

Geschichte der USA die längste Zeit der :\ormalfall. 

Die Unterscheidung von "Regierung und Opposition" Ist letzclich für alle Demokratien 

wesenrlich In der Systemmeorie Luhmanns fungIert die Unterscheidung als Primareode des 

politischen Systems, d. h., das ganze System "beobachtet" sich selbst anhand dIeser Unter

scheidung: ",\1acht haben/keme :-'1acht haben" - Opposition bedeutet eben: nicht an der 

Macht zu sem; die Regierung ist für die Entscheidungen verantwonlieh, die Opposition "re

f1ektiert~ lediglich die Alternativen. Trotzdem ist die Opposition keineswegs machrlos. Die 

Macht der Regierung besteht - bildlich gesprochen - darin, die Steuerungshebel des Staats

apparates zu bedienen. Die Macht der Opposition ddgegm liegt in Ihrer Verbindung zur politi
schm Öffentlichkeit": Durch ihren Appell an die politische Öffenrlichkeit kann die OPPOSI

tion die Regierung zWIngen. ihre Kritik, ihre Alternativen, ihre KontroUarbeir ernst zu 

nehmen und Ist dabei nicht selten erfolgreich. weil die Macht der politischen Öffenrlichken 

die :-'1achr der Abwahl der Regierung bedeuter - das "Damoklesschwert" über den Häuptern 

W'estdeurscher Verlag; lohn E ClmbblPau! E Peterson [989. Amencan Political Insrirutions and 

ehe Problem ofGovemance. In: Dies. (Hrsg.). Can me Govemmenr Govem? \X'ashington, D. C. 
The Brookings Instlrution. S 1-46; ArmrJ Lijphart [992 (Hrsg.)· Parhamenrary versus Presidennal 

Governmenr. Oxford u. v Oxford UIlI\'. Press; kritisch bis ablehnend die Beitrage in Juanj. 

LmziArturo Valenzuela [994 fHrsg.). The Failure ofPresidenna! Democracy. - \nl. I: Compara

nve Perspecnves. Bairimore/London: The Johns Hopkins Uni\'. Press (Vol. 2 enma!t Beiträge zu 

den präsidenriellen Systemen Lateinamerikas. siehe auch Kap. 1 hier im Buch); ArmrJ LijphartlRo

nald Rogowskilf...m R. Weaver [993: Separation ofPowers and Cleavage ~fanagemenr. In: Kenr R. 
Weaver/Berr A. Rockrnan (Hrsg.), Do Instirutions ~farrer? - Governmenr Capabilities in the 

Uni ted States and Abroad. \X'ashington, D. c.: The Brookings Instirution. S. 302-344; Juan J 
Linz 1993: The Perils of Presidenrialism. In: wl)' DJamondiMarc F. Plarmer (Hrsg. I, The Global 

Resurgence of Democracy. Baitimore/London: The Johns Hopkins Univ. Press. S. 108---126, sowie 

die entsprechenden, ausgewogenen Kapitel tn GIOlJallm Sartori 199f Comparative Constirutional 

Engmeenng. :-:ew 'lork: ~ew 'lork C'niv. Press; Moms P. Fionna [994. Divided Governmem in 

me American States: A Byproduct of Legislative ProfesslOnaiism? In: American Polirical Sciencc 

Review 88: 304-316; Louis Fisher [99[: Consmurional Conflicts berween Congress and me Presi

dem. Lawrence/Kansas: C'niv. of Kansas Press. 

52 Willfr/ed St1fom [998: OppoSltionskommunikation. In: Otfried Jarren/C'lrich Sarcinelli/C'lrich 

Saxer ·Hrsg.), Politische Kommunikation in der demokratischen Gesellschafi:. Opladen/Wiesba

den. S 456-463. 
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der Regiemng wird von der "öffentlichen Meinung" gesch·wungen, angefeuert von der Op

position. 

Die Operationsweise eines jeden demokratischen Systems setzt die Subsystemauronomie 

der politischen Öffentlichkeit voraus, und zwar nicht zuletzt deshalb. damit sich die politi

sche Opposition frei und ungehindert entfalten kann Aus diesem Gmnde hängt sehr viel da
von ab, wie die Parlarnentsberichterstattung der Massenmedien aussieht. Zunächst einmal ist 

es verständlich, daß die Medien das Parlament selten als Einheit sehen, sondern als Ort der 

Konfliktausrragung zwischen Regierung und Opposition5J• Für die Wertschätzung des Parla

ments als Imtirurion liegt hierin ein gewisses Problem, weil das Parlament das einzige Staats

organ Isr, das im srrengen Sinne demokratisch ist, ja sogar als das Zentralorgan der Demokra

tie schlechthin betrachter werden kann. Das Informationsniveau der Bürgerinnen und Bürger 

über die Funktionsweise und Bedeutung des Parlamentarismus ist leider ziemlich niedrigl4 . 

In den Bl:ittern der auflagenstarken Boulevardpresse kommt das Parlament so gut wie gar 

nichr vor\5. 

Bis vor kurzem galt es als ziemlich gesichert, daß die Regierung einen .,Medienbonus" ge

nießr, weil schließlich sie es ist, die Entscheidungen von allgemeiner Relevanz trifft, und nicht 

die Opposition. Die Regierungschefs verfugen über einen ganz Stab von Mitarbeirern für pro

fessiunelle Öffenrlichkeitsarbeit, ebenso gibt es wohl in jedem Ministerbüro einen "Presse

referenten", dasselbe gilt für die Regierungsfraktionen im Parlament; Der Großteil der tägh

ehen Pressekonferenzen, der Presseaussendungen, der ~1aterialien der PR-Arbeit usw. gehört 

zur "Regierungskommunikation" im weiteren, die Parlamentsfraktionen der Regierungs

mehrheit einschließenden Sinne. Die Frage ist aber, u'ie - d. h. nicht nur; wieviel- die Me

dien darüber berichten. \Vir haben bereits auf Untersuchungen hingewiesen, die zeigen. daß 

ein gut 'Ieil der Berichte negativ gehalten ist, d. h., es wird zwar mehr zur Regierungskom

munikation publiziert, dafür aber auch mehr Negatives - ein Sachverhalt, der dem Medien

rrend zum Negativismus entspricht. Zum andern achtet gerade der Fernsehjournalismus des 

bffentlich-rechtlichen Rundfünks strikt auf das Prinzip der ,,Ausgewogenheit" bei der Be

richterstattung aus dem Parlament - Redner der RegierungsmehrheIt werden nicht länger 

53 EdW11J (ßru;ick 1981' Parlamem und PoIirikvermmlung. In; lJlrich Sarcinelli (Hrsg.), Polmkver

mitrlung. Stuugarr: Bann Akruell, S. 161-183, insbes. hier S. 166. 

54 Wt77ltr J Patult 1998: Parlamem;kommunikauon. In: Orfried Jarren/Vlrich SarclI1elli/Vlrich Sa

xer (t I rsg.) , Politische Kommunikauon 111 der demokrarischen Gesellschaft. Opl.!den/Wiesbaden. 

\Xestdelltscher Verlag, S. 431-441, insbes. S. 439 mit empirischen Daten. Siehe zur Problematik 

auch einige Dlskussionbeirräge in Konmd PorzntrlHetnrzch Obm-euterlL ·11'(' Thaysm 1990 fHTJg): 
40 Jahre [)eutscher Bundestag. Baden-Baden: :\omos. 

55 Edu'ln l.zrrwi,·k 198.-: Parlament und Politikvermitdung. a. a. 0., ). 17.1; sen I. Januar 1997 be

treiben ARD und ZDF den Parlaments- und Emgnzskanal »PhÖnIX", in welchem auch Parla

mentsdebatten - oft ungekürzt - übertragen werden. Vgl. Stefon i\1aTJchall 1998: Parlamentarische 

Repräsentation in der Inrormationsge,,~lIschaft. In; Zeitschrift für Politik 4S~ 2R2-199. 
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oder häufiger gezeigt als Redner der Opposition. Generell kommt "Konflikt" als Nachrich

tenwerr der Medien eher der Opposition zugute, nicht der Regierung. Das Problem liegt viel

mehr beim Nachrichtenwert "Prominenz" - ohne "Promis" ist eine Meldung nicht soviel 

"wert", und das gilt sowohl für die Regierungs- wie auch für die Oppositionskommunika

tIon. Der Nachrichtenwert "Prominenz" verweist den weitaus überwiegenden Teil der Parla

mentarier ins massen mediale Nichts, und zwar unabhängig von der Frage, ob ein Parlamen

tarier erwas Wichtiges zu sagen hätte oder nicht. 

Im Gegensatz zu früheren Zeiten wird die Opposition gegenwärtig kaum noch von den 

Medien benachteiligt, Ist die Opposition fest m die "Beziehungsspiele - Medien - Politik"s6 

eingebunden. Die Chancen emes wirkungsvollen Appells der Opposition an die politische 

Öffentlichkeit sind gestiegen - diesem Sachverhalt kann sich selbst eine satte Regierungs

mehrheit auf die Dauer nicht ohne Selbstschädigung entziehen -, sofern die Opposition über 

medienattraktive "Prominenz" verfügt, was wiederum zurückverweist auf die innerparteilI

chen Karrieremuster bzw. auf die Personalselektion der politischen Parteien, clie wir im letzten 

Kapitel als eine der zentralen Funktionen des Parteiensystems überhaupt identifiziert haben. 

Aus demokratietheoretischer Sicht sind das bemerkenswerte, positive Entwicklungen, und 

zwar in doppelter Hinsicht: 

l. Jede funktionierende Demokratie bedarf der Kopplung zwischen der Parlamentsöf

fentlichkeit und der Publikumsöffentlichkeit17 , die natürlich nur massen medial her

gestellt und täglich reproduziert werden muß. Zwar kann man gewisse Defizite auf 

56 1X0lfiang DombachlOtfrzedJarrenlHam Mathias KepplmgerlBarbara Pfttsch 1993: Beziehungsspiele 

- Medien und Politik in der öffentlichen Diskussion. Gütersloh: Verlag Bertelsmann Stiftung. In 

diesem Band geht es allerdings weniger um Regierungs- bzw. Oppositionskommunikation, als der 

Titel des Buches vermuten ließe. 

57 MIchael Kloepftr 1987: Öffentliche Meinung, Massenmedien. In: J. Isensee/P. Kirchhof (Hrsg.). 

Handbuch des Staatsreschts, a. a. 0, S. 171-206; Sten Martemon 1989' Parlament, Öffentlichkeit 

und Medien. In: H.-P. Schneider/\'q. Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, a. a. 

o , S. 261-289; Heinrich Oberreuter 1988: Parlament und Medien in der Bundesrepublik Deutsch

land. In: C. Thaysen/R. H. Davidson/R. G. Livingsron (Hrsg.), US-Kongreß und Deutscher 

Bundestag. - Bestandsaufnahmen Im Vergleich. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 500-516; die 

Beiträge in Ulrich Sarcinelli 1994 (Hrsg.): Öffentlichkeitsarbeit der Parlamente. - Politikvermm

lung zwischen Public Relations und Parlamentsdidaktik. Baden-Baden: Nomos;}ürgen Bellm 
1996: Bundestag, Medien und Öffentlichkeit. In: R. Westphalen (Hrsg.), Parlamentslehre. Das 

parlamentarische Regierungssystem im technischen Zeitalter. MtinchenlWien: R. Oldenbourg, 

2. AuA., S. 388-404; Frank Brettschneuur 1996' Parlamentarisches Handeln und öffentliche Mei

nung. Zur Responsivität des Deutschen Bundestages bel politischen Sachfragen zwischen 1949 

und 1990. In: ZParl. 1/96: 108-126; Peter Jann 1986' Parlament und Massenmedien. In: H. Scham

beck (Hrsg.), Österreichs Parlamentarismus. Werden und System. Berlin: Duncker & Humblot, 

S 807-819. 
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der Seite der Parlamentsöffendichkeit kritisieren (die meisten Ausschuß- und Frakti
onssitzungen finden unter Ausschluß der Öffentlichkeit statt), und man kann auch 
kaum zu leugnende Mängel an der Qualität der massenmedialen Parlamentsbericht
erstattung beklagen (zu wenig und zu oberflächlich, personalistisch), aber zur Zeit 
deutet eigentlich nichts auf eine systemgef.ihrdende Funktionsstörung hinsS• Dies gilt 
insbesondere für die Verankerung der parlamentarischen Opposition in der politi
schen Öffentlichkeit. Die kritische Berichterstattung der Medien wirkt wahrschein
lich sogar in die Richtung eines "Oppositionsbonus" , der in früheren Zeiten undenk
bar gewesen wäre. Trotzdem hat der regierungskritische Negativismus der Medien 
nicht ZlU befürchteten "Unregierbarkeit"S' der Demokratien gefühn. 

2. Eine "starke", d. h. medienwirksame parlamentarische Opposition ist für die Funk
tionsweise demokratischer Systeme aus einem zweiten Grunde unabdingbar, nämlich 
ZlU Erzeugung von Ugiti7lllltion im System60• "Legitimation" haben wir definien als 
"generalisiene Akzeptanz autoritativ geflil)ter, kollektiv verbindlicher Entscheidun
gen". Die entscheidende Variable ist hier das Generalisierungsnivt'4u. Obwohl der 
Großteil der Gesetze in den Parlamenten mit der Zustimmung der Opposition61

, also 
konsensual, beschlossen wird, so sorgen die unterschiedlichen ideologischen Orien
tierungcn der Parteien und der politischen Öffentlichkeit doch immer wieder für hef
tige Konflikte, in denen die Mehrheit entscheidet, die Minderheit "verlien" . Die Exi

stenz einer öffendichkeitswirksamen Opposition setzt aber einem etwaigen 
"IUdikalismus" der Mehrheit entschiedene Grenzen61: Gegenüber einer "starken" Op
position ist die Regierungsmehrheit gut beraten, eher den Weg der Verhandlung, der 
Suche nach Kompromissen zu beschreiten als den der Fonsetzung des Konflikts. Ob 
die Qualität der Entscheidung dadurch verbessen wird, steht auf einem anderen Blatt, 
aber die Einbeziehung der Opposition erhöht die Akzeptanz der Entscheidung, und 

sB Anders dagegen 0tfriM JIlrm'I I99~ Kann man mit Öffentlichkeitsarbeit die Politik "renen"? -

überlegungen zum Öffendichkeits-, Medien- und Polirikwandel in der modemen Gesellschaft. 
In: ZPart . .v9~ 6504-673-

59 So seinerzeit die Beiträge in WJheIm HmnislPetn- Gwzf Kklma~Ulrich MIlIZ I977 (Hrsg.): Re
gierbarkät. Studien zu ihrer Problernatisierung. Srungan: Klett-Cotta. 

60 NrINts l.IJmrmm I9II: Sdbsdegitimation des Staates. In: Norben: AchtemberglWemer Krawietz 

(Hng.), l.cgitimation des modernen Staates. Beiheft 15 des Ardtivs für Rechts- und Sozialphil0-
sophie. Wwosbaden: Steiner, S. 65-8}. 

61 DttnNJ M. 0IMm I99~ Democratic Legislative Institutions. Armonk, New YorklLondon: M. E. 

SIwpe, S.1Lt. spricht wn einer 9O-Prozent-Regd, d. h., 90 % der Gesetzesvorhaben werden von 
der ~ eißFxacht, 90 % dawn waden beschlossen; in der BRD und in Österrcich liegt 
der ProlJenISllZ aIIadings etw.IS niedriger. 

62. V~. BmttI ~CIIIIIs 0Jf0 I914 (H",.): An den Grenzen der Mchrheitsdemokratie. -

Politik und Soziologie der MdubeitsRgd. 0pIaden: Westdeutscher Verlag. 
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das Ist auch unter dem Gesichtspunkt dt:r "politischen Steuerung" oft d ie enl<;chei

dendere Variable61 Hier hangr jedoch sehr viel von einem anderen Umweltbereich des 

Parlaments ab, nämlich von den politischen Parteien und der Jeweiligen Dynamik des 

Parreiensystems. 

10.2 Fraktionen - Die Parteien im Parlament 

Fraktionen sind die polinsehen Parteien im Parlamenr64 . Die Fraktionen sind jedoch älter als 

die Parreien, Ihr Bildungspnnzlp beruhte zunächst einmal auf gemeinsamer ~ \\'eltanschau

ung", d. h , die Subpopulationen der Parlamente "füllten" gewissermaßen die vorhandenen 

Ideologischen Strömungen der politischen Öffentlichkeit. Es waren dann auch primär die 

Fraktionen der Parlamente, die aus ihrem Interesse olm \X'ahlerfolg die Gründung \'on Par

teien vorangetrieben haben6
< Die I-orm der nPartei" konnte dann im Falle von Spaltungen 

in den Parlamentsfraknonen, spater bei, 'eugründungen außerhalb der Parlamente (z. B. der 

Ilozialdernokrarischen Parteien), leicht kopiert werden, und so entstanden die Parreiensy

sterne, die wir im letzten Kapitel diskutiert haben 

Trotz der Existenz von Fraktionen und der steigenden Bedeutung der Parteien hielt man 

an der alrliberalen Doktrin der "Repräsentation" fest, nach welcher jeder Abgeordnete das 

61 Nzk!.L Lllhmdnn 1989. Politische Steuerung. Ein DiskuSSIonsbeitrag. In PolitISche Vierteljahres

schritt 30: 4 <), und die Replik von rntz w. !xh,zrpf PolitISche Steuerung und politische Insnru

tonen, S 10-21; vgl. Frztz Scharpf 1992 Die Handlungsfähigkeit des Staates am Ende des Zwan

zigsten Jahrhunderts. In: Beate Kohler-Koch (Hrsg.), Staat und Demokratie in Europa. Opladen: 

Leske ~ Rudrich, S. 9~-I15. 

64 Wol(gang Zeh 198,7 Gliederung und Organe des Bundestages. In: Josef lsensee/Paul KIrchhot 

(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd 11, a. a. O. S. 391-42'F "Die bedeutendsten Teile des Par

laments 5ind die Fraktionen" (So 193); dennoch ~ind die Fraktionen kellle "Organe oder Unreror

gane des Bundestage5~; als Gliederungen de5 Parlaments 5ichern sie jedoch sellle f-unktionsflilug

kelt und geben Ihm politISche Struktur, formen die parlamentarische \X'illensbildung und 

bündeln unrer.chiedliche politische Positionen zu handlungs- und vemändigungsf:i.hlgen Em

heiten, so Zeh: "Die Fraktionen sind die parlamentarischen Repräsentanten der Parteien" (S 39-)· 

65 &b,m Graf ton \'Vestpbalm 1996: Parlamemscntwicklung in Deutschland: Von der konsütunQ

nellen Reprä5emanon zur veranrwordichen Volksverrrerung. In: Der,. (Hrsg.), Parlamendehre. 

Münchenl\X'ien. Oldenbourg Verlag, S 26· 80, hier insbes. S. -- fE Der Reichstag nach 18~1 

nahm die Parreien und Fraktionen nicht zur Kenntnis, deren AUfgaben sollte der .. Scniorenkon

vent" und die 7 ,.Abteilungen" übernehmen: Siehe auch Duter Grimm 1991: Die Zukunft der 

Verfassung. Frankfurr am :-"1ain: Suhrkamp, S. 263 ff. :-"flt AlISnahme der Liberalen, "gI. Lothar 

Alberfln 1981: Der unzeitige Parlamenrammus der Liberalen. - VersäumnIsse seIner paneiende

mokraüschen Fundierung. In: L. A1berrinl\X~ Link (Hrsg.), Politische Parteien auf dem Weg zur 

parlamentarischen Demokratie III Deutschland. Dü.s.seldorf: Droste Verlag. S. 31---<)2. 
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ganze Volk "repräsentiere", und gcnau darauf baut heute noch der Rechrsgrundsatz des "freien 

Mandats" auf56. Auf dieser Linie bewegt sich auch die sog. "Mirror-Theorie" des Parla

ments'7, nach welcher die personelle Zusammensetzung des Parlaments wenigstens die 

großen sozialstatistischen Gruppierungen des Volkes (Arbeiter und Bauern, Angestellte und 

Beamte, Gewerbetreibende, Junge und Alte, Männer und Frauen, ethnische Minoritäten 

usw.) "widerspiegeln" sollte. Entsprechende Untersuchungen zeigen immer wieder, daß das 
natürlich nicht der Fall ist: Arbeiter und Frauen sind regelmäßig unter-, Männer, Beamte und 

Akadcß1iker68 - im US-Kongreß Juristen69 - regelmäßig überrepräsentiert. Die Mirror-Theo

rie verkennt jedoch, daß in Wahrheit nicht" Teile des Volkes", sondern politische Parteien re

präsentiert werden. "It is almost trivial to state that party is the main ,focus' of representation 

in Western Europe. "70 

Die Abgeordneten der europäischen Parteien verdanken ihr Mandat nicht primär dem 

"Volk", sondern den Parteien, die sie als Kandidaten nominiert haben71. Ebendarauf gründen 

die Parteien auch ihren Anspruch auf Einhaltung der "Fraktionsdisziplin ": Im Unterschied 

66 HIl1IS Hugo KInn 198r. Status des Abgeordneten. In: J. IsenseelP. Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts, Bd. 11, a. a. 0., S. 367-390, zu Art. 38 GG. 

67 DaviJ M. Olson 199~ Democratic Legislative Institutions, a. a. 0., S. 27, zur gängigen Auffas
sung, das Parlament sone die demographische Struktur des jeweiligen Landes widerspiegeln: "This 
critetion is the ,mirror' theory, in which a representative body should reflect the social identities 
of the society", in Wirklichkeit werden je nach Wahlrecht im wesenclichen Wahlkreise "repräsen
tiert", also geographische Einheiten, so der Autor. Zur Kritik an der Mirror-Theorie siehe auch 
SuztznM S. Schüttnnryn- 1994-' Hierarchy and Efficiency in the Bundestag. In: G. W CopelandlS. 
C. Panerson (Hrsg.), Paliarnents in the Modern World. Ann Arbor: Univ. of Michigan Press, S. 
29-58, hier insbes. S. 4li f. 

68 Hnno IVt4ck 1988: Die soziale Zusammensetzung des Deutschen Bundestages. In: U. Thaysenl 
R. H. DavidsonlR. G. Livingston (Hrsg.), US-Kongreß und Deutscher Bundestag, a. a. 0., S. 
12.8-151; Emi/-Pmr MüIkr 19B1J.· Der Bundestag ist gebildeter geworden. Zur Entwicklung des Bil
dungsstandes der Bundestagsabgeordneren seit 1949. In: ZParl. zl88: 2.00-219; Hnnz FiJch" 1995: 
Zur Soziologie des Nationalrates. - Strukturdaten und Enrwicklungen seit 1920. In: O. P. G. R. 
Schdbeck (Hrsg.), 75 Jahre Bundesverfassung. Wien: Verlag Österreich, Österreichische Staats
druckerei, S. 211-236. 

69 Ndron W. PoIsby 19B1J.· Die soziale Zusammensetzung des Kongresses. In: U. ThaysenlR. H. Da
vidsonlR. G. Livingston (Hrsg.), US-Kongreß und Deutscher Bundestag, a. a. 0., S. 108-127. 

70 EriIt DamgIlllTfi 1995: How panjes Control Comminee Members. In: H. Döring (Hrsg.), Parlia
ments and Majority Rule in Wcsrern Europe. FrankfurtlNew York: Campus/St. Martin's Press, 
S. }08-325, zit. S. 315. 

7I Diner Grimm 1989; Parlament und Parteien. In: H.-P. SchneiderIW. Zeh (Hrsg.), Parlarnentsrecht 
und Padamcntspraxis, a. a. 0., S. 1!}9-2.l6. ForrncU bezieht Art. 38 GG die Veruetungsbefugnis 
jedes Abseordnctm auf das ganze Volk und garantiere ihm in der Wahrnehmung seines Mandats 
voUe Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit. Beschlüsse der Fraktionen oder Anweisungen von 
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zu den amerikanischen Parreien im Kongreß sind die Parreien in den europäischen, parla

mentarischen Systemen unitary actors, weisen also ein hohes Maß an innerer Kohärenz und 

Geschlossenheit auf Die Fongelwng des Rechtsprinzips des "freien Mandats" sem aber der 

Disziplinierung der Abgeordneten durch die Paneien gewisse Grenzen!2: Ein arg bedrängrer 

Abgeordneter kann aus seiner Fraküon ausueten, ohne sein Mandat zu verlieren, allerdings 

nur um den Preis völliger Einflußlosigkeit. 

Ohne die Existenz von Parteien wäre ein neu gewähltes Parlament gar nicht handlungs-, 

d. h. entscheidungsfähig - so explizit die These des neo-institurionalistischen Ansarzes71• Die

ser Ansarz geht von der Siwation einzelner Abgeordneter aus und fragr: Wie kommen frisch 

gewählre Mandatare, die erstmals das Parlamentsgebäude beueten, zu den Informationen. 

wie sie sich in der neuen Rolle zu verhalten haben? Die Antwort ist einfach: "in den Parteien", 

d . h. in den Fraktionen. Die Parreien bieten die erste und wichtigste informationelle Orien

tierung, an welche zunächst einmal die Entscheidungen Im Prozeß der Selbstkonstiwierung 

und Selbstorganisierung des Parlaments anschließen können. Die Fraktionen bestimmen vor

erst für sich selbst eine Leitung (Klubchef, Fraktionschef, Vorstand), die die internen Diskus

sionen suukturien, die Verbindungen mit dem externen Parreivorstand aufrechterhält und 

die Kommunikationen mit den anderen Fraktionen des Parlaments aufnimmt. In den inter

fraktionellen Besprechungen werden dann die Verfahrensschrine und Personalvorschläge für 

die Leiwngsorgane des Gesamtparlaments vorbereitet, die auf der konstituierenden Sirzung 

vom Plenum nur noch "abgesegnet" zu werden brauchen. Desgleichen werden allfällige Ko-

Parteigremien entfalten keine rechtliche Bindung, rrorzdem verdanke der etnzelne Abgeordnete 

seinen \VIrkungskrels Im Parlament weitgehend den Fraktionen, also den Parteien, so Grimm. S. 

208 . - Auch nach dem Art. 56 B-VG der österreichischen Verfassung sind Abgeordnete in ihrer 

parlamentarischen Tätigkeit "an keinen Auftrag gebunden", die Interpretation richtet sich heute 

weniger gegen ein .,gebundenes :V1andat" von Wählern, sondern gegen einen möglichen "Frakti

onszwang", siehe Anton Pelinka 1999: Wachsende Autonomie und Differenzierung: Parteien und 

Fraktionen im parlamentarischen System Österreichs. In: Ludger Helms (Hrsg.), Parteien und 

Fraktionen, a. a. 0, S. 230 f, die Zahl von "abweichendem Stimmverhalten" hat in der legisla

turperiode 1990-1994 bei insgesamt 632 Geserzesbeschlüssen immerhin 55 betragen; trotzdem oc
kennen sich die Fraktionen der Traditlonsparteien zum "Klubzwang". 

72 Es kann in den Fraktionen zwar "Fraktionsdisziplin' geben, aber ketnen "Fraktionszwang", siehe 

Diner Grimm 1989: Parlament und Parteien, a. a. 0, S. 209 zu den Grenzen der Disz'plinierbar

keit eines Abgeordneten, aber auch zu den "Wirkungen des Fraktionsausschlusses" (S. 209); vgl 

auch Diner Engels 1996: Organisation und Arbeirsweise des Deutschen Bundestages. In: R. WN· 

phalen (Hrsg.), Parlamenrslehre, a. a. 0., S. 208-252, insbes. S. 240 ff. zu den Fraktionen. 

73 Siehe die Beiträge in Kenneth A. ShepsleiBarry R. Wemgast 1995 (Hrsg.): Positive Theones of 

Congressional Instirutions. Ann Arbor: The Uni\'. of Michigan Press. VgL Axel Mursu'ieck 1991' 

Die Notwendigkeit der Parteien für die funktionelle Integration der Reg,erungsgeschäfre. In: H.

H. Hartwich/G. Wewer (Hrsg.), Regieren in der Bundesrepublik III. Opladen: Leske + Budnch, 

S. 119-130. 
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alitionsverhandlungen in der Regel von den Spirzenfunktionären der Frakcionen geführt (Spe

zialisten, Ausschußvorsitzende), deren Ergebnisse von den Parteivorständen kaum noch ver

änderbar sind. - Aus all dem geht hervor, daß die Geschäftsordnungsautonomie der Parla

mente - wenn man so will: die Parlamentssouveränität - paradoxerweise von Subeinheiten 

getragen wird, dIe außerhalb des Parlaments ihre eigendiche Verankerung haben, nämlich im 

Parreiensystem. 

Die staatsleitende Kernfunktion der Parlamente - die Gesetzgebung - WIrd in parlamen

tarISchen Regierungssystemen durch und durch von den Parteien beherrscht, genauer von 

den Fraktionen der Regierungsmehrheit, weshalb in der Literatur nicht zu Unrecht auch von 

"Fraktionenparlamenten" gesprochen wird'4. Die sachlichen Verhandlungen und Debatten 

finden zwar in den jeweiligen Ausschüssen statt, aber diese SInd selbstverständlich in den je

weiligen Fraktionen durch die eigenen ,,Arbeitsgruppen" vorstrukruriert. Die WIchtigsten Ent

scheidungen fallen in den Fraktionen, die sich in den letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhun

dens organisatorisch ebenfalls durch den Ausbau von fraktionelien "Hilfsdiensten" stark 

ver5elbständigt haben, 50 jedenfalls die Fraktionen des Deutschen Bundestages75 . 

Die beherrschende Rolle der Parteien in den Parlamenten wurde unter dem Begriff "Par

teienstaat" immer wieder kritisiert und aus staatsrechtlIcher Sicht !Ur bedenklich gehalten76
. 

Wahrend der "konstitutionellen" Zelt hatte man behauptet, der Staat habe "oberhalb der Par

teien" und gegen die Partikularinteressen der Parteien das Gemeinwohl des "Volkes" zu wah

ren, der Staat dürfe den Partikularismen der Parteien nIcht "ausgeliefert" werden USvv. Gustav 

Radbruch hat dies zwar schon vor langer Zeit als "Lebenslüge des Obrigkeitsstaates" - man 

müßte ergänzen: des konservativ regierten Obrigkeitsstaates - bezeichnet, aber die Staats

rechtslehre konnte SIch nur sehr zögernd mit dem Fakrum des "ParteIenStaates" anfreunden, 

weil aus ihrer Sicht die Parteien nicht in den Bereich der "organisierten Staadichkeit" gehören. 

Der Anti-Parteien-Affekt nicht nur der Staatsrechtslehre, sondern auch der konservativ-au

toritären Korporationslehre und der extremIstischen Ideologien der Zwischenkriegszeit ha-

74 Sumnne S Schuttnneyer 1994 ' Hierarchy and Efficiency in the Bunde...tag, a. a. 0, S. 35: "Theories 

of the Bunde...tag as a represenrative 111stItution have developed histoncally from the theory of a 

parllamenr of notabb, to the theory of a party state, to the theory of a Fraktwnenparlament (par

liamenr dom111ated by the party groups inside the house)." Vgl. Wolfiang Ismayr 1997: Parteien in 

Bundestag und Bundesregierung. In: Oscar \X~ Gabriel/Oskar NiedermayerlRichard Stöss 

(Hrsg.), ParteiendemokIane 111 Deutschland. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 384-406. 

75 jürgenjekewlfz 1982: Das Geld der Parlamcnrsfraktionen. Zur rechdichen Verortung der Fraktio

nen an Hand ihrer finanziellen Ausstattung. In: ZParl. 3/82: 314-338; Suzanne S. Schüttemeyer 

1999: Fraktionen und ihre Parteien in der Bundesrepubltk Deutschland: Veranderte Beziehungen 

im Zeichen ptofö.>ioneller Politik. In: Ludger Helms (Hrsg.), Parteien und Fraktionen, a. a. 0 .. S. 

44f. 
76 Hans Hrrbert von Amim 1991: Der Parteienstaat. In: H.-H. HartWlch/G. \X'ewer (Hrsg.), Regie

ren 111 der Bundesrepublik II I. Opladen: Leske + Budrich, S. 99-u8. 
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ben dazu beigetragen, nicht nur den Parlamentarismus zu diskreditieren, sondern auch die 

Demokratie als Staatsform, und da hat es nur wenige Stimmen gegeben, die diese Zusam

menhänge offen thematisiert haben. so z. B. Hans Kelsen~. Nach 1945 wollte Gerhard Leib

holz78 die Parteien mehr oder weniger "verstaatlichen", blieb aber in der deutschen Staats

rechtslehre in der Minderheit; mittlerweile lehnt die deutsche Staats- und Verfassungslehre 

die These von der "Verstaatlichung der Parteien" ab, und trotzdem \\llrde gerade diese These 

in der Politikwissenschaft weiter diskutiert 9. 

Die negativen Konnotationen des Begriffs "Parreienstaat" wurden zwischenzeitlich durch 

eine Reihe großteils "berechtigter" Kritikpunkte an den Parteien weiter aufgeladen, zum Teil 

haben wir sie schon im letzten Kapitel angesprochen: So fungierten die Parteien in den mei

sten westlichen Demokratien als Patronageapparate größten Stils - wo immer sie ihren Ein

fluß geltend machen konnten! Auf die extenSive Ämterpauonage bei der Stellenbesetzung im 

öffentlichen Dienst haben wir mehrfach hingewiesen&o; die lukrativsten Jobs gab es aber auf 

der Managementebene des Sektors der "öffentlichen \X'inschaft", der verstaatlichten Banken 

in Österreich konnten regelrecht "schwarze" und "rote" Banken unterschieden werden -

sowie In den damals noch bedeutenden verstaatlichten Industrien, und nicht zuletzt in den 

kommunalen Versorgungsbetrieben, in der E-\Virtschaft, im Genossenschaftssektor usw. -

alle Besetzungen liefen über die Hinterzimmer der Parteizentralen, wo sich die Karrieristen 

und Stellenjäger der Parteien einfanden bzw. wurden die Jobs zwischen Parteifunktionären 

"ausgepackelt", wenn nicht anders möglich. Im gesamten Schulwesen konnte man ohne 

"richtiges" Parteibuch kein Direktor werden, Vertreter der Großparteien saßen in den Kura

wrien wissenschaftlicher Instirute und harten wohl auch bei Besetzungen von Lehrsruhlen an 

den Universitäten die Hand im Spiel, Vertreter der Parteien beherrschten die Leirungsgre

mien des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, Parteifunktionäre sitzen in den Vorständen un-

77 Harn Kelsm 198I. Vom \X'esen und \X'ert der Demokratie. A.a1en: Sciemia Verlag, 2. ~eudruck der 

2. Auf]. Tübingcn 1929. 

'78 Gerhard Leibholz 1973: Strukturprobleme der modernen Demokratie. Frankfurt am t-..1ain: Athe

näum Fischer. 3. Auf], S. 71 fE 

79 Siehe die uteratur im vorangegangenen Kapitel zur staats- und verfassungsrechdichen Reha~d 
lung der polnischen Parteien. Vgl. hierzu und zur folgenden Kritik an den Erscheinungsformen 

des "Parteienstaates • auch Kldus v Bryme 199J Die polItische Klasse im Parteienstaat. Frankfurt 

am Main, Suhrkamp. 

80 Erwin Kund Ute Scheuch 1992. Cliquen, Klüngel und Karrieren. Reinb.:ck b. H.: Rowohlt; Lud
ger Helms 1993: Parteienregierung im Parteienstaat. Strukturelle Voraussetzungen und Charakte

ristika der Partelenregierung in der Bundesrepublik Deutschland und in Österreich (1949 biS 

1992). In: ZParl. 4194: 635-654: im Text beziehen wir uns hauptsächlich auf Österreich und ver

wenden die Zeitform des Imperfekts - wohl wissend, daß vieles auch heute noch nicht ver

schwunden ist; leider fehlen dazu Umersuchungen, vgl. aber die Beiträge in Harn-Georg Hnnnch 
et al. 1991 (HrsgJ- Politische Kultur In Österreich. Festschrift für Heinrich Schneider. Linz. 
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zähliger Vereine (z. B. Sportvereine); Hand in Hand mit Vertretern der Wirtschaftsverbände 

cmschieden Parteifunktionäre in den Beiräten/Kommissionen im Rahmen der sog. "Färde

rungsverwaltung" über die Verteilung von Steuergeldern an die privaten ,,Antragsteller". des

gleichen bei der Vergabe von Aufträgen der öffentlichen Hand an die Wirtschaft (z. B. im 

Ihusektor); eine besondere Spielwiese des Parteieneinflusses stellte die Vergabe von Woh

nungen im Rahmen des kommunalen oder genossenschaftlichen Wohnbaus dar - selbst KIl1-

dergartenpLit7c blieben vom partei politischen Einfluß nicht unberührt usw. US\.V. - Angesichts 

solcher .,Ubiquität der Parteien" war die Kritik am "Parteiensraat" nicht unberechtigt, und es 

besteht auch wenig Zweifel, daß das weit verbreitete "Unbehagen am Parteien staat" nicht nur 

auf den Negativismus in der massenmedialen Berichterstattung zurückzuführen ist. Wie be

denklich solcher ausufernder Parteieneinfluß sein kann, war am Beispiel Italien abzulesen, als 

zu Beinn der 1990er Jahre als Folge der Verstrickung der Parteien in unzählige Korruptions

skandale vorübergehend das gesamte Parteiensystem zusammenbrach8:. 

Die Verbände sitzen mit den Parteien im sei ben Boot - harren wir oben festgestellt, d. h., 

Sil' befinden sich im selben Subsystem, und deshalb ist es kell1eswegs abwegig, wenn Ver

bandsfunknonäre als Delegierte von Parteien auch im Parlament venreten sind. Das Ziel der 

Verbände ist es Ja letzrllch, Einfluß zu nehmen auf die staatlichen Entscheidungen82• Dafür 

haben sich schon im vorparlamentarischen Raum gewisse Kommunikationsrourinen einge

spielt, etwa im Rahmen von Begurachrungsverfahren im Gesetzgebungsprozeß oder in Ge
stalt von "öffentlichen Anhörungen", Enqueten oder der Erstellungen von "Gutachten". Da

neben existieren natürlich zahlreiche "informelle" Kanäles" die sich in der Regel dem Einblick 

der Öffentlichkeit emziehen, dennoch muß Informalität nicht eo ipso negativ zu bewerten 

81 Ham-jörg Keller 1995' Der schwienge Weg zur 2. Republik. Das politische System Italiens 1m Um

bmch. In \X'inand Gdlner/Hans-Joachim Veen (Hrsg.), Umbruch und \X'andel in westeuropal

sthen Parteiensystemen Frankfurt am Main: I'eter Lang, S. 49-78. 

82 Fadmand ,\,fti[[a-Romff/eI1988: Interessengruppenvertrerung im Deutschen Bundestag. In: C 

I'hJ.ysen/R. H. Davidson/R. (; l.ivIl1gsron (Hrsg.). CS-Kongreß und Deurscher Bundestag, a. 

a. 0., S. 100-324; RudolfSteinberg 1989: Parlament und organisierte Interessen. In H.-P. Schnel' 

der/W ".eh (Hrsg.), Parlamentsrechr und Parlarnenrspraxis, a. a. 0, S. 217-260; Manfred Hima 
1993: [)er [)eutsche Bundestag im Netzwerk organisierter Interessen. In: D Herzog/H. 

RebcmtorflB. Weßels (Hrsg.), Parlament und Gesellschaft, a. a. 0., S. 138-183. Leo Kißler 1996' 

Parlamenr und ge,elkhaftlIche Interessen. In: R. \X'estphalen (Hrsg.). Parlamentslehre. a. a. 0 .• S. 

3[1-346; Ulrike I.zebnt 1995' Parliamenrary Lobby Regimes. In: H. Döring (Hrsg.), Parliaments 

and Majo[lry Rule in \X'estern Furope. a. a. 0, S 407-447. ~eu nun auch das extensive Lobby· 

lOg beim britischen L'nterhaus, siehe Phdip Norton 1994: Representarion oflnreresrs: The Case of 

(he British House ofCommons. In: G. '\J,.": CopdandIS. C. Parrer,on (Hrsg.l. P"rliamenrs in (he 

.\lodern \X'orld. ChanglOg InsrilUtions. Ann Arbor: Univ. of.\1ich1gan Press, 5. 13-28. 

S, Bernhard \'(Te/Ms 19870 Kommunikationspotentiale zwischen Bundesrag und Gesellschaft: Öffent

liche Anhörungen. informelle Kontakre und lOnere Lobby in wirrschafts- und s(malpolltischen 
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sein. Der "direkte" Weg des Verbandseinflusses auf die Staatsgeschäfte läuft jedoch über die 

Parlamente, d. h. über die Fraktionen und die Fachausschüsse. 

Einen besonderen Fall des überbordenden Verbandseinflusses bzw. des Lobbyismus von 

Press ure Groups stellen wiederum die USA dar, und zwar nicht zuletzt wegen der Schwäche 

der "Parties in Congress". Die Ursachen für die fehlende Parteidisziplin der "Delegates" im 

amerikanischen Kongreß haben wir bereits angesprochen: die hohe Kandidatenzentrierung 

im Wahlkampf, der Aufstieg der PACs bei der Wahlkampffinanzierung, die starke Personali

sierung der Politik durch die Medien - hinzu kommen: die kurze Amtszeit der Abgeordne

ten des Repräsentantenhauses, nämlich zwei Jahre (im Senat dagegen sechs), sowie das Wahl

recht (Mehrheitswahl in Einerwahlkreisen) - all das führt dazu, daß sich die Abgeordneten 

in einern fast permanenten Wahlkampf befinden und im Interesse der Wiederwahl einen ho

hen Aufwand für die "Betreuung" ihrer Distrikte betreiben müssen84 . Wann immer im Re

präsentantenhaus bei einer Gesetzgebungsmaterie die Parteilinie der Whips und das Distrikt

interesse kollidieren, entscheiden sich die Abgeordneten für "ihren" Distrikt. 

Unter diesen Bedingungen kann es keine mit den Fraktionen der europäischen Parlamente 

vergleichbare "Parteidisziplin" geben; strikte "party-line votes" haben daher Seltenheitswert. 

Trotzdem sind die Parteien auch im amerikanischen Kongreß alles andere als eine irrelevante 

Größe, Im Gegenteil, ihre Bedeutung ist auf dem Hintergrund der politisch-ideologischen 

Polarisierung seit der Reagan-Ära wieder deutlich gestiegen' . Zum einen sind die Parteien 

der entscheidende Faktor für die Selbstorganisarion des Kongresses: Die Demokraten sind im 

"Caucus", die GOP In der "Conference" organisiert, die Mehrheitspartei wählt den "Speaker" 

- eine der mächtigsten Figuren der amerikanischen Politik: Der Speaker führt den Vorsitz im 

Parlamentsausschüssen. In: ZParL 487: 285-311; Klaus v. Beyme 1991: Informelle Komponenten 

des Regierens. In: Hans-Hermann Harrwich/Gämik Wewer (Hrsg.), RegIeren in der Bundesre

publik Ir. Formale und informale Komponenten des Regierens in den Bereichen Fiihrung, Enr

scheidung, Personal und Organisation. Opladen: Leske + Budrich, S. 31-5°; Roland Czadd 1991" 
Regierung und Verwalrung als Organisaroren gesellschafclicher Interessen. In: H.-H. Ha.rm·ichJG 

Wewer (Hrsg.), Regieren in der Bundesrepublik III. Opladen: Leske + Budrich, S. 151-174; Chrt
stian Hanke 1994. Informale Regeln als Substrat des parlamentarischen Verhandlungssystems. Zur 

Begründung einer zentralen Kategorie der Parlamentarismusforschung. In: ZParL 3/94: 410-440: 

vgl. Phzlip Manow 1996' Informalisierung und Partei politisierung - Zum Wandel exekutiver Ent

scheidungsprozesse in der Bundesrepublik. In: ZParl. 1/96: 96-10"7. VgL die spieltheoretischen 

Überlegungen von Fntz W. Scharpfl994: Games Real Acrors CouId Play. - Positive and Negative 

Coordination in Embedded Negotiations. In: Journal ofTheoretical Politics 6: 27-53· 

84 Roger H. Davuison 1988: Der Kongreß als repräsentative Insrirution. In: U. Thaysen/R. H. Da

vidson:R. G. Livingsron (Hrsg.), US-Kongreß und Deutscher Bundesrag, a. a. 0., S. 49-72, hier 

insbes. S. 59 f. 
85 Carsten Zelle 1996' Parteien und Politiker in den USA: Personalisierung trotz "party revival". In: 

ZParl. zl96: 317-335. 
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sog. "Rules Committee", d. h. im Lenkungsausschuß, wo über die Beserzung der Ausschüsse 

enrschieden wird, wo die Geserzesanrräge an die Ausschüsse veneilr werden, also der geserz

geberische "Fahrplan" fesrgelegr wird, und wo die Tagesordnungen der Plenarsirzungen er

stellr werden. Schließlich konrrolliere der Lenkungsausschuß In erheblichem Maße die Wei

rerleirung von Geserzenrwürfen der Fachausschüsse an das Plenum, also den enrscheidenden 

Schrin im ganzen Verfahren. Die "Frakrionen" wählen jeweils ihre "Floor Leader" und Ihre 

"Whips" ebenfalls zenrrale Figuren der Kongreßorganisanon, insbesondere dann, wenn es 

um ideologisch aufgeladene Issues gehr, wo die weitaus überwiegende Mehrheir der Mirglie

der der beiden Häuser enrsprechend ihrer Parreizugehöngkeu absrimmr86. 

Dessenungeachrer führe die Schwäche des amerikanischen Parteiensysrems zu mehreren 

dnnokratletheoretlJch bedenklichen Erscheinungen: 

I. Die Polink wird in den USA wie kaum in einem anderen Lande von den Agenda der 
Medien beherrschr, weil die Frakrionen des Kongresses nichr geschlossen genug sind, 

ihre eigenen Agenda enrgegenzuhalren. Der Kurzschluß von polirischer Öffendich

keir und Parlamenr (Sraarsleirung) bedingr zwar ein hohes Maß an "Responslveness", 

wird aber zu wenig durch "Responsibiliry" remperien, und deshalb kommr es immer 

wieder zu ,,Anlaßgeserzgebungen" ohne Rücksichr auf die Dringlichkeir anderer rege

lungsbedürfriger Probleme der Gesellschaft. 

2. Der US-Kongreß wird offenbar zu srark von den Disrrikrinreressen der Abgeordne

ren dominien, für die die Parteien (Frakrionen) in nur unzureichender Weise eine 

"Clearing-Srelle" darsrellen, so daß das allgemeine, "nationale Inreresse" ofr auf der 

Strecke bleibt: "The problem with Congress is rhar congressmen conscienriously, 

openly, and as mauer of e1ecroral survival assiduously service rhe special inreresrs of 

rheir disrricrs. And in rhe absence of rhe coordinaring forces of Strong panies or presl

denrialleadership, rhe general inrerests of the Uni red Srares gers losr in ehe shuffie."8 

&6 Samuel C. l'attmon 1988: Parteien und Ausschiis5e im Kongreß. In: U Thaysen/R. H. Davldson/R. 

C;. l.lvll1gston (Hrsg.l. CS-Kongreß und Deutscher Bundestag, a. a. 0., S. 236-259, hier S. 247. 

87 /Woms P. Fionna 1989: Congress. Keysrone of the \X'ashingron Establishment. New Haven,Lon

don: Yale Gniv. Press. '>cc. Ed .. S. [29. - ,,A5 polincaJ scientiscs have repeatedly observed, congress

men understand the nationalll1terst only when ir speaks in a 10caJ dialect" (S. [08). "The maln 

theme of thls book is that, PACs or no, congressmen rarely vote ehe generallnteresr. Individual 

distrin Interests are spec.ial interests, whose sum IS not ehe narional interest" (5. 127, Hervorhe

bungen im Original). VgLjohn R. W'right 1990: Contriburions, Lobbying, and Commirree Voring 

In the U.S. House of Representatives. In: Amencan Polnlcal Science Review 84: 417-438, und 

john R. Hlbbing 1991: Contours of the Modern Congresslonal Career. In; American Polirical 

Science Review 85: 405-428, am Beginn einer Kongreß-Karriere srehen 1!1 der Regel Interessen 

der '\\:'iederwahl, das Engagement 1!1 Geserzgebungsprozeß isr daher präformiert, bevor der Ab

geordnete überhaupt eine gewisse Routine erwirbt. 
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3. In Zeiten ideologischer Polarisierung steigr narurgemäß die Neigung der Parreien zu 

"rücksichtsloser" Selbstprofilierung: In den parlamenrarischen Systemen verschärfe 

dies den Gegensarz zwischen den Parreien der Regierungsmehrheit und den Parteien 

der Opposition. Der außenstehende Beobachter kann "Veranrwortlichkeiten" zu

rechnen und z. B. als ~'ähler entsprechende Konsequenzen ziehen. In präsidenriellen 

Systemen wie den USA besteht jedoch die Gefahr, daß es zu einer "Opposition zwi

schen Staatsorganen" kommt - also "Dealock" zwischen Kongreß und Weißem Haus 

-, für die die Parteien nur indirekt, wenn überhaupt, verantwortlich gemacht werden. 

Kongreß und Präsidenr können sich wechselseitig "beschuldigen", Ursache des Pro

blems zu sein was letztlich dem Ansehen der Instirutionen in der Öffentlichkeit 

Schaden zufügen muß -. die "wahre" Crsache des Problems, die "Cnveranrwortlich

keit der Parteien", kommt ungeschoren davon und bleibt ungelöst. 

Diese Bemerkungen zu den Problemen des amerikanischen politischen Systems deuren be

reits daraufhin, daß demokratische Svsterne ganz allgemein außerordentlich vorausserzungs

voll gebaur und daher störungsanfällig sind. Einige Aspekte wollen wir abschließend noch 

mal hervorheben und daran Forschungsfragen an die Demokratletheorie88 formulieren, die Jd 
auf solche Vorausserzungsreflexionen spezialisiert ist. 

• "Politisches Inreresse" des Bürgerpublikums als kritische Variable: Die klassische Oe

mokratietheorie hatte den politisch inreressierren Bürger einfach vorausgeserzt, und 

in der Tat Ist jede funktionierende Demokratie darauf angewiesen, daß sich die ~lehr

hw der Bürgerinnen und Bürger zumindest soweit über "Politik" informierr, um bel 

AbS(lmmungen und \X'ahlen eme im Hinblick auf die existierenden Alternativen "ge

haltvolle" Enrscheidung treffen zu können, d. h., die \X'ahlentscheidung sollte sich von 

einem Zufallsgenerator deutlich unrerscheiden. "Wahlen" legitimieren zwar nicht zu

lerzt durch die Unvorhersehbarkeit des Ergebnisses, das es zu akzeptieren gilt, aber das 

funktiOnIert nur dann, wenn eme "kritische Masse" daran beteiligr war. Zur Zeit ge

ben die Daten zu den Wahl beteiligungen in den europaischen Lindern wenig Anlaß 

zur Besorgnis. aber das muß aus mehreren Gründen nicht so bleiben: Erstens können 

sich die Bürgennnen und Bürger völlig folgenlos für ihren Lebensstil von der "Poli

tik" verabschieden; das ist eine nichtinrendierre Folge der funktionalen Differenzie

rung der Gesellschaft: - .,no politics on the screen" ist für em Fünnel- in den USA 

mehr als ein Viertel- des Elekrorats schon heute Realität. - Zweitens. durch die be

vorstehende "Kommunikationsrevolution" wird "politische Information" in einem 

bisher unbekannren \.faße Konkurrenz erhalten, vor allem durch den rasch expandie

renden "Enrertainmenr-Sekror". Der Prozeß der Segmentierung der Publika wird wei-

88 Vgl. Giovanni Sarton 199'; Demokratlerheorie. Darmstadr: Primus Verlag. 

I 
I 
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ter voranschreiten, die I'..ahl der issue publies zunehmen WIe wird sich die Demokratie 

auf diese neuen Verhältnisse einstellen? WIrd "politisches Interesse" zu ell1er kritischen 

Variable? 

• WIr haben im Kapitel acht von gewissen "Konjunkturen" bei den ideologischen StrÖ

mungen in der politischen Öffentltchkeit gesprochen, also den längerfristigen Links

blw. Rechtstrends. \'V'ie lassen sich diese Trends eigentlich erklären, womit hängen sie 

zusammen? Aus den USA gibt es empirische BefUnde, die zeigen, daß der aggressive 

Stil der Wahlwerbung gerade die "moderaten" \X1ählerinnen und Wähler demotiviert, 

zur \X1ahl zu gehen; auch im Internet stellen die "Ideologen" offenbar die Mehrheit 

der Aktivisten. Eine folge dieser Sachverhalte haben wir oben bereits gesehen Kan

didaten mit ideologisch radikaleren Einstellungen gewinnen die Wahlen, der eS-Kon

greß m ideologisch polarisiert wie schon lange nicht mehr. Trotzdem wird gerade für 

die eSA immer wieder festgestellt, Ideologien würden im politischen System kaum 

eine Rolle spielen. Wie sind diese \X1idersprüche zu erklären? Werden wir es auch in 

Europa mit stärkeren ideologischen Polarisierungen zu tun bekommen, ohne daß wir 

es merken? Ist es richtig, daß die Partizipauonsbereitschaft in der "ideologischen 

~1itte" sinkt, an den Rändern jedoch steigt? 

• ~1edienexperten rechnen auch für Europa mit einer zunehmenden "Kommerzialisie

rung" der Medienlandschaft, d. h., Verkaufszahlen und Einschaltquoten werden zu 

bestimmenden Faktoren. Auf dieser Linie liegen auch die Trends zur Diversifizierung 

des Medienangebots bzw. zur IndividualiSierung des MedienkonsumsR9 • Die Folgen 

für das politische System sind noch nicht eindeutig erkennbar, manche AutOren wie 

1.. B. Thomas E. Panerson kommen jedoch schon für die rezenten Enrwicklungen 

zum Schluß, die Medien würden die demokratischen Prozesse l11cht mehr zureichend 

"bedienen". Auch für Europa mehren sich die kritischen Stimmen, man denke an For

mulierungen wie: "Die Demontage der Politik in der Informationsgesellschaft" (Kepp

linger) oder an die These von der ,,Amerikanisierung der Wahlkämpfe" usw. WIe kann 

man die \1edlenwirtschaft dazu bringen, stärker auf die Anforderungen der Demo

kratie im •. politischen System" Rücksicht zu nehmen? \X1elche Bedeutung kommt da

bei den öffentlich-rechtlichen Anstalten zu? - Dies sind demokratletheorensch bri

sante Fragen an die Medienpolitik. 

• Die oben genannten strukturellen Veränderungen im Subsystem der politischen Öf

fentlichkeit stellen nanirlich auch vor neue Probleme Im Subsystem des Staates: Die 

Verwaltungsverfahren müssen transparenter werden, die Auswüchse des "Parteien

staates" bedürfen dringend einer Flurbereinigung, die Polizei muß sich auf mehr 

89 \'t,"j,umd GrUn" /99 7; Individualisierung und Globalisierung. Die Pnvauslerung der ÖffentlICh

keit? In: K.u-l Rohe (Hr~g.), Politik und Demokrarie in der Informanonsgesellschaft. Baden-Ba

den: :--;omos, S. 2.5-44 
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"Servicefunktionen" einstellen, und nicht zulerz.r betrifft der sich abzeichnende "Struk

turwandel der Öffentlichkeit" den Parlamentarismus: Wird die Parlamenrskommu

ni kation aus der kommerzialisierten Massenpresse verschwinden? Wie groß werden 

die Publika sein, die sich in der künftigen digitalisierren Medienwelt für die Parla

mentsberichterstattung interessieren? Wird es gelingen, für das Parlament der EU eine 

"europäische Öffentlichkeit" herzustellen? - Von der Beantwortung dieser Fragen 

hängt viel ab, nicht zulerz.r geht es um die künftigen Chancen der parlamentarischen 

Opposition! 

• Viele Anzeichen sprechen dafür, daß der Typus der politischen Partei mit "Massenba

sis" kaum Zukunftschancen hat. Wahrscheinlich werden sich die Parteien dem Typus 
der "Wählerparteien" oder "Plattformparreien" annähern, und insofern dies zutrifft, 

ist auch hier die Rede von einer . .Amerikanisierung" nicht abwegig. Einige Folgen ha

ben wir bereits angedeutet: Erstens könnten in Zukunft die Wählerfluktuationen 

noch zunehmen bzw. würde die Zahl der "Stammwähler" weiter schrumpfen. In 

Österreich waren von diesen Trends tn erster Linie die Großparteien betroffen; wenn 

man die Trends fortSchreibt, würde die Unterscheidung von Groß- und Kleinparteien 

bald hinfällIg. Unter der Bedingung einer zunehmenden ideologischen Polarisierung 

wären jedoch auch ganz andere Szenarien denkbar, etwa das Verschwinden von "rele

vanten" Kleinparteien. Der erste Fall \\iirde zu einer zunehmenden Zersplitterung des 

Parteiensystems führen und damit zu Schwierigkeiten der Bildung von stabilen Par

lamenrsmehrheiten, der zweite Fall zu einer abnehmenden Konsensgrundlage in den 

Parlamenten. Oder wird der künftige Parlamentarismus primär von opportunistischen 

"Promis" beherrscht90? 

'X'elche Szenarienkombinationen auch immer die Zukunft bringen wird, "Demokratie" bleibt 

ein unterdetermtnierres, labiles, störungsanfälliges, dafür aber auch ein offenes, anpassungs

fähiges und darum spannendes "Projekt" der modernen Gesellschaft. 

90 Järg Set/?elberg 1995: Berlusconis Forza ltalia. Wahlerfolg einer Persönlichkeitspanel (1994). In: 

ZParl-Sonderband. 204-231. Vgl. !vmten Fischer 1999' Kommentar: Politik und Rationalität. In: 

Michael Th.Greven/Rainer Schmalz-Bruns (Hrsg.l, Politische Theorie heute. - Ansäcze und Per· 

spekttven. Baden-Baden Nomos. S. 293-299, zur "Selbstreferennalität politischer Kommunika· 

tion"; entscheidend sei, so Fischer Im Anschluß an Luhmann, wie man das gesellscha1tliche Tetl

system Politik dazu bringen kann, sich selbst als Umwelt zu beobachten und dadurch die 

Auswirkungen seiner Operationen auf andere Teilsysteme ebenso wie die Auswirkungen der Ope

rationen anderer Teilsystme auf sich selbst zu reflektieren, m. a. \X' es gehe darum, die funktIons

systemspezifischen Umweltorienrierung zu verbessern. Dies seczt dann aber rein opporrunIsn· 

sehen Karrierearnbitionen gewisse Grenzen. 
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Im Zentrum eines jeden politischen Systems 
befindet sich der Staat, dessen Leistungsfähigkeit 

auch heute noch in vielen Ländern geradezu schicksalhafte 
Bedeutung zukommt. Das Buch stellt den Versuch dar, 
auf der Suche nach einer wirklichkeitsnäheren Lehre 

vom Staat einen Schritt weiterzukommen. Dazu gehört 
aber auch, die jeweiligen Umweltbedingungen staatlichen 

Handeins ständig im Blick zu behalten. Dies gilt in 
besonderer Weise für die modernen Demokratien, wo der 
Staatsapparat in einen riesigen Kommunikationskomplex 

der politischen Öffentlichkeit eingebettet wird und wo sich 
schließlich zwischen Öffentlichkeit und Staat der 

Organisationskomplex der Parteien und Verbände 
dazwischenschiebt. Trotzdem laufen letztlich alle 

Kommunikationsprozesse des politischen Systems auf 
den Staat zu, weil nur dieser die "Funktion der Politik" 

garantieren kann, auf die die moderne Gesellschaft 
angewiesen ist. 

Hannes Wimmer 
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